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615.  Bericht  des  Reichstags-Gesandten  Graf  Goertz.  Regensburg  1803   }^^ 

Tri  ^^^^ 

Jnli  1. 

K.  XL  Boiii.    Ausfeitignitg. 

Ansidit  des  Kur-Erxkanxlers,  dctss  in  Regenaburg  über  preussische  katholisehe  An- 
gelegenheiten nicht  verhandelt  werden  dürfe. 

.  .  .  Glaubt  »zum  yoraus  yersichem  zu  können,  dass  wenigstens  der 
Herr  Cbur-Erzkanzler  die  Ueberzeugung  hat,  dass  die  geistlichen  Angelegen- 
heiten E.  E.  M.  katholischen  Unterthanen  in  allen  Dero  Staaten  ohne  Aus- 
nahme, sowohl  in  dem  Königreich,  dem  souverainen  Herzogthnm,  und  allen 
alten  und  neuen  teutschen  Provinzen  mit  Innbegriff  der  Entschädigungs- 
Lande,  ganz  frej  der  Allerhöchsten  Einrichtung  überlassen  sind  und  dem- 
nach hier  darüber  nicht  tractirt  oder  verhandelt  werden  könne;  —  dass 
anch  ermeldter  Herr  Erzkanzler  es  sich  zur  Pflicht  zu  machen  scheint  und 
die  aufrichtige  Absicht  heget,  dass  bei  einer  solchen  Unterhandlung  mit  dem 
römischen  Hof  nicht  allein  denen  übrigen  protestantischen,  sondern  auch 
selbst  denen  katholischen  Reichs-Ständen  keine  ihrer  Reichs-Verfassungs- 
mSssigen  Rechte  entzogen  oder  geschmälert  werden  mögen;  —  und  dass  • 
vorzüglich  um  ^dieses  zu  vermeiden,  derselbe  es  wesentlich  geglaubt  hat, 
die  von  dem  römischen  Hof  mit  dem  Kaiserlichen  zu  Wien  angefangene 
Unterhandlungen  von  da  weg  und  hierher  zu  ziehen.  Bei  denen  durch  die 
Torzüglich  in  dem  Südlichen  Teutschland  geschehenen  grosen  Veränderungen 
der  Dioecesan-Verfassung  scheint  derselbe  die  Ueberzeugung  zu  haben,  dass 
nach  den  Grundsätzen  der  katholischen  Kirche  eine  neue  Uebereinkunft 
nnd  Einrichtung  erforderlich  sey.< 


616.   Gutachten  der  Gesetz-Kommission  (an  den  Grosskanzler  v.  Gold«  Juli  2 

beck).     Berlin  1803  Juli  2. 

B.  89.  3Z  D.    Abflclirift.    Ankge  vi  dem  Immediat-Berichte  Tom  24./29.  M&rz  lSOi.i) 

Die  Umwandlung  des  geistlichen  Nah^ral-Feldxehnts  in  einen  Oeldxehnt  in  den  ehe- 
mals polnischen  Provinxen;  in  die  bestehende  Verfassung  dürfe  nicht  eingegriffen 
werden,  die  eventuelle  Umwandlung  sei  durch  einen  Kommissar  der  Kriegs-  und 

Domänen-Kammer  xu  beaufsichtigen.'^) 

>£.  K.  M.  haben  .  .  .  Abschrift  eines  Berichts  der  Kammer  zu  Ealisch 
über  die  derselben    schädlich    scheinende  Verwandlung   der   von    adlichen 

1)  No.  696.  2)  Cfr.  No.  618. 

Granier,  Prenssen  nnd  die  kath.  IQrcho.    IX.  1 


Juli  2 


2  Urkunde  No.  616. 

A^?^    Grundstücken  in  Sttdpreussen  an  die  katholische  Geistlichkeit  abznreichenden 
Natural-Feldzehnten  in  Geldzehnten  uns  mit  dem  Befehl  zuzufertigen  geruht: 
über  die  Bedenken  des  erwähnten  Gollegü  und  über  die  Ton  dem- 
selben   dagegen   gemachten  Vorschläge   unser   pflichtmässiges    Gut- 
achten abzustatten. 
Diesem  gemäss  bemerken  wir  zuvörderst,  dass  aus  der  fOr  das   ehe- 
malige Fohlen  erlassenen  Bulle   des  Papsts  Urban  YIII.  vom  Jahre   1634, 
welche  im  Jahre  1635  von  dem  Reichstage  angenommen  nnd  deren  Inhalt 
durch  mehrere   nachherige  Reichstags-Schlüsse  und    besonders   in  neueren 
Zeiten  durch  die   Gonstitution[en]  von  den  Jahren  1768  und  1775  in  vim 
legis  bestätigt  worden  ist,  nicht  nur  die  adlichen  Gutsherrschaften,  sondern 
auch  deren  Untertanen  und   andere  Ackerbesitzer  in  adlichen  Dörfern   das 
Recht  erworben  haben,   die  Verwandlung  der  der  Geistlichkeit   schuldigen 
Natural-Feldzehnten  in  Geldzehnten  zu  verlangen.     Daher  wurden,   wenn 
keine  gütliche  Vereinigung  über    das   Geld-Aequivalent   mit    dem  Propste 
stattfindet,    die  bischöflichen   Commissarien  in   der  Constitution  von  1635 
ausdrücklich  angewiesen,  bei  dessen  Bestimmung  auf  die  Lasten  der  armen 
Leute  Rücksicht  zu  nehmen, 

Ostrowski,  Civ.  Recht  nach  der  Bröckerschen  Uebersetzung  pag.  259, 

und  es  geschieht  in  der  Bulle  selbst  um  deswillen  nur  des  Adels,  nicht 
aber  auch  der  Untertanen  Erwähnung,  weil  diese  in  solchen  Angelegen- 
heiten von  den  adlichen  Grund-Eigentümern  vertreten  wurden.  Es  lässt 
sich  also  keineswegs  mit  der  Kammer  zu  KaHsch  gradehin  annehmen,  dasa 
jenes  Gesetz  blos  den  adlichen  Gutsbesitzern  zum  Vorteil  gereicht  und 
lediglich  in  der  damaligen  Aristokratie  und  in  der  Uebermacht  des  polni- 
schen Adels  seinen  Grund  gehabt  hat.  Auch  erhält  diese  Vermutung  da- 
durch wenig  Unterstützung,  dass  die  Bulle  durch  einen  Gesandten  der  Re- 
publik bei  dem  Papste  ausgewürkt  worden  ist,  da  die  Gesandten  von  dem 
Könige  mit  Beistimmung  seines  Raths,  welcher  zum  TeU  aus  Geistlichen 
bestand,  ihre  Aufträge  erhielten,  und  diese  dem  nächsten  Reichstage,  an 
welchem  die  hohe  Geistlichkeit  ebenfalls  Anteil  nahm,  vorgelegt  werden 
mussten, 

Lengnich,  jus  publ.  regni  Polen.  Lib.  2.  c.  12.  §  14.  pag.  391. 

Dass  diese  hohe  Geistlichkeit  ausser  ihrer  Verpflichtung,  für  das  Beste  ihrer 
Untertanen  zu  sorgen,  kein  eigenes  Interesse  bei  den  Zehnten  gehabt  hat, 
ist  ebenfalls  unrichtig.  Auch  die  Bischöfe  hatten  Zehnten  zu  gemessen 
und  es  enthält  die  Urbansche  Bulle  von  1634  eine  besondere  Vorschi*ift, 
wie  es  alsdenn,  wenn  ein  Bischof  einen  Zehnten  von  einem  adlichen  zu 
fordern  hat,  mit  Bestimmung  des  Geld-Aequivalents  gehalten   werden   solL 

Cfr.   diese  Bulle  in  der  Tr^bickischen  Samml.  polnischer  Constitu-    i 
tionen  Tom.  L  pag.  219. 

Besonders  gehörten  die  Zehnten  von  neu  angelegten  ganzen  Golonien  nicht 


SttdpreiuBen.    PAroehialabgaben.  3 

den  Pröpsten,   sondern  es  waren   dieselben  durch  die  Bolle  des    Papstes    /^o 
Leo  X.  Yom  Jahre  1515  der  bischöflichen  Tafel  beigelegt  worden. 
Ostrowski  1.  c.  p.  263. 

Femer  yerdient  das  Zehntreoht  der  Geistlichen,  wenn  man  anf  dessen 
Urspmng  und  auf  die  Nachteile,  die  darans  fttr  die  Landes-Knltar  enir 
stehen  müssen,  Bflcksicht  nimmt,  überhaupt  keine  Begünstigung.  Der  Vor- 
wand,  dass  der  zehnte  Teil  aller  Früchte  Qott  gehöre,  muste  dieses  Hecht 
begründen,  und  der  Zehntpflichtige  fand  darin  keine  Aufmunterung  zum 
Fleisse,  um  dadurch  seinem  Akker  mehr  Früchte,  als  derselbe  sonst  ge- 
tragen h&tte,  abzugewinnen,  vielmehr  muste  der  Gedanke,  dass  er  diesen 
grossem  Gewinn  mit  dem  dabei  unthätigen  Geistlichen  teilen  und  fttr  den- 
selben arbeiten  sollte,  ihn  davon  zurückhalten.  Unter  diesen  Umständen 
war  es  dem  Adel  in  Pohlen  wohl  nicht  zu  verdenken,  dass  er  auf  Mittel 
dachte,  sich  und  seinen  Untersassen  diese  Last  nach  Möglichkeit  zu  er- 
leichtern, und  dieses  geschah  durch  die  bei  dem  Papste  Urban  YIU.  aus- 
gewirkte Bulle,  welche  den  Zehntpflichtigen  das  Hecht  gab,  auch  bei  dem 
Widersprach  der  Pröpste  auf  die  Verwandlung  des  bisherigen  Natural- 
Zehntens  in  eine  verhältnismässige  jährliche  Geldabgabe  zu  dringen.  Mit 
dieser  landesgesetzlichen  Verfassung  kann  der  Staat,  ohne  sich  eines  Ein- 
grifs  in  fremde  Privat-Hechte  schuldig  zu  machen,  keine  Verändemugen 
vornehmen,  und  dieses  würde  geschehen,  wenn  man  den  Zehntpflichtigen, 
statt  der  Verwandlung  des  bisherigen  Feldzehnten  in  einen  Geldzehnten, 
wozu  die  polnischen  Gesetze  sie  berechtigten,  die  Verwandlung  des  Garben- 
zehnten in  einen  Sackzehnten  durch  ein  neues  Gesetz  aufdringen  wollte, 
und  wir  halten  daher  dafür,  dass  es  vielmehr  bei  der  alten  Verfassung 
gelassen  werden  muss.  Insoweit  Klostergeistliche  den  Zehnten  erheben, 
hat  dieses  kein  Bedenken;  insoweit  aber  von  Pröpsten  oder  Parochis  die 
Rede  ist,  tritt  freilich  die  Schwierigkeit  ein,  dass  mit  der  Zeit  und  bei 
mehrerem  Steigen  der  Lebensbedürfnisse  in  ihrem  Preise  das  auf  Geld  ge- 
setzte Einkommen  der  Prediger  zu  geringe  werden  kann.  Indessen  wird 
der  Staat  gegen  diese  Zeit  durch  Verminderung  der  Kloster-Geistlichen 
wohl  Gelegenheit  finden,  die  Lehrer  der  Kirche  zu  verbessern.  Wenigstens 
kann  diese  Besorgnis  die  Aufhebung  eines  alten,  zum  Vorteil  der  Zehni- 
pflichtigen  gereichenden  Gesetzes  nicht  rechtfertigen,  sondern  nur  einen 
Grund  abgeben,  in  vorkommenden  Fällen  die  Zehntpflichtigen  zur  Verwand- 
lung des  Garbenzehnten  in  einen  Sackzehnten  in  Güte  zu  vermögen. 

Was  hiemächst  das  Verfahren  bei  Hegulirung  solcher  Decem-Ai^elegen- 
heiten  betnft,  so  gehörte  diese  Hegulirung  zu  polnischen  Zeiten  nach  der  vorher- 
angeführten Bulle  des  Papstes  Urban  VIU.  lediglich  für  die  obere  Geistliche  Be- 
hörde; es  leidet  indessen  keinen  Zweifel,  dass  nach  der  jetzigen  Verfassung  die 
competente  p.  Kammer,  der  nach  dem  Heglement  vom  15.  December  1795  §  4^) 


1)  Band  VII,  No.  292. 


4  Urkunden  No.  61ft— 617. 

T^^o   ^iö  Oberaufsicht  über  das  Vermögen  der  Kirchen  und  Geistlichen  gebftrt  vor- 
""'  '  nemUch  mitwirkeu  mnss, 

Edicten-Samml.  de  1795.  pag.  2706, 

und  wir  bringen  teils  über  den  Gegenstand  selbst,  teils  über  die  Art  seiner 

Behandlung  folgendes  in  .  .  .  Vorschlag: 

1.  Die  Zehntpflichtigen  haben,  wie  bisher,  das  Recht,  die  Aufhebung 
des  Natural-Feldzehntens  und  dessen  Verwandlung  in  einen  Geldzehnten  zn 
verlangen,  jedoch  werden  sich  die  Behörden  angelegen  sein  lassen,  wenn 
auf  die  Aufhebung  eines  bisherigen  Feldzehntens  angetragen  wird  und 
derselbe  zum  Unterhalt  eines  Parochi  und  Kirchenlehrers  bestinunt  ist,  die 
Verwandlung  dieses  Zehnten  in  einen  Sackzehnten  bei  den  Zehntpflichtigen 
in  Güte  zu  vermitteln. 

2.  Der  Propst  kann  für  seine  Person  sich  mit  den  Zehntpflichtigen 
auf  einen  Geld-  oder  Sackzehnten  vergleichen,  es  ist  aber  dieser  Vertrag 
nur  für  ihn  und  nicht  für  seinen  Nachfolger  im  Amte  verbindlich. 

3.  Soll  der  Natural-Zehnte  auf  immer  aufgehoben  werden,  so  kann 
solches  nicht  anders,  als  mit  Approbation  der  p.  Kammer,  die  den  com- 
petenten  Decan  darüber  mit  seinem  Gutachten  vernehmen  wird,  geschehen. 
Auch  muss  der  Förmlichkeit  wegen  die  Genehmigung  des  Bischofs,  die  der- 
selbe jedoch  nach  der  Urbanschen  Bulle  nicht  versagen  darf,  noch  hinzutreten. 

4.  Findet  die  Kammer,  ohne  eine  nähere  Untersuchung,  die  Appro- 
bation zu  erteilen  bedenklich,  oder  wird  eine  solche  Untersuchung,  weil 
sich  die  Parteien  nicht  einigen  können,  noth wendig,  so  ernennt  die  p. 
Kammer  hiezu  einen  weltlichen  Commissarium,  dem  jedoch  der  competente 
Decan  als  Geistlicher  Concommissarius  zugeordnet  werden  muss. 

6.  Durch  diese  Commissarien  muss  der  wahre  Ertrag  des  zeitherigen 
Feldzehnten  aus  Ueberlassungs-Contracten  p.  oder,  wo  dergleichen  nicht 
vorhanden  sind,  nach  ökonomischen  Grundsätzen  ausgemittelt,  und  hiemach 
das  an  die  Stelle  des  Feldzehnten  tretende  Aequivalent  arbitrirt  werden. 

6.  Findet  der  Zehntpflichtige  das  Resultat  dieser  Untersuchung  für  sich 
nicht  vorteilhaft,  so  steht  ihm  frei,  von  der  Verwandlung  des  Feldzehntens 
in  einen  Geldzehnten  zurückzutreten,  wogegen  der  Geistliche  sich  diese 
Verwandlung,  wenn  nur  der  Zehntpflichtige  damit  zufrieden  ist,  gefallen 
lassen  muss. 

Uebrigens  glauben  wir,  dass  der  nötigen  Legalität  wegen  der  weltliche 
Commissarius  allemal  eine  Justiz-Person  sein  muss,  dem  alsdenn  ein  Oeko- 
nomieverständiger  zu  Hülfe  gegeben  werden  kann. 

Wir  stellen  indessen  alles  E.  K.  M.  höherer  Prüfung  und  weitem  Ent- 
schüessung  lediglich  anheim.« 

Juli  2  Cabinets-Ordre  an  Massow  s.  unter  dem  9.  Juni  1803,  No.  609. 


Juli  7  Cabinets-Ordre  an  Schulenburg  s.  unter  dem  18.  April  1803,  No.576. 
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617.  Bericht  des  Residenten  Friir.  v.  Humbeldt.    Rom  1803  Juli  9.  ^^^ 

B.  XL  Boa.    Eigenh&ndlge  chüRrirte  Ansfertigong;  nach  der  Dechiffrinmg. 

Die  Uebemahme  der  BeMentengeschäfte  für  Fulda  und  Heesen-DarmstcuU  wird  seinen 
preusnscken  Diensteifer  nicht  beeinträehtigenA)  Aufschub  der  Sendung  des  päpstlichen 
Nuntius  wuh  Regensburg  wegen  Sehunerigkeüen  mit  Wien  und  wegen  der  Dioecesan' 

grenxen, 

>Je  Yiens  de  recevoir  le  .  .  .  rescript  du  4  dn  moia  pass^,  par  leqnel 
y.  M.  daigne  me  faire  savoir  que  le  Prince  d'Orange  et  de  Fulda  et  le 
Prince  de  Hesse-Darmstadt  Lui  ont  demand^  la  permission  de  me  charger 
des  affaires  qu'ils  pourront  avoir  k  tralter  avec  la  Cour  de  Rome,  relatives 
anx  provinces  r^cemment  pass^es  sous  leur  domination,  et  qu'Elle  m'a  fait 
la  gräce  d'acquiescer  k  cette  demande.  La  confiance  de  ces  deux  Princea 
ue  pouvant  m'etre  qu'extr^mement  flatteuse,  J'ose  porter  aux  pieds  de 
y.  M.  l'hommage  de  ma  profonde  reconnoissance  de  la  nouvelle  faveur 
qu'Elle  yient  de  m'accorder,  en  daignant  me  permettre  de  m'acquitter  de 
ces  nouvelles  commissions;  je  ne  manquerai  certainemeut  pas  de  les  remplir 
avec  toute  Texactitude  dont  je  suis  capable,  mais  je  crois  pouvoir  assurer 
en  m§me  tems  y.  M.  que  je  ne  me  relächerai  pour  cela  non  seulement  en 
rien  dans  Taccomplissement  des  devoirs  que  m'impose  le  poste  qu'Elle  m'a 
fait  la  gräce  de  me  confier,  mais  que  je  redoublerai  plutdt  de  zMe  et  d'ac- 
üyM  pour  veiller  k  Ses  intör^ts  et  k  ceux  de  8es  sujets  catholiques.  Je 
sens  intimement,  combien  il  est  glorieux  d'avoir*  Thonneur  de  servir  y.  M., 
et  ce  sentiment,  Joint  k  celui  de  la  reconnoissance  la  plus  profonde  et  la 
plus  pure  des  gräces  multipli^es,  dont  Elle  a  daign^  me  combler,  suffira 
toujours,  pour  me  faire  subordonner,  dans  le^)  Cas  de  collision  le  plus  leger, 
toute  autre  vue  k  la  seule  id6e  de  m^riter  Ses  augustes  suffrages  en  rem- 
plisaant  exactement  les  ordres  qu'Elle  dugnera  me  douner.  Je  me  flatte 
k  la  Y6ni6  que  ce  cas  de  Collision  ne  pourra  jamais  arriver,  si  cependant 
il  existoit  jamais,  j'ose  supplier  y.  M.  de  croire  que  je  serois  incapable 
d'onblier  un  seul  moment  que  j'ai  l'honneur  d'6tre  8on  sujet  et  que  c'est 
k  Elle  et  k  Bon  Service  seul  qu'est  du  Temploy  des  foibles  facultas  que  je 
puis  poss^der.  D^s  que  L.  A.  8.  m'auront  fait  connoiti'e  Leurs  intentions, 
je  m'empresserai  d'en  faire  part  au  Card.  Secr.  d'£tat,  et  dans  tous  les  cas 
j'aurai  soin  de  pr^venir,  ainsi  que  y.  M.  me  fait  la  gräce  de  me  Tordonner, 
des  bmits  vagues  qui  pourroient  en  parvenir  ici  par  d'autres  voyes. 

L'envoy  d'un  nonce  k  Ratisbonne  paroit  diff^r^  dans  ce  moment,  ainsi 
que  j'ai  eu  Thonneur  de  le  mander  k  y.  M.:  j'ai  tr^s  fort  Heu  de  croire 
que  tout  ce  qu'on  fait  k  präsent  pour  Tarrangement  des  affaires  en  Alle- 
magne,  se  traite  k  yienne  par  le  moyen  du  nonce  papal.  D'apr^s  ce  que 
le  Pape  lui-m6me  m'a  fait  l'honneur  de  me  dire,  il  y  a  quelques  jours 
occasionnellement,  il  regarde  cet  arrangement  comme  tr^s  difßcile  et  comme 
devant  entrainer  des  longueurs.    II  semble  m^me  embarrass^  du  parti  quM] 

1}  Cfr.  No.  605  und  623.  2)  yorlage:  »ce«. 
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Tn^Q  ^^^^  prendre,  pnisque  d'nn  cdt^  il  est  m6content  de  la  Gour  de  Vienne,  dont 
il  m'a  dit  lui-m6me  qu'elle  relächoit  enti^rement  la  disoipline  eccl^siastique, 
en  emp^chant  les  snp^rienrs  d'imposer  des  punitions  suffisantes  anx  ecel^ 
siastiqnes  inf^rienrs,  et  que  de  Tantre  il  ne  semble  pas  se  fier  enti^rement 
k  rfilecteur  Archichancelier.  Aussi,  ä  en  juger  par  ce  que  l'filecteur,  Gomme 
y.  M.  aura  daign^  voir  par  un  de  mes  pr^c^dens  rapports  ^),  a  demand^  lui- 
m6me  un  arrangement  particulier  ici  qui  lui  a  €t6  refus^,  faut-il  croire 
qu'il  n'est  pas  port^  k  d68irer  que  les  affaires  eccl^siastiques  de  TAlIemagne 
soyent  trait^es  par  un  nonce  papal  k  Ratisbonne.  La  grande  difficult^  qu'on 
trouve  ici,  paroit  consister  dans  les  changemens  qu'il  y  aura  de  faire  aux 
limites  des  differents  dioc^ses.  On  pr^tend  voir  que  plusieurs  £y6ques 
seront  Obligos  k  r^signer  aussi  leur  dignit^  eccl^siastique,  et  Ton  voudrois 
faire  d^pendre  cette  r^signation  et  m^me  tout  ehangement  de  dioc^se  de 
leur  consentement.  On  essaya  ddjä  de  faire  la  m6me  chose  au  partage 
de  la  cidevant  Pologne ;  malgr^  qu'alors  la  Convention  faite  entre  diff6rentea 
Puissances  fixät  eUe-m^me  le  ehangement  des  dioc^ses  respectifs.  La  Gour 
de  Rome  seroit  peut-^tre  moins  exigeante  en  cela  pour  elle-m^me;  mais  le 
Pape  m^a  dit  positivement  que  les  ^v^ques  allemands  ne  cessoient  de  Lui 
6crire,  en  le  conjurant  de  ne  prendre  aucune  mesui*e  sans  eux  et  de  ne 
pas  traiter  les  affedres  de  l'AUemagne  d'une  mani^re  aussi  violente  que 
ceUes  de  France,  vu  que  les  circonstances  ^toient  ici  beaucoup  moins  ur- 
gentes et  moins  critiques  que  \k.  Voilä,  Sire,  T^tat  dans  lequel  j'ai  lieu 
de  croire  que  cette  affaire  se  trouve  dans  ce  moment.  Je  m'efforcerai  au- 
tant  que  je  puis  d'61oigner  l'id^e  de  comprendre  les  int^r^ts  des  nouveanx 
Sujets  catholiques  de  Y.  M.  dans  un  an'angement  g^n^ral  k  prendre  ä 
Ratisbonne;  mais  comme  le  Cardinal-Secr^t.  d^^tat  ne  parle  plus  depuis 
quelques  jours  que  vaguement  de  l'envoy  dW  nonce  et  que  je  soup9onne 
aussi  que  cette  id6e  a  encore  trouv6  d'autres  difficultes,  je  dois  le  faire 
avec  beaucoup  de  d^licatesse  et  de  pr^caution.«  .  . . 


Juli  13         618.  Grosskanzler  v.  Goldbeck  an  den  Staats-Minister  v.  Voss.  Berlin 

1803  JuU  13. 

B.  89.  32.  D.    AbBchrift 

Die  Umu>andhmg  des  geistlichen  NaturcU'FddxehfUs  in  einen  Oeldxehni  in  den  ehe- 
mals polnischen  Provinxenß)    Der  OeldxeJint  könne  nach  den  steigenden  Getreide- 

preisen  periodisch  erhöht  werden. 

Sendet  das  Gutachten  der  Gesetz-Kommission  vom  2.  Juli  1803  ^j  und 
äussert  seine  Meinung  dahin:  »dass  ich  die  darin  angenommenen  allgemei- 
nen Principia  nicht  missbiUigen  kann.  Es  ist  zwar  richtig,  dass  die  Geist- 
lichkeit in  Südpreussen  dadurch  offenbar  verliert,  wenn  jezt,  der  päpstlichen 
Bulle  vom  Jahre  1634   gemäs,   für  immerwährende  Zeiten  der  Zehnte  ai 

1)  Cfr.  No.  684.  2)  Cfr.  No.  660  und  696.  3)  No.  616. 
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eine  massige  Geld-Abgabe  bestimmt  wird,  allein  die  Verringernng  der  T^ni 
Kloster-Geistlichen  wird  doch  Mittel  verschaffen,  die  mit  der  cura  animarum 
beschäftigte  Geistlichkeit  in  ihren  Einklinften  zu  yerbessem,  nnd  wenn  dieses 
nicht  fär  hinreichend  geachtet  werden  sollte,  würde  änssersten  Falls  zu  ver- 
ordnen sein,  dass  etwa  alle  20  oder  30  Jahre,  mit  Rücksicht  anf  die  ge- 
stiegenen Getreide-Preise,  die  Geld-Abgabe  im  ganzen  Lande  erhöht  werde. 
Wenn  übrigens  Ener  p.  für  gnt  finden  sollten,  hierüber  eine  Verord- 
nung znr  Allerhöchsten  Vollziehung  vorzulegen,  so  ersuche  ich  Dieselben 
nur  p.  nm  deren  äusserste  Beschleunigung,  weil  die  über  diesen  Gegenstand 
bei  den  südpreussischen  Regierungen  schwebende  Prozesse  sistirt  werden.« 


619.  Immediat- Bericht  der  Staats -Minister  Frhr.  v.  d.  Reclc,  v.  Voss,  Juli  22 
Frhr.  v.  Schroetter  und  v.  Massow.    Berlin  1803  Juli  22. 

Bw  89.  33.  A.    Aosfertigong. 

Vorschläge   für   die  Professuren  der  hcUholischen  Theologie  an  den   Universitäten 

Frankfurt  a/0.  und  Konigsherg  i/P.    Mittel^  diesen  Hörer  xu  sickern,    Antrag  auf 

Zulassung  auch  nicht  katholischer  Studenten  xu  ihren  VorlesungenA) 

>E.  K.  M.  haben  mittelst  .  .  .  Kabinets-Order  vom  21.  Oktober  1800  2) 
die  Anstellung  von  katholischen  Professoren  der  Theologie  auf  den  Uni- 
versit&ten  Koenigsberg  und  Frankfurth  an  der  Oder  bereits  versuchsweise 
zu  genehmigen,  jedoch  noch  darüber  Bericht  zu  erfordern  geruhet: 

a.  ob  auch  dazu  völlig  zuverlässige,  mit  den  erforderlichen  Eigenschaften 
versehene  Subjekte  ausfindig  zu  machen,  und 

b.  ob  auch  die  in  diesen  Anstalten  mit  Erfolg  gebildete  Zöglinge  von 
den  katholisch  geistlichen  Behörden  würklich  augenommen  und  nicht 
vielmehr  verdrängt  werden  würden. 

Bei  der  Wichtigkeit  des  Gegenstandes  ist 

zu  a.  wegen  Würzburgscher,  Pfalzbaierscher,  Fränkischer  und  Halber- 
st&dtscher  Theologen  katholischer  Confession  mit  dem  jetzigen  Eur-Erz- 
kanzler,  vormaligen  Coadjutor  v.  Dahlberg,  dem  Staats-Minister  v.  Harden- 
berg, den  Präsidenten  v.  Haenlein  und  v.  Biedersee  und  den  Gelehrten 
Salier,  Nikol«,  Oberthür,  Berg  und  Zirkel  teils  unmittelbar,  teils  mittelbar 
Rücksprache  genommen  worden,  und  wir  können  nunmehr  aus  24  Subjekten 
für  Frankfurth  an  der  Oder: 

den  Hof- Kapellan  Sprenke  aus  dem  Würzburgschen  und  den  Prior 
V.  Ess  im  Kloster  Huysburg  bei  Halberstadt; 
fiOr  Koenigsberg: 

die  Pfalzbaiersche  Geistliche  Thoui  und  Buchner  als  würdig  gerühmte 
Lehrer  allerunterthänigst  vorschlagen, 
zu   b.   darf  man   bei   guter  Wahl   des  Erzbischofs   von   Gnesen    von 
diesem    und    den  vorhandenen  Bischöfen    an  sich   schon  die  Beförderung 


1)  Cfr.  No.  620  und  738  2)  No.  261. 
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/r^  einer  so  guten  Sache  wohl  hoffen  und  mit  Rechte  erwarten.  YorzIlgHch 
aber  wird  dazu  die  Bestimmung  beitragen:  dass  auf  diejenige,  welche  die 
katholisch  theologische  Lehranstalten  auf  den  Universitäten  besucht  haben, 
bei  Vergebung  von  Benefizien  vorzüglich  Bflcksicht  genommen  werden  soll, 
in  Zukunft  aber,  und  sobald  eine  hinlängliche  Anzahl  von  Kandidaten  des 
geistlichen  Standes,  welche  in  gedachten  Lehranstalten  den  katholisch  theo- 
logischen Cursus  mit  Fleisse  vollendet  haben,  vorhanden  seyn  wird,  in  der 
Begel  nur  diese  in  8tid-  und  Neuostpreussen  beneficia  oder  dignitates  eccle- 
siasticas  regiae  nominationis  oder  regii  patronatns  erlangen  oder  bei  ein- 
ti'ägliohen  beneficiis  privatae  collationis  die  Königliche  Bestätigung  erhalten 
können. 

E.  K.  M.  bitten  wir  daher  nunmehr  ...  um  die  Erlaubniss,  die  An- 
stellung obgenannter  vier  Lehrer  und  die  Errichtung  der  bewilligten  Frei- 
tische für  Rechnung  der  sfld-  und  neuostpreussischen  Schul-Fonds  realisiren, 
auch  aus  diesen  Fonds  den  anzusetzenden  Lehrern  statt  der  Reisekosten, 
bei  Frankfurth  Y4  und  bei  Koenigsberg,  der  grossem  Entfernung  w^en, 
Y2 jähriges  Gehalt  zahlen  zu  dürfen,  so  dass  der  Unterricht  mit  bevor- 
stehenden Michaelis  eröfiiet  werden  könne;  Und  da  deshalb  sowohl  eine 
Bekanntmachung  als  ein  bestimmter  Plan  erforderlich  ist,  so  legen  wir 
diesen  zur  vollständigen  Uebersicht,  das  Publikandum  aber  der  allgemeinem 
Bekanntmachung  wegen  in  lateinischer  Sprache  zu  E.  K.  M.  ...  Voll- 
ziehung hiermit  .  .  .  vor. 

Uebrigens  werden  wir  die  von  E.  K.  M.  in  der  .  .  .  Kabinets-Order 
vom  21.  Oktober  1800  befohlene  Einschränkungen  der  katholischen  Lehrer 
streng  beobachten.  Wenn  diese  jedoch  nur  katholische  Studenten  zu  ihren 
Lehrvorträgen  zulassen  sollten,  so  würde  dadurch  das  gegenseitige  Ver- 
trauen und  das  Ansehen  der  neuen  Lehrer  zu  sehr  geschwächt  werden, 
besonders  da  ein  solches  Verbot  ohne  eine  diesflLllige  Bekanntmachung 
und  Anweisung  für  die  Universitäten  nicht  wohl  zu  realisiren  seyn  würde. 
Auch  findet  eine  solche  Einschränkung  selbst  für  die  theologische  Audi- 
torien der  katholischen  Universität  Breslau  nicht  statt  Wir  halten  uns 
daher  verpflichtet,  die  . . .  Aufhebung  dieser  Disposizion  ...  zu  submittiren.  c 

Eine  Verfügung  auf  diesen  Bericht  liegt  nicht  vor;  er  trägt  von  Beyme's 
Hand  die  Randbemerkung: 

»Sämtliche   anteiiora  Berichte  und  Ordres  in  Potsdam  zu  reprodu- 
ciren.« 
Und  dann: 

»ad  acta  1806.« 
Noch  in  seinem  Immediat-Berichte  vom  24.  Juli  1804  (No.  739)  bittet 
Schroetter  um  Entscheidung. 
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620.  Immediat-Bericht  des  Staats-Ministers  Frhr.  v.  Sciiroetter.  Berlin  j^^ 

1803  Juli  22. 

&  S9.  33.  A.    AusfeiÜgons. 

*Unierthäniff8t€r  Naehirag  xum  Berieht  an  des  Königs  Maj.  über  die  Einrichtung 
der  kaüi4>lisehen  Lehrstühle  auf  der  Universität  xu  Königsberg.* 

»Auch  ^)  bemerke  ich,  .  .  .  Scbroetter,  dass  der  nenostpreussiflche  Schul- 
fond  zu  eingeschränkt  ist,  um  die  für  die  Besoldung  der  beiden  katholi- 
gehen  Professoren  und  ftr  die  Freitische  auf  der  Universität  Königsberg 
mittelst  höchster  Eabinets-Order  vom  21.  Oktober  1800  bestimmte  Summe 
von  1800  Rfhlm.  aus  demselben  bestreiten  zu  können,  indem  die  einzehien 
Titel  dieses  fonds  schon  ihre  angewiesene  Bestimmung  haben,  und  das 
Extraordinarium  desselben,  das  ohnehin  zu  manchen  unvorhergesehenen 
Ausgaben  gebraucht  wird,  zusammen  nicht  mehr  als  1120  Rthlr.  beträgt. 
E.  K.  M.  bitte  ich  daher  .  .  .,  die  zur  Besoldung  der  beiden  katholischen 
Professoren  und  zu  den  Freitischen  erforderliche  Summe,  welche  nach  Abzug 
der  bereits  etatsmässigen  Freitischgelder  von  360  Rthlm.  noch  1440  Rthlr. 
beträgt,  in  der  Art  anzuweisen ,  dass  davon  300  Rthlr.  auf  das  Extraordi- 
narium des  neuostpreussischen  Schulfonds,  sodann  1000  Rthlr.  auf  den  Fond 
zur  Unterhaltung  der  Kirchen,  Schulen  p.,  und  zwar  bei  Bialystock  mit 
600  Rthlrn.  und  bei  Plock  mit  400  Rthlrn.,  anzuweisen,  der  Ueberrest  von 
140  Rthlrn.,  Summa  1440  Rthlr.,  auf  die  durch  die  Kollekten  eingehenden 
Gelder  zu  nehmen  seyn  würde.  Zugleich  bitte  ich  E.  K.  M.  ...  zu  ge- 
nehmigen, dass  die  Reisekosten  für  beide  katholische  Professoren  mit 
600  Hthlrn.  aus  den  Beständen  des  neuostpreussischen  Schulfonds  genommen 
werden  dürfen.« 

Wegen  der  fehlenden  Verfügung  siehe  No.  619. 


621.  Cabinets  -  Ordre  an  den  Staats-Minister  v.  Massow.   Charlotten-  Juii  23 

bürg  1803  Juli  23. 

B.  64.  Lingen.  Ecclas.    Aosfertigang. 

Proselytennuiehen  in  Lingen  darf  nicht  geduldet  werden.^) 
.  .  .  >Auf  Euren  Bericht  vom  28.  v.  M.  über  die  ...  Eingabe  des 
Johann  Bemard  Landwers  zu  Lengrich  habe  Ich  bey  den  von  Euch  dafür 
angezeigten  Gründen  beschlossen,  dass  der  zur  katholischen  Religion  über- 
gegangene ältere  Bruder  des  Supplicanten  zwai*  bey  dem  Besitz  der  väter- 
lichen Nahrung^)  erhalten,  ihm  jedoch  alles  fernere  Proselytenmachen  bey 
Verlust  derselben  untersagt  und  die  Erziehung  seiner  beyden  minorennen 
Geschwister  deren  Vormünder  übergeben  werden  soll.     Zugleich  approbire 


1)  Cfir.  No.  619.  2)  No.  66. 

3)  Ein  KOnig^ches  Kolonat  zu  Lengerich,  das  vor  dem  Allgemeinen  Land- 
rechte nur  auf  protestantische  Anerben  hätte  übergehen  dürfen. 


\  0  üiknndeii  No.  e21--623. 

TutIs  loh  es  auch  nicht  alleiii,  dass  der  dortige  Kapellan  Wiefermann  ins  Mflnster- 
sche  versezt  und  seine  Stelle  einem  Manne  conferirt  wird,  der  Beweise 
seiner  toleranten  Gesinnungen  abgelegt  hat,  sondern  will  auch,  da  der- 
gleichen im  Finstern  schleichende  Unternehmungen  katholiacher  Priester 
nicht  gleichgültich  behandelt  werden  dürfen,  dass  der  Antheil  des  Wiefer- 
mann an  dem  Uebertritt  des  p.  Landwers  zur  katholischen  Religion  sowie 
an  dem  Fortbringen  der  minorennen  Geschwister  und  der  Keligions-Ver- 
ändening  der  Siteren  Schwester  aufs  strengste  untersucht  werden  soll.«... 

Die  von  der  Tecklenburg- Lingenschen  Regierung  gefthrte 
Untersuchung  wies  dem  Wiefermann,  der  in  Rom  im  CoUegium  de  Propa- 
ganda fide  studirt  hatte,  eine  Verführung  der  vier  Geschwister  nicht  nach; 
der  Uebertritt  hatte  in  Haselünne  bei  Meppen,  also  »im  Auslande«  statt- 
gefanden.  Doch  hatte  Wiefermann  die  beiden  minderjährigen  Kinder  zn 
seinem  E^techismus-Unterrichte  zugelassen,  und  es  blieb  bei  seiner  Ver- 
setzung ins  Münstersche. 

Rescript  Massow's  an  die  Tecklenburg-Lingensche  Regierung  vom 
8.  Oktober  1804. 

GonMpt  ft.  a.  0.  

JuU  26  622.  Rescript  des  Auswärtigen  Departements  an  den  Reiciistags- 
gesandten  Graf  Goertz  zu  Regensburg.    Berlin  1803  Juli  26. 

B.  67.  B.  I.  C.  18.    Concept,  gez.  Hangwitz. 

Die  mit  den  Entsehädigungslanden  an  Preuasen  gekommenen  kcUholisehen  Stimmm 
im  BeichS'Fürstenrathe  könnt^m  von  Preussen  fortgeführt  werden,  ohne  dasa  daxu 

ein  Gesandter  katholieeher  Konfession  ernannt  werdeA) 

Wegen  der  Viril-Stimmen  im  Reichs-Fürstenrathe  .  .  .  »wollen  Wir 
Euch  für  jetzt  bloss  vorläufig  Unsre  Ansicht  der  Sache  eröfnen,  damit  Ihr 
Euch  da,  wo  es  Euch  rathsam  scheinen  wird,  dem  gemäss  im  Vertrauen 
äussern  könnet :  Dass  Wir  in  Unsrer  Administration  überhaupt  die  Grund- 
säze  der  ausgedehntesten  Toleranz,  in  so  weit  sie  mit  dem  Wohl  des  Staats 
vereinbarlich  ist,  befolgen  und  stets  befolgt  haben,  ist  allgemein  bekannt. 
Wir  würden  daher  auch  kein  Bedenken  finden,  nach  dem  jüngsten  Vor- 
schlage des  Commissionsdecrets,  ^)  der  Uns  von  allen  den  wenigsten  Schwie- 
rigkeiten unterworfen  zu  seyn  scheint,  die  an  Uns  gekommene  catholische 
Stimme  im  Reichsfürsten-Rath  als  solche  fortfahren  zu  lassen,  wodurch, 
wenn  dieser  Grundsaz  auch  von  mehreren,  so  weit  es  nöthig  sejn  wird, 
angenommen  würde,  der  Einführung  vieler  neuer  catholischer  Stimmen  auf 
einmal  vorgebeugt  wäre.  Der  Einwand,  dass  alsdann  auch  em  catholischer 
Gesandter  zur  Fühiimg  solcher  Stimmen  emanndt  werden  müste,  scheint 


1)  Cfr.  No.  629. 

2)  »Kaiserliches  Hof- Dekret«  an  die  Reichsversammlung,  d.  d.  Wien  1803 
Juni  30,  diktirt  zu  Regensburg  am  8.  Juli  1803. 


Lingen.    EntsohädigungBlande.    Rom.  \\ 

Uns  nieht  gegrOndet  zu  seyn.  Wir  nehmen  bey  Beseznng  Unsrer  auBwftrti-  jl?^ 
gen  Oesandschaften  lediglich  auf  ausgezeichnete  Fähigkeit,  dem  Staate  in 
der  diplomatischen  Carriere  zu  dienen,  Rücksicht,  ohne  Uns  an  eine  beson- 
dere Confession  der  christlichen  Religion  zu  binden,  und  von  dieser  Regel 
können  und  werden  Wir  auch  bey  dieser  Gelegenheit  nicht  abweichen.  Auch 
dürfte  es  wohl  nicht  an  Beyspielen  fehlen,  dass  catholische  Reichsstimmen 
durch  protestantische  Gesandte,  wenigstens  ad  Interim,  geftlhrt  worden,  wie 
Uns  denn  erinnerlich  ist,  dass  Ihr  selbst  in  dieser  Art  die  Churpfalzbayer- 
sehe  Stimme  vertreten  habt«  .  .  . 


Nachweisung  der  Klöster  in  Kleve-Mark  s.  unter  dem  12.  Novem-  Juli  29 
her  1803,  No.  655.  

623.  Bericht  des  Residenten  Friir.  v.  Humboldt.    Rom  1803  Juli  30.  juii  30 

R.  XI.  Rom.    Eigenhändige  chifriiie  Ansferiigiing;  naeli  der  Dechiftrirang. 

ünkrredung  mit  Consalvi  über  die  Aussichten  der  Unterhandlung  in  Regensburg 
durch  den  Nuniitts.^)    Zuversieht  CkmscUm'Sy  die  aber  gegen  den  festen  Willen  des 

Königs  nichts  ausrichten  toürde. 

»D^s  le  moment  que  Y.  M.  a  daign^  me  faire  savoir  par  Ses  trois 
tr^  gracieux  rescripts  du  31.  Mai  et  4.  et  15.  Juin^),  combien  Elle  est 
^loign^e  de  vouloir  traiter  sur  les  affaires  eccl^siastiques  de  Ses  nouvelles 
provinces  allemandes  avec  un  nonce  papal  k  Ratisbonne,  je  n'ai  n^glig^ 
aucnne  occasion  convenable  pour  infoi*mer  le  Cardinal  Secr^taire  d^£tat  de 
Ses  intentions  k  cet  ägard.  Je  viens  d'avoir,  il  y  a  peu  de  jours,  de  nou- 
veau  un  entretien  avec  lui  et  comme  j'ai  r^ussi  k  le  faire  entrer  dans  plus 
de  d^tails  que  les  autres  fois  sur  cette  affaire,  cela  me  foumira  l'occasion 
d^addresser  ce  tr.  h.  rapport  k  Y.  M.  J'ai  vu  clairement  k  präsent  que, 
comme  j'eus  l'honneur  de  le  mander  k  Y.  M.  dans  un  de  mes  rapports 
pr^cMens,  Tid^e  de  l'envoy  d'un  nonce  k  Ratisbonne  a  rencontr^  des  ob- 
Stades;  mais  je  me  suis  convaincu  en  m^me  tems  que  la  Cour  de  Rome 
ne  Tabandonnera  point  que  dans  le  demier  cas  de  n^cessit^,  et  qu'elle  ne 
se  r^oudra  m€me  qu'avec  beaucoup  de  peine  k  l'exception  de  cette  n6go- 
ciation  g^n^rale  et  commune  k  tous  les  princes  de  TAllemagne  des^)  affah*es 
d'un  seul  en  particulier.  D'apr^s  les  ordres  que  Y.  M.  m'a  fait  la  gräce 
de  me  donner,  je  me  suis  abstenu  de  faire  aucune  Observation  sur  l'envoy 
d'on  nonce  en  g^n^ral,  mais  j^ai  expos^  au  cardinal  le  d^sir  et  l'intention 
de  Y.  M.  de  ne  point  entrer  k  l'^gard  de  8es  £tats  dans  cette  n^gotiation, 
j'ai  appuy6  cette  r^solution  prise  de  la  part  de  Y.  M.  de  toutes  les  raisons 
qa'EUe  avoit  daign6  me  sugg^rer  et  de  quelques  autres  qui  se  pr^sentent 
üatorellement,  et  plus  j'ai  rencontr^  d^opposition  dans  le  cardinal,  plus  j'ai 
d^dar6  Tintention  de  Y.  M.  comme  forme  et  invariable.  Le  Cardinal  me 
röpondit  alors  que  plusieurs  princes  ^toient  absolument  du  m^me  sentiment 

1)  Cfr.  No.  617  und  637.  2)  No.  601;  605;  612.  3)  Yorlage:  »les«. 


1 2  Urkunde  No.  628. 

jiü^  que  V.  M.  et  que  8.  Alt.  86r.  l'filecteur  de  Bavifere  [n']  i)  avoit  fait  it  ce 
sojet  que  d6clarer  [cela]  formellement  au  nonce  ä  Yienne,  il  me  nomma 
m^me  parmi  les  ministres  qui  avoient  form^  des  oppositions  eontre  oe  projet 
de  la  Cour  de  Rome,  le  ministre  de  Y.  M.  k  la  cour  de  Yiemie;  mais 
eomme  iL  se  brouille  souvent  quand  11  parle  des  affaires  d'AUemagne,  et 
qu'il  confond  les  diff'<6reiits  princes  ensemble,  je  ne  sais  s'il  de  se  trompe 
point  dans  cette  assertion.  II  ajonta  que  malgr6  cela  le  Fape  ne  pourroit 
gu^res  se  r^soudre  ou  k  se  d^sister  de  son  plan  ou  k  en  faire  des  ex- 
ceptions  particnli^res,  ce  qui,  puisque  tous  demanderoient  la  m^me  exception, 
dans  le  fond  reviendroit  au  m^me:  11  avoua  que  certainement  il  ^toit  ex- 
tr^mement  flatteur  pour  le  supr^me  pontife  que  tant  de  princes  puissants 
vouloient  bien  former  des  instances  aupr^s  de  lui;  mais  que  ä^xm  cöt^  son 
devoir,  de  Tautre  son  int^r^t  et  celui  de  l'^glise  lui  prescrivoient  imp^riense- 
ment  la  marche  qu^il  avoit  k  tenir.  Comme  j'en  lui  demandai')  des  ex- 
plications  ult6rieures  lä  dessus,  il  me  dit  que,  d^s  le  commencement  des 
Operations  de  la  Deputation  de  TEmpire,  le  Pape  avoit  solemneUement  promis 
k  l'Empereur  de  ne  vouloir  regier  les  affaires  ecciesiastiques  d'AUemagne 
que  Selon  les  voix  de  TEmpire,  et  qu'il  avoit  fait  la  m^me  promesse  an 
premier  Consul  que  l'filecteur  Archichancelier  avoit  engag6  k  interceder  cb 
faveur  du  clerg6  d'Allemagne  auprfes  du  pape.  J'ose  cependant,  si  Y.  M. 
me  permet  cette  Observation,  croire  que  le  Cardinal  Consalvi  präsente  ce 
dernier  fait  un  peu  autrement  quUl  n'est,  car  il  est  infiniment  plus  vrai- 
semblable  que  la  Cour  de  Bome  eile  m^me  ait  täche  de  gagner  la  France 
pour  ses  intörßts,  et  je  doute  tres  fort  de  ce  que  Tfilecteur  Archi-Chancelier 
dut  vraiment  d^sii'er  de  n^gocier  avec  un  nonce  papal  k  Ratisbonne.  Outre 
cet  engagement  ddjä  pris,  continua  le  Cardinal,  le  S*  Si^ge  ne  sauroit  n^- 
gliger  son  propre  intörßt  jusqu'ä  ne  pas  pröförer  de  contracter  plutöt  un 
engagement  avec  TEmpire  qu'avec  les  Princes  en  particulier,  puisque  pour- 
tant  dans  le  premier  cas  il  lui  restoit  le  recours  aux  tribunaux  et  k  la 
Diette  de  TEmpire,  s'il  s'ölöveroit  jamais  quelque  diffiörend  entre  lui  et  un 
prince  söculier.  II  me  cita  k  cet  ^gard  Texemple  de  l'^v^que  de  Wurtz- 
bourg  qui  dans  ce  moment  cherchoit  cet  appuy  contre  T^lecteur  de  Bavi^re. 
Je  lui  observai  lä-dessus,  en  me  bornant  toujours  k  ne  parier  que  des  etate 
de  Y.  M.  seuls,  que,  quant  aux  relations  avec  Elle,  la  bonne  harmonie  entre 
Y.  M.  et  le  pape  etoit  trop  bien  dtablie  pour  qu'un  cas  semblable  puisse 
jamais  arriver,  et  je  lui  fis  sentir  que  le  pape  devoit  trouver  une  garantie 
bien  plus  süre  dans  la  justice  et  la  g^nerosite  de  Y.  M.  que  dans  les  liens 
foibles  et  impuissans  de  TEmpire.  II  protesta  alors  qu'il  etoit  trop  ]ß6n6tr6 
des  sentimens  bienveillants  de  Y.  M.  envers  la  Cour  de  Rome  et  trop  plein 
de  respect  pour  Elle,  pour  avoir  voulu  faire  ces  r6flexions  k  l'^gard  d'ElIe 
et  de  Ses  etats;  mais  il  insista  qu'il  falloit  avoir  ici  devant  les  yeux  l'en- 
semble  de  la  chose  et  non  les  explications  particuli^res,  et  il  ajouta  qu'il 

1)  Lücke  iu  der  Dechifirirung.  2)  Yorlage:  »demandoit«. 
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ne  croyoit  point  qne  les  princeB  de  TEmpire  poxtvoient  ae  dispenser  de  •^^PL. 
n^gocier  en  commmi  snr  ces  affaires,  d6pendant  tons  de  la  constitation 
g^n^rale  de  l'Empire.  U  cita  en  particnlier  VAit.  60  da  Conclnsnm  de  la 
Dietto  qni  snspend  les  changemens  ä  faire  aox  limites  des  dioc^ses  jnsqa^ä 
ime  nonvelle  Organisation  dioc6saine;  car  qnoiqn'il  n'y  seit  pas  question 
da  8t  Si^e,  la  clanse  conform^ment  anx  loix  de  l'empire  disoit  ass^s  qne 
le  pape  devoit  y  intervenir.  On  en  anroit  m^me  fait  nne  mention  ezpresse, 
si  l'Electeor  Archichancelier  n'avoit  pas  dit  qa'apr^s  cette  clanse  cela 
n'6toit  plns  n^cessaire.  D^apr^s  ce  qne  Y.  M.  m'a  fait  la  gräce  de  me 
mander  dans  Son  .  .  .  rescript  dn  15  Jnin,  je  cma  devoir  faire  observer 
an  Cardinal  qne  la  relation  de  Celles  des  Provinces  de  Y.  M.  qni  sont  en 
rapport  avec  le  corps  germaniqae,  ne  vont  point  jnsqn'ä  Ini  faire  adopter 
les  mesnres  propos6es;  mais  qne  dans  tont  ce  qui  n'appartient  pas  exacte- 
ment  k  la  Gonstitntion  de  l'Empire  elle-m^me,  Y.  M.  est  sonverain  anssi 
ind^pendant  dans  cenx  de  Ses  ^tats  qni  fönt  partie  de  TEmpire  qne  dans 
toos  les  antres.  Qnant  ä  l'Article  cit^,  je  Ini  fis  voir  qu'il  ne  regarde  qne 
la  drconscription  des  limites  des  dioc^ses  et  dn  sort  fntnr  des  chapitres, 
et  j'observai  g^n^ralement  qne  l'expression  conform^ment  anx  loix  de  TEm- 
pire  ponvoit  ^tre  diffdremment  expliqn^.  II  m'avona  snr  cela  son  igno- 
rance  enti^re  dans  tont  ce  qui  regarde  les  affaires  de  l'Allemagne  et  m'as- 
Bura  qne  c'^it  lä  encore  nn  des  malhenrs  de  la  Cour  de  Rome  dans  le 
moment  pr^ent  de  manqner  d'nn  homme  qui  eüt  les  connoissances  n^ces- 
sabes  sur  la  Constitution  de  TEmpire  ^] ;  mais  qne,  si  on  pouvoit  pronver  au 
pape  qn'un  Frince  de  l'Empire  pouvoit  traiter  sur  les  affaires  eccl6siastiques 
de  ses  nonvelles  provinces  seul  avec  le  S^  Siäge  et  sans  l'intervention  de 
la  Diette,  le  pape  seroit  pr6t  ä  c^der  ä  chaqne  instance  qu'on  lui  feroit, 
mais  surtout  k  remplir  les  intentions  de  Y.  M.,  pour  LaqueUe  il  sentoit 
certainement  le  plus  haut  estime  et  l'amiti6  la  plus  respectueuse;  car  alors 
ü  n'agiroit  point  contre  son  engagement  pris  k  Yienne  et  k  Paris,  pouvant 
faire  voir  k  ces  deux  Cabinets  qu'il  ne  faisoit  qne  ce  qui  ^toit  conforme 
anx  loix  de  FEmpire,  et  il  ny  auroit  plus  de  raison  k  refnser  de  vouloir 
traiter  en  parüculier  et  k  Rome.  II  m'assura  que  c'6toit-lä  son  sentiment 
intime,  expos^  avec  la  demi^re  franchise,  en  ajoutant  que  dans  la  Situation 
am^re,  c'6toient-lä  ses  propres  expressions,  oü  se  voyoit  r6duit  le  8t.  Sifege, 
U  ne  restoit  plus  rien  au  pape  que  de  montrer  partout  une  loyaut^  et  nne 
franchise  qui  le  mirent  k  l'abri  d'^tre  Jamals  tax^  de  fausset^.  Pendant 
tont  cet  entretien,  le  Card,  m'avoit  toujours  röp6td  que  jusqu'ä  ce  moment 
tonte  cette  affaire  n'^toit  pas  müre  encore  et  qu'il  n'y  avoit  encore  rien 
d'enti^rement  arr^t^  que  Fid^e  seule  d'envoyer  un  nonce  k  Ratisbonne  et 
les  engagemens  pris  avec  les  Cabinets  de  Yienne  et  de  Paris,  mais  qne, 
tont  le  reste  ötant^)  encore  vague,  cela  pouvoit  changer  d'un  moment  k  Fautre. 
Anssi  tftcboit-il  toujours  de  parier  plutöt  en  g^n^ral  de  Fimpossibilit^  d'ex- 

1)  Cfr.  No.  691.  2)  Vorlage:  »6toit«. 
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T^?^  cepter  les  int^rßts  d'aucon  prince  de  la  n^gociation  g^n6rale,  qae  de  s'op- 
poser  directement  aux  intentions  de  Y.  M.  en  particalier.  Comme  Y.  IL 
^galement  ne  m'avoit  point  encore  donnä  1' ordre  d'agir  officiellement,  je 
cms  anssi  de  mon  cdt^  devoir  me  bomer  h  la  d^claration,  mais  de  la  xna- 
ni^re  la  plus  prononc^e^)  . . .  [de]  la  volonte  de  Y.  M.,  sanB  n^antmoüia  preaaer 
le  Card,  de  me  donner  une  r^ponse  catli6goriqae  qull  lui  auroit  ^t^  facUe 
d'^lader  par  le  vague  qui  existe  encore  dans  tonte  cette  affiaire,  et  en  n'enr 
tränt  jamaia  de  mon  cot^  dans  ancon  raisonnement  applicable  k  d'antres 
princes,  mala  en  parlant  tonjonra  strictement  dea  int^r^ts  de  Y.  M.  et  de 
aea  provinces  aeulea.  J'avois  m€me  commenc^  par  Ini  dire  que  j^avoia  eni 
devoir  me  mettre  en  ^tat  de  Ini  expliqner  les  intentiona  de  Y.  M.,  tant  ponr 
r^pondre  k  la  confiance  qn'il  m'y  avoit  t^moign^  en  me  faiaant  part  du 
projet  de  l'envoy  d'nn  nonce,  qne  pniaqae,  quand  denx  Gonra  agiasoient 
francbement  Tnne  envera  Tantre,  ii  me  paroiaaoit  avantagenx  de  connoitre 
lea  aentimena  r^iproqnea,  avant  qne  de  prendre  dea  d^terminationa,  ponr 
ainai  dire  irr^vocables;  comme  de  cette  fa^on  nona  canaiona  plntot  qne  noua 
ne  diacntiona,  j'ai  pn  p6n6trer  plna  en  avant  dana  lea  vuea  nlt^rieurea  de 
la  Conr  de  Rome  et  je  me  auia  convaincn  ä  pr^aent  qne  je  ne  m'^toia 
guörea  tromp^,  en  Ini  en  aupposant  de  plua  vaatea  qn'elle  n*en  annon^oit 
d'abord.  Le  Card.  lni-m§me  m'a  dit  onvertement  qne,  malgr^  qne  rien  ne 
fnt  encore  positivement  r^soln  aur  tont  le  detail  de  cette  affaire,  il  crojoit 
cependant  Ini-m^me  qn'on  n'en  resteroit  paa  aenlement  k  d^terminer  les 
limited  des  diffiärentes  dioc^ses ;  mais  qne  la  n^gociation  s'^tendrolt  snr  bien 
d'antres  points  encore,  tels  qne  la  Jurisdiction  eccl^siastique,  TorganisatioB 
g^n^rale  dea  couventa  etc.  II  lyouta  que  lea  nouveanx  aigeta  catholiqnea 
dea  princea  proteatana  devroient  jouir  d'une  garantie  aemblable  k  celle  qne 
rannte  normale  avoit  fourni  du  tema  dn  Trait^  de  Weatpbalie;  ii  nomma 
le  r^tablissement  des  nonciatnres  en  Allemagne  comme  une  des  chosea 
principales  k  regier.  J'ai  encore  appria  k  cette  occasion  qne,  comme  c'eat 
k  Yienne  qne  ae  ndgocie  actuellement  tonte  cette  affaire,  c'eat  le  cbanoine 
Kolborn  qni  de  la  part  de  TElectenr  Archi-Cbancelier  a  ^t^  charg<S  de 
faire  lea  premiörea  onverturea  aur  cea  mali^rea  an  nonce  papal  pr^a  de  la 
Cour  de  Yienne. 

Aprfea  avoir  ainai  expoa6  k  Y.  M.  ce  dont  le  Card.  Consalvi  vient  de 
me  faire  part,  je  crois  en  pouvoir  tirer  les  r^sultats  auivana:  la  Conr 
de  Rome,  sentant  qu'elle  n'a  aucune  pr^tension  k  former  envers  lea 
princea  proteatans  que  le  cbangement  de  la  n^gociation  avec  enx  en  une 
n^ociation  avec  TEmpereur  germaniqne,  aur  leqnel  eile  croit  poss^der  une 
antorit^  fond^e  snr  de  longues  relations  et  des  trait^s  expr^s,  Elle  ne  vise 
par  lä  k  rien  de  moins  qu'ä  Tacqu^rir,  s'il  est  poaaible,  tous  ses  pr^tendus 
droits  et  sortir  ainsi  de  cette  crise  avec  plus  d^avantage  qn'elle  n'en  avait 


\ 
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Anparayant  ext,  fixoit  des  points  qoi,  comme  p.  Ex.  le  droit  d'^tablir  des  r^^f^ 
nonciatores,  avoient  6i6  contest^s  in§me  dans  l'Allemagne  Catholiqne.  Yoyant 
\k  dedans  le  seul  moyen  de  relever  aon  pouvoir  chancelant,  eile  mettra 
tont  en  oeavre  ponr  atteindre  ce  bat,  et  se  pr^vaudra  snrtout  des  dispo- 
sitions  fayorables  de  l'Emperenr  et  de  la  France.  Mais  incertaine  encore, 
en  combien  eile  pouvoit  compter  principaleinent  de  part  de  l'Emperenr  snr 
cet  appni  et  de  quel  poids  11  seroit  vis  ä  vis  de  Y.  M.,  eile  adopte  an 
langage  ambiga  et  se  cache  derri^re  les  formes  de  la  constitation  de  TEm- 
pire,  eile  continaera  sans  doate  de  se  montrer  dans  cet  6tat  d^incertitude, 
jnsqn'ä  ee  qa'elle  verra  son  projet  oa  ^choa6  oa  r^assi,  k  moins  qne  Y.  M. 
ne  8'engage  k  en  sortir  en  fesant  nne  proposition  formelle  snr  quelques 
affaires  conceraant  8es  nonvelles  provinces:  car  il  n'y  a  pas  de  doate  qne 
dans  ce  cas  eile  ne  ponrra  opposer  qne  tont  au  plus  quelques  longueurs 
ä  la  volonte  forme  et  d^cid^e  de  Y.  M.  Je  regarderois  cependant  comme 
nne  pareille  proposition  seulement  celle  qui  concemeroit  par  Ex.  la  circon- 
scription  des  diffSrentes  dioc^ses  existantes  (sie !)  dans  les  nourelles  provinces 
de  Y.  M.  [ou]  une  autre  affaire  semblable.  Celles  qui  sont  de  moindre  int^r^t 
seroient,  je  pense,  m^me  d^s  k  präsent  exp^di^es  ici  sans  delai  et  sans  Op- 
position, et  lorsque  Y.  M.  daignera  me  charger  d'une  teile  proposition,  j'ose 
la  snpplier  de  diriger  les  Instructions  qu'EUe  me  fera  la  gräoe  de  me  donner 
aurtont  sur  les  relations  de  Ses  nonvelles  provinces  avec  le  Corps  Germanique, 
pnisqne  c'est  de  Ik  que  partiront  les  objections  que  j'aurai  k  combattre; 
jnsqne  \k  je  ne  n^ligerai  aucune  occasion,  pour  r^p6ter  au  Card.  Secr^taire 
d'Etat  que  la  r^olution  de  Y.  M.  de  traiter  selon  [le  principe?]^)  nne  fois 
adopte  est  ferme  et  irrövocable,  et  pour  l'^loigner,  s'il  est  possible,  de  1'- 
id^e  de  comprendre  les  Etats  de  Y.  M.  dans  la  n^ociation  de  Ratis- 
bonne.«  .  .  . 


624.  Immediat-BericM  der  Haupt-Organisations-Kommission  der  Ent-  juii  31 

SCliädigungs-Lande.    BerUn  1803  Juli  31. 

B.  89.  32.  K.    Aasfertignng,  gezeichnet  Schiütze;  Sack;  Focke;  Wilckena;  Qoldmuin;  y.  Voss, 
^^ptf  gaficbrioben  yon  Focke,  B.  70.  Haupt-EommiBflioii  IL  VI.  l.') 

Der  Fürstbischof  von  Hüdesheim  und  Paderborn  hat  die  Üebemahme  der  vakanten 
Dioecesen  in  den  Indemnitäts-Lamlen  abgelehnt,  nur  xu  der  von  Magdeburg  und 


1)  Lücke  in  der  Dechiffrirong. 

2]  Schulenburg  selbst  war  erkrankt)  hatte  aber  den  Bericht  »durchgängig« 
gebilligt,  und  auch  die  dem  Berichte  vorausgehende  Korrespondenz  mit  Hangwitz 
noch  selbst  geführt.  Durch  Cabinets-Ordre  vom  23.  Juli  1803  war  der  bisherige 
»Ober-Präsident  der  Sächsischen  Provinzial-Kammem«  v.  Angern  zum  Staats- 
MiniBter  und  »Departements-Chef  für  die  Indemnitäts-Provinzen«  ernannt  worden, 
om  die  Organisation  »unter  dem  Beirathe«  Schulenburg's  zu  vollenden ;  zugleich 
wnrde  Angern  Chef  des  Departements  der  Niedersächsischen  und  Westfälischen 
Provinzen ;  er  übernahm  die  Geschäfte  am  23.  August  1803.  Die  Haupt-Eommis- 
lion  wurde  mit  dem  1.  Juni  1805  aufgelöst;  ihre  Geschäfte  übernahm  das  Nieder- 
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1803     Halberstadt  sich  bereit  erklärt.    Die  Sache  8oUe  aiao  vorerst  auf  sieh  beruh» 
Juli  Ol  ^1^  Fiiraibisehof  xum  Viearius  apostolieus  von  Magdeburg  und  Ealberstadt  er 

werdenA) 

.  .  .   Der  Fürstbischof  bat   »ganz  unerwartet  unter  Vorschfltzuni    ' 
Bescbwerlicbkeiten  des  Amts  in   seinem  hohen  Alter  von  67  Jahren 
Antrag  abgelehnt,  und  sich  blos  dahin  erklärt: 

dass  er  in  dem  Halberstädtcben  und  Magdeburgschen  [Sprenge 
Gottes  Ehre,  zum  Dienst  E.  K.  M.  und  des  Staats,  das  Bischö 
Amt  erfüllen  wolle  2). 

Hierdurch  ist  die  Nothwendigkeit  aufs  neue  veranlasst,  £.  E.  M. 
über  die  näheren  Vorschläge  .  .  .  vorzutragen. 

So  wünschenswerth  es  nun  auch  ist,  dass  die  bisherige  Yacanz  in  dra 
Diöcesen  durch  Anstellung  eines  Bischofs  besezt  werde,  so  unangenehm  ist  es 
doch  auch,  wenn  jezt  ein  zweiter  Bischof  in  den  Entschädigungs-Provinzen  be- 
stellt werden  müsste,  da,  nach  unserer  üeberzeugung  und  der  eingezogenen 
Meinung  mehrerer  unterrichteter  Katholischen  Qeistlichen,  Ein  Bischof  für  sämt- 
liche Sächsische  und  Westphälische  Provinzen  hinlänglich  ist,  der  Schwierig- 
keiten in  Absicht  der  Auswahl  und  der  zur  anständigen  Salarimng  eines 
Bischofs  erforderlichen  beträchtlichen  Kosten  nicht  zu  gedenken;  wir  sind 
daher  auf  den  Gedanken  gerathen,  da  bei  dem  hohen  Alter  des  Fürst- 
Bischofs  von  Hildesheim  und  Paderborn  in  wenig  Jahren  eine  Veränderung 
sich  ereignen  kann,  ob  nicht  ein  Mittelweg  auszufinden,  wodurch  der  An- 
setzung  eines  zweiten  Bischofs  ausgewichen  werden  könne,  ohne  Nachtheil 
für  den  Staat  und  Klagen  der  Katholischen  Unterthanen  zu  erregen. 

Dazu  scheint  uns  unter  zwei  Alternativen  nur  die  Wahl  offen  zn 
stehen: 

entweder,  dass  von  den  in  den  Entschädigungs-Provinzen  existirenden 
Bischöfen  in  Partibus  einem  die  Facultät  durch  Negotiation  mit  dem  päpst- 
lichen Stuhl  beschaffet  werde,  um  die  Functiones  episcopi  in  den  vacanten 
Diöcesen  verrichten  zu  können;  oder: 
dass  die  Sache  vorerst  ganz  auf  sich  beruhe. 

Der  ersten  Alternative  stehet  in  so  fem  kein  Hindemiss  im  Wege,  als 
es  durch  eine  Negotiation  mit  dem  Papst  leicht  bewürkt  werden  kann,  dass 
er  einen  von  den  in   den  Entschädigungs-Provinzen  existirenden  Bischöfen 


sächsische  und  Westfälische  Departement  unter  Angern;  cfr.  No.  468.  B.  70. 
Haupt-Kommission.  I.  2.  und  R.  33.  93.  a. 
_  1)  Cfr.  No.  698  und  634. 
2)  In  seinem  Schreiben  an  Schulenburg  vom  17.  Jnni  1803,  in  dem  der  Fürst^ 
bischof  u.  a.  erklärt:  »dass  ich  diese  Last  für  meine  Schultern  viel  zu  schwer 
glaube.  Schwer  sind  die  Gewissens-Pflichten  des  Bischöflichen  Amts,  Pflichten 
gegen  Gott,  gegen  den  Staat  und  die  Heerde.  Diese  sämtlichen  Sprengel  sind 
weit  ausgedehnt,  verschieden  in  ihren  geistlichen  Verfassungen  und  Stataten^ 
und  die  Verfassung  sowohl  als  die  Personen  mir  völlig  unbekannt.«  B.  70.  Haupt- 
Kommission.  IL  VI.  1.  . 
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in  Partibna  zn  seinem  Vicario  apostolico  bestelle,  welcher  in  den  Provinzen  ^ya^ 
dere,  Marck,  Essen,  Elten,  Werden,  Münster,  Lingen,  Minden,  Ravens- 
berg,  Erfdrth,  Eiehsfeld  die  Yices  episcopi  wahrnähme;  allein  nicht  zn  ge- 
denken, ob  dieser  Schritt  in  politischer  EQnsicht  anräthlich  sein  dürfte^), 
ist  auch  in  Erwägung  zu  ziehen,  dass  dieser  Mann  gewissermassen  An- 
spräche auf  die  Bischöfliche  Würde  nach  Abgang  des  jezzigen  alten  Fürst- 
Bischofs  erhalten  würde;  auch  würde  er  sich  schwerlich  ohne  eine  ansehn- 
liche Besoldung  dazu  verstehen. 

Die  zweite  Alternative  scheint  uns  ebenfalls  ausfahrbar  zu  sein  und 
kein  Bedenken  zu  haben,  da  im  Eichsfelde,  Erfurth  und  Münster  General- 
Vlcarien  nnd  Weih-Bischöfe  sind,  welche  bisher  die  Vices  episcopi  ver- 
treten haben.  In  den  Provinzen  Cleve  und  Marck,  Essen  und  Werden  hat 
man  sich  auch  seit  langer  Zeit  mit  einem  benachbarten  Bischof  zu  helfen 
gesucht,  so  wie  die  Geistlichen  in  Magdeburg  und  Halberstadt,  ohnerachtet 
die  Dioces  des  Bischofs  von  Ermeland  bis  dahin  extendirt  war,  sich  den- 
noch bisher  an  den  Fürst-Bischof  von  Hildesheim  gewandt  haben.  Das  (!)  ein- 
z%e  Inconvenienz,  dass  es  bei  dem  Mangel  einer  geistlichen  Oberen  Behörde 
nicht  verhindert  werden  kann,  dass  die  Geistlichen  sich  in  Recours-FäUen 
nach  Rom  wenden,  ist  wohl  nicht  in  Betracht  zu  ziehen,  da  dergleichen 
Fälle  äusserst  selten  sind  und  es  auch  in  Gewissens-Sachen  für  den  Staat 
nicht  nachtheUig  ist. 

Unserer  Meinung  nach  würde  die  lezte  Alternative  vorzuziehen  seyn, 
da  man  immer  freie  Hände  behält,  wenn  erheblichere  Inconvenientzien  sich 
ereignen  mögten,  zu  der  ersten  Alternative  überzugehen.  E.  K.  M.  Ge- 
heimer Staats-  und  Cabinets- Minister  Graf  v.  Haugwitz  ist  mit  der  Lage 
der  Sache  bekannt  gemacht  und  dessen  Meinung  erbeten  worden,  welcher 
&nch,  nach  dessen  .  .  .  Antwortschreiben  vom  21^''  July  c,  der  zweiten 
Alternative  den  Vorzug  giebt,  und  der(!}  Inconvenienz,  dass  in  Recurs-FäUen 
die  Geistlichen  sich  nach  Rom  wenden,  dadurch  vorzubeugen  gedenkt,  dass 
in  den  neuen  Provinzen,  eben  so  als  es  schon  in  den  alten  geschehen  ist, 
die  Anordnung  getroffen  werde,  dass  dergleichen  Recurse  nicht  anders  als 
durch  das  Cabinets  -  Ministerium  und  den  K.  Residenten  iii  Rom  gehen 
aollen. 

E.  K.  M.  stellen  wir  daher  .  .  .  anheim: 

(1.)  ob  AUerhöchstdieselben  unsem  Vorschlag  ...   zu    genehmigen 
geruhen  wollen. 

(2.)  Noch  bemerken  wir  .  .  .,  dass  es  in  Absicht  von  Magdeburg  und 
Halberstadt  nur  E.  E.  M.  Erklärung  bedarf,  dass  AUerhöchstdieselben  den 
Pflrst-Bischof  von  Hildesheim  als  Vicarium  apostolicum,  jedoch  blos  in  Be- 


1)  Hierzu  bemerkt  Haugwitz  in  dem  unten  im  Text  erwähnten  Schreiben 
▼(xn  21.  Juli  an  Schulenburg:  »Ich  glaube  nicht,  dass  es  Schwierigkeiten  finden 
vtrde,  bei  dem  Römischen  Hofe  die  Ernennung  .  .  .  durchzusetzen.« 

aranier,  PreusMn  and  die  VaXk,  Kircke.    IX.  2 


\  g  Uiknnden  No.  024^-696. 

T^n^i  ^^^  ^^^  ^^^  ^^^°  er  wehste  Provinzen,  anerkennen,  aladann  wird  denel 
so  wie  er  vor  Oocupation  der  Entschädi^nngs-Provinzen  gethan,  fortiah 
können,  die  geistlichen  Fnuctionen  in  gedachten  Provinzen  zn  verrichte 

Aug.  8  Rand-Yerfügnng,  geschrieben  von  Beyme: 

>Ad  1.  wird  der  Vorschlag  der  Ref.  approbirt. 
Ad  2.   Sind  8.  M.  bereit,  diese  Erklämng  zn  ertheilen,   nnd  erwu 
solche  zor  YoUziehnng. « 

Hiemach  Cabinets-Ordre'  >an  die  Haapt-Organisations-GommiBS 
der  £ntschädignng8-Lande«,  Charlottenborg  1803  August  8. 

B.  70.  Hftapi-KomniBsion  II.  YI.  I.   Aogfertigung. 


Aug.  1         625.  Immedlat-Bericht  des  Staats*Minitters  v.  Massow.   Berlin  if 

August  1. 

R.  89.  13S.  N.    Ansferfcigimg. 

Die  Forderung  des  Engelbert  v.  Msberg  auf  Rückxahhmg  der  für  eine  Präbende 
jetzt  aufgehobenen  Kapitel  xu  Wisset  gezahlten  KaufaummeS) 

»E.  K.  M.  zeige  ich  anf  die  .  . .  Immediat-Eingabe  des  Engelbert  ' 
Eisberg  zn  Rees  ...  an: 

dass  nach  der  ehemaligen  Verfassung  die  katholischen  Stellen  j 
seits  des  Rheins  zum  Besten   des  reformirten  Aerarii  ecdeaias 
aus    welchem    die   Prediger    nnd   Schulbediente    des   Herzogth 
Cleve  ihre  Besoldungen  erhalten,  der  Fnndation  von  1682  gern 
verkanft  wurden. 
Eine  Präbende  dieser  Art,   wozu  die  Regieinmg  einen  Abnehmer  i 
zumitteln  gesucht,  hat  der  Snpplicant  im  Capitulo   zu   Wissel  für  sei 
Sohn  gekauft  und  sich  von   der  Regiemng  zu  Emmerich  den  seiner  1 
gäbe  beigelegten  Revers  vom   14.  Jony  1796   ertheilen  lassen,  wovon 
jetzt,  nachdem  die  Französische  Regierung  das  Capitnl  zn  Wissel  au%eho 
hat,  Behnfs  der  Rückforderung  der   bezahlten  resp.  500  Rthlr.    Gold 
1500  Rthlr.  Courant  Gebrauch  macht. 

Da  der  Revers  qu.   auf  Versicherung  des  Cabinets-Ministerii  sich 
ziehet,  so  habe  ich,  da  der  Supplicant  sich  an  das  Geistliche  Departen« 
Anfangs  gewendet  hatte,  mit  dem  Auswärtigen  Departement  darüber  Rt« 
spräche  gehalten,  welches  sich  denn  erkläret: 

dass  dem  Supplicanten  die  2000  Rthlr.  qu.  aus  dem  aerario  eccle- 

stico  zurückzuzahlen  seyn  würden. 

Ich    würde    auch    das    verfügt    haben,    wenn    nicht  eines   Theils 

aerarium   ecclesiasticum  schon   durch  den  Verlust  der  Stifter  jenseits 

Rheins  einen  ansehnlichen   Ausfall    erlitten,    andern  Theils   aber  ähnlj 


1)  Cfr.  No.  910. 


i 
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Bedaniatioiies  ...  die  Besorgniss  erwecken,  dass  mehrere  Acquirenten,  die   ^^^^^ 
sieh  in  ähnlichen  Yerh&ltnissen  befinden,   daraus  Anlass   nehmen  möchten, 
gleiche  Fordenmgen  gegen  das  aerarinm  ecclesiasticum  geltend  zu  machen 
nnd  diesen  Besoldongsfonds  zu  erschöpfen,  ehe  noch  Anstalt  getroffen  werden 
kann,  die  Damnificaten  auf  eine  andere  Weise  zu  entschädigen. 

Hierzu  wird  nemlich  jetzt  nach  einem  Goncert  des  Auswärtigen,  Finanz- 
und  Geistlichen  Departements  Anstalt  getroffen,  indem  die  diesseitige  Grund- 
stücke und  Einkttnfte  den  jenseitigen  aufgehobenen  Stiftern  p.  p.  den  Ent- 
schädlgungs-Fonds  gewähren,  und  die  Regierung  und  Cammer  resp.  zu  Em- 
merich und  Wesel  den  Auftrag  erhalten  haben,  den  Indemnisations-Plan  zu 
formiren  und  einzureichen. 

Ob  nun  der  Supplicant  dahin  zu  verweisen?  oder  ob,  wozu  ihn  der 
Revers  qu.  berechtiget,  demselben  seine  2000  Rthlr.  ganz  oder  vorläufig 
zur  Hälfte  aus  dem  Aerario  qu.  zurückzuzahlen?  darüber  submittire  ich 
lediglich  auf  E.  E.  M.  .  .  .  Entscheidung,  muss  aber  bei  obwaltenden  jetzt 
schlechten  Umständen  des  aerarii  ecclesiastici  auf  die  erste  Alternative  .  .  . 
antragen.« 

Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme:  Aug.  8 

t8.  August  1803. 

Vor  allen  Dingen  muss  der  Gerechtigkeit  ein  Genüge  geschehen,  die 
Convenienz  aber  zurükstehen.  Es  müssen  daher  dem  Supplicanten  die  ihm 
gebührenden  2000  Rthlr.  sogleich  ganz  angewiesen  werden.« 

Hiernach  Cabinets-Ordre  an  Massow,  Charlottenburg  1803  August  8. 

B.  89.    IGnlkten  dee  Cabinets. 


Schreiben  von  Reck  an  Voss  s.  unter  dem  15.  Juni  1803,  No.  613.   Aug.  1 


626.  Immediat-Bericht  des  Grosskanzlers  v.  Goldbeck.    Berlin  1803  Aug.  3 

August  3. 

B.  89.  30.  0.    Ausfertigung. 

Ob  der  Klage  des  kcUholischen  Pfarrers  xu  Königsdorf  in  Westprcussen  gegen  die 
protestaniiseken  JBinwohner  seines  Kirchspiels  auf  Reparatur  der  Kirche  und  Pfan- 

gebätide  der  rechtliche  Lauf  gelassen  werden  soll?^) 

>E.  K.  M.  haben  bey  Gelegenheit  des  von  dem  Bischof  von  Culm  in 
seiner  Diöces  den  Protestanten  verweigerten  Mitgebrauchs  der  catholischen 
Gotteshäuser  durch  die  Cabinets-Ordre  vom  24.  September  17992)  festzu- 
setzen geruhet: 

dass  im  Fall  des  verweigerten  Simultanei    die  Protestanten   da,   wo 
sie  noch  dem  Catholischen  Pfarrzwange  in  Ansehung  der  Lasten  der 


1;  Cfr.  No.  602.  2)  No.  139. 

2* 


L 


20  Urlnmden  No.  696—687. 

1803  Eingepfarrten^  unterworfen    sind,    davon    gSnsUdi    befreit    werdet 

Aug.  6 

sollen. 

Der  Bischof  von  Cnlm  hat  auch  in  einer  immediat-Eingabe  Tom 
17.  Oetober  1799^)  erklärt,  dass  er  mit  Einwilligung  seines  Domeapitiib 
auf  die  in  einem  Teil  seiner  DiOces  bestehende  Verbindlichkeit  der  pro- 
testantischen Eigenthttmer,  die  Kirchen-  und  Pfarrgebftude  der  Gatholisehei 
in  baulichen  Stande  zu  erhalten,  Verzicht  leisten  und  diese  Last  von  da 
Pfarrern  der  Kirchspiele  ttbemommen  werden  soll. 

Jetzt  ereignet  sich  der  Fall,  dass  der  Pfarrer  v.  Peichowski  (!)  zu  Königs- 
dorff  im  kleinen  Marienburger  Werder  wider  die  Protestantischen  Eänsassei 
seines  Kirchspiels  wegen  Reparatur  der  Earchen-  und  Pfarr-Geb&ade  be? 
der  Westpreussischen  Regierung  geklagt  hat. 

Die  Protestanten  im  kleinen  Marienburger  Werder,  obnerachtet  sie 
durch  Verträge  und  Judicate  zur  Reparatur  der  katholischen  Kirchen  und 
Pfarr-Gebäude  pflichtig  sind,  haben  sich  dennoch  schon  vorläufig  bey  dem 
Consistorio  erklärt,  dass  sie  auf  den  Grund  der  obigen  Gabinets-Ordre  und 
der  Dedaration  des  Bischofs  von  Culm  zu  den  Beiträgen  [sich]  nicht  ver- 
stehen wollen,  die  Regierung  zu  Marienwerder  ist  daher  bedenklich  gewesen, 
die  Klage  ohne  E.  K.  M.  vorherige  Genehmigung  den  Beklagten  zu  communi- 
ciren  und  hat  deshalb  bei  mir  angefragt.  Da  von  den  vorangefahrten  Ver- 
handlungen in  meinem  Departement  nichts  vorgekommen  war,  so  bin  ich 
darüber  mit  dem  Geistlichen  und  dem  Provinzial-Departement  in  Gorreapoii- 
denz  getreten  und  scheinet  mir  E.  K.  M.  Absicht  zur  Beförderung  des 
Simultane!  hauptsächlich  dahin  zu  gehen,  dass  an  den  Orten,  wo  das  Simul- 
taneum  von  den  Catholischen  verweigert  wird,  den  letztem  so  wenig  aus 
öfientlichen  Fonds  als  durch  Beiträge  der  Protestanten  zu  den  Baukosten 
Htllfe  wiederfahren  soll.  Wo  aber  die  Verbindlichkeit  der  Protestanten  auf 
Vei*trägen  beruhet,  kann,  so  lange  kein  Gesetz  ezistiret,  dass  der  Pfarrer  mit 
der  Klage  ad  reficiendas  aedes  ecclesiasticas  nicht  gehört  werden  soll,  dem- 
selben das  rechtliche  Gehör  nicht  verweigert  werden,  zumahlen  sehr  dahin 
stehet :  ob  ^e  Beklagten  protestantische  Einsassen  des  Kirchspiels  sich  gegen 
die  Klage  mit  dem  auf  die  Erklärung  des  Bischofs  von  Culm  bemhendeo  ^ 
Einwand  werden  schützen  können. 

E.  K.  M.  Btaatsminister  in  den  vorgedachten  beiden  Departements  sind 

auch  darin  mit  mir  einverstanden.  Um  aber  den  Sinn  der  vorangeffthrten 

Cabinets-Ordre  vom  24.  September  1799  nicht  zu  verfehlen,  habe  ich   E. 
K.  M.  ...  Genehmigung  darüber, 

ob  der  Klage  des  Pfarrers  v.  Peichowski  zu  Königsdorf  der  recht- 
liche Lauf  gelassen  werden  soll, 

.  .  .  erbitten  wollen.« 


1)  No.  142. 


WestpreuBsen.    Pfamwang.    Httnster.  21 

Baiid-Verffigiing,  geschrieben  von  Beyme:  a^^^^c 

»16.  Angnst  1803. 
Da  die  Klage  gegen  den  allgemeinen  Befehl  vom  24.  September  1799 
gerichtet  ist,  so  soU  dieselbe  nicht  angenommen  werden.« 

Eßemaoh    Cabinets-Ordre    an     Goldbeck,     Charlottenbnrg    1803 
August  15. 

B.  47.  23.    Abschrift. 

Cabinets-Ordres  an  die  Haupt- Organisations- Kommission  und   an  Aug.  8 
Massow  s.  unter  dem  31.  Juli  und  dem  1.  August  1803,  No.  624  und  625. 


627.  Immediat-Bericht  der  Haupt-Organisations-Kommission  der  Ent-  Aug.  9 
sehSdigungs-Lande.    Berlin  1803  August  9. 

B.  89.  58.  K.    AnsfertlgiiAg,  gei.  Schiiltee ;  SMk;  Focke;  Wilek«ns;  Ooldn«n]i;  ▼.  Yos«.  Con- 
eept,  ABWWWBg  von  Sack,  B.  70.  Mftaiter  IL  XXXI.  2&. 

Die  Nownen'Konvenie  Verspod  wul  Ringen  in  der  Stadt  Münster  sind  aufzuheben 
tmd  ihre  IHnkünfte  für  ein  Hoapüai  für  bedürftige  weibliehe  Personen  aüer  drei 

chriaÜiehen  Konfessionen  xu  bestimmen. 

. .  .  »Beide  Congregationen  sind  keine  eigentlichen  Klöster,  sondern 
geistliche  Oesellschaften,  die  von  einzelnen  Personen  fOr  einige  weibliche 
unverehelichte  Individuen  gestiftet  worden  sind,  welche  ohne  Gelübde  und 
Clausur  zusammen  leben,  beten  und  arbeiten  sollen. 

Der  erstere  Convent  ist  solchergestalt  im  Jahre  1687  von  einer  ge- 
wissen Schweringh  ftlr  wenigstens  5  Jungfrauen  gestiftet  worden,  welche 
nach  der  dritten  Regel  des  heiligen  Dominicus  leben  und  sich  mit  Gottes- 
dienstiichen  Handlungen  beschäftigen,  besonders  auch  fbr  die  Stifterin  und 
andere  Gläubigen,  um  sie  aus  dem  Fegefeuer  zu  erretten,  beten  sollen. 

Die  Stifterin  hat  ftlr  diese  Congregation  ein  eigenes  Haus  nebst  einer 
kleinen  Kapelle  und  einiges  andere  Vermögen  bestimmt.  Dies  ist  aber 
durch  allerhand  ZufäUe  so  zusammen  geschmolzen,  dass  es  jezt  Oberhaupt 
nur  344  Rthlr.  jährliche  Revenuen  trägt,  daher  denn  auch  die  Conventualin- 
nen  meist  von  ihrer  eigenen  Hände  Arbeit  kflmmerlich  leben  mflssen,  auch 
vor  einigen  Jahren  ganz  auseinander  gegangen  sind,  bis  sie  nach  einer 
Verordnung  des  General- Vicariats  vom  Jahre  1798  sich  wieder  haben  zu- 
sammen begeben  müssen.     Jezt  sind  nur  ihrer  3  Nonnen  vorhanden. 

Der  zweite  Convent  oder  das  Kloster  Ringen,  wovon  die  Fundations- 
Urkunde  nicht  mehr  aufzufinden  ist,  soll  in  älteren  Zeiten  von  einem  J.  von 
Bingen  gestiftet  sein.  Es  sind  der  Conventualinnen  6,  die  nach  der  dritten 
Regel  des  heiligen  Franziscus,  aber  ohne  Gelübde  und  Clausur  leben,  ein 
eigenes  Haus  bewohnen  und  sicfr^-^ni^JBeten  und  weiblichen  Handarbeiten 
beschäftigen.  Die  Eintretenden  haben  eilNC&pital  bezahlen  müssen,  wovon 
ihnen  die  Zinsen  zeitlebens  bezahlt   worden  rniV^^   ^^  Capital  selbst  aber 
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}  Q  ist  nachher  dem  Convent  verblieben.  Dadurch  ist  eine  jährliche  Revenue 
von  1354  Rthlr.  12  6r.  zusammengekommen,  die  der  Convent  jezt  besizt, 
wovon  aber  nichts  erübriget  werden  kann. 

Nach  dieser  kurzen  Beschreibung  von  der  Verfassung  dieser  beiden 
Convente  hat  es  kein  Bedenken,  dass  dieselben  nicht  zu  den  geschlossenen 
Frauens-Klöstern  gehören,  zu  deren  Aufhebung  der  §  42  des  Haupt-Depu- 
tations-Gondusi  die  Zustimmung  des  Bischofs  einfordert,  dag^en  wird  mit 
Grunde  dafür  gehalten,  dass  sie  als  fromme  und  milde  Stiftungen  anzusehen 
sind,  deren  Beibehaltung,  jedoch  unter  Landesherrlicher  Aufsicht  und  Leitung, 
der  §  65  des  gedachten  Condusi  verordnet.  Dieses  vorausgesezt  sdüigt 
die  Mttnstersche  Spezial-Organisations-Commission  vor,  dass  man  beide 
Institute  aufhebe,  die  darin  befindlichen  Individuen  nach  Yerhftltniss  der 
jezzigen  Einkünfte  pensionire,  und  dass  man  demnächst  den  Fonds  der- 
selben zu  einem  Hospital  für  weibliche  bedürftige  Personen  aller  3  Christ- 
lichen Confessionen  bestimme,  indem  es  an  einer  solchen  Anstalt  in  Münster 
ganz  fehle,  das  Bedürfhiss  derselben  aber  längst  und  oft  schon  gefohlt  sey. 
Man  könne  dazu  das  Gebäude  des  Convents  Verspoel  sehr  zweckmässig  be- 
lassen, da  dasselbe  sich  sehr  gut  dazu  schicke  und  leicht  zu  einem  solchen 
Hospital  eingerichtet  werden  könne;  dagegen  würde  man  die  Gebäude  des 
Klosters  Ringen  sehr  gut  dazu  anwenden  können,  um  ein  anderes  Kloster, 
etwa  die  Dominicaner,  dahin  zu  versetzen  und  dadurch  einen  gehörigen 
Raum  für  eine  Caseme  zu  schaffen,  worüber  die  besondern  Plane  jezt  aus- 
gearbeitet werden. 

Wir  finden  unserer  Seits  diese  Vorschläge  ganz  angemessen  und  sehen 
nichts,  was  denselben  bey  der  Ausführung  im  Wege  stehen  könnte.  Weil 
indessen  hier  eine  Ausnahme  von  der  Regel  Statt  findet,  womach  sonst 
das  Vermögen  der  Klöster  in  den  Entschädigungs- Provinzen  für  £.  K.  M. 
directen  Vortheil  sämtlich  benuzt  wird;  so  haben  wir  nach  der  Anweisung 
des  Organisations-Chefs,  der  übrigens  mit  uns  in  den  obigen  Vorschlägen 
völlig  einverstanden  ist,  uns^)  die  ...  Genehmigung  deshalb  und  zu  Ver- 
anlassung des  Weitem  . .  .  erbitten  wollen.« 

Aug.  13  Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme: 

»13.  August  1803. 
Approbirt. « 

Hiernach  Cabinets-Ordre  »an  die  Haupt-Organisations-Commission 
der  Entschädigungs-Lande«,  Charlottenburg  1803  August  13. 

Aiufertigiuig  a.  a.  0.  dee  GoncepUs. 


1)  Vorlage:  >nnd<. 


I 

^ 
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628.  Staats-Mifiister  v.  Vom  an  den  Staats-Mtnister  Frhr.  v.  d.  Reck.  ^^^^^ 

Berlin  1803  August  9.  ^' 

G«n.-DiFektoriitiB  SftdpreiuMB.  TiIXTT.  104«.    Concept,  korrigirt  and  geseiclinet  von  Klewis. 

Die  Äjuswirkung  des  ordo  episcopaUs  für  deft  xwn  Weihbisehofe  van  Poseti  besHmmtefi 
Domherrn  v.  ZamowieM;  die  kanonische  Prüfung  hierfür  sei  dem  Weihbisehof  von 
Gnesen,  v,  Lubinski,  xu  Übertragern,  nicht  dem  Bischöfe  v.  AJbertrandij  der  nicht  mehr 
roUes  Vertrauen  verdiene.    Der  Bischof  von  Posen  hätte  aüerdings  die  landesherrliehe 

Bestätigung  des  Weihbisehofs  vorbehalten  müssen.^ 

»Da  ...  der  von  dem  Bischöfe  von  Posen  zu  der  erledigten  dortigen 
Weihbischofsstelle  in  Vorschlag  gebrachte  Domherr  von  Zamowieold  ordinem    • 
episcopalem  nicht  hat,  so  wird  die  Auswirkung  desselben  für  ihn  in  Born 
nötig  sein. 

Ob  aber  die  diesfillige  gewöhnliche  kanonische  Prüfung  des  p. 
von  Zamowiecki  nicht  dem  geäusserten  Wunsehe  des  p.  von  Zamowiecki 
naeh  lieber  dem  Weihbischofe  von  Onesen,  p.  von  Lubinski,  als  dem 
Bischof  von  Albertrandi  su  übertragen  seyn  dürfte,  dieses  stellen'  Wir 
E.  p.  .  .  .  anheim  und  glauben  nur  bemerken  zu  müssen,  dass  nach 
einer  im  vorigen  Jahre  von  der  Yarschauer  Kammer  gemachten  Entdeckung 
der  ehemalige  Nuntius  in  Pohlen  de  Litte  (Litta)^)  bey  seiner  Abreise  von 
Varschau  dem  p.  Albertrandi  die  Ausübung  verschiedener  päpstlicher 
Fakultäten  übertragen,  der  p.  Albertrandi  auch  daran  wirklich  unter  der 
iezzigen  Regierung  heimlich  Gebrauch  gemacht  und  dadurch  das  in  ihn 
gesezte  Vertrauen  geschwächt  hat  Dem  p.  von  Lubinski,  gegen  den  Wir 
auch  sonst  nichts  einzuwenden  haben,  kann  übrigens  in  Absicht  des  Eides 
das  bey  der  Eonsekration  des  Bischofs  von  Varschau  beobachtete  Ver* 
fahren  des  p.  von  Albertrandi  zur  Befolgung  vorgeschrieben  und  dem  p. 
von  Zamowiecki  vieleicht  dadurch,  dass  der  p.  von  Lubinski  nicht  weit 
von  Posen,  der  p.  von  Albertrandi  dagegen  entfernt  in  Varschau  wohnt, 
eine  kostspielige  Ausgabe  erspart  werden. 

Was  £.  p.  Aeusserung,  .  .  .  dass  der  Bischof  von  Posen  in  dem  für 
den  p.  von  Zamowiecki  ausgefertigten  Instrumente  zu  weit  gehe,  wenn  er  die 
Weihbischofs-Stelle  Selbst  zu  conferiren  vermeint,  betrifit,  so  dürfte  sich 
die  Ueberschreitung  seiner  Befugnisse  doch  wohl  nur  darauf  einschränken, 
dass  der  Bischof  in  dem  gedachten  Instrument  die  Bestätigung  des  p.  von 
Zamowiecki  von  Beiten  der  Landes-Regierung  nicht  vorbehalten  hat.« 

Die  Römischen  Expeditionen  für  Zamowiecki  durch  Lubinski  gehen 
im  August  1804  ein:  Reek  an  Voss  1804  August  22. 


1)  Cfr.  No.  613.  2)  Cfr.  u.  a.  No.  66. 
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A^^^i2        ^^'    Bericht  des  Reiobetags^Gesandten  Graf  Goertz.    Regeubnig 

^'       1803  August  12. 

B.  67.  B.  I.  C.  18.    AasferUgnng. 

Die  evangelischen  Stände  hexjweifdn  die  Durchführbarkeit  der  Weüerfiiknmg  koAih 

lischer  Stimmen  im  BeichsfUrstenraike  durch  ewmgelische  Landesherren,  haUen  vid- 

mehr  daran  fest,  dass  Betehstags' Stimmen  der  Religion  des  Lande^kerm  fofyen^^i 

.  .  .  »Ich  habe  einstweilen  nicht  verfehlet ,  denen  yerbranteren  Ge- 
sandten, den  Churpfaltz- Bayrischen,  Chur-S&chsischen,  WttrtembergiiicheB 
und  Hessen-Casselschen  —  und  auch  so  durch  meine  Berichte  nach  Baadea, 
Weimar,  Nassau,  Oranien  und  Fulda  ydn  der  .  .  .  Ansicht  E.  K.  M.  . . . 
Ministerii  ttber  das  Kaiserliche  Hofdekret  ^)  die  erlaubte  Eröfnung  zu  machen 
und  ermeldte  Gesandten  ersucht,  solche  ihren  Höfen  vorzulegen,  veldies 
sie  auch  flbemommen  haben.  Alle,  mit  Ausnahme  des  Ghur-SftchsischeB. 
geben  der  von  Reichswegen  anzunehmenden  ausgedehnten  Toleranz  nach 
dem  schon  jezt  von  E.  K.  M.  gegebenen  Beispiel  ihren  voUesten  Beifall:  hin- 
gegen schienen  sie  zu  bezweifeln,  dass  der  Ausweg  —  die  durch  die  Est- 
schlidigungen  auf  protestantische  Landesherren  mittelst  geisüich-katholiaehexi 
Länder  gekommene  katholische  Stimmen  als  katholische  fortzuftlhren,  von 
denen  katholischen  Stunden  mögte  angenommen  werden,  da  hierdurch,  wenn 
solche  durch  protestantische  Gesandten  würden  verffthret  (sie!)  werden,  und 
diese  die  Instructionen  durch  protestantische  Ministeria  erhalten  wQrden^ 
jener  Religions-Thell  das  Recht  der  Itio  in  partes  nicht  mehr  wflrde  ans- 
ttben  können.  Sie  glauben  in  der  Verfassung  und  dem  zeitherigen  Her- 
kommen das  Recht  gegründet,  dass  die  Reichstftgliche  Stimme  von  der  Re- 
ligion des  Landesherm  abhenge,  wovon  auch  selbst  das  Hochstift  Hilden- 
heim,  wo  das  Land  fast  ganz  evangelisch  sey,  einen  Beweis  abgebe;  sie 
finden  keinen  Beweggrund,  warum  von  dieser  Regel  abzugehen  sej,  da 
Religions-Gleichheit  der  Stimmen  nie  gewesen  und  von  der  Verfassung  nicht 
gefordert  werde,  und  schienen  vielmehr  der  von  Chur-Pfaltz  und  Baaden 
.  .  .  einberichteten  Me3aiung  beizupflichten,  auf  den  einmal  gefassten  Depn- 
tations-  und  vom  Reich  genehmigten  Schluss  zu  bestehen  und  in  keine  Ab- 
weichung davon  einzugehen.« 


Aug.  13         630.    Generalleutnant  v.  Blücher  an  die  Münstersche  Civil-Organi- 
sations-Kommission  (Spezial-Kommission).    Münster  1803  August  13. 

B.  70.  Uftnster.  G«istlie]ie  Sachen.  11.    Abschrift. 

Nothtoendigkeit  eines  katholischen  Qamisonpredigers  für  Münster.    Empfehhmg  des 

PcUer  Sammdmann  für  die  Steüe,^) 

Erklärt:  »dass  ich  die  baldige  Wiederbesetzung  der  hier  vacant  ge- 
wordenen Catolischen  Gamison-Prediger-Stelle  aus  folgenden  Gründen  ftr 
sehr  nöthig  und  zweckmässig  halte : 


1)  Cfr.  No.  622  und  686.  2)  Cfr.  No.  622.  3)  Cfr.  No.  784. 
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1.  Ist  in   allen  grossen  Städten  der  Prenssischen  Provinzen,  wo  die  a^^« 
Catholische  Religion  fast  allgemein  ist,   ein  Catholisclier  Garnison-Prediger. 

2.  wflrde,  wenn  dieses  grade  in  Mflnster,  worin  solcher  immer  war, 
sieht  mehr  der  Fall  sein  sollte,  ein  sehr  fibler  Eindmek  auf  die  Unter- 
ihanen,  Yon  denen  jetzt  so  viele  Soldat  werden  müssen,  dadurch  bewttrkt 
werden. 

3.  Ist  es  gut,  wenn  der  Soldat  weiss,  zu  welcher  Kirche  er  gehört  und 
wo  er  Unterricht  und  Belehrung  findet,  welche  gerade  auf  seinen  Stand 
Bezug  haben  und  die  zur  strengen  Pflicht-Erfüllung  in  seinem  Berufe  ins- 
besondere ihn  bewegen  können. 

4.  Zu  der  Gemüthsberuhigung  der  Catholischen  Soldaten,  welche  in 
Zukunft  bey  weitem  den  grössten  Theil  der  hiesigen  Garnison  ausmachen 
werden,  ist  es  höchst  itothwendig,  dass  sie  von  einem  dazu  besonders  an- 
gesetzten Geistlichen,  der  durch  täglichen  Umgang  ihr  Zutrauen  gewinnen 
und  dadurch  auf  ihr  moralisches  Betragen  und  ihre  Denkungsart  einen 
grossen  Einfluss  haben  kann,  beygestanden  werden,  wenn  sie  krank  sind, 
von  dem  sie  sich  copuliren  und  ihre  Kinder  taufen  lassen  können. 

5.  Hat  es  seinen  grossen  Nutzen,  wenn  der  gemeine  Mann,  der,  wenn 
er  sieh  selbst  überlassen  bleibt,  im  Besuchen  der  Kirchen  nur  zu  leicht 
saumseelig  wird,  nach  jedesmaliger  Kirchen -Parade  in  einer  bestimmten 
Kirche  zur  Predigt  geführt  werde. 

6.  Wird  dadurch  auch  das  Gute  noch  bewürckt,  dass  die  Leute,  wenn 
am  Sonntag  der  Dienst  diesen  oder  jenen  abruft,  in  einer  Kirche  zu  finden 
sind,  anstatt  dass  sie  sonst  um  die  Zeit  des  Gottesdienstes  allenthalben 
aufgesucht  werden  müssen. 

Was  endlich  die  Besetzung  der  hier  so  äusserst  wichtigen  Stelle  eines 
Catholischen  Garnison-Predigers  anbetrift,  so  wiederhole  ich  Einer  p.  Com- 
mission  die  Versicherung,  dass  meiner  Ueberzeugung  nach  niemand  diesem 
Amte  besser  vorstehen  wird,  als  der  durch  sein  Betragen  und  seine  Pi-e- 
digten  allgemein  beliebte  Pater  Sammelmann,  welcher  wahre  Moralität  und 
Toleranz  zu  verbreiten  sich  immer  hat  angelegen  sein  lassen.« 

Ueber  den  Pater  Sammelmann,  Guardian  des  Minoriten-Klosters,  berichtet  Nov.  8 
die  Special-Kommission  d.  d.  S.November  1803  an  Angern,  dass  ihn 
Blücher :  »als  guten  Redner,  als  guten  moralischen  Mann,  als  humanen,  tole- 
ranten und  au^eklärten  Geistlichen  —  nicht  nur  von  der  ganzen  Stadt  loben 
hörC)  sondern  auch  selbst  als  solchen  kenne;  jener  habe  ein,  schon  vorhin  ge- 
ftlhrtes  Prediger-Amt  aufgegeben,  weil  er  nicht  —  nach  seiner  Ueberzeugung 
—  Toleranz  gegen  alle  Religionen  habe  lehren  dürfen.« 

Sammelmann  erhielt  im  November  1803  die  Dechanei  St.  Ludgeri. 

B.  7a  Mfinater.  Geistliclie  Sftchen.  11. 

Ueber  die  Klagen  des  General-Yikariat-Amts  gegen  ihn  cfr.  No.  792, 
Cabinets-Ordre  vom  11.  Februar  1805. 
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1803  Cabinets -Ordre  an  die    Haupt -Organisations -Kommission  s.    unter 

"^'       dem  9.  August  1803,  No.  627. 


Aug.  15  Cabinets-Ordre    an    Goldbeck    s.    unter    dem    3.    Augast     1803. 

No.  626. 

Aug.  15        631 .    Rescript  des  Hoheits-  und  des  Geistlichen  Departofflenis  an 
die  Magdeburgische  Regierung.    Berlin  1803  August  15. 

B.  52.  132.    Absclirift. 

Das  Kloster  AU-Haldensleben  und  seine  Steüufig  xum  Papste  und  xum  Bisehofe  von 
Hildeskeim.    Die  Magdeburgischen  Klöster^)  sind  durch  den  WesifäHsehen  Friedm 

der  auctorOas  seeularis  tmterworfen,^ 

.  .  .  »Euren  Bericht  vom  15.  v.  M.  betreffend  die  Behauptung  dei 
Cistercienser-Klosters  zu  Alt-Haldensleben,  dass  es  in  Spiritualibus  unmittel- 
bar unter  dem  Papst  st«he^},  haben  Wir  erhalten  und  daraus  Euren  An- 
trag auf  Rectificirung  des  Klosters  und  Verweisung  desselben  an  den  Medial- 
Bischof  von  Hildesheim  mit  mehrerem  ersehen.  Obgleich  Wir  aber  f&r 
Unsere  Provinz  Hildesheim  den  dasigen  Bischof  als  Mediat-Bischof  beibe- 
halten, so  finden  Wir  es  doch  nicht  angemessen,  wider  die  Uns  Aber  CaÜio- 
liken  salva  eorum  conscientia  im  Herzogthum  Magdeburg  zustehende  geist- 
liche Jurisdiction  dem  Bischof  von  Hildesheim  Rechte  über  Magdeburgiachc 
Klöster  einzuräumen.  Vielmehr  wollen  Wir  nach  dem  Beispiel  froherer 
Vorgänge  es  so  gehalten  wissen,  dass  die  Klöster  im  Magdebui^^schen 
autoritate  8aeculari  und  vi  jurisdictionis  ecclesiasticae  von  Euch  in  Ord- 
nung gehalten  und  visitirt  werden  und  da,  wo  facultates  Spirituales  nötig 
sind,  solche  unter  Eurer  Authoritaet  von  einem  inländischen  Ordens-Obem 
eines  andern  Klosters  in  eben  derselben  Provinz  gesucht  werden,  wo  aber 
auch  diese  facultates  spirituales  nicht  ausreichen  sollten,  der  Fall  anhero 
einberichtet  werde. 

Dem  Kloster  Alt-Haldensleben  habt  Ihr  zu  eröfiien,  dass  Wir  mittelst 
voller  Ausübung  der  durch  den  Westphaelischen  Frieden  Uns  zustehende 
Rechte  das  EUoster  sich  zwar  Unsers  Allerhöchsten  Schutzes  erfreuen  lassen 
wollen,  dass  aber  selbiges  in  Fällen,  wo  es  vermeine,  sich  an  einen  Kloster- 
Abt  oder  auch  nach  Rom  verwenden  zu  müssen,  sich  an  Euch  wenden  soüe. 
In  solchen  Fällen  werdet  Ihr  alsdann  davon  zur  Prüfung  anhero  beriohten, 
und  soll  das  Kloster  nach  Befinden  der  Umstände  sich  Unsrer  Königlieheo 
Fürsorge  zu  erfreuen  haben.« 


1)  Cfr.  No.  719. 

2)  Das  Rescript  ging  aus  einer  Korrespondenz  zwischen  Reck  und  Massow 
hervor.  Massow  wollte  dem  Bischof  von  Hildesbeim  die  Oberaufsicht  einräumen, 
Reok  aber  hielt  das  mit  den  Rechten  des  Königs  nicht  verträglich. 

3)  Die  Magdeburger  Regierung  hatte  dies  in  der  von  ihr  am  20.  Mai  1808 
eingereichten  »Tabelle  über  die  katholischen  Klöster  im  Herzogthum  Magdeboiff« 
angeführt,  und  Massow  hatte  hierüber  am  6.  Juni  1803  »nähere  Untersuchung« 
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632.  Cabinets-Ordre  an  die  Staats^Minister  Frhr.  v.  d.  Reck,  Frhr.  ^^^ 
V.  Schroetter  und  v.  Mateow.    Gbarlottenburg  1803  Angust  22. 

K.  7.  B.  IS.  C.    AvsfartiguBg. 

Graf  Joseph  van  Hohenxoüem  erhält  das  Placüum  für  die  Abtei  Otiva.  Das  Schtäden- 

wesen  der  Bischöfe.^ 

.  .  .  »Ich  habe  in  Hinsicht  der  Verdienste  des  verstorbenen  BMrst-Erz- 
bischofe  Ton  Ermeland')  und  bey  den  Hoffnungen,  weiche  dessen  Neffe,  der 
Domherr  Graf  Joseph  von  Hohenzollem,  giebt,  beschlossen,  sowohl  die  iezten 
Wfinsche  des  Verstorbenen  ...  als  auch  die  Anträge  des  Neffen  [wegen 
des  Plaeitnm's  anf  die  Abtei  Oliva]  .  .  .  soweit  solches  ohne  Verletzung 
der  Reehte  eines  dritten  und  ohne  Nachtheil  der  Kirche  geschehen  kann, 
zu  bewilligen,  finde  mich  jedoch  veranlasst,  Euch  zugleich  zu  erkennen  zu 
geben,  wie  dahin  Vorsehung  getroffen  werden  muss,  dass  kllnftig  die 
Bischöfe  nicht  femer  ihre  Bissthflmer  verschulden,  indem  ich  hinfOhro  nicht 
mehr  zugeben  will,  dass  die  Einkttnfte  derselben  zur  Bezahlung  der  Schulden 
verwendet  werden,  c   .  .  . 

Cabinet8*0rdre  an  Hardenberg  s.  unter  dem  18.  Mai  1803,  No.  596.  Aug.  23 

633.  Staats-Minister  Frhr.  v.  Hardenberg  an  den  Geheimen  Cabinets-  Aug.  24 

Rath  Beyme.     Berlin  1803  August  24. 

B.  89.  SS.  0.    Ausfertigung. 

Die  SekadlosfialHmg  der  Aebtissin  xu  Essen^  Prinxessin  Kunigunde  von  Sachsen, 
ist  nicht  Vertragstceise,  sondern  auctoritate  regia  festxtisetxenß) 

.  .  .  »Die  Vollziehung  der  eingereichten  Bestätigungs- Urkunde  dieses 
Vertrages  scheint  mir  sehr  bedenklich  zu  seyn  und  die  Rechte  Sr.  E.  M. 
zu  compromittiren. 

1.  Durch  die  in  Ew.  Hochwürden  Schreiben  erwähnte  Röniglicho  .  .  . 
Versicherung,  dass  die  Aebtissin  lebenslang  im  Besitz  und  Genuss  ihrer 
Einkflnfte  verbleiben  solle,  ist  von  Sr.  E.  M.  aus  Gnaden  und  Landesherr- 
licher Grossmuth  (welcher  der  51.  §  des  Deputationsschlusses  kein  Ziel 
setzen  zu  wollen  erklibrt)  weit  mehr  für  die  Aebtissin  geschehen,  als  sie, 
nach    eben    diesem    51.  §    erwarten   konnte,    welcher  ein    minimum   von 


erfordert.  Das  Kloster  konnte  in  seinem  Berichte  vom  8.  Juli  1803  keine  Urkunde 
beibringen,  sondern  berief  sich  auf  die  dem  Gisterzienser-Orden  vom  Papste  er- 
theilte  »exemptio  generalis«  von  der  bischöflichen  Gewalt.  Wie  aber  die  Magde- 
burger Regierung  am  15.  Juli  berichtete,  erkannten  die  andern  Cisterzienser- 
Klöster  im  Hagdeburgschen  den  Bischof  von  Hildesheim  als  Vicarius  apostolicus 
>ilir  ihren  Obern«  in  spiritualibus  an;  efr.  dagegen  den  Bericht  der  Kalischer 
Kammer  vom  31.  Mai  1800,  No.  213. 

1)  Cfir.  No.  661  und  663. 

2)  Der  Fttrst-Bischof  Graf  Karl  von  Hohenzollem  war  am  11.  August  1803 
im  72.  Lebensjahre  verstorben.  3)  Gfr.  No.  660. 
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A^^  24  ^^^  C^ulden  und  ein  mazimum  von  8000  Gulden  den  ReichsprälAten  und 
Aebtissinnen  beilegt. 

2.  Um  so  weniger  kann  demnach  die  Aebtissin  zu  Essen  yerlangen, 
sich  über  ihre  Abfindung  in  förmliche  Tractaten  mit  8.  K.  M.  einznlasseiL 
Vielmehr  hat  sie  die  von  £.  Hochw.  erwähnte  Königl.  Erklftrong  als  eine 
Gnade  zu  verehren. 

3.  Sich  mit  ihr  darüber  in  Tractaten,  förmliche  Verträge,  AbfinduitgB- 
acten  u.  s.  w.  einzulassen,  würde  den  Kochten  etwas  vergeben,  wel^ 
S.  K.  M.  durch  den  Hanptschluss  der  ausserordentlichen  Reichsdepntatk» 
erworben  haben. 

4.  £s  kommt  sogar,  nach  Inhalt  des  von  E.  Hochw.  dem  Herrn  Grafei 
von  Haugwitz  mitgetheilten  Berichts  noch  hinzu,  dass  die  AebtissiB  die 
Genehmigung  und  Vollziehung  dessen,  was  der  von  Asbeck  in  ihrem  Namen 
verhandelt  hat,  sich  noch  vorbehalten  hat,  und  so  könnte,  wenn  3.  K.  IL 
die  Urkunde  vollziehen  wollten,  sogar  der  fQr  Allerhöchstihre  Würde  com- 
promittu'ende  Umstand  eintreten,  dass  die  Aebtissin  ihres  Orts  die  Genelt- 
mignng  und  Vollziehung  verweigerte. 

5.  Wenn  sie  sich  aber  auch  dazu  verstände,  so  läge  wiederum  hierin 
eine  Gleichstellung  mit  Sr.  K.  M.,  welche  weder  den  vorigen  noch  den 
itzigen  Verhältnissen  dieser  Fürstin  angemessen  seyn  würde. 

6.  Endlich  ist  die  Besorgniss,  welche  E.  Hochw.  äussern,  sehr  gegründet, 
dass  die  Aebtissinnen  von  Hervorden  und  von  Quedlinburg  sich  auf  dieses 
Beispiel  berufen,  mit  ungebührlichen  Anmaassungen  auftreten  und  Abfin- 
dungen im  Wege  ordentlicher  Tractaten  verlangen  möchten,  welche  man 
ihnen  so  wenig  als  der  Aebtissin  von  Essen  gestatten  könnte. 

Mir  scheint  demnach 

7.  der  von  E.  H.  aufgestellte  Satz  sehr  richtig  zu  seyn,  dass  die  Ver- 
sicherung, es  solle  die  Aebtissinn  lebenslang  im  Besitz  und  Genuss  ihrer 
Einkünfte  bleiben,  die  Befngniss  des  Landesherrn  zur  eigenen  Administra- 
tion nicht  ausschliesse. 

Mein  Gutachten  geht  also  dahin,  dass  diese  Bestätigungsurkunde  nicht 
zu  vollziehen,  vielmehr  über  alle  Gegenstände  der  sogenannten  Abfindungs- 
acte  auctoritate  regia,  einseitig  und  befehlsweise,  nicht  vertragsweise,  was 
recht,  angemessen  und  zweckmässig  ist,  verfügt,  befohlen  und  vollstreckt 
werde.«  .  .  . 

Sept.  9  Hiemach   erklärt    die  Cabinets-Ordre   an  Angern,    den  Vertreter 

Schulenburg's  *),  Paretz  1803  September  9,  auf  Schulenburg's  Bericht  vom 
5.  Juli  1803:  »dass,  da  Ich  mit  der  Fürstin-Aebtissin  nicht  wie  eine  Macht 
mit  der  andern  handeln  kann,  erst  abgewartet  werden  muss,  ob  dieselbe 
das  geschlossene  Abkommen  genehmigen  wird.«  .  .  . 


1)  Cfr.  die  Bemerkung  bei  No.  624. 
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Naehdem  dies,  wie  Schulenburg  am  22.  Oktober  1803  meldet,  geschehen    ^^^ 
war,  vollzog  der  König  die  Best&tignngs-Urknnde  am  25.  Oktober  1803. 


634.    Immediat-Berieht  der  Staats-Minister  Frhrn.  v.  d.  Reclc  und  Aug.  26 
V.  Hardenberg.    Berlin  1803  August  26. 

B.  89.  32.  A.    AQsfertigQBg.    Goncept,  von  Baum  er,  vom  26.  Angnet,  B.  33.  93.  a. 

Widerraiken  die  Bestdkmg  des  Fürstbischöfe  ton  Hildesheim  und  Paderborn  xum 
Diöeesanbisehof  pon  Magdeburg  und  HaJberstadt  Für  Münster ^  Essen,  Elten,  Werden, 
Erfurt,  Eichsfeld  und  die  Katholiken  der  fränkischen  Fürstenthümer  sei  für  einen 
inländischem  Weihbischof  die  Ausübung  bischöflicfier  Rechte  in  Rom  xu  ertrirken.^) 

>Die  Haupt-Organisationscommiasiou  der  Entsch&digungslande  hat  dem 
auswärtigen  Departement  die  .  .  .  Cabinetsordre  vom  8.  August  d.  J.  ^j,  so 
wie  bereits  vorhin  die  .  .  .  Cabinetsordre  vom  v.  3.  Juny  d.  J. ')  mitgetheilt, 
auch  .  .  .  den  .  .  .  Entwurf  einer  Declaration  beygefUgt:  wegen  Bestellung 
des  Fürsten  Bischofs  zu  Hildesheim  und  Paderborn  als  Diöcesan-Bischof 
und  Yicarius  apostoHcus  im  Herzogthum  Magdeburg  und  Fflrstenthum  Halber- 
stadt, und  dem  auswärtigen  Departement  angetragen,  diese  Declaration  mit 
zu  contrasigniren,  um  solche  sodann  .  .  .  Schulenburg  zur  Mitcontrasignatui* 
und  demnächst  E.  K.  M.  zur  Vollziehung  vorzulegen. 

Dem  von  E.  K.  M.  ...  vollzogenen  Ressortregulativ  v.  6.  Dec.  v.  J.^) 
gemäss  habe  ich,  .  .  .  Hardenbergs  von  wegen  des  auswärtigen  Departements 
deshalb  um  so  mehr  mit  dem  Hoheitsdepartement  Einverständnis  gepflogen, 
da  diese  Sache  vornehmlich  zu  dessen  Ressort  gehöret.  .  .  . 

Wir  beide  unterzeichnete  Minister  sind  nun  nach  reiflich  erwogener 
Sache  Uberzeugt,  dass  die  Vollziehung  dieser  Declaration  und  überhaupt 
die  Ausdehnung  einer  bischöflich  Hildesheimischen  Einwirkung  auf  die  Pro- 
vinzen Magdeburg  und  Halberstadt  oder  auf  irgend  andere,  zu  den  Entr 
Bchädigungslanden  nicht  gehörige  ältere  Lande  E.  E.  M.  Höchstdero  Interesse 
sehr  nachtheilig  seyn  wfirde. 

Wir  erfüllen  die  Pflicht,  dieses  in  folgender  Art  .  .  .  darzustellen: 

In  der  Mark  Brandenburg,  im  alten  Ostpreussen,  in  Pommern,  in 
Magdeburg,  Halberstadt,  Minden,  Lingen,  Cleve-Mark,  Ravensberg  und 
Ostfriesland  hat  gar  kein  catholischer  Bischof  irgend  eine  geistliche  Juris- 
diction. 

Vielmehr  stehet  nicht  nur,  wie  überall,  das  jus  majestaticum  circa 
Sacra,  sondern  auch  die  geistliche  Gerichtsbarkeit  in  diesen  Ländern  auch 
über  Catholiken  E.  K.  M.  höchstselbst  zu,  und  jede  Gewissensverletzung 
derselben  ist  hiebey  weit  entfernt. 

In  sofern  die  genannten  Provinzen  zu  Deutschland  gehören,  beruhet 
diese  Einrichtung  auf  dem  westphälischen  Frieden  und  auf  das  bekannte 
Kormaljahr  —  Osnabr.  Friedensinstrument  §  48.*^)  XVI  —  und  ist  eines  der 

1,  Cfr.  No.  642  und  843.  2)  No.  624.  3)  Cfr.  No.  698. 

4;  Cfr.  No.  512,  am  Schlüsse.        5}  Vorlage:  »44t;  cfr.  No.  694,  am  Schlüsse. 

( 
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1803 
Aug.  26  edelsten,  wesentlichsteu  Vorrechte  E.  K.  M.,  in  welches  dnreh  Einen  Fed^- 

zng  mittelst  Vollziehnng  dieser  Dedaration  die  erste  Bresche  gestattet  wtirde. 

Die  Hierarchie,  bey  nur  anscheinender  Ohnmacht,  benutzt  jeden  Yor- 
theil,  ist  selbst  itzo  geschäftig,  wie  wir  weiter  unten  erwähnen  werden,  und 
eine  auf  Jahrhunderte  hinaus  wirkende  Maassregel  mnss  auf  Mdgliehkeiteo 
von  Zeiten,  die  von  den  jetzigen  sehr  verschieden  sind,  stets  mit  be- 
rechnet seyn. 

Was  sich  zu  Gunsten  der  Dedaration  gedenken  Hesse,  ist  nur  tn- 
scheinend. 

Allerdings  kann  der  protestantische  Landesherr  keine  sogenannte  aetas 
ordinis  über  Catholikeu  vornehmen  oder  durch  die  ihm  untergeordneten 
weltlichen  Collegia  vornehmen  lassen.  Priesterweihe,  Tonsur,  Orden,  KirdieB- 
ein weihung,  Einsegnung  der  Äbbte,  Firmelung,  Dispensation  von  Fasten, 
von  geistlich  verbotenen  Graden  kann  er,  wie  sich  ganz  von  selbst  va- 
steht,  nicht  ertheilen  und  hat  sie  in  den  genannten  Landen  nie  ertheilen 
lassen,  noch  jemals  die  Gewissen  mit  dergleichen  beschwert.  Dergleichen 
aber  kann  vom  weltlichen  CoUegio  bey  einem  inländischen  Bischöfe  in  ds- 
zelnen  Fällen  gesucht  werden,  und  so  ist  es  seither  gehalten  worden. 

Einen  Diöcesan-Bischof  von  Magdeburg  und  Halberstadt  deshalb  zu 
ernennen,  der  nicht  nur  jene  jura  ordinis,  sondern  das  volle  Diöcesanrecht, 
die  volle  geistliche  Gerichtsbarkeit  haben  und  nach  seinen  Grundsätzen  die 
Protestanten  selbst  als  dieser  Gerichtsbarkeit  unrechtmässig  entzc^en  be- 
trachten würde,  ist  weder  nöthig  noch  rathsam. 

Und  ein  Vicarius  apostolicus,  was  mit  einem  Bischöfe  keinesweges 
einerley  ist,  ist  eben  so  wenig  nöthig  oder  rathsam,  ja  in  mancher  Hinsicht 
noch  schädlicher.  Dass  sich  der  Bischof  von  Hildesheim  als  einen  aolchen 
betrachtet,  ist  möglich,  aber  ebenso  gewiss  ist  es,  dass  dieses  eine  unbe- 
fugte Anmaassung  ist,  und  diese  anzuerkennen,  wie  in  der  Dedaration  ge- 
schiehet,  ist  kein  Grund  vorhanden.  Vielmehr  läuft  solches  Anerkenntnis 
wider  die  unwandelbar  beobachteten  und  von  E.  K.  M.  genehmigten  alten 
Maximen  des  Cabinets-Ministerü  so  wie  Hoheits-Departements. 

Dass  niemand  geistlichen  oder  weltlichen  Standes  sich  nach  Rom  wenden 
darf,  ausser  durch  das  Cabinets-Ministerium,  ist  eine  vortreffliche  Einrichtung. 
So  bringt  man  nach  Rom  nur,  was  dahin  wirklich  gehöret,  und  findet  da- 
iiinter  den  Papst  gefällig  und  willfährig. 

Wenn  hingegen  der  Papst  Agenten  im  Lande,  sie  mögen  nun  Legaten, 
Nuncien,  vicarii  apostolici,  vicarii  generales  in  spiritualibus  oder  wie  sonst 
heissen,  so  ist  ein  doppelter  Faden  angeknüpft,  der  ächte  zu  Rom  durch 
E.  K.  M.  residirenden  Minister  und  ein  unächter  hier  im  Lande,  vermöge 
dessen  der  Papst  E.  K.  M.  Absichten  controlliren  und  contrariiren 
kann  und  gewiss  wird. 

Wie  sehr  der  Bischof  Namens  der  Hierarchie  den  vermeintlich  hieiv 
unter  schon  gewonnenen  Yortheil  schätzt,  ist  daraus  klar,  dass  er,  der  sieh 
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zu  alt  und  schwach  fühlt,  die  Bischöfliche  Functionen  über  samtHche  übrige   .^®^«« 

Aug.  26 

EntschAdigungs-Lande  (ausser  Hildesheim  und  Paderborn]  zu  übernehmen, 
wie  wirklich  Ton  Seiten  £.  E.  M.  zu  wünschen  wäre,  doch  Jugend  und 
Kräfte  hat,  wenn  es  darauf  ankommt,  in  Magdeburg  und  Halberstadt  terrain 
für  die  Hierarchie  gewinnen  und  also  hierunter  E.  K.  M.  Interesse  gerade 
zuwider  zu  handeln. 

Aus  diesen  uns  sehr  wichtig  scheinenden  Gründen  halten  wir  uns  zu 
dem  .  .  .  Antrage  verpflichtet: 

I.  Die  ohige  Declaration  nicht  zu  vollziehen  und  den  Bischof  von 
Hildesheim  und  Paderborn  weder  in  Magdeburg  noch  in  Halberstadt  noch 
in  irgend  einer  königlichen  Provinz  ausserhalb  der  Entschädigslande  weder 
zum  Diöcesan-Bischofe  noch  zum  Vicario  apostolico  zu  bestellen  oder  an- 
zuerkennen, auch  uns  und  der  Organisations-Commission  diese  Höchstdero 
Intention  bekannt  zu  machen. 

Ausser  diesem  Gegenstande  erlauben  E.  K.  M.  uns  .  .  .,  einen  zweiten 
nicht  minder  wichtigen  Gegenstand  zu  berühren  und  E.  K.  M.  Befehle  des- 
halb zu  erbitten. 

Es  wäre  zu  wünschen  gewesen,  dass  der  Fürstbischof  von  Hildesheim 
und  Paderborn  sich  hätte  bereitwillig  finden  lassen,  die  Diöcesan-Eigen- 
schaft  für  E.  E.  M.  Antheil  von  Münster,  für  Essen,  Elten  und  Werden,  für 
Erfurt  und  Eichsfeld  und  für  die  Catholischen  fränkischen  Fürstenthümer 
zu  übernehmen.  In  Ansehung  der  fränkischen  Fürstenthümer  ^]  hätte  zwar, 
soviel  den  ursprünglichen  Umfang  derselben  betrifft,  die  Nichtexistenz  aller 
Diöcesanrechte  behauptet  werden  können.  Aber  in  Hinsicht  hinzugekommener 
Stücke^)  ehemaliger  unstreitiger  Diöcesen  macht  die  Gleichförmigkeit,  dass 
man  sich  eine  Diöcesan-Autoritaet  für  die  gesamten  fränkischen  Lande 
unter  gehöriger  Einschränkung  dieser  Autoritaet  gefallen  lassen  könnte. 

Der  Bischof  von  Hildesheim  will  diese  eben  beschriebene  Autoritaet 
nicht  übernehmen.  Es  wären  also  die  Alternativen  übrig:  1.  einen  neuen 
Bischof  für  diese  sämtlichen  oben  genannten  Lande  zu  ernennen;  2.  einem 
inländischen  Weyhbischof  römische  Facultaet,  um  einstweilig  bischöfliche 
Rechte  daselbst  auszuüben,  zu  negocüren;  3.  einstweilig  die  ganze  Sache 
auf  sich  beruhen  zu  lassen  und  sich  mit  den  Weyhbischöfen,  Vicarien,  Of- 
ficialen,  die  man  vorfindet,  so  gut  es  angehen  will,  zu  behelfen. 

Die  letzte  Alternative  ist  bisher  gewählt  worden.  Aber  nicht  zu  ge- 
denken, dass  der  Gebrauch  der  bestehenden  Weyhbischöfe ,  Vicarien,  Of- 
ficiale  p.,  die  nicht  durch  eigne,  sondern  durch  fremde  bischöfliche  Autoritaet 
handeln,  diese  letztern  zu  Nachtheil  der  E.  K.  M.  zustehenden  Hoheitsrechte 


1}  Hierüber  spricht  sich  Hardenberg  an  Reck  am  23.  August  1803  ausführ- 
lich aus.    B.  44.  G.  20.  Concept,  von  Nagler. 

2}  Hauptsächlich  Aurach,  Abenberg,  Spalt,  Weissenberg,  Dinkelsbtthl  zu 
Ansbach,  und  Kupferberg  und  Schorgast  zu  Bayreuth,  erworben  durch  Vertrag 
mit  Pfalz-Bayern ;  cfr.  No.  556. 
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Aug.  26  ^^'^^  Sacra  bestehen  lässt,  bo  kommt  auch  hinzu :   dass  nach  den  neueaten, 

durch  die  Vig^anz  des  v.  Humboldt  >]  eingezogenen  rOmiachen  Nachrichten 

der  Papst  damit  umgeht,  einen  Nuncium  nach  Regensbuig  zu  senden,  welcher 

mit  Kaiser  und  Reich  anscheinend  bloss  wegen  neuer  Didcesaneinrichtongen 

unterhandeln,  in  der  That  aber  darnach  streben  soll,  der  ffierarchie  einen 

statum  quo  ftir  ganz  Deutschland  zu  verschaffen,  die  so  schädlichen  Nnncia- 

turen  einzuführen  und  überhaupt  ftir  den  Papst  und  die  Hierarchie,  aey  es 

unter  kaiserlicher  Mithfllfe,  sey  es  durch  französische  Begflnstignng,  so  viel 

Vortheile  zu  ziehen,  als  die  Umstände  nur  irgend  erlauben;  ein  Plan,  dem  selbst 

der  Chur-Erz-Kanzler  sich  entweder  schwach  widersetzt  oder  gar  Vorschub  thut 

Da  nun  ein  solcher  Plan  in  der  Form  und  in  der  Sache  selbst  E.  K.  M. 
Interesse  höchst  nachtheilig  sejn  würde,  so  hat  das  auswärtige  Departement 
schon  den  y.  Humboldt  zu  Rom  und  den  Gr.  6örz  zu  Regensburg  inatrnirt, 
alles  so  einzuleiten,  dass  E.  E.  M.  sich  gar  nicht  darauf  einlassen,  aond^a 
ungehindert  den  Gang  gehen,  welchen  E.  K.  M.  Weisheit,  Gerechtigkeit  und 
Liebe  zu  Dero  Unterthanen  jeder  Confession  erfordert. 

Der  V.  Humboldt  selbst  bemerkt  aber  beyläufig,  dass  vielleieht  am 
besten  dem  römischen  Plan  entgegengearbeitet  wird,  wenn  E.  E.  M.  Dero 
Willen  in  Ansehung  der  geistlichen  Angelegenheiten  der  Entschädigung»- 
lande  bestimmt  äussern.  Der  römische  Hof  wird  wenigstens  alsdann  nur 
zu  Zögerungen  Vorwand  suchen  und  finden  und  schwerlich  sich  eines  förm- 
lichen Widerspruches  erdreisten.  Auch  bewegt  ihn  vielleicht  gerade  diese 
Offenheit  zur  Willfährigkeit  und  Gefälligkeit,  wenn  er  nemlich  siehet,  dass 
—  immer  unter  gehöriger  Beschränkung  —  ein  Dioecesan  für  Hildesheim 
und  Paderborn  beybehalten  und  für  die  übrigen  Entschädigungslande,  sowie 
für  die  Gatholiken  in  den  fränkischen  Fürstenthümern  gesucht  wird. 

Unter  diesen  Umständen  glauben  wir,  dass  die  2te  Alternative  vorzu- 
ziehen ist.  Ein  Subject,  welches  Bischofsstelle  in  den  genannten  Ent- 
schädigungsländern, exdusive  Hildesheim  und  Paderborn,  und  in  den  frän- 
kischen Fürstenthümern  ausübte,  auch,  nach  des  für  Lingen  facultates  spiri- 
tuales  habenden  Ermeländischen  Bischofs  Tode,  diese  facultates  überkäme, 
würde  allerdings  angemessen  zu  belohnen  und  mit  dem  angemessenen,  ans 
den  vorhandenen  fonds  zu  remunerirenden  Hülfspersonal  zu  versehen  sejn. 
Nach  des  Bischofs  von  Hildesheim  und  Paderborn  Abgange  würden  diese 
Dioecesen  mit  jener  vereinigt  und  man  wäre  an  das  gedachte  Subject  nicht 
gebunden,  sondern  behielte  oder  entfernte  es  nach  Belieben,  je  nachdem  es 
sich  betragen  hätte. 

Wir  unterwerfen  demnach  E.  K.  M. : 

II.  ob  E.  K.  M.  über  diese  Ideen  uns,  mit  dem  Grafen  v.  Schulenbuig 
zu  communiciren,  autorisiren  und  diesen  davon  benachrichtigen  wollen,  beson- 
ders da  niemand  besser  als  derselbe  ein  Subject  zu  diesem  Interims-Bisthum 
würde  in  Vorschlag  bringen  können. 

1]  Cfr.  No.  623. 


EntschSdig^ngslande.    Nantins.    Reichstag.  33 

Da  der  Tod   des  Bischofs  von   Ermeland  vielleicht  Anlass  zur  8up-  *^^^oß 
presaion  des  Warschaner  Bisthnms  giebt,  so  würde  hiebey  uicht  einmal  die 
Zahl  der  Prenssisehen  Bischöfe  vermehret.« 


635.  Rescripi  des  Auswärtigen  Departements  >an  den  p.  Staats-Minister  Ang.  26 
Graf  V.  Goertz  zu  Regensburg.«    Berlin  1803  Angost  26. 

S.  67.  B.  I.  C.  18.    Concept,  gesohriehdii  von  Kttst«?,  g«z.  HftrdenlMrg  (mit  der  Bemerkung« 
du  Coneept  sei  »ToUkommen  zweekmftssig«). 

Aueh  wegen  der  Stimmen  im  Reichsfurstenrathe  ist  an  dem  Reichaschlusse  festzu- 
halten, was  die  spiUere  Neuaufnahme  von  Mitgliedern  nicht  ausschliesse.    JedenfaUs 
müssten  die  Stimmen  der  säkidarisirten  EntsehUdigungsliinder  von  den  neuen  Landes- 
herren geführt  tcerden. 

Nach  Ooertz's  Darlegung  vom  12.  Angnst^)  wird  von  der  am  26.  Juli 
(No.  622)  erwogenen  Idee  »abstrahirt«.  Auch  hat  das  bayerische  Mi- 
nisterium am  1.  August  wegen  dieser  Frage  >die  nähere  Vereinigung  mit 
den  andern  protestantischen  Höfen  empfohlen«: 

.  .  .  »Unsere  Absicht  ist  hiernach,  dass  Ihr,  wenn  es  demnächst  zur 
BerathscMagung  über  jenes  Kaiserl.  Hof-Decret^)  kömmt,  ohne  in  nähere 
Erörterungen  seines  Inhalts  einzugehen,  Folgendes  von  Unsertwegen  abstim- 
mend zum  Protokoll  bemerket:  Die  Religions-Gleichheit  oder  das  gleiche 
Verhältniss  beider  Religionstheile  im  Reich  in  Absicht  aller  wesentlichen 
Rechte  stehe  seit  dem  Westpfälischen  Frieden  schon  als  ein  Haupt-Grund- 
satz in  der  Reichsverfassung  fest,  den  der  neueste  Deputations-  und  Reichs- 
sehluss  nicht  verändert,  sondern  belassen  und  bestätigt  habe.  Von  ihm 
sey  aber  eine  arithmetische  Stimmen-Parität  auf  dem  Reichstag  sehr  unter- 
schieden. Diese  sey  weder  nach  der  Reichsverfassung  und  dem  Herkommen 
nothwendig,  wie  das  ganze  seitherige  Stimmen -Verhältniss  beweise,  bey 
welchem  der  protestantische  Theil  sich  mit  der  mindern  Zahl  begnügen 
müssen,  noch  auch  sey  sie  zur  Bemhigimg  der  beiderseitigen  Religions- 
Verwandten  erforderlich,  indem  immer  jene  Religions-Gleichheit  fester  Grund- 
satz bleibe,  zu  dessen  Sicherung  das  die  Stimmen-Parität  völlig  ersetzende 
Recht  der  itio  in  partes  angeordnet  sey,  und  zu  dessen  noch  ängstiicherer 
Befestigung  der  gegenwärtige,  in  dem  mildem  Licht  der  Aufklärung  immer 
weiter  fortschreitende  und  die  Besorgniss  unwürdiger  Religions-Vervorthei- 
lungen  immer  mehr  entfernende  Geist  der  Zeit  am  wenigsten  Anlass  gebe. 
Ueberdies  erscheine  es  gar  nicht  rathsam,  die  volle  Würkung  eines  so 
wichtigen,  durch  die  Bemühungen  der  zwei  vermittelnden  Mächte  zu  Stande 
gekommenen  Deputations-  und  Reichs-Schlusses,  von  dem  die  fernere  Wohl- 
fahrt und  Ruhe  des  deutschen  Reichs  abhänge,  auch  nur  in  einzelnen 
Punkten  aufzuhalten  und  zu  reformiren.  Man  wünsche  und  trage  vielmehr 
angelegentlich  darauf  an,    dass  das  Reich  sich  lediglich  an  diesen  Schluss 


1)  No.  629.  2)  Cfr.  No.  622. 

^lanierj  Prenssen  und  die  katk.  Kirche.    IX.  'S 
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A^^^ß  halte,   68   bey  demselben  auch  in  Absicht  der  darin  fesi^^esetEten 

ohne  Abänderungen  oder  Zusütie  belasse  und  ihn  ohne  weiteres  zur  voll- 
ständigsten Erfüllung  und  Ausführung  bringe.  Solches  schliesse  jedoch 
nicht  aus,  dass  demnächst,  wenn  diese  Ausführung  erfolgt  sey,  noch  andern 
qualificirten  Bewerbern,  von  welcher  Religions-8eite  sie  auch  seyen,  neue 
Stimmen  bewilligt  werden  könnten.  .  .  .  Will  man  indess  kaiserlicher  Sdte 
darauf  beharren,  der  Nicht-Ratifioation  Folge  zu  geben,  so  können  die 
Stände  ...  es  allenfalls  geschehen  lassen,  dass  die  im  Deputations-Schluss 
ganz  neu  creirte  Stimmen  bey  dieser  Deliberation  bis  auf  die  nähere  Fest- 
setzung noch  nicht  ausgeübt  werden.  Dagegen  haben  sie  darauf  standhaft 
zu  bestehen,  dass  wenigstens  die  Stimmen  der  säcularisirten  Entschädignngs- 
Länder  von  den  neuen  LandesheiTcn  ohne  weiteres  geführet  werden,  indem 
diese  die  Länder  mit  allen  Rechten,  welche  die  vorigen  Besitzer  gehabt, 
und  also  auch  mit  dem  wichtigen  reichsständischen  Stimmen-Recht  erhattea 
haben.«  ... 

Unter  gleichem  Datum  ergehen  entsprechende  Schreiben  an  die 
»Geheimen  Räthe«  zu  Dresden,  Weimar,  Gotha,  Karlsruhe,  Stnt^^ait, 
Kassel,  Darmstadt,  Braunschweig,  Schwerin,  Strelitz  und  Oldenburg,  die 
ihnen  von  dem  wesentlichen  Inhalte  dieser  »Instruktion«  Kenntniss  geben, 
und  sie  »zur  Führung  einer  gleichen  Sprache«  einladen;  ebenso  Mitthei- 
lungen an  die  preussischen  Gesandten  zu  München,  Dresden,  Stuttgart  und 
Kassel,  sowie  ein  Schreiben  an  Montgelas.  Dieser  äussert,  nach  Hamier'a 
Bericht  aus  München  vom  17.  September  1803,  Bedenken  wegen  der  Auf- 
nahme neuer  Bewerber,  da  diese  nur  den  österreichischen  Einfluss  ver- 
stärken würden. 

Sept.  8  Auf  eine  Anregung  von  Goertz  vom  29.  August  1803  bemerkt  Har- 

denberg am  8.  September  und  wiederholt  am  1.  December  1803:  >Kann 
bei  diesem  Anlasse  die  gesetzliche  Annahme  einer  allgemeinen  und  gleichen 
Religionsduldung  in  ganz  Deutschland,  so  wie  Wir  das  Beyspid  davon 
in  Unsern  Staaten  gegeben  haben,  bewürkt  werden,  so  wäre  solches  zur 
Ehre  Unseres  Zeitalters  sehr  wünschenswerth. «  — 

Die  Berathungen  am  Reichstage  über  die  Virilstimmen,  diese  »unan- 
genehme, trockene  und  verwickelte  Angelegenheit«,  wie  sie  Ooerts  am 
8.  Oktober  1804  nennt,  beginnen  am  14.  November  1803,  ohne  bis  zur 
Auflösung  des  Reiches  zum  Abschlüsse  zu  gelangen. 


EntBoh&digimgslande.   Rom.   Jesniten.   Fulda.  35 

636.  Beriehi  lies  Residenten  Frhr.  v.  Humbeldt.  Rom  1803  August  27.  ^^27 

B.  XL  Born.    BigfoüdUidifO  chiftrirte  Ansfertigiuig;  nack  d«r  Deoliü&uning. 

Die  Wiederhentdbmg  des  JesuHen-Orderu;^)   Stimmung  der  katholischen  Büfe 

dagegen. 

...  »n  y  a  quelques  mois  que  le  p^re  Angiolini  J^suite  se  trouva  k 
fiome:  il  va  publiquement  dans  le  costume  de  son  ordre,  a  des  entrevues 
trte  fr^quentes  avec  le  pape  et  il  est  plus  que  probable  qu'U  seit  charg6 
d'nne  mission  relative  au  plan  favori  du  pape  de  r6tablir  cet  ordre  dans 
son  aneienne  Splendeur:  Ce  plan  ne  pourra  cependant  gu^res  s'ez^euter, 
puisque  les  Goiirs  s'y  opposeront  toujours.  D'apr^s  ce  que  je  connois  des 
sentimens  des  difförentes  Cours  sur  ce  point  par  leurs  ministres  ici,  l'Espagne 
ponrroit  facilement  protester  formellement  contre  ce  r^tabüssement  et  il  paroit 
eertain  que  le  ministre  Espagnol  se  seit  d^jä  expliqu^  d'une  mani^re  sem- 
blable  envers  le  Card.  Secr^t.  d'£tat.  Les  autres  cours,  surtout  celle  de 
Portugal,  de  Yienne  et  de  Naples  se  contenteront  probablement  de  d6fendre 
aox  J^uites  l'entr6e  dans  leurs  Etats,  sans  mettre  obstacle  ä  ce  que  le 
pape  pourroit  faire,  en  g^n^ral,  ponr  eux.  L'Empereur  ne  permet  pas 
mßme  aux  baccaristes^  ordre  nouveau  fond^  par  l'Arcldduchesse  Mariane 
qui  r^ide  actuellement  ici,  et  destin^  ä  remplacer  les  J^suites,  d'entrer  dans 
ses  pals,  et  il  est  döfendu  au  ministre  Imperial  de  leur  donner  des  passe- 
ports.  On  a  vendu  ä  la  foire  de  Sinigaglia  un  grand  nombre  de  tabati^res 
d^^caille  fondue,  sur  lesqnelles  se  trouve  la  moiti^  de  TAigle  Russe  avec 
la  def  qui  forme  les  armes  du  Pape.  Au  dessus  est  un  soleil  avec  le 
Chiffre  de  J^sus  et  la  devise:  post  tenebras  lux.  A  en  juger  d'apr^s  ces 
emblSmes,  ces  tabatiöres  doivent  faire  allusion  au  rapprochement  de  la 
Rnssie  et  du  Pape  et  au  r^tablissement  des  J^suites  que  certaines  personnes 
s'en  promettent.«  ... 

637.  Berieht  des  Residenten  Frhr.  v.  Humboldt.  Rom  1803  August  27.  Aug.  27 

B.  XI.  Bom.    Eig«ii1iindige  eliüMrt«  Aosfcrüf^g;  nacli  der  Decbiitrinuig. 

Das  Vermeiden  des  Titels  ^Ftdda*  in  der  päpsüichen  Antwort  auf  die  Beglaubigung 

EumboldCs  als  Mimster-Besident  des  Fürsten  von  Oranien-FtUda.    Bemerkung  Con- 

saMs  über  BumboldCs  preussisehe  Beglaubigung.    Der  Nuntius  ist  noch  nicht  in 

Regensburg.    Consalvi  scheint  den  preussischen  Standpunkt  xu  billigen.^ 

.  .  .  »Le  Prince  d'Orange-Fulda  m'envoya,  il  y  a  quelques  semaines, 
une  lettre  patente  et  de  creance  congue  absolument  de  la  m^me  mani^re 
que  Celle,  dont  Y.  M.  m'a  fait  la  gräce  de  me  munir;  mais  il  est  dit  dans 
le  commencement  de  cette  lettre  que  par  le  Conclusum  de  FEmpire  il  est 
devenu  souverain  des  pars  qu'il  a  re9U8  en  titres  d'indemnisation.  Je  me 
rendis  aussitdt  en  personne  chez  le  Card.  Beeret.  d'Etat  et  les  Lui  pr^sentai, 
en  les  accompagnant  d'un  compliment  analogue  h  la  circonstance.  Le  Cardinal 


1)  Cfir.  No.  689.  2)  Cfr.  No.  623  und  664. 
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A^^27  ™^®  röpondit  d'abord  que  la  d^marche  que  [intentioniiait?]*)  1©  prinee  w 
poavoit  qn'^tre  eztr^mement  agr^ble  et  flattense  an  Pape,  et  qa^il  n'y  «Toit 
ancnn  donte  que  je  ne  serois  reconna  d^s  apr^ent  dans  la  qnalit^  de  r6- 
sident  du  prinee;  mais  qu'il  pr^voyoit  ä  la  forme  de  cette  affaire  de  grudes 
dif&onlt^s  et  qu'il  ne  pouvoit  me  donner  une  r^ponse  offieielle,  «Tut 
que  de  n'en  aroir  parl€  au  Pape.  Gomme  je  devinois  facUement  que  c^^ 
la  mention  expresse  du  concluBum  et  le  titre  du  prinee  qui  formoieBt  U 
difficult^,  je  me  gardai  bien  d^entrer  dans  aucune  discussion  sur  ces  poiits. 
Mais  d'apr^s  la  confiance  que  le  Card.  Secr^t.  d'Etat  a  coutume  de  me 
montrer,  il  me  d^peignit  son  embarras:  puisque  la  Cour  de  Rome  ne  pot- 
voit  se  r^soudre  k  reeonnoitre  formellement  le  conclusum  de  TEmplie  et 
que  de  nommer  le  prinee  d^Orange,  Prinee  de  Fulda,  seroit  une  teile  T^ 
oonnoissance.  Je  lui  fis  lä  dessus  la  repr^entation  que  je  ne  m'ötois  ji- 
mais  figur^  que  la  Cour  de  Rome  vouloit  aller  jusqu'  k  ne  pas  reconnohre 
la  Mgitimit^  de  la  possession  des  pays  s^cularis^s,  que  seien  moi,  il  y  a^oH 
une  grande  diff^rence  entre  reeonnoitre  les  consdquences  d^une  d^nuuthe 
et  approuver  et  consentir  k  cette  d^marche  m^me,  et  que  je  le  priois  en 
conßance  de  bien  y  röfi^bir  avant  que  d'aborder,  snrtout  ä  une  occaüoi 
d'une  moindre  importance^  une  question  d'autant  plus  d^licate,  que  la  Frtnc« 
et  la  Russie  avoient  pris  une  part  principale  an  Conclusum  de  TEmpire;  3 
me  r^pondit  lä  dessus  que  le  pape  ^toit  certainement  tr^s  ^loign^  d'entamer 
cette  question,  mais  que  d'apr^s  ces  principes  les  säcularisations  ftdtes  eo 
Allemagne  etoient  pour  alnsi  dire  un  larcin  fait  k  iVglise,  qu'il  ne  ponvoü 
pas  Tempecher,  mais  qu'on  ne  pouvoit  pas  exiger  de  lui  qu'il  le  reconnvt 
comme  legitime,  et  qu'il  avoit  fait  cette  d^laration  m6me  au  Pr.  Gonsnl. 
II  ajouta  que  la  Cour  de  Rome  ne  s'opposeroit  jamais  en  rien  quaot  am 
faits,  que  je  voyois  que  m^me  k  präsent  par  le  fait  eile  reconnoissoit  le 
Prinee  de  Fulda  comme  tel,  puls  qu'elle  recevoit  de  Lui  un  agent,  malgi^ 
qu'il  fut  bien  connu  qu'il  ne  l'envoyoit  qu'en  qualitö  de  souverain  d'vs 
pals  secularis^;  que  le  Pape  6viteroit  aussi  avec  le  plus  grand  sein  de  js- 
mais  toucher  cette  corde^  mais  que  le  cas  pr6sent  6toit  peut-^tre  le  senl  oü 
cela  ötoit  difficile,  puisque  le  Prinee  d'Orange  n'6toit  point  prinee  rögntf* 
d'un  autre  paYs  que  celui  de  Fulda,  et  que  par  Ik  la  reconnoissance  formelle 
d'une  s6cularisation  faite  en  Allemagne  entroit  dans  son  titre  meme.  11 6^^ 
par  m'assurer  qu'il  feroit  cependant  son  possible  pour  trouver  un  tenne 
moyen.  Aprös  m'avoir  fait  attendre  longtems  une  r^ponse,  il  m'envoya  enfia 
le  jour  du  demier  Courier  une  Note,  dans  laquelle  il  dit  au  nom  du  Pape? 
en  y  ajoutant  des  phrases  obligeantcs  pour  le  Prinee,  que  je  serois  recoBH« 
comme  son  resident,  mais  oü  il  ne  donne  d'auü'e  titre  au  Prinee  que  celffi 
de  S.  Alt.  S^r^nissime  Prinee  h^r^ditaire  d'Orange,  en  y  ajoutant  un  et  ca^ 
tera  (etc.  etc.)     Quant  k  la  lettre  patente,  on  l'a  laiss^e  entre  mes  i^^ 

2  Lticko  in  der  Decbiffrirnug. 
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paisqae  c'esi  un  docoment  qai  n'est  pas  dirig^  directement  au  Pape,  mal»  a^^^7 
qni  d'apr^s  sa  natare  m^me  doit  me  seirir  ponr  pronver  mon  caractöre 
offidel  partout  oü  il  pourroit  ^tre  n^essaire.  Aussi  a-t-on  fait  la  m^me 
ehose  avec  la  lettre  patente  de  Y.  M.,  alors  que  je  vins  ici.  J'ai  appris 
depuis  qu'on  a  en  beaueoup  de  Conferences  snr  cette  affaire  et  qu'on  a 
Tovla  mettre  Prince  h^r^ditaire  d'Orange  actuellement  r6gnant  dans  les  Etats 
de  Fulda  etc.  etc.,  mala  que  m^me  on  a  cm  aller  trop  loin  en  disant  tout 
eourt  r^nant  dans  Fulda.  Si  j^ose  dire  mon  opinion,  je  crois  que  le  parti 
qa'on  a  pris  vaut  mieux,  et  que,  si  on  ne  vouloit  pas  dire  compliqu^  et 
nstnrellement  Prince  de  Fulda,  il  valoit  mieux  laisser  croire  qu'on  ait  omis 
ee  ütre  ponr  abr^er  ceux  qu'on  avoit  k  donner.  Tonte  autre  expression 
anroit  du  etre  remarqu^;  mais  quant  k  la  seule  Omission,  on  peut  faire 
aemblant  de  l'ignorer,  si  on  ne  juge  k  propos  d'entrer  en  discussion  sur  ce 
point.  Je  n'ai  fait  aucune  r^ponse  ä  la  Note  re^ue,  mais  je  me  suis  con- 
tentd  de  faire  mon  rapport  au  Prince,  dont  j'attends  k  präsent  les  Instructions. 
Ge  parti  me  paroissoit  le  plus  sage  sous  tous  les  rapports.  J'ai  cependant 
pris  la  Hberte  d'observer  au  Prince  que  je  eroyois  que  la  Cour  de  Rome, 
trte  obstin^  snr  tout  oe  qui  est  formalit^,  c^eroit  difficilement  sur  ce  point 
et  que  seien  moi  auenn  prince  de  l'Allemagne  n'avoit  besoin  d'dtre  [re- 
connn?]  premi^rement  par  le  pape;  mais  que  tout  deyoit  supposer  plutöt 
de  r^tre,  jnsqu'ä  ce  que  la  Cour  de  Rome  refusoit  formellement  eet  acte  et 
ne  le  dissimuleroit  pas  seulement  eomme  apr^nt  d'une  mani^re  foible  et 
vraiment  petite. 

Au  snrplus  le  Prince  d'Orange-Fnlda  est  jusqu'ici  le  premier  Prince 
qtd  soit  en  effet  entr^  dans  une  relation  officielle  aveo  le  Pape  sur  les 
paiB  d'indemnisation,  et  je  n'ai  trouv^  aucune  difficult^  k  faire  expedier  ces 
jours  ci  quelques  affeures  eccl^siastiques  ponr  lui  aupr^s  des  tribunaux  d'ici. 

Je  ne  puis  me  dispenser  de  mander  k  cette  occasion  encore  k  V.  M. 
nne  autre  Observation  que  m'a  fait  le  Card.  Beeret.  d'Etat.  Encore  avant 
cet  incident,  il  me  parla  un  jour  de  la  lettre  patente  que  je  lui  ai  port4e 
de  la  part  de  V.  M.,  et  il  me  dit  en  confiance  qu'il  ne  pouvoit  me  dissi- 
moler  qu'il  avoit  6t6  6ioim6  de  ce  que  dans  ce  tems  il  n'avoit  pas  eu  une 
lettre  directe  pour  le  Pape  ou  ponr  lui,  et  que  la  forme  m€me  de  cette 
lettre  patente  avoit,  s'il  osoit  le  dire,  qnelque  chose  de  frappant.  D  cita 
Alors  les  paroles  latines,  Rogamus  et  requirimus  caetera.  II  ajouta  qu'il 
croyoit  que  cette  formule  venoit  des  tems  oü  la  Cour  de  Rome  avoit  fait 
difficulte  de  reconnoitre  les  Agens  de  Cours  protestantes ;  mais  qu'apr^sent, 
comme  cette  difficult^  ne  subsistoit  plus,  il  lui  paroissoit  juste  qu'aussi  les 
Cours  protestantes  de  leur  cdt^  ne  fissent  pas  diff^rence,  que  par  respect 
pour  V.  M.  il  n'avoit  voulu  faire  aucune  Observation  sur  ce  point  insignifiant 
en  lui  m^me,  mais  qu'U  d^sireroit  que  ce  style  ne  füt  pas  imit^  par  d'autres 
V  Cours  dans  le  moment  präsent.  Je  lui  ai  r^pondu  lä  dessus  que  le  mini- 
liere   de  V.  M.  n'avoit  fait  que  uuivre   Tusage   etabli  et  que,  quoique  je 
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j^  ^  n'euBse  point  de  renseignemens  particuliers  snr  ce  point,  je  croyoU  oepen- 
dant  pouvoir  loi  assnrer  qne  la  fonne  de  ces  lettres  de  creance  n^avmt 
ancim  motif  de  diversit^  de  religiös,  ni  ancnne  antre  raison  qni  pnt  ^tn 
d^sagr^ble  ä  la  Conr  de  Borne;  mais  qn'autant  qne  je  savois,  eile  Mit 
Gonvenable  k  la  qnalitö  et  au  titre  qu'on  ayoit  youIu  attribner  k  TAgent 
constitu^  k  Rome.  C'est  \k  dessus  qu'il  se  tranquülisa,  et  il  n'a  plus  fint 
auoune  remarque  du  m6me  genre  sur  la  lettre  patente  de  la  m§me  tenenr 
qne  je  lui  ai  pr^ent^  au  nom  de  8.  Alt.  S^r.  le  Prince  d^Orange-¥\Qda. 
Je  doiB  ajouter  ici,  pour  qne  V.  M.  ne  seit  pas  snrprise  de  ce  qne  Ton  soit 
frapp6  k  präsent  d'une  chose  qni  est  d^un  usage  dtabli  depnis  longtems,  qne, 
depuis  l'Abbe  Ciofiani  (I),  c.  a.  d.  depnis  plus  de  40  ans,  jnsqn'ä  moi  anounes 
lettres  de  creance  n'ont  ^te  pr^entäes  de  la  part  de  la  PmBse  id.  Mon 
pr^d^esseur  re^nt  les  siennes  dn  tems  de  fabsence  de  Pie  VI.,  et  ne  pon- 
vant  les  rendre  alors,  elles  n^ont  point  6t6  renouyel6es  depnis.  V.  M.  daig- 
nera  approuver  la  mani^re  dont  j'ai  r^pondn  dans  cette  occasion  on  je 
manqnois  d'instmctions  plus  particuli^res ;  je  me  souviens  encore  qne  mos 
pr^d^cesseur  m^a  dit  que  le  Card.  Secr.  d'£tat,  dans  une  eonversallon 
particnli^re,  lui  avoit  t^moign^  quelqu'^tonnement  snr  mes  lettres  de  cr^ 
ance;  mais  ee  fiit  d'nne  mani^re  trop  yagne  ponr  qne  ou  Ini  on  moi 
eussions  pn  alors  en  faire  rapport  k  Y.  M. 

Quant  anx  affaires  ecel^iastiqnes  de  TAllemagne  en  g^^al,  je  n^ai 
appris  aucnns  autres  d6tails  sur  l'envoy  d'nn  nonce  k  Ratisbonne,  et  je 
pr^sume  que  la  Cour  de  Rome  t&che  principalement  de  s'arranger  k  Vienne 
aveo  TEmpereur  et  les  Princes  eatholiqnes.  Mais  j'ai  continn^  k  dMarer 
an  Card.  Secr.  d'Etat  l'intention  forme  de  Y.  M.  de  ne  traiter  qne  de  ma- 
ni^re  accoutum^e,  et  je  crois  pouYoir  me  flatter  qu'il  en  est  si  bien  persnad^ 
qne  demi^rement  il  me  dit  lui-m€me  qn'il  trouvoit  tont  natnrel  qne  Y.  M. 
insistät  snr  ce  point.« 

Aug.  29  638.  Rescript  des  Hoheifs-  und  des  Geistlichen  Departements  an  das 
Ostpreussische  Etats-Ministerium.    Berlin  1803  August  29. 

B.  7.  68.    Concepi,  gez.  R«ck;  Mmsow. 

Zurückweiaung  des  Anspruches  des  Bischofs  von  Kulm,  Graf  Verbno-Ryd^ynski.  auf 

Diöcesan-Bechte  in  Ostpreussen. 

»In  der,  N.  B.  ohne  irgend  ein  Gutachten,  Eurem  Berichte  vom  18^^ 
V.  M.  beigelegnen  Eingabe  des  Bischofs  zu  Culm,  wegen  der  kaäolischen 
Kirchen- Yerfassung  in  der  dortigen  Provinz,  haben  wir  nichts  gefunden, 
wodurch  die  Yerordnung  vom  25**"^  April  c.*)  eine  Aendemng  erleiden 
könnte,  da  die  von  dem  Bischof  behaupteten  Dioecesan-Rechte  in  Ostpreussen 
keinesweges  fundirt,  sondern  nur  usurpirt  sind,  daher  ihr  demselben  das 
nochmals  zu  äussern  habt;  und  verstehet  es  sich  übrigens  von  selbst,  dass 


1)  Cfr.  No.  681. 
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in  Absicht  der  Stol-Oebtthren  <)  der  Katholiken  an  ProtestantiBche  Pfarrer  .  ^^^ 

Ang.  29 
nach  dem  Ost-Prensaischen  Provinzial-Reoht  pag.  122.  §  3  als  Regel  ein- 
treten mo88.«  .  .  . 


639.  Immediat-Bericht  des  Staats-Ministers  v.  Angern.')    Berlin  1803  Aug.  so 

Aognst  30. 

B.  89.  5S.  S.    AufertigOBg.  Co&c«pi,  Anweisong  tob  Sack,  R.  7ü.  Eielufeld  II.  XXI Y.  11. 

Das  Koüegiat-Stift  ad  St  Martinum  in  HeiligenaUuÜ  ufid  dessen  Aufhebufig. 

.  .  .  »Das  in  Heiligenstadt  belegene  St.  Martins-Stift  ist  Aber  tausend 
Jahr  alt  und  hat  in  yorigen  Zeiten  einen  besondem  Propst  gehabt.  Im 
Jahre  1777  ist  jedoch  die  Propstey  eingezogen  nnd  die  Revenuen  sind  theils 
xor  Verbesserung  katholischer  Prediger-Stellen,  theils  zur  Verstärkung  des 
Kapitels  und  des  Fonds  ftlr  Kirchen  bestimmt  worden.  Zu  diesem  Behuf 
wird  auch  das  Propstey- Vermögen  noch  besonders  verwaltet.  .  .  . 

Das  .  .  .  Vermögen,  theilt  sich  in  folgende  Abtheilungen: 

1.  in  das  Propstey-VermGgen.  Hieraus  erhalten  einige  Pfarren 
zusammen  100  Rihlr.  Sodann  werden  die  sonst  darauf  ruhenden  Ausgaben 
davon  bestritten,  und  der  nach  dem  angefertigten  Nutzungs  -  Anschlage 
92  RiUr.  11  Or.  9  P%.  betragende  üeberschuss  ffiesst 

2.  zu  dem  Kirchen-Fonds.  Dieser  dient  zur  Erhaltung  und  Ver- 
waltung der  Siifts-Kirche  ad  St.  Martinum,  welche  blos  zum  Gebrauch  der 
Canonici  vorhanden  ist.  Dieselbe  kann  dieserhalb  auch  nach  Aufhebung 
des  Capitels  ftiglich  wegfallen,  indem  die  wenigen  dazu  eingepfarrten  Häuser 
leicht  zu  einer  andern  Pfaire  gelegt  werden  kOnnen. 

Der  Üeberschuss  an  Revenflen  beträgt  nach 
einem  Nutzungs-AnscUage 473  Rthb.  —  Gr.  10  Pfg. 

3.  in    das     eigentliche    Kapitels- 
Vermögen,  von  dessen  Revenuen  nach  Abzug 

der  Ausgaben 2847       -      20    -      5     - 

übrig  bleiben;  und 

4.  das     Vicarien- Vermögen,     von 

dessen^Revenflen 639       - 13     -    10    - 

also  zusammen 396Ö~Rthir~ll  Gr.     1  Pfg. 

Hberschiessen.  Bei  der  Bestimmung  ttber  das  Schiksal  des  Stiftes  nach  den 
önmdsflzzen  der  Reichs-Deputations-Be&chlflsse  kommt  es  auf  dasjenige  an, 
wiA  bis  dahin  die  Präbendirten  erhalten  haben  und  was  ihnen  auch  bey 
Aufhebung  des  Stifts  gelassen  werden  muss? 

Von  den  oben  sub  nnmmero  3.  bestimmten  Capitular-Vermögen  würden 
Bun  zu  gemessen  haben: 


1)  Gfr.  No.  706.  2)  Cfr.  No.  624,  Anm.  2. 
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A^^^,r.  der  Dechant  mit  Einachluss  seiner  Pr&bende 454  BÜilr. 

Aug.  SO 

der  Scholaster  desgleichen 423 

der  Cantor 425 

jeder  der  übrigen  vier  Capitulai-Canonici 340 

jeder  der  fünf  Domicellar-Canonici 42 

Keiner  derselben  geniesst  hiernach  von  seiner  Präbende  457  ^2  Htiilr. 
oder  800  Fl.  nnd  wird  daher  nach  §  64  des  Beichs-Deputationfih-Haapt- 
schlnsses  seine  bisherige  Einnahme  ungekürzt  erhalten  müssen,  so  wie  nadi 
derselben  Bestimmung  eben  so  wenig  auch  den  Yicarien  etwas  abgezog^ 
werden  kann.  Ausserdem  sind  2  Ganonici-Pfarrer  an  den  Kirchen  ad  81 
Aegidium  und  B.  M.  Yirginem  in  Heiligenstadt,  und  haben  davon  besondere 
Einkünfte.  Ein  Yicarins  aber  ist  bey  der  Stifts- Kirche  ad  St.  Martinum, 
jedoch  nur  auf  Wiederruf  angenommen,  und  ein  Canonicus  ist  Lehrer  d^ 
Philosophie  zu  Aschaffenburg.  Die  5  Domicellar*Ganonici  müssen  nach  dem 
Alter  in  die  sich  erledigenden  Präbenden  einrücken,  und  es  wird  miädn 
sobald  noch  an  keine  Einziehung  zu  denken  sein,  wenn  E.  K.  M.  zu  be- 
schliessen  geruhen  mögten,  dass  das  Stift  selbst  aussterben  sollte.  Aus 
diesen  Gründen  war  anfangs  die  Absicht  auf  das  einstweilige  Bestehen  des- 
selben und  dessen  Besteuerung  auf  eine  ähnliche  Art  gerichtet,  wie  E.  K. 
M.  bey  dem  Stifte  ad.  B.  M.  Yirginem  zu  Erfurth  am  2.  May  dieses  Jahres^; 
.  .  .  vorgeschlagen  und  von  Allerhöchstdenenselben  unterm  18.  ejusdem  . . . 
genehmiget  worden.  Allein  der  obige  nur  schwache  Zustand  des  Capitel- 
Yermögens  zeigt,  dass  durch  eine  diesem  Zustande  angemessene  Bestenerung 
nur  ein  Geringes  aufkommen  kann.  Sollte  dieselbe  jedoch  stärker  aus- 
fallen, so  dürften  die  Kevenüen  der  Präbendirten  zu  sehr  geschmälert  wer- 
den. Ueberdies  machen  Kirchen-  und  Unterrichts-Anstalten  die  Beibehaltung 
dieses  Stifts  nicht  so  nothwendig,  als  des  vorerwehnten  Erfurthschen  Stifts. 
Hiezu  kömmt,  dass  einländische  Schulen  im  gegenwärtigen  Falle  gar  nicht 
zu  berücksichtigen  sind;  und  für  den  Gottesdienst  kann  zweckmässiger 
durch  Anstellung  ordentlicher  Geistlichen  gesorgt  werden,  welchen  nur  aus 
dem  oben  erwehnten  Kirchen -Yermögen  eine  auskömmliche  Dotirung  za 
vei*schaffen  ist. 

Diese  Gründe  haben  nach  wiederholter  Erwegung  aller  Yerhältnisse 
die  Finanz-  und  Polizey-Commission  des  Eichsfeldes  zu  dem  Antrage 
bewogen : 

dass  das  Stift  nebst  Zubehör  säcularisirt  und  sofort  aufgehoben,  und 
den   Capitular-Canonicis  und  Yicarien  ihre  bisherige  Einnahme  be- 
lassen,  die   Domicellar- Canonici  aber  sogleich  abgefunden  werden 
mögten. 
Bei  den  vorwaltenden  Umständen  bin  ich  gleichfalls  der  Meinung,  dass 
dieser  Antrag  solchen  am  angemessensten  sey,   und  stelle  .  .  .  anheini,   ol» 
E.  K.  M.  denselben  zu  genehmigen  geruhen  wollen. 

1)  No.  688. 
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*   In  dem  Falle  würde   der  Vorsehlag  ohne  jezzigen  Zuschnss  und  der-  a^^^»q 
einst  mit  ansehnlichem  Yortheil  für  AUerhöehstdero  Interesse  in  der  Ali; 
ansgefilhTt  werden  kdnnen,  dass: 

1.  Bämtliche  Fonds,  mithin  sowohl  die  Propstey  nnd  das  Gapitalar-,  als 
auch  das  fiLirehen-  nnd  Vicarien-Vermdgen  sofort  in  Administration  gestellt 
werden,  nnd  demnächst  nach  angefertigten  genanen  Anschl&gen  nnd  Special- 
Priatations-Tabellen  alles  sehr  zweckmässig  mit  der  Mühlen-Voigtey  nnd 
der  Bnstenbergschen  Amts-Receptnr,  als  den  beiden  benachbarten  Domainen- 
Bentheyen,  yerbnnden  wird. 

2.  Den  Capitnlar-Canonicis  würden  die  obigen  Quanta  als  lebens- 
längliche Pensionen,  die  jedoch  nnr  in  £.  K.  M.  Provinzen- zn  verzehren 
wären,  auszusetzen,  jedoch  solche  znr  Erleichterung  bey  der  künftigen  Be- 
rechnung auf  runde  Summen  zu  bestimmen  sein,  so  dass: 

der  Dechant 460  Bthlr. 

der  Scholaster  und  Kantor  jeder 430 

nnd  jeder  der  übrigen  4  Canonici 350 

erhalten.  Zwar  haben  dieselben  in  den  leztern  Jahren  etwas  mehr  bezogen, 
indem  die  Getreide-Preise  in  selbigen  sehr  hoch  gewesen  sind  und  man 
deshalb  bey  der  Veranschlagung  15  Pro  Cent  überall  hat  in  Abzug  bringen 
müssen;  sie  werden  sich  indess  hiebei  in  Büksicht  der  Ungewissheit  der 
Preise  und  des  nun  rein  und  ohne  Verwaltungs-Mühe  und  Kosten  ihnen  zu- 
kommenden Pensions -Quanti  nach  Versicherung  der  Finanz-  und  Polizey- 
Gommission  wohl  beruhigen.     Ausserdem  würden  ihnen 

3.  ihre  Häuser  und  dazu  gehörige  Gärten  zeitlebens  verbleiben,  und 
erstere  ihnen  nach  wie  vor  aus  dem  dazu  mit  bestimmten  Kirchen -Fonds 
unterhalten. 

4.  Da  die  Pfarren  ad  St.  Aegidium  und  B.  M.  Virginem  bestehen  und 
vollständig  fnndirt  werden  müssen,  so  kann  dieses  dadurch  geschehen,  dass, 
so  lange  die  solche  jezt  wahrnehmenden  Canonici  leben,  sie  die  sub  No.  2 
bestimmten  Präbenden-Bevenüen  als  Pensionen  behalten.  Nachher  aber 
würden  zu  der  ersten  Pfarrstelle  200  Bthlr.  und  zu  der  lezten  280  Bthlr. 
noch  hinzuzulegen  und  aus  dem  Stifts -Vermögen  hiezu  auszusetzen  sein, 
um  die  Bevenuen  einer  jeden  auf  500  Bthlr.  zu  bringen. 

Die  Pfarre  der  Stifts-Earche  müsste  eingehen,  und  dem  Vicarius,  der 
sie  bisher  wahrgenommen,  dürfte  eine  Competenz  von  100  Bthlr.  auszu- 
setzen sein,  bis  er  mit  einer  Pfarre  im  Lande  des  Nächsten  versorgt  wer- 
den kann. 

5.  Die  Vicarien  behalten  ebenfalls  ihre  Bevenuen  und  Häuser. 

6.  Uebrigens  hören  jedoch  die  Präbende-  und  Vicarien-Bevenuen  mit 
dem  Tode  der  jezzigen  Besitzer  auf,  und  es  können  keine  Nachjahre  pas- 
siren,  weil  die  belassenen  Einnahmen  als  blosse  Pensionen  anzusehen  sind. 
Auch  die  von  Elzischen  Vicarie-Pensionen  können  demnächst  eingezogen 
Verden,  da  sie  ohne  Seelsorge  und  keine  Blut-Präbenden  sind,   diese  aber 
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A^^^^  nach  der  Allerhöchsten  Festsezznng  vom  18.  April  dieses  Jahres  der  Sicii- 
larisation  ebenfalls  allgemein  nnterworfen  sein  sollen. 

7.  Die  Domicellaren  werden  ein  ftlr  allemahl  sowohl  ftbr  den  jessgeo 
Gennss,  als  für  das  Nicht-Aufrücken  in  die  Capitnlar-Prftbenden  abgefanden, 
und  zwar  der  älteste  von  74  Jahren  mit  500  Rthlr.,  die  ttbrigen  4  yov 
17  bis  29  Jahren  jeder  mit  einem  Capital  von  2500  Rthb-.,  welche  Gelder 
ans  dem  ELloster-Bestande  nnd  davon  eingehenden  Aotiv-Capitalien  zu  neh- 
men sein  würden.  Rechnet  man  davon  die  Zinsen  zn  4  Pro  Gent  und  afle 
obige  Ausgaben ,  anch  die  Administrations -Kosten  mit  inbegriffen  ab,  to 
bleibt  schon  jezt  ein  Ueberschnss  von  84  Rthlr.  Sehr  bald  nnd  mit  jeder 
eröfneten  Stelle  vergrössert  sich  aber  derselbe  durch  die  sodann  enm- 
ziehenden  Revenuen,  bis  endlich  das  ganze  Stifts-Yermögen  von  allen  Ab- 
gaben befreiet  E.  E.  M.  znfallen  wird. 

8.  Da  die  Pfarr-Kirche  dieses  Stifts  nnd  aller  Gottesdienst  darin  aufhdrt, 
so  kann  solche  ftlglich  für  die  Evangelisch-Lutherische  Gremeinde  bestinuDt 
werden,  welche  in  Heiligenstadt  nach  E.  K.  M.  .  .  .  Genehmigung  oonstitoirt 
werden  soll.«  .  .  . 

Rand-Verfflgung,  geschrieben  von  Beyme: 

»1803  [s.  d.] 
Approbirt. « 

Sept.  6  Hiemach  Oabinets-Ordre  an  Angern,  Paretz  1803  September  6. 

Ausfertigung  a.  a.  0.  des  Conceptea. 


Sept.  3        640.    Immediat-Bericht  des  Generalmajors  v.  Zastrow.    Posen  1803 

September  3. 

B.  89.  32.  D.    Eigenhindig. 

ÄfUrag  auf  Uebertoeisnng  der  Josephi^ier- Kanneliter' Kirche  in  Posen  für  die 

OamisofiA) 

»E.  K.  M.  haben  in .  .  .  Dero  unterm  22.  August  1801  an  mich^]  .  . . 
erlassenen  Resolution  zu  äussern  geruhet,  wie  allerhöchst-Dieselben  nicht 
abgeneigt  wären,  über  die  allhier  zum  eingezogenen  Josephiner-Carmefiter- 
Kloster  gehörige  Kirche^zum  Gottesdienst  für  die  Garnison  zu  disponiren. 
so  bald  die^Umstände  es  zulassen  würden.  Da  es  sich  nun  ergeben,  dass 
diese  Kirche  keiner  Gemeinde  zugehört,  und  dass  es  auch  nicht  möglich  sejn 
würde,  auf  die  vormahlige  Art  Gottesdienst  darin  zu  halten,  weil  die  Mönche^ 
welche  solchen  versehen  haben,  in  ein  anderes  Kloster  untergebracht  worden, 
und  aus  Ermangelung  eines  Fonds  keine  besondere  Geistlichen  dazu  ge- 
halten werden'  können ;  so  scheint  der  anderweitigen  freyen  Disposition  über 


1)  Cfr.  No.  608  und  648. 

2  Cfr.  No.  356,  die  gleichlautende  Ordre  an  Voss. 
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dieser  Kirche  anf  keine  Weise  mehr  etwas  im  Wege  za  stehen,  so  wie  es  «^^  o 
auch  aDhier  niemand  einfUit,  an  die  Znrflckgabe  derselben  weiter  zu  denken. 
E.  E.  M.  wage  ich  dahero  .  .  .  zn  bitten : 
gedachte  Kirche   nnnmehro  znm  Oottes-Dienst  fttr  das  hiesige  Militair 
hnldreichst   bestimmen    und   za   diesem    Behuf  durch    den   Bischof 
flbergeben  lassen  zu  wollen. 
Aus    den   .  .  .  hier  angelx^enen    Auszug   zweyer    Stellen   aus'  einem 
histonsch-Ghronologischen  Werke   des  pp.  Regenwolcius  ^)   wollen  E.  K.  M. 
hiemichst  ...  zu  entnehmen  geruhen ,  auf  welcher  unerlaubten  Weise  die 
Katholischen    Qlaubensgenossen   diese  Kirche    ehemahls    an   sich   gerissen, 
und  dass  sie  mithin,  der  Entstehung  nach,  kein  gegründetes  Eigenthumsrecht 
an  derselben  haben. 

Die  Unmöglichkeit,  worin  ich  mich  gegenwärtig  befinde,  die  Garnison 
zum  Gottesdienst  anzuhalten,  und  die  nachteilige  Folgen,  welche  dadurch 
Bothwendig  für  die  Moralität  entstehen  mfissen,  veranlassen  mich  E.  K.  M. 
diese  meine  .  . .  Bitte  wiederholentlich  zu  Fflssen  zu  legen,  wozu  noch  kommt, 
dass,  wenn  diese  Kirche  keiner  Gemeinde  zugetheilt  und  nicht  im  Baulichen 
Stande  erhalten  wird,  sie  in  kurzen  —  da  das  Dach  schon  sehr  schadhaft 
XU  werden  anflüigt  —  so  zu  Grunde  gehen  muss,  dass  späterhin  eine  sehr 
kostspielige  Reparatur  erforderlich  werden  dflrfte.« 


>£inige  Stellen  aus  dem  ffistorisch-Chronologischen  System  der  Slavischen 
Kirchen  in  Tcrschiedenen  Provinzen,  vorzüglich  in  Polen,  Böhmen,  Litthauen, 
Russland,  Preussen,  Mähren  pp.  von  Regenvolscius,  Utrecht  1652.^) 

Die  Böhmischen  Evangelischen  Glaubensgenossen  hatten  zu  Posen  zwei 
Kirchen,  eine  Polnische  und  eine  Deutsche,  nebst  zwei  andern  Häusern  und 
daran  stossenden  Gärten,  welche  in  dem  von  dem  Grafen  von  Ostorow  (einem 
Polnischen  Magnaten  und  grossen  Gönner  der  Evangelischen,  der  den  28ten  Mai 
1568  gestorben  war)  ererbten  Gehöft  in  der  Vorstadt  von  Posen  vor  dem 
Wronker  Thor,  wo  man  zur  Kirche  des  heiligen  Albertus  geht,  gelegen  waren. 
Diesen  H&nsem  sowohl  als  den  beiden  dabei  liegenden  Kirchen  wurde  vom 
König  von  Polen  Si^smund  II.  zu  Petricau  im  Jahr  1564  Freiheit  und  Un- 
abhängigkeit zugesichert.  Auch  hatte  ein  gewisser  Johann  Crotosci  zu  diesen 
Häusern  noch  eiu  benachbartes  Haus  von  Andreas  Schilling,  einem  Evangeli- 
sehen Bürger  und  Kaufmann  zu  Posen,  welcher  sich  um  seine  Glaubensgenossen 
sehr  verdient  gemacht   hatte,  hinzugekauft,   welches   der  König   von  Polen 


1)  Andreas  Wengierski  iWengerscias),  protestantischer  Theologe,  1600—1649, 
schrieb  das  unten  angeführte  Werk  unter  dem  Namen  Adrianus  Regenvolscius. 

2)  Sjstema  historico-chronologicum  Ecdesjamm  Slavonicarum  per  Provincias 
▼irias,  praecipu6  Poloniae,  Bohemiae,  Lituaniae,  Russiae,  Prussiae,  Moraviae  etc. 
distinctarum.  Libris  IV.  adomatum ;  continens  historicam  ecclesiasticam  a  Christi 
et  Apostolornm  tempore  ad  An.  Dom.  1660.  Opera  Adrianl  Regenvolscii  £.  P. 
Trajecti  ad  Bhenum,  Ex  Offioina  Johannis  a  Waesberge,  Bibliopolae.  Anno  1662- 
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</^3  ^*®P^*^  ^^^  20ten  November  1576  zu  Thorn  mit  Freiheit  und  Yorrechten 
versah,  und  welches  den  Böhmischen  Gonfessions-Verwandten  zum  gottes- 
dienstlichen Gebranch  tibergeben  wurde.  Femer  schenkte  noch  Johann 
Gajewski  aus  Blociszewo,  Landrichter  zu  Posen,  den  Böhmiachen  Evangeli- 
schen Olaubensgenossen  ein  in  derselben  Vorstadt  liegendes,  von  den  Erben 
des  Johann  Suidas  erkauftes  und  vom  König  von  Polen  Stephan  auf  dem 
Beichstage  zu  Warschau  im  Jahr  1582  den  18ten  November  mit  FreiheUen 
und  Privilegien  versehenes  Haus.  Aber  alle  diese  Privilegien  nnd  Doku- 
mente verhinderten  nicht  die  offenbaren  feindseligen  Angriffe  auf  die^ 
Häuser  und  die  Evangelischen  Kirchen.  Ihre  völlige  Zerstörung  erfolgte  den 
3ten  August  1616.  Doch  selbst  in  den  Ruinen  der  Kirchen  hielten  die 
Evangelischen  noch  oft,  und  heftig  beunruhigt,  ihren  Gottesdienst,  bis  sie 
endlich  durch  die  ftusserste  Gewalt  und  durch  die  nachdrücklichsten  Inter- 
dikte völlig  daran  verhindert  wurden.  Im  Jahr  1617  am  Sonntage  Sexa- 
gesimae  wurde  innerhalb  der  zerstörten  Mauern  der  Kirche  der  letzte  öffent- 
liche Gottesdienst  gehalten.  Von  dieser  Zeit  an  hörte  derselbe  aber  auf, 
und  der  Grund  und  Boden  fiel  nachher  den  Mönchen  anheim.« 


»Im  Jahr  1605  erregte  der  Jesuit  Piasecio  in  seinen  Predigten  in  der 
Jesuiter-Pfarr-Kirche  das  Volk  mit  der  grössten  Heftigkeit,  die  Evangelischen 
Kirchen  in  der  St.  Alberts- Vorstadt  zu  zerstören.  Er  bediente  sich  dabei 
dieser  Ausdrücke :  'Der  Magistrat  will  es  nicht,  die  Väter  der  Stadt  wollen 
es  nicht,  ihr  aus  dem  Volk  also,  verwandelt  die  Kirchen  der  Ketzer  in 
Rauch  und  Asche\  Diese  Anregungen  waren  auch  nicht  fruchtlos,  und 
schon  in  demselben  Jahre  den  Uten  und  12ten  December  machte  man  einen 
Versuch,  die  beiden.  Kirchen  der  Böhmisch-Evangelischen  Glaubensgenossen 
zu  zerstören. 

Diese  Zerstörung  erfolgte  nun  wirklich  den  3ten  August  1616.  Ein 
von  Jesuiter -Schülern  angeführter  Volkshaufe,  der  bis  auf  einige  Hundert 
heran  gewachsen  war,  riss  die  beiden,  dem  Gottesdienst  der  Böhmisch- 
Evangelischen  gewidmeten  Kirchen  um  10  Uhr  in  der  Nacht  mit  Hacken, 
Beilen  nnd  andern  Werkzeugen  nieder.  Der  Evangelische  Grottesdienst 
unterblieb  von  der  Zeit  an,  und  der  Grund  und  Boden  ward  einem  Kloster 
überlassen.« 

Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme: 

...  »Es  ist  dem  Ref.  unter  abschriftlicher  MittheUung  der  unterm  i 
15.  Juny  an.  p.  v.  Voss  ergangenen  Resolution^)  bekannt  zu  machen,  dass  ' 
S.  M.  dadurch  seinen  Antrage  schon  zuvor  gekommen  wären.« 

Hiernach  Cabinets-Ordre  an  Zastrow,  Pai*etz  1803  September  13. 

B.  80.    Minftten  des  Cabiii«ts. 

1)  Cfr.  No.  608. 
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Cabinets-Ordre  an  Angern  s.  unter  dem  30.  August  1803,  No.  639.  «^^^^ 
Sehreiben  Hardenberg's  s.  unter  dem  26.  August  1803,  No.  635.  Sept.  8 
Cabinets-Ordre  an  Angern  s.  unter  dem  24.  August  1803,  No.  633.  Sept.  9 


641 .  Schriftwechsel  zwischen  dem  Geheimen  Cabinetsrath  Beyme  und  Sept.  lo 

dem  Grosskanzler  V.  Goldbeck.     Potsdam  und  Berlin  1803  September  10 
und  11. 

B.  89.  5S.  M. 

Das  Ressortverhältniss  xtoisehen    Oeneral- Direktorium  und  Oetsilichem  Departetnent 

bei  Säkularisationen. 

Beyme,  Potsdam  September  10. 

BigenK&ndig. 

In  dem  von  Angern  am  2.  September  1803  eingereicbten  »Reglement 
und  Statut  für  das  Adeliche  freiweltliche  Fräulein-Stift  Neuenbeerse«  ^)  lau- 
tete §  1 : 

»Es  wird  gedachtes  Stift  als  geistliche  Corporation  in  der  höheren 
Instanz  Unserm  General-Ober-Finanz-Krieges-  und  Domainen-Directorio,  un- 
mittelbar aber  Unserer  Krieges-  und  Domainen-Gammer  in  Mttnster^)  unter- 
geordnet« etc. 

Hierfiber  erbittet  sich  Beyme  »zu  seiner  Belehrung«  Goldbeck^s  »sen- 
timent« :  »Ob  es  nach  dem  neuen  Ressort-Reglement ^j  so  ganz  recht  ist, 
dass  das  General-Direktorium  allein  ohne  alle  Ooncurrenz  des  v.  Massow 
die  oberste  Instanz  in  geistlichen  Sachen  seyn  soll.  In  Francken  hat  des 
Frhm.  v.  Hardenberg  Exe.  nur  eine  Ooncurrenz  bey  der  Universität  Er- 
langen«  etc. 

Goldbeck.    Berlin  September  11.  Sept.  11 

EigeiÜL&ttdig,  wie  aneb  du  naehfolgende  Gnt*ehten. 

»Es  freut  mich,  dass  E.  H.  einmahl  diesen  Punkt  berühren.  Die  kleinen 
Vortheile,  die  das  Schlesische  Finanz-Depai-tement  von  den  geistlichen  Sachen 
bey  Einführung  der  hohem  Geistlichen  hat,  haben  immer  bey  den  andern 
iinancie[r]8  ein  Streben  erregt,  diese  Gatholischen  geistlichen  Sachen  an  sich 
zu  ziehen.  Dass  aber  bey  so  sehr  wichtigen  Geschafften,  als  bey  Aufhebung 
und  Einschränkung  der  Klöster,  Besetzung  der  hohem  geistlichen  Stellen 
p.  p.,  alles  nur  von  der  Finantz-Seite  und  finanzmässig  behandelt  wird,  möchte 
doch  wohl  nicht  gantz  gut  seyn.  Dergleichen  Vorfillle  stellen  es  sehr  ins 
Licht,  wie  richtig  E.  H.  Gedanke  sey,  das  geistliche  Depaitement  mit  dem 
Oeneral-Directorio  zu  vereinigen,     totus  tuus.« 


1)  Cfr.  Schulenburg'B  Immediat-Bericht  vom  2.  Mai  1803,  No.  687. 

2)  Diese  Kammer  wurde  am  8.  December  1803  fllr  Münster,  Paderborn, 
Teekienburg  und  Lingeo  eingerichtet.  3;  No.  673. 
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SopflO  (Gutachten). 

»Das  beyliegende  Ressortreglemeiit  ist  dem  GeiL-Directorio  entgegen. 
Nach  dessen  Inhalt  in  §  5  No.  8  n.  9  sind  zwar  alle  geistliche  Angelegen- 
heiten und  Schalsachen  an  die  Cammern  verwiesen:  allein  sie  werden  nach 
§  1  and  14  ausdrücklich  dem  geistlichen  Departement  untergeordnet. 

Hiemach  hätte  also  Hr.  t.  Angern  das  itzige  Reglement  zwar  bey  der 
Cammer  ausarbeiten  lassen  können:  aber  die  Cammer  hatte  es  dem  geist- 
lichen Departement  zur  Prüfung  vorlegen  und  demselben  die  Einsendioig 
zur  höchsten  Genehmigung  überlassen  sollen. 

Man  wird  einwenden: 

1.  das  itzo  noch  keine  Cammer  vorhanden  sey  und  dass  die  Oigani- 
sations-Commission  ihre  Stelle  vertrete.  Kaum,  aber  doch  höchstens  würde 
doch  nur  daraus  folgen,  dass  die  Commission  gemeinschaffUich  mit  dem 
geiBtlichen  Departement  handeln  müsse:  aber  zur  Verwaltung  eines  ein^n 
andern  Departement  angewiesenen  Geschaffte -Zweiges  ist  sie  doch  nieht 
anthorisirt. 

Man  wird  femer  einwenden: 

2.  dass  die  in  dem  Ressort-Reglement  dem  geistlichen  Departement 
vorbehaltenen  geistlichen  und  Schulsachen  nur  die  protestantischen  betreffen, 
und  dieses  ist  die  Meinung  des  Herrn  p.  Grafen  v.  d.  Schulenburg  und  der 
Organisations-Commission. 

Aber  der  wörtliche  Inhalt  des  Reglements  ist  so  entgegen,  dass  es  wohl 
keiner  weitem  Ausführung  bedarf. 

Wenn  Catholische  Sachen  ausgenommen  werden  selten :  so  muaste  man 
es  doch  wohl  bey  Organisimng  eines  beynahe  gantz  catholischen  Landes 
sagen. 

Und  man  musste  es  in  einer  Monarchie  sagen,  wo  die  catholisehen 
Schul-  und  geistlichen  Sachen  unter  dem  geistlichen  Departement  als  Regel 
stehen,  und  die  Provintzien,   wo  das  Gegentheil  ist,    nur  Ausnahmen  sind. 

In  allen  alten  Provinzien,  auch  in  Westpreussen  und  in  Neaost- 
preussen,  stehen  die  Catholischen  Geistlichen  und  Schul-Sachen  unter  dem 
geistlichen  Departement. 

Ausnahmen  sind 

a)  Schlesien,  wo  allerdings  manche  Anomalien  statt  finden:  aber  in 
vielen  Sachen  wird  doch  mit  dem  geistlichen  Departement  communicirt. 

b)  SfidpreuBsen,  das  gantz  auf  schlesischen  Fuss  modellirt  vsL  Ich 
hatte  es  in  Händen,  dem  geistlichen  Departement  manches  zuzuwenden: 
allein  dem  Hn.  v.  WöUner  war  mit  der  Yermehmng  der  Arbeit  nicht  ge- 
dient. 

c)  in  Franken^),  wo  in  §  5  No.  HI  sehr  versteckt  die  CathoUaehen 
Religions-Angelegenheiten  dem  Hn.  v.  Hardenberg,  halb  als  Cabinets-,  halb 
als  Finanz-Ministre  untergeordnet  sind. 


l)  Cfir.  No.  60. 


( 
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Das  Bind  also  doch  nur  drey  Ausnahmen,  und  da  die  Regel  und  der  »  v^^q 
wörtliche  Inhalt  des  Reglements  in  den  £ntschädigang8-Provinzien  fflr  das 
geistliche  Departement  spricht,  so  hätte  dasselbe  wenigstens  in  dem  gegen- 
wärtigen Fall  nicht  ausgeschlossen  werden  können. 

Dieses  zom  Voraus  gesest:  so  ist  es  noch  auffallender,  dass  in  dem 
itsigen  Beglement  und  Statut,  gegen  den  wörtlichen  Inhalt  des  Ressort- 
reglements, selbiges  in  der  höhern  Instanz  dem  General-Directorio  unter- 
worffen  wird.  Diese  Abweichung  vom  Reglement  hätte  dem  Könige  gesagt 
werden  müssen. 

Zu  diesem  allen  körnt  nun  noch  der  sehr  merkwürdige  und  entschei- 
dende Umstand,  dass  das  Stifft  nach  dem  §  ö  eigentlich,  oder  doch  grössen- 
theÜB,  ein  protestantisches  Stifft  wird,  und  daher  jeder  Verwand,  es 
dem  geistlichen  Departement  zu  entziehen,  wenn  es  nemlich  auf  die  Piüfung 
und  Genehmigung  in  der  hohem  Instantz  ankömt,  gäntzlich  wegfällt. 

Kftme  es  auf  meine  Meinung  an:  so  kan  ich  gewissenhafift  versichern, 
dass  meine  Meinung  bey  Entwerfnng  des  streitigen  Ressortreglements  war: 
dass  die  Cathoüsohen  Sachen  in  der  höhern  Instanz'^dem  geistlichen  De- 
partement und  nicht  dem  General-Directorio  zukommen  selten. 

Das  muste  auch  meine  Meinung  seyn,  weil  nur  auf  diese  Art  das 
Ressortreglement  in  Cleve,  Mark,  Lingen  und  Halberstadt  ohne  Schmiüerung 
des  geistlichen  Departements  und  Veränderung  der  gantzen  Verfassung  ein- 
geführt werden  konte.« 

Randverfügung,  geschrieben  von  Beyme:  Sept.  15 

»15.  September  1803. 

Nach  dem  Sinn  des  §  1  und  14  des  Ressort-Reglements  für  die  Ent- 
schAdignngs-Provinzen  müssen  die  Stifts-Angelegenheiten  vom  Geistlichen 
Departement  ressortiren.  Dies  muss  in  Absicht  des  Stifts  Neuenheerse  um 
so  mehr  geschehen,  als  dasselbe  künftig  gröstentheils  protestantisch  werden 

r 

wird.  Daher  können  S.  M.  die  Disposition  im  §  1  des  vorliegenden  Re- 
glements und  Statuts,  womach  das  Stift  in  der  höhern  Instanz  dem  General- 
Direetorio  imtergeordnet  werden  soll,  nicht  genehmigen  und  überhaupt  muss 
aber  dieses  Reglement  mit  dem  Staats- Minister  v.  Massow  conferirt  und 
solches  mit  demselben  gemeinschaftlich  eingereicht  werden.« 

Hiemach  Cabinets-Ordre  an  Angern,  Paretz  1803  September  15. 

B.  S9.    XinftteD  des  Cabinets. 

Das  hiemach  vereinbarte  neue  »Reglement  und  Statut«  wird  von  Mas- 
sow und  Angern  am  29.  November  1803  überreicht  und  am  3.  December 
1803  zu  Potsdam  vom  Könige  vollzogen. 


^ 
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Se^T^i3        ^^'    Cabinets-Ordre  an  die  Staafs-MinMer  Frbrn.  v.  d.  Reek  ontl 
V.  Hardenberg  und  Graf  Haugwiiz.    Paretz  1803  September  13. 

R.  33.  93.  a.    Ansfertipiiig. 

Die  Bestellung  des  Fürstbtsehofs  von  Htldesheim  und  Paderborn  zum  Dioeeestm- 
Bisehof  oder  Viearius  apostdieus  in  MagdAurg  und  Halberstadt  90Ü  unUHileibm,^ 

»Da  nach  Enerm  Berichte  vom  26.  v.  M.^)  es  in  alten  tentaehen  Pro- 
vinzen weder  eines  dioecesan-Bischofs  noch  eines  Vioarii  apostolici  bedarf, 
damit  die  darin  befindlichen  katholischen  ünterthanen  mit  aller  Gewissen»- 
Freyheit  ihre  Religion  anstlben  kOnnen,  so  soll  auch  die  anf  den  Bericht 
der  Organisations-Gommission  der  Entschftdignngs-Lande')  beschlossene  Be- 
stellung des  Fürstbischofs  zu  Hildesheim  und  Paderborn  zum  dioecesas- 
Bischof  oder  Vicarins  apostolicns  in  Magdeburg  nnd  Halberstadt  unterbleiben 
und  habe  Ich  solches  auch  der  genannten  Commission  und  deren  jetägen 
Chef,  dem  Staats-Minister  v.  Angern,  dato  zu  erkennen  gegeben.  Aus  eben 
diesem  Grunde  finde  Ich  es  aber  auch  gerathen,  in  denjenigen  Entscbär 
digungs-Landen ,  welche  jetzt  keinen  Bischof  haben,  die  Ernennung  etses 
solchen  bis  zum  Abgang  des  Fflrstbischofs  zu  Hildesheim  und  Paderborn 
auf  sich  beruhen  zu  lassen  und  festzusetzen,  dass  man  sich  mit  den  Weib- 
bischöfen,  Vicarien  und  OfRcialen,  die  man  vorfindet,  so  gut  es  angehen 
will,  behelfen  soll,  wobey  Ich  es  nicht  unbemerkt  lassen  kann,  dass  Ihr 
durch  den  Antrag  anf  Einführung  einer  dioecesan-Authoritftt  in  den  ge- 
sammten  Fränkischen  Fürstenthümern  mit  den  von  Euch  anfgesteOten 
Maximen  in  Widerspruch  gerathet,  da,  wenn  die  Gleichförmigkeit  eisen 
Grund  abgeben  sollte,  dieselbe  auch  in  den  übrigen  teutschen  Landen  eine 
gleiche  Maassregel  rechtfertigen  würde.« 

In  der  inhaltlich  sonst  gleichlautenden  Cabinets- Ordre  an  Angern 
vom  gleichen  Datum  heisst  es  am  Schlüsse:  »In  Gemässheit  dessen  trsge 
Ich  Euch  auf,  auch  Eui*er  Seits  in  den  Indemnitäts-Landen  das  Erforde^ 
liehe  zu  verfügen,  insonderheit  aber  dem  Fürstbischöfe  von  Bßldesheim  und 
Paderborn  bekannt  zu  machen,  dass,  da  er  die  Pflichten  eines  dioeeesani 
in  den  übrigen  Entschädigungs-Landen  nicht  hätte  übernehmen  können,  es 
dessen  auch  nicht  für  Magdeburg  und  Halberstadt  bedürfe.« 

R.  70.    Haupi-Kommission.  II.  VI.  I.    Ausfertigang. 


Cabinets^Ordre  an  Zastrow  s.  unter  dem  3.  September  1603,  No.  640. 

Sept.  16  Cabinets-Ordre  an  Angern  s.  unter  dem  10.  September  1803,  No.  641. 

Schreiben  von  Reck  und  Hardenberg  s.  unter  dem  30.  August  1802, 
No.  475. 


1)  Cfr.  No.  676.  2  No.  634.  3}  No.  624. 
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643.    Rescript  des  Auswirtigen  Departements  an  den  Reichstags- g^^^^ 
Gesandten  6raf  Seertz  zu  Regensburg.    Berlin  1803  September  16.  ^^ 

B.  34.  67.  Coneept»  gMchriebea  Ton  Eüstor,  geieioluitt  H*rd«Bb«rg. 

Die  dirdäe  UtUerkandhmg  der  neuen  preussisehen  DomsHfter  in  Begemburg  toegen 
ihres  Beitrages  %u  der  SustenUdionskaase  für  die  Unksrheimsehe  Oeistliehkeii  wird 

genehmigt  und  Cherix  xur  Forderung  empfohlen,^) 

>£ach  ist  bereits  näher  bekannt,  dass  die  Dom-Gapitnl  zu  Mfinster, 
Hildesheim  nnd  Paderborn  nicht  mit  den  Ornnds&tzen  flbereinstimmen,  welche 
wegen  des  Beitrages  der  mehrfach  pr&bendirten  Domherrn  zn  dem  Snsten- 
tationgp-Fonds  ftlr  die  secnlarisirte  jenseitsrheinische  Qeistlichen  bey  der  von 
dem  ChurfElrsten  Erzkanzler  nnter  dem  Orafen  v.  Stadion  niedergesetzten  Com- 
mission  angenommen  worden  sind.  Die  Dom-Gapitol  haben  daher  Unsere 
Erlanbniss  nachgesucht,  Depntirte  nach  Regensbnrg  absenden  zn  dllrfen,  mn 
ihre  OrOnde  dieser  Commision  mit  mehrem  vorstellen  und  sich  mit  ihr  nfther 
verständigen  zn  können,  so  wie  sie  dann  auch  gebeten  haben,  sie  hiebey 
doreh  Euch  officiell  nnterstfltzen  zu  lassen. 

Wir  haben  keinen  Anstand  genommen,  den  Gapitoln  die  Erlanbniss  zu 
solcher  Absendnng  und  persönlichen  Verhandlung  zu  ertheilen,  jedoch  nur 
unter  der  ausdrflcklichen  und  sich  auch  von  selbst  verstehenden  Bedingung, 
dasa  diese  Verhandlung  Unsere  Verhftltnisse  bey  Entscheidung  des  Schick- 
sals der  Dom-Capitul  nicht  angehen  und  daraus  nichts  gegen  Uns  argumen- 
tiret  werde,  so  wie  Wir  Uns  dagegen  auf  der  andern  Seite  vorbehalten 
mflssen,  von  derselben  nftheres  Einsehen  zu  nehmen,  und  nach  Unserm 
landesherrlichen  Recht  und  Interesse  die  weiteren  Bestimmungen  zu  treffen. 

Auch  wollen  Wir  Euch  hiedurch  autorisiren,  den  oder  die  Abgeordneten 
jener  Capituln  bey  der  Verhandlung  mit  der  Kur-Erzkanzlerischen  Commission 
zum  Behuf  eines  billigen,  dem  wahren  Sinn  des  Deputations-  und  Reichs- 
schlusses §  75  entsprechenden  Abkommens  zu  unterstützen.  Zu  Eurer 
Direction  hiebey  bemerken  Wir  Euch,  dass  Uns  verschiedene  Behauptungen 
der  Capituln  wllrklich  vieles  für  sich  zu  haben  scheinen.  .  .  . 

In  jedem  Fall  können  Wir  nicht  umhin,  da,  wo  die  Auslegung  des 
Reichssehlusses  ungewiss  ist,  den  Domherrn,  welche  Unsere  Unterthanen 
sind  und  durch  die  Ereignisse  gleichfalls  schon  gelitten  haben,  Unsere  Unter- 
stützung und  Fflrsorge  zu  erweisen,  damit  sie  nicht,  um  einer  andern  Hlllfs- 
bedltrftigen,  Uns  aber  fremden  Classe  von  Geistlichen  aufzuhelfen,  selber  zu 
sehr  in  Nachtfaeil  und  Mangel  gesetzt  werden.«  .  .  . 

Der  Fürstbischof  Franz  Egon  zu  Hildesheim  und  Paderborn  dankt 
Hardenberg  am  29.  September  für  diese  Erlanbniss,  am  30.  November  1803 
für  den  günstigen  Ausgang;  das  Domkapitel  zu  Hildesheim  dankt  am 
4.  Oktober  1803.  Der  zum  Abgeordneten  nach  Regensbui*g  gew&hlte 
Domdechant  Frhr.  Spiegel  zum  Diesenberg   übersendet   an   Haugwitz 

1)  Cfip.  No.  663. 

Oraaier,  Preusien  and  di«  kath.  Kireh*.    I^  4 
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S  ^^6  ^°^  ^  Schulenbnrg  eine  24  Folioseiten  umfassende  Denksehrift:  >] 

Critische  Bemerkungen  über  den  Gang  des  Geschäftes  behuef  des  GeistliciieB 
Snbsidien-Fonds«,  d.  d.  Mflnster  1803  Oktober  8. 

». ».  0.  

Sept.  18        644.  Resolution  des  Geistlichen  Departements  für  den  ketboliscben 
Pater  Hyazinth  Heinevetter  zu  Stettin.    Berlin  1803  September  18. 

B.  30.  169.  a.    Coneept»  gez.  SelieTe. 

Ein  Fonds  xur  OehaUwerbesserung  ist  noch  niM  vffrhandenA) 
»Das  geistliche  Departement  ftthlt  die  bedrängte  Lage, 2)  worin  der 
Pater  Hyacinth  Heinevetter  bei  seiner  beschwerlichen  geistlichen  Arbeit  ad 
befindet,  und  wllrde  solche  gern  zu  verbessern  bemüht  seyn,  wenn  dem- 
selben irgend  ein  Fonds  zu  seiner  Verbesserung  zu  Gebot  stunde.  Ee  wird 
indessen  gern  jede  Gelegenheit  ergreifen,  wo  seine  Lage  verbessert  werden 
kann.«  

Sept.  28        645.    Immediat-Schreiben  des  Rittergutsbesitzers  Frhr.  v.  d.  Reck. 

Overdyck»)  1803  September  28. 

R.  89.  32.  A.    Eigenli&iidig. 

Bittet  um  Verwendung  beim  Päpstlichen  Stuhle  icegen  Dispensation  der  enHassenen 
Möneffe  und  Äuffiebung  der  72  katholisehen  Feiertage  xum  Besten  der  »FabrieanteH 

tmd  Tagelöhner  <A) 

»Den  liebevollen  Vaterblick  E.  K.  M.  wage  ich  .  .  .,  auf  die  jetzt  ans 
den  Klöstern  entlassenen  Mönche  zu  lenken  und  ...  zu  bitten: 

bei  dem  päpstlichen  Stuhle  auf  die  Dispensation  von  deren  Gelübden 

antragen  zu  lassen. 

Ihre  Zahl  ist  gewiss  nicht  geringe  und  wären  ihrer  auch  nur  10,  welche 

E.  K.  M.  dadurch  beglücken,  so  wUrde  dieses  doch  schon  ein  Rdtz  fttr  den 

gütigsten  Landesvater  seyn,  und  Gewinn  für  den  Staat,  wenn  sie   beym 

Genuss  ihrer  Pension  heiratheten  und  ein  Gewerbe  trieben. 

Zugleich  wage  ich  es,  da  Niemand,  welcher  E.  K.  M.  erhabenen  Per- 
son nahe  ist,  wohl  so  wie  ich  die  traurigen  Folgen  der  noch  so  videa 
Feiertage  der  Katholiken  kennt,  auch  den  .  .  .  Vorschlag  be3rm  päpstiicheB 
Stuhle : 

auf  die  Abschaffung   sämtlicher   katholischen  Feiertage,  mit  Aus- 
schluss des  Festes  Mariae,   Johannis  und  Frohnleichnams,   antragen 
zu  lassen. 
Noch  haben  die  Katholiken  auch  hier  in   den  alten  Staaten  mit  Ein- 
schluss  der  protestantischen  Feiertage  72  —  Erwägen  E.  K.  M.  nun  alier- 
gnädigst,  dass  der  arme  Fabricant  und  Tagelöhner,  in  diesen  theuren  Zeiten, 


1)  Cfr.  No.  384  und  699. 

2)  Die  der  Pater  am  6.  September  1803  wiederum  beweglich  vorgesteUt  hatte. 
3^  Rittergut  bei  Bochum,  Kr.  Arnsberg.  4)  Cfr.  No.  697. 


Stettin.    Feiertage.    Klosteraathebnng.    Nenostpreassen.  5 1 

aller  Anatrengniig  seiner  Kräfte  zur  Brhaltnng  seines  Lebens  bedarf  und  q^^«« 
def«n  Anzahl  gewiss  weit  Aber  eine  Million  beträgt,  so  können  wohl  keine 
Betrachtangen  irgend  einer  Art  von  einem  solchen  Antrag  abrathen,  noch 
weniger  der  Gedanke:  es  werde  Unruhen  erzeugen,  da  der  Katholike  be- 
kanntlich gewohnt,  den  Dekreten  des  päpstlichen  Stuhles  blindlings  Folge 
zu.  leisten.« 

Kand-Verfflgung,  geschrieben  von  Beyme:  Okt.  8 

»8.  Oktober  1803. 

S.  M.  werden  abwarten,  ob  die  pensionirten  Mönche  wegen  Erhaltung 
der  Dispensation  sich  äussern  werden.  Was  aber  die  Abschaffung  der  vielen 
katholischen  Feiertage  betrift,  so  muss  dies  noch  erst  reiflich  erwogen  und 
daher  noch  ausgesezt  werden.« 


646.  Cabinets-Ordre  an  die  Staate-Minister  Frhr.  v.  d.  Reck,  v.  Massew  Okt  4. 

und  V.  Angern.    Paretz  1803  Oktober  4. 

B.  S9.   Minftton  de«  C»binete.  115. 

Äuek  in  den  aUen  deutseken  Provmxen  soll  xur  Äufliebtmg  der  Klöster  geschriUen 

werden,^) 

>Der  Kriegs-  und  Domainenrath  Wilckens  zu  Magdeburg  hat  Mir  .  .  . 
das  .  .  .  Pensions-Gesuch  des  Abts  Schoff  3)  im  Kloster  Ammensieben  über- 
reicht. 

Da  Ich  nun  nicht  blos  bey  dem  Mir  durch  den  Inhalt  gegebenen  An- 
lass  von  der  durch  den  neuesten  Reichs-Schluss  über  die  Klöster  in  den 
teutschen  Landen  erhaltenen  Disposition  Gebrauch  machen^  sondern  über- 
haupt nach  den  in  den  Entschädigungs-Landen  befolgten  Grundsätzen  auch 
in  den  alten  teutschen  Landen  zu  Aufhebung  der  Klöster  schreiten  lassen 
will,  so  trage  Ich  Euch  hiermit  auf,  Euch  über  die  des  Endes  zu  nehmen- 
den Maassregeln  zu  vereinigen  und  darüber  ...  zu  berichten.«  .  .  . 


647.  Immediat-Bericht  des  Staate-Mlnieters  Frhr.  V.  Schroetter.  Berlin  okt.  4 

1803  Oktober  4. 

R.  89.  32.  C.    Ansfertigang. 

Antrag j  den  beiden  katkolisehen  Oeistliehen  der  Kirche  xu  Iglowka  ihr  QehaU  aus 

der  MariampoV sehen  Kreiskasse  a/numsen  xu  dürfen. 

»Im  Jahre  1783  wurde  in  dem  zum  Neu-Ostpreussischen  Domainen- 
Amte  IgUszken  gehörigen  Dorfe  Iglowka  eine  neue  Katholische  Kirche  mit 
Genehmigung  des  Diöcesan-Bischofs  errichtet  und  den  bey  dieser  Kirche 
angestellten  beyden  Geistlichen  in  der  Erections-Urkunde  ein  baares  Gehalt 

1)  Cfr.  No.  668  und  664. 

2}  BonifaciusJSchoffs,  der  seine  Amtsniederlegung  am  23.  September  1803 
mit  der  Aergemiss  erregenden  Sittenlosigkeit  seiner  Conventualen  begründet 
hatte.   B.  70.  Haupt-Kommission.  II.  XIV.  17.  A)Mrt$Mft. 

4* 
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0^4   und  mehrere  Naturalien  aus   dem  Ertrage  des   damaligen  Starosteilicheii, 
jetzigen  Domainen- Vorwerks  Kwieozysken    zugesichert     Der  Werth  von 
beyden  beläuft  sich  auf  156  Rthlr.  56  Qr.i),   und  die  Geistlichen  haben 
solches  zu  polnischen  Zeiten  immer  erhalten.     Eine  Incorporation  dieser 
Kirche  mit  andern  nahe  gelegenen  Kirchen  l&sst  sich  ohne  grosse  Belisti- 
gung  der  Eingepfarrten  nicht  wohl  bewttrken,  indem  zu  derselben  27  Ort- 
schaften gehören,   die  von  den  nächsten  Kirchen  2  bis  4  Meilen  weit  ent- 
legen sind.    Es  dürfte  bey  diesen  Umständen  nothwendig  seyn,  den  beyden 
Geistlichen   noch  ferner  jene  Emolumente    aus    den  Revenflen    des    Amts 
Igliszken  zu  bewilligen.     Da  diese  nun  zur  Kreis-Gasse  fliessen  und  dort 
in  Einnahme  ausgebracht  sind,  so  trage  ich  bey  E.  K.  M.  ...   darauf  an: 
es  .  .  .  zu  gestatten,  dass  der  Betrag  des  Gehalts  und  der  Naturalien 
für  die  bey  der  Kirche  zu  Iglowka  angestellten  beyden  Geistlichen 
auf  den  Marienpolschen  Kreis-Kassen-Etat  pro  1804/5  mit  156  Thaler 
56  Gr.  in  Ausgabe  gestellt  werden  darf.« 

Okt.  10  Rand-Verftlgung,  von  der  Hand  Beyme's: 

»10.  Oktober  1803. 
Approbirt.«  

Okt.  9         648.  Der  Bischof  von  Posen,  Graf  Raczynski,  an  den  Staats-Minister 

V.  Voss.     Ciazen  1803  Oktober  9. 

OeiL-Direktorian  Sfidprenssen.  LXXn.  1110.    Ansfertigning. 

Vorschläge^  die  Einrichhmg  der  Jos^hmer' Kloster-Kirche  xu  Posen  für  den  MHiiär- 
utid  reformirten  Oottesdierist  ohne  Ansioss  für  die  Katholiken  durchzuführen.'^, 

»E.  E.  geruheten  mittelst  des  .  .  Anschreibens  vom  24.  Junius  d.  J.  mir 
zu  eröfhen,  wie  des  Königs  Maj.  auf  E.  E.  desfallsigen  Antrag  den  frfih- 
zeitigeren  Wünschen  des  Herrn  Generals  v.  Zastrow  und  E.  E.  schon  gefassten 
Absicht  gemäss  zu  genehmigen  geruhet  haben,  dass  die  Josephiner-ELarmeliter- 
Kloster-Kirche  zu  einem  Simultan- Gotteshause  für  die  Garnison  und  die 
reformirte  Gemeinde  zu  Posen  gewiedmet  werde,  wenn  es  nicht  mit  Ifisa- 
vergnügen  von  den  Posener  Bürgern  angesehen  würde,  und  verlangen  E.  E., 
dass  ich  Hochdenenselben  die  Maasregeln  vorschlage,  welche  zu  ergreifen 
seyn  werden,  um  die  Absicht  auf  eine  solche  Weise  zu  erreichen,  dass 
alle  unangenehme  Sensazion  unter  den  Katholischen  Glaubensgenossen  ver- 
mieden werden  könnte. 

Ich  muss  zuvörderst  E.  E.  für  die  schmeichelhafte  Aeusserungen  in 
Rücksicht  meiner  Denkungsaii;  meinen  unterth&nigsten  Danck  abstatten  und 
Hochdieselben  gehorsamst  bitten,  stets  überzeugt  zu  sein,  dass  ich,  innigst 
durchdrungen  von  dem  wahren  Geiste  der  göttlichen  Religion,  deren  ich 
einer  der  ersten  Diener  bin,  immer  von  meinem  Amtswegen  mich  bestreben 
werde,  alle  diejenige  das  Wohl  des   Landes  befördernde  Staats-Absiditen 


1  Cfr.  Band  VIII,  S.  666,  Anm.  1.  2  Cfr.  No.  640  und  677. 
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ans  allen  Kräften  and  mit  dem  ganzen  Ansehen  meines  Amtes  zn  unter-  /v^Pq 
stfizen,  die  mit  den  angelobten  Pflichten  eines  Katholischen  Oberhirten  har- 
moniren  werden.  Diesem  Grundsätze  getreu  muss  ich  £.  £.  in  Unterthänig- 
keit  erdfiien,  dass,  wenn  die  Staats-Absicht  dahin  gehet,  die  eingezogene 
und  verschlossene  Josephiner-Karmeliter-Kirche  dem  Simultan-Gottesdienste 
der  katholischen  und  protestantischen  Glaubensgenossen  zu  wiedmen,  ich 
von  meinem  Amtswegen  dazu  nicht  die  Hände  biethen  kann,  vielmehr  muss 
ich  £.  £.  gehorsamst  bitten,  die  deBfalisige  Absicht  huldreichst  abzuwenden. 
Nieht  etwa  ein  Yomrtheil  oder  eine  gehässige  Intoleranz,  sondern  die  Grund- 
sätze der  katholischen  Religion  und  die  gäntzliche  disharmonie  derselben  in 
den  wesentlichen  Glaubensartikeln  von  andern  Gonfessionen  geben  es  nicht 
zn,  dass  in  einem  und  demselben  Gotteshause  der  katholische  und  andere 
Gottesdienst  verrichtet  seje.  Von  der  Richtigkeit  dieser  meiner  Angabe 
haben  sich  bereits  des  Königs  M%j.  überzeugt,  als  vor  einigen  Jahren  die 
WestpreuBsische  Regierung  das  Simultaneum  in  der  von  derselben  ressor- 
tirenden  Provinz  einfahren  wollte,  welches  jedoch  auf  Antrag  der  West- 
prenssischen  Bischöfe  durch  eine  Cabinets-Ordre  abgeändert  worden. 

Wenn  aber  £.  E.  Absicht  dahin  gerichtet  ist,  diese  in  Rede  stehende 
Josephiner-Karmeliter -Kloster-Kirche  dem  Simultan-Gottesdienste  fUr  die 
Evangelische  und  reformirte  Confession  zu  wiedmen,  so  bin  ich  der  Mey- 
nnng,  dass  diese  Einrichtung,  wenngleich  nicht  ohne  Sensazion  geschehen 
kann,  jedoch  keinen  gegründeten  Anlass  zum  lauten  Missvergnflgen  geben 
kann,  besonders  wenn  in  Erwögung  gezogen  wird,  dass  einerseits  der  Staat 
von  der  einmal  bewerckstelligten  Maasregel  nicht  füglich  zurückgehen  kann, 
andererseits  aber  die  hülfreiche  und  landesväterliche  Fürsorge  Sr.  M.  für  die 
Bürger  zu  Posen  bey  Gelegenheit  des  unglücklichen  Brandschadens  ^}  dieselbe 
hinlänglich  von  den  wohlmejnenden  Absichten  des  Staats  überzeugt  hat, 
um  nicht  dieselbe  auf  bessere  Gesinnungen  zurückzuführen. 

Ehe  aber  diese  Einrichtung  getroffen  wird,  so  scheint  es  meiner  un- 
masgeblichen  Meynung  nach  sehr  zweckmässig  zu  seyn,  wenn  erstens  alles 
Sielber  und  andere  E^irchengeräthschaften,  nicht  minder  die  Bilder  der 
Heiligen  und  andere  bewegliche  Sachen  aus  der  Josephiner-Kirche  entweder 
an  die  Karmeliter-Kloster-Kirche  auf  der  Wiese,  wohin  die  Josephiner  ver- 
legt worden  sind,  oder  an  die  Stadt-Pfarrkirche  abgegeben  würden,  und 
zweitens,  wenn  der  Simultan-Gottesdienst  der  evangelischen  und  reformirten 
Religion  ohne  allem  Gepränge  und  mit  aller  Einfachheit  eröfhet  würde.  Die 
erste  der  von  mir  in  Vorschlag  gebrachten  Maasregeln  hat  zur  Absicht, 
das  Publicum  zu  überzeugen,  dass  dem  Staate  blos  an  dem  Locale  und 
Gebäude  gelegen  gewesen,  keinesweges  aber  beabsichtigt  worden,  die  dem 
katholischen  Gottesdienste  gewiedmete  Gegenstände  sich  zu  Nutze  zu  machen. 

Der  zweite  Vorschlag  hat  zum  Zweck  die  Benehmung  den  unruhigen 


1)  Cfr.  No.  608,  Anm.  3. 
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Ott  9  ^^b^^^^™  ^^B  Anlasses,  welchen  sie  benutzen  könnten^  nm  die  Erö&iimg 
der  quaest.  Kirche  zu  dem  protestantischen  Gottesdienste  als  einen  Trininph 
über  die  katholische  Religion  vorzustellen,  welche  Ghimere  zu  einem  lauten 
Missvergnttgen  und  schmertzlicher  Sensazion,  die  der  Staat  vermeiden  will, 
führen  könnte. 

Ich  überlasse  diese  meine  Eröfnung  E.  E.  weisesten  Entscheidung  und 
hoffe,  dass  Hochdieselben  in  derselben  diejenigen  Grunds&tze  einzusehen 
geruhen  werden,  die  ich  längst  bekenne  und  die  die  Grundlage  der  Er- 
füllung meiner  eben  so  Staats-Bürgerpfiichten  als  auch  der  mir  als  Bischöfe 
obliegenden  Verbindlichkeiten  sind.«  .  .  . 

Voss  erklärt  sich  d.  d.  Berlin  1803  November  5  für  diese  Vorschlige 
> ungemein  verbunden«,  stellt  fest,  dass  die  Kirche  keineswegs  für  ein 
Simultaneum,  sondern  für  die  protestantische  Garnison  und  die  reformirte 
Gemeinde  bestimmt  sei,  und  tiberträgt  dem  Bischöfe  selbst  das  >Gommis- 
sorium  zur  Translocation  der  in  der  vormaligen  Josephiner-Carmeliter-Kloster- 
Kirche  zu  Posen  befindlichen,  dem  katholischen  Gottesdienste  gewiedmeten 
Gegenstände  nach  der  Karmeliter-Kloster-Kirche  auf  der  Wiese  daselbst« 

Die  Translocation  und  Räumung  der  Kirche  war  am  21.  Januar  1804 
beendet;  1)  Bericht  der  Posener  Kammer  an  Voss  vom  28.  Januar  1804. 

a.  a.  0.  

Okt.  10  Cabinets-Ordre  an  Schroetter  s.  unter  dem  4.  Oktober  1803,  No.  647. 


Okt.  13         649.  Cabinets-Ordre  an  den  Grosskanzler  v.  Goldbeck  und  den  Staats- 
Minister  V.  Massow.    Potsdam  1803  Oktober  13. 

B.  47.  12.    Absclirift. 

Stellt  xur  Eftoägung^  die  gesetzliche  Bestimmung  Ober  gemischte  Ehen  dahin  xu 
ändern f  dass  alle  Kinder  in  der  Religion  des  Vetters  unterrichtet  icerdenA) 

»Der  Graf  d^Haussonville  zu  Ober-Glaesersdorff  hat  sich  durch  die  Ver- 
fügungen des  Ober-Consistorii  zu  Glogau,  worin  ihm  aufgegeben  worden, 
seine  beiden  mit  seiner  geschiedenen  Evangelisch-lutherischen  Ehefrau  er- 
zeugten Töchter  von  den  Unterrichtsstunden  ihres  Bruders  in  der  katholi- 
schen Religion  entfernt  zu  halten,  zu  einer  Immediat-Beschwerde  dieserhalb 
veranlasst  geglaubt.  Gedachtes  Ober-Consistorium  hatte  dem  Supplicanten 
nicht  nur  zu  Gemtlthe  geführt,  dass  ihm  seine  geschiedene  Ehefrau  blos  die 
Erziehung  ihrer  Töchter,  nicht  aber  zugleich  ihren  Unterricht  in  der  katho- 
lischen Confession  anheimgestellt  habe,  sondern  denselben  auch  auf  seine 
eigene  in  dessen  Vorstellung  enthaltene  Erkläi'ung,  womach  besagte  beiden 
Töchter  bis  ad  annos  discretionis,  also  bis  nach  erreichten  14.  Jahre,  in 
der  evangelischen  Religion  unternchtet  werden  sollen,  zurückgewiesen  und 
daher  zu  deren  Befolgung  auch  um  so  mehr  angehalten.    Da  ich  nun  diese 

1)  Cfr.  No.  679.  2)  Cfr.  No.  661. 


Posen.    QemiBchte  Ehen.    Mtinster.  55 

VerfHpnigeii  den  Lttideageset»»  vollkommen  angemessen  finde,  so  habe  ich  ^^^^ 
der  Beschwerde  de«  Snpplicanten  kein  Gehör  gegeben  und  ihm  vielmehr, 
naehdem  ich  ihn')  über  die  Schädlichkeit  eines  verschiedenen  Religions- 
Unterriehts  nach  mehreren  Confessionen  für  Kinder  in  einem  so  zarten  Alter 
za  bedeuten  gesucht,  die  Pflicht  eingeschärft,  den  obrigkeitlichen  Vorschriften 
hierin  Folge  zu  leisten.  Indem  Ich  Ench  hievon  Nachricht  ertheile,  muss 
Ich  Euch  zugleich  eröfinen,  wie  es  bei  dieser  Gelegenheit  meiner  Bemerkong 
nicht  hat  entgehen  können,  dass  das  Gesetz,  womach  bei  Ehen  unter  Per- 
sonen verschiedener  Religionsbekenntnisse  die  Söhne  in  der  Religion  des 
Vaters,  die  Töchter  aber  in  der  Religion  der  Mutter  unterrichtet  werden 
sollen,  nur  dazu  diene,  den  Religions-Unterschied  in  den  Familien  zu  ver- 
ewigen und  dadurch  Spaltungen  zu  erzeugen,  die  nicht  selten  die  Einigkeit 
unter  den  Familien-Gliedem  zum  grossen  Nachtheil  derselben  untergraben. 
Darum  gebe  Ich  Euch  hiermit  auf,  in  nähere  Erwägung  zu  nehmen,  ob  es 
nicht  raihsamer  wäre,  festzusetzen,  dass  eheliche  Kinder  immer  in  der 
Religion  des  Vaters  unterrichtet  werden  mttssten,  und  Mir  demnächst  Euren 
gutachtlichen  Bericht  abzustatten.«  .  .  . 


660.  »Allerunterth&nigstes  Pro  Memoria«   des  Staats-Ministers  Graf  Okt.  22 

Schulenburg.     Berlin  1803  Oktober  23. 

Bw  S9.  32.  K.    Antfertigong. 

Darlegung  der  Lage  der  Nonnen  und  der  Barmherzigen  Brüder  m  Münster^  veran- 
lasst durch  einen,  anscheinend  J.  M.  der  Königin  eingesandten  Aufsaix  im  >  West- 
fälischen Anxeiger*, 

.  .  .  »Was  die  Verfasserinn  des  Aufsatzes  in  dem  Freimüthigen  und 
in  dem  Westphälischen  Anzeiger  No.  77  d.  J.  mit  diesem  Aufsatze  zu  be- 
absichtigen scheint,  nemlich 

Milderung  des  Schicksahls  der  Nonnen  und  Einziehung  des  Clarissen- 

Rlosters  in  Münster, 
und 

Unterstützung  des  Klosters  der  barmherzigen  Brfider  daselbst, 
iBt,  soweit  es  die  Umstände  haben  verstatten  wollen,  bereits  geschehen,  wie 
folgende  Darstellung  beider  Gegenstände  näher  ergiebt: 

Die  in  den  Königlichen  Entschädigungs-Provinzen  befindlichen  Nonnen- 
Klöster  leben  nach  mehr  oder  weniger  strengen  Ordens-Regeln,  beschäftigen 
sich  zum  Theil  sehr  nützlich,  mit  Schule  halten,  Kinder-Erziehen,  Kranken- 
pflege und  weiblichen  Arbeiten,  zum  theil  aber  nicht  so  wohlthätig  mit 
blosgem  Ghorgehen,  Beten  und  Singen. 

Nach  dem  Reichs-Deputations-Beschluss  wegen  der  Säcularisation  der 
^tBohädigungs-Lande  können  die  geschlossenen  Klöster  der  Nonnen  nicht 
ohne  Zustimmung  des  Bischofs  aufgehoben  werden,  sondern  sie  können  nur 

1)  Vorlage:  »mich«. 
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kw?^  einsierben,  indem  keine  Novizen  ohne  Undesherrliche  Bewilligong  meb 
angenommen  werden  dtirfen.  Der  Omnd  davon  ist,  weil  die  Nonnen,  die 
einmal  die  nach  den  Grandsätzen  der  Catholischen  Kirche  nnaoflöalich  bin- 
dende (Jelflbde  der  Kenschheit,  Armnth  nnd  des  Gehorsams  geleiatet  hab^ 
ohne  Anstoss  zn  geben,  nicht  so  geradezu  in  die  Welt  geworfen  werden 
können.  Da  ans  eben  diesem  Grnnde  die  Be[i]stimmung  des  BisehofB  in 
die  Anfhebnng  nicht  leicht  allgemein,  desto  eher  aber  die  Erlanbniss  aaszo- 
treten  für  einzelne  Nonnen  zu  erwarten  ist,  so  ist  in  Ansehung  der  Nonnofi- 
Klöster  in  den  Königlichen  Entschädigungs-Provinzen  festgesetzt,  sie  einst- 
weilen bestehen  zn  lassen,  die  strengen,  gewöhnlich  von  Allmosen  kftmmeriich 
lebenden  Klöster  ganz  einsterben  zu  lassen,  die  Übrigen  aber,  die  sich  nut 
Kinder-Unterricht  und  Krankenpflege  abgeben,  beyzubehalten,  ihnen  noch 
eine  bessere  Einrichtung  zu  diesen  Zwecken  und  zur  Anziehung  von  Er- 
zieherinnen und  Krankenpflegerinnen  (woran  es  bey  beiden  so  sehr  feUt] 
zu  geben,  und  die  übertriebene  Härte  und  Strenge  zu  mildem.  Besonden 
soll  dieses  in  den  beiden  Stücken  geschehen,  dass  die  Nonnen  nicht  meiir 
auf  immer,  sondern  nur  auf  2  bis  3  Jahre  die  Gelübde  ablegen  sollen, 
so  dass  sie  nach  Ablauf  derselben  wieder  austreten  können,  und  dass  sie 
nicht  mehr  aus  lateinischen,  ihnen  nicht  verständlichen,  sondern  aus  teutBchen 
Andachtsbüchem  (Brevieren)  beten  und  singen  sollen.  Hit  allgemeiner  Ein- 
richtung dieser  und  anderer  Verbesserungen  nach  den  Ideen  verständiger 
nnd  aufgeklärter  Männer  ist  man  jetzt  beschäftiget  Diese  allmähHge  Ver- 
besserung der  bleibenden  Nonnen-ELlöster,  dieses  Hinführen  zu  edlen  Zwecken 
nnd  zum  Wohl  der  Menschheit  ist  so  schön,  dass  es  sich  mit  Recht  die 
Aufmerksamkeit  und  den  besondern  Schutz  Ihre  Miy.  der  Königinn  ver- 
sprechen darf. 

Das  Clarissen-Kloster  in  Münster,  wovon  hier  die  Rede  ist,  lebt  in  der 
strengsten  Clausur  nach  den  Regeln  des  heiligen  Franciscus.  Es  sind  darin 
26  Nonnen  und  7  Laien-Schwestern.  Sehr  arm  ist  es.  Seine  Revenflen 
lassen  sich  nur  auf  526  Rthlr.  jährlich  veranschlagen,  und  damit  soll  es 
38  Menschen  ernähren  und  seinen  Gottesdienst  unterhalten!  Das  ist  an- 
möglich, es  muss  also  den  Mangel  durch  Allmosen  ersezzen.  Bey  diesen 
Umständen  ist  es  nicht  besteuert,  aber  zum  Aussterben  fest  bestimmt,  so 
dass  gar  keine  Novizen  darin  angenommen  werden.  Die  aber  einmal  darin 
sind  und  ihre  Gelübde  abgelegt  haben,  müssen  schon  darin  bleiben.  Nur 
wenn  einzelne  austreten  wollten,  würde  dies  durch  den  Bischof  und  den 
Papst  leicht  zu  erhalten  seyn;  aber  gewiss  begehrt  es  keine.  Die  Denck- 
Art  derselben  und  der  Geist  des  katholischen  Publicums  ist  darunter  ge- 
nugsam bekannt,  und  es  wäre  um  so  weniger  rathsam,  dass  die  Regierang 
dieses  unaufgefordert  beförderte,  da  die  Austretenden  grösstentheils  nicbt 
wissen  würden,  was  sie  in  der  Welt  machen  sollten,  wie  es  das  Beispiel 
der  französischen  Nonnen  gezeigt  hat. 

Der  sonst  das  Gute  unstreitig  wollende  Verfasser   der  Vorstellung  iu 
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Ihro  Maj.  die  KöDiginn  vom  3.  d.  M.  hat  gewis  dieses   nicht  so  gekannt,  q^^22 
weim  er  allgemeine  Freiheit  der  Nonnen  wflnscht  und  anrftth.     Seine  gute 
Absieht  hat  ein  reilliehes  Nachdeneken  dartlber  verhindert. 

Völlig  wahr  ist  dagegen  das,  was  die  Verfasserinn  des  Anfsazzes  von 
dem  Kloster  der  barmherzigen  Brflder  in  Mtlnster  sagt.  Diese  Klöster, 
deren  in  den  Königlichen  Staaten  sonst  noch  3  in  Schlesien^)  und  3  in 
Preussen  sich  befinden,  sind  eine  Wohlthat  des  Menschen-Geschlechts.  Ihr 
einziger  Beruf  ist  die  sorgsamste  Krankenpflege,  die  nur  ein  frommer  En- 
thneiaamus  nnentgeldüch  und  freiwillig  m  solcher  Maasse  hervorbringt  und 
bewttriLen  kann. 

Das  Kloster  in  Mtlnster  besteht  aus  1  Prior,  6  Ordensbrüder  und 
5  weltlichen  GehtUfen,  es  hat  fElr  24  Kranke  Raum,  doch  sind  jetzt  nur 
12  Betten  besetzt.  In  den  letzten  6  Jahren  sind  aber  im  Durchschnitt 
jfthrlich  128  Kranke  ohne  Unterschied  der  Beligion  verpflegt  worden. 

An  festen  Einkttnften  hat  es 2201  Rthir. 

und  an  zuftUigen .   1942 - 

zusammen  4143  Rthir. 
jährliche  Bevenüen;  diese  hat  es  aber  in  den  letzten  Jahren  nicht  völlig 
erhalten,  weil  die  Zinsen  von  2  grossen  Capitalien,  die  sie  an  dem  gräfl. 
Plettenbergsehen  und  v.  Nageischen  Creditwesen  zu  fordern  haben,  zurttck- 
geblieben  sind.  Dies  und  ausserdem  die  sehr  theuren  Preise  der  Lebens- 
nuttel  in  den  letzten  Jahren  haben  das  Erlöster  seines  Auskommens  halber 
allerdings  in  Verlegenheit  und  Noth  gebracht.  Sein  edler,  unmittelbar  auf 
das  Wohl  der  leidenden  Menschheit  hinwflrkender  Zweck  hat  aber  bewttrkt, 
dass  man  gleich,  wie  man  diese  Verlegenheit  vernahm,  schon  im  M&rz  d.  J. 
alle  möf^che  Unterstfltzungen  ihm  hat  angedeihen  lassen.  Alle  demselben 
vorhin  ans  öffentlichen  Fonds  zugeflossene  Vortheile  sind  ihm  versichert 
und  sofort  mildenst  gereicht,  es  wird  Alles  angewandt,  um  die  ausgebliebe- 
nen Zinsen  demselben  zu  verschaffen  und  die  Capitalien  zu  retten,  und,  wenn 
sieb  nur  erst  die  armen  und  milden  Stiftungen  der  Provinz  sämtlich  über- 
sehen lassen,  wird  auf  die  Unterstfitzung  der  barmherzigen  Brflder  durch 
dieselben  gewiss  aller  Bedacht  genommen  werden.« 

Eüne  VerfOgnng  hierauf  liegt  nicht  vor. 


651.  Immediat-Bericht  des  Grostkanzlers  v.  Goldbeck  und  des  Staats-  Okt.  2B 

Ministors  v.  Massew.    Berlin  1803  Oktober  26. 

B.  47.  12.    Absehrift;  dna  Concept  eatfiand  in  Ooldbeok's  Departement. 

Die  Aenderung  der  gesebUichen  Bestimmung  über  den  BeUgionstmterrichi  der  Kinder 

aus  gemisefUen  Ehen  empfiehlt  sieh  nicht.^ 

.  .  .    »Bei   reiflicher    Erwägung    des  §   76.  Th.  2.   Tit.  2   des  Aiig. 
Land-Rechts,  wonach,  wenn  die  Eltern  verschiedenen  Glaubensbekenntnissen 

iy  Cfr.No.  676.  2,  Cfr.  No.  649  und  668, 
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Okt26  ^^^^^^^^  ^^^^7  ^^®  Söhne  bis  nach  zurückgelegtem  14^'^  Jahre  in  der  Re- 
ligion des  Vaters  und  die  Töchter  in  der  Religion  der  Mutter  unterrichtet 
werden  sollen,  ist  zwar  der  Nachtheil  nicht  zu  rerkennen^  dass  dadorcli 
der^Religionsunterschied  in  den  Familien  sich  gleichsam  zu  verewigen  scheint^ 
und  wäre  es  in  dieser  Rücksicht  sehr  wünschenswerth,  wenn  demselben 
durch  eine  Abänderung  des  Gesetzes  abgeholfen  werden  könnte;  nnsers  un- 
vorgreiflichen  Ermessens  stehen  aber  einer  solchen  Abändenmg  manche 
Bedenklichkeiten  im  Wege. 

Da  es  vor  Publication  des  Allg.  Land-Rechts  den  Eheleuten  von  ver- 
schiedener Religion  freistand,  durch  Verträge  zu  bestimmen,  in  welcher 
Religion  ihre  Kinder  erzogen  werden  sollten,  die  Erfahrung  aber  gelehrt 
hatte,  dass  die  protestantische  Kirche  einer  Schutzwehr  gegen  die  Sucht 
der  catholischen  Oeistlichkeit,  Proseliten  zu  machen,  bedürfe,  so  blieb  den 
Gesetzgeber  nur  das  Mittel  übrig,  §  77  festzusetzen,  dass  gegen  die  §  76 
bestimmte  Anordnung  keine  Verträge  sollten  können  errichtet  werden;  wo- 
gegen es  den  Eltern  fireigelassen  wurde,  sich  darüber  in  Güte  zu  ver- 
einigen. 

So  günstig  diese  Disposition  des  Gesetzgebers  der  Toleranz  und  der 
Gewissensfreiheit  war,  wo  es  von  der  Einigkeit  der  Eltern  abhängig  ge- 
macht worden,  in  welcher  Religion  ihre  Kinder  erzogen  werden  sollten,  bo 
haben  doch  die  Catholiken  in  mehreren  Provinzen  in  dem  Gesetz  §  77  eise 
Härte  gefunden,  wovon  zuletzt'  noch  im  vorigen  Jahre  der  catbolische 
Pastor  zu  Hagen  in  der  Grafschaft  Mark  ein  Beispiel  gegeben  hat,  der  sich 
über  die  Gerichte  beschwerte,  welche  dergleichen,  dem  §  76  zuwiderlaufende 
Verträge  nicht  gestatten  wollten. 

üeberhaupt  ist  es  bekannt,  dass  die  katholische  Geistlichkeit  die  ver- 
mischten Ehen  mit  einem  Geheimen  Widerwillen  ansieht  und,  wenn  sie 
solche  nicht  hindern  kann,  sie  es  wenigstens  versucht,  dergleichen  Ehen  zu 
ihrem  Zweck  des  Proselitenmachens  anzuwenden  Es  ist  also  schwerlieh 
zu  erwarten,  dass  die  Catholiken  die  wohlthätige  Absicht  einsehen  werden, 
wenn  der  §  76  abgeändert  werden  sollte,  ohnerachtet  dadurch  den  Pro- 
testanten nicht  der  geringste  Vorzug  eingeräumt  wird,  und  ohnerachtet  ihnen 
immer  eine  gütliche  Vereinigung  nach  dem  §  78  offen  bleibt. 

Wir  besorgen  vielmehr,  dass  es  bei  den  Ehen  zwischen  protestantischen 
Männern  und  katholischen  Frauen  einen  nachtheiligen  Einfluss  haben  und 
dergleichen  Ehen  immer  werden  seltener  werden.  Lässt  es  sich  gleich  er- 
warten, dass  protestantische  Ehemänner  dai'in  nachgeben  und  sich  mit  ihren 
Frauen  in  Güte  vereinigen  werden,  so  ist  doch  bei  dem  vorhandenen  Miss- 
trauen der  katholischen  Priester  gewiss  zu  erwarten,  dass  sie  auf  eine  solche 
gütliche  Vereinigung  nicht  bauen  und  eher  darauf  sinnen  werden,  der^eicben 
Ehen  zu  hindern,  welches  bei  der  Menge  der  Catholiken  in  E.  K.  M.  Staaten 
schädlich  sein  könnte. 

Endlich  könnea  wii'  nicht  unbemerkt  lassen,  dass  es  auch  vielSlipro- 
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testantiachen  Ehefrauen  anstössig  sein  dürfte,  wenn   sie  gestatten  müssen,  Qi^lß 
daas  ihre  Töchter  bis  znm  14^*°  Jahre  in  der  Catholischen  Religion  Unter- 
richt erhalten  müssen,  besonders,  da  sie  von  ihren  catholischen  Ehemännern 
wenig  Hoffiuing  zu  einer  gütlichen  Vereinigung  in  diesem  Punct  sich  ver- 
sprechen könnten. 

Nach  nnserm  .  .  .  Ermessen  können  wir  daher  eine  Abänderung  des 
§   76  pflichtinässig  nicht  anrathen.« 

Die   hierauf  ergehende  Gabinets-Ordre  an   Goldbeck  und  Massow,  Okt.  31 
Potsdam  1803  Oktober  31,  besagt  jedoch : 

.  .  .  >Da  Mir  die  gemachten  Einwendungen  nicht  erheblich  genug  er- 
scheinen und,  den  einzigen  von  Mir  in  jener  Festsetzung  benannten  Fall 
auBi^enonunen,  es  sonst  bei  den  bisherigen  Vorschriften  verbleiben  soll,  so  finde 
Ich  darin  noch  eine  wirksame  Maasregel  mehr  gegen  das  Proselyten-System 
der  Catholischen,  und  befehle  Euch  daher  nunmehr,  das  Gesetz  darnach  ent- 
werfen zu  lassen.«  .  .  . 

«.  a.  0.    Abschrift.  

652.    Staafs-Minister  Graf  HaugwHz  an  die  Staate-Minister  Frhr.  Okt.  26 
V.  d.  Reck,  v.  Massow  und  v.  Angern.    Berlin  1803  Oktober  26. 

S.  52.  27.  C.    Gonc«pi,  geschrieben  von  KÜeter,  ges.  Haugwitse. 

Uneinff^sehränkies  Recht  des  Königs  xu  Säkularisationen  in  den  aUen  und  neuen 

ProvinxenA) 

Beantwortet  eine  Anfrage  der  drei  Minister  wegen  der  an  sie  erlas- 
senen Cabinets-Ordre  vom  4.  Oktober  1803^): 

Nach  §  35  des  Reichsdeputations-Hauptschlusses^)  »haben  also  E.  K. 
M.  das  vollkommene  Recht  und  völlig  freie  Hände,  alle  und  jede 
Stifter  und  Klöster,  von  welcher  Cathegorie  solche  auch  seyn  mögen, 
in  Ihren  alten,  zum  deutschen  Reich  gehörigen  Provinzen,  so  wie  in  den 
Indemnitätslanden  zu  jedem  beliebigen  Endzweck  entweder  gänzlich  auf- 
znheben  und  einzuziehen,  oder  auch  blos  partiell  über  sie  auf  jede  gefällige 
Weise  zu  disponiren.  Wenn  des  Königs  Maj.  von  diesem  Recht  jezt  und 
in  der  Folge  Gebrauch  zu  machen  gut  finden,  so  tritt  blos  jener  in  dem 
ReiehsBchluss  mit  aufgestellte  doppelte  Vorbehalt  ein.  .Derjenige,  welcher 
die  Ausstattung  der  beyzubehaltenden  Domkirchen  betrift,  kann  indess  keine 
besondere  Anwendung  bey  uns  finden,  weU  in  dem  Reichsschluss  oder  sonst 
von  Reichswegen  über  die  künftige  deutsche  Dioecesan- Verfassung  und  Ein- 
riehtung  der  Domkirchen  anstatt  der  secularisirten  Hochstifter  würklich  noch 
gar  nichts  näheres  festgesetzet  ist,  und  in  jedem  Fall  der  hiesige  Hof  sich 
darunter  jederzeit  freie  Hände  zu  behalten  und  die  unbeschränkte  Souve- 
rwiet&t  und  Landesherrlichkeit,  womit  er  die  neuen  Provinzen  erworben 
hat,  geltend  zu  machen  bedacht  seyn  wird. 


Ij  0fr.  No.  668;  664;  668.  2)  No,  646.  3;  Nq.  651. 
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Ok?^  Der  andere  Vorbehalt  wegen  Pensionimng  der  aufgehobenen  GeisÜi^ 

keit  hingegen  trift  mit  der  grossmflthigen  Fflrsorge,  die  des  Königs  Mtj.. 
ftlr  diese  Geistliehkeit  naoh  der  Billigkeit  ohne  Zweifel  eintreten  zn  Uasenl 
geruhen  wollen ,  völlig  zusammen  und  wird  daher  berflcksichtigt  werdei] 
können  und  müssen.  .  4  . 

.  .  .  Diese   im   Reiehssehluss  [im   §  64  und  den  §§  52 — 59.] 
stellte  Grundsätze  wegen  der  Pensionirung  geben  indess  nur  die  Regd  uJ 
nach  welcher  man  diesseits  in  den  vorkommenden  einzelnen  Fällen  die  doij 
Umständen  gemäss  und  dienlich  scheinende  Modificationen  zu  treffen  allere 
dings  freie  Hände  behält.« 

Okt  31           Cabinets-Ordre  an  Goldbeck  und  Massow  s.  unter  dem  26.  Oktobefl 
1803,  No.  661.  

Nov.  2         653.  Note  des  KurfOrsten-Erz-Kanzlers  Karl  v.  Dalberg  an  den  Rei€lit*| 
tags-Getandten  Graf  Goerb.^)    Regensburg  1803  November  2. 

R.  34.  67.    Absckrin  bei  Ooerts*8  Beriokt«  Tom  7.  November  1803;  Abechrin  ucb  ib  S.  H»^ 
%h.  J.  Beilage  zn  dem  Immediai-Berichte  Hardenberges  und  Aagem's  Tom  21.  Mai  1804,  No.  715. 

Erklärt  aeifi  Einverständniss  mii  der  künftigen  Entscheidung  des  Könige  über  die] 
Beiträge  der  rechtsrheinischen  Domkapitel  xu  der  Sustentations- Kasse  für  die  Iwkt- 

rheinischen  Geistlichen,^ 

»Des  Hen-n  Staats -Ministers  [Goertz's]  .  .  .  Schreiben  vom  1.  d.  M.| 
hat  Mich  sehr  erfreut  und  gerühret.  I.  K.  M.  in  Allerhöchstdero  erhabenen 
Gesinnungen  sind  einzig  und  am  besten  im  Stand,  allergerechtest  den  Reicha*] 
SchluBS  zu  vollstrecken,  die  bedrängte  Geistlichkeit  und  Dienerschaft  (wel- 
chen der  Sustentationsfundus  zugedacht  worden]  mit  Königlicher  Grossmath 
zu  schflzen,  und  zugleich  landesväterlich  zu  ei*wägen  und  zu  bestinuneB, 
was  Ihre  Dom-Kapitel  von  Münster,  Hildesheim  und  Paderborn,  ohne  deren 
gegründete  Beschwerde,  auf  die  Denenselben  eigene  edelmüthige  Weise  za 
dem  Reichsschlussmässigen  Sustentations-Fundus  beizutragen  haben.  In  os- 
begränztem  ehrerbietigsten  Vertrauen  überlasse  Ich  daher  Allerh(>chst  Ihro 
K.  M.  diese  Bestimmung  sowohl  für  jezt  als  für  die  Zukunft,  so  gut  Ich 
es  zu  thun  vermag.  Dieses  ist  dasjenige,  was  Ich  dem  Herrn  Staats- 
minister mündlich  zu  eröfnen  die  Ehre  hatte  und  nunmehr  schriftlich  wieder- 
hole, mit  der  angelegentlichsten  Bitte,  Allerhöchst  Ihre  K.  M.  in  Meinem 
Namen  mit  innigster  Verehrung  zu  danken  für  die  gnädigste  Gesinnungen, 
von  welchen  Sie  Mir  in  so  vielen  Gelegenheiten  die  huldvoUeste  Beweiw 
zu  geben  geruhen,  und  die  Ich,  so  lang  Ich  lebe,  mit  lebhaftester  Dank- 
barkeit erkennen  werde.«  .  .  . 


1)  G.  war  im  Oktober  1803  zugleich  zum  BevollmSohtigten  iHili||[|L  b«» 
Knr-£rzkanzler  ernannt  worden. 
2;  Cfr.  No.  643  und  716. 


Elosteramhebiing.    Linkes  Rheinnfer.    Rom.    Fulda.  g| 

654.    Bericht  des  Reeidenten  Frhr.  v.  Humbeldt.    Rom  1803  No-  ^^^^ 

Nov.  12 
vember  12. 

B.  XI.  Bon.    £ige&]i&&dige  eUAirte  Ansftrtigniig;  naeh  der  Deehiftrinuig. 

Der   Tüd  des  Fürsten  von  Oranten-FuldaA)    Die  gleiche  HaUung  des  Papstes  bei 
Salzburg  und  Begensburg^  die  Bistkümer  in  den  Enischädigungs-Landen  noch  nicht 

endgiUig  xu  vergeben. 

.  .  .  »D'apr^B  le  rapport  fait  dans  le  tems  ä  S.  A.  S.  [den  Fürsten  von 
Oranien-Folda],  eile  ent  la  bont6  d'appronyer  enti^remeDt  la  condoite  que 
i^avois  tenne,  et  Elle  tomba  d'accord  qnUl  ne  seroit  point  convenable  de 
&ire  des  dämarches  of&cielles  snr  cet  objet,  mais  qu'il  falloit  dissimoler  le 
refufl  qn^avoit  fait  indirectement  le  Pape,  d'accorder  ä  S.  A.  8.  le  titre 
complet  qni  loi  est  du.  Le  Prince  m^autorifla  senlement  ä  prendre  occasion 
de  montrer  d'nne  mani^re  pnrement  confidentielle  au  Gardmal  Becretaire 
d'£tat  le  vrai  point  de  vue,  d'oü  11  regardoit  cette  affaire^  ce  dont  je  ne 
manqnoifl  pas  de  m'acqnitter  snr  le  cbamp.  Dans  l'entretien  que  j'ens  ä 
ee  anjet  avec  le  Cardinal,  il  me  rdp^ta  tont  ce  qn'il  m'avoit  d^jk  dit  an- 
paravant  snr  l'impossibilit^  d'avoir  pu  faire  autrement,  en  me  priant  de 
tteher  d'en  convaincre  le  Prince  lni-m€me,  et  me  fit  part,  qnoiqne,  comme 
ü  diaait,  dans  la  eonfidence  la  plus  stricte  et  la  plns  ^troite,  de  ce  que  le 
Pape  venoit  de  tenir  exactement  la  m^me  condnite  envers  S.  A.  £.  l'Elec- 
temr  de  Saltzbourg,  en  ne  lui  accordant  pas  ce  titre,  mais  simplement  celni 
d'Archiduc  d' Antriebe.  II  ajonta  qne,  bien  loin  de  vonloir  s'arroger  quelqne 
choae,  la  Ck>nr  de  Rome  nsoit  en  cela  de  bien  foibles  moyens  de  defense, 
et  que  je  ne  disconviendrois  pas  moi-m§me  que  ce  fnt  eile  platdt  qni  m^ 
ritftt  eompassion,  en  se  servant  d'nn  mot  Italien  qni  rdpond  exactement  ä 
ee  terme.  Comme  je  ne  sanrois  m'imaginer  qne  le  Card.  Beeret.  d^Etat 
m'azmonceroit  de  son  propre  chef  et  d'une  maniöre  positive  une  chose  qni 
ne  fut  pas  ainsi,  je  crois  ponvoir  inf^rer  avec  nuson  de  cette  circonstance 
qae  la  Cour  de  Rome  dans  ce  moment  präsent  est  plus  ^troitement  li^ 
qu'anparavant  avec  la  Cour  de  Yienne,  et  que  cette  demiöre  consent  facile- 
ment  eile  mSme  aux  difficult^s  que  fait  le  St.  Si^ge  d'acc^der  au  Condusum 
de  l'!Bmpire.  Ayant,  ä  ce  quHl  m'a  paru  au  moins,  fait  semblant  pendant 
tonte  l'affaire  des  indemnisations  d'agir  avec  une  retenue  extreme  et  d^y 
prendre  part,  ponr  ainsi  dire,  malgr^  eile,  eile  ^pousera  ä  präsent  plus 
volontters  encore  les  int^r^ts  du  Pape  que  ce  n'est  jamais  de  lui  qu'elle 
a  qaelqne  cbose  ä  craindre,  mais  qu'elle  nourit  plutdt  une  Jalousie  Evidente 
envers  les  Princes  Protestans,  moins  sujets  ä  §tre  infiuenc^s  par  eile  dans 
les  affaires  de  TEmpire.  C'est  sous  ce  point  de  vue  que  le  fait  ci-dessus 
mentionn^  m'a  sembl6  m^riter  l'attention  de  V.  M.  Yotre  Majest^  aura 
dai^n^  voir  que  le  Pape  n'a  accord^  ä  8.  A.  E.  l'Electeur  Arcbi-Chancelier 
qne    Tadministration  provisoire  de  l'Ev^ch^  de  Ratisbonne,   et   qu'il   reste 


1?  Cfr.  No.  637. 


1 


62  Urkunden  No.  664—666. 


N  12  ^^'  cons^uent  Mhle  k  son  gystöme  de  ne  point  encore  disposer  d^finitlTe- 
ment  des  Evdch^g  qni  se  tronvent  dans  les  pals  assign^  en  titre  d^ii- 
demnisation.«   .  .  . 

Nov.  12        655.  Bericht  der  Regierung  zu  Münster  an  das  GeitUiche  Depariemeiit 

Mtinster  1803  November  12. 

R.  34.  GO.    Auifertignng,  gez.  y.  Bohr;  ▼.  Orolman;  v.  Hymnen;  T.DiMt;  Wnrni;  Spiiekaaia; 
Meyer. 

Wegen  der  Verbindung  der  Kloster  in  Kleve  und  Mark  mit  den  auswärtigen 

Bischof enA) 

«^E.  K.  M.  haben  in  dem  anf  die  Tabellarische  Nachweianng  der  Klöster^ 
in  Oleve  und  Marck  erlassenen  rescript  vom  24^'^  m.  pr.  verftgt,  daas  die 
Verbindung  der  Erlöster  mit  Auswftrtigen  Bischöfen  oder  Obern  antehebei 
und  Vorschlilge  su  thun,  wie  an  deren  Stelle  andern  Einlandisehen  die 
Ober- Auf  sieht  zu  übertragen. 

Es  sind  sonst  .  .  .  von  der  papstlichen  Nundator  zu  Brüssel,  welche 
zugleich  die  Ütrechter  Diözes  versähe,  die  Cleveschen  Districte  von  Emme- 
rich, Lobith,  Sevenaer  und  Huissen  zu  dieser  Diöces  gerechnet  und  vom 
Erzbischofen  zu  Colin  die  Diöcesan-  und  Metropolitan-Rechte  in  andern 
Districten  von  Gleve  und  der  Grafschaft  Marck,  wiewol  flberaU  unbefugter 
Weise,  behauptet,  und  obzwar  E.  K.  M.  keinem  auswärtigem  Bischöfe  in  den 
Provinzien  Cleve  und  Marck  die  geringste  Dioezesan-Gewalt  verstattet  haben, 
so  ist  doch  den  Katholiken,  sich  in  blos  gottesdienstlichen  und  Oewiasena- 
Sachen,  auch  in  Ansehung  der  Ordensjnrium  an  den  Erzbischof  und  den 
Päpstlichen  Nuncium  zu  wenden,  nicht  verhindert  worden. 

In  Rflcksicht  auf  die  conmvendo  geschehene  Duldung  dieser  Verhält- 
nisse kann  man  daher  auch  nur  dasjenige  annehmen  und  beziehen,  was 
von  einigen  Klöstern  über  die  Verbindung  mit  dem  Cöllnischen  Bischof  und 
dem  Nuncio  bemerkt  worden.  ^^) 

Da  E.  K.  M  ohne  Zweifel,  wie  wir  aus  dem  §  25  des  Hauptschlnsses 
der  Reichs-Deputation  entnehmen,  nächstens  eigne  Einrichtungen  in  An- 
sehung der  Episcopal- Verrichtungen  für  Dero  hiesige  Staaten  und  darfiber 
ein  concordat  mit  dem  P&psÜichen  Stuhle  treffen  werden,  und  es  am  besäten 
seyn  dürfte,  einen  eigenen  Bischof  dafür  bestellen  zu  lassen,  so  wird  wohl 
am  füglichsten  darauf  alles  hinausgestellt  bleiben,  allenfalls  provisorisch, 
was  wir  dem  höchsten  Ermessen  anheimstellen,  die  Ober-Aufsicht  Ober  die 


1)  Cfr.  No.  147. 

2)  Eingereicht  am  29.  Juli  1803,  44  Folioseiten  umfassend;  die  Anfsilhlang 
8.  Bd.  II,  S.  11  und  13;  die  22  Klöster  westseits  Rheins  fehlen  jetzt  natOrlieh, 
ebenso  wie  das  Jesuiten-Kloster  zu  Emmerich.  Massow's  Rescript  vom  24.  Ok- 
tober verfügte  ausserdem:  »Dass  nur  Einländer  in  den  Klöstern  aufzunehmen, 
auch  die  Aufnahme  selbst  gehörig  von  Staatswegen  zu  controliiren  sey.« 

3)  In  der  »Tabellarischen  Nach  Weisung«,  ohne  Belang. 
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KKVster  in   Cleve   und  Marck  in  Spiritaalibns  und  soweit  es   die  Ordens-  «j^r22 
sftataton  snlaasen,  dem  General-Vicariat  allhier  in  Münster  übertragen  werden 
können.«  .  .  . 

Eine  Antwort  hierauf  erfolgte  nicht,  weil,  wie  Reck  am  19.  December  Dec.  19 
1803  an  Massow  schreibt,  dnrch  die  Anfhebnng  der  Mannsklöster  »der 
Nexus  der  Erlöster  mit  fremden  geistlichen  Oberen  von  selbst  aufhören« 
werde.  Dann  erst  könne  >die  Regierung  darüber  belehrt  werden,  dass  kein 
Concordat  im  Werke  sei«,  und  dass  in  Eleve-Mark  »die  geistliche  Juris- 
diction Sr.  M.  auch  über  Catholiken,  Salra  eorum  conscientia,  und  die  Ent- 
fernung aller  Dioecesan-Authoritftt  irgend  eines  Bischofs  Statt  haben  müsse.« 

a.  a.  0.    Ausfertigung  nnd  Concept,  Anweisung  von  Baum  er. 


656.  Immediat-Bericht  des  Staats-Ministers  Graf  Schulenburg.   Berlin  Nov.  14 

1803  November  14. 

R.  ^9.  5$.  C.    Aosfertigung. 

Die  Veriheilutig  der  Qeschäftc  xioiseken  den  höheren  Behörden  in  den  Enischädigwigs' 
Prorin'xefi;   die  Geistlichen  Seuchen  sind  unter  das  Qenercd-Direktorium  xu  stdlen^ 

in  Qemeinschaft  mit  dem  Oeistliehen  Departement  A) 

...  »Es  ist  nehmlich,  wie  ich  dafür  halte,  nach  sehr  richtigen  Grund- 
sätzen festgesetzt,  dass  die  Kirchen-,  Geistlichen,  Schul-  und  Armen-Sachen, 
da  sie  ^rküche  Polizey-  und  zu  verwaltende  Gegenstände  betreffen,  vor 
die  Krieges-  und  Domainen-Kammem  gehören  sollen.  Eben  dieser  Grund- 
satz scheint  aber  zu  leiden,  wenn  eben  diese  Sachen  in  der  obern  Instanz 
ganz  und  ausschliesslich  an  das  geistliche  Departement  gelangen.  Das 
General-Directorium  soll  verfassungsmässig  die  obere  Polizey-  und  Verwal- 
tungB-Instanz  sein,  sie  hat  auch  allein  die  Mittel  in  Händen,  dieses  nach 
allgemeinen  Grundsätzen  und  mit  Erfolg  zu  besorgen,  und  eine  gänzliche 
Ausschliessung  desselben  scheint  mir  dem  Ganzen  nachtheilig. 

Insbesondere  muss  ich  dieses  in  Ansehung  der  Catholischen  Geistlichen, 
Kirclien-  und  Schul-Sachen  dafür  halten.  Die  Hauptsache  besteht  hier  vor- 
nehmlich in  saecularisirten  Ländern  in  der  Yermögens-Yerwaltung. 

£^  ist  nach  den  von  E.  K.  M.  genehmigten  Grundsätzen  in  Gefolge 
eines  allgemein  angenommenen  Plans  verfahren;  die  Stifter  sind  zum  Theil 
aufgehoben,  zum  Theil  sterben  sie  successive  ein,  zum  Theil  bleiben  sie 
unter  gewissen  Bestimmungen  stehen.  Die  Nonnen-Klöster  sind  besteuert 
und  unter  Gontrollen  in  Ansehung  der  Vermögens- Verwaltung  gestellt,  zum 
Theil  sind  sie  zum  Aussterben  durch  verweigerte  Annahme  der  Novicen  in 
vorkommenden  FäUen,  wo  sie  um  dergleichen  sich  melden,  bestimmt,  zum 
Theil  aber  sollen  sie  als  Unterrichts-,  Erziehungs-  und  Kranken-Anstalten, 
auch  als  Institute  für  Anlemung  von  Erzieherinnen  und  Krankenpflegerinnen 


1    Cfr.  No.  641;  657;  789;  911. 
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ii^^4  bestehen  bleiben.  Die  Viearien  und  Bimplen  Benefiden  sollen,  inaofern  ei 
nicht  Bint-Praebenden  oder  mit  Seelsoi^e  und  Schnl-Unterricht  Teibnndeae 
Beneficien  sind,  eingesogen  nnd  zu  letEterm  Behuf  rerwendet  werden.  Die 
Pfarreien  und  Schulstellen  sind  vornehmlich  mit  pensionirten  Kloster-Geist- 
lichen zu  besetzen,  damit  man  der,  die  Domainen-Etats  jetzt  so  sehr  drflekeii- 
den,  schweren  Pensionen  bald  behoben  werde.  Endlieh  ist  das  gesanunte 
Vermögen  dieser  Catholischen  Geistlichkeit,  der  Schulen  und  Piorum  eor- 
poi-um  bisher  so  schlecht  verwaltet  und  so  unordentlich  berechnet,  dass  «• 
durchaus  nöthig  scheint,  dieses  unter  das  General-Directorinm  zu  steiles, 
wenn  anders  diese  Angelegenheiten  wieder  in  Ordnung  gebracht  und  daiii 
erhalten,  auch  die  in  die  Sache  gelegten  Plane  gehörig  befolgt  werdes 
sollen. 

Wenn  in  dem  Ressort-Reglement  für  die  Frftnkschen  Provinzen  vom 
10^"  December  1798 1),  welches  nach  E.  K.  M.  Absicht  bei  dem  B^lement 
fflr  die  Entschädigungs-Provinzen  ^j  zum  Grunde  gelegt  werden  soll,  dieser 
Punkt  nicht  berücksichtigt  ist,  so  liegt  der  Grund  davon  wohl  nur  darin, 
dass  in  Franken  wenig  Catholicken  und  keine  geistlichen  Catholischen  In- 
stitute vorhanden  sind ;  allein  in  den  Entschftdigungs-Provinzen  ist  der  um- 
gekehrte Fall.  Die  Unterthanen  in  denselben  sind  grösstentheils  der  Ca- 
tholischen  Religion  zugethan,  und  die  Menge  der  darin  vorhanden  gewesenen 
und  noch  vorhandenen  geistlichen  Institute  ist  E.  K.  M.  bekannt. 

Es  passen  in  dieser  Beziehung  viel  angemessener  hier  die  Grnndsfttse, 
welche  in  Schlesien  und  Neu-Ost-Preussen  voi^eschrieben  und  auch  in  Sfld- 
Preussen  in  Anwendung  gebracht  sind.  Wenn  schon  in  diesen  Provinien 
es  fnr  nöthig  gehalten  ist,  die  katholischen  Geistlichen,  Kirchen-  und  Schol- 
Sachen  quoad  temporalia  et  quoad  jus  circa  Sacra  der  obersten  Finanz-  und 
Polizey-Behörde  zu  unterwerfen,  so  muss  ich  es  in  den  EntschUdigungB- 
Provinzen  pilichtmftssig  noch  mehr  für  ndthig  halten,  dass  das  Genenl- 
Directorium  wenigstens  dabei  concurrire,  da  das  in  Leztem  angewandte 
Saecularisations-System  die  Aufsicht  auf  die  Verwaltung  ihrer  Güter  noch 
nöthiger  macht,  indem  zum  Beispiel  bei  einem  aufgehobenen  Stifte,  bei  dem 
aber  die  Mitglieder  ihre  Revenuen  resp.  ganz  oder  zu  */io  su  erheben  haben, 
die  Verwaltung  und  Berechnung  des  Uebrigen  flir  E.  K.  M.  Höchstes  Interesse 
die  Au&icht  der  obem  Finanz-BehOrde  durchaus  erfordert  Bei  E.  K.  M. 
trage  ich  daher  .  .  .  darauf  an, 

mich  zur  Ausarbeitung  eines  nfihem  Regulativs  gemeinschaftlich  mit 
dem  Geistlichen  Departement  zu  anthorisiren,  und  auch  das  Leztere 
dazu  unter  Eröfhung  der  Grundsätze,  die  Allerhöchstdieselben 
hierunter  zu  bestimmen  geruhen,  anzuweisen.«  .  .  . 


1)  No.  60.  2)  Cfr.  No.  673. 


Entsohädigangfilande.    RefitortverhältniBS.  g5 

6S7.  .  Cabihets-Ordre  »an  den  Qeneral  Qrafen  v.  d.  Schulenburg.«  ^^o^  19 

Potsdam  1803  NoTember  19. 

B.  69.    matin  dM  CkUBets.  115. 

Die  QeUÜieken  %md  Sckid-Angdegenkeiten  in  den  EniachädigungS'Landen  sollen 

torUmfig  noch  unter  dem  Minister  v.  Angern  bleiben^  bis  auf  aJUgemeine  Verord- 

nungeny  die  mit  dem  OeisÜtehen  Departemeni  xu  vereinbaren  sindA) 

>Die  Ressort-Bestimmung  der  katholischen  Geistlichen  und  Schnl- 
Angelegenheiten  in  Schlesien,  Sfld-  und  Neuost-Preussen  entspricht  Meiner 
Absieht,  die  kirchlichen  und  Schul-Angelegenheiten  in  Meinen  gesammten 
Staaten  liberall  in  demselben  Oeiste  zn  leiten,  dass  wahre  Religiosität  be- 
fördert und  der  Schul-Ünterricht  zweckmässig  eingerichtet  werde,  nicht.  Ich 
bin  zwar  darin  mit  Euch  einig,  dass  auch  dieser  Theil  der  Regierung  am 
besten  mit  dem  Oeneral-Dii'ectorio  zu  verbinden  ist,  weil  demselben  die 
Sorge  fdr  die  Wohlfahrt  des  ganzen  Landes  anvertrauet  ist,  dasselbe  auch 
die  Mittel  in  Händen  hat,  dieses  mit  Erfolg  zn  bewirken;  es  würde  aber, 
daioit  ea  nach  allgemeinen  Grundsätzen  geschehe,  immer  ein  durch  alle 
Provinzen  gehendes  Special-Departement  für  diese  Angelegenheiten  bleiben 
müssen  und  nicht  den  Provincial-Departements  einverleibt  werden  können. 
Dagegen  besorget  Ihr  nicht  ohne  Grund,  dass  die  Ausschliessung  des  Pro- 
vincial-Departements in  den  Entschädigungs-Provinzen  von  aller  Theilnahme 
an  den  Geistlichen  und  Schul-Sachen,  der  Unterbringung  der  auf  Pension 
gesetzten  Geistlichen  und  der  Einrichtung  der  Yermögens-Yerwaltung  in  den 
beizubehaltenden  Stiftungen,  vorzüglich  aber  der  Einziehung  des  Vermögens 
an  den  säcnlarisirten  Stiftern  und  Klöstern  nachtheilig  werden  dürfte.  Des- 
halb ist  es  aber  auch  Meine  Absicht,  alle  diese  Angelegenheiten  so  lange 
der  Leitung  des  Staats-Ministers  von  Angern  als  nunmehrigen  Organisations- 
Commisaarius  anzuvertrauen,  bis  die  Einrichtung  so  weit  gediehen  ist,  dass 
die  Abgabe  der  Geistlichen  und  Schul-Sachen  an  das  Geistliche  Departe- 
ment erfolgen  kann.  Bis  dahin,  dass  dieser  Zeitpunkt  eingetreten  ist,  muss 
der  p.  von  Angern  nur  über  alles,  was  allgemeine  Vorschriften  und  blei- 
bende Einrichtungen  in  £jrchen-.  Schul-  und  Stifts-Angelegenheiten  betrift, 
mit  dem  Staats-Minister  von  Massow  sich  berathen  und  mit  demselben  ge- 
meinschaftlieh agiren.  Sollte  hierüber  noch  ein  näheres  Regulativ,  wie  es 
Mir  &8t  nicht  scheinet,  nöthig  seyn,  so  können  sich  beyde  darüber  unter 
Eurer  Dazwischenkunft  vereinigen,  allenfalls  auch  noch  bestimmter  festsetzen, 
ob  und  wann  schon  einzelne  Gegenstände  des  Geistlichen  Departements 
froher  an  den  Staats-Ministes  von  Massow  abgegeben  werden  können,  wo- 
von Mir  alsdann  zu  Meiner  Genehmigui^  Anzeige  gemacht  werden  muss.« 


1)  Cfr.  No.  656. 

Grftnier,  PreoMen  und  di«  kath.  Kireha.    IX. 


(5($  Urkanden  No.  668—659. 

180B  e58.    Deklaration  wagen  der  GemiscMen  Ehen.    Berlin  1803  Niv- 

vember  21. 

R.  47.  i%  AbgclLrift  und  DniekbUtt,  g«s.  Fri«4ric]i  Wflk«lm;  t.  doMWek;  t.Xumv;  a» 
Concept  entstand  in  Ooldb«ck*a  Departement.  Wiederholt  gedruckt,  n.  a.  b^  Amelang,  »Nenea  Arekir 
der  PrenSBiscken  Gesetzgebung  vnd  Bechtsge1ebraa]nkeit,€  m,  8.  85.    Berlin  ISOft. 

Die  Kinder  soUen  ohne  Unterschied  des  Oeschleckis  in  der  Beiigion  des  Vaiers 

unterriektei  tcerdenA) 

>S.  K.  M.  von  Preussen  haben  in  Erwägung  gezogen,  d&Bs  die  Vor- 
schrift des  AUgem.  Land-Rechts  Th.  2.  Titel  2  §  76,  nach  welcher  bd 
Ehen  zwischen  Personen  verschiedenen  Glanbensbekenntniases  die  Söhne  in 
der  Religion  des  Vaters,  die  Töchter  aber  in  dem  Olaubensbekenntnisse  d«r 
Mutter  bis  nach  zurückgelegtem  vierzehnten  Jahre  unterrichtet  werden  sollen, 
nur  dazu  diene,  den  Religionsunterschied  in  den  Familien  zu  verewigen  nnd 
dadurch  Spaltungen  zu  erzeugen,  die  nicht  selten  die  Einigkeit  unter  den 
Familien-Gliedern  zum  grossen  Nachtheil  derselben  untergraben. 

Höchstdieselben  setzen  daher  hierdurch  allgemein  fest:  dass  eheliche 
Kinder  jedesmal  in  der  Religion  des  Vaters  unterrichtet  werden  sollen,  und 
dass  zu  Abweichungen  von  dieser  gesetzlichen  Vorschrift  kein  Ehegatte  den 
andern  durch  Verträge  verpflichten  dflrfe.  üebrigens  verbleibt  es  auch 
noch  fernerhin  bey  der  Bestimmung  des  §  78  a.  a.  0.  des  Allg.  Land-Rechtd, 
nach  welcher  Niemand  ein  Recht  hat,  den  Aeltern  zu  widersprechen,  so 
lange  selbige  über  den  ihren  Kindern  zu  ertheilenden  Religions-Unterricht 
einig  sind. 

S.  K.  M.  befehlen  sämmtlichen  Landes-Justiz-Collegien  und  Gerichten, 
insbesondere  den  Consistorien  und  vormundschaftlichen  Behörden,  sich  nach 
dieser  Deklaration  gebührend  zu  achten,  und  soll  selbige  gedruckt  und  zur 
«allgemeinen  Kenntniss  gebracht  werden.« 

Auf  verschiedene  Anfragen  wegen  der  Taufen  und  Beerdigungen  und 
der  Stolgebühren  dafftr  bei  Kindern  aus  gemischten  Ehen  verfOgt  das 
Geistliche  Departement  wiederholt,  dass  dieses  »dem  Pfarrer  des  Vaters 
gebührt«. 

a.  a.  0.  R.  47.  12. 

Ein  solches  Re Script  von  Reck,  Goldbeek,  Thulemeier  und  Massow, 
1804  an  das  Ober-Consistorium  zu  Breslau,  Berlin  1804  Oktober  12,  ist 
wiederholt  gedruckt,  u.  a.  bei  Amelang  a.  a.  0.  S.  312.  Im  »Archive«  war 
es  nach  einer  Aktennotiz  de  1852  »nicht  zu  »ermitteln«.  Nach  einem  Be- 
scripte  Goldbeck's  an  die  Gber-Amts-Begiemng  zu  Brieg,  d.  d.  Berlin  1804 
Januar  28,  war  diese  Deklaration  »nur  auf  solche  Ehen  anzuwenden,  welche 
erst  nach  Publikation  derselben  geschlossen  worden«. 

Oednickt  bei  Amelang  a.  a.  0.  3. 296. 


1)  Cfr.  No.  661. 


\ 


Gk^mischte  Ehern    Essen.  ß7 

Bericht  de«  Generat-YikariatB  zu  Hildesheim  s.  unter  dem  8.  De-  ^.^^^ 

Nov.  21 

eemker  1808,  No.  662.  

Sehreib  en  Aogem's  an  Massow  s.  unter   dem   8.  December  1803,  Nov.  25 
No.  662. 

659.  Immediat-Bericiii  des  Staatt-Minltters  v.  Angern.    Berlin  1803  Nov.  26 

November  26. 

Die  Ordnung  der  EniBchädigungS'Änsprüehe  der  Prinzessinnen   WiUidmine  und 
Kkmenüne  von  Hßssef^Bathenburg,  aü  Pröpstin  und  Kapütdarin  des  Damen-Stiftes 

%u  EssenA) 

. . .  »Die  Differensen  betreffen  nehmlich  folgende  Punkte: 

1.  Verlangen  die  Prinzessinnen,  dass  ihnen  die  Naturalien  nach  dem 
Durchschnitt  der  letzten  10  Jahre  berechnet  werden.  Allein  da  dieses  die 
thenem  Erieges-Jahre  gewesen  sind,  so  hat  man  solche  anf  keinen  Fall  zum 
Gnmde  legen  können.  Die  vorletzten  10  Jahre,  auch  andere  Mittelpreise, 
wonach  das  ganze  ELapitels-Yermögen  veranschlagt  worden,  haben  die  Prin- 
zessinnen gar  nidit  annehmen  wollen,  daher  es  in  jeder  Hinsicht  das  beste 
sein  wird:  ihnen  die  Naturalien  in  Natura  verabfolgen  zu  lassen,  wie  dies 
aadi  ganz  ftglich  geschehen  kann,  da  jede  Eviction  von  Getreide-Preisen 
misslich  ist 

2.  Verlangen  sie  zu  ihrer  Entschädigung  di^enigen  Summen,  welche 
»e  in  den  letzten  Jahren  nach  ihren  ehemaligen  besondem  stiftischen  Ver- 
hältnissen zufällig  genossen  haben.  Allein  nach  Aufhebung  des  Stifts  ist 
tnch  der  ganze  Chordienst,  mithin  der  ganze  Begrif  von  Präsenzen  weg- 
gefallen, und  daher  die  Bestimmung  getroffen  worden,  dass  alle  Revenflen 
^eiehmässig  nach  der  Zahl  der  Präbenden  getheilt  werden  sollten.  Auf 
die  ehemaligen  Voräieile,  welche  sonst  dadurch  entstanden,  dass  mehrere 
Kapitolarinnen  abwesend  gewesen,  dagegen  sie,  die  Prinzessinnen,  sich  in 
Essen  angehalten,  kann  also  nicht  gesehen  werden,  und  geschieht  es,  so 
wtlrde  es  auf  Kosten  der  tlbrigen  Stiftsdamen  geschehen.  Dieserhalb  schei- 
nen sie  in  ihrer  jetzigen  Vorstellung  nicht  darauf  zu  bestehen,  sondern 
haben  sich  zum  Ersatz  dessen 

3.  die  zehnte  Eapitels-Präbende  ansgebeten,  welche  von  der  Fflrstin 
▼OQ  Schwarsenburg  zur  Zeit  der  Säcularisation  noch  nicht  in  Besitz  genom- 
nien  war  und  die  also  £.  K.  M.  anheim  gefallen  ist.  Allein  diese  Präbende 
iit  irirklich  schon  eingezogen  und  wird  zu  £.  M.  Vortheil  berechnet.  Es 
werden  daraus  die  Kosten  fflr  die  angeordnete  Verwaltnngs-  und  Aufsichts- 
BehOrde  bestritten,  und  nach  Abzug  derselben  bleibt  noch  zur  Zeit  wenig 
flbrig,  daher  diese  Revenuen  nicht  entbehrt  werden  können,  ohne  ans  E. 
K.  M.  Kassen  dazu  herzugeben,  wozu  gar  kein  Qrund  vorhanden  ist. 

1)  Cfr.  No.  633. 

6* 


gg  Urkunden  No.  6fii»--^l. 

N^^6  Ueberhaapt  erträgt  eine  solche  Präbende  nach  den  Mittel-Preisen  des 

Getreides  547  Rthlr.  Clevisch  oder  466  RtUr.  Berliner  Gonrant  Die  Prin- 
zessinnen haben  aber,  nach  den  Grnndsfttzen  sub  1  und  2  berechnet,  für 
jede  1300  Rthlr.  Clevisch,  ausser  den  auf  1249  Rthlr.  berechneten  Propstei- 
Revenüen,  welche  allerdings  anch  besonders  zu  vergüten  sind,  verlangt 
Es  dürften  ihnen  aber  nach  dem  obigen  nur  die  Naturalien  in  Natura,  nnd 
das  Geld,  alles  nach  dem  Durchschnitt  der  gesammten  Büfts-RevenHen,  ohne 
auf  Präsenzen  oder  vorige  Stifts-Verhftltnisse  Rflcksicht  zu  nehmen,  sn  be- 
willigen sein. 

Es  hängt  indessen  lediglich  von  E.  K.  H. . . .  Gnade  ab,  ob  und  in  wie  fem 

4.  dem  Gesuche  deferirt  werden  soll,  solche  Revenflen  auch  ausser 
E.  E.  M.  Staaten  ganz  oder  zum  Theil  verzehren  zu  dibrfen. 

Bisher  ist  die  Regel  angenommen  worden:  däss,  wenn  ein  solches  Ab- 
findungs- Quantum  ausserhalb  Landes  verzehrt  werden  will,  alsdann  nur 
die  Halbscheid  angenommen  werden  soll. 

[6.]  Jetzt  aber  haben  zwei  andere  Kapitularinnen  des  Gräflichen  Damen- 
Stifts  zu  Essen,  die  Gräfinnen  Mariane  von  Trautmannsdorf  und  Henriette 
von  Manderscheid-Blankenheim,  mit  denen  ebenfalls  durch  die  Organisationa- 
Commission  Aber  die  Abfindung  unterhandelt  ist  und  die  sich  die  Bonstigea 
Grundsätze,  auch  die  Hebung  der  Naturalien  in  Natura,  haben  gefallen  lassen, 
sich  vorbehalten,  dass  ihnen  wenigstens  ^s  der  Revenflen  belassen  werden 
mögten,  für  den  Fall  sie  solche  ausserhalb  Landes  versehren  wollten. 

Die  Organisations-Oommission  zu  Essen  hat  solches  in  Rflcksicht  Aex 
nur  geringen  Revenflen  unterstfltst  und  mir  scheint  dies  Verlangen  ebenfalls 
billig  zu  sein.«  .  .  . 

Dec.  1  Rand-Yerfflgung,  geschrieben  von  Beyme: 

»1.  Dec.  1803. 

Ad  1.  Da  die  Prinzessinnen  keine  Mittel-Preise  annehmen  wollen, 
eme  Abfindung  nach  dem  Durchschnitts-Preise  der  lezten  10  theuren  Jahre 
aber  sogar  einen  Zuschuss  aus  Königl.  Gassen  nothwendig  machen  würde: 
so  ist  es  besser,  denselben  die  Naturalien  in  natura  verabfolgen  zu  lassen. 

Ad  2.  Da  die  Prinzessinnen  selbst  die  Gerechtigkeit  des  Princips  an- 
erkennen, ein  Schritt  darflber  hinaus  aber  wiederum  Zuschflsse  nöthig  machen 
wflrde,  so  kann  auch  hierunter  keine  Aenderung  geschehen,  noch  weniger  aber 

ad  8.  Dem  Antrage  derselben,  welchem  die  von  Ref.  angeführten  sehr 
erheblichen  Grflnde  entgegen  stehen,  deferirt  werden. 

Ad  4.  aber  wollen  S.  M.  in  Erwägung  dessen,  dass  es  den  Kapitula- 
rinnen Vorhin  freystand,  die  Präbende-Einkflnfte  gegen  YersichÜeistung  auf 
die  Präsenz-Revenues  auch  ausserhalb  Landes  zu  verzehren,  das  Ctesueh 
der  Prinzessinnen  jedoch  nur  in  der  Art  bewilligen,  dass  sie  von  der  Ab- 
findnngs-Summe  für  den  darunter  befindlichen  Antheil  der  Präsenz-Revenues 
einen  angemessenen  Theil  zurflcklassen  mflssen. 


Gnesen.    NatvraixehnteD.    Wanchaa.    ErmeUud.  g9 

Ad  5.  SoU  der  Antrag  des  Ref.,  den  beyden  genannten  Kapitularinnen  ^r^  26 
auf  den  Fall  ihres  Aidfenthalta  anaaerhalb  Landes  Vs  der  Revennes  zu 
belassen,  genehmigt  nnd  derselbe  anthorisirt  werden,  mit  den  Prinzessinnen 
zu  Hessen-Rotenbnzg  und  in  allen  Shnliehen  F&Uen  ein  ähnliches  Abkommen 
m  treffen,  allenfalls  aneh,  wo  das  Wegfallen  der  Präsenzen  den  Verlust 
ohnehin  sehen  empfindlicher  macht,  sich  der  Billigkeit  nach  auf  einen  noch 
geringem  Abiug  zu  Tcrgleichen.«  .  .  . 

Hiernach  Gabin ets-Ordre  an  Angern,  Potsdam  1803  December  1. 

S.  89.    Xmfttaa  de«  CftUs«fci. 


660.    Cabinets-Ordre  an  das  General-Direidoriuni  und  den  Staats-  Deo.  3 
Minitttr  v.  Matsaw.    Potsdam  1803  December  3. 

B.  80.    XinlkteA  de«  Cabineti. 

Wegen  der  Wiederherstettung  des  Natural -Zehnten  der  OeisUiehenS) 
>8.  K.  M.  wollen  ihnen  bei  Zufertigung  der  Vorstelluiig  des  Prediger 
Babel  zu  Acken,  wonach  demselben  von  den  vorhin  gehabten  beiden 
Klaftern  Holz  der  Eine  in  natura  entzogen,  auch  in  Rflcksicht  der  sonstigen 
Eichelmast  und  des  Deputats  an  Getreide  und  Heu  ein  fflr  ihn  beträcht- 
licher Veiiust  bei  seiner  Stelle  erwachsen  ist,  hiermit  zu  erkennen  geben 

,  dass  überall,  wo  die  Geistlichen  ehedem  aus  Cämmereyen   oder 

Kdni^.  Gassen  Naturalien  bezogen,  wofür  sie  jetzt  unangemessene  Geld- 
Entschädigungen  erhalten,  bei  neuen  Verpachtungen  oder  Etats- Anfertigungen 
die  Naturalien  f&r  selbige  wiederhergestellt  werden  sollen.« 


•    ■    • 


661.   Immediat-Baricht  der  Staats-Minister  Frhr.  v.  d.  Reck,  Frhr.  Dec.5 

V.  Schrcetter  und  V.  Massow.    BerUn  1803  December  5. 

B.  89.  32.  B.    Ansfeftigang. 

Ueber  die  Aufhebung  des  Bisthum  Warsehau.   Empfehlung  des  Bisehofs  vom  Kulm^ 

öraf  Rydx/gnski,  als  JBrmeländisehen  Bisehof ß) 

Der  erste  TheU  des  Berichts  handelt  von  den  Einkflnften  der  dem 
Grafen  Joseph  von  HohenzoUem^}  bestimmten  Abtei  Oliva  und  von  den 
Ansprüchen  des  »ehemaligen  Jesuiter-,  jetzigen  Westpreussischen  Schul-Fonds« 
an  die  Einkaufte  des  Fttrstbischofe  von  Ermeland:...  »IX.  Halten  wir  uns 
verpflichtet  anzuzeigen,  dass  .  .  .  E.  K.  M.  das  aus  Gründen,  die  in  den 
Zeitumständen  lagen,  neuerrichtete  Bisthum  Warschau  gelegentlich  und  nach 
Befinden  aufheben  zu  wollen,  geäussert  haben. 

Das  Hoheits-Departement  erbittet  demnach  E.  K.  M.  Autorisation,  mit 
dem  Staats-lfinistre  v.  Voss  Aber  die  Frage  in  Gommunication  zu  treten: 
ob  dieses  itzo  rathsam,  und  im  Bejahungs-Fall,  ob  die  Dioeces  Warschau 


l;  Cfr.  No.  618  und  696.  2)  Cfir.  No.  663.  3)  Cfr.  No.  632. 
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1803^  zu  Gneseu  oder  zu  Posen  zu  schlagen  sey,  wobey  erentualiter  der  War- 
schauer Bischof  nicht  gerade  in  die  Dioeces  Ermeland,  sondern  in  irgend 
eine  andere,  je  nachdem  £.  K.  M.  diesen  oder  jenen  Bisehof  zum  Fflnt- 
bischof  von  Ermeland  ernennten,  ascendiren  könnte,  insofern  er  sieb  da- 
durch an  Einkünften  verbesserte.  Wir  bemerken  annoch,  dass  der  Bischof 
von  Cubn,  Rydzynski^},  sich  zur  Stelle  eines  Ermelftndischen  Biseh^i  ge- 
meldet hat,  und  dass  dessen  Qualification  dazu  nicht  wohl  zu  bezweifeln 
seyn  möchte.«  .  .  . 

Dec.  13  Die  Cabinets-Ordre,  d.  d.  Potsdam  1803  December  13,  findet  den 

Vorschlag  »vollkommen  angemessen.« 

B.  7.  B.  16.  C.    Anifertigang. 

Die  diesem  Berichte  vorausgehende  Korrespondenz  der  Ressorl-Hhiister 
ebendort.  _ 

Dec.  8         662.  Immediat-Bericht  des  Staats-Ministers  v.  Massew.    Berlin  1803 

December  8, 

B.  b9.  32.  F.    Aufertigung. 

Ziir  UniersHUxufig  des  katholischen  Feldpropsies  Wegerich  an  der  St.  HedwiffaKircke 

xtc  Berlin  sollen  300  JäMr,  angewiesen  werden}) 

>Auf  die  .  .  .  Eingabe  des  katholischen  Feldpropsts  Wegerich  bei  der 
hiesigen  8t.-Hedwigs-Kirche  vom  1.  August  c.  hat  das  Geistliche  Departo- 
ment  in  Gemässheit  der  .  .  .  Gabinets-Ordre  vom  6^^^  ejd.  mit  dem  Chef 
der  Organisations-Commission  in  den  Indemnit&ts-Landen  Aber  den  PUd, 
dem  p.  Wegerich  durch  einen  pensionirten  Geistlichen  aus  den  darin  auf- 
gehobenen Klöstern  die  gewünschte  Untorsttltzung  zu  verschaffen,  Rflck- 
spräche  gehalten;  allein  nach  der  demselben  gewordenen  Final-Antwort  vom 
26.  November  c,  welche  ich  nebst  dem  derselben  angeschlossenen  Bericht 
des  General- Vicariats  zu  Hildesheim  abschriftlich  beilege,  hat  dazu  kein 
Subject  ausgemittelt  werden  können.  Der  Feldpropst  Wegerich  hat  zur 
Verbesserung  des  hiesigen  katholischen  Kirchen-Systems  den  Vorschlag  ge- 
macht, dass  die  auf  die  Dispositions-Oasse  im  Jahre  1787  mit  jährlich 
BOG  Rthlr.  angewiesene  Pension  des  ehemaligen  Propstes  Elberfeld,  welcher 
jetzt  80  Jahr  alt  ist,  nach  dessen  Tode  dazu  verwendet  werden  mddito. 
Diesen  Vorschlag  stelle  Ich  zwar  der  Gnade  E.  M.  um  so  mehr  anheim, 
als  es  wohl  gewiss  ist,  dass  der  Supplieant  mit  einem  jährlichen  Einkommen 
von  880  Bthlr.  sich  und  die  beiden  Kapellane  wohl  nur  sehr  kttmmerlich 
unterhalten  kann,  und  es  ihm  besonders  schwer  fallen  müsse,  bei  hohen 
Fest-Tagen  die  Hülfs-Geistlichen  ans  Halberstadt  freyzuhalton. 

Allein  hiemit  wäre  dem  verdienten  Wegerich,  so  lange  der  Elberfeld 


1/  Dessen  Bewerbung  vom  16.  August  1803  in  R.  7.  B.  16.  C. 
2;  Cfr.  No.  666. 
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lebt,  niehl  geholfen.  £.  K.  M.  miu»s  ich  daher  .  .  .  bitten,  zu  der  von  dem  ^^a 

W^rich  gebotenen  Untersttttrang  in  seiner  Amts-Verwaltong,  ihm  ans 

irgend  einem  aadem  Fonds  wo  mdglich  diese  300  Rthh.  sogleich  .  .  .  an- 
weisen ra  lassen.« 

Rand-Yerfflgung,  gesehrieben  von  Beyme:  Dec.  13 

»13.  December  1803. 

S.  M.  finden  die  Hfllfe  zwar  nöthig,  es  aber  anch  billig,  dass  »olche 
auB  katholischen  Fonds  bestritten  werde.  Da  nun  in  den  Indemnitäts-Pro« 
vinzen  die  Pensionen  diese  Fonds  absorbiren,  so  soll 

1.  dem  Grafen  v.  Hoym  aufgegeben  werden,  diese  300  Rthlr.  auf  die 
Sehlesisehen  Klöster  und  Btifter  zu  fnndiren  und,  wie  solches  geschehen, 
Anzeige  zu  thnn; 

2.  dem  Bef.  hiervon  vorUlnfig  Nachricht  gegeben  werden.« 

In  dem  absehriftUch  beiliegenden  Sehreiben  Angem's  vom  25./XI.  an  Nov.  2ö 
Missow  heisst  es:  »Ueberhaupt  muss  ich  bey  dieser  Gelegenheit  wegen 
der  pensionirten  £Joster-6eistlichen  bemericen,  dass,  wenn  unter  ihnen 
solche  Torhanden,  welche  sich  zur  Seelsorge  oder  zum  Pfarrdienst  qualifi- 
ciren,  diese  Torzflglich  zu  den  erledigt  werdenden  Pfarreien  m  der  Provinz, 
worinn  sie  ihr  Domicilinm  gehabt,  befördert  werden  müssen,  um  die  (!)  Do- 
mainen  die  ihnen  sonst  zu  bezahlenden  Pensionen  zu  ersparen.« 

Der  Bericht  des  General-Yikariats  zu  Hildesheim,  gez.  Frhr.  v.  Wendt,  Nov.  21 
vom  21./XL  an  Aagem  giebt  als  Gründe  für  die  Nicht-Ermittelung  eines 
»Geholfen <  f&r  Wegerich  von  den  pensionirten  Geistlichen  an,  dass: 

>1.  mehrere  derselben  die  nöthigen  Kenntnisse  und  Eigenschaften  gar 
nicht  haben. 

2.  die  alten  Kloster-Geistlichen  sich  zu  diesem  Posten  gar  nicht 
schicken. 

3.  die  vom  Mittelalter  grösstentheils  als  Pfarrer,  theils  als  Gehülfen, 
auf  dem  vateriändisohen  Boden  angestellt  sind. 

4.  die  jüngeren  aber  erst  ihre  theologischen  Kenntnisse  erweitern 
müssen,  ehe  man  ihnen  einen  solchen  Posten  anvertrauen  darf. 

5.  kein  einziges  Subject  die  geringste  Lokalkenntniss  oder  andere 
Bekanntschaft  zu  Berlin  hat,  ohne  welche  es  doch  mit  seiner  Pension 
alda  schwerlich  ausreichen  würde.« 


72  .  Urkunde  No.  663. 

Defio        ^^-  lmmediat-B«rioht  der  Staats-Minitter  Frtir.  v.  d.  Reck,  v.  fioldbeck, 
Frhr.  v.  Schroetter  und  v.  Massow.    Beriin  1808  December  10. 

R.  S9.  32.  B.    A«8f«rtigiuig. 

Wegen  Verbesserung  des  Bischöflichen  Landvogteigeriehtes  xu  Heäsberg^  des  Sekid' 

fonds  und  der  katholischen  WeUgeisÜiehen  in  Ostpreussen  durch  Verminderung  der 

bisherigen  Bexüge  des  erledigten  Fiirstbisehöfliehen  Stuhles  von  ErmeUmd,^} 

»Die  gegenwärtige  Yacanz  des  Fflrstbisehöf liehen  Stuhles  von  Erme- 
Und  bietet  eine  erwünschte  Gelegenheit  dar,  fBr  eine  solide  YerbeBaenuig 
des  Bischöflichen  Ermeländischen  Landvoigteigeriehts  an  Heilsbeiig  und  die 
Verbesserung  des  Schul-Fonds  und  der  in  Dflrftigkeit  lebenden  cafholisch«i 
Weltgeistlichen  in  Ostpreussen  sorgen  zu  kit^nnen.  Ksher  hat  der  Fflrst- 
bisehöf eine  jährliche  Gompetenz  von  24046  Rthlr.  11  Gr.  6  P%.  beaogen. 
Nach  unserm  .  .  .  Dafürhalten  dürfte  kttnftig  ein  Quantum  von  20000  Bäilr. 
genfigen  und  wir  haben  uns  dahero  vereiniget,  bei  E.  K.  M.  .  .  .  darauf  mn- 
zutragen: 

dass  Alierhdchstdieselben  die  kflnfdge  Herabsetiung  der  Gompetenz 
auf  20000  Rthlr.  imd  die  Verwendung  der  dadurch  erfibrigten 
4045  Rthlr.  11  Gr.  6  Pfg,  mit  1590  Rthlr.  zur  Verbesserung  des 
Landvoigteigeriohtes  und  mit  2455  Rthh*.  11. Gr.  6  Pfg.  zur  Verbesse- 
rung des .  Catholischen  Schulwesens  im  Ermelande  und  der  Welt- 
geistlichen in  dem  alten  Ostpreussen  und  Litthauen  zu  genehnugen, 
auch  im  voraus  festzusetzen  geruhen  mdgen,  dass  das  zur  Gmcht»- 
Verwaltung  annoch  erforderliche  Gelass  in  dem  Bischöflichen  Sdilosae 
angewiesen,  ausgebaut  und  künftig  unterhalten  werde.     Was 

I.  das  Landvoigteigericht  zu  Heilsberg  betrift,  welches  seit  dem  Jahre 
1773  existiret,  so  bestehet  dasselbe  aus  einem  Director,  einem  Rathe,  einem 
Assessor  und  den  nöthigen  Subalternen.  Von  diesen  geniesset  der  IMreetor 
ein  Gehalt  von  450  Rthlr.,  der  Rath  von  400  Rthlr.  und  der  Assessor  von 
350  Rthlr.,  wofür  man  entweder  nur  sehr  mittelmassige  Subjecte  eriangen 
konnte,  oder,  wenn  darunter  auch  einige  brauchbare  Mftnner  waren,  er- 
warten musste,  dass  sie  die  erste  Gelegenheit  ergriffen,  um  sich  ein  dn- 
traglicheres  Amt  zu  verschaffen.  Die  Geschäfte,  welche  diesem  Geriehte 
anvertrauet  sind,  sind  nicht  nur  an  sich  wichtig,  sondern  haben  auch  seit 
dessen  Stiftung  dergestalt  zugenommen,  dass  das  bisherige  Personale,  wenn 
es  besonders  fernerhin  aus  solchen  mittelmftssigen  Subjecten,  wie  bisher, 
bestehen  sollte,  sie  durchaus  nicht  bestreiten  kann. 

Es  stehet  dem  Landvoigteigericht  die  Jurisdiction  über  aUe  ezi- 
mirte  Sachen  und  Personen,  mit  alleiniger  Ausnahme  der  wUrkUchen  und 
Titular- Civil -Beamten,  im  ganzen  Ermelande  zu;  es  schweben  bei  denh- 
selben  viele  zum  Teil  wichtige  Prozesse  und  Vormundschaften  und,  w^gen 
der   vielen    darinn   wohnenden   Weltgeistlichen,     auch    verwickelte    Erb- 
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sehxfMieiliuigeii;  es  mnss  sich  aus  gleiehem  Grande  sehr  mit  Testaments-  rA?^Q 
Auf-  und  Annahmen  besehiftigen.  Ausserdem  verwaltet  es  das  Hypo- 
thekenwesen Aber  180  einzehie  adelige  Oflter  und  fahret  die  Oriminalunter- 
snchoBgen  seines  Departements,  worin  es  auch  die  Erkenntnisse  abfasset. 
Auch  lieget  demselben  die  Berichtigung  der  Vasallen-Tabellen  und  die 
Revision  der  Rechnungen  Aber  die  Gassen  aller  Kirchen,  geistlichen  Bene- 
fioien  und  andern  müden  Stiftungen,  nebst  der  Auftioht  über  die  Vermögens- 
verwaltung und  die  Bauten  dieser  piorum  corporum  ob.  Zur  Verbesserung 
der  Justis  im  Ermelande  sind  swej  VorsohlAge  geschehen,  dass  nemlich 
entweder 

1.  dieses  Landvoigteigericht  aufgehoben,  mit  der  Ostpreussischen 
Regierung  vereiniget  und  in  Heilsberg  eine  Creiss  -  Justiz -Gommission  eta- 
blirt,  oder 

2.  dasselbe  nur  in  seiner  Einrichtung  verbessert,  das  Personale  ver- 
stirckt  und  besser  besoldet  werde,  um  tflchtigere  Mlnner  anschaffen  zu 
kömien. 

Aus  der  abschriftlich  anliegenden  Berechnung  werden  E.  K.  M.  zu 
ersehen  geruhen,  dass  die  Kosten  beider  Arten  von  Veränderungen  ohn- 
gefehr  gleich  hoch  zu  stehen  kommen,  und  in  diesem  Falle  scheinen  mir, 
dem  Gross-Canzler,  nachstehende  Grflnde  fBr  den  zweiten  Vorschlag  zu 
sprechen: 

1.  wflrde  die  Aufhebung  ein  Eingrif  in  die  Rechte  des  Bisthnmes  und 
des  Capitels  seyn,  in  deren  Nahmen  dieses  Gericht  die  Justiz  verwaltet  und 
welchen  auch  der  Vorsehlag  zur  Besetzung  der  Stellen  mit  der  Bedingung 
zugestanden  worden  ist,  dass  sie  qualiflzirte  Subjecte,  und  zu  den  geringem 
Aibidtemstelien  invalide  Soldaten  wfthlen  müssen.  Dieser  Eingrif,  der  zu- 
gleich dennoch  eine  Schmilerung  der  Bischöflichen  Competenz  zur  Folge 
luiben  soll,  scheint  auch  zur  Zeit  um  so  weniger  des  gemeinen  Besten  wegen 
notiiwen^  zu  seyn,  als 

8.  bei  erhöheten  Geholtem  und  vermehrtem  Personale  nach  dem  Vor- 
BcUage  in  der  anliegenden  vorallegirten  Berechnung,  ohnedem  filr  die  Be- 
aetnmg  des  Landvoigteigerichtes  mit  M&nnem,  welche  ihre  Prüfung  bei 
der  Immediat-Examinations-ConimisBion  überstanden  haben,  gesorgt  werden 
Unn. 

3.  Eine  Oreiss- Justiz- Commission  würde  den  Einsassen  bei  weitem 
lücht  80  bequem  seyn,  als  ein  zu  allen  ihnen  vorkommenden]^[Geschäffcen 
AQthorisirtes^Gericht,  und  sie  müssen  auch,  das  höhere  Porto  und  die  wei- 
^n  Reisen  nach  Königsberg  ungerechnet,  weit  höhere  Sportulsätze  he- 
>^en,  wenn  sie  unmittelbar  der  Gerichtsbarkeit  der  Regierung  unter- 
worfen werden. 

4.  Würde  bei  einer  Vereinigung  des  Landvoigteigerichtes  mit  der  Re- 
^ernng  das  ohnehin  jetzt  schon  unzureichende  Gelass  der  letzteren  mit 
S^Oflsen  Kosten  ansehnlich  erweitert  werden  müssen. 
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DeclO  ^'  würde  eine  Verlegenheit  entstehen,  die  itzigen  Of&danten  de«  Land- 

voigteigeriohtes,  besonders  den  Direetor,  anderweitig  unteraubnngen. 

Wenn  aber  auch  das  Landvoigteigerieht  in  seiner  biaherigen  Ver- 
fassung bleibt,  so  muss  es  ausser  denjenigen  Zimmern,  welche  es  schon  in 
dem  einen  Flligel  des  Bischöflichen  Schlosses  inne  hat ,  noch  wenigstens 
eins  haben;  ausserdem  bedarf  es  der  dem  ersten  Landreuter  nur  praecaire 
eingeräumten  Wohnung  im  Schlosse  ftlr  immer,  weil  dieser  die  Gerichts- 
atelle und  die  Gassen  bewachen  muss,  und  endlich  fehlet  es  an  ^em 
Schuld-  und  eigentlichen  Straf-Qeftngnisse,  welche  nach  der  Behauptung 
der  Ostpreussischen  Regierung  ebenfalls  füglich  durch  Hergebung  zweier 
Zimmer  in  dem  Schlosse  beschaft  und  eingerichtet  werden  können.  Wir 
tragen  dahero  .  .  .  darauf  an: 

Ausser  dem  jährlichen  Quanto  von  1590  Rthlr.  auch  noch  .  .  . 
SU  genehmigen,  dass  das  vorbemerckte  Gelasa  für  das  Landvoigtei- 
Gericht  resenriret  und  dessen  Ausbau  und  künftige  Unterhaltung 
dem  neuen  Fürstbischöfe  auferlegt  werde. 
n.  Was  die  Verbesserung  des   Schulwesens   im  Brmelande    und  der 
Weltgeistlichen  im  alten  Ostpreussen  und  Litthauen  betrift,   so  sind  E.  K. 
M.  von  der  Nothwendigkeit  derselben  gewiss  überzeugt,  und  das  oben  dazu 
erbetene  jährliche  Quantum  der  2465  Rthlr.  11  6r.  6  Pfg.  von  der  Fürst- 
Bischöflichen  Competenz  hilft  nur  den  dringendsten  Bedürfiussen  ab.    Je- 
doch muss  ich,  der  Etatsminister  von  Hassow,  annoch  bemercken,  daas  ich 
mit  dieser  Summe   nicht  die  Geistlichkeit  des  Ermelandes,   die  deren  so 
nöthig  nicht  bedarf,  sondern  die  GathoUsche  Weltgeistliche  im  alten  Ost- 
preussen und  Litthauen,  die  theils  gar  keine,  theils  sehr  geringe  fixe  iän- 
nähme  haben,  es  also  vorzüglich  gebrauchen,  in  ihren  Einkünften  yerbessera 
zu  dürfen  wünsche,  und  dahero  die  Allerhöchste  Genehmigung   dahin  zn 
richten  .  .  .  bitte : 

dass  die  2466  Rthlr.  11  Gr.  6  Pfg.  zui*  Verbesserung  des  Vokks 
Schulwesens  im  Ermelande  und  der  bedürftigen  Weltgeistlicben  in 
Alt*Ostpreussen  und  Litthauen  verwendet  werden  können.« 

Dec.22  Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme: 

»22.  December  1803. 
Approbirt. « 

Hiernach  Gabinets-Ordre,  Berlin  1803  December  22. 

R.  7.  0.  16.  0.    Aiufurtigimg: 

Ebendort  die  Korrespondenz  zwischen  den  Bessort-Kinistem,  aus  der 
der  Bericht  erwuchs,  den  Goldbeck  angeregt  hatte. 

1804  Auf    einen   weiteren  Bericht,  vom    13.  Februar  1804,   bestimmt  die 

Gabinets-Ordre,   Berlin  1804  Februar  20,   dass   »für  die  drey  ersten 
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Monate  nach  des  Fürst-Bischofs  Tode  dem  Dom-Gapitul  zu  Frauenburg  ein  p  ^90 
Drittheü  der  unverkUrzten  Competenz  noch  bevrilligt  werden  solle. c 

«.  ».  0.    AiufivtigiiDg.  

Cabinets-Ordres  an  Reck;  Schi-oetter;   Massow  und  an  Massow  s.  t/^^o 
unter  dem  5.  und  8.  December  1803,  No.  661  und  662. 


664.  Immediat-Bericht  des  Staatt-Ministers  v.  Angern.    Berlin  I8OB  Dcc.  ih 

December  16. 

£.  &9.  122.  E.    Aufertlgnsg.    Coneept,  Anweisiing  tob  Saok,  B.  70.  Hupt-Kommisaion.  II. 
UV.  17. 

Die  aufgehobenen  Klöster  in  den  aiien  Provi/nxen  sind  sofort  als  Domätien  ü,u  bewirth- 
sehaften;  über  die  Venßendwig  der  Einkünfte  ist  erst  demnächst  von  def^  Departe- 
ments XU  entscheiden.    Die  Leitung  der  Klosterauf hebungefi  hat  auch  hier  die  Ilaupt- 
Organisations' Kommission,  nicht  die  konkurrirenden  Minister.^] 

Berichtet  auf  die  Cabinets-Ordi'C  vom  4.  Oktober  18032): 

.  .  .  Reck  und  Massow  »wollten  mit  der  Untersuchung  des  lüosters 
Ammensieben  allein  den  Anfang  machen,  ich  aber  war  .  .  .  einer  ab- 
weichenden Meinung,  und  zwar  aus  Gründen,  die  ich  mir  aus  der  Erfahrung 
bei  der  Behandlung  der  Kloster-Aufhebungen  in  den  Entschädigungs-Pro- 
vinzen  abstrahirt  habe. 

Jezt  haben  sich  beide  Staats -Minister  im  Allgemeinen  und  auch  in 
den  mehresten  einzelnen  Funkten  beifällig  erkläret,  und  es  ist  ein  gemein- 
schafüicher  Bericht  mit  dem  Staats -Minister  Grafen  von  Haugwitz  con- 
eerlirt»).  ... 

In  zwei  Punkten  sind  sie  aber  mit  mir  nicht  einer  Meinung,  und  da 
durch  eine  nähere  Unterhandlung  keine  Uebereinstimmung  hierin  zu  er- 
warten ist,  also  am  Ende  es  doch  auf  £.  K.  M.  .  .  .  Entscheidung  ankommen 
muss,  diese  Angelegenheit  aber  dadurch,  zu  deren  wesentlichen  Nachtheil 
imd  dem  Allerhöchsten  Interesse  zuwider,  noch  länger  aufgehalten  werden 
^^de,  so  sehe  ich  mich  veranlasst,  darttber  zu  jenem  Haupt-Bericht  nach- 
träglich unmittelbar  diesen  .  .  .  Vortrag  zu  thun.  .  .  . 

Die  beiden  Staats-Minister  Frhr.  v.  d.  Reck  und  v.  Massow  dissentiren 
nehmlich  darin: 

1.  dass  nach  der  Aufhebung  der  Klöster,  ehe  die  Güter  von  der  p. 
Cammer  in  Administration  genommen  werden,  vorher  von  sämtlichen  con- 
cernirenden  Ifinistem  Vorschläge  über  die  Verwendung  der  dadurch  ent- 
stehenden Fonds  abgegeben  werden  sollen,  und 

2.  dass  die  Leitung  des  Aufhebungs-Geschäfts  nicht  von  der  Haupt- 
Organisations-Gommission,  sondern  von  sämtlichen  concemirenden  Ministern 
geftchehen  solle. 

Ich  bin  jedoch  der  pfiichtmässigen  Meinung,  dass 


1)  Cfr.  No.  646,  652,  668  und  6?!.  %  No.  646.  3;  No.  668. 
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De    16  ^  ^'  ^^^  Kloster-Ottter,   bei  der  Aufhebung  der  ELiöster,   sofort  von 

den  p.  Gammem  in  AdminiBtration  genommen  und  als  Domainen  behanddt 
werden  müssen,  ohne  vorher  erst  die  Bestimmung  wegen  der  daher  ent- 
stehenden Fonds  abzuwarten.  Für  so  billig  und  gegründet  ich  den  Wunsch 
halte,  dass  ein  Theil  dieser  Fonds,  wenn  £.  K.  M.  es  für  gut  erachten 
sollten,  zum  Besten  der  Schulen  und  ahnlichen  öffentiichen  Anstalten  yer- 
-  wendet  werden  mögen,  so  scheint  es  mir  doch  nicht  rathsam,  dass  die 
Güter  selbst  dazu  bestimmt  werden;  Tielmehr  ist  es  zweokmiaaiger,  soldie 
gleich  andern  Domainen  zu  behandeln,  solche  bewirtschaften  und  demwielirt 
auf  die  General-Gassen,  wohin  die  Revenuen  dieser  Güter  fliessen,  die  A]Ie^ 
höchst  zu  bestimmenden  Quanta  anweisen  zu  lassen. 

Sollen  zuvor  diese  Bestimmungen  ausgemittelt  werden  und  zur  Fest- 
setzung kommen,  so  wird  damit  nothwendig  geraume  Zeit  hingehen,  da  es 
auf  eine  nähere  Untersuchung  der  Bedürfhisse  und  der  zweckmfissig  n 
thuenden  Vorschläge  ankömmt  Immittelst  wird  die  Administration  und 
die  weitere  Disposition  in  der  Güter-Verwaltung  gehemmt,  und  dieses  in 
jeder  Hinsicht  grossen  Nachtheil  mit  sich  fahren;  wohingegen  dies  Gesdilft 
einfach  und  gut  auseinander  geht,  wenn,  wie  in  den  Entschädigungs-Pro- 
vinzen,  alles  in  Selbstverwaltung  genommen,  demnächst  aber  alles  ver- 
anschlagt und  zu  Domainen  umgeschaffen  wird.  Wenn  alsdann  der  Ertrag 
der  aufgehobenen  Klöster  feststeht,  welcher  einstweilen  extraordinarie  in 
berechnen  sein  würde ,  können  die  Staats-Minister,  von  welchen  E.  K.  K- 
sodann  die  Vorschläge  über  diese  Revenuen  zu  erfordern  geruhen  werdoi, 
solche  im  Verhältniss  mit  dem  Vermögens-Bestande  und  diesem  Ertrage  ab- 
zugeben erst  im  Stande  sich  befinden,  ohne  dass  die  Verm(^en8-  und  ße- 
venüen-Verwaltung  selbst  dadurch  angehalten  wird.  Der  jezzige  Auftrag 
in  der  ...  Gabinets- Order  vom  4.  Oktober  dieses  Jahres  erstrekt  sich 
aber  fürs  erste  nui-  über  die  Auswahl  der  bei  Aufhebung  der  Klöster  zu- 
nehmenden Maassregeln,  welche  mit  dem  gegenwärtigen  Berichte  erlediget 
sind,  in  sofern  es  das  Allgemeine  und  nicht  das  besondere  Gesuch  des 
Abts  Schoff  vom  Kloster  Ammensieben  betrift,  über  welches  erst  nsch 
vollständiger  Aufnahme  dieses  Klosters  geurtheilt  und  berichtet  werden 
kann. 

Zu  2.  bin  ich  weit  entfernt,  der  Haupt-Organisations-Gommission  Ge- 
schäfte aufzulegen,  da  sie  noch  hinreichend  mit  den  Einrichtungen  der 
mehresten  Verwaltungs-Partien  in  den  Entschädigungs-Provinzen  beschäftiget 
ist;  indess  halte  ich  es  für  nothwendig  und  E.  K.  M.  ...  Interesse  fDrsQ- 
träglich,  dass  die  Leitung  des  Aufhebungs- Geschäfts  durch  solche  allein 
geschehen  möge,  denn  sie  ist  aus  der  Erfahrung  von  den  vielen  in  den 
Entschädigungs-Provinzen  aufgehobenen  Klöstern  und  Stiftern  mit  dem  Ver- 
fahren dabei  undj[allen  eintretenden  Verhältnissen  genau  bekannt  ho 
Gange  des  Geschäfts  kömmt  es  auf  vorzügliche  Beschleunigung  und  sb* 
baldige  Bestimmung  auf  die  denn  täglich  eingehenden  Anfragen  zu  sehr  ani 
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nach  der  Aufhebung  aber  und  in  der  Verwaltung  des  Vermögens  ist  solehes  |^^^^ 
noeh  mehr  nOthig,  wenn  wegen  einselner  Verwaltanga-Disposiiionen  rasche 
Besehllisse'nSthig  werden.  Soll  nun  deshalb  jedesmahl  erst  mit  dem  con- 
eemirenden  Chef  des  Hoheits-  nnd  Geistlichen  Departements  ^'concertirt 
werden,  so  wird  dnrch  den  dabei  unvermeidlichen  Verzug  zu  viel  Nach- 
thefl  erwachsen. 

Dagegen  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  die  Haupt- Organisations- 
Commission,  wann  sie  es  fiOr  nothwendig  findet,  andere  dabei  concemirende 
Departements  und  deren  Chefs  um  ihre  Meinungen  zu  befragen,  wie  solches 
such  bei  SScularisation  der  Klöster  in  den  Entsohftdigungs -Provinzen  ge- 
sehehen  ist,  zu  ihrer  eigenen  Sicherheit  solches  nicht  unterlassen  wird. 
Die  Haupt-Organisations-Commission  wird  dadurch  auch  nicht  länger  be- 
stehen dflifen,  denn,  wenn  sie  sonst  aufgelöset  werden  kann,  werden  diese 
Eloster-Aufhebungs-Oeschftfte,  wobei  es  sodann  vornehmlich  auf  die  Ver- 
wandlung in  Donudnen  und  auf  deren  Verwaltung  als  solche  ankömmt,  an 
die  resp.  Departements  des  Qeneral  p.  Directorii  flbergehen.«  .  .  . 


666.    Immediat-Bericht  der  Staals-Miniiter  Frhm.  v.  d.  Reck  und  Dec.  16 

V.  Schroetter.     Berlin  1803  December  16. 

B.  $e.  a2.  C.    Ansfertigoag. 

Vorschläge  für  die  VerwaUtmg  und  Wiederheset»ung  des  durch  den  Tod  des  Bisehofs 
Miehfiei  Ftvmx  v,  Karpotoiex  erledigten  Bisehofsüxes  von  Wigry,"^) 

»Der  Bömisch-Eatholische  Bischof  von  Wygry,  Nahmens  Michael 
Ton  Karpowicz,  ist  am  6.  November  c.  auf  dem  Dorfe  Berzniken  in  seiner 
Diöces  an  der  Brustwassersucht  gestorben. 

(1.)  Die  Elammer  zu  Bial3rstock  hat  unmittelbar  darauf  den  beiden  0£S- 
eislen  von  Qolaczewski  und  von  Paszkiewicz  die  Verwaltung  des  erledigten 
BiBchöflichen  Sprengeb  fibertragen.  Dadurch  wäre  aller  möglichen  Verlegen- 
beit  vorgebeugt,  und  wir  bitten  E.  K.  H.,  diese  Anordnung  ...  zu  genehmigen. 

Bis  zur  Ernennung  eines  Nachfolgers  des  Verstorbenen  scheint  es  aber 
billig,  sowohl  den  jetzigen  beiden  Verwesern  der  Bischöflichen  Diöcese,  als 
such  einem  dortigen  Geistlichen  Nahmens  Konopka,  der  unter  dem  Titel 
eines  Procuratoris  domus  Oathedralis  Wygrensis  die  specielle  Aufsicht  fiber 
die  Bischöflichen  Qebftude  und  Inventarien-Stflcke  gefOhrt  hat  und  dieselbe 
onter  der  Oberaufsicht  des  Offlcials  von  Paskiewicz  zu  fahren  fortfilhrt,  ffir 
ilire  Mtlhwaltung,  mit  welcher  mehrere  Unkosten,  wie  Besoldung  von  Secre- 
tnrs,  Wächter  u.  d.  gL  verbunden  sind,  eine  angemessene  Belohnung  aus 
dem  vaeanten  Bischöflichen  Gehalte  anzuweisen.  Wir  fOgen  daher  die  . .  . 
Bitte  hinzu: 

(2.)  dass  E.  K.  M.  den  beiden  Officiafen  von  Golaszewski  und  von 
Paskiewicz,  imgleichen  dem  Geistlichen  Konopka,  vom  1.  December 

1)  Cfr.  No.  686  und  692. 


1 
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Decl6  ^'  ^'  ^^  ^^^  ^^  Wiederbesetznng  des  erledigten  BiBtirams  jedem 

75  Thalem  vierteljährig  ans  dem  vacanten  Biseliöfiiehen  Gekitte 
der  4000  RÜür.  zn  bewilligen  .  .  .  gemh^i  möchten.  • 
(3.)  Zu  l^ederbesetsnng  des  erledigten  BistiiamB  ^uben  wir  E.  K.  IL 
mit  gutem  Gewissen  swey  Candidaten  zur  Höchsten  Auswahl  vorscUsgen 
zu  können.  Der  ein  eist  der  Domherr  von  Mathy  aus  dem  Domstift  Frauen- 
bnrg,  ein  Mann  von  vieler  Bildung  und  Anstand,  der  polnischen  Spraeke 
ganz  mächtig  und  dabey,  welches  mir,  . .  .  Schrötter,  flllr  Neu-Ost-Preussen 
ein  wesentliches  Verdienst  zu  seyn  scheint,  ein  sehr  guter  Land-Oeconon 
und  ein  alter  Yasal.  Der  Zweite  ist  der  Official  Oolaszewski  aus  Ken- 
Ost-Preussen.  Die  Kammer  zu  Bialystock  schildert  ihn  als  einen  Mann, 
der  bey  gründlichen  und  ausgebreiteten  Kenntnissen,  nicht  nur  in  der  Theo- 
logie und  dem  Oanonischen  Rechte,  sondern  auch  in  den  mathematischeii 
und  historischen  Wissenschaften,  der  lateinischen  und  französischen  Spraehe 
vollkommen  mftchtig  ist  und  durch  seine  Bechtschaffenheit,  Toleranz,  Be- 
scheidenheit und  ungemeine  Wohlthfttigkeit  sich  allgemeine  Liebe  und  Ver- 
ehrung erworben  hat.  Auch  soll  er  der  Landes^Regiemng  ergeben  seyn 
und  deren  Verfügungen  jederzeit  promt  und  willig  befolgt  haben. 

Von  dieser  Seite  betrachtet  würde  der  von  Golaszewski  Vonfige  haben, 
auch  der  Nation  gewiss  angenehmer  und  auf  diese,  selbst  in  Bezog  auf 
die  Verbesserung  der  Schul-  und  Kirchen-Angelegenheiten,  mehr  ab  der 
von  Mathy  zu  wirken  im  Stande  seyn. 

Wir  stellen  es  demnach  E.  K.  IL  .  .  .  Ermessen  .  .  .  anheim: 

ob  Allerhöchstdieselben  das  erledigte  Bissthum  Wygry  dem  Offi^ 
von  Golaczewski  mit  dem  damit  verknüpften  etatamässigen  Oehaito 
von  4000  Thalem,  von  dem  Viertel  Jahr  ab,  worin  seine  Conae- 
cration   fallen  wird,  ...  zu  verleihen,  und  es  zu  genehmigen  ge- 
ruhen,  dass   für  ihn  das  Nominations -Patent  ausgefertigt  und  zer 
höchsten  Vollziehung  überreicht  werden  dürfe. 
Auf  den  Fall,  dass  E.  K.  M.  den  von  Oolaszewski  zum  Bischöfe  n 
bestimmen  geruhen,  so  werden  es  uns  E.  K.  M.  .  . .  erlauben,  daaa  wir  den 
p.  von  Mathy  bei  einer  andern  Gelegenheit  und  einer  etwa  in  Neu-Ost-PremaeD 
entstehenden  Vacanz  ...  in  Erinnerung  bringen  dürfen.« 

Deo.  22  Hand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme: 

Ad  1  und  2  zu  approbiren. 

Ad  3  aber  wollen  S.  M.  Ihren  Beschluss  so  lange  aussetzen,  bia  die 
Verhandlungen  zwischen  von  Beck  und  p.  v.  Voss  wegen  zwekmftaaiger 
Vertheilung  der  Dioeces  von  Warschau  ^]  so  weit  gediehen  seyn  werden,  da» 
übersehen  werden  kann,  ob  und  welche  Folgen  daraus  fllr  den  Sprengel 
von  Wigry  entstehen.« 


1)  Cfr.  No.  301  und  661. 


Wigry.    Berlin.  »jg 

Fieniaeh  Cabineta-Ordre   an   Reck  und  Sehroetter,   Berlin   1803  jJ^^oq 
Deoember  22. 

S.  89.    Ifinftten  dos  CftMacU. 


Schreiben  von  Reck  an  Massow  s.  unter  dem  12.  November  1803,  Dec.  19 
No.  655. 


686.  Immeditt-Berieht  des  Staats-Ministers  firaf  Heym.  Breslau  1803  Dec.  20 

Deeember  20. 

fi.  89.  32.  F.    Avsfeitigiuig. 

>  Wegen  der  dem  katholisehen  FM'Propst  Wegerich  %u  Berlin  aUerköckst  hmcüligten 

jährliehen  üfUeraHUxung  von  300  BOUrn.*^) 

»Naoli  E.  K.  M.  .  .  .  Befehl  vom  13.  dieses  soll  die  dem  kathoÜBchen 
Feld-Propst  Wegerieh  bei  der  St.  Hedwigs-Kirche  in  Berlin  bewilligte  jfthr- 
liehe  Unterstatzung  von  300  Rthhr.  auf  die  Schlesischen  Klöster  und  Stifter 
fondirty  und  wie  solches  geschehen,  angezeigt  werden. 

Dem  zufolge  verfehle  ich  nicht,  folgendes  ...  zu  bemerken: 

Die  katholischen  Stifter  und  KlOster  in  Schlesien  haben  nach  der  .  .  . 
Cabinets- Ordre  vom  16.  Novbr.  1794  zu  ünterstfitzung  [des  Inv]^}aliden- 
fonds  und  zu  Bestreitung  der  Pensionen  [der  verabschi]edeten  OfBciers  einen 
extraordinairen  Zuschu[ss  von  100]00  Rthlr.  aufbringen  mflssen,  mit  der 
Znsicherung[,  dass  diese  B]eitrfige  nicht  fortwährend  dauern,  sondern  sich 
n[ach  dem]  Absterben  der  pensionirten  Officiers  periodisch  vermin  [dem] 
und  [zuletzt]  ganz  aufhören  sollen. 

EBemach  sind  von  dem  Zusehuss  der  10000  Rthlr.  im  Jahr  1797 
durch  den  entstandenen  Abgang  verschiedener  Pensionairs  1660  Rthlr.  ab- 
geschrieben worden,  und  die  Stifter  contribuiren  noch  dato  8360  Rthlr., 
ivobei  dieselben  auf  die  ihnen  gemachte  Vorstellung  den  Besohluss  gefasst, 
Ton  diesen  Beitrftgen  die  zurflckfallenden  Ofiicier-Pensionen  an  die  katho- 
lische Haupt-Schul-Casse  hieselbst  zu  Verbesserung  der  katholischen  Schul- 
Anstslten  und  diesfkUigen  Unterrichts  dergestalt  zu  flberlassen,  bis  solche 
die  Höhe  von  5000  Rthlr.  erreichen,  als  welche  die  Stifter  fortwährend  als 
Zusehuss  zu  gedachter  Haupt-Schul-Casse  leisten  und  dann  erst  das  Residuum 
des  jezigen  Beitrags  successive  erlassen  haben  wollen.  Ueber  diesen  Bei- 
trag der  Stifter  zur  katholischen  Haupt-Schul-Casse  p.  6000  Rthlr.  habe 
ich  E.  M.  bei  Gelegenheit  der  dargestellten  Verbesserungen  des  katholischen 
Sehul-Unterrichts  in  Schlesien  unterm  9.  Merz  1799')  .  .  .  berichtet  und 
die  allerhöchste  Qenehmigung  darüber  laut  Cabinets -Ordre  vom  23.  Merz 
sj.  a.  erhalten. 


1)  Cfr.  No.  662. 

2)  Die  Vorlage  ist  an  den  eingeklammerten  Stellen  zerstört. 
3j  No.  77. 


gO  Urknnden  No.  666—667. 

1803  Von  dem  jetsigen  jährlichen  Beitrage  der  katholiBchen  Stifter,  p.  SSM 

Rthlr.,  bezieht  die  Oeneral-Inyaliden-Gftsse  in  Berlin   .     .     .     47&0  Bthlr. 
der  pensionirte  Capitain  Graf  Schmettan  sn  Potsdam  .     .     .       300 
nnd  die  katholische  Hanpi-Bchnl-Casse  hieselbst  vom  1.  De- 

cember  c.  ab 3300 


thnt  8350  Rfldr. 
Bei  dieser  Lage  der  Sache  dürfte  es  wohl  zu  Vermeidnng  einer  neues 
Aosschreibnng  und  der  diesfUligen  Sensation  am  zweckmissigsten  jseyn,  die 
ftlr  den  katholischen  Feld-Propst  Wegerich  jährlich  erforderliche  ünt»- 
stfltzung  von  300  Rthlr.  unter  die  Beiträge  der  Stifter  zum  luTalidenfond, 
statt  einer  zurttckfallenden  OfScier-Pension,  einzuschieben.  Wenn  E.  K 
diesen  Vorschlag  zu  genehmigen  geruhen,  so  trage  ich  zugleich  .  .  .  nin 
die  höchste  Festsetzung  an,  wohin  diese  300  BtUr.  und  von  welchem  Zei(- 
p[unct]  ab  bezalt  werden  sollen,  um  darnach  das  Wei[tere]  Terfllgen  zn 
können.« 

Dec.27  Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme: 

>27.  December  1803. 
JLpprobirt  und  soll  Ref.  mit  p.  v.  Massow  sich  darüber  einigen,  zu 
welcher  Casse  die  Zahlung,  welche,  wenn  es  angeht^  mit  dem  1^^  Decbr. 
d.  J.  ihren  Anfang  nehmen  soll,  geleistet  werden  muss.« 

Hiernach  Cabinets-Ordre  an  Hoym,  BerUn  1803  December  27. 

B.  89.    Kinftten  des  Cftbinets. 

Dec.  21  Schreiben  von  HÄugwitz  s.  unter  dem  25.  December  1803,  No.  668. 


Dec.  22  Cabinets-Ordres  an  Reck;  Qoldbeok;  Schroetter;  Massow,  und  an 
Reck;  Schroetter  s.  unter  dem  10.  und  dem  16.  December  1803,  No.  663 
und  666. 

Dec.  24  667.  Borieht  des  Residenten  Frhr.  v.  Humboldt  Rom  1803  De- 
cember 24. 

B.  XI.  Rom.    Eifreali&adige  ohiiBrirte  Aufertiguig;  naeh  der  Deekiflrinuig. 

Die  bayeriaeke  Uiüerha/ndhmg  durch  Haeffelm  m  Rom  wegen  des  Konkordata,  Btd- 
tung  des  Ersten  Konstds,    Baeffdm^s  An/näh&ning  an  Humboldt^  der  sieh  gegen  ihn 

vorsichtig  verhalten  wird,  ebenso  wie  gegen  Consalvi.^) 

.  .  .  »L'objet  principal  des  n^gociations  que  TElecteur  de  Bavi^re  d^sire 
d'entamer  dans  ce  moment,  paroit  6tre  Torganisation  du  Systeme  dioe^saiD 
dans  ses  Etats  et  l'^tabUssement  du  principe  que  les  limites  dioc^sainea 
doiyent  coüicider  partout  avec  du  territoire  s^culier.  La  Cour  de  Borne, 
ainsi  que  j'ai   eu  Thonneur  ddjä  de  le  mander  ä  V.  M.,  ne  «'oppose  pas 


i 


1^  Cfr.  No.  736. 


Bom.    Bayern.    Konkordat  gj 

directement  ä  oe  principe,  qnelqne  pen  agr^ble  qn'il  Ini  seit  en  Ini^m^me;     1803 

nuds  le  Card.  Seeret.  d'Etat  a  falt  an  Sr.  de  Haeffelin  ^)  les  mSmes  objections 

qnll  m'avoit  faites  k  moi,  en  Ini  disant  qne  le  St.  Si^ge  ne  ponvoit  prendre 

aaeone  d^termination  partielle  snr  le  Systeme  dioc^sain,  qne  cette  affaire 

deroit  se  traiter  k  Ra&bonne,  oü  le  Pape  enverroit  nn  nonce,  et  qne  oette 

eondnite  Ini  ^toit  prescrite  par  ses  engagemens  pris  avee  TEmperenr  et  le 

Premier  GonsnL     Le  Sr.   de  Haeffelin   m'a  t^moign^   qne  l'Electenr  son 

mafitre  ne  c^eroit   cependant  k  ancnne  de  ces  raisons,    qn'il  ne  vonloit 

traiter  qn'ä.  Borne  et  qn'il  Tavoit  charg^  Ini  (!j  de  le  d^larer  positivement  an 

3i  Si^e.    11  a  repröaent^  en  vertn  de  ses  ordres  an  Card.  Seeret.  d'Etat  les 

ineonreniens  et  les  longnenrs  qn'entratneroit  nne  n^ociation  entam^e  ponr 

tonte  l'Allemagne  en  Corps  k  la  Diette,  et  Ini  a  fait  voir  qne  rien  n'emp^ 

dieroit  qne  les  arrangemens  pris  aveo  diff6rens  Princes  ne  fnssent  pr^sent^s 

et  ratifi^  aprte  k  Batisbonne,  si  cela  seroit  jng^  n^cessaire.    Ponr  dloigner 

U  dif&enltä   qne  le  Card.  Secr^taire  d'Etat  Ini  avoit  dit  yenir  de  la  part 

da  Premier  Conanl,  il  en  a  parl6  an  Cardinal  Fesch,  Ambassadeur  de  France 

id,  et  l'a  dispos^  k  demander  des  instrnctions  snr  ce  point  de  son  Gonveme- 

ment,  d^marche  qne  je  n'avois  pas  os^  faire,  n'^tant  mnni  d'anonne  instmc- 

üon  k  eet  ^ard  par  V.  M.  et  eroyant  qn'il  ätoit  snrtont   essentiel  de  ne 

pas  montrer  dans  cette  occasion   nn  zMe  qni  ponrroit  paroftre  indiscret. 

B'apr^  les  informations  qn'il  a  pn  se  procnrer  k  Mnnic,  le  Sr.  de  Haeffelin 

croit  qne  le  Premier  Consnl  sera  favorablement  dispos6  ponr  seconder  les 

Piinees  Allemands  qni  vondroient  d^irer  son  Intervention  dans  cette  affaire, 

et  ponr  me  donner  nne  prenve  qne  le  Premier  Consnl,    an   milien  des 

oeenpations  qne  Ini  donne  la  gnerre  dans  le  moment  pr^ent,  ne  perd  pas 

de  Yue  les  affiEures   de  l'AUemagne,  il  m'a  dit  qn'il  avoit  demand^  avant 

pen  an  Br.  de  Cetto,  oü  en  ^toit  le  Concordat  de  la  Bavi^re  avec  le  Pape. 

D'im  antre  cdt^  j'ai  remarqnö  moi  ici  qne  la  Conr  de  Bome  se  plaint  dn 

pen  de  chalenr  qne  montre  le  Premier  Consnl  k  d^fendre  ses  int^rßts  k  ce 

>QJei    JnsqnHci  le  Sr.  de  Haeffelin  n'a  encore  remis  ancnne  note  ofBcielle 

tonehant  lea  objets  principanx  de  sa  mission;  il  se  bome  an  contraire  k 

pr^parer  les  mat^iianx  et  k  sonder  le  terrain;  mais  il  ne  me  semble  pas 

dontenx  qne,  si  an  moment,  oü  il  formera  r^ellement  l'instance  an  nom  de 

^  eonr,  les  antres  Princes  qni  ont  re^n  en  partage  des  paYs  s^cnlaris^s, 

t^moigneront  les  m6mes  intentions  an  St  Si^ge,  et  la  Conr  sera  Obligo  de 

^er.    L'Electenr  de  Bavi^re  ne  parott  pas  m^me  vouloir  attendre,  k  ce 

que  m'a  dit  son  Ministre,  qne  l'artide  62  dn  Conclnsnm  qni  snspend  tont 

^iltt&gement  de  dioctee  ponr  le  moment,   soit  discnt^  k  Batisbonne,  mais 

▼onloir  faire  tons  les   arrangemens  relatifs  k  cet  objet  avec  le  St.  Si^ge, 

^^  ä  Hre  rattS^s  apr^  k  la  Diette.     Le  Sr.  de  Haeffelin  m'a  t^moign^ 

1)  Die  Vorlage  bat  »Haefferlingen«,  später  »Haefferling«.  Freiherr  Kasimir 
von  Haeffelin.  Bischof  von  Chersones.  war  als  Bayerischer  »Ministre  plSnipoten- 
tiaire«  am  4.  December  1803  in  Bom  eingetroffen. 

^r»»ier,  PrtiiiMn  «nd  dl«  katV  KirdM.    IX  6 


1 


g2  Urkonden  No.  667—^668. 


1803  gn  gtirplus  quHntimeiiient  persoad^  qne  lea  int^ts  de  tona  les  PiioeM  de 
rAllemagne  ätoient  ^troitement  li^B  k  cet  objet,  il  me  feroit  volontien  put 
des  d^marches  qa'il  feroit,  et  il  m'a  fait  entendre  en  m^me  tema  qn'Hest, 
on  ne  peat  pas  plus  dispos^  k  agir  de  eonoert  avec  moi  ausn  aouTeat  qne 
leg  circonstancea  poorroient  Texiger.  Je  ne  puia  me  diapenaer  d^ajeoter  k 
oette  occasion  qne  ce  Ministre  est  sans  oontredit  nn  homme  de  beaaeei^ 
de  talent  et  d'instniction  et  tr^s  versö  dans  les  affaires,  maia  il  £aiit  aTouer 
aossi  qn'il  a,  et  peat-^tre  plus  qnll  ne  le  mörite,  iei  la  röputation  trte  d^ 
favorable  k  an  agent  diplomatique  d'dtre  roa^  et  intrignant  et  qu^on  k  tue 
oati'e  oela  encore  d'^tre  peraonnellement  oontraire  k  la  Oonr  de  Rome.  Je 
mettrai  par  cons^qnent  beaneonp  de  pmdence  et  de  eirconapection  dans  mk 
condnite  envers  Ini,  k  moins  qu'il  ne  parvienne  dana  la  anite  k  doigner 
cette  opinion  qu'on  parott  a?oir  pris  de  loi.  En  ne  yonlant  reeoimottie 
ancnne  autorit^  eccl^iaatique  hors  de  aon  territoire,  l'Eleoteiir  de  Ba?i^ 
est,  k  ce  qne  j'apprends  par  le  Sr.  de  Haeffelin,  d'avia  qne  lea  petita  Conies 
on  Prinees  qni  se  tronvent  snr  aon  territoire,  doivent  ayoir  le  dioix,  s'ib 
Yenlent  que  lenrs  sigets  catholiques  appartiennent  anx  dioeteea  de  sea  ^iate 
on  k  cenx,  d'nn  des  Princea  plua  pniaaanta  dans  lenr  voinnage.  Mais  quat 
k  eenx  dont  le  territoire  seroit  encla?6  dans  les  ^ts  Bavarois,  ila  de?roiat 
se  ranger  absolnment  sons  Tantorit^  des  ET^nes  Bavarois,  aana  qne  le 
choix  lenr  en  füt  laias^.  An  snrplns  TElectenr  accorde  an  Pape  le  gnMid 
point  qne  tons  les  Ev^qnes  Bavarois,  anssi  eenx  k  er^r  k  pr^Mni,  senrnt 
dot^  en  biens  fonds.  H  est  d^id^  anssi  de  faire  nn  vMtable  eoncordat 
et  il  ne  s'opposera  pas  m^me  k  TenToi  d'nn  Nonee  k  Mnnic,  ponnm  qae 
eelui  qn'on  destineroit  k  oette  place,  promette,  comme  le  Prälat  Aieaio  i 
P^tersbonrg,  de  ne  se  m^ler  d'ancnne  afilaire  ecd^siaatiqne:  troia  points  snr 
lesqnels  des  Prinees  protestants  ponrroient  oonvenir  difficilement.  Le  Card. 
Secret.  d'Etat,  en  m'entretenant  confidemment,  il  y  a  quelques  jonra,  snr  ees 
objets,  m'a  parl^  tr^  firanchement  des  innovations  qni  ae  fönt  en  BaTi^ro? 
et  m'a  assnr^  qu'il  s'est  ^nonc^  de  m^me  envers  le  Sr.  de  Haeflfelin,  en  bü 
faisant  sentir  surtout  que,  malgr^  tont  ce  qne  Electeur  ponrroit  &ire,  b 
Cour  de  Rome  ne  s'^loigneroit  jamais  de  ses  maximes  nne  foia  adoptto- 
II  igouta  encore  qn'aucune  menace  de  la  part  de  TEleetenr  ne  povxioit 
jamais  l'y  engager;  mais  que,  le  St.  Si^e  ^tant  une  fois  entonr^  de  taat 
de  malheurs,  il  regarderoit  m^me  l'accomplissement  räel  de  ees  menaioes 
comme  une  disgr&ce  de  plus  qu'il  falloit  supporter  aveo  patience.  Malgr^ 
cette  fermet6  apparente,  je  ne  doute  oependant  ancunement  qne  les  dem 
Gours  en  viendront  k  un  accommodement  qnelconque.  Quant  aux  n^ 
ciations  entam^es  entre  le  Sr.  de  Kolbom  et  le  Nonoe  papal  k  Yieuie,  le 
Sr.  de  Haeffelin  m'a  dit  de  savoir  par  l'Eleeteur  Arehi-Ghancelier  qu'elles 
n'^toient  gn^res  avanc^es  encore.  On  aToit  dit  au  Sr.  de  Haeffelin  qae  U 
Cour  de  Rome  avoit  d^jä  tont  pr^par6  pour  un  Concordat  avec  VAÜeoMp^ 
et  on  lui  avoit  fait  craindre  qu'il  viendroit  trop  tard,   maia  il  a'eat  eoa- 
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▼ainen  id  que  ees  bniits  sont  enti^rement  fanx.    Au  surplns  je  n'ai  paa  t^^^^ 
d'aasnrer  ä  V.  M.   qne,  joaqa'k  ce  qn'EUe  me  donnera  des  ordres 


altdrieus,  je  me  bomerai  nnlquement  k  prendre  les  informationB  les  plus 
ezaetee  de  ee  qni  ae  paase  dans  cette  affaire,  et  k  me  m^nager  Tintrigne  (!) 
tmt  da  Cardinal  Beer^taire  d'Etat  que  du  Miniatre  de  Bavi^re,  ponr  6tre 
en  6tat  de  faire  k  Y.  M.  des  rapports  d^taill^  et  fid^les  sur  le  T^ritable 
^tat  de  la  n^odation.«  .  .  . 

868.    Immediat-Bdrieht  der  Staats-Minitter  Frhr.  v.  d.  Reck,  firaf  Dec.  26 
HaugwHz,  v.  Massow  und  v.  Angern,    Berlin  1803  December  25. 

&  89.  138w  A.    IvBfertigiiiig. 

ABgememe  Qrundsäixe  für  die  SäkularisoHon  der  Klöeier  in  den  aüen  deutaekm 
Provitwen.    Dm  Pennone-Oetuek  des  Abtes  Sehoffs  im  Kloster  AmmenskbenA) 

Beriehten  anf  die  Cabineto -Ordre  vom  4.  Oktober  1803  >)  an  Reek, 
Massow  und  Angern: 

. .  .  »Oleich  nach  Empfang  dieses  .  .  .  Befehls  sind  gedachte  drei 
Etats-lfinifltre  mit  dem  Answärtigen  Departement  in  Oorrespondens  getreten,^) 
um  von  der  Basis  des  ganzen  Gesch&fls,  nämlich  dem  darauf  sich  beziehen- 
den Detail  der  Reichs -Yerhandlnngen,  gründliche  Kenntniss  zu  erhalten. 
Nach  solchergestalt  vorbereiteter  Sache  sind  nnnmehro  nnterzeichnete  De- 
partements Aber  folgenden  Oeschäftsgang  einverstanden  nnd  erbitten  sich 
mr  weiteren  Vorschreitong  deshalb  ...  die  Oenehmignng  E.  K.  M. 

I.  Die  jezt  vorzunehmende  Saecularisation  erstreckt  sich  auf  sftmtUehe 
catholiache  Mannsklöster  der  alten  königlichen  mit  dem  deutsche  (!)  Reiche 
in  Yerhftltniss  stehenden  Lande,  mithin  ist  Schlesien  ausgenommen. 

H.  In  den  Provinzen  Gleve,  Marck  und  Ravensberg  bestehen  zwar  mit 
Jfilich  und  Berge,  modo  mit  Berge  allein,  folglich  mit  Pfalzbaiem  wegen 
dieses  Herzogthums  alte  Religions-Recesse^],  welche  eine  wechselseitige  mo- 
dificirte  Einmischung  des  einen  Landes-Herrn  in  die  Religions-Sachen  des 
andern  Landes  mit  sieh  bringen,  wobei  es  diesseitig 

1.  auf  das  Com-Patronat  in  mehreren  Julich-Bergischen,  modo  bloss 
Bergischen  Stiftungen  und 

2.  auf  Abwendung  des  Druckes  von  den  Julich-Bergischen,  modo 
Bei^^hen  Protestanten  abgesehen  ist.     Da  aber 

ad  1.  die  bisherige  Proportion  gegenseitiger  Yortheile  durch  den 
Yerlust  von  Jülich  alterirt  wird  und  ad  2  die  jetzige  Pfalzbaiersche 
Regierung  keinen  solchen  Druck  besorgen  lässt,  vielmehr  die  Yor- 
schritte  der  Pfalzbaierschen  Regierung,  die  nach  ihren  eigenen 
Orundsätzen  in  Ecclesiasticis  verfthrt,  dadurch  stillschweigend 
einladen,  dasselbe  zu  thun,  so  wird  man  diesseitig  durch  die 
qu.  alten  Recesse  nicht  femer  gebunden  seyn. 

1)  Cfr.  No.  664  und  671.  2)  No.  646.  3)  Cfr.  No.  662. 

4)  Cfr.  Band  I,  S.  86. 
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T)^^5  III.  Es  ist  demnach  rathsam,  flllr  alle  snb  No.  I  besa^  Lande,  in- 

clasive  Gleve,  Marck  and  Bavensberg,  in  der  besagten' EloBter-Anfhebimg»- 
Sache  vorzaschreiten  nnd 

IV.  ganz  die  Analogie  der  Verfahnings-Art  in  den  Indemnitaeta-Landen 
SU  beobachten,  nämlich  sogleich  in  sämtlichen  Provinzen  durch  CommissarioB 
der  Regierung  und  Kammer  Statum  personalem  et  bonorum  der  qn.  Klöstor 
aufnehmen  zu  lassen,  die  genaueste  Rechnungsführung  den  Kldstem  zur 
Pflicht  zu  machen  und  Alienationen  zu  verbieten. 

V.  femer  ordentliche  Etats  des  Vermögens  und  sodann  mit  Hinsicht 
auf  den  Reichs-Deputations-Schluss  Aber  jedes  Kloster  Normal-Etats,  nach 
welchen  die  zu  ertheilenden  Pensionen  zu  bestimmen,  zu  E.  K.  M.  Appro- 
bation anfertigen  zu  lassen;  darauf 

VI.  die  Klostergflter  als  Domainen  den  Kammern  in  Administration'zQ 
geben,  nachdem 

VII.  von  den  beauftragten  Ministem,  Freiherm  von  der  Reck,  von 
Massow  und  von  Angern,  E.  K.  M.  wegen  Verwendung  der  [gewonnenes 
Fonds  Anträge  gemacht  worden; 

Vni.  Wegen  des  Pensions-Gesuchs  des  Abts  Schoffs  in  Kloster  Am- 
mensleben  behalten  sich  gedachte  drey  Ministre  vor,  E.  K.  M.  einen  Spe<nai- 
Bericht  zu  erstatten,  und  erbitten  sich  endlich 

IX.  wegen  der  catholischen  Nonnenklöster  in  den  No.  I  besagten 
Landen  Allerhöchstdero  Befehle  darüber,  ob  auch  von  diesen  Klöstern  Sta- 
tus personalis  et  bonomm  au£Eunehmen,  um  solche  unter  Besteuerung  ent- 
weder nach  Befinden  fortdauern  oder  ndt  Verbot  neuer  Aufnahmen  an»- 
sterben  zu  lassen,  wobei  die  Gründe  zur  Prüfung  der  Frage:  welcher 
Alternative  der  Vorzug  zu  geben?  genau  zu  erforschen  und|E.  K.  M.  ein- 
zeln zur  Entscheidung  vorzutragen  seyn  würden.«  .  .  . 

Deo.  21  In   dem   Begleitschreiben    von   Haugwitz    an  Reck,   Massow  nnd 

Angern  zu  diesem  von  ihm  mitgezeichneten  Immediat-Berichte  bemerkt  er 
am  21.  December  1803:  »Die  Rücksicht  auf  die  mit  Ohur-Pfalz  bestehen- 
den Religions-Recesse  kann  um  so  weniger  bey  der  Sache  Bedenken  er- 
wecken, als  der  Münchener  Hof,  selbst  ohne  eine  allhier  deshalb  gehaltene 
Nachfrage,  bereits  mit  der  Aufhebung  der  Klöster  im  Bergischeu;  beschftfägt, 
und  in  keinem  Fall  ein  Widersprach  von  seiner  Seite  gegen  unsere  nun- 
mehrige ähnliche  Maassregeln  zu  erwarten  ist« 

B.  62.  27.  C.    Conoept,  gMchri«bea  Ton  KtaUx,  gti.  HMgwltiE. 
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669.  immediat-Scbreiben  des  Fflrsten  Jotepb  zu  Hoheniohe,  Bischofs  £)^^5 

von  Broslau.    Breslau  1803  Deoember  25. 

B^  S9.  Sl  E.    Bigtnhliidig. 

BiUei  um  die  EHaubmss  nach  Berlin  kommen  xu  dürfen.^) 
>8ire!  Mon  emproBsement  de  mettre  aux  Pieds  de  V.  M.  l'liommage 
de  toas  les  sentiments,  dont  je  snis  penetr6,  m^engage  de  la  supplier  de 
m^accorder  la  Permission  de  me  rendre  k  Berlin  dans  les  premiers  jours 
de  Tann^  qni  ya  commen^er,  et  d^agreer  les  voeux  qne  je  Iny  porterai, 
ils  seront  Texpression  de  la  reconnaissance  et  de  la  sonmission  la  plus  pro- 
foude  avec  les  quels  je  suis  de  V.  M.  le  plus  humble  et  le  plus  obeissant 
seryiteur  et  sujet  le  P.  £.  de  Breslau. 
Breslau  ee  25  Xbre  1803.« 

Rand-Verfflgungy  geschrieben  von  Beyme:  1^^ 

Jan»  4 
>4.  Januar  1804. 

Dank  and  mit  Yergnfigen  zu  bewilligen.« 


Gabinets-Ordre  an  Hoym  s.  unter  dem  20.  December  1803,  No.  666.     1808 

Dec.  12 


670.    Immodiat-Borioht  dor  Stuts-Minister  Frbrn.  v,  d.  Rock  und  Dec  28 
V.  Hardonberg  (fflr  das  Neufcbatolor  Dopartomont).    Berlin   1803  De- 

eember  28. 

K.  M.  NenfelwUL  Ee«lM.    ConMpt,  gtaeliriebeB  tob  BftomMr,  ges.  Reck;  Hardanl^erg. 
Die  Pension  des  Bieehofs  von  hofusawnt  für  seine  Seelsorge  in  Neufchaiel. 

Berichten  auf  die  Cabinets-Ordre  vom  5.  December  1803 :  »Dass  die 
Souverains  von  Neufohatel,  welche  dieses  Land  in  Besitz  gehabt,  ehe 
solches  an  das  Preussische  Haus  gekommen,  stets  die  erwähnte  Pension 
[500  ÜTres  an  den  Bischof  tou  Lausanne]  gezahlt  haben.  Im  Jahr  1707 
sber,  als  Neufchatel  unter  Preussens  Scepter  gerieth,  wurde  diese  Pension 
gestrichen,  jedoch  im  Jahre  1787  ad  beneplacitum  wieder  hergestellt,  um  auf 
diese  Weise  den  Bischof  von  Lausanne  in  Abhängigkeit  von  der  Preussischen 
Regierung  zu  erhalten,  welcher  Zweck  auch  noch  jetzt  wttnschenswerth  zu 
Beyn  scheint. 

üebrigens  wird  der  Antrag  des  Bischofs^)  von  dem  Staatsrathe  zu 
Neufchatel  und  dem  Gfeneral-Lieutenant  v.  B^ville^]  in  Rflcksicht  des  üm- 
Btandes,  dass  zwei  Neufchatelsche  catholische  Edrchspiele,  Landeron  und 
Oreasier,  von  diesem  Bischof  in^geistlichen  Angelegenheiten,  obwohl  unter 
ludesherrlicher  Ober-Aufsicht  abhängen,  ebenfalls  lebhaft  unterstützt. 

Endlich  hat   die  Sache  noch  eine   erhebliche  Seite.     Die  Schweitzer 


1)  Cfr.  No.  697.  2)  Maxime  Guisolan.  der  neu  gewählt  war. 

3)  Gouverneur  von  Neufchatel. 
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n^^o  ^^SO^^u'en  gegenwftrtig  zu  Rom  ein  Concordat,  ^)  nnd  man  bat  dieeseitig  alle 
Ursach,  zn  wünschen,  dass  das  NenfohateOsehe  Land  von  den  etwanigei 
nachtheiligen  Festsetzungen  dieses  Goncordats  frei  bleiben  m(^e.  Dageges 
könnte  nun  die  gedachte  Pension  ein  sehr  angemessenes  Mittel  sejm,  veü 
der  Bischof  alsdann  durch  sein  eigenes  Interesse  bewogen  wäre,  die  Saebe 
beim  Alten  zu  lassen.«  .  .  . 

1804  Die  Pension  wird  durch  Cabinets-Ordre,  Berlin  1804   Januar  2, 

*^'      genehmigt. 

Die  Gegenleistung  des  Bischofs  für  diese  Pension  war  nicht  ttbergross; 
Okt^2  ^^^^®  schreibt  an  Haugwitz  am  12.  Oktober  1803:  »Cet  Eveque  fait  de 
6  en  6  ans  la  visite  des  deux  susdites  paroisses,  .  .  .  que  le  Souverain  le 
d^fraye  en  vin  pendant  le  s^jonr  qu^il  fait  au  Landeron,  moyennant  60  pots 
de  vin  du  crü  du  pays  qu'il  lui  fait  passer.  Au  reste  le  Roi  jouit  da 
droit  de  nonuner  aux  eures  de  Landeron  et  Gressier  dans  les  cas  de  ta- 
cance«. 

Dec  29         671 .    Cabinets-Ordre  an  die  Staats-Minister  Frhr.  v.  d.  Reck^  6ral 

Haugwitz,  V.  Massow  und  V.  Angern.     Berlin  1803  Deoember  29. 

R.  70.  Hanpt-KommiBsion.  n.  UV.  17.    Aufeitigaiig. 

Der  Qeschäflsgang  bei  der  Klosteraufhebung  in  den  aUen  deutsehen  f^roein^^H  wd 
die  Verwaltung  und  Verwendung  der  daraus  gewonnenen  Fonds. 

Genehmigt  die  Anträge  des  Berichtes  vom  25.  December  1803,')  und 
setzt  ad  4.  und  5.  fest:  »dass  die  Ausführung  der  yerabredeten  und  ge- 
nehmigten Orunds&tze  von  der  Hauptorganisations-Gommission  fOr  die  Entr 
schädigungs-Lande  allein  dirigirt,  die  Resultate  aber,  mithin  auch  die  Etats, 
Euch,  den  Staats-']\iQnistem  Frhm.  von  der  Reck  und  von  Massow,  mii- 
getheilt  und  die  Berichte  darüber  an  Mich,  in  Gemeinschaft  mit  Euch,  dem 
Staats-Minister  von  Angern,  erstattet  werden  sollen.     In  Absicht 

6.  der  Verwaltung  der  Kloster-Gttther  und 

7.  der  Verwendung  der  gewonnenen  fonds,  so  will  Ich,  dass  die  Ueber- 
gabe  der  Kloster-Gttther  als  Domainen  an  die  Kammern  nicht  bis  snr  Be- 
richtserstattung Aber  die  künftige  Bestimmung  der  fonds  ausgesezt  werdeOf 
sondern  sofort  erfolgen  soll,  werde  aber  Eure,  des  Staats-Ministers  FrhiB. 
von  der  Reck  und  von  Massow,  Vorschläge  ttber  die  zum  Besten  der  Schulen 
und  anderer  öffentlichen  Anstalten  nöthigen  Gelder  gern  annehmen  und  nach 
Möglichkeit  berttksichtigen,  so  wie  Ich  denn  auch 

8.  Euern  und  des  Staats-Ministers  von  Angern  Bericht  über  das  Pen- 
sions-Gesuch  des  Abts  Schoffs  zu  seiner  Zeit  erwarten  will.     Was  endlich 

9.  die  katholischen  Nonnen-Klöster  betrift,  so  ist  es  allerdings  Meine 
Intention,  dass  auch  diese  in  den  ad  1  und  2  genannten  Landen  in  Be- 


ll Der  Konkordats-Entwurf  nannte  Neufchatel  zuerst  wieder  unter  der  neuen 
Helvetischen  Republik  als  Theü  der  Schweiz.  2)  No.  66& 
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trachtnng  gezogen  werden  sollen;  da  aber  der  §  42  des  Reichs-Conclusi  T^^^^^i 
zur  Sienlarisation  der  gesehlossenen  Franen-ElOster  das  Einverständniss  der 
Diöeesan-Biaeliöfe  erfordert,  so  mnss  da,  wo  dioeeesan-Reehte  gegründet 
sind,  darauf  Rtlksieht  genommen  werden,  inll  dagegen  im  Uebrigen  Euem 
Antrag  .  .  .  hierdureh  genehmigen,  nnd  Ench  flberall  darnach  znr  Yerfdgang 
des  Weiteren  anthorisiren.  < 

Anf  Gnind  dieser  Cabinets-Ordre  erlftsst  Angern  am  11.  Januar  1^04 
1804  an  die  Magdebnrgische,  Halberstädtische,  Minden- Ravensbergische,  ^°' 
KieYe-MftrkiBche,  Ostfriesische  Regierung  nnd  Kammer,  an  die  Kammer 
zu  Mfinster  nnd  die  Lingensche  R^emng,  Verftigungen  wegen  Unter- 
suchung nnd  An&ahme  des  Znstandes  und  Vermögens  der  Klöster,  die 
fiberali  ^eichaseitig  vorgenommen  werden  sollen,  um  Ver&nsserungen  auf 
Grund  von  Aufhebnngsgerflchten  zuvor  zu  kommen;  dann  solle  wegen 
Aufhebung  oder  Beibehaltung  jedes  Klosters  berichtet  werden. 

Conoept,  ABweisuig  tob  Stek,  a.  ».  0. 


672.  Bericht  des  Residenten  Frhr.  v.  Humbeldt  in  Rem.    Rom  1803  j^^. 

Deeember  31. 

R.  XL  Born.    AuferUgaDg. 

iVocAicwwttft^  der  für  PBpsUicke  Ausfertigungen  in  Kaihoüsek^GeisUMen  Saehen 
aus  den  Preueeieehen  Staaten  nach  Born  gegangenen  Oelder. 

.  .  .  »Da  es  mir  nicht  nninteressant  sehien,  genan  zu  wissen,  wie  viel 
Geld  jihrlieh  von  £.  K.  M.  katholischen  Unterthanen  fftr  Ausfertigungen  des 
hierigen  Hofes  alUner  besahlt  wird;  so  habe  ich  zugleich  dartlber  ans  meinen 
Bechnungen  einen  vollständigen  und  genauen  Auszug  gemacht.  Die  sich 
AUS  demselben  ergebenden  Resultate  sind  folgende: 

L  Die  Snmme  aller,  ans  E.  K.  M.  Staaten  fttr  Päpst- 
liche Ansfertagungen  nach  Rom  gegangenen  Gelder  beträgt 
in  dem,  mit  dem  heutigen  Tage  ablaufenden  Jahre.    .    .  1028  Scudi, 
mithin  nur  wenig  Aber  1500  Rthlr.  Preuss.  Courant. 

n.  zu  dieser  Summe  haben  beigetragen: 

1.  Neu-Ostpreussen,  d.  i.  die  Dioecesen  Flock,  Wigry 

und  Snprasl 395  Scudi  66  Baj. 

2.  Ost-Preussen,  d.  i.  die  Ermeländische  Dioecese     .  341    -     65     - 

3.  Sfld-Prenssen,    d.  i.   die  Dioecesen  Cujavien  und 
Pomerellen,  Onesen,  Posen  und  Warschau    .    .    .  259    -     20     - 

4.  Schlesien,  d.  i.  die  Breslauer  Dioecese  und  die  König- 
lich Preussisehen  Antheile  der  Prager  und  Olmfltzer    31    -     50     - 

Von  £.  K.  M.  flbrigen  Staaten  sind  keine  mit  Kosten  verbundenen  Aus- 
fertigungen eingefordert  worden. 

m.  unter  den  verschiedenen  Arten  der  Römischen  Ausfertigungen 
haben  gekostet: 
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und  das  Deoret  znr  Fonnimiig  des  Caaonisohen 
Processes  des  von  E.  K.  M.  ernannten  Weihbisohofs 
des  Pnltasker  Theils  der  Plocker  Dioecese  .    .    .  196  Send!  15 

2.  die  Gonfirmattons-Bnllen  von  einem  erhaltenen  Ca- 
nonicate,  einer  Decanats-Praelatur  nnd  zwei  Coad- 

jntorien  zu  Gaoonieaten 433    -      15     * 

3.  2  Delegationsbreven  für,  durch  E.  K.  M.  ernannte, 
Prosjiiodal-Bichter 54    -      —     - 

4.  5  bezahlte  Ehedispensationen  (50  sind  kostenfrei 

erhalten  worden) 172    -      40     - 

5.  61  Saecularisationen  und  Habilitationen  von  Ordens- 

geisÜiohen 140    -      60     - 

6.  ein  Decret,  durch  welches  der  Uebertritt  aus  einem 

Orden  in  den  andern  erlaubt  wird 1    -      20     - 

7.  9  Ablassbreven  in  perpetuum  (127  wurden  ad  tem- 

pus  und  kostenfrei  erhalten) 31    -     50     - 

Aus  dem  Detail  dieser  Uebersicht,  das  ich  der  Kürze  wegen  übergehe, 
ergiebt  sich  ferner,  dass  Schlesien  bloss  ftlr  Ablassbreven,  die  Ermellndiache 
Dioecese  aber  bloss  für  Oonfirmationsbullen  von  Canonicaten  und  Coa^u- 
torien-Gebühren  bezahlt  hat.  Saecularisationen  und  Habilitationen  von 
Ordens-Oeistlichen  sind  allein  von  den  Sfld-  und  Neu-Ost-PreiiBBiBeben 
Dioecesen  verlangt  worden.  Die  unirten  Griechen  der  Snprasler  Dioecese 
haben,  ausser  der  Confirmation  ihres  Bischofs,  kein  Gesuch  keiner  Art  hier 
angebracht.  Fllr  die  Grafschaft  Lingen  sind  bloss  zwei  kostenfreie  Ehe- 
dispensationen, und  für  E.  E.  M.  flbrige  Staaten,  ausser  dem  Königreich 
Preussen,  den  ehemaligen  Pohlischen  Provinzen  und  Schlesien,  eehlechter- 
dings  nichts  hier  ausgewirkt  worden.«  •  .  . 

1804  Im  Jahre  1804  betrug  die  Gesammt-Summe:  1351  Scudi  25  Biyoechi 
=  c.  2100  Rthlr.,  »worunter  aber  die  einzige  Gräflich  Mettemichsche  Ehe- 
dispensation  beinahe  1350  Rthlr  beträgt«,  i.  e.  die  Eheschliessung  des 
Reichsgrafen  Maximilian  Werner  von  Wolff-Metternich  mit  der  Freün  Medi- 
tilde  Kiementina  Maria  Antonia  von  Wenge,  MOnstersohen  Dioecese. 

Humboldt's  Bericht  vom  31.  December  1804. 

InsfirtifQiig  a.  ft.  0. 

1805  Im  Jahre  1805  betrug  die  Gesammt-Summe  1171  Scudi  57  Bijocchi 
=  c.  1750  Rihlr. 

Humboldts  Bericht  vom  31.  December  1805. 

AiufBrtlgiuig  •.  a.  0.  

1804            Oabinets-Ordre  an  Reck   und  Hardenberg  s.   unter  dem   28.  I>e- 
•^*"-  2  cember  1803,  No.  670.  


Bom.    Sltdpreituiiehe  Biethttmer.  g9 

Cabinets-Ordre  an  den  Bisehof  von  Breslau  8.  unter  dem  26.  De-    t^^^. 

Jan.  4 

cember  1803,  No.  669.  

ReBcripte  Angern's  s.  unter  dem  29.  December  1803,  No.  671.  Jan.  11 


673.  Staats-Minitter  v.  Vets  an  den  Staafs-Minister  Frhr.  v.  d.  Reck.  Jan.  12 

Berün  1804  Januar  12. 

B.  7.  B.  16.  C.    llMehrift. 

Qrundsäixe  bei  der  Besetzung  der  preussischen  BUthümer,  namenüieh  Qnesetis.  Ein- 

künfle  der  BisUiümer  Wareehau^)  und  Paeen. 

.  .  .»Vor  allen  Bisthflmern  bedarf  das  Erzbisthum  Gnesen,  theils  seiner 
Metropolitan-Bechte  Aber  mehrere  Bischöfe  wegen,  theils  auch,  um  den 
andern  Diöcesen  als  Muster  zu  dienen,  eines  vorztlglich  fthigen,  in  der 
Verwaltung  der  geistlichen  Geschftfte  geübten  und  der  Landes-Begiemng 
besonders  zugethanen  Subjects.  Zur  Besetzung  der  übrigen  Bisthttmer  werden 
dergleichen  Subjeote  zwar  auch  immer  sehr  wünschenswerth  seyn,  jedoch 
durfte  bei  deren  Verleihung,  besonders  bei  minder  schwierigen  Diöcesen, 
zugleich  die  Nebenrflcksicht  stattfinden  und  als  Maxime  möglichst  zu  be- 
folgen seyn:  dass  die  eintrfiglichsten  davon  den  ältesten  Bischöfen  an  Jahren 
erteilt  würden,  um  die  übrigen  Bischöfe,  durch  die  immer  nahe  Oelegenheit 
ihrer  mögliehen  Verbesserung,  von  dem  Staate  mehr  abh&ngig  zu  machen, 
da  leider  das  Hierarchische  System  der  katholischen  Kirche  die  Pflichten 
der  Bischöfe  gegen  den  Staat  nur  zu  sehr  ihren  Pflichten  gegen  die  Kirche 
unterordnet 

Das  BiBsthum  Ermland  scheint  sich  einer  solchen  anlockenden  Aussicht 
anf  Verbesserung  und  Ascension  als  eine  alte,  gut  eingerichtete  und  ruhige 
Diöces,  die  mit  ansehnlichen  Einkünften  und  mit  einem  Fürstentitel  versehen 
ist,  besonders  zu  eignen. 

Von  den  Sfldpreussischen  Bischöfen  ist  der  von  Posen,  Graf  von  Ba- 
ezynski,  unter  den  s&nmitlichen  Bischöfen  meines  Wissens  aber  der  von  Culm, 
Graf  V.  Rydzynski,  an  Jahren  der  Aelteste. 

Da  bei  der  Besetzung  des  Bissthums  Ermland  und  des  gleichfalls  va- 
canten  Bissthums  Wigry  auf  die  Einziehung  des  Bissthums  Warschau,  also 
auch  auf  die  jetzigen  Revenuen  des  Bischofs  von  Warschau,  Miaskowski, 
Rücksicht  zu  nehmen  seyn  wird,  so  habe  ich  die  Ehre,  E.  E.  noch  zu  be- 
merken, dass  der  Bischof  von  Warschau  jetzt  gerade  12000  Rfhlr.  Reve- 
Büen  geniesst,  und  dass  die  Kompetenz  des  Bissthums  Posen  auf  12309  Rthlr. 
13  Or.  6  Pf.  jihrUch  feststehet.«  .  .  . 


Immediat-Oesuch  der  Karthftuser  bei  Xanten  s.  unter   dem  5.  MM 
1804,  No.  711. 

1)  Cfr.  No.  751.  steht 


90  Urkonde  No.  674. 

Ja^9         ^^^'  ivnni^^liAt^Bericbt  des  Staais-Minitters  v.  Angern.    Bertin  1804 

Januar  19. 

B.  89.  32.  K.    iliuferiigiiii(. 

EiTvrichhmg  des  Minoriten-Slosters  xu  Münster  xur  Kctseme.     Versetzung  der  Mino- 
riten  in  das  dortige  Dommikaner- Kloster,  der  Dominikaner  in  das  vakcmie  Notmefh 

Kloster  Bingen, 

Kasernen-Mangel  in  Mfinster  für  die  4  Infanterie-Bataillone;  Quartiere 
sehr  theuer;  die  Lage  des  Klosters  und  seine  Gebäude  sind  sehr  geeignet: 

.  .  .  »Von  allen  diesen  Seiten  empfiehlt  sieh  daher  dieser  Plan  von 
selbst  schon  als  sehr  yortheilhaft  und  zweekmässig,  die  Vortfaeile  mflsseo 
aber  auch  so  überwiegend  sein,  um  die  Schwierigkeiten  zu  beseitigen,  welche 
durch  Versetzung  der  Kloster-Geistlichen  aus  zwei  verschiedenen  KlMeni 
unleugbar  entstehen.  E.  K.  M.  sind  damit  schon  durch  die  Immediat-Yor- 
Stellungen  der  Minoriten-  und  Dominicaner-Klöster  vom  18.  Juny,  5.  Oetober 
und  9.  November  v.  J.  .  .  .  ^)  bekannt  gemacht  worden.  Der  diesfalls  . . . 
erforderte  Bericht  darüber  hat  jedoch  .  .  .  erst  nach  völlig  untersnehter 
Sache  auf  den  jezzigen  Bericht  wegen  der  Gasemen-Anlage  selbst  der  ge- 
nauen Verbindung  halber  ausgesezt  bleiben  müssen.  Die  deshalb  nnnmefar 
genau  angestellten  Recherchen  haben  gegenwärtig  ergeben:  dass  das  schon 
im  Jahre  1270  in  Münster  von  dem  dortigen  Bischof  Gerhard  von  Marca 
gestiftete  Kloster  der  Franciscaner  minoris  ordinis  oder  der  Minoriten  ans 
62  Personen  bestehet,  wovon  aber  nur  44,  theils  Patres,  theils  Laienbrüder, 
theils  Studierende  im  Kloster,  die  übrigen  aber  auswärts  und  nur  demselben 
affiliirt  sind,  dass  heisst,  weil  sie  auf  dies  Kloster  Profess  gethan,  nachher, 
wenn  sie  alt  und  schwach  werden  in  dasselbe  znrflk  treten  können.  Die 
Minoriten  gehören  zu  den  Mendikanten;  doch  dürfen  sie  dasjenige  als  Eigeii- 
thnm  besitzen,  was  sie  sich  durch  Seelmessen,  Schulunterricht,  Seelsoige 
und  durch  Terminiren  erwerben.  Dadurch  hat  dies  Kloster  ein  Vermögen 
von  1816  Rthlr.  jährlicher  Revenuen  erlangt,  wovon  aber  nach  Abzug  der 
Lasten  und  Abgaben  nur  819  Rthlr.  übrig  bleiben,  wodurch  und  mit  dem, 
was  durch  Stationiren  (Hülfe  bei  der  Pfarrseelsoi^e)  und  Terminiren  (Col- 
lectiren  von  Naturalien)  erworben  und  welches  jährlich  auf  179  Rthlr.  an- 
geschlagen wird,  ungefähr  1600  Rthlr.  herauskommen,  wovon  das  ganse 
Kloster  in  Essen,  Trinken  und  Kleidung  erhalten  werden  mnss,  da  alle 
übrigen  Bedürfiiisse  sich  jeder  Kloster-Geistliche  durch  Messe  lesen,  Unter- 
richt oder  sonstigen  Erwerb  anzuschaffen  gehalten  ist.  Wahrscheinlich  ist 
es  dieser  Umstand,  der  die  Minoriten  vor  vielen  andern  Kloster-Geistlichen 
dadurch  auszeichnet,  dass  sie  sich  mit  Seelsorge,  Schul-Unterricht  und  nüt 
Wissenschaften  vorzüglich  abgeben,  weshalb  sie  sich  durch  eigene  Bildung 
und  gelehrte  Kenntnisse  von  den  übrigen  Mendikanten-Klöstem  distingniren. 

es  hat  ihnen  eine  vorzügliche  Achtung,  besonders  bei   dem  gebildeten 
1804 

•^"•2  cembe" 


1)  Liegen  nicht  vor. 


Mflnster.  9  \ 

Theil  der  Gathofieken  in  Mflnster  yers<^aft  und  deshalb  ist  es  auch  sehr  t^^o 

Jan.  ii7 

rathsam,  sie  voizflglieh  schonend  zu  behandeln  und,  da  sie  wegen  des  Plans 
cor  Casemen- Anlage  in  Mflnster  ihr  eigenes  Kloster  verlassen  mflssen,  ihnen 
das  Dominieaner-Eloster  nebst  dessen  schöner,  im  nenen  Greschmack  ge- 
baaeten  Kirche  beiznlegen,  znmahl  sie  in  dem  Kloster  Ringen,  das  nnr 
39  Ziellen  hat,  nicht  Plaz  genug  finden  wflrden,  dagegen  sie  im  Domini- 
eaner-KloBter,  das  51  Wohnnngen  hat,  recht  gnt  nntergebracht  werden 
k((nnen. 

Wenn  die  Minoriten  in  ihrer  ersten  Immediat-Vorstellnng  vom  18.  Juny 
pr.  E.  K.  M.  gebeten  haben,  dass  sie  nicht  in  ^e  ehemalige  Jesniten-Resi- 
deius,  das  Haas  Geist  im  Amte  Stromberg,  auf  das  Land  versezt,  sondern 
lieber  pensionirt  werden  mögten,  so  filllt  ersteres  von  selbst  weg,  indem 
die  Anfangs  gehegte  Id^  nicht  ansfitthrbar  befnnden  worden;  das  Pensio- 
mren  derselben  aber  ist  anch  nicht  thnnlich,  weil  zu  wenig  Vermögen  dazn 
vorhanden  ist,  nnd  es  bleibt  daher  nichts  flbrig,  als  die  Minoriten  zusammen 
zu  lassen  und,  wenn  sich  in  der  Folge  ergiebt,  dass  sie  Behufs  der  Seel- 
BOige  und  des  Volks-Unterriehts  entbehrt  werden  können,  sie  nach  den  in 
Ansehung  der  Mendikanten-Klöster  flberhaupt  angenommenen  Grundsätzen 
aossteiben  zu  lassen  und  die  vorhandenen  successive  mit  Pfarr-  und  Schul- 
Stellen,  zu  welchen  beiden  sie  sich  recht  gut  schicken,  zu  versorgen. 

In  der  zweiten  Vorstellung  vom  9.  November  pr.  bitten  sie,  ihnen  ihr 

Kloster  zu  lasaen,  vornehmlich  wegen  ihrer  schönen  Kirche,  die  zugleich 

Pfsir-Kirche  und  von  dem  Publice  sehr  geachtet  und  benuzt  werde,  wobei 

sie,  statt  ihre  Gebäude  zur  Caseme  zu  nehmen,  die  Gebäude  des  Aegidii 

Nomen-Klosters  vorschlagen,  wodurch  die  Einrichtungskosten,  die  allein  bei 

den  ihnen   zu   flberlassenden  Dominicaner- Gebäude  9000  Rthlr.   betragen 

sollten,  erspart  werden  könnten.    Bei  genauer  Untersuchung  hat  sich  aber 

ergeben,  dass  dieser  Vorschlag  gar  nicht  ausführbar  ist,  weil  die  Gebäude 

vom  8t.  Aegidii-Kloster  nicht  den  6ten  Theil  des  Raums  vom  Minoriten- 

Kloster  gewähren,  die  erste  Etage  wegen  der  feuchten,  dumpfigen,  Salpeter^ 

hsltigen  Beschaffenheit  zu  Gasemen-Wohnnngen  nicht  zu  brauchen  ist,  die 

Neben-Wohnnngen  nicht  disponible  sind,  und  die  Kirche  als  eine  Haupt- 

Pfarr-Kirche  ohne  Stöhrung  des  Gottesdienstes  nicht  zur  Garnison-Kirche 

genommen  werden  kann,  wie  denn  auch  bei  den  Kloster-Frauen,  besonders 

eines  geschlossenen  Klosters,  ungleich  grössere  Schwierigkeiten  bei  der  Ver- 

BQ'^zmig  obwalten,  und  sie  keinesweges  damit  zufrieden  sein  wflrden ;  dagegen 

die  Minoriten,  wenn  in  obiger  Art  ihnen  das  Dominicaner-Kloster  und  dessen 

ffiiehe  eingeräumt  und  eingerichtet  wird,  eher  dabei  gewinnen  als  verliehren. 

Kes  Leztere  auf  öffentliche  Kosten  zu   thun,   ist  der  Billigkeit  gemäss; 

Alle  diese  Kosten  sind  jedoch  mit  9000  Rthlr.  fibertrieben  hoch  angegeben 

^d  werden  unten  näher  vorgeschlagen  werden. 

Was  aber  die  Dominicaner  in  der  Immediat- Vorstellung  vom  6.  October 
^'*  fSV^n  ihre  Versetzung  in  das  Kloster  Ringen  angeführt  haben,   steht 
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T^^o  mit  demjenigen  in  Widerspruch,  was  ihr  Provincial  selbst  unterm  16.  Jimv 
pr.  zu  Protoooli  gegeben  hat,  indem  er  die  Zahl  der  OrdeoB-Geisdieba 
darin  auf  20  Personen  und  das  Kloster  lUngen  als  die  scbikliehste  Woh- 
nung Ar  sie  anfleht.  Dies  hat  sich  auch  bei  genauer  Anfnahme  und 
Untersuchung  als  yöUig  richtig  bestfttiget  und  kann  ihnen  darnach  in  dem 
gedachten  Kloster  fßglich  eine  gute  und  gemftchliehe  Wohnung  eingerichtet 
werden;  und  wenn  gleich  dabei  nur  eine  Gapelle  vorhanden  ist,  so  wird, 
nach  dem  Dafürhalten  des  selbst  Katolischen  Referenten  ^}  in  der  Mfinster- 
sehen  Kammer,  bei  der  Menge  der  in  Mflnster  vorhandenen  und  von  5  Uhr 
Morgens  bis  6  Uhr  Abends  offenen  Kirchen  der  katolische  Qottes-Dienst 
selbst  durch  Einziehung  des  Dominicaner- Gottesdienstes  nicht  leiden;  ei 
kann  aber  auch  die  Kirche  ad  8t.  Jacobum  oder  die  ad  St.  Servatium  h 
der  Nachbarschaft  des  Klosters  Ringen  dazu  eingegeben  werden,  deren 
Kirchsprengel  so  unbedeutend  sind,  dass  sie  nur  aus  wenigen  Personeo 
bestehen. 

Bolohemnach  würde  auf  die  Widersprflche  dieser  Klöster  nicht  zu  achten 
und  flbrigens  auch  wegen  der  Dominicaner  der  Grundsatz  des  Anssterbeu 
ebenfalls  künftig,  wenn  sie  in  Absicht  der  Beelsorge  fOr  entbehrlioh  gehalten 
werden  sollten,  zu  befolgen  sein,  da  sie  ganz  ohne  Vermögen  sind,  aUflo 
nicht  pensionirt  werden  können,  und  das  Kloster  ftir  jezt  nicht  zu  säen- 
larisiren  ist. 

Billig  ist  es  hingegen,  dass  auch  ihnen  die  Einrichtungs-  und  Yer- 
sezzungs-Kosten,  so  wie  den  Miuoriten  die  Hausmiethe  ftir  die  bis  dahin 
vermietheten  Neben-Hftuser  und  Gärten  ersezt  werden,  da  sie  es  aus  eige- 
nem Vermögen  zu  decken  nicht  im  Stande  sind  und,  so  lange  sie  bestehen, 
ihnen  ihr  Eigenthum,  ohne  solche  Entschädigung,  nicht  entzogen  werden 
kann. 

Diese  Einrichtungs-  und  Versetzungs-Kosten  sind  von  beiden  Klöstern 

zusammen  angeschlagen  auf 3320  Rthlr. 

dagegen  die  vorgedachte  Miethe  der  Minoriten  Neben-Hänser 

und  Gärten  gleicht   aus   dem'Servis-Fonds  getragen  werden 

kann;  wenn  hierzu  die  Bau-Kosten  der  Casemen  mit  .    .    .   14048  Rthlr. 

kommen,  so  würden  die  ganzen  Einrichtungs-Kosten ....   17368  RtUr. 

betragen.« 

Jan.  28  Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme: 

»23.  Januar  1804. 
Approbirt. « 


1)  Job.  Heinr.  Schmedding,  cfr.  No.  911,  der  vor  der  preussischen  Besitznahme 
Professor  der  Rechte  an  der  Universität  zu  Münster  war  und  dann  in  preuasisdie 
Dienste  trat;  er  erstattete  n.  a.  im  Oktober  1804  nmfongreiohe  Berichte  über  »die 
Refbrm*der  FrauenklOster«,  und  am  26.  December  1804  »über  die  Einrichtung  d« 
katholischen  Pfarr-  und  Schulwesens  im  Fflrstenthum  Essen«.  R.  70.  Essen.  II.  VI. 6. 


Jan.  26 


Mttnster.    Hilde«heim.    OeiBtliehe  Gerichte.  93 

675.  Retcript  des  Hoheits-Departementt  an  die  Regienings-Depirtatien  ^l^^ 

zu  Hildesheim.     Berlin  1804  Januar  26. 

B.  3j.  93.  a.    Abschzift,  ges.  Reck. 

Die  päpgäiche  Ernennung  des  Bisehofs  wm  Hüdesheim  xum  Apostolischen  Vikar 
des  Nordens  (Vicarius  aposklieus  Missionum  septentrionalium)  hai  fiir  Prmssen 

keine  QdtungA) 

.  .  .  »Euren  Bericht  vom  16.  d.  M.,  die  Ernennung  des  Bischofs  von 
ffildesheim  zum  Nordischen  Missions-Bischof  betreffend,  haben  Wir  nebst 
der  Euch  von  dem  geistlichen  Rathe  des  Bischofs,  Tegethoff,  mitgetheilten 
Abschrift  der  darüber  im  Jahre  1775  ergangenen  pftpsüichen  Ausfertigong 
erhalten.  Es  ist  zwar  nicht  zu  erwarten,  dass  der  jetzige  Bischof  von 
diesen,  seinem  Vorgänger  von  dem  vorigen  Papste  verliehenen,  iQr  die 
Prenssischen  Lande  ohnehin  null  und  nichtigen  Facultaeten  und  geistlicher 
Jurisdiction  Gebrauch  zu  machen  sich  werde  beigehen  lassen.  Sollte  es 
Tersucht  werden,  so  habt  Ihr  Uns  sofort  davon  Anzeige  zu  thun,  ohne  der- 
gleichen vermeinten  Rechte  anzuerkennen.  Fttr  jetzt  bedarf  es  keiner  weiteren 
Aeusserung  von  Euch  gegen  den  Tegethoff;  falls  aber  derselbe  eine  ver- 
langt, muss  sie  im  Sinne  des  gegenwärtigen  Bescripts  geschehen.« 

Die  Mittheilung  dieses  Rescripts  an  das  Cabinets-Ministerium  schreibt 
Baumer  am  1.  Februar  1804  »Ad  Acta,  da  v.  Humboldt  schon  in  seiner 
Instniction  zur  nöthigen  Vigilanz  angewiesen  ist.« 


Schreiben  von  Bacher  s.  unter  dem  4.  Juni  1803,  No.  604.  Jan.  20 


676.    Circular-Reseript  des  Hoheits-,  Sfldpreut sisclien ,  Justiz«  und  Jan.  28 
Neuostpreussischen  Departements  an  die  Sfldpreussisclien   und  Neuost- 
preussischen  Regierungen. 

B.  7.  C.  25.  ».    Absehrift,  gen.  Beek;  Von;  OoldbMk;  Sckroottar. 

Aw  Verhäliwiss  der  Justixdarien  bei  den  QeisÜiehen  Gerichten  in  Süd-  und  Neu- 

ostpreussen. 

»Die  Constitution  wegen  der  Verfassung  der  geistlichen  Gerichte  in 

Ssdpreussen  vom  25.  August  1796  2],  hat  das  Verhältniss  des  Justitiarius 

bey  diesen  Grcrichten  und  dessen  Oeschäfto  nicht  genau  bestimmt:    dAhero 

Wir  nötig  finden ,  Euch  deshalb  mit  nachstehenden  näheren  Anweisungen  zu 

versehen : 

I. 

Der  Justitiarius  muss  fttr  alles  stehen,  was  die  Form  aller  bei  diesen 
Geriehten  vorkommenden  Geschäfte  betrift. 

Hiernach  lieget  demselben  nicht  nur  die  Instruction  der  Prozesse  und 
Untersuchungen  ob,  sondern  er  muss  auch  alle  zu  diesem  Endzwecke  nötige 
VerfQgongen  erlassen. 

ÜTcSTNo.  642.  2}  Band  VII,  No.  360. 


94  Uiknnden  No.  (n&-«77. 

1804  2. 

Jan.  28 

Dem  Offioial  stehet  es  zwar  frei,   entweder  selbst  oder  per  jndioem 

sun'ogatam  den  Instnictionen  beizuwohnen;  nnr  darf  er  sich  weder  dib«, 
noch  in  Ansehung  der  zum  Behuf  der  Instruction  zu  erlassenden  Verftgim- 
gen  ein  votum  decisivum  anmaassen,  und  es  dürfen  in  keinem  Falle  durch 
seine  Zuziehung  für  die  Partheyen  mehrere  Kosten  entstehn;  es  wSre  demi, 
dasB  eine  oder  beide  Partheyen  diese  Zuziehung  ausdrflddich  yerlangten 
und  er  deshalb  reisen  mflsste,  als  welchen  Falls  er  diejenigen  DiAten  v6^ 
langen  kann,  welche  in  der  nftdistens  zur  publicirenden  Sportal -Taxe  Ar 
die  geistlichen  Gferichte  werden  bestimmt  werden. 

In  jedem  andern  Falle  dürfen  nur  die  gewöhnlichen  Instructions- 
Oebflhren  angesetzt  werden,  und  es  verstehet  sich  von  selbst,  daaa  nur  die- 
jenige Parthej  die  vorerwähnten  Diaeten  bezahlen  darf,  welche  die  Zu- 
ziehung des  OfßcialB  oder  dessen  Stellvertreters  verlangt. 

3. 

In  Ansehung  der  Unterschrift  der  während  dem  Laufe  der  Instruetioz 
drehenden  Verfügungen  kann  es  bei  der  bisher^^en  Observanz  sdn  Be- 
wenden haben;  zur  Beschleunigung  der  Sachen  verordnen  'Wir  jedoch,  dais, 
wenn  sich  der  Justitiarius  allein  am  Orte  des  Gerichts  befindet,  er  zur 
alleinigen  Unterschrift  dieser  Verfügungen  berechtiget  seyn  soll. 

4. 

Alle  Journale  und  Bücher,  welche  die  Prozess-Sachen,  Untenuchusgen 
und  andere  Judicilia  betreffen,  muss  der  Justitiarius  führen.   Dagegen  aber 

5. 

darf  sich  der  Justitiarius  auf  keine  Weise  in  die  materielle  Bntschddiuig 
der  Sache  anders  als  consultative,  wenn  er  darum  befragt  wird,  misches, 
und  er  ist  nur  befugt  und  verpflichtet,  dahin  zu  sehen,  daas  die  ErkenntniBse 
in  der  gehörigen  Form  abgefasst  werden  und  darinn  nichts  aufgenommen 
werde,  was  den  Prohibitiv-Qesetzen  des  Landes  zuwider  läuft 

In  Ansehung  der  bei  den  geistlichen  Gerichten  vorkommenden  Unter- 
suchungen verstehet  es  sich  jedoch  von  selbst,  dass  der  Justitiarius  die 
Vorschrift  der  Allgemeinen  Gerichtsordnung  Th.  I  Tit.  35  §  69  beobachten 
und  die  spruchreif  instruirten  Acten  mit  seinem  Gutachten  einreichen  miiBS. 
Bey  dieser  Gelegenheit  haben  Wir 

6. 

in  Ansehung  der  bei  den  geistlichen  Gerichten  vorfallenden  Strafen  noch 
zu  bestimmen  fttr  gut  geftinden,  dass  alle  Strafen  von  5  RtUr.  und  damster 
diesen  Gerichten  überlassen,  alle  hohem  Strafen  aber,  als  eigentliche  fis- 
kalische, zu  Unserm  fiskalischem  Straffond  verrechnet  werden  müssen. 


Geistliche  Gerichte.    Posen.  95 

Die  spedellere  Bestimmongen  wegen  des  Verhütnissea  und  der  Oe-  j^^^ 
schifte  des  Josticiani  überUssen  Wir  Euch  lediglich^  indem  solche  auf  der 
Localittt  einz^bner  Oeriehte  bendien  ktonen. 

Ihr  habt  bieraaoh  die  geietiichen  Oeriehte  Eures  Departements  gehörig 
ni  instnDien.« 

Beseript  Goldbeck's  an  die  Ober-Amts-Begierung  2U  Brieg  s.  unter  Jan.  28 
dem  21.  November  1803,  No.  658. 


677.  Generalmajor  v.  Zaatrow  an  den  Staata-Minitter  v.  Voss.  Posen  jan.  29 

1804  Januar  29. 

G«ii.-I>iraktorlni&  SAdpreuBMii.  LXXIL  1110.    EigeahlBdig. 

Die  Bäumung  der  Josephrner-Kirche  xu  Posen  und  ihre  Einriehiung  fUr  den  pro* 

testantiaehen  ChUeediensiA) 

—  »Die  Bchlflssel  der  Kirche,  welche  ich  seit  der  Bftnmnng  des 
Klosters  in  meiner  Verwahrung  gehabt,  habe  ich  nicht  aus  den  Hftnden 
geben  mOgen,  theils  um  zu  verhindern,  dass  bej  der  Wegrftumung  der 
gottesdienstlichen  Gerftthschaften  mit  keiner  Feyerlichkeit  verfahren  werden 
könnte,  wodurch  auis  Neue  eine  Menge  Menschen  in  Bewegung  gesezt 
worden  wären ;  theils  damit  die  Geistlichen  nicht  ganz  nach  ihren  Oefallen 
sollten  Schalten  und  Walten  können :  und  hat  auch  die  Erfahrung  bestätigt, 
dass,  wenn  sie  ganz  freye  Hand  gehabt  hätten,  in  der  Kirche  durchaus 
nicht  das  Mindeste  geblieben  seyn  und  wir  nur  die  zerrissenen  Mauern  be- 
halten haben  würden. 

Wir  gebrauchen  zwar  zu  unseren  Gottesdienst  nur  das  Haupt-Altar, 
die  flbrigen  in  der  Kirche  befindliche  Altäre  oder  vielmehr  Altar-Yerzierungen 
---  den  alles  was  zu  die  Altar-Tische  gehört,  ist  fortgenommen  worden  — 
dienen  indessen  zur  Zierde  der  Kirche,  deren  innere  Form  dem  gemäss  ein- 
gerieht  ist,  und  können  die  Geistlichen  nach  ihrer  eigenen  Anzeige  keinen 
tiebrauch  davon  machen;  es  schien  mir  dahero  schade  zu  seyn,  dieso 
Bchöne  Bildhauer-Arbeit,  wovon  beym  Abbrechen  nicht  ein  Stück  ganz  ge- 
blieben seyn  würde,  unnüzzer  Weise  zu  zernichten. 

Vier  kleine  Altäre  hingegen,  die  verstochen  waren,  die  bey  Anlegung 
der  Bänke  in  Wege  gewesen  seyn  würden  und  die  die  Geistlichen  an  Land- 
Urehen  zu  verkaufen  gedenken,  habe  ich,  um  ihnen  ein  Vortheil  zuzu- 
wenden, herausnehmen  und  sowohl  das  Abbrechen  als  Fortschaffen  der- 
selben, so  wie  auch  aller  übrigen  Geräthschaften,  unendgeldUch  besorgen 
lassen« 

Die  in  der  Kirche  zurückgebliebene  Bilder  sind  keine  andere  als  die 
sogenannten  Altar-Blätter,  welche  doch  nicht  herausgerissen  werden  konnten, 
vnd  die  Figur  des  heiligen  Josephs,  welche  schon  auf  den  Wagen  gepakt 

1)  Cfr.  No.  648  und  679. 
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T^^^  war,  haben  die  Oeistliehen  zorflckcnbehalten  gebeten,  weil  sie  den  Kopf 
verloren  hat  und  dahero  nur  einen  Anatoss  geben  wftrde.  Die  AnsprOdiei 
welche  die  beyden  Priors  auf  die  noch  znrflokgebliebene  Altftre  nnd  Bild« 
in  dem  aufgenommenen  Protocol  sich  vorzubehalten  erklftret  habeui  ist  mit- 
hin nur  eine  Redensart,  auf  der  weiter  keine  Rücksicht  zu  nehmen  ist,  zn- 
mahlen  sie  in  der  grossen  Angst  schweben,  dass  die  Wieder  im  Stuide- 
sezzung  der  Orgel  von  ihnen  verlangt  werden  durfte.  Meiner  unvoigreif- 
liehen  Meinung  nach  könnten  sie  hierzu  wohl  nicht  vemriheilt  werden,  da 
die  Orgel  ohne  ihr  Hinzuthun  durch  einige  Fanatische  Bürger  abgeiisseB 
und  fortgeschaft  worden,  bej  denen  sie  auch  im  Hause  wiedeiigefimdem 
worden,  und  leztere  sind  hierzu  eben  falls  ausser  Stande,  da  die  reparmtnr 
an  500  Rthlr.  kosten  soll.«  ... 

Voss  begrttsst,  d.  d.  Berlin  1804  Februar  3,  diesen  Bericht  »mit  grossem 
Vergnügen«.  Der  erste  Gk>ttesdienst  in  der  »neuen  GamiBonkirche«  findet 
im  Februar  1804  ohne  jede  Störung  statt;  Zastrow  an  Voss,  1804 
Februar  29.  Zastrow  hatte  absichtlich  die  Eröffnung  »bis  nach  dem  Came- 
val«  hinausgeschoben,  »um  mit  Schonung  gegen  den  ietzt  hier  versammelten 
Adel  zu  verfahren,  wo  doch  manchen  bigotten  unter  ihnen  es  eine  nnan- 
genehme  Sensation  machen  könnte,  wenn  grade  wfthrend  ihrer  Anwesenheit 
der  erste  protestantische  Gottesdienst  in  dieser  Kirche  gehalten  würde« 
Febr.  8  (Zastrow  an  Voss,  1804  Februar  8.},  ein  Verfahren,  das  Voss  als  »ebenso 
vorsichtig  als  schonend  anerkennt« ;  Voss  an  Zastrow,    1804  Februar  19. 

».  Ä.  0.  

Jan.  30        678.  Cabinets-Ordre  an  die  Staats-Minister  Grafen  Hoym  and  HaugwRz. 

Berlin  1804  Januar  30. 

B.  40.  B.  108.  Absclirift.  Ansfertigiuig  BtaAtnreluT  Breslan,  nnprlkBgUek  IkUn  der  SeUt- 
Bischen  Oebeimen  Begistntnr  (Pan  XIII.  sect  H),  Jetet  in:  JQoster-Bcgiatrator.  I.  OenenU».  secL  L  VMik 
220.  Ko.  4. 

Fordert  Beriehierataiiung  über  die  Frage  der  Aufhebimg  der  SJöeter  m  SeklesisnXi 

m 

»Bey  den  täglich  sich  vermehrenden  Staats-Bedflr&issen  muss  Ich  un- 
ablässig darauf  denken,  die  Mittel  zu  deren  Befriedigung  zu  schaffen,  ohne 
dem  Staate  neue  und  drückende  Lasten  aufzulegen.  Unter  allen,  die  sich 
dazu  darbieten,  entspricht  keines  so  sehr  dem  Zwecke,  als  die  Aufhebung 
der  Klöster  in  Schlesien,  zumal  da  solche  in  den  Indemnitäts- Provinzen 
bereits  geschehen  ist,  in  den  alten  teutschen  Beichslanden  bereits  eingeleitet 
wird,  und  in  den  neuen  Acquisitionen  des  ehemaligen  Fohlens^}  einzeln,  so 
wie  es  die  Umstände  rathsam  oder  nötig  machen,  damit  verfahren  wird, 
Schlesien  also  hierunter  eine  schädliche  Ausnahme  machen  wflrde,  wenn  es 
unter  allen  Provinzen  allein  Erlöster  behalten  sollte.  Das  besondere,  durch 
die  Friedensschlüsse  mit  dem  Hause  Oesterreich  bestimmte  Staatsrecht  dieser 


1)  0fr.  No.  392  und  680.     2;  In  Abschrift  wie  Ausfertigung  folgt  hier :  »dieselbe«. 


Poten.    Schlesien.  97 

und  die  Staate-Klugheit  in  Beziehung  auf  innere  und  ftnssere  Yerhftlt-  j^^a 
niste  erfiirdeni  aber,  dass  sowohl  die  Frage  ob,  als  die  Frage  wenn  nnd  wie 
sn  Ansftlhnn^  dieser  Maasregel  sn  schreiten,  von  allen  Seiten  sehr  sorgfUtig 
und  mit  der  grOssten  Verschwiegenheit  erörtert  werde.  Ihr  seyd  von  allem 
dem,  woraof  es  hierbej  ankommen  kann,  grflndlich  nnd  vollständig  nnter- 
riehtet,  nnd  Ich  habe  das  gerechte  Vertrauen  zn  Enoh,  dass  Ihr  das  dabey 
in  so  mannigfaltiger  BüAsicht  anfs  h((chste  interessirte  Wohl  des  Staats 
gewissenhaft  beheragen  werdet  Damm  trage  Ich  Ench  anf,  obige  Fragen 
Yon  aUen  Seiten  zn  erwägen,  zn  belenchten  nnd  Mir  Euren  pfliohtmässigen 
gotaehttiehen  Bericht  darflber  zn  erstatten.« 


Berieht  yon  Qoertz  s.  nnter  dem  4.  Juni  1803,  No.  604.  Jan.  30 


679.  Rescript  des  SOdpreus$ischen  Departements  »an  die  SOdpreu-  Febr.  2 
tsisebe  Kammer  zu  Pesen. «    Berlin  1804  Febmar  2. 

60B.-Diie1ctozim  SüdprmiiWB.  LXXII.  1110.    Gontept,  ges.  Yoaa. 

*Die  beteirkie  Räumung  der  dortigen  Josephiner-Kirche.^^) 

>Wir  haben  aus  Euerem  Berichte  vom  28.  v.  M.  und  dessen  Beilagen 
ersehen,  dass  die  Räumung  der  ehemaligen  Josephiner  Carmeliter-Kirche  zu 
Posen  bewerkstelligt  und  welches  Verfahren  dabei  überall  beobachtet 
worden  ist 

Auffallend  ist  uns  hierbei  die  ünbereitwilligkeit,  an  dem  Geschäfte 
Theil  zu  nehmen,  gewesen,  welche  die  katholische  Geistlichkeit  bei  dieser 
Gelegenheit  geäussert  und  welche  zur  Folge  gehabt  hat,  dass  sich  nur  erst 
der  dritte  substituirte  Gommissar  in  der  Person  des  Priors  des  Klosters  ad 
Corpus  Christi  dem  dem  Bischöfe  von  Posen  ertheilten  Auftrage  unterzogen. 
Sonst  gereicht  es  zu  ünsrem  besondem  Wohlgefallen,  dass  die  Räumung 
ohne  alle  Unannehmlichkeit  nnd  Unterbrechung  der  öifentlichen  Ruhe  statt- 
gefunden hat,  ein  Erfolg,  welcher  ohne  Zweifel  vorzflglich  dem  vorsichtigen 
lind  beiCsUswUrdigen  Benehmen  Seitens  des  Oamisons-Chefs  und  der  Mili- 
tair-  und  Civil-Gommissarien  beizumessen  ist. 

Bei  der  Räumung  selbst  war  allerdings  der  von  Euch  in  Absicht  der 
in  verabfolgenden  und  zurflckzubehaltenden  Gegenstände  angestellte  Grund* 
uttz  der  richtige,  und  es  hätte  daher  nicht  einmal  die  geschehene  Abbrechung 
und  Yerabfolgung  der  vier  kleinen  Altäre  geschehen  dürfen,  da  solche 
Theile  der  Kirche  waren  und  nicht  ausschliessend  zum  rOmisch-katholischen 
Ottltns  gehören.  Indessen  ist  in  Rücksicht  auf  ihre  Entbehrlichkeit  und 
nlbst  ffinderHchkeit  in  die  Kirche  die  hierunter  gegen  die  katholische 
Geiitliehkeit  bewiesene  Nachgiebigkeit  ganz  gut. 

Nach  jenem  Grundsätze  sind  die  verzeichnete  zurfickbehaltene  Stücke 
Tmbedenklich   als  Eigenthum    der   nunmehr  protestantischen  Kirche  anzu- 

1;  Cfr.  No.  677. 

Oranier,  PrenoMii  und  di«  kAtK  Kirche.    IX.  7 
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Febr  2  ^^^^''^  ^"^^  ^^  Yorbehaltene  Ansprftolie  der  katboliadien  OeisflidikMt  aif 
mehrere  derselben  nieht  fllr  gegrOndet  m  erkennen,  aueh  wenn  der  Yer- 
Bueh,  sie  sn  realisiren,  wider  alles  Yermnihen  gemacht  werden  sollte,  sdd» 
nirflcksaweisen.«  . .  .  

Febr.  8  Schreiben  Zastrow's  an  Voss  s.  nnter  dem  29.  Januar  1804,  No.  677. 


Febr.  8        680.  Staats-Minister  Graf  Haugwitz  an  den  Staats-Minitter  Graf  Heyn. 

Beriin  1804  Febmar  8. 


B.  46.  B.  168.    Goneept,  feeehrtobcB  tob  KfkiUr,  gat.  Hangwitt.    Anstetigiuig  w  4m  M 
No.  678  bosoicknoUa  Akton  in  BrotUa. 

Sendet  sein  »Mknoire*  über  die  beabsiehiiffte  Außebung  der  EJSder  in  SsMemea.!) 
>Im  Verfolg  nnserer  vorUnfigen  mllndlichen  Verabredung  anf  die  . . . 
Cabinets-Ordre  vom  SO.  v.  M.  ^}  wegen  der  beabsichtigten  Anfhelmng  der 
Klöster  in  Schlesien,  ttbermache  ich  E.  E.  hiebe!  ...  ein  Memoire'},  worin 
ich  meine  Meinung  naher  ausgefUiret  habe,  dass  nach  den  Staats-  und 
völkerrechtlichen  Verhältnissen  diese  Aufhebung  unbedenklich  sei,  nsd 
dem  Wiener  Hofe  kein  Widerspruchsrecht  dagegen  zustehe. 

Da  es  nun  noch  auf  E.  E.  .  .  .  Erörterung  und  Beleuchtung  der  Sseke 
von  Seiten  der  staatswirthschaitiichen  und  innem  Landes-Rfiksichten  an- 
kömmt, so  stelle  ich  ...  anheim,  ob  Sie  die  Entwerfnng  des  von  Sr.  M. 
erforderten  gemeuischafUichen  Berichts  su  übernehmen  geruhen  woUen,  imd 
in  welcher  Form  Sie  dabei  von  meinem  Memoire  Gebrauch  zu  machen  gut* 
finden.  Vielleicht  wäre  es  das  rathsamste,  in  dem  Bericht  selber  unsere 
beiderseitige  Meinungen  aber  die  verschiedenen  bei  der  Sache  eintretenden 
Bflksichten  unseres  Ressorts  blos  dem  Wesentlichen  nach  au&ustellen  nnd 
wegen  der  nahem  Ausführung  und  Begrflndung  auf  beiderseits  beisnftigende 
Anlagen  oder  Memoires  Beziehung  zu  nehmen.« 


Febr.  8         681.    M6meire  des  Staats-Ministers  Graf  Haugwitz.    Berlin  1804 

Februar  8. 

B.  89.  83.  E.    AatfortigOBg.    Dor  Entiruf  tob  Küstor  in  B.  46.  B.  168. 

I>em  Wiener  Hofe  steht  ein  Einspruehereeht  auf  Qrund  des  Statue  quo  gegen  dit 
beabeiehtigte  Aufhebung  der  Klöster  in  Schlesien  nieht  xu,^ 

»Memoire. 

IMe  . . .  Gabinets^Ordre  vom  30.  Januar  d.  J.  enthalt  den  Auftrag,  ds« 
nach  dem  besondem,  durch  die  FriedensschlUsse  mit  dem  Hause  Oestemieh 
bestimmten  Staatsrecht  des  Herzogthums  Schlesien  und  nach  der  Btssta- 
Klugheit  in  Rttcksicht  auf  innere  und  äussere  Verhältnisse  sowohl  die  Fnge 


1)  Cfr.  Ko.  683.  2)  No.  678.  3)  No.  681. 

4]  Cfr.  No.  678  und  683. 
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ob?  alB  die  Frage  venn?   und  wie?  cur  AuBfflhmng  der  beabsichtigten  p^v^o 
Aufhebung  der  Klöster  in  Schlesien  zu  schreiten  sei,  von  allen  Seiten  sorg- 
ftl^t  erörtert  verde. 

Die  Haupt-Betrachtung  mnss  hiemach  vor  allem  auf  die  Friedens- 
sehtassmABsigen  YerhältniBse  mit  dem  Hanse  Oesterreich  gerichtet  werden. 

Man  ist  hier  allerdings  seither  in  der  Meinung  gewesen,  dass  diesem 
Enhause  gegen  jede  Yerrflckung  des  alten  Statuts  quo  des  katholischen 
Beligionswesens  in  Schlesien  ein  Widerspruchsrecht  zustehe.  Ich  habe  indess 
schon  voriiin  bei  vorgekommenen  (Gelegenheiten,  wie  Sich  S.  K.  M.  zu  er- 
mnem  geruhen  werden,  dies  '^derspruohsrecht  in  Zweifel  ziehen  zu  mflssen 
geglaubt  Diese  meine  blos  aus  der  Kenntniss  der  Friedensschlflsse  selber 
geschöpfte  Meinung  ist  nunmehr,  nachdem  ich  die  Archiy*Acten  llber  die 
ganie  N^gotiationen  der  Schlesischen  Friedensschlüsse  deshalb  besonders 
durchgesehen  habe,  noch  zu  einer  viel  gewissem  Ueberzeugung  geworden. 
Um  die  Ghrfinde  meiner  Ueberzeugung  nfther  anzugeben  und  dadurch  nach 
der  aOerhöchaten  Wülensmeinnng  die  Sache  zur  sorgfältigsten  Erörterung 
ni  bringen,  setze  ich  den  Gang  und  wesentlichen  Inhalt  aller  Verhandlungen, 
die,  Ausweis«  der  Acten,  bei  diesen  verschiedenen  Friedens-Negotiationen 
in  Beziehung  auf  das  katholische  Religionswesen  in  Schlesien  vorgekommen 
sind,  in  geschichtlicher  Ordnung  ausführlich  hieher. 

I.     Breslauer  Prftliminar-Friede  1742. 

Der  Präliminar-Friede  zu  Breslau  vom  11.  Junius  1742  besagte 

Art,  VI. 

*Sa  Majest^  le  Boi  de  Prusse  conservera  la  religion  oatholique  en 
Sil^ie  in  statu  quo,  unsi  qu'un  chacun  des  Habitans  de  ce  pals  lä,  dans 
les  possessions,  libert^s  et  privil^es  qui  lui  appartiennent  legitimement, 
sinsi  qu'EUe  l'a  d^clar^  k  Son  entrte  dans  la  Sil^sie,  sans  d^roger  tonte- 
fois  k  la  libert^  enti^re  de  conscience  de  la  religion  protestante  et  aux 
droits  du  souverain.' 

Die  vorgftngige  Versicherung  des  Königs,  worauf  hier  Bezug  genommen 
worden,  hatte  indess  in  dem:  Patent  wegen  des  Einmarsches  der  Königl. 
Preuss.  Trappen  in  Schlesien  d.  d.  Berlin  1.  Dezemb.  1740  nur  sehr  all- 
gemein folgendergestaU  gelautet: 

'und  gleichwie  dieses  (das  Einrücken  der  Trappen)  keineswegs  in  der 

Intention  geschehen,  um  J.  E.  M.  von  Ungarn  zu  beleidigen, als  können 

alle  und  jede  des  Herzogthums  Schlesien  Einwohner  —  sich  versichert 
halten,  dass  dieselben  von  Uns  oder  Unsera  Trappen  nichts  feindliches  zu 
^igen,  sondera  vielmehr  bei  allen  ihren  wohlhergebrachten  Recht  und 
Gerechtigkeiten,.  Freiheiten  und  Privilegien  in  publicis  et  privatis,  in  eccle- 
siasticis  et  politicis,  welcher  Religion,  Standes  oder  Wflrden  dieselben 
sdn  könnten,  Uns.erer  Königl.  Protection  und  Schutzes  sich zu  er- 
freuen haben  sollen  p.' 

7* 


Febr.  8 
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i^^fl  ^^'  ^^^^  allgemeine  Sinn  jener  Friedens-StipnlAtion  «rgiebt  sieh  nedi 

näher  ana  den  ihr  vorhergegangenen  Negotiationen. 

In  einem  Bericht  vom  11.  Jon.  1742  meldete  der  GabinetSF^Ministor 
Oraf  y.  PodewÜB  dem  Könige,  dass  der  Friedens-Negotiatenr  der  Eönipi 
Marie  Theresie,  Lord  Hindfort  (Englischer  Oesandter  zu  Berlin)  die  Bf^ib 
lation  sn  Ounsten  der  Katholiken  auf  die  Bahn  gebracht  habe;  Er,  Podewik, 
habe  demselben  darauf  erklärt:  'que  Sa  Majest^  ne  pouvoit  pas  sonftir 
qu'on  foumisse  des  pr^textes  k  la  cour  de  Yienne  de  se  m^er  k  raveiff 
de  l'Int^rienr  des  affaires  de  Sil^sie,  que,  si  on  accordoit  de  pareilles  sfipii- 
lations,  les  Gatholiques  voudroient  k  tout  moment  reeourir  k  Yienne,  et  qw 
les  moindres  changemens  qu'on  feroit  dans  le  pays,  passeroient  poor  um 
infraction  du  trait^/  Lord  Hindfort  habe  indess  erwiedert,  ^que  ce  n'^toit 
nullement  l'intention  de  la  cour  de  ^enne  de  se  mßler  k  l'arenir  ai  ei 
blanc  ni  en  noir  de  rint^rieur  de  la  Silvio  ou  des  plaintes  de  ses  sajeb, 
de  quelque  religion  qu'ils  puissent  toep.;  mais  que  la  reine  croiroit  ^tn 
damn^e,  si  on  ne  stipuloit  rien  pour  les  Catholiques,  puisque  le  Boi  seioit 
alors  le  maitre  de  les  chasser  tous,  de  confisquer  les  couvens'ete.'  Hhd- 
fort  habe  hiemach,  noch  unter  Anfthrung  der  in  so  vielen  Friedens-Tne- 
taten  geschehenden  Stipulationen  wegen  des  Status  quo  der  Beligiou  uad 
unter  Betheurung:  ^quMl  ne  voyoit  pas,  comment  une  pareOle  atipulatios 
pourroit  faire  le  moindre  tort  au  Boi,  ou  autoriser  la  Cour  de  Yienne  I 
prendre  connoissance  des  affaires  int^rieures  de  la  SQ^ie  p/  den  Yorschlac; 
gethan,  die  Stelle  so  abzufassen:  ^que  la  religion  catholique  et  tontes  1« 
fondalions  pieuses,  Abbayes,  Couvens,  seroient  conserv^s  in  statu  quo,  et 
les  Gatholiques  point  troubl^s  dans  le  libre  exercice  de  leur  religion  sur  le 
pied,  oü  le  Boi  l'avoit  trouv^  en  entrant  en  Silesie  p/ 

Es  ist  jedoch  nicht  zu  dieser  leztem  Abfassung  gekommen ,  sondezi 
der  Artikel  ward  gleich  in  dem  ersten  Entwurf  des  Friedens -InsiromeslB 
so  gestellt,  wie  er  eben  aus  dem  Tractat  angefahrt  ist,  jedoch  nur  bis  nf 
die  Worte:  'appartiennent  l^gitimement' ;  der  Zusatz  von  'ainsi  qu'EQe  U 
d^lar^'  an  bis  zum  Schluss  ist  nachher  diesseits  von  des  Or.  v.  PodewQs 
Hand,  wie  es  scheint,  in  ein  Gonferential-Exemplar  hinzugefügt. 

n.     Berliner  Definitiv-Friede  1742. 

Der  Definitiv-Friede  zu  Berlin  vom  28.  Julius  1742  besagte 

Art.  YI. 

^S.  M.  le  Boi  de  Prusse  conservera  la  r^li^on  catholique  en  S3Me 
in  statu  quo,  ainsi  qu^un  chacun  des  H^tans  de  ce  pays-lk  dans  lee 
possessions,  libert^s  et  privil^es  qui  lui  appartiennent  l^gitimement,  sIbd 
qu^Elle  l'a  d^lar6  k  Son  entr^  dans  la  ^^sie,  saus  deroger  toutefois^^Vk 
libert^  enti^re  de  conscience  de  la  rel|gion  protestante  en  Silvio  et  va 
droits  du  Souverain,  de  sorte  pourtant  Lxxe  8.  M.  le  Boi  de  Prusse  ne  8e 
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serrin  des  droits  da  Soaverain  au  pr^jndice  du  statos  quo  de  la  r^ligion  J^o 
catholiq[ii6  en  Silvio/ 

Diese  Bestrietion  von:  'de  sorte  pourtant*  an  bis  som  Schlass,  welche 
eigeBttieh  die  Torherige  salvatorisohe  Klausel:  'sans  d^roger  an  droit  du 
SouTerain'  ganz  wieder  aufhebt,  ist  ein  Zusatz,  der  unter  allen  Schlesisohen 
Friedenssdilflssen*  blos  in  diesen  Berliner  Frieden  allein  angenommen  ist. 

Der  Wiener  Hof  hatte  diese  Bestrietion  wieder  ausdrflckUch  durch  den 
Lord  Hindfort  yeriangt,  und  nicht  blos  auf  den  Status  quo  de  la  rdigion 
eaUiolique  en  SilMe,  sondern  auch  auf  den  Status  quo  des  possessions, 
Sbert^  et  privil^es  des  habitans  erstrecken  wollen.  Auf  die  Anfrage  des 
Grafen  von  Podewils  hierOber  am  7.  Jul.  1742  ertheilte  der  Kdnig  eigen- 
liindig  die  Marginal-Besolution:  Hi  ne  s'agit  point  des  habitans,  mais  quant 
I  la  Beligion  qu'elle  restera  in  statu  quo.'  Hiemach  ist  auch  wirklich 
der  von  Oesterreich  vo^eschlagene  passus  gelassen,  jedoch  der  wegen  des 
Statuts  quo  des  possessions  —  des  habitans  aus  dem  Gonferential- Exem- 
plar ausgestrichen  worden,  und  Hindfort  hatte  bei  der  Oelegenheit  dem 
Grafen  v.  Podewils  geäussert:  'qu'on  n'avoit  jamais  song^  k  Vienne  k  vouloir 
pr^Bcrire  au  Boi  de  quelle  fa^n  Elle  devoit  gouvemer  Ses  nouveaux 
Bigets;  mais  comme  c'^it  la  ooutume  dans  tous  les  trait^  de  paix  que 
les  andens  maitres  tachoient  de  leur  assurer  la  libre  jouissance  de  leurs 
lef^itimes  Privileges  ^  et  possessions,  on  se_flattoit  que  le  Boi  ne  seroit  pas 
Qootraire  k  cette  addition.' 

m.    Dresdner  Friede  1745. 

Der  Definitiv-Friede  zu  Dresden  vom  25.  Dezember  1745  enthält  nichts 
spedelles  über  diesen  Punkt,  sondern  bestätigt  blos  die  beide  vorherige 
Tnustaten  im  Allgemeinen. 

lY.    Hubertsburger  Friede  1763. 
Der  Definitiv-Friede  zu  Hubertsburg  vom  15.  Febr.  1763  besagt 

Art.  XIV. 
'8.  M.  le  Boi  de  Prusse  oonservera  la  r^ligion  catholique  en  Silvio 
dias  r^t,  oü  die  etoit  au  tems  des  Pr^liminaires  de  Breslau  et  du  Trait^ 
de  paix  de  Berlin,  ainsi  qu'un  chacun  des  habitants  de  ce  pals  dans  les 
possesdons,  libert^  et  privil^es  qui  lui  appartiennent  legitimement,  sans 
d^er  touteföis  k  la  ]ibert6  enti^re  de  conscience  de  la  Beligion  prote- 
stante  et  aux  droits  du  Souverain.' 

Es  ist  schon  sehr  bemerkenswerth,  dass  diese  Stipulation  nicht  auch 
die  Ustige  Bestrietion:  ^de  sorte  pourtant,  que  le  Boi  ne  se  servira  des 
droitB'^du  souverain  au  pr^judice  du  Status  quo  de  la  r^ligion  catholique' 
enthlit,  welche  nur  in  den  Berliner  Haupt-Frieden  1742  allein  eingeflossen 
^  war.  üeber  die  Weglassung  dieser  Bestrietion  findet  sich  auch  nichts  in 
'0    den  speziellen  Verhandlungen,    sondern   der  obige  Ai-t.  XIV.  ist,   wie  er 
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J-^Q  stehet,  Yon  dem  Oesterreichischen  Friedena-Negotiateur  von  CoUenlMdi 
vorgeschlagen  und  von  dem  diesseitigen  Bevollmächtigten,  dem  nachhengen 
Rabinets-Hinister  von  Hertzberg,  wiewohl  erst  nach  vielen  und  bis  auf 
die  Stande  der  Unterzeichnong  fortgesetzten  Gegen-Yersnchen  angenommea 
worden.  Der  p.  v.  CoUenbach  hatte  daranf  dringendst  insistiret^nnd  selM 
bei  der  Unterhandlang  noch  gewisse  spezieUere  Punkte  (unter "dem  Titd: 
'Speidal- Begehren  zum  Behuf  der  katholischen  ReDgion  in  Schieden,')  ab 
Orundlage  aufstellen  wollen,  worin  der  Status  quo  von  1742  genauer  be- 
stimmt, der  katholischen  Gemeine  die  Haltung  eines  eigenen  Depntirten  n 
Berlin,  der  freie  Recurs  nach  Rom,  die  Belassni^  der  Geisü.  Pfrflnden  usd 
Beneficien,  der  QeisÜ.  Orden,  eine  nicht  zu  hohe  Besteurung  der  geistL 
Guter  und  dergl  zugesichert  werden  sollte.  Es  ist  indess  hiesiger  Seiii 
darauf  gar  nicht  eingegangen,  sondern  vom  Hm.  v.  Hertzberg  vielmehr  dem 
p.  V.  CloUenbach  erklftret  worden;  ^que  le  Roi  ne  pourroit  pas  permettre  i 
une  puissance  ^trang&re  de  sc  m61er  de  ces  sortes  d'affiures  domestiques 
qui  d^pendoient  pour  la  plus  grande  partie  de  la  d^ision  et  da  bon  pbuair 
du  Souverain  de  la  SUesie,  que  cependant  S.  M.  maintiendroit  toigours  la 
Religion  catholique  dans  ce  pays  lä.'  Unterdess  ist  es  dem  p.  v.  H<ffif- 
berg  nicht  möglich  gewesen,  die  Bestimmung  des  Statuts  quo  vom  J.  1742 
ganz  abzuwenden,  da  er  Anfangs  dadurch  in  Absicht  der  Sehlesischeii 
Commerzial-Verhftltnisse  (art.  XTTT)  grössere  Yortheile  als  Gompenaation  sa 
erlangen  heilte,  und  am  Ende  sich  die  Oesterreicher  unter  keiner  anders 
Bedingung  zur  Restituirung  der  von  ihnen  noch  occupirten  Grafschaft  Glati 
verstehen  wollten,  so  dass  der  König  für  gut  fand,  hieran  das  Friedenswerk 
sich  nicht  accrocUren  zu  lassen. 

V.     Teschner  Friede  1779. 

Der  Friedensschluss  zu  Teschen  vom  13.  Mu  1779  enthält  llber  dieees 
Gegenstand  nichts,  sondern  bestätigt  blos  die  vorherigen  FriedensschltlsM 
von  1742,  1745  und  1763. 

Andere  specielle  Negotiationen  sind  über  diesen  Religions-Pnnkt  nieht 
vorhanden. 

Resultat. 

Nach  dem  ganzen  Gang  und  Inhalt  dieser  verschiedenen  Friedens-Ver- 
handlungen  kann  mit  aller  völkerrechtlichen  Evidenz  behauptet  werden, 

dass  der  Wiener  Hof  durch  die  Schlesischen  Friedenaschlttsse  keia 
Recht  zum  Widerspruch  erlangt  habe,  wenn  des  Königs  Maj.  die  Einaidiiuig 
der  Stifter  und  Klöster  in  Schlesien  gut  finden.     Denn 

1.  wenn  gleich  der  Berliner  Haupt-Friede  Art.  VI.  die  lästige  Bestrie- 
tion  enthielt,  dass  der  König  sich  seiner  droits  du  Souverain  nicht  zum 
NachtheU  des  Status  quo  der  katholischen  Religion  bedienen  wcdlte,  so  ist 
doch  diese  Restriction  in  den  Hubertsburger  Frieden  Art.  XIV.  nicht  mit 
aufgaiommen  worden.     Dieser   leztere  Tractat  ist  aber  der  neu«^,  der 
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jenen  ilteni  modüicirt  und  aufhebt.     Man  kann  nnd  darf  sich  also  ledig-  v1?^q 
lieh  an  die  Hnbertsburger  Btipolation  halten,    welche   gans  bestimmt  nnd 
keines  Zveifela  fidiig  ist^  wenn  sie  naoh  den  Worten: 

8.  M.  eonserrera  la  räigion  eatholiqne  dans  l'ätat  — 
die  salvatoriaeke  Giaosel  hinsoflBgt: 

Sana  d^roger  tontefois  anx  droits  du  Sonverain. 
Diese  Claunel  überlisst  Sr.  K.  M.  die  freieste  Disposition. 

2.  Ein  Widerspmehsrecht  des  Wiener  Hofes  wegen  YenUcknngen  dieses 
Refigionanstandes  hätte  als  dne  Art  yon  Garantie  oder  sonst  bestimmt  in 
den  Tractaten  ansgedrftekt  werden  mllssen.  Allein  bei  den  dem  Breslaner, 
BerKner  nnd  Hnbertsbarger  Frieden  yorangegangenen  Negotiationen  ist 
vidmehr  ansdrfleklich  nnd  in  wiederholter  Art  sowohl  yon  Prenssiseher  Seite 
▼eilaogty  ab  von  Oesterreichiseher  Seite  betfaenert  worden,  dass  die  Absieht 
kdnesweges  sein  solle,  dem  Wiener  Hofe  irgend  eine  Binmisehnng  in  die 
innere  Angelegenheiten  yon  Sehlesien  sn  lassen;  nnd  nnr  in  dieser  Zuvet- 
tUtki  nnd  Voranssetanng  hat  man  sich  hiesiger  Seits  die  gaaie  Stipulation 
Aar  den  BeBgiona-Pnnet  gefidlen  lassen. 

Lestere  ist  also  gaoa  eigentlieh  ebe  yon  den  bei  dergleichen  Friedeas- 
ind  OessioBBtractaten  herkömmlichen  allgemeinen  Bestimmungen,  die  sur 
ersten  Bemhignng  der  abgetretenen  ünterthanen  und  ihrer  Angewöhnung 
an  die  neue  Landesherrschafl  dienen,  die  aber,  da  sie  nicht  (wie  eine 
Cessions-Bedingung  oder  detgL)  transitorischer  Natnr,  sondern  blos  yague 
Bediagungem  sind,  keiner  preoisen  Ansftihmng  fOr  die  ganae  Zukunft  fiüiig, 
sondern  den  Zeitnmstinden  (ebenso  als  in  jedem  Friedensschlnss  die  ge- 
wdlmBohe  Versprechungen  d'une  paix  inyiolable  et  perpetuelle,  d'une  sinctee 
nmon  etc.)  unterworfen  bleiben.  Oesterreioh  selber  hat  hieyon  das  Beispie 
gegeben,  da  es  die  in  der  Alt^Banstidter  Gonyention  yom  J.  1707  der  Krone 
Sehweden  sngesicherten  Rechte  Abr  die  eyangelisohe  Religion  in  Schlesien 
nachher  nicht  liberall  gehalten  hat. 

3.  Ist  es  auch  bemerkenswerth,  dass  nach  dem  wörtliehcn  Inhalt  des 
Hnbertsbuiger  Artikels  XIV   der   alte   Status   quo  blos    der   katholischen 
Bdigion  in  Schlesien  ohne  ausdrflckliohe  Beadehung  auf  ihre  Besitaungen 
imd  Privilegien  stipnliret  wird,  da  doch  gleich  daneben  ausdrücklich  in  An- 
sehung der  Einwohner  von  deren  Besitasungen  und  Privilegien  die  Rede  ist 
Es  Hesse  sich  daher  schon  an  und  für  sich  mit  dem  Wort-Verstand  des 
Artikds  völlig  vereinigen,  dass,  da  unter  Religion  eigentlich  der  Kultus  der 
Bnwohner  und  ihre  Gewissensfreiheit  zu  verstehen  ist,  der  Status  quo  der- 
selben gar  nicht  alteriret  wird,  wenn  überall,  wo  katholische  Gemeinen  sind, 
ihnen  hinreichende  Kirchen  und  Seelsorger  gelassen  nnd  nur  die  ttberflflssigen 
Kitchen  und  Stiftungen  cum  Bessten  des  Staats  eingesogen  werden.    Indessen 
kdmmt  es  hierauf  nicht  einmal  an,  da  in  keinem  Fall  dem  Wiener  Hofe 
^  Widerspruchsrecht  zugestanden  zu  werden  braucht. 

4.   Kann  man  sich  überdies  an  das  Beispiel  halten,  welches  in  neuern 
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F^h^8  Zeiten  sq  yielflltig  von  katholischen  Mftchten  nnd  Stuten  selber  (imd 

runter  auch  von  Oesterreich  zu  Josephs  Zdten)  durch  Aufhebung  Quer 
Klöster  gegeben  worden,  und  noch  eben  jezt  gegeben  wird.  Wenn  diese 
Regierungen  damit  nicht  gegen  die  Qrunds&tse  ihrer  eigenen  Beügion  t»- 
stossen,  so  kann  die  Befolgung  ihres  Beispiels  um  so  weniger  den  prote- 
stantischen HOfen  verflbelt  werden,  da  diese  hierunter  gani  und  gar  nidik 
durch  ihre  Religion  gebundene  Hftnde  haben. 

Da  nun  S.  E.  M.  bereits  in  Höchst  Ihren  übrigen  Provinsen  mit  Auf- 
)iebung  der  Stifter  und  Klöster  verfahren  lassen,  ohne  ein  fremdes  Eb- 
spruchsrecht  f&rchten  zu  dürfen,  so  halte  ich  ehrerbietigst  dafür,  dass  Aller- 
höchstdieselben  nach  den  Staats-  und  völkerreditiichen  YeihXltniaseB  yölfig 
berechtigt  und  befugt  sind, 

.ebenso  unbedingt  in  solcher  Art  und  lu  solcher  Zeit,  als  es  tiiek 
den  staatswirthschafüichen  Rücksichten  rathsam  erseheinet,  auch  die 
Stifter  und  Klöster  in  Schlesien  auftnheben« 

Sollte  der  Wiener  Hof  dennoch  hiegegen  einen  Widerspmcli,.  Yerwik- 
rung  oder  Verwendung  auf  den  Qrund  der  Schlesisdien  FriedenssehUlnt 
einlegen  wollen,  so  wird  man  ihm  darauf  nach  dem  obigen  Zusammenhiui^ 
völlig  genugth^end  antworten  können.  Rathsam  wird  es  indesssein,  soldiei 
von  seiner  Seite  kommen  zu  sehen,  und  ihm  vor  oder  bei  der  Fänziehung 
der  EQöster  nicht  die  mindeste  Eröflhung  deshalb  von  selbst  za  tiion,  so»- 
4em  sich  darüber  gegen  ihn  völlig  geschlossen  zu  halten. 

Was  den  Päpstlichen  Hof  betrift,  so  Usst  sieh  von  ihm,  mehr  als  sb 
bei  der  Kloster-Aufhebung  in  den  übrigen  Provinzen  gesohehea,  rine  Auf- 
merksamkeit auf  die  Sache  wohl  erwarten,  da  er  bei  einer  blos  allgemeinen 
Kenntniss  der  Schlesischen  Friedensschlüsse  sich  auf  diese  besonders  be- 
ziehen zu  können  glauben  wird.  Indess  ist  eine  eigentliche  Gegenwiikmig 
von  ihm  unter  den  jetzigen  Umstünden  nicht  zu  besorgen,  und  es  wird 
nur  darauf  ankommen,  dann,  wenn  mit  der  Aufhebung  angefangen  werdeo 
soll,  den  Residenten  von  Humboldt  zu  Rom  mit  voUstindiger  Instmetion  zum 
Behuf  dortiger  dienlicher  Insinuationen  zu  versehen.« 


Febr.  10        682.  Schriftwechsel  des  Auswirtigen  Departements  mit  dem  Reichs- 
tags-Gesandten Graf  Goertz  zu  Regensburg.    1804  Februar. 

B.  X.  79. 

Der  päpstliche  Agent  Oraf  Troni  in  Begenshurg  und  seine  Abtiehien.    Ahweitunf 
dire/Uer  päpstlicher  Verhandlungen  in  Berlin  oder  RegensburgA) 

Goertz.     Regensburg,  Februar  10. 

Cliürrixt«  AasfartigoAg;  nftch  dam  DeohiffM. 

»Je  crois  de  mon  devoir  d'informer  le  Minist^e  de  V.  M.  que  depiuB 
quelques  jours  est  arriv^  ioi  un  Comte  Troni,  agent  secret  de  la  Oonr  de 

1)  Cfr.  Ko.  691  und  764. 
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B01116,  qm  avoit  aiisai  M  an  congrtB  de  Rastadt.  H  a  assnr^  k  l'Eleetenr  v'^^^^^q 
Arehi-Chaiicdiery  aiiin  qa'au  Charge  d'afilaiies  de  la  France  et  ^galement  k 
moi,  qn'il  n'avoit  ancnne  eommission  directe,  mais  0  est  probable  qn'fl  seit 
ebaif6  de  aonder  lea  espritB.  Dans  la  conversation  qne  j'ai  en  avec  Ini, 
fl  m'a  dit  qne  le  Pape,  qnoiqne  d^irant  ylvement  de  fixer  les  arrange- 
mens  k  üdre  relativement  k  la  religion  catholiqne  en  AUemagne,  ne  von- 
droit  oependant  pas  prendre  des  däterminations  k  eet  ^ard,  avant  de  con- 
mkt  Yps  intentions,  Sire,  n'ayant  qn'i  se  loner  dans  tontes  les  oocasions 
des  procedäs  de  V.  M.  Je  me  snis  bom^  k  Ini  repondre  qne,  devant  snp- 
poser  qne  le  IGnistre  de  Y.  M.  k  Borne  seroit  pleinement  instmit^)  de  Ses 
intentions,  c'6toit  k  Ini  qne  la  oonr  papale  devoit  s'adresser;  qne  tont  ce 
qae  j'eh  sayois,  ^it  qne  Y.  M.,  sans  vonloir  dtre  exdn  du  conoonrs  anx 
losdits  arrangemens  dans  l'Empire,  ^toit  d^terminä  et  pleinement  anthoris^ 
pu  le  demier  reote  de  l'Empire  k  ttaiter  s^parement  avec  le  Saint  Si^ 
trat  ce  qni  regardoit  les  provinces  de  la  monarchie  Pmssienne.  Q^e  Y.  M. 
B^admettrott  auenne  infinence  ^ttang^re  dans  eette  n^^iation,  et  qne  cette 
mttehe,  eonvenable  k  la  dignit^  dt  ä  la  grandenr  de  la  Monarchie  ^toit  en 
m^me  tems  la  plns  eonforme  anx  inter^ts  de  Sä  Saintet^.  Le  G.  Troni  a 
parft  attendre  eette  reponse  et  en  6tre  content.«  .  .  . 

Das  Cabinets-Ministerinm.    Beriin  1804  Febmar  24.  Febr.  24 

OoBMpl,  fw.  Haigvita. 

. . .  »Le  langage  qne  vons  avez  tean  enrers  Tagent  seoret  dn  Pape  snr 
ms  eonenrrenoe-  anx  arrangemens  relatifs  an  onlte  catholiqne  en  Allemagne, 
Sit  tont  k  üait  conforme  anx  relations  absolnment  independaates  oü  je 
me  tnmye  SkTec  la  8*  Si^e,  et  je  ne  pnis  ainsi  qne  l'appronver  enti^re- 
msiit«  .    . 


688.  Stastt-Minitter  Qraf  Hoym  an  den  Staata-Minister  Qraf  Haugwitz.  Febr.  10 

Berlm  1804  Febmar  10. 

B%  49.  B.  16S.    Aufintigiiiif.    GoBMpt  in  dtn  bei  No.  «78  beseichneteii  Akttn  in  Brcialan. 

lä  ffnt  BaugvAltoCs  Wbnwkt  wegen  der  Aufhebung  der  Klöster  in  SeMesien 

emtferstanden. 

>E.  E.  Yerlaogen')  gemäss,  habe  ich  den  an  des  Königes  Maj.  wegen 
Aufhebung  der  EQdster  in  Schlesien  gemeinschafUich  zn  erstattenden  Be- 
^MA*)  angesetzt;  nnd  da  E.  E.  Memoire^)  AUes  nmfasst,  was  znr  diplo- 
matischen ErOrtemng  der  Hauptfrage  gehört,  nnd  ich  mich  dem  Besnltate 
giiusSoh  conformire:  so  habe  ich  es  Ar  das  Zweckmflssigste  gehalten, 
dieses  Memoire  dem  Berichte  in  extenso  bejznlegen,  nnd  solchen  in  der  Art 
wrtworfen. 


1)  Das  Dechiffir6  hat:  »instrnctif«.  2)  No.  680. 

3)  Ko.  684.  4)  No.  681. 
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F^h^lO  ^^ten  E.  £.  darttber  mit  mir  einverstanden  seyn,  so  würde  ii^  .  .  . 
bitten,  das  Memoire  mit  Ihrer  üntersehrifl  zu  versehen,  das  mitfolgoitda 
Gonoept  des  Beriehtes  mundiren  und  mir  snr  IGtseiobnnng  zukommen  m 
lassen;  anoh  würde  ich  um  .  .  .  Mittiieilnng  einer  Absehrift  des  Memoires 
so  wie  die  Cab.-Ordre  selbst  zu  meinen  Aoten  .  .  .  bitten.« 


Febr.  11        684.  liRfflediat-Bericht  der  Staati-MinMer  Grafen  Hoym  aad  Hmfigwitz. 

Berlin  1804  Febmar  11. 

B.  89.  SS.  E.  Aostetifiuic.  (AWebrift  tob  10.  Fabnar  1804  aftttrt  ia  B.  46.B.  t6B.>  CBPcap^ 
11.  Febmar  datirfc,  ▼on  Hoym  korrigirt,  in  den  bei  No.  678  boMiokiioteii  AUoa  in  Brttlaa. 

Wegen  der  heahtiMigten  Außebung  der  Ktöster  m  Schlesien  in  staaUreckÜieker 

und  siaatswirthaehafUieher  Hinsieht.^ 

>E.  M.  haben  uns  durch  die  .  .  .  Eabinets-Ordre  vom  30.  v.  IL')  sa  be- 
fehlen geruhet,  den  Gegenstand  der  beabsichtigten  Aufhebung  der  Ellöater 
in  Sohlesien,  sowohl  mit  Hinsicht  auf  die  auswärtigen  StaatsreohtliokeiLy  als 
auch  auf  die  innem  Staatswtrthschaftlichen  Momente,  zu  erörtern  und  dar 
rflber  gemeinschaftlich  Bericht  zu  erstatten. 

Was  zunftchst  die  Frage  anbelangt^ 

ob  dem  Wiener  Hofe  gegen  die  Ausführung  dieses  YorhabenB  ein 
Widersprubhsreeht  zustehe; 

so  habe  ich,  .  .  .  Haugwitz,  alles  daiyenige,  was  bei  den  FriedenspScUttsseiB 
mit  dem  Hause  Oesterreich  wegen  des  Status  quo  des  katholischeii  Be- 
ligionswesens  in  Schlesien  verhandelt  und  festgestellt  worden,  unmittelbar 
aus  den  Quellen  geschöpft  und  zusammen  gefasst. 

Und  da  ich,  .  .  .  Hoym,  dem  aus  diesen  historisöh-diplomatisoheii  Pii.- 
missen  gezogenen  Besultate: 

dass  der  Wiener  Hof  ganz  und  gar  kein  Becht  habe,  der  Einziehung 
der  Klöster  in  Schlesien  zu  widersprechen; 
vollkommen  beistimme; 

so  geruhen  £.  M.,  uns  ...  zu  erlauben,  beiliegendes  Memoire^)  zur 
vollsti&ndigen  üebersicht  der  hiebei  obwaltenden  Staatsrechtiiehen  Beziehmigeii 
und  als  Basis  aller  Erörterungs-Punkte,  die  etwa  über  diesen  Gegenstand 
kflnflag  zur  Sprache  kommen  könnten,  zu  Fflssen  legen  zu  dllrfen. 

Sobald  E.  M.  zu  entscheiden  geruhet  haben,  werde  ich,  .  . .  Haugwitz^ 
nicht  ermangeln,  die  in  nflhere  Beziehung  auf  den  Päpstlichen  Stahl  nödiigeB 
vorläufigen  Maasregeln  mit  zweckmassiger  Behutsamkeit  einzuleiten. 

Was  die  innere  Staatswirthschaftliche  Behandlung  des  Gegenstandes 
anbetrift:  so  würde  nach  meinem,  .  .  .  Hojnn,  . .  .  Dafürhalten  am  geradien- 
sten  seyn,  ohne  Verzug  zur  Sache  selbst  zu  schreiten,  die  Einziehung  aller 
Manns-Elöster  sogleich  zu  bestimmen,  und  blos  die  des  Franciscaaer-  und 


1)  Cfr.  Nr.  686.  2)  No.  678.  3)  No.  681. 
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Barahenigeii  Brider-Ordeng,  als  Institate,  die  der  leidenden  Menschheit  snr  p*^^^^ 
Brieidlifenuig  und  der  Religion  zwt  Ehre  gereichen,  bestehen  zn  lassen. 

Uefarigens  "würde  bei  SAcnlarisining  der  Erlöster,  bei  der  Pensionimng 
der  Kloster-Geistliehen  nnd  Anordnung  ihres  kflnftigen  Wirkungs-Kreises, 
das  in  den  Indenmitits^Landen  beobachtete  Verfahren  znm  Grunde  zu  legen 
seyn,  und  der  diesfUlige  Plan  und  die  Instruction  der  zur  spedellen  Be- 
Ifiilining  dieses  Oeschilfts  zu  ernennenden  Gommission  nach  den  besondem 
Yeihdtnissen  nnd  mit  gehöriger  Berflduichtignng  der  Verschiedenheit  des 
Nstional-Gharacters  modifidrt  werden  müssen.  In  einigen  Klöstern  z.  Ex. 
Henrickani)  und  Kloster  Bauden  2),  beschäftigt  man  sich  mit  dem  Untere 
richte  der  Jugend,  und  dieser  mit  (sie!)  einem  so  wichtigen  Qeschftfte  sich 
widmende  Theil  müsste  sowohl  in  Ansehung  seiner  wissenschaftlichen 
Fliugkeiten  und  Oeistes-Cultnr,  als  auch  in  Ansehung  des  Grades  seiner 
sitffichen  Ausbildung  und  practischen  Moralität  sorgfUtig  geprüft,  und  dann 
unter  Aufsieht  und  Leitung  des  katholischen  Schul-Instituts  gesezt  werden. 

Der  Ausarbeitung  dieses  speciellen  Plans  werde  ich,  .  .  .  Hoym,  sobald 
E.  M.  mich  dazu  zu  beordern  geruhen,  mich  mit  pflichtschuldigen  Eifer 
ODter&ehen,  und  bemerke  ich  nur  noch,  dass  nach  einem  ohngeführen 
üeberschlage  das  Grund-Vermögen  sftmmtlicher  Bchlesischen  Erlöster  5  Millio- 
nen betragen  dürfte. 

Hiervon  würde  das  Grund-Vermögen  der  Frauens-Stifter,  etwa  1  Million 
im  Betrag,  abgehen  und  also  gegen  4  Millionen  fttr  den  Staat  übrig  bleiben, 
Bo  dass  nach  Abzug  der  Passiv-Schulden,  die  jedoch  nicht  sehr  betrftchtlich 
sind,  die  ernte  Zeit  gegen  100000  Bthlr.  Einkünfte  zu  E.  M.  Gasse 
ißetsen  und  zum  Besten  des  Staats  können  verwandt  werden.« 


685.    Cabinets-Ordre   an   die   Staats-Minister   Grafen   Hoym   und  Febr.  lo 

Haugwftz.    Berlin  1804  Februar  16. 

R.  46.  B.  168.     Ausfertigiuig. 

Fordert  noch  Berieht  über  den  vorauesiehUiehen  Eindruck,  den  die  Aufhebung  der 

Klöster  in  Schlesien  machen  mirde.^) 

»Aus  Eurem  Berichte  vom  11.  d.  M.^)  und  Eurem,  des  Grafen  von 
Haugwitz,  beygefügten  Memoire  ^)  über  die  Aufhebung  der  Klöster  in  Schle- 
sien habe  Ich  ersehen,  dass  die  bisherige  Meinung,  als  wenn  dieselbe  dem 
FriodensBchlussmflssigen  Status  quo  der  katholischen  Religion  in  Schlesien 
entgegen  wäre,  bloss  auf  einen  Irrthum  beruhet,  in  Staatsrechtlicher  Rük- 
sicht  also  dieser  Kloster-Aufhebung  nichts  im  Wege  stehet.  Dagegen  ver- 
nuBse  Ich  befriedigende  Aufschlüsse  darüber,  ob  diese  Maassregel  nicht 
einen  niederschlagenden   und  beunruhigenden  Eindruck  auf  die   Gemüther 

grossen  Haufens  machen  und  ob  es  nicht  rathsam  seyn  würde,  zu  Ver- 

1)  Hefnriöhau,  Kr.  Mttnsterberg.  2)  Randen,  Kr.  Rybnik. 

8)  0fr.  No.  688.  4)  No.  684.  6)  No.  681. 
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Fn^f^ß  meidung  eines  solchen,  anter  den  jetzigen  Umstlnden  weniger  nls  jemaii 
^eiehgflltigen  Effeets,  vorbereitende  Sebritte  sa  thnn,  um  hiemlohftt  d« 
rechten  Zeitpunkt  dasn  in  wfthlen.  Hierflber  erwartete  loh  yonfiglioh  nüft 
Euer  Ontaohten,  und  gebe  Ench  m  dem  Ende  die  Sftehe  noehnuüB  sorg- 
ftltig  m  erwägen.  Es  scheinet  Ifir  dabey  besonders  darauf  anrakommen, 
die  Aufnahme  neuer  Kloster-Qeistlichen  nodi  mehr  zu  beschranken  und  in 
einielnen  Fallen,  wo  ein  besonders  wichtiger  gemeinntttalicher  Zweck  er- 
reicht werden  lunn,  mit  der  Aufhebung  des  einen  oder  des  andern  Klosten 
den  Anfang  zu  machen.  Indem  Ich  Euch  also  hierdurch  auftrage,  Uertlbef 
Euer  Gutachten  flberhaupt  zu  erstatten,  befehle  Ich  Euch  zugleidi,  Eon 
Aufimerksamkeit  auf  einzelne  Gegenstände  dieser  Art  zu  richten  und  Mir 
Eure  Mdnung  darttber  zu  eröfoen.« 


Febr.  18        686«  Iffliiiediat-Barieht  des  Stiatt-Miniftert  Friir.  v.  d.  Rtck.    BerMi 

1804  Februar  18. 

R.  89.  31  A.    Awflntlgug. 

Die  SäkuhriaaHon  von  OrdenageiMehen,   Lob  der  Oeaehäftgführung  dea  Bendmkn 

Bmnh(M  in  fiom. 

Bemerkt  bei  Gelegenheit  des  Gesuches  des  Kapuziners  CBtristian  Josepli 
Beme  in  Erftirt,  der  um  Säkularisation  oder  um  Wlederaufiiahme  ins  Kloster 
gebeten  hat:  »Die  Gesuche  um  Säcularisation  der  Ordens -Geistlichea  und 
um  deren  Habilitation  zu  weltlichen  Beneficüs  sind  zwar  sehr  heÜBam,  kom- 
men in  West-,  Süd-  und  Neuostpreussen,  im  Ernüande  und  in  Schienen 
jährlich  in  grosser  Anzahl  vor  und  gewähren  den  grossen  YortbeQ,  viele 
fähige  Männer  vom  unnützen  Klosterleben  abzuziehen  und  als  Woltgdstiiohe 
dem  Staat  und  der  Kirche  nützlich  zu  machen.  Der  Papst  ist  auch  auf 
die  zweckmässige  Verwendungen  des  Residenten  v.  Humboldt  in  Born  sehr 
faeil  hierunter,  bewilligt  gern  dergleichen  Säoularisationen  und  Habüitationeii 
gegen  ganz  geringe  Bjmzley- Expeditions-Gebühren.  Aber  er  verlangt 
bischöfliche  Testimonia  über  den  Werth  solcher  Subjecte,  legt  ihnen  aaoh 
auf,  das  Wesentliohe  ihrer  Kloster-Gelübde  ausser  dem  Kloster  unter  Auf- 
sicht des  Bischöfe  zu  beobachten,  und  auf  solche  Weise  ist  ein  nicht  un- 
beträchtlicher Theil  des  Süd-  und  Neu-Ostpreussischen  Gleri  aus  dieses 
säoularisirten  Ordens-Geistlichen  genommen,  die  nun  als  Weltgeistiiche  sehr 
nützliche  Dienste  leisten. 

Wollte  man  nun  zu  Born  ftlr  ein  Subjeot  wie  Supplicant  die  Säoulan- 
sation  nachsuchen,  so  würde  man  nicht  nur  die  Königliche  Verwendimg 
durch  den  v.  Humboldt  compromittiren  und  ganz  gewiss  eine  negative  Ant- 
wort erhalten,  weil  es  ohne  Beispiel  ist,  dass  der  Papst  einen  entlaufenes 
Mönch  säoularisire  und  ihm  die  Ehe  gestatte,  sondern,  was  bei  weitem  noch 
schlimmer  wäre,  die  bisher  zu  Bom  durch  die  geschickte  und  vortreiDiehe 
GeschäftsfUirung  des  v.  Humboldt  so  wohl  aufgenommenen  SäoularisationB- 
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Geradie  wiMea  einen  starken  Stoes  erleiden,  nnd  der  Papst  mOgte  alsdann  y^^is 
sdiwidriger  werden  nnd  dn  Misstranen  anf  alle  Prenssisehe  Sftcnlarisations* 
und  Habilitaftions-Antrage  der  Ordens-Geistliehen  werfen.  < 


•    •    • 


Band-Yerfflgnng,  gesehrieben  vonBejrme:  Febr.  23 

»23.  Febmar  1804. 
Ss  sollen  der  Ehe  des  SnppL  effeetos  dvQes  beygelegt,   im  übrigen 
sber  soll  derselbe  absehlftn^eh  besohieden  werden,  c 


Cabinets-Ordre   wegen  des  Domkapitels  m   Franenbnrg  s.  unter  Febr.  20 
dem  10.  December  1803,  No.  663. 


Beseript  des  Auswärtigen  Departements  an  Goerts  s.  unter  dem  Febr.  24 
10.  Februar  1804,  No.  682.      

687.   Staats-Miniiter  Frhr.  v.  d.  Reck  an  den  Siaatt^Minitter  Frhr.  Febr.  27 
V.  Schroetter.     Berlin  1804  Februar  27. 

€«a.-I>ij«ktorioiB  NeaostpmuMA.  CXCTL  2.  Aufteügoiif . 

Die  Konsehrirung  und  der  Eid  des  neuen  Biaehofe  von  St^aeiA) 
»Der  K.  Resident  in  Rom  Cammerherr  v.  Humboldt  hat  nunmehr  die 
Consecrations-Bulle^)  des  Bischofs  von  Buprasl  v.  Duchnowski  eingesandt, 
und  ieh  bin  des  Dafürhaltens,  dass  ohne  umstand  mit  der  Conseeration 
diegee  Bischofs  vorzusohreiten  sey.  .  .  .  Zwar  ergeben  die  diesseitigen 
Acten,  dass  vorhin,,  obwohl  nur  in  swei  oder  drey  Fallen,  der  Eid'}  von 
den  Bischöfen  an  den  Papst  nach  einem  geläuterten  Formular  geleistet 
worden;  diese  Procedur  ist  aber  bedenklich.  Es  ist  höchstwahrscheinlich, 
dass  der  Consecrator,  welcher  sich  zu  diesem  Actu  bequemt  (denn  manche 
weigern  sich  gradezu),  dennoch  den  Eid  heimlich  nach  dem  minder  guten 
Formular  abnehme  und  ihn  heimlich  nach  Rom  sende,  da  sogar  p.  Alber- 
^andi  Mittel  gefunden  hat^  sich  dieserhalb,  dass  er  als  catholischer  Bischof 
einen  unirt-griechischen  Bischof  consecrirt  habe,  zu  Rom  Absolution  erteilen 
m  lassen.  Ein  solches  heimliches  Manoeuvre  ist  nun  noch  schlimmer,  als 
der  r5misehe  Eid,  wie  er  in  der  Gonsecrations-BuUe  enthalten  ist  und  durch 
den  an  8.  E.  M.  zu  leistenden  Eid  unschädlich  gemacht  wird.    Es  ist  also 

1)  Gfr.  No.  897.  Wislo(^i  war  bereits  am  10.  Mai  1801  gestorben.  Für  ihn 
ÜMB  Bebroetter  einen  Nachruf  in  der  »Yossisehen  Zeitung«  inseriren:  »Seine 
Vertrili^iehkeit  gereicht  ihm  eben  so  sehr  zur  Ehre,  als  die  BereitwiUigkeit,  wo- 
iBit  er  die  wohlwollende  Bemlihungen  der  Landesverwaltung  zur  Einrichtung  des 
grieehiieh-unirten  bischöflichen  Sprengeis  untersttttste  und  dazu  mitwirkte.  Er, 
to  erste  Bischof  zu  Suprasl,  ist  in  dieser  Rtteksieht  ein  würdiges  Muster  der 
Kichahmung  für  aUe  seine  Nachfolger.«    Concept,  von  Salis,  a.  a;  0. 

2)  »Datum  Bomae  apud  S.  Mariam  Majorem  1803  17.  Kai.  Aprilis.«   Nomi- 
ni rt  war  Duchnowski  bereits  durch  Patent  vom  10.  April  1808. 

3)  Cfr.  No.  168. 
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\f^Hw7  'Athsainer,  offen  zu  Werke  su  gehen,  znmahl  da,  wenn  anoh  die  Bni- 
Glaasnl  des  Eides:  certior  som,  nihil  in  eis  eontineri,  qnod  jnnunemto  Me- 
litalis  meae  erga  ete.  regem  etc.,  besser  Unten  wflrde:  qnnm  bnee  nee  siift 
nee  esse  debeant  contraria  jnramento  fidelitatis  meae  erga  ete.  regem  ete., 
doch  der  Homag^al-  nnd  Ünterthftnigkeits-Eid  an  8.  E.  M.  und  die  nsieh 
dem  Rescript  von  dem  Commissario  in  dem  Protocoll  za  vermerkende  (3m- 
snl^)  den  Römischen  £id  nnschftdlich  macht  Ans  diesen  Gründen  bin  iok 
der  Meynnng,  dass  das  Römische  Eides-Formniar  nnter  den  bemerkten  Be- 
Stimmungen  zu  gestatten  sey.  Das  Bedenkliche  ist  zwar  das:  neminipia- 
dam^)  im  Anfange  des  Eides,  allein  meines  Erachtens  wird  anch  diesoi 
durch  den  Homagial-Eid  unschädlich  gemacht«  .  . . 

Die  Eonsekration  fand  wieder  durch  Albertrandi  statt,  am  29.  April 
1804  zu  Buprasl.  Die  von  Duchnowski  beantragte  Einreichung  seines  Eid«i 
nach  Rom  wurde  nicht  bewilligt. 
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S.  89.  82.  S.    AvffiBrUgang.    Conctpt,  von  Hoym  -rieUkeh  konigii%  in  d«B  ¥ti  No.  678  W> 
zeiehnoten  Akten  in  BreiUo. 

>OtUachten  wegen  Aufhebung  der  Klöster  xum  Bertehi  an  des  Königs  Mc^feaUU,*^ 
»Als  der  geheime  Etats-Ministre  Oraf  v.  Haugwitz  und  ich  untern 
11.  V.  M.^)  gemeinschaftlich  an  E.  M.  wegen  Aufhebung  der  SehleriseheB 
Klöster  .  .  .  berichteten,  habe  ich  nur  die  Hauptfrage:  ob  dem  Wiener  Hofe 
ein  Widerspruchs-Recht  bei  Aufhebung  der  Klöster  zustehe,  mit  beantworten 
wollen  und  mir  den  Plan,  wie  dieses  geschehen  könne,  einzureichen  vor- 
behalten. Um  meinen  darüber  zu  erstattenden  Bericht  mit  derjenigen  Voll- 
ständigkeit und  Zurerlftssigkeit  vorzulegen,  welche  E.  M.  Befehl  und  die 
Wichtigkeit  der  Sache  erfordert,  habe  ich  mich  seit  meiner  Zurflckknnfi 
von  Berlin  unablässig  beschäftigt,  die  nötigen  Nachrichten  zu  sammlen,  und 
kann  nun  mit  Beziehung  auf  E.  M.  ...  Cabinets-Ordre  vom  16.  v.  M.*j 
das  Resultat  meiner  nähern  Erkundigungen  und  im  Zusammenhange  des 
Ganzen  reiflichen  üeberlegung  alleruntertänigst  vorlegen. 

I.  Ich  setze  aus  dem  Memoire^)  das  Etats-Ministers  Graf  Haugwitz, 
welches  wir  E.  M.  unterm  11.  v.  M.  einreichten,  voraus,  dass  der  Wiener 
Hof  kein  Recht  habe,  der  Aufhebung  der  Schlesischen  Klöster  auf  des 
Grund  des  Breslauer  Friedens-Schlnsses  zu  widersprechen. 


1)  »Dass  nach  K.  Allerhöchster  Intention  dieser  Eid  an  den  Pim»t  niensli 
demjenigen  Homagial-  und  Ünterth&nigkeits-Eide  zuwiderlaufen,  noch  jemals 
wider  denselben,  welchen  er  dem  Landesherm  leiste,  aUegirt  werden  könnte.« 

2)  N&mlich:  »Consilium,  quod  mihi  credituri  sunt  (die  Päpste) ...  ad  eonun 
damnum  me  sciente  nemini  pandam.«  3]  Ko.  696.  4}  No.  684. 

6)  No.  686.  6;  No.  681. 


Snprul    Sohleden.    Klostermnfhebnng.  \\^ 

n.  Die  Kenntnis,  die  ich  von  der  Provins,  von  den  Gesinnungen  ihrer  ^-j.^^. 
lünwoluier  nnd  von  dem  Gange  der  öifenüichen  Meynnng  habe,  fibensengt 
mieh,  dsss  die  Anfhebnng  der  Klassier  allerdings  nnter  den  Eatholicken 
Sensation  machen,  dass  sie  aber  weder  fortdanemd,  noch  von  nachteiligen 
Folgen  seyn  werde.  Der  Geist  der  katholischen  Religion  hat  schon  eine 
guix  andre  Bichtong  genommen,  und  wird  es  noch  immer  mehr,  jemehr 
die  Folgen  eines  Eweckmftssigen  Schnlnnterrichts  sich  verbreiten. 

Das  Zeitalter  des  MOnehsthnms  ist  vorbei  Der  Laye  fkngt  an,  die 
Ordensgeistlichen  ans  dem  wahren  Gesichtspunkte  anzusehen,  und  junge 
Leute,  deren  Köpfe  in  den  Schulen  angeheilt  worden,  drangen  sich  nicht 
mehr  um  die  Aufhahme  in  Orden:  Die  Zahl  der  Mönche  in  den  strengen, 
armen  und  den  Mendicanten-Klöstem  verringert  sich  tiglich:  nur  zu  den 
reichem  finden  sich  noch  Novizen,  aus  Liebe  zur  Bequemlichkeit  und 
Kfisuggang,  nnd  manche  YorfUle  beweisen,  wie  lästig  die  klösterliche  Dis- 
dplni  wird,  und  wie  gern  sich  Mönche  derselben  entziehen. 

Nor  musB  der  öffentliche  Gottesdienst  und  dessen  Ausflbung  ungestört 
mid  unbeschränkt  bleiben;  und  ich  kan  E.  M.  auf  meine  Pflicht  versichern, 
dass  eine  leerstehende  Kirche,  welche  den  Katholiken  genommen  und  den 
Protestanten  zum  Gottesdienst  eingeräumt  wird,  einen  widrigem  Eindruck 
auf  jene  macht,  als  wenn  alle  Klöster  aufgehoben  werden.  Das  erstere 
aehen  sie  als  einen  Widerwillen  gegen  den  catholischen  Gottesdienst,  das 
letztere  allenfalls  vor  eine  Finanz-Speculation  an,  und  dieses  lässt  wenigstens 
keine  gehäsrige  Meynnng  zurflck.  Die  Aufhebung  der  Mendicanten-Orden 
wflrde  sogar  dem  grössten  Teil  der  niedem  Classe  der  Einwohner  erwUnscht 
leyn;  die  Sammler  der  Bettel-Klöster  schleichen  sich  in  die  niedrigsten 
Hätten  und  belästigen  und  saugen  den  gemeinen  Mann  durch  ihre  Betteley 
aller  Art  aus :  sie  werden  aber  auch  dem  Staate  flberhaupt  noch  dadurdi 
naditdlig,  daaa  sie  durch  Austeilung  von  Skapulieren,  Bildern  und  Legen- 
den den  Aberglauben  unterhalten  und  verbreiten. 

IDL  IMe  Veränderungen,  welche  mit  den  Klöstern  vorgehen  sollen, 
müssen  aber  nach  reiflicher  Erwägung  allgemein  seyn,  und  nicht  die  Manns- 
UOster  allein,  sondern  auch  die  Nonnen-Klöster  betreffen:  nicht  die  reichen 
ond  begftterten  alldn,  sondern  auch  die  Mendieanten-Klöster.  Es  ist  äusserst 
wesentlich,  bei  jBeser  Operation  die  öffentliche  Meynnng  zu  schonen,  und 
such  nur  den  entferntesten  Verdacht  eines  partheyischen  Eigennutzes  zu 
^enneiden,  den  das  Publicum  gewis  fassen  wflrde,  wenn  die  Aufhebung 
aar  die  reichem  Klöster  betreffen  solte.  Nur  der  Orden  der  barmherzigen 
Brftder^)  verdient  wegen  der  Krankenpflege,  die  er  aus  Beligions-Pflicht  an 
sUflHey  Glanbensverwandten  ausübt,  eine  ehrenvolle  Ausnahme  unter  den 
Manns-Klöstem ;  unter  den  Nonnenklöstern  die  Elisabefhinerinnen  wegen 
der  weiblichen  Krankenpflege,  und  die  Ursulinerinnen  wegen  der  weiblichen 
SiBehang,  der  sie  sich  ganz  widmen. 

1)  Cfr.  No.  676. 


112  Urkunde  No.  688. 

Iü^4  ^^  Königs  Friedrich  des  ü.  Mi^«^^  stifteten  ans  voller  üeberseiH 

gnng  der  Ntttilichkeit  des  Ordens  der  Barmhenigen  Brflder,  so  abgeneigt 
Sie  sonst  denen  Ordensgeisffiehen  waren,  ein  Kloster  in  Nenstadt  in  Ober- 
sehlesien,  und  die  wohlthfttige  Wirkung  verbreitet  sich  ohne  Ansehn  der 
Person  ttber  alle  Religions-Yerwandte. 

Zu  Abhaltong  des  Gottesdienstes  an  grossen  Ablass-  nndWallfidirtatagen 
wird  es  nie  an  Weltgeist&chen,  Pfarrern  nnd  C^^linen  fehlen,  wenn  gleich  in 
Westphalen  nnd  denen  Indenmitftts-Landen  die  Fransiscaner  ans  Mangel  an 
Wel^eistlichen,  da  nicht  so  viel  Catholiken  nnd  also  anch  weniger  GeisflieheB 
sind,  haben  mllssen  beibehalten  werden,  nnd  es  ist  daher,  oben  erwihnte 
ausgenommen,  die  Beibehaltung  keines  einten  Ordens  in  Schieben  ndtig. 

IV.  Wenn  E.  M.  zu  einer  solchen  Verinderung  sich  zu  entachlieaseD 
geruhen,  so  halte  ich  es  nicht  fBr  rathsam,  sie  bei  einem  oder  dem  anden 
Kloster,  sondern  mit  einmal  bei  allen,  die  sie  betreifen  soll,  vonunehmoL 
Die  Sensation,  die  sie  machen  irird,  entsteht  mit  einmal,  das  Staunen  ver- 
liert sich,  die  Klagen  verhallen  und  die  GemUther  beruhigen  sicL  Bd 
den  successiven  Aufhebungen  würde  die  Vorempfindung  und  die  Beamgus 
vervielflütigt  und  lange  Zeit  unterhalten  werden. 

Es  ist  auch  nicht  ohne  Orund  zu  vermuthen,  dass  Klöster,  die  die 
Verinderung  noch  nicht  betroffen,  viel  von  ihrem  Vermögen  suchen  werden, 
heimlich  wegzubringen  und  dem  Staat  zu  entziehen.  IMes  sind  nach  mdner 
.  .  .  Meynung  die  Grundsätze,  die  im  Allgemeinen  zu  befolgen  sind. 

Um  Aber  die  besonders  anzunehmende  Maasregeln  ...  zu  berichten, 
muss  ich  vorerst  nachstehendes  Aber  die  Klostergttter  selbst  und  Aber  deren 
sowohl  jetzige  ab  kttnftige  Verwaltung  voraus  bemerken:  Es  giebt  in 
Schlesien  561  eigentliche  Klostergttter,  das  heisst  solche,  die  Ordensgeist- 
lichen beiderlei  Geschlechts  gehören:  darunter  sind  weder  die  bisehöflichen, 
noch  die  den  Capiteln  oder  Wel^istlichen,  noch  die  zu  den  Bittep-CozH 
menden  gehörigen,  begriffen. 

Der  Ertrag  der  eigentlichen  Klostergttter  besteht  teils  in  Vorwerks- 
oder Wirtschafts-Beventten,  teils,  und  zwar  hftuflg,  in  fixirten  Geld-  und 
Getreidezinsen.  Mit  einiger  Znverlftssi^eit  kan  er  ohne  vorgingige  ge- 
naue Untersuchung  nicht  eruirt  werden;  denn  das  Steuer-Catastrum,  welches 
die  einzige  Norm  wftre,  ist  bekanntlich  nach  äusserst  massigen  und  auf  die 
jetzige  Preise  nicht  mehr  anwendbaren  Grundsätzen  angefertigt 

Bisher  waren  diese  Gttter  von  ihren  Eigenthfimem  entweder  verpachtet, 
oder  sie  wurden  von  ihnen  selbst  administrirt:  gewöhnlich  fimd  daa  letzte 
statt,  ein  oder  ein  paar  Mönche,  welche  die  Landwirtschaft  zu  verstehen 
glaubten,  sie  in  der  Regel  aber  nur  schlecht  verstanden,  fthrten  die  Ver- 
waltung und  Rechnung  darttber:  zuweilen  blieben  sie  im  Kloster  wohnen, 
zuweilen  hielten  9ie  sich  auch  auf  den  ihnen  anvertrauten  Gtttem  selbst 
auf.  Werden  diese  Gttter  mit  einmal  zum  Besten  des  Staats  eingezogen, 
so  sind  zwei  Wege,  sie  ihm  nutzbar  zu  machen: 
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entweder  durch  Verkauf,  1ÖÖ4 

März  4 
oder  durch  eigne  Benutsung,  sei  es  nun  Administration  oder  Yer- 

paobtimg. 
Dem  Yerkanf  stehen  folgende  Qrttnde  en^egen: 

a)  Wenn  eine  so  grosse  Menge  von  561  Gütern  mit  einmal  Terkanf- 
luffe  Waare  wird,  so  mnss  ihr  Preis  nothwendig  fallen,  nnd  vielleicht  nnter 
ihrem  Werthe. 

b)  In  eben  dem  Yerhätnis  wird  der  Preis  der  flbrigen  adelichen  Qflter 
sinken,  nnd  mancher  Ontsbesitzer,  der  freilich  ans  üebereilnng,  aber  doch 
doreh  Zeitumatande  verftlhrt,  sich  überkanft  hat,  wird  ohne  seine  Schuld  zu 
Grande  gehen,  da  er  einen  solchen  Vorfall  nicht  voraussehen  konnte. 

c)  Die  meisten  Klostergfiter  sind  wegen  der  fehlerhaften  Bewirthschaf- 
timg  vieler  Verbesserungen  fthig,  also  auch  einer  Preis-Erhöhung.  Diesen 
Vortttl  würde  ein  Käufer  gemessen  und  der  Staat  würde  ihn  verlieren, 
statt  dasa  bei  besserer  Aufsicht  auf  die  Bewirtschaftung  dieser  Zuwachs 
ftr  den  Staat  gewonnen  werden  könnte. 

Der  eignen  Benutzung  dieser  Qüter  durch  den  Staat,  endweder  durch 
Administration  oder  Pacht,  wenn  sie  mit  einmal  eingeführt  werden  sollte, 
stehen  folgende  Gründe  en^egen:  —  Bei  561  Gütern  würde  die  Voran- 
sehlagong,  Retablimng  der  an  viel  Orten  vemachlftssigten  Wirtschaft,  die 
^nfthrung  der  Administration  oder  Pacht,  die  folgende  Aufsicht  eine  ausser- 
ordentlich grosse  Vermehrung  des  Cammer- Personalis  nötig  machen,  die 
^wiederum  den  gehoften  Nutzen  sehr  vermindern  würde,  und  dann  dürfte 
es  schwer  seyn,  mit  einmal  soviel  tüchtige  Administratoren  oder  Pächter 
Vi  erhalten. 

Diese  mancherlei  Rücksichten  veranlassen  mich,  E.  M.  ...  anheimzu- 
stellen, ob  es  nicht  rathsamer  seyn  dürfte,  die  projectirte  Veränderung  zwar 
SOS  den  oben  angeführten  Gründen  bei  allen  Klöstern  mit  einmal,  doch 
nicht  in  der  Art  vorzunehmen,  dass  sogleich  die  ganze  Ordensverbindnng 
&n%elöset  und  die  Güter  nebst  dem  übrigen  Vermögen  eingezogen  würden. 

Es  kann  demohnerachtet  nnd  müste  sofort 

a)  ein  genaues  Inventarinm  über  das  Vermögen  eines  jeden  Klosters 
aufgenommen, 

b)  die  Verwaltung  desselben  nnter  strenge  Aufsicht  und  Rechnungs- 
*taimg  gesetzt, 

c)  den  Ordensgeisttiehen  entweder  eine  auskömliche  Competenz  be- 
^^^Bmi,  oder  du  förmlicher  Haus-Etat  zu  ihrem  Unterhalt  auf  Lebenszeit 
fotndrt,  und 

d)  der  üeberschuss  den  Staats-Bevennen  zugeteilt  werden. 

Wenn  £.  M,  die  fernere  Annahme  der  Novizen  zu  verbieten  gemhen, 
^d  wenn  der  Austritt  aus  dem  Orden  und  Kloster  denen,  die  es  wünschen, 
^^ht  erschwert  wird,  so  werden  die  Klöster  in  wenig  Jahren  leer  stehen, 
^d  die  Disposition   über  die  Güter   fUUt  dann  E.  M.  vöUig  anheim.     Der 

^'anler,  PreoMM  and  di«  luitk  Kirch«.    IX.  8 
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M^^d  (^^^B^^^^B^  &^^f  '^^  miüeneit  auch  nicht  leiden,  wenn  die  begttteteD 
Elöstei*  die  Pfarrstellen  auf  ihren  DOrfem  mit  WeltgeiBtliehen  beBelwB 
mtlBsen,  welches  sonst  durch  Ordensgeistliche  geschah;  wenn  die  Gttier  nidit 
mehr  durch  Ordensgeistliche  dflrfen  administrirt  und  wenn  die  Bettelmdnche 
nicht  mehr  auf  Sammlung  ausgehen  dflrfen,  so  werden  G^atliehe  geasg 
zur  Abhaltung  des  Gottesdiensts  in  den  fflOstem  bis  aum  Termin  der  T^tlUges 
Aufhebung  zurückbleiben. 

Ein  solches  successives  Aussterben  hat  manoherlei  Vorteile  gegen  mt 
plötzliche  Aufhebung  und  Einziehung. 

1.  wird  dadurch  der  gehässige  Anschein  vermieden,  den  Ähnliche  Ope- 
rationen im  Oesterreichschen  hatten,  wo  Junge  Mönche,  mit  einmal  tob 
Elosterzwange  befreyt,  aUen  Ausschweifungen  flberlassen,  das  hflUlose  Alter 
aber  aller  Unterstfltzung  beraubt  wurde. 

2.  Der  gemeine  Mann  wird  sich  nach  und  nach,  wenn  Ordemgrist^ 
liehe  nicht  mehr  seine  local-Pfarrer  sind,  von  ihnen  entwöhnen. 

3.  Die  Einziehung  der  Qflter  geschieht  nur  nach  und  naoh,  so  wie  em 
Kloster  frflher  als  das  andre  ausstirbt.  Die  damit  auf  eine  oder  die  andere 
Art  zu  treffende  Dispositiones  treten  also  auch  nur  sueeeasive  ein,  and 
können  mit  mehr  Müsse  und  ohne  flberhftufte  Arbeit  oder  grosse  Zerrflttnii- 
gen  in  Absicht  der  Gttterpreise  vorgenommen  werden. 

4.  Der  Staat  aber  erhftlt  mitleneit  die  nach  Anfertigung  eines  ftm- 
lichen  Etats  auf  den  Qrund  einer  strengen  Bechnungs-Controlle  bleibende 
Ueberschttsse  eines  jeden  Klosters.  Wie  hoch  sich  diese  üebersehllsse  vob 
allen  schlesischen  Klöstern  belaufen  werden,  ist  ohne  förmliche  Inventsris 
und  Etats  von  jedem  nicht  genau  zu  bestimmen,  indessen  glaube  ich  giäeh 
anfilnglich,  wenn  man  auch  noch  etwas  für  die  Bettel-Orden  wegen  auf- 
gehobener Sammlung  aussetzt,  sicher  auf  80000  Rthlr.  jfthrtich  reehnen  fO 
können,  und  diese  Summe  vermehrt  sich  durch  das  sucoessive  Aussteibes 
von  Jahr  zu  Jahr,  bis  endlich  dem  Staat  die  Oflter  zu  wiUkflhrlicher  Bii- 
position  völlig  zufallen.  Ich  habe  ganz  kflrzlieh  ein  Beispiel  einer  ihniieheD 
Operation  als  die,  auf  welche  ich  allemntertftnigst  antrage,  vor  Augen  ge- 
habt, welches  mich  in  meinen  Yermuthungen  bestärkt.  Das  jungfirioliehe 
Stift  zu  Ratibor,  —  keines  der  reichen  in  Schlesien,  denn  es  besitzt  bv 
14  zum  Teil  unbeträchtliche  Dörfer  —  war  durch  schlechte  Wirtschaft 
und  Unordnung  so  in  Schulden  gerathen,  dass  sein  gänzlicher  YerftU  be- 
vorstand. Ich  ernannte  eine  Gommission,  um  es  zu  retten,  man  oonstatirte 
sein  Vermögen,  ftlhrte  eine  ordentliche  Reehnungs-Einrichtung  dn,  fonniite 
fttr  die  Nonnen  einen  Haus-Etat  zum  Unterhalt,  und,  ohne  noch  die  Piehten 
zu  erhöhen,  gab  der  Haupt-Etat  einen  Ueberschuss  von  16 — 1600  Btidr., 
wovon  die  Schulden  nach  und  nach  abbezalt  werden  sollen. 

Fand  dieses  bei  einem  verarmten,  in  Verhältnis  gegen  das  Ganze  un- 
bedeutenden Kloster  statt,  so  kann  man  mit  einem  hohen  Grade  von  Zfl- 
verlftssigkeit  wohl  auf  den  oben  erwähnten  Ertrag  von  allen  Klosters  reelk- 
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Aea.     Dies  smd   also    die  Grondlinien   eines   Plans   zu   Yermehning   der  J^ 
Stoatt-IäBklliifte  mittelst    des   Vermögens    der   Elöster.      Er  enfhftlt   im 
weseotUehen  Verbot,  NoTizen  anÜEunehmen  nnd  dadurch  bewirktes  sncces- 
91768  Anssterben  der  Ordensgeistlichen, 

niiflerseit  Anfiiahme  von  Inventarien  des  Vermögens, 

Formirong  förmlicher  Etats  nnd  Verwendung  der  Ueberschflsse  zn  den 
Staatobedflrfnisaen, 

nnd  endHeh,  so  wie  die  Klöster  leer  werden,  Einziehnng  der  Gflter. 

Falls  E.  M.  diesen  Plan  .  .  .  genehmigen,  so  wird  er  allerdings  eine 
weitere  und  umständliche  Anseinandersetznng  erfordern,  nnd  bei  der  Be- 
aibeitong  oder  der  Ansfthrnng  werden  noch  manche  einzelne  Abftndenmgen 
und  Modifioationen  statt  finden: 

indessen  glaube  ich,  dass  dadurch  die  Absicht  £.  M.,  mit  möglichster 
Schonung  der  öffentlichen  Meynnng,  der  Ordensgeistlichkeit  selbst,  und  mit 
ffinsieht  auf  das  Wohl  des  Ganzen,  wird  erreicht  werden. 

Ob  und  in  wie  fem  der  Papst,  zn  dem  Verbot,  Novizen  aufzunehmen 
und  die  Klöster  aussterben  zu  lassen,  concurriren  mflsse,  und  die  dies- 
ftUigen  Verhandlungen  mit  ihm,  muss  ich  E.  M.  Departement  der  auswär- 
tigen Geschäfte,  als  zu  dessen  Ressort  gehörig,  flberlassen,  ich  glaube  aber, 
dass,  wenn  es  auch  nur  wegen  des  Publici  wäre,  seine  EinwiUig^ung  nötig 
ist,  welches  loh  jedoch  dem  Befinden  des  Staats-Ministers  Graf  Haugwitz, 
tn  welchen  ich  vorstehendes  Gutachten  unterm  heutigen  dato  zu  Gewinnung 
der  Zeit  sende,  um  es  mit  seinem  Bericht  zn  flbergeben,  flberlassen  muss.  < 


689.  Rescript  des  SOdpreussischen  Departements  an  die  Kammer  März  la 

zu  Posen.    Berlin  1804  März  13. 

Oen.>Dire1[tOTiam  SlkdpreiiuciL  TiXYTI.  290.    Goncept,  («z.  Tom. 

Die  Aufhebung  des  Klosters  der  regtdirten  Kreuxkerren  xu  Onesen. 
.  .  .  »Nach  den  angenommenen  Grundsätzen  fi&Ut  das  Einkommen  eines 
Klosters  dem  Staate  zur  Disposition  nur  alsdann  anheim,   wenn  dasselbe 
ausstirbt;  dagegen  aber  werden  Kloster-Gebäude  bey  eintretender  Nothwen- 
(Bgkeit  zu  öffentlichen  Zwecken  eingezogen.     Das  letztere  scheint  bey  dem 
Kloster  der  regnlirten  Ereutz-  und  Chorherm  in  Gnesen  um  so  thunlicher, 
als  nur  drey  bis  vier  Geistliche  darin  leben  und  daher   ein  kleiner  Theil 
des  Gebäudes  für  sie  schon  hinreichend  seyn  würde,  das  flbrige  Lokal  aber 
lor  Anlegung  einer  Bflrgerschule   daselbst  benutzt  werden  könnte.     Wir 
befehlen  Euch  daher,  dieserhalb  die  nöthige  Untersuchung  anzustellen  und 
dabey  zugleich  die  ursprüngliche  Stiftung  des  Klosters  zu  erörtern,  ob  die- 
selbe, wie  die  Bflrgerschaft  in  ihrer  Vorstellung  behauptet,  auf  bestimmte 
Zwecke  und  auf  welche  gehe?     Sollte  das  der  Fall  seyn  nnd  das  Kloster 
vielleieht  die  Verbindlichkeit  zur  Unterhaltung  einer  Schule  haben,  so  könnte 
vm  so  eher  daraus  ein  Vortheil  fflr  das  dortige  Schulwesen  entspringen.«  .  .  . 

8» 
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Mtalie        ^^'  Eingabe  des  Fflrst-Bitehefs  v.  Hildesheim  und  Paderborn,  Franz 
Egon  Frhr.  v.  FUrstenberg,  an  den  Siaats-Minister  v.  Angern.    HOdeeb« 

1804  Mftrz  16. 

R.  89.  58.  K.    Abiohrift. 

Bittet  um  Erhöhung  seiner  KompetenatA) 

. . .  »Der  ReicliBfnedensBchliiSB  bestimmt  im  50.,  51.  und  66.  §  die  Kom- 
petenz der  säkolarisirten  Fürstbischöfe  nach  dem  Ertrage  ihrer  Staateeve- 
nflen  anf  ein  Maximum  und  Minimum  von  60000  und  respect  20000  Giddeii 
in  24  FL  Fuss,  nebst  einer  ihrem  Range  und  Stande  angemessenen  freien 
Wohnung  mit  Meublement  und  Tafel-Seryice,  auch  Sommerresidenz;  und  im 
43.  §  ist  bestimmt,  dass  der  Oennss  der  Entschfldigungslande  für  die  ent- 
schädigte Forsten  und  Stände,  welche  nicht  in  dem  Fall  gewesen  sein 
mögten,  vor  der  Deklaration  der  vermittelnden  Mächte  Ziviibeaiz  zu  er- 
greifen, mithin  auch  der  Genuss  der  Kompetenz  für  die  abgetretenen  Be- 
genten  mit  dem  1.  Dec.  1802  anfangen  solle. 

J.  K.  M.  haben  noch  zur  Zeit  nicht  definitive  zu  bestimmen  gernhet, 
ob  und  wie  meine  provisorische  Kompetenz  erhöhet  und  von  welchem 
Termine  dieselbe  fixirt  sein  solle?  Ich  hoffe,  es  werde  mir  nidit  ungnädig 
aufgenommen  werden,  wenn  ich  um  diese  nähere  allergnädigste  Beatimmusg 
jezt  geziemend  ansuche. 

Meine  provisorische  Kompetenz  ad  50000  Rthlr.  Gourant  betri^  nsek 
dem  24  Fl.  Fuss  80000  Gulden,  also  für  jedes  meiner  beiden  ehemaligCD 
Stiftslande  40000  Gulden,  mithin  ein  Intermedium  zwischen  den  fiiedens- 
schlussmässigen  Maximum  und  Minimum. 

Nach  dem  Matrikularanschlage  von  Hildesheim  ad  536  Fl.  und  von 
Paderborn  ad  352  Fl.  glaube  ich  aber,  dass  beide  Fflrstenthfimer  ftiglieh 
zu  der  Kathegorie  des  Maximum  zu  rechnen  sind.  Der  Flächeninhalt  beider 
Fflrstenthümer  ist  fttglich  auf  110  D  Meilen  und  die  Population  auf  250000 
Seelen  anzunehmen. 

Die  Staatseinkttnfte  waren  nach  ihrer  bisherigen  Verfassung  gieichfnllfl 
nicht  unbedeutend.  Sie  theilten  sich  in  landschaftliche  und  forstliche 
Kammer-  oder  Domänen- Revenuen.  Erstere  standen  unter  der  Direetion 
des  Landesherm  mit  Zuziehung  und  Einwilligung  der  Landesstände,  nnd 
flössen  nicht  in  die  Kammerkasse  des  Forsten;  daraus  wurden  die  öffent^ 
liehen  LandesbedOrfnisse,  Reichs-  und  Kreispraestanda^  Unterhaltung  des 
Militärs,  die  Verzinsung  und  Abbezalung  der  Landesschulden  p.  bestritten. 
Leztere,  nämlich  die  Kammergeflüle,  aber  standen  unter  der  Disposition  des 
Forsten,  flössen  in  seine  eigene  Kasse,  dienten  zur  Unterhaltung  seiner 
Geistiichen  und  weltlichen  Staatsdiener,  und  der  Ueberschuss  zur  Unter- 
haltung der  Hofhaltung  und  freien  Disposition  des  Forsten. 

Ausweis  der  Hauptkammer-  und  der  einzelnen  Rezeptnrrechnungen  be- 


1)  Cfr.  No.  480  und  701. 
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trugen  in  meinen  Be^enugsjahren  bei  einer  nachBiehtigen  Kameralistik  im  w»^/. 
DnroliMhiiitte  die  Ejimeraleinnahmen  jshrlieh 

7on  Hildesheim  123306  Rthlr.  —  von  Paderborn  68770  RtUr., 
die  Kameralaoagaben  hingegen 

von  mideaheim  41131  Rthb.  —  von  Paderborn  11186  Rthlr. 
und  der  Uebenehnas  zur  Hofkas&e 

Fon  Hildesheim  82175  Rthlr.  —  von  Paderborn  57684  Rthlr., 

wovon  ich  meinen  Hofirtaat  zn  unterhalten  hatte  und  zn  welehem  Behnf  mir 
jeit  blos  die  Kompetenz  von  50000  Rthlr.  provisorisch  ansgesezt  ist. 

Jezt  Messen  sämmiliehe  Landes-  nnd  Domainenrevennen  in  die  König!. 
Kassen,  und  ich  g^nbe  nicht  zn  irren,  wenn  ich  behanpte,  dass  solche  von 
beiden  Ffirstenthllmem  in  der  Folge  dnrch  die  weise  Kdnigl.  Finanz-  nnd 
Kamendeinriehtnngen  anf  die  Summe  von  1 V2  Millionen  heransteigen  werden, 
dass  ich  mithin  in  jeder  Hinsicht  nach  nnnmehro  angefertigten  genauen 
Etats  zn  einem  angemessenen  billigen  Supplement  meiner  Kompetenz  mir 
werde  Hoftinng  machen  können. 

Der  Kurfürst  von  Trier  empfingt  von  Kur-Pfalzbaiem  von  dem  Bis- 
tom  Augsburg,  welches  zu  662  Fl.  matrikulirt  ist,  das  Maiimum  der  fllrst- 
bisehöffichen  Kompetenz  mit  60000  Fl.  und  2200  FL,  die  zum  Unterhalte 
der  Leibwache  bisher  ans  der  Landeskasse  bezalt  worden,  nebst  mehrem 
ScUdesem  und  sonstigen  Utilitftten,  und  zwar  vom  1.  Dec.  1802  an  ge- 
rechnet. 

Der  Fürstbischof  von  Speier  empftngt  von  Kur -Baden  vom  1.  Dec. 
1802  im  gerechnet  wegen  des  nur  emp&ngenen  Restes  des  Oberhaupt  nur 
zu  456  Fl.  matrikulirt  gewesenen  Bistums  Speier  eine  Kompetenz  von 
44000  Fl.  nebst  Winter-  und  Sommerresidenz  und  Naturalien  und  andern 
Vorfheilen. 

Der  Fürstbischof  von  Basel  erhftlt  sogar  von  Kur -Baden  wegen  des 
einzigen  Amts  Schlingen  zur  Ergftnzung  des  Minimums  10000  Fl. 

Der  Kurfllrst  von  Trier  empfingt  von  Kur-Wirtemburg  (sie!)  wegen 
der  nur  zn  80  FL  matrikulirten  Propstei  Elwangen  eine  Kompetenz  von 
20000  Fl. 

fin^ch  sind  dem  Fürsten  von  Fulda  —  der  friedensschlussmissig  eigent- 
lich nur  als  geforsteter  Abt  20000  Fl.  als  das  Minimum  der  flrstbischöf- 
liehen  Kompetenz  fordern  können,  von  dem  nur  zu  250  Fl.  matrikulirten 
Fflrstenthume  Fulda  von  Sr.  Hoheit  des  Herrn  Erbprinzen  von  Oranien 
40000  Fl.  Kompetenzgclder  nebst  andern  Emolumenten,  und  flberdem  noch 
eine  baare  Abfindungssumme  von  20000  Fl.  angetragen  worden. 

Bei  der  in  dem  51.  §  des  Reichsfriedensschlusses  geschehenen  Feste 

Bczung  eines  Maximum  und  IGnimum  heisst  es  ausdrücklich:  .mngs- 

Bei  allen  diesen  Bestimmungen  wird  jedoch  der  Gros8muth.»€e  Jatauar 

tigen  Landesherm  kein  2äel  gesezt;  vielmehr  bleibt  jiii^ehrwürdigen 
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wl^n  durch  besondere  Yerhältnisge  und  Rackgichten  weiter  stt  verwÜHges 

M&rz  Ib 

sich  veranlasset  findet,  nnbenommen. 

Von  den  bekannten  erhabenen  und  grossnittthigen  Geaumiuigen  I.  K. 

M.  und  von  den  mir  gleich  anfangs  ertheilten  .  .  .  Znsichenmgen  glaube 

ich  es  demnach  mit  Zuversicht  hoffen  zn  dflrfen,  dass  AllerhOchstdieselbe 

nonmehro  die  provisorisch  bestimmte  Eompetens  für  beide  BistHmer  aof  das 

Maximum,   oder  Falls  Paderborn  sich  zn  dem  Maximum,   wie  ffildesheuD, 

nicht  qualificiren  sollte,  doch  wenigstens  die  Padetfoomsche  Kompeteniquote 

auf  eine  Summam  intermediam  von  40000  Fl.  au  bestimmen  alieignidigBt 

und  zwar  um  destomehr  geruhen  werden,  da  ich 

a)  gar  keine  NebenutiiitAten,  wie  andere  Firstbischöfe,  xa  geniessefl 
habe. 

b)  ich  von  meiner  Kompetenz  neben  der  Unterhaltung  rndnes  Hobtaats 
auch  noch  verschiedene  Hofpensionisten  flbemehmen  und  daa  geanmmte  nickt 
geringe  Hofpersonale  beider  Fflrstenthfimer  —  dessen  ünterhaltong  ich  auf 
20000  Rthlr.  rechnen  kann  —  auf  meine  Rechnung  bdbehalton  mflssen; 
welches  ich  sonst  bei  meinen  veränderten  yerhftltniss«l^  gleich  andern  aikii- 
iarisirten  Fürstbischöfen,  auf  die  HftUte  reduzirt  haben  würde,  die  alsdann 
nach  dem  59.  §  des  Reichsfriedensschlusses  gleich  auf  eine,  jezt  naeh  meinem 
Ableben  erst  zu  erwarten  haben  sollende  und  bis  daUn  der  Köni^L  Kasse 
erspart  werdende  Pension  Anspruch  gehabt  hätten. 

c)  mir  gar  keine  Bommerresidenz  angewiesen  ist,  ich  vielmehr  genöHngt 
gewesen  bin,  mir  in  Paderborn  eine  Wohnung  fbr  mein  eignes  Geld  so 
miethen  und  mit  einem  fiOr  meine  eigene  Rechnung  angeschaften  Inventario 
zu  versehen,  indem  mir  das  fundirte  Fflrstbischdffiche  Inventarium  zn  Neu- 
haus  nicht  belassen,  sondern  von  Königl.  Organis.  Commission  sogleidi  als 
ein  Staatseigenthum  hingenommen  worden. 

d)  ich  im  Jahre  1801  der  hiesigen  Königl.  Kammer  ein  mir  zugehöriges 
Aktivkapital  an  der  hiesigen  Exemten-Steuerkasse  ad  18350  Rthlr.  in  Oolde 
geschenkt  habe,  wovon  ich  die  sonst  lebenslänglich  zn  beziehen  gehabt 
haben  wtirdende  Zinse  jezt  gänzlich  entbehre,  und  endlich 

e)  eine  langjährige  Beziehung  der  Kompetenzgelder  bei  meinem  bei- 
nahe 70jährigen  Alter  nicht  zu  erwarten  stehet 

Mit  eben  der  Zuversicht  hoffe  ich  auch,  dass  I.  K.  M.  Aea  ebenfalls 
nur  provisorisch  auf  den  1.  Aug.  1802  bestimmten  terminum  a  quo  weiter 
zurttckzusezen  und  mir  bis  dahin  den  Oenuss  aämmtlicher  KameralreTenten 
gegen  Oonferirung  der  pro  rata  temporis  betragenden  Kompetenz  jind  Deber- 
nahme^der  'gewöhnlichen  und  bis  dahin  zu  berechnenden  Kameralauagabea 
zu  überlassen  allergnädigst  geruhen  werden. 
1^,     Diese][  meine  Erwartung  ^stflzt  sich  auf  folgende,  meiner  Meinung  nach 

^erhebliche  Orflnde: 
2rar  die  frtihere  Königl.  Besiznahme  der  beiden  Hoehstifter  ffildes- 

1]  Cfr.  iderbom  doch  wohl  nichts  anders,   als  eine  nur  provisorische 
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Msanregely  deren  rechüiehe  Wirkung  erst  von  dem  ReichsMedenaschlnsBe  n^^g 
datiren  tdUe,   wie  selbst  ans  den  Worten  des  bochverehrlichen  Rescripts 
vom  28.  Sept.   1802  bei  meiner  provisorisehen  Kompetenzbestimmnng  nicht 
mtdentiieh  m  entnehmen  ist: 

»ob  ein  früherer  oder  späterer  Terminns  a  qno,  als  der  1.  Aug.,  als 

bestimmt  ansnnehmen  ist,  wird  sich  erst  hiernftohst  nach  den  Be- 

schlllssen  in  Begensbnrg  ergeben  and  sieh  alsdann  solches  dnrch 

Bereehnnng  leicht  ausgleichen  nnd  abmachen  lassen.« 

Und  wenn   es  gleich  scheinen  könnte,  dass  nach  dem  43.  §  des  Reichs- 

firiedensschliisaes  der  frühere  Besia  I.  K.  M.  auch  früher  als  den  1.  Dec. 

mm  Gennss  ihrer  EntschädigiiBgsproyinsen  berechtige,  so  scheint  denn  doch 

der  Nachsaz: 

Der  Ziyilbesiz  geht  für  alle  8  Tage  von  jenem  Termine  an, 
üe  Sache  sw^elhaft  lu  machen  und  sümmtliche  entschädigte  Fürsten  in 
Assehimg  des  Termini  a  quo  gleich  cu  stellen,  welches  denn  auch  um  so 
billiger  ist,  da  kern  zureichender  Grund  in  der  Mitte  liegt,  warum  diejenigen 
Fürsten,  deren  Lande  früher  occupirt  worden,  deterioris  eonditionis  als  die^ 
jenigen  sein  sollten,  die  sich  in  solchem  Falle  nicht  befunden  haben;  und 
ieh  ^ube  hierin  blos  an  die  Orossmuth  I.  K.  M.  appelUren  zu  dürfen,  auf 
▼eiche  gestOxt  ich  mich  vom  Anfimge  an  bis  jezt  aller  Redamationen  ent- 
lialteii  habe. 

2.  Ktam  ich  die  Oewährung  dieses  meines  gerechten  Wunsches  von 
L  EL  M.  um  so  sicherer  erwarten,  da,  wie  vorhin  angeführt,  die  Fürstbischöfe 
v<m  Augsburg,  Speier,  Fulda,  obgleich  ihre  Länder  zum  Theil  auch  schon 
vor  dem  1.  Dec.  occupirt  waren,  dennoch  bis  dahin  deren  Genuas  behalten 
nnd  erst  von  der  Zeit  an  ihre  Kompetenz  bezogen  haben.  Doch  es  bedarf 
dieser  oder  ähnlicher  Beispiele  bei  einem  Monarchen  nicht,  der  durch  frei- 
willige Uebemahme  des  auf  meine  Kompetenz  gelegen  Oneris  von  6000  Fl. 
auf  die  KönigL  fonds  allen  entschädigten  Fürsten  das  erste  Beispiel  von 
Grossmuth  gegeben  hat. 

3.  Verdient  wenigstens  die  Observanz,  wie  es  bei  Sterbflülen  der  ehe- 
^Daügen  hiesigen  BHlrstbischöfe  zwischen  deren  Erben  und  dem  neuen  Re- 
genten in  Ansehung  des  Genusses  der  landesherrlichen  Revenuen  gehalten 
worden,  in  billigen  Betracht  gezogen  zu  werden.     Zu  Paderborn,  wo  das 
Etstsjahr  mit  dem  1.  Apr.  angehet  und  mit  dem  81.  Mart.  schliesst,  ist  es 
^^ebracht,  und  durch  reichsgerichtliche  Erkenntnisse,  so  wie  auch  durch 
&  ftrstbischöfliche  Kapitulation  fes^estellt,  dass  die  sämmtlichen  Kammer- 
ii^lhkden  in   12  gleiche  Theile  geiheilt,   und  so  viele  Monate,  sei  es  auch 
QU  der  erste  Tag  desselben,  der  verstorbene  Regent  erlebt  hat,  eben  so- 
viele  monatliche  Raten   dessen  Erben   verabfolgt  werden  sollen:   so  wie 
ieb  denn  dem  H.  Grafen  von  Westphalen  ab   Erben  meines  Reg^erungs- 
^o'S'bigers  die  sämmtlichen  Kammerrevenüen  von  dem  ganzen  Monate  Jatauar 

\      1789,  als  dem  Sterbemonate,  belassen,  überdem  aber  dem  dasigen  ehrwürdigen 
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M"^fi  ^<^°^^P^^^  ^  ^'^  ^^^^^  gewöhnliche  Sedig vacanzquartal  12000  RÜür.  genlt 
habe;  dort  würde  also,  je  nachdem  diese  Obsenranx  oder  der  MedensBoUiias- 
mftssige  Termin  snr  Norm  angenommen  wird,  sich  meine  Einnahme  nnd 
Aasgabe  entweder  mit  dem  Monate  Angost  oder  Novemb.  seUieBsen. 

Zu  Hildesheim  hingegen,  wo  bisher  das  Etat^jahr  nnd  das  Kameral- 
rechnnngswesen  ans  den  4  Qoartalterminen,  1)  von  Ostern  bis  Jcduumis, 
2)  bis  Michal,  3)  bis  Nativitatis,  4]  bis  Ostern  bestand,  war  es  Inslang 
bei  Sterbefiülen  hergebracht,  dass  die  Erben  des  verstorbenen  FOntbisdofs 
den  Fortgenuss  der  s&mmtlichen  Kameraigefiülen  von  dem  voUen  Quartale, 
worin  ihr  Erblasser,  sei  es  anch  am  ersten  Tage  desselben,  verstorben  war, 
behielten,  dagegen  aber  auch  die  Kameralansgaben  bis  dahin  tragen  mnssteiL 
Dieser  Observanz  znfolge  habe 

ich  nach  Ableben  meines  Regiemngsvorgftngers  Fridrich  Wilhelm  p.  m. 
am  6.  Jan.  1789,  obgleich  ich  sofort  als  Coa^ntor  die  Regienmg  antnt^ 
dessen  Erben,  dem  H.  Grafen  von  Westphalen,  die  völligen  KameralrevenfleB 
de  Nativ.  bis  Ostern  einschl.  belassen  mflssen,  wogegen  der  Erbe  die  Kameral- 
ansgaben bis  Ostern  trog,  die  Hoftafel  aber  nur  noch  6  Wochen  anf  seue 
Rechnung  fortseate.  Ich  bezog  also  erst  um  Johannis  die  ersten  lande«- 
herrl.  Geftlle  und  hatte  davon  noch  besonders  ausser  jenem  carirten  Sterbe- 
quartale  dem  ehrwürdigen  Domkapitel  fttr  den  Nichtgenuss  der  Sedisvaeanz- 
rechte  ein  Aversional-Abfindungsquantum  von  24000  Rthlr.  an  besaleo, 
also  im  Gründe  ein  halbes  Jahr  zu  cariren.  .  .  . 

Eines  mehrem  bedarf  es  gewiss  nicht  zur  Begrflndung  jener  Observanz, 
die  noch  durch  das  Beispiel  der  hiesigen  geistlichen  Prftbendisten,  deren 
Erben  1  oder  auch  wohl  2  Nachjahre,  wenn  ihr  Erblasser  einen  bestimmteB 
Termin  erlebt  hat, .  zu  gemessen  haben,  und  auch  durch  das  Beispiel  simmfc- 
licher  hiesigen  Staatsdiener  unterstflzt  wird,  deren  Erben  annoch  die  voUe 
Besoldung  von  dem  Quartale  zu  geniessen  haben,  worin  dieselbe,  sei  es  aneh 
am  ersten  Tage  des  Quartals,  gestorben  sind. 

Nach  allen  billigen  Rücksichten,  die  I.  E.  M.  dem  unverschuldet  Leides- 
den  werden  huldreichst  angedeihen  lassen,  erwarte  ich  demnach  zuversicitt- 
lieh,  dass  mir  der  Fortgenuss  der  Kameralrevenflen  —  denn  von  Laades- 
revenüen  ist  und  kann  vermöge  ihrer  besondem  Verfassung  hier  die  Bede 
nicht  sein  —  annoch  weiter  als  bis  den  1.  Aug.  1802  als  einen  Ersai 
des  bei  meinem  Begierungsantritte  observanzmftssig  entbehrten  Genusses  der 
landesherrlichen  Eounmerintraden  allerhuldreiohst  werde  zugebilligt  werden. 
Von  den  billigen  Gesinnungen  E.  E.  verspreche  ich  es  mir,  dass  Hoek- 
dieselbe  in  meinem  Wunsche,  sowohl  was  den  Terminum  a  quo,  als  aaoh 
selbst  das  Supplement  meiner  Kompetenz  anlangt,  nichts  unbilliges  und  niehte 
ungerechtes  antreffen,  und  mithin  denselben  durch  Hochdero  Vortrag  [n] 
unterstOzen  geneigt  sein,  ich  also  vorjezt  nicht  nöthig  haben  werde,  I.  K. 
M.  unmittelbar  mit  dergleichen  Anträgen  zu  behelligen.« 
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681.  Bariohi  des  RMidmten  Frhr.  v.  Humboldt.    Bom  1804  März  17.  ^^^^ 

R.  XI.    Bom.    Bigenh&adige  cUSHrte  Ausfertigiiiig;  nach  der  Decbüfirirnng. 

Die  Sendung  des  Nuntius  deUa  Oenga  nach  Begensburg;  der  Aufenthalt  Tronic  s 
daselbst.    Die  bayerischen  Unterhandlungen  in  Bom.    Bedauern  Consalv€s  wegen  der 

preussischen  Säkularisationen. 

...  >Le  Comte  Della  Qenga,  antrefois  Nonoe  du  Pape  ä  Gologne,  est 
destin^  k  €tre  envoy^  ä  pr^ent  dans  la  m^me  qnalitd  ä  Ratisbonne. 
L'apparition  du  G^  de  Troni  dans  eette  viUe,  dont  V.  M.  daigne  faire 
mention^]  et  qiü,  ainsi  que  m'a  dit  le  Card.-Secr6taire  d'Etat,  n'a  ^t6  qne 
tr^  eonrte,  puiaque  ce  prdlat  a  d6jä  6t6  avant  la  fin  de  Ferner  de  retour 
kAogsbovigy  ne  semble  qa'nne  suite  de  cette  premiäre  mesnre.  Le  G^  de 
Troni  fot  auditeur  da  G^  de  della  Qenga  dans  sa  premi^re  nonciature;  il 
resta,  depais  qne  ce  dernier  revint  en  Italie,  ä  Angsbonrg  sans  caract^re 
pub&c,  mais  dana  le  fait,  comme  agent  dn  St.  Si^e.  II  accompagnera  ä 
pr^nt  de  nouTeau  le  C^  della  Genga  k  Ratisbonne.  n  est  tr^s  probable 
qn^il  ait  6t6  charg^  de  pr^parer,  autant  qn'il  le  pourroit,  les  n^ociations 
qne  ee  dernier  devra  entamer,  et  k  informer  au  moins  sa  conr  du  v^ritable 
^t  des  affaires,  et  c'est  en  vertu  de  ces  ordres  qu'il  sera  all^  k  Ratis- 
bonne, pour  sonder  le  terrain  et  voir  quelles  seroient  les  dispositions  des 
princes,  dont  les  Ministres  j  sont  rassembl^,  pour  une  n^ociation  avec  le 
St.  Si^  ä  la  Diette  de  TEmpire.  Aussi  le  Gardinal  Secr^taure  d'£tat 
mVt-il  dit  ezaetement  la  m^me  chose,  en  r^pötant  que  le  G^  de  Troni 
d'ulleurs  n'avoit  €\^  eharg^  d^aucune  n^ooiation  directe  on  particuli^re,  et 
eela  convient  parfaitement  avec  Tonverture  faite  par  ce  demier  au  G^  de 
Qoertz.  Je  n'ai  pas  pu  me  dispenser  d'6tre  ^tonn^  qu'ä  en  juger  d'apr^s 
son  entretien  sur  ce  ministre  de  Y.  M.,  la  Gour  de  Rome  ait  paru  ne  pas 
connottre  les  intentions  de  V.  M.  sur  l'arrangement  des  affaires  de  ses 
nouvelles  provinces.  Gomme,  d'apräs  Tordre  souverain  de  V.  M.,  j'ai  ex- 
pliqa6  clairement  ces  intentions  au  Gardinal  Secr^taire  d'£tat,  on  n'a  pu 
faire  semblant  de  les  ignorer  que  puisqu'on  eüt  d^sir^  de  les  trouver 
differentes.  Le  Gardinal  Gonsalvi  ne  sembla  point  au  surplus  Ir^s  satisfait 
da  r^nltat  du  voyage  du  G*^  de  Trony(!);  car  malgr^  qu'il  me  dit  que 
qaelqaes  Princes  s'ötoient  monlres  favorables  aux  voeux  de  la  Gour  de 
Borne,  il  ajonta  que  les  affaires  ^toient  encore  bien  embrouill^s  et  s'arran- 
geroient  difficilement  ...  La  nomination  du  G^  della  Genga  n'a  pas  en- 
coie  ^t^  rendue  publique,  on  pr^tend  que  le  Nonce  de  Vienne  sera  rappelig 
et  qne  le  G^  de  la  Genga  le  remplacera,  et  la  Gour  de  Rome  pr^f^reroit 
Baas  doute  de  l'envoyer  k  Ratisbonne  sons  un  autre  titre  que  sous  celui 
de  Nonce  aupr^s  de  la  Diette  de  ^Empire.  On  avoit  voulu  l'accr^diter 
anprte  T^lecteur  de  Bavi^e;    mais  ce  Prince  a  t^moign^^  quHl  ne   d^sire^ 

1)  In  einem  Bescript  vom  21.  Februar  1804  hatte  Haagwitz  von  Humboldt 
Naehricht  ttber  Troni  gefordert,  dessen  Ankunft  in  Regensburg  Goertz  gemeldet 
l»atte;  cfr.  No.  682. 


{22  Urkundm  No*  681—^96. 

Mä^7  ^^^^  ^^  ^^^  ^^  Nonce  pi^pal  k  Mnnic  qn'aprte  rarrangemeiit  i66aiät  im 
affaires  ecd^siaatiqnes  de  sea  fitats.  Le  Gonv^  d*iei  a  fait  venir  en  atteih 
dant  d'Angsbonrg  nn  ex-Jesnite^  nomm^  Pariinger,  k  ce  qne  m*a  dit  le 
Cfardinal  Seer^taire  d'^tat,  ponr  aroir  quelcun  qui  connoisse  la  eonatitntiOB 
de  I'Empire  ^],  maU  daoB  le  fait  probable,  pour  se  procnrer  des  informadoiis 
plns  dötaill^  aar  les  pr^tendnes  innorations  de  8.  A.  £leci  bayaro-Pala- 
tlne.  Le  Ißnistre  de  ce  demier  n'est,  k  ce  qu'il  me  dit,  pas  plna  avane^ 
encore  dans  ses  n^gociations.  On  vient  de  lai  commnniqaer  im  memoire 
snr  les  griefs  qu'on  forme  contre  sa  Cour,  et  il  va  le  transmettre  aa  Iß- 
uist^re  de  rElecteor.  Je  le  crois  de  mon  devoir  de  mander  k  eette  occasioi 
V.  M.  qne  le  Cardinal  Beeret,  d'fitat  m'a  t^moign6,  il  y  a  quelques  join, 
dans  un  entretien  qne  j'ens  avec  Ini,  ses  regrets  de  voir  par  les  papiers  pnbfict 
qnHl  avoit  pln  k  Y.  M.  de  snpprimer  tons  les  convents  Catholiqnes  de  Sei 
£tats.  Je  Ini  ai  r^pondn  Ik  dessns  qne,  malgr^  qne  je  n^enase  anenne 
connoissance  directe  de  ce  fait,  les  papiers  publics  m6me  ne  parloient  qne 
des  Etats  faisant  partie  de  TAllemagne,  qne  d'aiUenrs,  si  le  fait  ^toit  vrai, 
qne  Y.  M.  n'anroit  ^t^  gnid6e  dans  oette  d^marche  qne  par  des  raiioia 
les  plns  sages  et  des  plns  urgentes.«  .  .  . 


Mto  19        ^2.    Immediat-BerioM  Ider  Staats-Minitter  Frbm.  v.  d.  Back  wd 
V.  Sehroetter.    Berlin  1804  Man  19. 

B.  89.  S3.  C.    Aufertifiuig.    Coacapt,  tob  6.  Hin,  gtsehrkbea  Ton  TJkd«B,  koRifirt  ni 
geseielinet  von  Sduoettor,  GeiL-Diroktoriiim  Nenos^rtiUMB.  CXCTIL  5. 

Wiederholen  den  Vorsehktg  des  OfßciaU  f.  CMasxewski  »um  Bisehofe  von  Wign/.^ 
.  .  .  »Wir  sind  nunmehr  übensengt,  dass,  welche  Yerftndemng  auch  dem 
Bisthum  Warschan  bevorstehen  möge,  dieselbe  auf  den  Wygryschen  biaohtf- 
lichen  Sprengel  keinen  Einflnss  haben  kann.  Denn  da  der  nächste  End- 
punkt desselben  von  der  Warschauer  DiOces  noch  immer  wenigstens  16, 
der  weiteste  aber  Aber  40  Meilen  entfernt  ist,  überdem  beide  DiöcOaen 
durch  das  Oestereichische  Qebiet  und  durch  die  Plocker  Dioeces  von  ein- 
ander getrennt  werden,  so  ist  eine  Yereinigung  beider  wohl  nidit  leicht 
möglich,  oder  es  wftren,  wenn  sie  auch  bewirkt  werden  könnte,  mandie 
Nachtheile  Air  die  Leitung  der  Oeistlichen  Angelegenheiten  in  dem  alsdann 
über  80  Meilen  ausgedehnten  Bischöflichen  Sprengel  und  besonders  in  äer 
Diöces  Warschan  zu  besorgen,  indem  die  Aufsicht  ttber  den  grösstentheils 
ungebildeten  Neu-Ost-Prenssischen  Clery  (!)  es  fast  notwendig  erfordert,  äsaa 
der  Bischof  seinen  Wohnort  dennoch  in  Wygiy  aufschlagen  mflsste. 

Einer  beabsichteten  Translocation  des  jetaigen  Bischofs  von  Warsckan 
nach  dem  erledigten  Bisathum  Wygry  scheinen  nicht  minder  melireTe 
Schwierigkeiten  entgegen  zu  stehen;  denn  nur  besondere  grosse  GeidTO^ 
theile  wttrden   den   ersteren   bewegen  können,  gutwillig  die  Gennaareiche 


1)  Cfr.  No.  623.  2)  Cfr.  No.  666  und  738. 
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«Dgenehme  Residenz  in  Wanchan  mit  dem  Anfenfhalte  in  einer  der  ödesten  if^^^q 
Gegenden  Nea-Ost-Preugsena  ^),  anf  einer  zwisohen^Wäldem,  Brflchem  und 
Seen  belegenen  Insel,  von  allen  geseUschaftliclien  VerhftitnisBen  entfernt, 
n  YertMischen,  und  wenn  den  fthigem,  gebildetem  Neu-Ost-Prenssischen 
Oeistiichen,  die  ihre  mit  Beschwerlichkeiten  nnd  Kosten,  nnd  in  der  Wygry- 
flcben  Diöees  mit  keinem  Oehalte  rerknflpften  Ehren-Aemter  nnd  Wtirden  bios 
in  der  Hofiinng,  dereinst  znr  Bischoflichen  Würde  zn  gelangen,  annehmen, 
aiidi  diese  Aussieht  dnrch  fremden  Einschnb  entzogen  werden  solte,  so  ist 
sehr  zu  besorgen,  dass  dadurch  Mnthlosigkeit  erregt  und  der  Trieb,  dnrch 
KoimtDiBse,  Patriotismus  nnd  gntes  Betragen  die  Aufmerksamkeit  der  Re- 
gienrng  anf  sich  zn  lenken,  unterdrttkt  werden  möchte. 

In  dieser  Hinsicht  wagen  wir  daher,  es  E.  K.  M.  weisestem  Ermessen 
slleraoterthftnigst  wiederholentlich  anheim  zn  stellen: 

ob  Allerhöchstdieselben  das  erledigte  Bisthnm  Wygry  dem  Official 
von  Qolaszewski  mit  dem  damit  verknüpften  etatsmftssigen  Gehalte 
von  4000  Thalem,  von  dem  vierte^ahr  ab,  worinn  seine  Conse- 
cration  fallen  wird,  allergnftdigst  zu  verleihen  und  es  zn  genehmigen 
geruhen,  dass  fiOr  ihn  das  Nominations^Patent  ausgefertigt  und  zur 
höchsten  Vollziehung  flberreicht  werden  dflrfe.« 

Rand-Verfflgung,  geschrieben  von  Bejrme:  Mftrz24 

»Approbirt« 

Hiemach    Cabinets-Ordre   an  Reck   nnd  Schroetter,   Berlin    1804 
Mün  24. 

B.  7.  A.  25.  d.  d.    Aiufertigiing. 


693.  immediat-Bericht  des  Staats-Ministers  Frhr.  v.  Schroetter.  Berlin  März  21 

1804  Harz  21. 

R.  89.  32.  C.    AQBfertigang. 

Für  die  von  eimgen  Neuostpreussischen  Adligen  beabsichtigte  Einrichtung  eines  bami- 
f*^r^igen  Schwestem-InstHtäs  k<znn  %tcar  nicht  das  bereits  %ur  Gefangenen- ÄnstaU 
^fttimmte  aufgehobene  KarmeHter-Kloster  xu  Bidskj  wohl  aber  ein  anderes  Kloster 

überlassen  werden. 

»Einige  Nenostpreussische  adeKche  Einsaassen  haben  bey  £.  K.  M. 
Höehst  Selbst  eine  Vorstellung  eingereicht,  worin  sie  allerunterthftnigst  bitten, 
dus  Omen  das  aufgehobene  Carmeliter-Eloster  mit  der  Kirche  zu  Bielsk 
zur  Einriehtnng  eines  barmherzigen  Schwester-Instituts  zugestanden  werden 
nachte,  auf  dessen  GrUndung  und  Unterhaltung  sie  ausserdem  noch  die 
ZiBsen  von  mehrem,  ihnen  ihrer  Aussage  nach  zustehenden  Capitalien  ver- 
^«aden  wollen. 

Ob  wohl  das  Kloster  zn  Bielsk  ihnen  nicht  eingeräumt  werden  kann, 
^  dasselbe  mit  £.  K.  M.  Allerhöchsten  Genehmigung  schon  zu   einer  Ge- 
ll Cfr.  No.  169,  am  Schlüsse. 
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M"^^l  ^'■^l?®^''^^^^^^  bestimmt  und  eingerichtet  ist,  so  wflrde  ich  doch  wUnachen 
ihre  Absicht  zu  unterstützen,  da  die  Einrichtung  eines  Instituts  der  bann- 
herzigen  Schwestern  in  der  dortigen  Gegend  von  sehr  wohlflifttigen  EinfluBi 
auf  die  Erziehung  und  Cultur  vorzflglich  des  weiblichen  Geschleehta  sejn 
kann  und  sieh  hierzu,  wie  ich  glaube,  ein  anderes  Kloster  in  der  QtigcmA 
sehr  leicht  wird  ausfindig  machen  lassen.  Ich  stelle  es  daher  E.  EL  M.  ... 
anheim,  die  BuppUcanten  mit  ihrem  Gesuch  an  die  Kammer  oder  an  miehy  xmr 
nftheren  Untersuchung  und  Prüfung  ihrer  wohltfaätigen  Absicht^  gnädigst  au 
verweisen.« 

März  27  Rand-Verfflgung,  geschrieben  von  Bejme: 

»Approbirt  um  so  mehr,  als  dieser  Antrag  mit  der  den  Si^pi.,  bej 
der  denselben  ertheilten  abschlftg.  Resolution,  eröfiieten  Absicht  8r.  M.  TtA- 
kommen  übereinstimmt,  weshalb  Ref.  also  das  weiter  Erforderliehe  in  Oe- 
mässheit  veranlassen  soll.« 

Hiemach  Cabinets-Ordre  an  Schroetter,  Berlin  1804  März  27. 

R.  6U.    KinftUn  dee  Cabineta. 


März  24        694.  Immediat-Bericht  der  Staats-Minitter  firaf  Heym,  Friir.  v.  d.  Reck 

und  V.  Massew.    Berlin  1804  März  24. 

R.  89.  30.  O.    Ansfertignag. 

Die  Athsprüche  der  evangdUehefi  Oetneinde  xu  Qiesmannsdarf  an  die  kaiholiseht 

Kirche  und  deren  Vermögen,^) 

»In  Gemässheit  E.  K.  M.  .  .  .  Gabinets -Ordre  vom  6.  October  pr.^ 
haben  wir  über  das  .  .  .  Immediat-Gesuch  der  evangelisch-lutherischen  Ge- 
meine zu  Giesmannsdorff,  Bnnzlauschen  Kreises,  vom  21.  Septbr.  pr.  wegen 
der  von  ihr  erbetenen  Zurttckgabe  der  dortigen  catholischen  Kirche  und 
deren  Vermögens,  als  ihres  angeblichen  vormaligen  Eigenthums,  nähere 
Untersuchungen  anstellen  lassen.  .  .  .  Wie  die  commissarischen  Verhand- 
lungen ergeben,  ist  das  Gesuch  der  Supplicanten  vorzüglich  auf  die  Ueber- 
eignung  des  Vermögens  der  catholischen  Kirche,  deren  Pfarr-Wiedemath 
und  des  Kirch-Forstes  gerichtet;  und  es  steht  nicht  zu  bezweifeln,  dass  es 
der  Gemeine  zu  Giesmannsdorff  zu  einer  grossen  Erleichterung  gerätdien 
würde,  wenn  sie  das  Vermögen  der  catholischen  Earche,  welches  auf 
1081  Rthlr.  20  8gr.  11  Pf.  nachgewiesen  worden,  und  die  Pfarr-Wiede- 
muth  und  den  Kirchforst,  deren  Nutzung  exclusive  des  Bauholzes  auf 
167  Rthlr.  10  Sgr.  9  Pf.  jährlich  veranschlagt  wird,  zum  Besten  der  evan- 
gelisch-lutherischen Kirchen-Systems  verwenden  könnte,  zumahl  derselben 
die  Unterhaltung  ihres  Pfarrers  und  Schulhalters,  und  die  Aufbringung  der 


1)  Cfr.  No.  731. 

2]  Diese  Ordre  fand  das  Gesuch  >billlg<,  und  befahl  zu  berichten,  wie  ihm 
»am  vollständigsten  zu  willfahren«  sei.    R.  89.  Minfiten  des  Cabiuets.  115. 
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Kosten  zo  Instandludtiiiig  des  seit  dem  Jahre  1742  erbauten  Bethanses  «|»^^^ 
schwer  iUlt  Hiemftchst  ist  es  auch  richtig,  dass  die  ganze  Gemeinde, 
welche  ans  1900  Seelen  besteht,  giailich,  bis  aaf  ein  einziges  Individnnm, 
das  sich  aliein  snr  eatholisohen  Religion  bekennt,  der  Intherischen  Kirche 
mgethan  ist,  und  dass  nnr  selten  in  der  catholischen  Kirche  Oottesdienst 
gehalten  wird,  wozu  der  catfaolische  Pfarrer,  wenn  dieses  geschieht,  Per- 
ionen seines  Qlanbens  ans  andern  DOrfem  herbeimfen  mnss,  [wenn  nicht 
der  Gottesdienst  bei  leeren  KirchstQhlen  gehalten  werden  soll.  Allein  nach 
memem,  des  Staats-Minister  Orafen  Ton  Hoym,  Dafürhalten,  kann  dieser 
Tlmstand  die  Bewilligung  des  Gesuchs  der  Supplicanten  nicht  motiviren,  in- 
dem in  der  Folge  sich  mehrere  Catholiken  dort  ankaufen  und  die  Gemeine 
dieser  (3onfe88ion  Ferstftrken  können,  auch  die  Beibehaltung  des  Status  quo, 
wozu  des  Höchstseeligen  Königs  Friedrich  II.  Maj.  in  Absicht  dieser 
Olaubens -Verwandten  sich  anheischig  gemacht  haben,  allerdings  der  gänz- 
lichen Einziehung  catholischer  Kirchen  entgegensteht,  und  VorfUle  dieser 
Art  immer  unter  der  catholischen  Geistlichkeit  und  Publice  eine  sehr  un- 
sDgenehme  Sensation  machen. 

Was  endlich  den  yon  den  Supplicanten  angeftihrten  Umstand  betrifft, 
dass  ihren  Vorfahren  im  Jahre  1664  diese  Kirche  abgenommen  und  den 
Catholiken  flbereignet  worden,  so  kann  auch  dieses  nichts  für  sie  beweisen, 
da  diese  vorher  den  catholischen  Gottesdienst  darin  selbst  abgeschaft  haben, 
und  die  Wegnahme  im  Jahre  1654  auf  Befehl  der  damaligen  Landes-Re- 
gienmg  geschehen  ist,  welche  durch  den  Breslauer  Frieden  sanctionürt 
worden;  weshalb  auch  wahrscheinlich  die  Gemeinde  zu  Giesmannsdorff  im 
Jahre  1742,  wo  sie  die  Concession  zu  Erbauung  eines  evangelischen  Bet- 
Hanses  nachgesucht  und  erhalten,  auf  die  Abtretung  der  catholischen  Kirche 
«mtragen  unterlassen  hat. 

W&re  die  catholische  Kirche,  wie  nicht  der  Fall  ist,  gross  genug,  um 
die  ganze  lutherische  Gemeine  fassen  zu  können,  so  wfirde  es  vielleicht 
tti  rsthsamsten  seyn,  die  Sache  in  die  Wege  zu  leiten,  dass  ein  Simul- 
taneun  eingeffthrt  werden  könnte;  allein  so  ist  die  Kirche  zu  klein  und 
noch  dazu  bauflülig,  weshalb  auch  der  lutherische  Prediger  ad  protocollum 
erUlrt  hat,  dass  es  am  besten  seyn  durfte,  die  Kirche  mit  dem  Glocken- 
thurm  zur  Erweiterung  des  Begrftbniss-Platzes,  welcher  bei  der  wachsen- 
den Volksmenge  zu  Beerdigung  der  Todten  zu  klein  werde,  abtragen  zu 
Ittaeu. 

unter  diesen  Umständen  mflssen  E.  K.  M.  ...  Entscheidung  wir  ledig- 
^  das  Gesuch  der  Supplicanten  .  .  .  anheimstellen,  sind  jedoch  des  .  .  . 
Daftrhaltens,  dass,  wenn  solche  Abtretung  der  catholischen  Kirche  und 
deren  Vermögens  gehen  sollte,  dem  zu  SeiffSersdorif  wohnenden  catholischen 
ßiesmannsdorffer  Pfarrer  während  seiner  Lebenszeit  nichts  an  Bevenues  zu 
entziehen  sey.« 
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1804  Rand-Verfflgung,  geschrieben  yon  Beyme: 

^^''^  ^  [27.  Uta  1804.] 

»S.  M.  wiederholen,  was  Sie  schon  so  oft  bemerkt  haben,  daas  ia 
Friedensschlnssniftssige  statos  [qno^*nicht  so  ansgel^  werden  kann,  km 
eine  ehemals  katholische  Kirche  beybehalten  werden  mfisse,  wenn  aach  j^ 
die  gantze  Gemeinde  protestantisch  ist.  Da  leateres  hier  der  Fall  ist,  & 
Art  und  Weise,  wie  der  katholische  Priester  snm  Gottesdienst  je  mweiln 
Katholische  ans  der  Nachbarschaft  zusammenbringt,  einen  offenbaren  KM* 
brauch  inrolviret,  so  soll  den  Bnpplicanten  ihr  Gesuch  um  so  mehr  \»- 
willigt  werden,  als  sie  schon  vordem  diese  Kirche  gehabt  haben,  die  üuieB 
von  den  Katholischen  nur  abgedmngen  worden.  Inzwischen  wollen  8.  IL, 
da  die  katholische  Kirche  zu  klein  ist,  um  die  gantze  Gemeinde  zu  Ctfsei, 
deren  Abtragung  nach  dem  Vorschlage  des  Predigers  geschehen  lasseiLc 


März  695.  Immediat-Bericht  der  Staats-Minitter  v.Voss  und  Frhr.  v.  Scbroeitor. 

^1^    Dom  Havelberg  und  BerHn  1804  März  24  und  29. 

B.  89.  32.  D.    Awfertigang. 

Die  geisUiehen  NcUural-Feidxehnien  in  den  ehemals  polnischen  PravinMn;  dirm 
Umiüondlung  in  einen  Oddxehnt  empfiehlt  Schroetter,  während  Voss  der  Unwand- 
lung  des  Oarbenxehnte  in  einen  Sackxehnt  den  Vorzug  giebL^) 

»In  der  am  30.  April  1797  ^)  ergangenen  Declaration  des  Edicts  too 
28.  März  1794  wegen  der  in  Sfldpreussen  geltenden  Gesetze  und  Rechte 
ist  bestimmt,  dass  es  in  Ansehung  der  katholisch-geistlichen  Zehnten  nn^ 
Zinse  vor  der  Hand  (bis  zur  Emanirung  des  Provincial-Gesetzbuches)  bei 
den  in  vorigen  Zeiten  ergangenen  Gesetzen  und  Verordnungen  sein  Be- 
wenden haben  soll. 

Dieses  Interimistikum  haben  verschiedene  Gutsbesitzer  benutzt,  um  bei 
den  Gerichtshöfen  darauf  zu  provociren,  dass  der  geistliche  Feldzehent  in 
ihren  Gütern  durch  rechtliches  Erkenntniss  auf  eine  Geldabgabe  bestimmt 
werde,  weil  durch  eine  päpstliche  Bulle  vom  Jahre  1634,  welche  in  1635 
vom  pohlnischen  Reichstage  angenommen  und  durch  spätere  erneuerte  B&- 
schlttsse  desselben,  namentlich  die  Constitutionen  von  1768  und  1776  in 
vim  legis  bestätiget  worden,  feststehet,  dass  in  Pohlen  die  adeliche  Outs- 
herrschaften  das  Recht  haben  sollen,  die  Verwandlung  des  geistlichen  Feld- 
zehents  in  einen  Geldzehent  zu  verlangen ;  durch  die  Besorgniss,  dass  bier- 
nach  in  den  angestrengten  Prozessen  erkannt  und  den  an  sich  schon  scUecbt 
dotirten  Pfarren  durch  Verwandlung  ihrer  Zehnten  in  Geldabgabe  eine  rm 
so  empfindlichere  Verkürzung  der  Einkünfte  widerfahren  möchte,  sind  die 
interessirenden  Pröpste  und  Pfarrer  bewogen  worden,  bei  den  Kammern  s» 
ihren  Consistorien  Schutz  zu  suchen,  und  es  ist  Seitens  dieser  daranf  dar 
Antrag  geschehen,  dass  der  geistliche  Feldzehent  nicht  in  eine  Geldabgabe, 


i;  Cfr.  No,  660.  2)  Band  VII,  No.  437.  /^ 
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sondern  in  einen  Saeksehent  verwandelt  and  des'  Behofe  der  wahre  Ertrag   ^|^ 


des  seitherigen  Feldaehenta  durch  Ueberlassnngs-Eontraete  oder,  wo  dei^  S4/29 
gleichen  nicht  vorhanden  sind,  nach  oeconomiaohen  Principien',[an8geniittelt 
werden  möge.  Das  hat  hinwiedemm  zu  der  Vereinigung  zwischen  E.  K.  M. 
OroaBksnxier  v.  Goldbeek  und  mir,  .  .  .  Voss,  geführt: 

dass  die  angestellte  Prozesse  vor  der  Hand  sistirt,  und  Aber  die 

Bedenken   wegen   der  Validität   und  Beibehaltung   gedachter   alter 

Vorschrift  das  Gutachten  der  Gesetzeomniissioni)*erfordert  worden. 

Dieses  ist  .  .  .  dahin    ausgeüallen,   dass  mit  der  in  Bede  stehenden 

IsadesgesetElichen  Verfassung,  ohne  sich  Eingriffe  in  fremde  Privatrechte  zu 

erlauben,  keine  Verftnderung  vorgenommen  werden  könne;  auch  der  Oross- 

kauder  v.  Ooldbeck  ist  dieser  Meinung,  Inhalts  beigeschlossenen  Schreibens 

Tom  13.  Julius  V.  J.  ^),  beigetreten,  und  hat  mir,  .  .  .  Voss,  flberlassen,  mit 

Vorlegung  der  beigebogenen  Actenstficke  bei  E.  K.  M.  anzufragen: 

ob  die  Aufhebung  der  pohlnischen  Verfassung  in  Beziehung  auf  den 

in  Rede  stehenden  Gegenstand  Statt  finden  und  danach  auch  in  den 

jetzt  schon  schwebenden  Processen  erkannt  werden  solle? 

Zu  diesem  Auswege  nöthigen  die  Umstlnde,   und  da  Nenostpreussen 

Reiches  Interesse  als  Sfldpreussen  bei  der  Sache  hat,  so  haben  wir,  die 

Unteneichnete,  uns  zu  seiner  gemeinschaftlichen  Erwftgung  verbunden. 

In  beiden  Provinzen  sind  die  weltgeistiiche  Beneficien  nur  mit  ge- 
ringen Einkflnften  ausgestattet.  Der  Natnral-Feldzehent,  welcher  im  Jahre 
966  vom  Könige  Mieceslaus  I.  bei  Annahme  des  christlichen  Glaubens  der 
katholischen  Geistlichkeit  im  damaligen  Pohlen  verliehen,  nach  Maasgabe 
der  Abgabe,  welche  der  Adel  dem  Königlichen  Schatze  als  ein  Zeichen  der 
Huldigung  jährlich  entrichten  musste,  bestimmt  und  ohne  Unterschied  auf 
königlichen  und  adelichen  Gfltern  eingeftthrt  worden,  macht  einen  wesent- 
liehen  Theil  davon  aus.  Jeder  Verlust  daran  würde  die  Weltgeistlichkeit 
in  ihrer  schon  eingeschränkten  Lage  verschlimmern,  dem  Amte  und  dessen 
Zwecke  schaden,  die  mehrere  Bildung  der  Geistlichen,  so  wie  ihre  bessere 
Bem&erfiUlung,  wozu  Nahrungssorgenlosigkeit  ein  Haupterfordeniss  ist, 
hemmen. 

Dass  die  Geistlichkeit  dadurch  offenbar  verliert,  wenn  jetzt,  jener 
pSpstliehen  Bulle  gemäss,  ihr  Natnral-Feldzehent  fbr  immerwährende  Zeiten 
auf  eine  massige  Geldabgabe  bestimmt  werden  sollte,  stellt  die  Gesetz- 
kommission und  E.  K.  M.  Grosskanzler  nicht  in  Abrede.  Beide  glauben 
zwar,  dass  ihm  fOr  diese  Einbusse  Entschädigung  aus  dem  Vermögen  der 
einzuziehenden  Erlöster  zu  gewähren  seyn  werde;  dies  ist  aber  nicht  ge- 
gründet, weil  die  Klosteraufhebung  theils  nur  einzeln,  theils  sehr  allmählig 
geschiehet,  besonders  aber,  weil  das  Einkommen  der  au%ehobenen  Klöster, 
deren  grösserer  Theil  zu  den  Mendikanten  gehört,  unbedeutend  ist,  für  jetzt 


l)  Vom  2.  Juli  ;1803,  No.  616.  2)  No.  618. 
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1804     den  übrig  bleibenden  zuwachset,  und  der  Staat  bei  ihrer  Einziehung  nv 
^4*^    ihre  Verminderung  nnd  die  Benntauig  der  Elostergebtade  zu  gemeinnfltiigeo 
Zwecken  beabsichtet. 

Der  Verlust  der  Weitgeistlichkeit  bei  dem  Verfahren  nach  der  Bulle 
von  1634  ist  daher  unrermeidiich.  Der  Staat  aber,  welchem  die  Klasse 
der  Seelsorger  so  wenig  als  ihre  Subsistenz  gleiehgflltig,  im  Qegentheile 
wichtig  ist,  und  der  deshalb  dafllr  zu  sorgen  hat,  dass  letztere  nieht  beeiiH 
trftchtigt  und  gefährdet  werde,  kann  solchen  nicht  zugeben  und  deshalb  nieht  . 
gestatten,  dass  die  darauf  hinausgehende  Ansprüche  des  Adels  in  Absieht 
der  Zehentverwandlung,  wenn  sie  auch  vom  päpstlichen  Stuhle  verordaet 
und  unter  der  vormaligen  pohlnischen  Regierung  genehm  gehalten  ist,  les- 
lisirt  werden.  Die  nach  der  Meinung  des  Grosskanzlers  und  der  Gesefi- 
kommission  als  landesgesetzlich  aufrecht  zu  haltende  polnische  Verfsssnng 
qualificirt  sich  auch  an  sich  selbst  und  wegen  ihrer  Inconformitftt  mit  der 
Consistorial-VerCassung  in  E.  K.  M.  alten  Staaten  zu  dieser  schonenden  Be- 
handlung gar  nieht. 

Sie  ist  offenbar  Wirkung  der  ehemaligen  Uebermacht  des  Adels  und 
des  Einflusses  der  selbst  grösstentheils  mit  Gfltem  ansässigen  Bischöfe  asd 
beider  Absicht,  sich  auf  Kosten  des  weltgeistliohen  Standes  zu  bereichern. 
Hiervon  zeigt  besonders  ihre  Einseitigkeit  in  der  Ausnahme  der  KöniglieheB 
Güter  von  den  für  die  adeliche  Besitzungen  bei  dem  Papste  extrahirten  Ver- 
ordnung wegen  der  geistlichen  Natural-Zehent-Verwandlung,  und  diese  Ein- 
seitigkeit ist  ein  zweiter  erheblicher  Grund  gegen  ihre  fernere  Anerkennung. 
Sie  ist  femer  nicht  allgemein,  sondern  nur  in  einem  kleinen  Th^e  des 
ehemaligen  Fohlen  zur  Wirksamkeit  gekommen,  und  deshalb  ist  es  um  so 
eher  thunlich,  so  wie  es  überhaupt  rathsam  ist,  die  von  Fohlen  zu  E.  K.  M. 
Staaten  übei^egangenen  Frovinzen  auch  hierunter  an  die  Verfassung  in 
Höchstdero  ftltem  Frovinzen  anzuschliessen.  In  diesen  gestatten  die  Con- 
sistorien  als  Cnratoren  der  Geistlichkeit  durchaus  keine  zum  Nachiheile  dieser 
gereichende  Verwandlung  der  Naturalgefiüle  und  Zehnten  in  baares  Qeld, 
auch  nicht  in  Schlesien.  Da  übrigens  die  adelichen  Gutsbesitzer  seit  1635 
von  der  ihnen  damals  beigelegten  Berechtigung,  die  Verwandlung  des  geist- 
lichen Feldzehents  in  eine  bestimmte  massige  Geldabgabe  zu  verlangen,  bis 
zur  Zeit  der  veränderten  Landesregierung  so  wenig  Gebrauch  gemacht  haben, 
so  ist  um  so  weniger  zu  besorgen,  dass  deren  Aufhebung  eine  unangenehme 
Sensation  machen  dürfte.  Sie  würden  auch  ohne  Grund  darüber  klagen, 
da  sie  vermöge  der  Fatronatsverhältnisse  verbunden  sind,  für  die  Subsistenx 
der  Geistlichen  auf  ihren  Gütern  mit  zu  sorgen  und  ihnen  die  Vortkeiie, 
welche  durch  die  Geistlichkeit  gestiftet  werden  und  nur  zu  erwarten  sind, 
wenn  diese  auskömmlich  situirt  ist,  vorzüglich  zu  gut  kommen. 

Unter  allen  diesen  Umständen  halten  wir  uns  verpflichtet,  bei  E.  K.  H. 
hiermit,  zu  Abwendung  des  Schadens,  welcher  der  katholischen  seelsoifen- 
den  Geistlichkeit  in  Süd-  und  Neuostpreussen  durch  weitere  Befolgoog  ^^' 
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Bolle  von  1634  and  der  sie  bestfttigenden  Constitationen  widerfahren  wfirde,  J^ 
zu  Anfreehthalinng  der  nrsprflngliehen  Gerechtsame  der  Geistlichen  nnd  zu  24/29 
£rreielmng  der  wUnschenswerthen  Conformitftt  in  den  Grundsätzen  znr  Be- 
handlung der  Geistlichkeit  in  E.  K.  M.  katholischen  nnd  protestan  ischen 
Provinsen,  dahin  .  .  .  anzutragen,  dass  die  vormalige  pohlnische  Verfassung 
angehoben  werde,  welches,  wie  wir  hoffen,  AllerhOchstdenenselben  um  so 
weniger  bedenklich  scheinen  wird,  als  HOehst  Dieselben  Inhalts  der  ...  an 
das  Gtoneral-Directorium  und  .  .  .  Massow  erlassenen  .  .  .  Kabinets-Besolution 
vom  3.  Deeember  v.  J.^)  ...  zu  erklären  geruhet  haben,  dass  flberall,  wo 
Geistliche  ehedem  Naturalien  bezogen,  wofern  sie  jetzt  unangemessene  Geld- 
Entaehftdigungen  erhalten,  in  den  Genuss  jener  wieder  versetzt  werden  sollen. 

Slerbei  müssen  wir  nur  noch  .  .  .  bemerken,  dass,  falls  nach  der  Mei- 
nung des  Grosskanzlers  und  der  Gesetz-Commission  die  in  Rede  stehende 
pohlnische  Verfassung  aufrecht  erhalten  werden  sollte,  weil  sie  gesetzlich  ist 
und  nicht  ohne  Eingriff  in  fremde  Privatrechte  aufgehoben  werden  kann, 
ans  demselben  Grunde  auch  nicht  die  in  dem  Schreiben  des  Grosskanzlers 
vorgeschlagene  Modification  der  allgemeinen  Erh((hung  der  fttr  den  Natural- 
zehent  bestimmten  Geldabgabe  nach  Verlauf  von  jeden  20  oder  30  Jahren 
würde  Statt  finden  können,  da  ^ese  Erhöhung  auch  nicht  mit  der  Bestim- 
mnng,  dass  der  zu  substituirende  Geldzehent  ein  fttr  allemal  und  nach 
mftssigem  Satze  fixirt  werden  soll,  zu  vereinigen  und  ebenfalls  eine  Ver- 
letzung der  den  Gutsherrschaften  zugestandenen  Berechtigung  seyn  würde. 

Auch  wtlrde  eine  solche  immer  wiederkehrende  Erhöhung  unstreitig 
einen  viel  unangenehmem  Eindruck  machen,  als  von  gänzlicher  Abolition  der 
ganzen  Verfassung  jetzt  zu  besoigen  ist,  zumal  da  der  Vortheil  davon  nur 
den  Pfarrern,  die  zur  Zeit  der  periodischen  Erhöhung  im  Amte  sind,  zu  gute 
kommen  wflrde,  mit  Ausschluss  aller,  die  darin  früher  angestellt  waren. 

Falls  E.  E.  M.  übrigens  ünsem  .  .  .  Antrag  zu  genehmigen  geruhen 
sollten,  so  wird  Allerhöchstdero  solchem  günstige  Entscheidung  allerdings 
auch  bei  den  bisher  suspendirten  Prozessen  wegen  der  von  mehrem  Guts- 
bentzem  verlangten  Natural-Zehent-Verwandlung  im  Geldzehent  zum  Grunde 
zu  nehmen  seyn. 

Wenn  wir  nach  dem  vorherigen  wünschen,  dass  die  katholische  Welt- 
'stlichkeit  in  Süd-  und  Neuostpreussen  durch  Aufhebung  der  auf  der  Bulle 
^n  1634  beruhenden  pohlnischen  Constitutionen  vor  Verlust  bei  ihren  Ein- 
^dlnften  geschützt  werde,  so  finden  wir  doch  zugleich  auch  in  der  aner- 
kannten Schädlichkeit  des  Natural-Feld-Zehente  für  Industrie  und  Landescul- 
tnr  einen  dringenden  Bestimmungsgmnd,  zum  allgemeinen  Besten  den  Wunsch 
zu  h^en,  dass  solcher  in  gedachten  Provinzen  abgestellt  und  ihm  ein  Surrogat 
substituirt  werden  möge,  bei  welchem  der  Zehentberechtigte  volle  Entschädi- 
gung erhalte  und  der  Zehentverpfiichtete  nicht  deterioris  conditionis  werdet 


1)  No.  660. 
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Mte  ^^^  Aufsachiing  eines  solohon  BurogatB  haben  sieh  nns  zwei  Wei^ 

24/29    dazu  zu  gelangen  dargeboten,   wovon  der  eine  auf  Einfthmng  des   Sadk» 
zehentB  statt  des  Garbenaehents,   der  andere  auf  Bubsiiiatioa  einer   GMdr 
prftstation   statt   der  Naturai-Zehent-Abgube,  jedoeh  so,  dass   dabm 
Mögliehkeit  der  steigende  Getreideprete  beobachtet  wOrde,  hinweiaet 
beiden  ist  die  vorgängige  Ausmittelung  des  Betrags  des  Natnrai-Feld-Zeliealt: 
nach  sechs-  oder  zwdlQAhrigem  Durchschnitte  voranssosetien. 

Weichem  von  diesen  Surrogaten  aber  der  Vorzug  gebUhret,   darüber 
haben  wir  uns  nicht  völlig  einigen   können  und  uns   daher  entaehR 
mflssen,  £.  K.  M.  erleuchtetstem  Ermessen  nicht  nur  flberhaupt  zu 
tiren:  ob  die  uns  wflnschenswerth  scheinende  AbsteUnng  des  Nataralr-Feld- 
Zehents  statt  finden,  sondern  auch,   welches  Ansgleichnngs-Hittel  im   be- 
jahenden Falle  eintreten  soll. 

Die  Verwandlung  des  Natural-Feld*Zehents  in  eine  verhiltniaamiaaige 
Geldabgabe  unter  der  Modalität,  dass  sie  periodisch  etwan  von  10  an  10 
Jahren  den  Marktpreisen  angepasst  wird,   scheiat  mir,  .  .  .  Schroetter, 
den  Vorzug  vor  der  Verwandlung  in  Sackzehent  zu  verdienen.     Ich   liaUe 
jene  Veränderung  für  politisch  besser  und  angemessener  Ar  die  VerhälteiMe 
der  Pfarrer   zu  den  EingepCarrten,  so   wie   zur  Verhütung  unanstinJiger 
Streitigkeiten  zwischen  beiden,  wozu  Naturalien-Lieferung  nur  zu  oft  Ge- 
legenheit zu  geben  pflegt.    Dabei  stelle  ich  zwar  nicht  in  Abrede,  daaa  der 
zeh^ntberechtigte  Pfarrer,  wenn  die  Geldabgabe  nach  dem  dermaligen  Maikt- 
preise  des  Getreides  bestimmt  wird  und  dieser  während  der  Periode,  flir 
welche  diese  Bestimmung  gttliig  ist,  steigt,  dasjenige  verliert,  um  was  der 
Getreidepreis  sich  von  einer  Periode  zur  andern  erhöht.    Allein  dnes  Theila 
scheint  mir  dieser  Verlust  bei  zehiyährigen  Fixationsperioden  nicht  bedeut^id 
werden  zu  können,  da  die  Getreidepreise  nach   der  Erfahrung  gewöhnlich 
nur  sehr  allmählig  in  die  Höhe  gehen,  andemtheils  wird  solcher  auch  da- 
durch wohl  völlig  ausgeglichen,  dass  die  Zehentberechtigte  die  bei  dem  Sack- 
zehent eintretende  Aufbewahrung  des  Natnralgetreides,  die  Mähe  des  Vcr- 
silberns  und  den  Transport  zu  diesem  Behuf  ersparen.     Wenn  aber  auch 
bei  der  Geldabgabe  aller  Verlust  fOr  den  Zehentberechtigten  nicht  au  ver- 
meiden wäre,  wie  ich  jedoch  nicht  glaube  und  weshalb  ich  des  . .  .  Dafibv 
haltens  bin,  dass  solche  der  in  der  .  .  .  Kabincta-Bcsolution  vom  3.  Deccmber 
V.  J.  ^)  geäusserten  Intention  in  Betreff  der  den  Geistlichen  zukommenden 
Naturalien,  welche  nur  von  deren  Wiederherstellung  bei  daftr  stattfindenden 
unangemessenen  Geldentschädigungen  spricht,  nicht  en^^egenläqft;  so  findet 
sich  doch  auch  bei  'dem  Sackzehent  das  Inoonvenienz,    dass   bei   dessen 
Fixirung  wiederum  der  Zehentverpflichtete  einbflsst,  wenn  ihm  UnglOdufttte 
beim  Getreidegewinne  widerfahren  und  er  demungeachtet  den  einmal  be- 
stimmten Sackzehent  berichtigen  soll,  da  sonst  beim  Feldzehent  der  Zehent- 
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bereehtigte  den  YerfaiBt  an  der  Emdte  theilte,  lud,  wenn  dieBem  Uebel-  ^|^ 
atiiftde  auch  durch  BemissioneB  an  dem  Saekzehent  abgeholfen  irerden  sollte,  24/29 
so  würde  doeh  Uerana  wieder  der  Naehtheil  entstehen,  dass  die  Lande»- 
eoll^en  nnd  deren  ünterliehOrden  bei  ihren  vielen  Beschflftigangen  nooh 
BÜ  den  aUjttrlieh  wiederkehrenden  BemiBsionageaeh&ften  nnd  üntersuchnn- 
fen  dieser  neuen  Art  beltotigt,  und  die  factisehe  Ansmittelnng  des  Schaden^ 
ateides  YieUaehe  Streitigkeiten  und  Prosesse  yeranlassen  würden. 

Dieaea  würde  dnrch  Snbstitation  einer  Geldabgabe  vermieden  werden, 
Arigens  aber  die  von  deren  periodiseher  Erhöhung  besorgliehe  wieder- 
kehrende üble  Sensation  bald  versehwinden,  sobald  jenes  Erhöhnngsprinsip 
dnrdi  die  Erbpachten  bekannt  wird. 

Meiner  ...  Voss,  Meinung  nach  ist  aber  der  Saekzehent  das  bessere 
Sitrn^gmt  ftr  den  Natoral-Feld-Zehent. 

Der   Saekiehent  allein  gewfthrt,  da  die  Bezahlung  des  Natural-Feld- 
sehents  in  Oelde  nach  den  jährliehen  Marktpreisen  in  den  in  Rede  stehen- 
den Provinzen  wegen  Ermangelung  von  solchen  Kreisstädten,  von  denen 
die  Marktpreise  zu  entnehmen  wären,  nicht  m(^lich  ist  und   die  wenigen 
vorhandenmi  grosaen  Städte  nicht  den  Vergütungs-Maasstab  fiOr  die   davon 
weit  entfernte  Gegenden  angeben  können,  den  Zehentberechtigten  volle  Eni- 
sehädigmig,  die  in  dem  vorliegenden  Falle  um  so  wichtiger  ist,   da  die 
Weltgeiatliche  bei  ihrer  schon  sehr  eingeschränkten  Lage  durchaus  vor  aller 
und  jeder  ESnbusse  an  ihrem  Einkommen  geschützt  werden  müssen.     Dies 
scheint  mir  so  nothwendig,  dass,  wenn  der  Fall  vorhanden  wäre,  dass  dem 
geistiiehen  Natural-Feldzehent  nicht  eine  andere  Prästation  untergestellt 
werden  könnte,  ohne  dass  dabei  einer  der  interessirenden  Theile  verlöre, 
ich  ohne  Bedenken  dafür  stimmen  würde,  dass  der  Verlust  die  Zehentver- 
pflichtete  treffen  müsse.    Dieser  Fall  ist  aber  meines  Erachtens  nicht  vor- 
handen nnd  meine  Ueberzeugung  gehet  dahin,  dass  durch  Substitution  des 
Sackzehents  der  Zehentverpffichtete  eben  sowohl  als  der  Zehentberechtigte 
völlig  zufrieden  zu  stellen  ist.   Die  von  der  zu  diesem  Behuf  einzuführenden 
BemiBaions-Bewillignng    und  ReguUrung   bei    Unglücksfiülen,    welche   den 
Zehentvqrpfiichteten    bei  dem  Getreidegewinn   treffen,  hergenommene  Ein- 
wendung kann  der  Substitution  des  Sackzehents  von  ihrer  Vorzüglichkeit 
nichta  benehmen.     Die  Fixation  des  Geldzehents  hat  es  mit  der  Bestimmung 
des  Sackzehents  ganz  gemein,  dass  der  Zehentverpüichtete  dabei  einer  Ein- 
bnsae  bei  üng^cksfUlen  am  Oetreidegewinne  ausgesetzt  ist,  nur  dass  er,  im 
Fafle  nicht  Maaaregeln  dagegen  genommen  würden,  einmal  am  Gelde,  das 
aaderemal  an  Zehentgetreide  g^en  den  Natural-Feldzehent  verlöre.     Für 
die  Bemissionsbewillignng  an  dem  Saekzehent  in  diesem  Falle  werden  sich 
aber  die  Grundsätze  leicht  zur  Befriedigung  beider  Theile  aufstellen  lassen 
und,  nach  sdchen  zu  verfahren,  wird  in  den  Fällen,  da  auf  Remission  pro- 
Tocirt  wird,  für  die  betreflfende  Behörden  kein  besonders  weitläuftiges  oder 
mühsames  Geschäft   werden.     Wenn   aber  von    der  RemissionsbewilUgung 
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^^    am  Sackzehent  Ung^m&ehlichkeiteii  nnzertreniilich  w&ren,  so  wttrden  aoleke 
24/29    doch  in  demselben  Maasse  bei  der  Geldabgabe  und  dem  Elrlaase  daran  eb- 
treten,  welcher  den  Zehentverpflichteten   bei  ünglflckafUlen   am  GeMda- 
gewinn  billigerweise  nicht  vorznenthalien  wftre. 

Dass  sich  von  Seiten  der  Politik  die  Wahl  des  Geldsehents  vor  der 
des  Sackzehents  empfehlen  sollte,  leuchtet  mir  nicht  ein.  Ich  sehe  kaum 
Gmnd  ab,  weshalb  es  bei  den  Verhältnissen,  wie  sie  jetzt  sind,  notfaweBdig 
nnd  rathsam  seyn  sollte,  die  Zehentverpflichtete  vor  den  Zehentbereehtigteo 
zn  begtlnstigen.  Die  gnte  Politik  scheint  mir  vielmehr  ein  gleiehes  Ye^ 
fahren  in  E.  K.  M.  sämtlichen  Staaten  nnd  zugleich  einen  vorzllglidieii 
Schutz  des  weltgeistlichen  Standes  zu  fordern,  um  die  guten  Wirkui^en  n 
sichern,  welche  von  ihm  in  Hinsicht  auf  Vermehrung  der  Aufklirong  and 
Sittlichkeit  unter  dem  Volke  erwartet  werden.  Empfinden  llbiigens  die 
Zehentverpflichtete  die  Aufhebung  der  pohlnisehen  Verfassung  Oberhaupt 
übel,  so  wird  es  sie  nicht  beruhigen,  wenn  der  Natural- Feld-Zdieiit  io 
Geldabgabe  verwandelt  wird,  da  sie  bei  dieser  Verwandlung  nach  im 
wirklichen  Betrage  und  Werthe  des  Natural-Feld-Zehents  immer  gegen  ?<n^ 
mals  verlieren  werden.  Dass  es  aber  bei  dergleichen  Veränderungen  Hber- 
haupt  besser  ist,  so  zu  verfahren,  dass  ihr  Eindruck,  gesetzt  er  mflsse  des- 
halb auch  mit  einemmale  schmerzhafter  seyn,  nicht  vervielfUtigt  und  inuner 
wieder  erneuert  werden  darf,  ist  nicht  in  Abrede  zu  stellen. 

Den  Verhältnissen  zwischen  Pfarrern  und  Eingepfarrten  scheint  mir  die 
Einführung  der  Geldabgabe  statt  des  Natural-Feldzehents  ebenfalls  Hiebt 
angemessener  zu  sein.  Der  Grund  der  Streitigkeiten  zwischen  den  D^uUt- 
Empftngern  und  Gebern  liegt  überhaupt  wohl  öfter  in  dem  Gharacttf  und 
der  Denkungsart  der  Individuen  als  in  dem  Objecto.  Wo  Billigkeit  w^ 
einer  oder  andern  Seite  fehlt,  wird  ein  jeder  Gegenstand  Zwist  erregea, 
und  auch  in  Süd-  und  Neuostpreussen  ist  dagegen  durch  die  Geldabgabe 
statt  des  Natural-Feldzehents  keine  Sicherheit  zu  erlangen.  Wenigsteai 
wird,  da  die  Eingepfarrte  dort  an  die  Naturalabgabe  gewöhnt  sind,  deTen 
Veränderung  von  Garben-  in  Sack-Zehent  die  Verhältnisse  zwischen  ihsea 
und  den  Pfarrern  nicht  schlimmer  machen  als  sie  bis  jetzt  sind,  und  diese 
stehen  dort  in  der  Achtung,  welche  die  Verwechselung  und  VermischiDig 
des  Berufs  selbst  mit  der  mit  solchem  bekleideten  Person  der  Geistlichkeit 
in  den  katholischen  Ländern  von  jeher  so  vorzftglich  verschait  hat  V& 
der  zunehmenden  Ausbildung  der  Weltgeistlichkeit  nnd  der  Nation  mit  durch 
diese  wird  sich  billige  Denkungsart  unter  ihnen  immer  mehr  ausbreiten  lud 
der  subjective  Anlass  zu  Streitigkeiten  vermindern;  zu  jenem  Wachsthnne 
ist  aber,  wie  schon  gesagt,  die  Verhütung  alles  dessen,  was  den  weltgeiflt- 
lichen  Stand  in  seiner  Lage  verschlimmem  nnd  seinen  Muih  in  'ßrtiOsBg 
seines  Amts  niederschlagen  kann,  eines  der  wirksamsten  BeftrdemngB^ 
Mittel ;  der  Verlust,  den  die  Geistiiche  bei  der  Geldal^abe  und  deren  period^ 
scher  Fixirung  wegen  des  steigenden  Werths  der  Dinge  in  den  ZeitrlameD 
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▼on  einer  Preisbestimmiiiig  zur  andern  erleiden  müssen^   mag  er  noch  so    A|^ 
klein  seyn,  wird  sie,  da  sie  an  ihren  Einkünften  nichts  zn  verlieren  haben,    24/29 
immer  drücken:     Er  wird  ihnen  vielleicht  selbst  grösser  scheinen,   als  er 
ist,  and  diese  Einbildung  leicht  dazn  beitragen  können,  das  gute  Vernehmen 
zwischen  ihnen  nnd  den  Eingepfarrten  zu  stören. 

Uebrigens  scheint  mir  die  Einffthrnng  des  Sackzehents  auch  mehr  als 
der  ßeldzehent  mit  der  Intention  übereinzustimmen,  welche  E.  K.  M.  in  der 
. .  .  Gabinets-Resolntion  vom  3.  December  v.  J.  zu  äussern  geruhet  haben. 

Wir  unterwerfen  diese  verschiedene  Meinungen  E.  K.  M.  .  .  .  Er- 
vigung  und  sehen  Höchstdero  Befehlen  in  dieser  ganzen  Angelegenheit . . . 
entgegen.« 

Die  Cabinets-Ordre  an  Voss  und  Schroetter,  Potsdam  1804  April  April  6 
5,  giebt  Schroetters  »Sentiment  den  Vorzug,  weil  dasselbe  das  durch  diese 
Baue  [von  1634]  bestimmte  Privat-Recht  mit  der  Landes -Wohlfahrt  und 
dem  Bestände  der  Geistlichkeit  verbindet,  auch  der  rechtlichen  Meinung  des 
Grosskanzlers  von  Ooldbeck  im  Grunde  ganz  beitritt.  Ich  setze  demnach 
als  Regel,  wonach  auch  in  den  jetzt  rechtshängigen  Processen  erkannt  werden 
soll,  fest,  dass  es  bei  der  Befugniss  des  Zehentpflichtigen,  auf  die  Verwand- 
bmg des  Natural- Feldzehents  der  Geistlichen  in  eine  verhältnissmässige 
Geld-Abgabe  anzutragen,  nach  wie  vor  verbleiben,  die  Verwandlung  aber 
nur  mit  der  Modalität  geschehen  soll,  dass  sie  periodisch  von  10  zu  10 
Jahren  den  Marktpreisen  angepasst  werde.« 

B.  89.    Miiilteii  des  Cftbineta. 

Diesen  Bericht  und  die  Cabinets-Ordre  nebst  der  danach  entworfenen 
»Instruktion«  und  »Deklaration«  theilen  Voss,  Goldbeck  und  Schroetter  am 
4.  Mai  1806  Hoym  mit,  um  »die  fftr  die  Landes-Oultur  so  überaus  wohl- 
tiiätige  Bestimmung  Sr.  Maj.  auch  auf  Neu-Schlesien  anzuwenden«.  Hoym 
erklärt  sich  am  17.  Juni  1806  damit  völlig  einverstanden,  sobald  das  Gut- 
achten der  GesetsefkCommission  erstattet  sein  werde.« 

Siftftis-AreliiT  BrdsUn.  X.  R.  Xm.  1. 


Cabinets-Ordre  an  Reck  und  Schroetter  s.  unter  dem  19.  März  März  24 

1804,  No.  692. 

»I.  i.i       ■  ■■ 

696.  Cabinets-Ordre  an  die  Staats-Minieter  Grafen  Hoym  und  Haugwitz.  März  26 

Berlin  1804  März  26. 

R.  46.  B.  168.    »AbMlurifUiobtr  Extrakt«  (der  ftb«r  voUstftndig  ist).    Aosfeitigiuig  in  a«&  bei 
Ko.  67S  geauBteik  Akten  in  BresUn. 

Einigt  die  Vorschläge  Hoym^a  für  die  Aufhehtmg  der  Klöster  in  Schlesien.    Haugtciix 
^  wn  BumboUdi  in  Rom  wegen  der  Zustimmung  des  Papstes  ein  OtUaehten  fordern.^) 

>Ich  finde  den  von  Euch,  dem  Grafen  v.  Hoym,  in  Eurem  Gutachten 
^om  4.  d.^)  gemachten  Vorschlag,  statt  der  plötzlichen  und  gänzlichen  Auf- 

iTcfr.  No.  702,  729  und  746.  2)  No.  688. 
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iiu^^ß  hebang  der  Klöster  in  Schlesien  diese  Verändening  zwar .  anf  einmal  uid 
bey  allen  Klöstern,  mit  alleiniger  Ausnahme  des  Ordens  der  banabCTgea 
Brüder  unter  den  Manns -Klöstern,  ingleichen  der  Elisabetiiaiieriiuiea  «ad 
Ursulinerinnen  unter  den  Nonnen-Klöstern,  jedoch  nicht  in  der  Art  YoraK 
nehmen,  dass  sogleich  die  gantze  Ordens-Verbindung  an^elöaet  und 
Güter  nebst  dem  übrigen  Vermögen  sofort  eingezogen  werden,  diese 
regel  vielmehr  darauf  zu  beschrftnken,  dass 

1.  ein  allgemeines  Verboth,  Novizen  aufrunehmen,  zu  erlassen,  damit 

2.  die  Au&ahme  von  Inventarien  alles  Kloster- Vermögens ,  Anferti- 
gung ordentlicher  Etats  für  jedes  Kloster  und  Einfthrung  einer  Verwaltug 
unter  strenger  Aufsicht  und  Rechnungsführung  dergestalt  zu  verbinden,  daas 

3.  die  Ueberschüsse  nach  Abzug  der  Competenz  fftr  die  Ordena-Crwt- 
liehen  oder  der  Kosten  des  Haushalts  zu  den  Staats-Einkünften  eingezogen 
werden, 

4.  die  Güter  selbst  allmählig,  so  wie  die  Klöster  zufolge  der  Be- 
stimmung ad  1  leer  werden,  mit  den  Domainen  vereinigt  werden, 

so  einsichtsvoll,  schonend  und  doch  zweckmässig,  dass  ich  demselbeB 
meinen  gantzen  Beyfall  gebe.  Ich  trage  Euch  daher  auf,  die  vorbehaltene 
weitere  und  umständlichere  Auseinandersetzung  desselben  immer  auszuarbeüea 
und  mir,  wenn  ich  zur  Revue  nach  Breslau  komme,  einzureichen,  indem  ich 
mir  die  Befehle  zur  Ausführung  nach  dieser  Revue  zu  geben  vorbehalteL 
Während  dieser  Zeit  habt  Ihr,  der  Graf  v.  Haugwitz,  in  üeberlegong  su 
nehmen,  ob  und  auf  welche  Weise  die  für  nützlich  erachtete  Einwilligang  des 
Papstes  zu  erhalten  oder  seine  Weigerung  unschädlich  zu  machen  seyn  werde, 
zu  welchem  Behuf  es  gut  seyn  wird,  den  v.  Humbold  zu  Rom  unter  dem 
Siegel  der  Verschwiegenheit  von  dem  Plan  zu  unterrichten  mid  dessen  6ii^ 
achten  darüber  zu  vernehmen.« 


März  27        697.  immediat-Schreiben  des  FOrtten  Joseph  zu  Hohenlohe,  Bischofs 

von  Breslatt.    Berlin  1804  März  27. 

R.  89.  32.  E.    Eigenhiadig. 

Bedauerij  cm  peraönUeher  Verabaehiedung  verhindert  gewesen  xu  semA) 
»Biref  Vainement  je  me  suis  flatt^  de  pouvoir  mettre  aux  Pieds  de 
V.  M.  l'hommage  de  mon  respet,  avant  Bon  D^part  de  la  Gapitale;  ma 
Convalescance  est  trop  longue  pour  mon  impatience,  et  je  vois  k  mon  grand 
regret  le  moment  taut  desir^,  d'approcher  V.  M.,  diffSer^  jusqu^ä  une  oocasi<« 
prochaine.  Daignez,  Bire,  avec  votre  bont^  ordinaire  accueillir  les  ex- 
pressions  de  mon  Vif  chagrin,  et  Veuillez  etre  Convainon  de  tous  les  Senti- 
ments  que  mHnspire  la  plus  profonde  Soumission,  avec  laquelle  je  serai 
toqjours  De  V.  M.  Le  tr^s  humble  et  tr^  obeissant  Serviteur  et  Siyet  Jo- 
seph P.  E.  de  Breslau.« 

1)  Cfr.  No.  669. 
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Rand-Verffigang,  geschrieben  von  Beyme:  ä^^9 

»Sr.  Mmj.  bedaaern  es  gleieh&Us  henlich  nnd  wünschen  dem  Herrn 


Ftirstett  baldige  nnd  vollkommene  Wiederherstellnng.« 

Hiernaeli  Cabinets-Ordre  an  den  Bischof  mit  der  Anrede:  »Monsieur 
lion  Conmic,  Potsdam  1804  April  2. 

B.  88.    KmlktMi  im  OftUMto. 


608.    RMcriirt  dos  Sfldpreossisehen  Departemwfi  »an  stmmtliehe  Mars  27 
3  aiMprMtsiMlie  KtmiMni«.    Berlin  1804  Man  27. 

Gen.-Dis«kftori«a  BSdpMwwa.  LXXni.  16.    (Gtaanl-VaiordaanseD).    Abeehrilt,  gex.  Vom. 

Die  Pniftmg  der  KUmter-Kamdidatm  und  der  %ur  Seekorge  xmuxdehendm  Kloster- 

OeisÜiehen. 

>£hireh  das  Bescript  vom  9.  Jiiny  v.  J.  haben  Wir  Euch  vorl&nfig  im 
Allgenieineii  erO&et,  dass  und  in  welcher  Art  nicht  nur  die  ELloster-Kandi- 
Aalen  vor  ihrem  Eintritt  in  das  Noviiiat  durch  besondere,  dazu  niederzu- 
MlseBde  EU>m]iiis8lon«i,  sondern  auch  die  kflnfUg  sur  Seelsorge  zuzuziehen- 
den Qidensgeisflichen,  besonders  BettelmOnehe,  geprüft  werden  sollen.  Um 
nun  dem  dabei  zu  beobachtenden  Verfsren  Gleichmissigkeit  zu  geben,  finden 
Wir  jenes  Bescript  nlher  zu  bestimmen  und  folgende  allgemeine  Prinzipien 
fosteusetaen  nötig.    Was 

A.  die  Prüfung  der  Kloster-Kaüdidaten  betrift,  so  soll 

1.  hierm  für  jedes  der  drei  sfidpreussischen  Kammer-Departements  und 
zwar  an  dem  Orte,  wo  sich  die  Kammer  befindet,  eine  besondere  Kommission 
ernannt  werden  und  diese  ans  zweien  Ifitgliedern,  einem  weitlichen  und 
onem  geistlichen,  bestehen,  wovon  ersteren  die  resp.  Kammern  aus  ihrer 
lütte  zu  bestimmen,  letztem  aber  die  Bischöfe,  jedoch  nur  aus  den  Dom- 
herrn oder  aus  den  Oanonicis  der  Kollegiatstifte,  zu  wählen  haben. 

Der  Umstand,  dass  in  jedem  südpreussischen  Kammer- Departement 
mehrere  sü^reussisdie  Bisthümer  zusammentreffen,  relevirt  nichts  in  Ab- 
»eht  dieser  Wahl,  indem  sich  die  Bischöfe  unter  einander  deshalb  ver- 
ständigen und  alle  für  jedes  Kammer-Departement  einen  einzigen  Kom- 
BUBBsiius  wühlen  können. 

2.  Ist  der  junge  Kloster-Kandidat  nicht  sogleich,  als  er  sich  zur  Auf- 
nahme meldet,  zu  prüfen,  sondern  ihm  hiezu  ein  entfernterer  Termin  ein- 
iMomen,  dabei  aber  aneh  zu  eröfiien,  dass  der  Schritt,  den  er  thun  wolle, 
ftr  ihn  sowol  als  für  seinen  kfinfügen  Stand  wichtig  se^,  letzteres  auch 
besonders  einen  ichten  und  wahren  Beruf  fordere,  er  sich  also  während 
^  gegebenen  Frist  noch  wegen  smnes  Vorhabens  auf  das  strengste  prüfen 
mtlBse. 

3.  Nach  geendigtem  Examen  muss  von  beiden  Kommissarien  am 
^tiBse  des  Examinazions-Protokolls  ihr  Outachten  in  Absicht  der  Kennt- 
nisse, GWstesfiÜiigkeitea  und  der  Qualifikazion  der  Kandidaten  überhaupt 
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ru^?9^  abgegeben,  und  dieses  Protokoll  zur  Prflfong  an  die  beireffende  Kammer 
zur  Entseheidung  wegen  Aufiiame  des  Kandidaten  in  das  Noviziat  einge- 
reicht werden. 

4.  Die  Gegenstftnde  der  Prüfung  zerfallen  in  Fragen,  wdehe  dem 
Kandidaten  von  den  weltliehen  und  geistlichen,  auch  von  beiden  Kommia- 
sarien  vorzulegen  sind.  Der  weltliche  Kommissarius  nftmlich  muas  sieh  er- 
kundigen, ob  der  Kandidat  das  gesetzliche  Alter  habe,  dies  durch  den 
Taufschein  nachweisen  lassen,  anch  fragen:  ob  derselbe  adlicher,  blliger- 
lieber  oder  bäuerlicher  Abkunft  sey,  ob  er  im  erstem  Fall  die  Erlaubnias 
der  Eltern  zum  Eintritt  ins  Kloster  habe,  ob  diese  im  Stande  sind,  ihm 
ausser  dem  Kloster  in  der  Welt  fortzuhelfen,  ob,  wenn  diese  nicht  mdir 
am  Leben  sein  sollten,  er  Vermögen  besitze,  und  ob  er  in  jenen  beiden 
letzten  Fällen  seine  Befreiung  vom  Kanton  dokumentiren  könne. 

Der  geistliche  Kommissarius  dagegen  fragt:  wie  und  wo  der  Kandidat 
nach  beendigtem  Schulunterricht  sein  Leben  zugebracht:  worans  er  sehliesse, 
dass  sein  Beruf  zum  Klosterleben  acht  und  wahr  sej,  und  ob  er  anch  von 
seinen  Eltern,  Verwandten  oder  sonst  Jemanden  dazu  überredet  worden. 
Ausserdem  muss  ihm  dieser  Konmodssarius  aueh  mit  Ernst  und  auf  das 
fasslichste  die  Pflichten  seines  künftigen  Standes,  die  Schwierigkeiten,  ihnen 
zu  genügen,  so  wie  die  Strenge  des  Ordens  schildern.  Endlich  müssen 
beide  Kommissarien  von  dem  Kandidaten  ein  Attest  des  Bectors  oder 
sonstigen  Vorstehers  derjenigen  Schule,  die  er  besucht  hat,  verlangen,  den- 
selben auch  in  Absicht  solcher  Wissenschaften  und  Kenntnisse,  die  in  einer 
gelehrten  Schule  gelehrt  werden,  namentlich  und  vorzüglich  der  Logik  und 
Elementar-Mathematik,  prüfen,  sich  überzeugen,  ob  er  die  lateinische  Sprache 
gründlich  inne  habe,  aueh  deutsch  verstehe,  und  zuletzt  durch  güUage  Zeug- 
nisse nachweisen  lassen,  dass  der  Kandidat  ein  moralisch  guter  Mensch 
sey.  Uebrigens  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  ein  jeder  Kommisaanus 
in  Gegenwart  des  andern  examinirt.  Der  Umstand,  dass  einige  gelehrte 
Schulen  in  Sttdpreussen  erst  jetzt  neu  organisirt  werden,  kann  als  etwanige 
Einwendung  nicht  berücksichtigt  werden,  da  diese  Schulen,  wenn  gleich 
weniger  vollkommen,  doch  immer  schon  existirt  haben. 

Von  dieser  Prüfung  sollen  allein  die  Missionarien  nnd  Piaren  vor- 
läufig ausgeschlossen  sein,  weil  erstere  eigentlich  keine  Kloster-Oeistliehen 
sind  und  beide  eine  specielle  Bestimmung,  nämlich  die  des  öffenflichen 
Unterrichts  haben,  daher  auch  die  Gegenstände  der  Prüfung  ihrer  Novizen 
sich  erst  nach  völliger  Organisazion  des  Schulwesens  und  der  geistiidien 
Seminarien  in  Südpreussen  bestimmen  lassen.  Auch  die  Barmherzigen 
Brüder  müssen  von  jener  Prüfung  frey  sein,  da  sie  nur  Krankenwärter 
sind  und  keine  Geistliche  werden. 

Es  bleibt  daher  in  Absicht  der  genannten  drei  Orden  noch  ganz  bei 
dem  bisherigen  Verfaren. 

Bei  dieser  Gelegenheit  setzen  Wir  anch  fest,  dass  die  Aufiiahme  der 


SüdpfeuBsen.    Stettin.  137 

Laienbrilder  in  das  Noviziat  nicht  ferner  statt  finden  soU,  da  sowol  die  J^^^ 
Verwaltiuig  der  innem  Kloster-Oekonomie,  z.  B.  Aufsicht  über  die  Sakristei, 
als  aach  das  Almosensammeln  statt,  wie  bisher  Laienbrfldem,  künftig  wirk- 
liehen  Klostergeistlichen  übertragen  werden  kann  nnd  mass,  um  so  mehr, 
als  hieifoei  durch  wirkliche  Geistliche  manchen  Inkonvenienzien  vorgebengt 
wird,  die  bei  den  Laien-Brüdern,  wenn  sie  zn  jenem  Ende  auf  das  Land 
geschickt  werden,  wegen  ihrer  gewöhnlieh  ftnsserst  geringen  Bildung  nicht 
zn  vermeiden  sind. 

Anlangend  die  Aufhame  der  Nonnen  in  das  Noviziat,  so  soll  bei  den- 
selben, die  barmherzigen  Schwestern  ausgenommen,  solche  so  lange  ganz 
ausgesetzt  bleiben,  bis  sidi  ihre  Zal  so  vermindert  haben  wird,  dass  sie 
sich  aus  ihren  Einkünften  mit  Anstand  emfthren  können. 

B.  In  Absicht  der  Prüfung  der  zur.  Seelsorge  zuzuziehenden  Kloster- 
(kistlichen  bleibt  es  zwar  ganz  bei  der  Bestimmung  des  Rescripts  vom 
9.  Jimj  V.  J.  1),  selbige  mithin  den  resp.  Bischöfen  lediglich  überlassen,  in- 
deas  soll  doch  keiner  der  Kloster -Geistlichen  als  vdrklicher  Pfarrer  an- 
gestellt werden,  der  nicht  wenigstens  2  Jar  hindurch  als  Vikarius  bei  einem 
Pfarrer  die  Seelsorge  praclisch  ausgeübt  hat. 

Hiernach  und  mit  Bezug  auf  oben  erwähntes  Rescript  befehlen  Wir 
Euch,  in  Absicht  Eures  Departements  mit  den  resp.  Bischöfen  und  dem 
stttigen  General -Administrator  des  Erzbisthums  Onesen  in  Korrespondenz 
sn  treten,  die  Kommissionen  zu  organisiren  und  in  vorkommenden  Fällen 
nach  vorstehenden  Bestimmungen  zu  handeln.« 

(An  die  Warschauer  Kammer.) 
>Bchlttsslich  können  Wir  nicht  unbemerkt  lassen,  wie  Ihr  irret,  wenn 
Ihr  nach  Eurem  Bericht  vom  18.  July  v.  J.  der  Meinung  seid,  dass  die 
Kloster-Geistlichen,  um  in  ihren  Ordens-Kirchen  zu  predigen,  nur  von  ihren 
Obern  geprüft  werden  dürfen.  Nach  dem  tridentinischen  Concilio  sind  jene 
Oeistliche  zwar  in  dieser  Hinsicht  eximirt^),  durch  die  Bulle  Inscrutabili 
des  Papstes  Gregorius  16.  vom  Jahr  1662  aber  den  Diöcesan- Bischöfen 
wieder  unterworfen.  Aus  diesem  Grunde  wird  auch  im  Erzbisthum  Gnesen, 
^e  Ihr  aus  der  in  Abschrift  beikommenden  Tabelle  mit  mehrerem  ersehen 
werdet,  die  Jahre  eine  solche  Prüfung  der  Öoster-Geistlichen  gehalten.« 


699.  Generalmajer  v.  Knobelsdorff 3)  an  den  Staats-Minisier  v.  Massow.  März  27 

Stettin  1804  Mftrz  27. 

R.  30.  Itt9.  a.    Aasfnügiuig. 

Voraehhg,  xur  GehaUsaußessermtg  für  dm  SteUmer  katholtschen  Qeisüiclien  die 
Einkünfte  der  Karihause  xu  Hiidesheim  xu  verwenden.^) 

*£.  £.  Schreiben,    womit  Dieselben    mir  (!)  unterm    7.  Februar   den 

l)  ^0. 610.  2)  Vorlage:  »examinirt.« 

3)  Kommandant  von  Stettin.  4)  Cfr.  No.  644  und  788. 
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März27  ^^^^C»®^  Katboüsohen  Geistlichen  betreffend  beehret  haben,  ist  »o  sehmeiehd- 
haft  für  selbigen,  dass  ich  mir  erlaube,  E.  £.  anf  einen  Fond  aofineifcsaffl 
zu  machen,  welcher  sich  gegenwärtig  darbietet,  nm  die  sehr  bedrSogton 
Umstftnde  dieses  würdigen  Geistlichen  ro  verbessern,  welcher  in  der  Tiut 
mit  seinem  gegenwärtigen  Einkommen  kanm  die  Hälfte  seiner  n5tiidflrfl]gst«D 
Ausgaben  bestreiten  kann. 

Ich  habe  in  Erfahrung  gebracht,  welches  E.  £.  auch  wohl  bekannt 
seyn  wiixl,  dass  von  denen  beträchtiichen  Revenuen  der  Garthaos  zu  Hüdes- 
heim,  durch  ein  Regulativ  des  Papstes,  alle  Missionairs  sowohl  im  König!. 
Preussischen  als  andern  Ländern  Salarirt  worden  sind,  welches  jetet  giac- 
lich  filr  dem  Auslande  wegfiült;  auch  schon  jetit  würoklioh  mehrere  Geist- 
liche aus  diesen  neuen  Fond  durch  die  Halberstädtsche  Kriege»-  und  D»- 
mainen-Gammer  verbessert  worden  sind.  E.  £.  muss  ich  es  jedooh  giailidi 
überlassen,  zu  gleicher  Zeit  aber  bitten,  wann  keine  andern  Ursachen  es 
verhindern,  den  hiesigen  Katholischen  Geistlicfaen  bey  diesen  Vorfall  Ihm 
gnädigen  Einfluss  angedeihen  zu  lassen.«  .  .  . 

Mai  6  Rand-Verfflgung,  eigenhändig  von  Massow: 

.  .  .  »Was  den  mir  zur  Verbesserung  der  dortigen  OatoliseheB  Geist- 
lichen angezeigten  Fonds  des  Gartauses  zu  Hildesheim  betritt;  so  ist  dessea 
Verwendung  noch  nicht  gantz  reguüri  Ich  zw^e  aber,  dass  davon  etwis 
fttr  die  alten  Provintzen  übrig  sein  wird.  Indessen  werdMi  sieh  vieleidit 
andre  Quellen  in  den  alten  Provintzen  fOr  die  Stettinschen  Geiatüdien  tf- 
Ofnen,  die  ich,  so  viel  es  irgend  die  Umstände  irgend  (!)  erlauben,  gewiB 
benutzen  will.  Nur  ist  dies  Alles  noch  erst  durch  weitläuftige  Operationen 
zu  präpariren.  Daher  man  fttr  jetzt  noch  nichts  bestimtes  davon  sagen 
kann.«  .  .  . 

März  27  Gabinets-Ordres  an  Schroetter  und  an  Hoym;    Reck;    Massow  8. 

unter  dem  21.  und  dem  24.  März  1804,  No.  693  und  694. 


März  30        700.    Rescript  des  SOdpreussischen  Departements  »an  die  3  sBä- 
preussischen  Kammern«.    Berlin  1804  März  30. 

6en.-Direktorittia  BAdpreoMtii  LXXIII.  16.  (Genenl-VerordBOiigeD).    Abtchiift,  gw.  Voss. 

Die  Eheseheickmgen  katholisoher  OUxubenagenosaen  durch  weiÜiehe  Oeriehie. 

»Es  ist  bemerkt  worden,  dass  das  auch  an  die  dortige  Regierung  er- 
lassene Reskript  vom  8.  Sept.  1802,  nach  welchem  katholische  Ehegatten 
in  allen  Fällen,  wo  sie  sich  bei  den  Landes- Justiz-Kollegien  sur  Ehe- 
scheidungs-Rlage  anmelden,  über  die  Wirkungen  der  von  den  weltHohen 
Gerichten  erfolgten  Scheidui^n  in  Beziehung  auf  ihre  katholisdie  Verhllt- 
nisse  ausdrflklich  belehrt  werden  sollen.  Euch  an  demselben  Tage  Mos 
nachrichtUch  kommunizirt  worden. 


Stettin.    Eheacbeidniig.    Hildeshelm.  |39 

Daniii  jedoch  die  Brlaabnie  fllr  Katholiken,  bei  weliliehen  Gerichten  n»^^^ 
Eheieheidiaigen  naohsuBUchen,  nicht  Air  ein  Eingrif  in  ihre  Religions-Dog- 
men,  sondern  bloB  fillr  das,  was  sie  wirklich  ist,  für  eine  Folge  der  Grund- 
sine  des  Algem.  Landrechts  gehalten  werde,  so  befehlen  Wir  Ench,  die 
Qflhislate  in  Eurem  Departement,  in  sofern  es  noch  nicht  geschehen  sein 
solte,  nüt  dem  Inhalte  jenes  Beskripts  zur  Pnblikazion  in  ihrer  Diözes  be- 
kannt zn  maehen.« 

701.  Staats-Miniater  v.  Angern  an  den  FOret-Bitehef  ven  Hildeeheim  März  dl 

lilld  Paderborn.     Berlin  1804  Mftn  31. 

B.  89.  58.  K.    Abschrift. 

Widerlegimg  der  Ansprüche  auf  JErhöhtmg  der  Kompetenz  A 

»Wie  E.  Ffirstl.  G.  bekannt,  ist  die  Bestimmung  Dero  Kompetenz  von 
den  Fttatenihttmem  Hildesheim  und  Paderborn  nnd  Alles,  was  hierauf  Be- 
zog bat,  und  von  Denenselben  in  dem  .  .  .  Schreiben  vom  16.  d.  M.  an- 
gefthrt  worden,  vor  der  Zeit  verhandelt,  seit  welcher  mir  die  Leitung  der 
Oigauisationsgeschäfte  von  des  Königs  Miy.  übertragen  ist 

leb  habe  daher  die  Kompetenz  schon  auf  den  Allerhöchst  genehmigten 
Etftts  von  ffildesheim  und  Paderborn  vorgefunden,  welche  nach  diesseitiger 
Verbssung  auch  mir  zur  Norm  dienen,  und  wovon  ohne  Allerhöchst  ander- 
weite Bestimmung  nicht  abgewichen  werden  darf. 

IndesB  habe  ich  mir  die  desfallsigen  Verhandlungen  vorlegen  lassen, 
und  kann  nicht  umhin,  gehorsamst  in  Bemerkung  zn  bringen,  dass  bei  der 
ersten  Festsezong  der  Kompetenz,  welche  bald  nach  der  Occnpation  der 
Linder  und  lange  vor  dem  Abschlüsse  der  Verhandlung  der  Reichs- 
deputation geaehah,  die  Absicht  des  Ausdrucks:  'provisorisch*  nach  dem 
ausdrtlcklichen  Zusaze  des  Schreibens  vom  27.  Sepi  1802 

'mit  dem  Vorbehalte,  darunter  diejenigen  Aenderungen  zu  treffen, 

welche    die   Beschlflsse    in   Begensburg    etwa   nothwendig   machen 

könnten^ 

wohl  nur  so  zn  verstehen  gewesen  ist,    dass,   wenn  etwa  zu  Begensburg 

eine  bestimmtere  oder  fixe  Summe  angenommen  werden  mögte,  darnach  die 

Kompetenz  dann  nAher  besonders  würde  zu  reguliren  sein,  wenn   dieses 

Fixum  weniger  betragen  sollte.     Auch  scheinen  E.  F.  G.  das  ausgeworfene 

Kompetenzquantum  bereits  nach  der  Festsezung  der  Kompetenzsnmme  zu 

Bogensbuii;  für  endlich  bestimmt  angenommen  zu  haben,  wie  die  Aeusserung 

in  Dero  Schreiben  vom  24.  Febr.  v.  J.>)  bei  Gelegenheit  der  von  I.  K.  M. 

Ilbeniommenen    Beitrüge    zu   den   Sustentationssummen    der   Herrn   Ffirst- 

Ueehöfe  zu  Llltlich  und  Basel  ausdrflcklich  enthält. 

Aber  auch    selbst   nach  den  zu  Regensburg  festgeseaten  Grundstaen 
scheint  solches  nicht  unangemessen. 

1)  Cfr.  No.  690  und  706.  2)  No.  560. 


n 
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Mä^^l  ^^  BeBtmuniuig  eines  Mazimi  und  liinimi  lAast  raie  Arbitrinmg  JuA 

den  UmstiUiden,  besonders  nach  dem  Revenflenertrage  nnd  dem  Kultur- 
zustande  der  L&nder  zu,  wegen  welcher  die  vorigen  Landesherm  ihre  Ab- 
findung zu  erhalten  haben.  Wenn  darnach  auch  Hildesheim  zn  dem  Maximo 
berechtigen  mögte,  so  kann  in  Absicht  Paderborns  doch  wohl  nnr  dis 
Minimum  Statt  finden,  und  darnach  bestimmt  sich  die  Kompetenz  n 
80000  Fl.  Nun  betragen  aber  50000  Rthb.  berliner  Oourant,  in  VerhSlt- 
niss  gegen  den  24  FL  Fuss,  der  allgemein  dem  BeichsdeputationssehliUM 

zum  Grunde  gelegt  ist,  wenigstens 87000  FL 

und   rechnet  man  hiezu  die  von  L  K.  M.   freiwillig   übernom- 
menen Beitrüge  zu  den  Lflttich  und  Baseischen  Sustentationen 

mit 6000  n 

so  kömmt  ein  Quantum  von 93000  Fl. 

heraus,  welches  selbst  den  Maximis  fttr  beide  Bistflmer  nahe  kömmt. 

Die  Hofbedienten  haben  E.  F.  G.  theils  selbst  in  Dero  Diensten  be- 
halten, theils  würden  Dieselbe  ftir  solche  auch  nach  Dero  dereinstigem  Hlii- 
tritte  mit  Billigkeit  Vorsorge  zu  treffen  gehabt  haben,  welche  nun  des 
Königs  Maj.  übernehmen  werden,  und  die  Sommerwohnung  des  Schlosses 
Neuhaus  haben  £.  F.  G.  sich  damals  nicht  gewünscht,  weil  die  Eeparatoreo 
und  Unterhaltungskosten  Denenselben  zu  ansehnlich  geschienen  haben. 

Wie  die  Revenuen  beider  L&nder  sich  übrigens  künftig  verhiltes 
werden,  liegt  noch  im  Ungewissen,  aber  fttr  jezt  kann  ich  versichern,  diBS 
nach  Abzug  der  Pensionen,  der  nothwendigen  neuen  Administrationskosten, 
und  besonders  bei  den  noch  so  sehr  ansehnlichen  Schulden,  welche  darauf 
haften,  der  Ueberschuss  ftir  den  diesseitigen  Staat  noch  zur  Zeit  so  un- 
beträchtlich ausfUlt,  dass,  alle  Ersparungen  anzubringen,  die  erste  Pflicht 
der  mit  der  Organisation  beschäftigten  Staats-  und  Finanzbeamten  verbleibt 

In  Ansehung  des  Termini  a  quo  der  Revenüenbeziehung  scheint  mir 
der  §  43  des  Reichsdepntationsschlusses  keinem  Zweifel  unterworfen,  da 
iUcksichtUch  dessen  für  des  Königs  Maj.  die  Zeit  der  Besiznahme  eben  so 
klar  entscheidet,  als  der  Ausdruck  im  zweiten  Nachsaze  des  §  43  'bis 
zum  Zeitpunkte  des  neuen  Genusses'  die  bestimmten  Rechte  darauf  flr  den 
abgehenden  Landesherm  begründet,  indem  bei  diesem  bestimmt  anag^ 
drückten  Effekte  des  Zivilbesizes  von  dem  übrigen  nicht  die  Rede  aeüi 
kann,  welcher  sich  aber  durch  den  Ausdruck:  er  geht  für  alle  8 Tage 
von  jenem  Termine  an,  resp.  auf  diejenigen,  welche  noch  nicht  Besis 
genommen,  8  Tage  vor  dem  1.  Dec.,  und  bei  den  übrigen  8  Tage  vor  der 
Occupation  bezieht.  So  ist  namentlich  solches  auch  von  dem  Köni^ 
Kabinetsministerio  verstanden,  mit  welchem  deshalb  vorher  umständlich 
conferirt  worden. 

Durch  diese  Bestimmung  ist  auch  das  erledigt,  was  E.  F.  6.  von  dem 
Gebrauche  bei  Fürstbischöfiichen  SterbefäUen  anzuführen  belieben.  E< 
scheint  mi£  aber  auch  hierbei  in  Erwägung  zu  kommen,  dass  E.  F.  G.  de^ 
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einstige  Erben  demnfiehst  du  Sterbeqnartal  der  gansen  Kompeiene  gleich  «#1^^^ 
bei  dem  Eintritte  in  dasselbe   zu  Oute  kommen  wird,    da  die  Zalung  auf 
Quartale  gestellt  ist,  und  die  hiesige  Kaasenverfassung  diese  Zalungsweise 
von  selbst  mit  sich  bringt. 

Dieses  alles  ist  indess  meine  eigene  Ansicht  der  Bachen,  wie  solche 
liegen;  ich  vermag  aber,  wie  gesagt,  hierunter  nichts  einzuwirken,  und  muss 
es  £.  F.  0.  vielmehr  flberlassen,  ob  Dieselben  deshalb  weitere  Schritte  zu 
thun  ßbr  gut  finden  werden.« 


Cabinets-Ordre  an  den  Bischof  von  Breslau  s.  unter  dem  27.  März  April  2 
1804,  No.  697, 

702.  Staats-Minister  Graf  Hoym  an  den  Staats-Minister  Graf  Haugwitz.  April  3 

Breslau  1804  April  3. 

R.  46.  B.  168.    Aosfcrtigong.    Coneept  in  den  bei  No.  67S  gtoanntoii  Akten  inlBreslan. 

ßinpfiehU  die  Einholung  der  Zusiimmung  des  Papstes  für  die  Aufhebung  der  Klöster 
in  Schlesien,  und  für  ein  Verbot  des  Sammelns  durch  die  BetteiordenA) 

>£.  £.  danke  ich  .  .  .  fSr  die  .  .  .  Mittheilung  vom  31.  v.  M.  der  .  .  . 

Cabinets-Besolution  ^)  wegen  Aufhebung  der  Schlesischen  Klöster.   Ich  werde 

naeh  8r.  M.  Befehl  hier  alles  dazu  Erforderliche  bis  zur  Ankunft  Aller- 

li5cb&tdesselben  vorzubereiten  bemOht  sejn.     E.  £.  ersuche  ich  aber  gantz 

ergebest,  mitlerzeit  deshalb  das  Nöthige  an  den  Pftpstiichen  Hof  gelangen 

zu  lassen,  damit  dessen  Beistimmung  und  die  Landesherrliche  Verftgung 

ZQ  gleicher  Zeit  bekannt  gemacht  werden  kann.     Ich  halte  dieses  zu  Be- 

mliigniig  der  Qemüther  und  Hebung  der  Gewissens-Zweifel  fOr  wesentlich 

nothwendig.    Die  Aufnahme  der  Novizen  werde  ich  zwar  indessen  möglichst 

erschweren  und  zu  dediniren  suchen ;  ein  förmliches  Verboth  deshalb  kann 

ich  aber  so  wenig  erlassen,  als   sie  unbedingt  verweigern,  da  dieses  die 

Aufhebung  schon  selbst  öffentlich  bekannt  machen  und  sanctioniren  würde. 

Zu^eich  stelle  ich  E.  E.  ...  anheim,  ob  nicht  der  Antrag  bei  dem  Papste 

auch  dahin  zu  richten  w&re,  dass  den  Bettel-Orden,  auch  vor  Auflösung 

^er  Kloster-Verbindung  und  Aussterben  der  Glieder,  das  Sammlen  durchaus, 

gegen  Bestimmung  einer  Competenz   von  dem  Staate,  zu  untersagen   sey. 

IHeaes  Verboth  ist  nöthig,  um  das  Publicum  von  der  Uneigennfitzigkeit  der 

^^regel  zu  überzeugen,  um  die  mehrere  Verbreitung   des  Aberglaubens 

und  heimHehe  Machinationen  zu  hindern,  und  um  den  gemeinen  Mann  von 

den  Iftstigen  Zudringlichkeiten  dieser  Sander  zu  befrejen.« 


Cabinets-Ordre  an  Voss    und  Schroetter  s.  unter  dem  24.  Mirz  April  5 
lÖW,  No.  696. 


1)  Cfr.  No.  729.  2;  No.  696. 
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Ad^12        ^®^'  Cabinett-Ordre  an  die  Staats-Ministar  v.  Massow  and  v.  AAgani. 

Potsdam  1804  April  12. 

R.  89.    MiiiftteB.dM  Oabia«ts.   117. 

Erwägung  der  Aufhebung  der  ünwersüäi  Duisburg^  der  Qründkmg  einer  Unwersüäi 
XU  Münsier  mit  Mvei  the^ogisehen  FakuUiUen,  der  Aufhebung  der  üfmereiiäi  Erfurt^) 

»Aas  den  beiden  anliegenden  Vorstellnngen  der  üniyersitat  zn  Dids- 
bnrg  gebe  ich  Euch  zu  ersehen,  dass  dieselbe  zn  ihrer  Erhaltung  nnd  bessen 
Einrichtung  die  Klöster  in  Dnisbnrg  nnd  die  Abtei  Hambom  anznireiaeiij 
derselben  auch  ans  den  Kloster-Bibliotheken  besonders  die  die  Westphilisehe 
Landes-Geschichte  betreffenden  Werke  zu  schenken  bittet     Ich  nehme  in- 
dessen Anstand,  hierauf  irgend  etwas  zn  beschliessen,  weil  es  einer  tot- 
gangigen  sorgfUtigen  Prfifung  bedarf,  ob  bei  der,  durch  die  Abtretung  des 
linken  Bhein-Üfers  und  die  Aoquisition  der  Entschldigungs-Lande,  doit 
eingetretenen  gftnzlichen  Veränderung  der  Lage  der  Dinge  diese  UniTenittt 
femer  nöthig  und  nfitzlich,  oder  vielmehr  mit  der  Universität  zu  Münster, 
welcher  Ort  in  jeder  Beziehung  zu  einer  Universität  Air  Wes^halefi  an 
geeignetesten  zu  sein  scheinet,  zu  verbinden  sei.    Da  leztere  üniveruttt  bis- 
her katholisch  war,  so  wllrde  es  nur  noch  darauf  ankommen,  diese  Bestim- 
mung zwekkmftssig  zu  verändern.    Die  Religion  kann  eigentlich  nur  auf  die 
theologische  Facult&t  und  auf  verschiedene  Hlllfft-Wissenschaften  der  Theo- 
logie bei  der  Einrichtung  einer  Universität  Einfluss  haben,  und  zwar  so, 
dass  selbst  in  Rflksicht  der  beiden  protestantischen  Confessionen  nur  in 
so  fem  ein  Unterschied  zo  machen,  dass  jede  Confession  wenigstens  einez 
Lehrer  aus  ihrer  lütte  haben  mflsse.     Bei  allen  übrigen  Faculttten  aber 
kömmt  es  nur  auf  die  flRr  das  besondere  Fach  erforderlichen  Kenntnisse 
und  Eigenschaften  an,  ohne  weiter  zu  unterscheiden,  zu  welcher  der  drei 
christlichen    Religions- Pariheien   der   Lehrer  gehöre.     Was    dagegen  die 
theologische  Facultät  betrift,  so  scheint  es  mir  nicht  rathsam,  in  derselben 
die  Protestanten  und  Katholischen  zu  vereinigen,  sondern  nöth^,  bei  einer 
Universität  zwei  ganz  von  einander  abgesonderte  theologische  Facoltäten  zo 
stiften,  oder  zwei  verschiedene  Universitäten  dazu  zu  bestimmen,  wofeme 
die   Bildung  der  katholischen  Theologen   nicht  einem  gut   eingerichteten 
bischöflichen  Seminario  überlassen  werden  könnte.     Alles  dieses  gebe  ich 
insonderheit  Euch,  .  .  .  Massow,  reiflich  zu  erwägen,  und  da  es  dabei  auf 
einen  allgemeinen  Ueberblikk  der  Lage,   worin  sich  das  Unterrichts-  mid 
Erziehungs-Wesen  in  den  gesammten  Entschädigungs-  und  damit  in  nähere 
oder  entferntere  Verbindung  stehenden  altem  Provinzen  befindet,  ankömsit, 
so  werdet  Ihr  Euch  diesen  vor  allen  Dingen  verschaffen  müssen,  und  als- 
dann mit  Darstellung  desselben  gutachtlich  berichten. 

Noch  entschiedener  scheint  mir  die  Aufhebung  der  Universität  zu  Er- 
fnilh  zu  sein,  da  für  die  Gegend  des  Erfurther  Gebiets  und  für  das  Eichs- 


1)  Cfr.  No.  721. 
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feld  die  UniversitAt  sa  HaUe,  sumal  bei  der  jest  im  Werke  begriffenen  .^^.^ 
VtfvoUkoiiunnang  derselben,  dem  BedflrfiuBse  ganz  entsprechen  wird.  Da- 
ftr  würde  ans  den  Fonds  jener  ünirersitfti  eine  höhere  Bchnl-Anstalt  in 
Erforth  YoUkommen  zwekkmässig  eingerichtet  nnd  der  Ueberschnss  zu  andern 
Dlitdidien  Zwekken  bestimmt  werden  können.  Ich  erwarte  daher,  daas  Ihr 
in  dem  zn  erstattenden  Berichte  auch  daraof  die  nöthige  Rflksidit  nehmet.« 


704.  Immediat-Bericht  der  Staatt-Minitter  Frhr.  v.  d.  Reck,  v.  Mastow  Aprü  15 
nnd  V.  Angern.    Berlin  1804  April  15. 

B.  80. 32.  BL  Anafeitigong.  Goneept,  Aaweuiug  Ton  Sack,  fi.  70.  Haupt-KommisioB.  II.  XIT.  16. 

Von  dm  5  Klöstern  in  der  Stadt  Halberstadt  und  ihrer  Aufhebung  oder  vorläufigen 

BeibehaUungA) 

.  .  .  »Nach  dem  hier  kUrzlich  dargestellten  PersoneUen  nnd  Yermögensr 
Zustand  dieser  5  EQöster  in  der  Stadt  Halberstadt  haben  die  Landes-GoUegia 
sowohl  im  Allgemeinen  die  Orttnde  ftr  und  wider  die  Anfhebnng  derselben 
ab  auch  die  Verhältnisse  erörtert,  welche  sonst  in  Ansehung  der  Seelsorge, 
der  Volksbildung,  der  Armen-Unterstdtznng  dabei  znr  Sprache  kommen. 

Nach  Erwägung  alles  dessen  geht  nun  unsere  pflichtmftssige  Meinung 
daUn: 

dass  das  Kloster  Si  Johann  sofort  aufiniheben,  das  Fi'anziskaner-  und 
Dominikaner-Kloster  zum  successiven  Aussterben  zu  bestimmen,  da- 
bei aber  wegen  der  katholischen  Seelsorge  und  des  Schulunterrichts 
gehörige  Vorsorge  zu  treffen  sei,  wegen  der  Nonnen- Klöster  aber 
die  Bestimmung  noch  auszusetzen,  bis  auch  die  übrigen  Nonnen- 
Klöster  der  Provinz  angenommen  sein  werden  und  sich  alles  mehr 
flbersehen  lässt. 
Es  ist  nehmlich  aus  dem  Vorstehenden  ersichtlich,   dass  das  Kloster 
8i  Johann,  wie  gewöhnlich  die  Augustiner  Chorherm,  von  keinem  Einfluss 
ftof  die  Seelsorge,  Oberhaupt  von  keinem  Nutzen  fttr  den  Staat  sind.     Es 
steht  dem  auch  nichts  entgegen,  dies  Kloster,  so  wie  es  in  den  Entschädi- 
gQDgs-Provinzen  geschehen  ist,  gleich  auftuheben  und  die  Geistlichen  an- 
geiüessen  zu   pensioniren.     Dagegen   verdienen    die   Mendicanten- Klöster 
mehrere  Rticksicht,  weil  sie,  besonders  aber  auch  im  Halberstädtschen,  wo 
keine  besondere  katholische  Pfarren  fandirt  worden  und,   wie  aus  obigem 
hervorgeht,  auch  in  andern  Provinzen  von  E.  K.  M.  Staaten  nttzliche  Aus- 
htllfe  bei  der  Seelsorge  leisten,  auch  eine  alsbaldige  Aufhebung  schon  des- 
halb nicht  angeht,  weil  es  an  Fonds  zu  ihrer  Fensionirung  gebricht. 

Wenn  sie  aber  successive  durch  Aussterben  und  Versetzen  der  Kloster- 
^iatiichen  in  andere  Klöster  desselben  Ordens,  worauf  bei  den  Provincialen 
derselben  angetragen  werden  kann,  eiI^:ehen,  so  werden  die  Franziskaner- 
^  die  Dominikaner-Kirche  als  zwei  Pfarren  zu  constituiren  und  bey  jeder 

1}  No.  707  und  734. 
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^^  zwei  Pfarrer,  wie  im  Hildesheimflchen  geschehen  ist,  der  erste  mit  400  RQdr., 
der  andere  mit  350  RÜür.  an  baarem  Qelde,  sowie  zwei  Sehnllehrer,  jedn 
mit  150  Bthlr.  jährlich  an  baarem  (leide,  zn  fnndlren  nnd  das  Benöäufto 
für  diese  beiden  Kirchen  nnd  Schnlen  ans  dem  Vermögen  des  KlosterB  Set 
Johannis  in  der  Art  gleich  auszusetzen  sein,  dass  alles  dieses  bis  zu  des 
eintretenden  Fall  in  Cassa  verbleibe. 

Nach  den  Grundsätzen  der  katholischen  Religion  erfordern  2000  Cob- 
municanten,  als  so  viel  angenommen  werden  mllssen,  2  Parochien  und  n- 
sanmien  4  Seelsorger,  besonders,  da  in  der  Nähe  keine  katholischen  Pfan«, 
wohl  aber  dergleichen  Glaubensgenossen  sind,  deren  Stellen  aber  TorlIii% 
von  den  beiden  Mendicanten-Klöstem  wahrgenommen  werden  kOnnen.  Fflr 
die  Seelsorge  in  der  Provinz  wird  bei  Aufhebung  der  übrigen  Klöster  ge- 
sorgt werden,  und  da  überhaupt  in  der  Provinz  nur  etwa  10  Pfarreien  and, 
mithin  nur  für  die  Anzahl  von  20  Subjecten  zu  sorgen  bleibt,  so  wird  dieaea 
leicht  auf  einem  in  E.  K.  M.  neuen  katholischen  Provinzen  vorhandeseo 
Seminario,  zu  Münster,  Paderborn  und  Hildesheim,  geschehen  können. 

Zwar  haben  E.  K.  M.  in  den  Entschädigungs-Provinzen  die  einstweilige 
Beibehaltung  der  Mendicanten-Klöster  befohlen,  allein  dort,  wo  die  mdure- 
sten  Eingesessenen  oder  zum  Theil  alle  katholisch  sind,  können  sie  der 
Seelsorge  halber  für  jezt  auch  noch  nicht  entbehret  werden,  in  dieser  gröastes 
Theils  protestantischen  Provinz  hingegen  geht  solches  eher  an,  wenn  ftr 
die  Constituumg  angemessener  Pfarreien  gesorgt  wird. 

Sollten  E.  K.  M.  dies  zu  genehmigen  geruhen,  so  werde  ich,  der  Etets- 
Minister  von  Angern,  sofort  wegen  Aufhebung  des  Klosters  St  Johann  das 
Nötige  veranstalten  und  dabei  nach  den  Grundsätzen  verfahren,  die  bei  Auf- 
hebung der  Klöster  in  den  Entschädigungs-Provinzen  mit  Allerhöohstdero 
Beifall  angewendet  worden  sind.  Dem  Prälaten  würde,  nach  Maassgsbe 
solcher  Grundsätze  und  des  Yermögens-Zustandes,  1200  Rthlr.,  und  jedes 
Conventualen  275  Rthlr.  zu  geben  sein;  dagegen  die  Novizen  auf  3  Jsiir 
dieses  Quantum  mit  825  Rthfar.  und,  wenn  sie  sich  gleich  abfinden  Inmi^ 
wollen,  700  Rthlr.  jeder  erhalten  würden,  die  aus  den  in  Gassa  bleibenden 
Pfarr-Kosten  zu  decken  sind;  so  wie  denn  auch  die  Offizianten  nach  des 
bestehenden  Principien  mit  angemessenen  Pensionen  angesezt  werden  mflsses. 

Das  ganze  Vermögen  würde  denn  sogleich  diesseits  in  Yerwaltung  g^ 
stellt  und  genau  veranschlagt,  da  jezt^  Behufs  der  Aufnahme,  solches  nur 
durch  Ueberschläge  ausgemittelt  worden.«  .  .  . 

April  19         Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme: 

>Die  in  den  Indemnitäts*Landen  über  die  Aufhebung  der  Klöster  ge- 
machte Erfahrung  und  die  darüber  vernommenen  ürtheile  des  Pablicam 
haben  S.  M.  auf  den  Gedanken  gebracht,  dass  es  am  besten  seyn  möge, 
die  Veränderungen,  welche  mit  den  Klöstern  vorzunehmen,  allgemein  und 
ohne  Unterschied  zwischen  den  begüterten  und  Bettel-Orden,  der  nnr  den 
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^Terdaeht  eigenntttEiger  Absichten  begrandet,  nach  gleichen  Qmnds&isen  zu  4  ^^^g 
bestinunen.  Das  allgemeine  Ziel  dieser  Verftndernngen  ist  and  bleibt  die 
Aufhebung  der  E^dster.  Da  aber  deren  plötzliche  nnd  gänzliche  Aufhebung 
lieils  wegen  der  Seelsorge  Verlegenheiten  erzengen,  theils  wegen  der  auch 
len  Bettel-Mönehen  zu  gebenden  Pensionen  dem  Staate  kostbar  werden 
■rflrde,  so  dürfte  es  eben  so  sicher  nnd  mit  gleichen  oder  grössern  Vor- 
EheSe  zum  Ziele  flohren: 

1.  Die  fernere  Annahme  der  Novizen  zu  verbieten,  die  bereits  ange- 
Mmmenen  abzufinden  und  den  Austritt  aus  dem  Orden  und  Kloster  denen, 
JBe  es  wünschen,  zu  erleichtem,  im  Fortlaufe  dieser  Maassregeln  aber,  so 
wie  die  Erlöster -Geistlichen  nach  und  nach  abnehmen,  die  Mitglieder 
Bebrerer  KlGster,  so  weit  es  irgend  angeht,  zusammen  zu  legen  und  da* 
dnreh  die  gftnzliche  Aufhebung  der  Klöster  zu  beschleunigen. 

2.  immittelst  f&r  den  ungestöhrten  Fortgang  des  Gottesdienstes  nnd  der 
Setnil-Anstallten  allenfalis  durch  Verpflichtung  der  Klöster,  Welt-Geistliche 
dam  aDznstellen,  Soige  zu  tragen,  zugleich  aber  auch 

3.  durch  Au&ahme  genauer  Inventarien  über  das  Vermögen  eines  jeden 
Klosters,  EinfUimng  einer  strengen  Aufsicht  und  Bechnungsführung,  wobej 
ieu  Ordens-Geistlichen  entweder  eine  auskömmliche  Competenz  zu  bestimmen 
oder  ein  förmlicher  Haus -Etat  zu  ihrem  Unterhalt  auf  Lebenszeit  gemacht 
weiden  kann,  dafür  zu  sorgen,  dass  nicht  allein  das  Vermögen  erhalten, 
sondern  auch  dem  Staate  der  al^fthrlich  steigende  Ueberschuss  entrichtet 
«ad  xolezt  daa  gantze  Kloster -Vermögen  zu  dessen  Disposition  gestellt 
werde. 

In  Erwftgong  dessen  nehmen  S.  M.  Anatand,  die  Anträge  der  Bef. 
Bdion  jezt  zu  iq[>probiren,  tragen  denselben  vielmehr  auf,  die  angegebenen 
Ideen  an  und  für  sich  sowohl,  als  in  ihrer  Anwendung  auf  die  Klöster  in 
^H  alten  teutschen  Provinzen  sorgfiütig  zu  prüfen  und  ihr  pflichtmässiges 
Gutaehten  darüber  zu  erstatten.« 

Hiemach  Gabinets-Ordre  an  Beck,  Massow,  Angern,  Potsdam  1804 
April  19. 

B.  89.    Hinfttan  des  Cabinets. 

70S.    Gutachten  des  Ostpreussischen  Konsistoriums  an  das  Ost- April  15 
Preussische  Etats-Ministerium.    Königsberg  1804  April  15. 

B.  47.  23.   A1»sc]irift. 

^  Aufhebung  der  Paroekial^Äbgaben  ist  in  Ostprenssen  nicht  xtdässigA) 

»Da  die  yon  den  Inspectoren  erforderten  Nachrichten  wegen  der  Paro- 

tmil- abgaben  von  fremden  Religions- Verwandten   und  in  wie   ferne  die 

projeetirte  Declaration  wegen  Aufhebung  der  Parochial-Abgaben  in  Süd-, 

^wtr  nüd  Neu-Ost-Preussen  und  Neu-Schlesien  auch  auf  die  hiesige  Pro- 

1)  Cfr.  No.  589  und  718. 

^'»>i«r,  PreaiMB  und  di«  Uth.  Kirch«.    IT.  10 


j  4g  Urkande  No.  705. 

A  ^H^15  ^^^  angewendet  werden  k(Hine,  jetzt  cum  grössten  Theil  eingekommeB  ibl, 
so  sind  wir  fortmehr  im  Stande,  £.  K.  M.  den  per  Beseriptam  vom  4.  Avg. 
y.  J.  erforderten  und  am  25.  Jan.  d.  J.  exeitirten  gntaehfliehen  Beiiekt 
pflichtmässig  zu  erstatten. 

Wir  mflssen  gleich  anfänglich  bemerken,  wie  die  eingegangenen  Ii- 
spections-Berichte  Aber  diesen  Gegenstand  nur  eine  Stimme  enthalten,  in- 
dem sie  sich  sämmtlich  dahin  vereinigen: 

dass  obgedachte,  fiir  die  nenen  Provinzen  projectirte  Deelaratkn 
auf  die  hiesige  altem  ohne  grosse  Nachtheile  nnd  Sehwilrigkeitei 
keine  Anwendung  finden  könne. 

Die  darflber  angeftthrten  Grfinde,  welche  wir  ans  ihrem  Berichte  ent- 
nehmen nnd  hier  folgen  lassen,  scheinen  nns  allerdings  von  firiieblielik«it 
nnd  Wichtigkeit  zn  seyn. 

Denn,  wenn  gleich  die  mehrerwehnte  Declaration  nnr  die  AbsteüaDg 
des  Pfarrzwanges  in  Ansehnng  der  bloss  persönlichen  Paroohial-Abgaben 
beabsichtiget  und  es  wegen  der  Real-Lasten,  welche  auf  den  Gmndstflcken 
haften,  noch  vor  der  Hand  bey  der  bisherigen  Observanz  jeden  Orts  T«^ 
bleiben  soll,  so  ist  doch  nicht  zu  leugnen,  dass  die  Kirchen  auch  schon 
durch  den  Ausfall  des  Personal- Decems,  des  Erd-  und  Glockengeldes  p. 
von  den  fremden  Religions -Verwandten,  so  wie  die  Prediger  und  Sehol- 
bedienten  durch  die  ihnen  entgehende  Oalende  und  Stolgebtihren  bey  Prool»- 
mationen,  Copulationen,  Taufen,  Beerdigungen  und  Tauf-  und  Sterbe-Atteste 
an  ihrem  Einkommen  mehr  oder  weniger  verlieren,  je  nachdem  die  AnaaU 
der  fremden  Confessions-Verwandten  in  dem  Kirchspiel  grösser  oder  gering^T 
ist.  Dieser  Verlust  trift  vorzfiglich  die  auf  den  Grenzen  nach  den  oeneD 
Provinzen  belegene  Kirchspiele,  wo  schon  mehrere  Katholiken  sieh  tt- 
sässig  gemacht  haben,  und  ftllt  in  manchen  Gegenden,  z.  B.  der  Ksrien- 
werderschen  Inspection,  sehr  bedeutend  aus,  indem  der  Inspeotor  die  An- 
zahl der  nicht  lutherischen  Eingesessenen  im  Durchschnitt  in  der  ganzen 
Diöcese  auf  Ein  Drittel  annimmt,  dahero  er  auch  von  der  in  Rede  stehen- 
den Abänderung,  wenn  solche  festgesetzt  werden  sollte,  keinen  andern  E^ 
folg  absieht,  als  dass  die  Kirchen  seiner  Diöcese  wegen  Unzulftnglichkeit 
des  Fonds  zusammen  geschlagen  und  die  Pfarr-Stellen  aus  Mangel  an  Sab- 
sistenz  vermindert  werden. 

Ueberhaupt  haben  die  Inspectoren  bemerkt,  dass  die  lutherischen  Kirehen 
und  Geistlichen  fQr  diesen  Verlust  keinen  Ersatz  zu  erwarten  haben. 

Die  an  der  Grenze  in  lutherischen  Kirchspielen  angesessenen  Katho- 
liken z.  B.  würden  sich  ihrer  Geistlichen  in  West-  und  Neu-Ost-Prenssen 
bedienen  mtlssen,  von  woher  aber  die  hiesigen  lutherischen  Kirchen  ani 
keine  Entschädigung  rechnen  können,  da  in  West-Preussen  schon  hinUng^" 
liehe  lutherische  Prediger  angestellt  sind,  nnd  dieses  auch  mit  Nen-Ost- 
preussen  bald  dei*selbe  Fall  seyn  wird. 

Sie  haben  daher  schon  in  Betracht  dieses  Ausfalls,  der  hin  und  her  sehr 
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empfindfich,  flbermll  aber  ftlhlbar  Beyn  dttrfke,  gebeten,  dass  es  auch  in  An-  .  ^^^e 
selrang  der  persönlichen  Parochial- Abgaben  von  fremden  Religions-Ver- 
wandten bey  der  bisherigen  Verfassung  jedes  Orts  belassen  werden  möchte. 
Wnr  bemerken  hiebey,  dass  dieser  Antrag  nur  auf  die  Kirchen  in  den 
kleinen  Stftdten  und  dem  platten  Lande  gilt,  indem  allhier  in  Königsberg 
die  Reformirten  und  Catholiken,  so  wie  die  andern  geduldeten  Religions- 
Gesellsehaften,  ausser  den  Real-Abgaben  keine  persönliche  an  die  Intheri- 
lehen  Kirchen  und  Prediger  entrichten,  welcher  Fall  auch  in  Qnmbinnen, 
Tilse  p.  in  Absicht  der  Reformirten  eintrift,  weil  an  diesen  Oertem  refor- 
Durte  Prediger  zur  SteUe  sind. 

Zur  Unterstützung  obigen  Antrages  haben  die  Inspectoren  sich  nicht 
nur  auf  das  Ostpr.  Provinzial-Recht  Th.  2  Tit.  11  Zusatz  213  bezogen,  wo- 
Bebst  §  4  fesl^eaetzt  ist: 

dass  ausser  dem  Real-Zehnten  auch  die  grosse  und  kleine  Calende 
ohne  Rllksicht  auf  die  Verschiedenheit  der  Religion  dahin  entrichtet 
werden  soll,  wohin  sie  bisher  entrichtet  worden, 
und  §  5 

dass  der  Personal-Decem  da,  wo  es  besonders  hergebracht  und  fest- 
gestellt ist,  auch  von  fremden  Religions- Verwandten  gefordert  werden 
könne, 
auch  Zusatz  176  §  3 

dass  die  Stolgebflhren  von  Nichtprotestantischen  Religions-Verwandten 
an  den  Protestantischen  Pfarrer  da  entrichtet  werden  sollen,  wo  es 
durch  besondere  Verordnungen  festgesetzt  ist; 
sondern  es  ist  auch  von  ihnen,  soviel  zuförderst  die  Abgaben  an  die  Kirchen 
^^«trift,  richtig  bemerkt  worden: 

dass  die  Kirchen  in  den  hiesigen  Provinzen  nicht  nur  auf  die  Ein- 
nahme der  Real-Abgaben  und  Lasten,  welche  auf  den  Orundstficken 
haften,  sondern  auch  auf  den  Personal-Decem  von  den  sftmmtiichen 
zur  Parochie  eingewidmeten  Besitzungen  eigentlich  fdndirt  sind. 
Ueberdem  ist  diese  Einnahme,  welche  nach  denen  von  uralten  Zeiten 
W  feststehenden  Sätzen  ohne  Erhöhung  abgetragen  wird,  fflr  die  Bedürf- 
lüsse  der  Kirchen-Ausgaben  gegenwärtig  an  den   mehresten  Orten  völlig 
luziireichend  und  muss  auch  um  so  mehr  unzureichend  bleiben,  als  die  Aus- 
gaben, besonders  die  Kosten  bey  vorkommenden  Bauten,  jetzt  ungleich 
beträchtlicher  als  ehedem  sind,  und  der  Kirchen-Casse,  wenn  diese  aber  nichts 
bat,  nach  den  neuem  Verordnungen  der  Gemeinde  zur  Last  fallen,  mithin 
fis  Befreyung  der  andern  Confessions- Verwandten  von  den  persönlichen 
Abgaben  denen  übrigen  Eingewidmeten,  die  diesen  Ausfall  decken  müssen, 
^  desto  drückender  wird. 

ffiebey  müssen  wir  bemerken,  dass  der  Personal-Decem  von  allen 
Personen,  die  sich  in  dem  Kirchspiel  ernähren,  eigentlich  deshalb,  weil  sie 
^  dem  Kirchspiel  ihren  Erwerb  finden,  entrichtet  wird,  daher  nach  unserm 
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^^  .  Ermessen  die  andre  Kirche,  wo  der  fremde  Religions-Verwandte  nach 
Glauben  hingehöret,  auf  diese  Einnahme  gar  keine  Ansprüche  machen 

Was  hiemächst  die  Einkünfte  der  Qeistlichen  betrift,  so  hat  es  damit 
dieselbe  Bewandniss.  Die  Prediger  auf  dem  Lande  und  in  den  kMiiea 
Städten  haben  bekanntlich  nur  ein  geringes  baares  Gehalt  aus  der  Kirehe»- 
Casse,  welches  in  Einhundert  Gulden  Preuss.  besteht  Sie  sind  aber  d^ 
gegen  auf  das  aus  ihrer  Gemeinde  fliessende  Einkommen  gewiesen.  Ajoi 
selbiges  haben  sie  ein  wohlhergebrachtes  Recht  und  es  kann  ihnen  dayon 
ohne  Entschädigung  nichts  entzogen  werden.  Dieses  Einkommen  der  Predig« 
aus  ihren  Gemeinden  wird  ebenfalls  nach  Sätzen,  welche  seit  Jahrhnndeitea 
sich  herschreiben,  entrichtet,  und  es  ist  folglich  den  Bedürfnissen  und  den 
Preisen  der  gegenwärtigen  Zeit  schon  ganz  unangemessen  und  unsuraelieiid. 

Gerade  eben  so  verhält  es  sich  auch  mit  den  hiesigen  SchuI-EiBrieh- 
tungen,  deren  gesammte  Existenz  grösstentheils  auf  solchen  Abgaben  von 
der  Societät  beruht. 

Die  Inspectoren  haben  femer  bemerkt,  dass  aus  der  Aufhebung  der 
Parochial-Abgaben  von  fremden  Religions-Verwandten  noch  viele  Incon- 
venienzien  entstehen  würden. 

Die  Kirchen -Systeme  und  Kirchen-Fonds  würden  auf  keinen  sicbera 
FuBS  gestellt  werden  können,  vielmehr  wegen  des  Ab-  und  Zuziehena  Ter- 
schiedener  Religions-Partheyen  immer  schwankend  bleiben.  Eben  diesdbe 
Kirche  und  die  angestellten  Prediger,  welche  jetzt  eine  bedeutende  Ein- 
nahme an  persönlichen  Abgaben  beziehen,  weil  die  Kirchspiels-Eängesesaenen 
der  lutherischen  Confession  zugethan  sind,  müssen  über  kurz  oder  lang  ohne 
ihr  Verschulden  um  dieselbe  kommen,  sobald  andere  Religions-Partheyen 
die  abgehende  und  verziehende  Lutheraner  ersetzen.  Wir  führen  hier  nur 
ein  Beyspiel  von  der  hiesigen  Kneiphöfschen  Kirche  an,  deren  Sprengel 
seit  kurzen  Jahren  grösstentheils  von  Juden  bewohnt  wird,  wodurch  nieht 
nur  der  Kirchen-Fond  sehr  alterirt,  sondern  auch  das  Einkommen  der  Prediger 
bedeutend  reducirt  worden. 

Es  ist  femer  bemerkt,  dass  diese  Veränderung  Unrichtigkeiten  in  den 
Populations- Tabellen  und  Cantons-Listen  zur  nothwendigen  Folge  haben 
müsse.  Besonders  würde  die  richtige  Führung  der  Cantona- Rollen  den 
Regimentern  sehr  erschwert  werden.  Es  würden  manche  Todesfüle  den 
Pupillen-Behörden  unangezeigt  bleiben. 

Auch  andere  Einrichtungen,  namentlich  die  Hebanunen-Institute  hiesiger 
Provinzien,  welche  jetzt  die  Beyträge  von  allen  Trauungen  'und  Taufen 
erhalten,  würden  sehr  alterirt  werden  und  einen  grossen  Theil  dieser  Ein- 
nahme einbüssen,  wenn  z.  B.  die  Catholiken  aus  denen  an  West-Preussen 
grenzenden  Elirchspielen  ihre  Beyträge  an  ihren  Prediger  nach  Wesipreussen 
zur  dortigen  Instituts-Casse  entrichten  soUten. 

Die  Inspectoren  haben  endlich  noch  angeführt,  dass,  wenn  alle  Aotoa 
ministerii,  Taufen,  Beerdigungen,  Trauungen  p.  p.  bey  den  unter  einander 
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wob&enden  venchiedeneii  Glaubeus-Yerwandten  nur  von  den  Geistlichen  der  .  ^^^ . 

Apnl  10 
ConfesaioD  yeirichtet  werden  sollten,   solches  diesen  oft  wegen  ihrer  Ent- 

femmig  sehr  beschwerlich  werden  dflrfte,  da  nicht  in  allen  Districten  refor- 
mirte  und  Catholische  Prediger  anzutreffen  sind:  der  Mennonitischer  Ver- 
mihner  ohnedem  nicht  zu  gedenken.  Alle  diese  Religions-Partheyen  bedienen 
aich  jetzt  nach  der  Anzeige  verschiedener  Inspectoren  ungezwungen  der 
Inäierischen  Kirche  und  des  Predigers,  den  sie  in  der  Nähe  haben.  Sie 
vohnen  nicht  nur  dem  lutherischen  Gottes-Dienste  bey,  sondern  sie  haben 
an  manchen  Orten  eigene  Sitze  in  den  Kirchen,  ihren  eigenen  Theii  am 
Siidihofe.  Sie  bedienen  sich  des  Predigers  bej  Vorbitten,  Danksagungen, 
Leichen,  Proclamationen,  Copulationen  und  Taufen. 

Sie  schicken  ihre  ELinder  zur  lutherischen  Schule  und  es  wird  in  Btlk- 
sieht  ihres  Unterrichts  und  moralischen  Bildung  kein  Unterschied  zwischen 
selbigen  und  den  lutherischen  Kindern  gemacht,  welches  ihnen  um  so  mehr 
za  statten  kommt,  als  die  Geistlichen  ihrer  Confession  sich  wegen  ihrer 
Entfernung  um  sie  nicht  bekümmern  können. 

Da  die  Mitglieder  dieser  verschiedenen  'Religions-Partheyen  solcher- 
gestalt der  Dienste  des  lutherischen  Predigers  bedflrfen,  selbige  von  ihm 
▼erlangen  und  dieser  sie  ihnen  leistet,  und  da  sie  überhaupt  die  durch 
Schul-  imd  Gottes-Dienstliche  Einrichtungen  bezweckte  Wohlthaten  eben  so, 
ine  die  Lutheraner,  gemessen,  so  spricht  auch  die  natürliche  Billigkeit  da- 
Ar,  dass  sie  das  Gewöhnliche  an  die  Kirche  und  Schule  und  deren  Be- 
ffienten  entrichten. 

80  viel  noch  besonders  die  Mennoniten  betrift,  so  sind  selbige  durch 
du  Met  1  d.  Berlin  den  30.  Julii  1789  zu  allen  Kirchspiels-Lasten  und 
OebQhren  verpflichtet. 

Nach  vorstehenden  gegründeten  Anführungen  der  Inspectoren  und  den 
bestehenden  Einrichtungen  in  den  hiesigen  Provinzen  müssen  wir  dem  Senti- 
ment  derselben  beitreten  und  unmaassgeblich  dafür  halten: 

dass,  so  wünschenswerth  eine  Aufhebung  jedes  Zwanges  in  An- 
gelegenheiten der  Religion  und,  der  kirchlichen  Einrichtung  ist 
nnd  so  sehr  solche  der  Denkungs-Art  des  Zeitalters  auch  gemäss 
zu  seyn  scheint,  dennoch  die  Aufhebung  der  Parochial-Abgaben 
wegen  der  vorangeführten  vielen  Schwierigkeiten  und  des  für  die 
iatherischen  Kirchen  und  Prediger  daraus  entstehenden  bedenklichen 
Nachtheils  nicht  füglich  unternommen,  mithin  die  mehr  erwehnte, 
fllr  die  neuen  Provinzen  entworfene  Declaration^  auf  die  hiesigen 
nicht  angewendet  werden  könne.« 

WOs^reussische  Etats-Ministerium  sendet  dieses  Gutachten^am  1.  Mai    Mai  1 
1^  an  Hassow  mit  dem  Bemerken,  dass  es  dieser  Meinung  »überall  bey- 
pKdttonc  müsse. 

Aniftiiigug  K  ^  0. 
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A»^iQ        706.    Immediat-Berioht  des  Staats-Miniitors  v.  Vom.    Bedin  1804 

April  1» 

April  19. 

G«D.J)ir6ktoriiun  SAdpreiuMu.  LXXIL  1093.  Goaoept,  koirigirt  tob  Klcuris,  g«L  Tml  A» 
fortlgoBg:  B.  80.  34.  F. 

>Die  Einrichtu/ng  des  Befannaten-Klosiers  auf  der  Vorstctdt  Sckrodtke  bei  Pose»  %m 

einem  SchuUehrer-Seminario.^^) 

»Um  die  Kosten  znr  Einrichtung  der  Land-  und  Stadt -Schullehrer- 
Seminarien  in  Südpreussen  möglichst  zu  verringern,  beabsichtige  ich,  Kloster- 
Gebäude,  als  vorzüglich  schicklich  dazu,  fttr  diese  Institute  zu  benntzeo. 

In  Posen  qualificirt  sich  hierzu  das  Reformaten -Kloster  auf  der  Vor- 
stadt Schrodtke  nicht  nur  nach  seiner  Lage,  seiner  Innern  Einrichtnog  und 
seines  baulichen  Zustandes,  sondern  auch,  weil  dasselbe  weder  Vermdgen 
noch  Seelsorge  hat,  und  die  darin  befindlichen  14  Geistlichen  nebst  Diener- 
schaft also  ohne  weitere  Auseinandersetzung  und  Schwierigkeit  in  Klöstern 
ihres  Ordens  untergebracht  werden  können,  umsomehr,  als  deren  noch  15 
in  Südpreussen  existiren.  Bei  diesen  Umständen  bitte  E.  E.  M.  ich,  £e 
Einziehung  und  Einrichtung  jenes  Klosters  zu  gedachtem  Zweck  in  Gntden 
zu  genehmigen.  Nach  Eingang  dieser  höchsten  Genehmigung  werde  ich  die 
Einrichtungs-  und  Reparatur-Kosten  veranschlagen  lassen,  welche  aus  deo 
zum  Bau  von  Schullehrer- Seminarien  Allerhöchst  bewilligten  Melioratioio- 
Geldem  werden  erfolgen  können.« 

Diesem  Immediat-Beriohte  geht  eine  bereits  im  August  1801  be- 
ginnende Korrespondenz  von  Voss  mit  der  Kammer  zu  Posen  voraus.  Ke 
Zustimmung  zur  Einsiehung  des  Klosters  giebt  Voss  erst,  als  die  Kammer 
berichtet,  d.  d.  1802  März  16,  mit  dem  Kloster  sei  »gar  keine  Seelsoiye 
verbunden.« 

April  22         Die  Genehmigung  erfolgt  durch  Cabinets-Ordre  an  Voss,  d.  d.  Pots- 
dam 1804  April  22. 

Aiufertigang  ^  a.  0.  

April  19         Cabinets-Ordre  an  Reck,  Massow,  Angern  s.  unter  dem  15.  April 
1804,  No.  704.  

April  21        707.  Immediat-Bericht  des  Staats-Ministert  Frhr.  v.  d.  Reck,  v.Maisow 
und  V.  Angern.    Berlin  1804  April  21. 

n.  89.  32.  H.    AuBfertignng. 

Die  Aufhebtsng  des  Augustiner-Klosters  HdmersUben  im  Fürstefiihutne  HaXber^^ 
...  »Bei  der  Aufhebung  des  Klosters  selbst  muss  jedoch  fOr  nseh- 

stehende  Dinge  nähere  Vorkehrung  getroffen,   und  vorläufig   darüber  das 

Nöthige  bestimmt  werden. 

I.  Für  die  benachbarten  katholischen  Glaubensgenossen  ist  eine  Ptoei 

zu  fundiren,  und  zwar  wegen  der  zerstreueten  Wohnungen  dieser  Katholiken 

l)  Cfr.  No.  722. 
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und  da  in  der  Nachbarschaft  sonst  keine  katholische  Pfarr--Oeistliche  vor-  ^  ^^.. 
banden  sind,  welche  kOnftig  bei  der  katholischen  Seelsorge  Anshfilfe  leisten 
können,  mit  2  Pfarrern,  die  nach  den  im  Allgemeinen  angenommenen 
OrnndsStEcn  resp.  der  erste  mit  400  Bthlr.,  der  andere  aber  mit  360  Rthb-. 
sa  dotiren  sein  würden,  so  wie  denn  auch  fUr  die  flbrigen  Erfordernisse  des 
Gottesdienstes  gesorgt  werden  mnss. 

n.  Gleichergestalt  ist  ftlr  die  Bchnle  zu  Hamersleben  zu  sorgen,  und 
da  bis  jest  den  Ton  Nen-Wegersleben  und  von  andern  Oiiien  dorthin  ge- 
kommenen Schnl-Kindem  das  Essen  unentgeldlich  vom  Kloster  gereicht 
worden  ist,  so  wird,  wenigstens  für  die  Bedürftigen,  fdrs  erste  noch  diese 
Speisung  fortzusetzen  und  dafür  etwas  bestimmtes  zur  Bestreitung  der 
^esfiüligen  Kosten  auszusetzen  sein. 

m.  Hat  das  Kloster  bisher  die  Verpflichtung  gehabt,  in  Ascherslebeu 
ffir  die  dortigen  Katholicken,  besonders  des  Ciurassier-Regiments  von  Quitzow, 
dnen  Geistlichen  zu  halten.  Nach  unserm  allersubmissesten  Berichte  vom 
15^  April  c.  hat  das  Dominicaner-Kloster  zu  Halberstadt  fttr  jährlich 
47  Bthlr.  dieses  wahrgenommen. 

Wenn  Lezteres  jedoch  auch,  nach  unsem  in  dem  ei*w&hnten  Berichte 
Semachten  allerdevotesten  Vorschlägen,  eingehen  sollte,  so  mnss  dafür 
k(bif%  auch  Sorge  getragen  werden.  Der  in  Aschersleben  aldann  anzu- 
stellende Geistliche  ist  jedoch  wegen  seiner  nicht  häufigen  Geschäfte  mit 
350  Rthlr.  jährlich  hinreichend  dotirt,  und  ftlr  die  Kirchen-Bedürfnisse  ist 
dort  selbst  bisher  gesorgt  worden. 

IV.  Die  Pensionirung  der  Kloster-Geistlichen  von  Hamersleben  würde 
nach  den  von  £.  K.  M.  im  Allgemeinen  bereits  genehmigten  Grundsätzen 
dergestalt  zn  bestimmen  sein,  dass 

a)  Dem  Prälaten,  wenn  er  gleich  nicht  die  volle  Pension  erhalten  kann, 
indem  er  von  E.  K.  M.  als  solcher  noch  nicht  bestätiget  worden,  doch^ 
nach  der  Billigkeit,  die  Hälfte  dieser  Pension  mit  1000  Rthlr.  jährlich  zu- 
kommen würde^  da  die  Wahl  desselben  verfassungsmässig  von  den  Re- 
^erungs-Gommissarien  vollzogen  ist 

b)  Wäre  fOr  jeden  der  Geistlichen  300  Rthh-.  jährlich  nach  ihrer  bis- 
berigen  Lebensart  zu  bestimmen,  nebst  der  Erlaubniss,  in  dem  Kloster- 
Qebäude  wohnen  zu  können,  mit  Beibehaltung  der  MobiUen,  ihrer  Zellen 
und  des  Gebrauchs  eines  kleinen  Gartens,  da  von  den  19  Geistlichen 
ÄU  Dorstadt, 3  Expositi 

ond  als  Geistliche  in  Hamersleben  und  Aschers- 

^«»^n .   3  angestellt 

werden  sollen,  mithin 6  Geistliche 

Sk^hen  und  nur  noch 13  Geistliche 

*rig  bleiben. 

c)  die  zwei  Novicen  würden  femer  das  Ausgesezte  nach  allgemeiner 
\       Vowehiift  erhalten,  und 


y 


V 
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^^  .  d)  dem  8nb*Prior  Nenstttck,  wegen  seines  78jShrigen  Alten  und  grosser 

Schwächlichkeit,  noch  eine  jährliche  Zulage  von  100  Rihlr,  zu  der 


von  300'Rthlr.  zu  bewilligen  sein;  ausserdem  aber  bleibt 

e]  für  verschiedene  schon  vorhandene  Pensionairs  und  die  sich 
der  grossen  Zahl  der  Diener  und  des  Gesindes,  vermöge  ihres  Alters,  ihrer 
vieljährigen  Dienstzeit  und  sonst,  nach  den  bestehenden  GrondsätBoi 
Pensionen  qualificiren  sollten,  ein  Angemessenes  auszusetzen,  welches 
doch  erst  zum  Theil  nach  der,  bei  der  Aufhebung  des  Klosters  selbst  vor- 
zunehmenden Erörterung  und  genauen  Untersuchung  des  Zustandes  dieser 
Dienstbothen,  näher  bestimmt  werden  kann.«  .  .  . 

April  26         Band-Verfügung,  von  der  Hand  Beyme's: 

>25.  April  1804. 
»Ifit  Bezug  auf  die  Ordre  vom  19.  d.  M.^)  setzen  S.  M.  Ihren  Be> 
schluss  hierüber  bis  dahin  aus,  dass  der  erforderte  gutaohtiiche  Berielit 
eingekommen  seyn  wird,  und  bemerken  dabey  nur  noch,  dass  die  EinziehiiB^ 
der  Grundstükke  zu  einem  Domänen-Amte,  wenn  es  sonst  nützlich  eraehtet 
und  der  eignen  Administration  der  ELldster  vorgezogen  wird,  dennoch  ge- 
schehen könne,  dabey  aber,  wie  auch  die  Stände  von  Halberstadt  vorge- 
stellt haben,  darauf  Rüksicht  genommen  werden  muss,  dass  die  Stadt-  niid 
dergl.  Gemeinden,  welche  bisher  Kloster-Gründe  in  Pacht  gehabt  haben, 
dafem  sie  diese  Pachtung  zu  ihrer  Oonservation  bedürfen,  nicht  in  ihrer 
Lage  verschlimmert,  vor  allen  Dingen  aber  die  Garbenzehnten  den  Zehnt- 
pflichtigen in  Pacht  überlassen  werden. 

Im  übrigen  aber  können  S.  M.  sich  nicht  überzeugen,  dass  in  Aschern 
leben  ein  eigner  katholischer  Geistlicher  nöthig  wäre,  da,  wenigstena  was 
das  Reglement  v.  Quitzow  betreffe,  bey  demselben  nicht  mehr  katholische 
Soldaten  als  bey  andern  Begiementem  sind.« 


April  25        708.  Immodiat-Eingabe  des  FOrst-Bischofs  von  Hildesheim  und  Pader- 
born, Franz  Egon  Frhr.  von  FOrstenberg.    Hildesheim  1804  April  25. 

B.  89.  58.  K.    Ausfertigang,  ges.  Fnu»  Egon. 

Bittet  um  *ein  Supplement  xu  seiner  Compeieiw  tmd  um  Ausdekmmg  des  termnU  a 

quo  derselben, t^j 

»Die  huldreichsten  Gesinnungen,  welche  E.  K.  M.  mir  vor  der  Besitit- 
nahme  meiner  ehemaligen  beiden  geistlichen  Fürstenthümer  Hildesheim  und 
Paderborn  im  Jahre  1802  durch  AUerhöchstihro  Ministerium  zusicheren  zu 
lassen  .  .  .  geruhet  haben,  berechtigen  mich  zu  der  Hoffnung,  dass  Aller- 
höchstdieselben gegenwärtigen  .  .  .  unmittelbaren  Vortrag  nicht  ungnädig 
aufnehmen  werden. 


1)  Cfr.  No.  704. 

2)  Cfr.  No.  701  und  713. 
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E.  K.  M.  haben  meine  Kompetenz  flRr  beide  Bisthfimer  schon  am  a  ^^95 
28.  September  1802  provisorisch  vom  1.  Angnst  gedachten  Jahrs  aof  50000 
Stblr.  Gonrant  j&hrlich  zu  bestimmen,  nnd  nachmals  noch,  welches  ich  mit 
dem  devotesten  Dank  verehre,  6000  Fl.  znr  Bastentation  der  Fflrst-Bischöfe 
von  Lflttich  und  BaseU  ftlr  mich  zu  ttbemehmen  die  Gnade  gehabt,  die 
nBhere  Bestimmnng  aber  bis  znm  Reichs-Friedens-Schluss  vorbehalten. 

Die  in  dem  Ministeriellen  Schreiben  vom  24.  Jnli  1802  enthaltene 
Königliche  Yersichernngen  der  anfiichtigsten  Theilnahme  an  den  mich,  als 
Behnldlosen  Friedens-Opfer,  treffenden  Schicksaal,  die  Zasicherongen  einer 
angemessenen  Kompetenz  nnd  einer  Yortheilhaften  Bestimmnng  meiner 
kOnftigen  YerhSltnisse  nnd  meines  Wohlergehens,  konnten  fftr  mich  nicht 
anders,  als  sehr  tröstend  nnd  bemhigend  seyn,  ich  enthielt  mich  daher  auch 
aller  von  so  vielen  andern  bei  der  Reichs-Friedens-Depntation  angebrachten 
Beelamationen ,  nnd  flberliess  die  nähere  Bestimmnng  meiner  Verhältnisse 
lediglich  der  Königlichen  Orossmnth. 

Der  Rdehs-Friedens-Schlnss  sezte  endlich  gewisse  Normen  fest,  wor- 
nach  die  Kompetenz  der  Säcnlarisirten  Fürsten  nnd  der  terminns  a  qno  be- 
stimmet werden  sollte,  ohne  dadurch  der  g^n^rosit^  der  neuen  Regenten  ein 
^1  setzen  sn  wollen,  nnd  die  öffentlichen  Verhandinngen  zeugen,  dass  viele 
neue  Begenten  in  dieser  Hinsicht  ein  mehreres  gethan  haben,  als  nach  den 
strengen  Worten  des  Reichs-Friedens-Schlusses  von  ihnen  gefordert  werden 
konnte. 

Ich  erhielt  aber  von  der  hiesigen  Königl.  Haupt- Organisations- Com- 
mission  in  Ansehung  meiner  provisorischen  Kompetenz-Bestimmung  und  ihres 
temuni  keine  weitere  definitive  Eröfi&iung,  und  glaubte  meiner  Seits  mit 
einem  desfallsigen  Antrag  so  lange  anstehen  zu  können,  bis  Hochdieselbe 
durch  eine  genaue  Becherche  sich  von  dem  effectiven  Ertrag  beyder 
Ffirstenthttmer  und  von  dem  Kompetenz-Verhältniss  näher  überzeugt  haben 
würde. 

Unterm  16.  v.  M.  nahm  ich  mir  die  Erlaubniss,  in  der  .  .  .  hier  .  .  . 
utgefligten  Note^)  dem  Jetzigen  Organisations-Cheff,  Herrn  Staats-Minister 
von  Angern,  diejenige  Gründe  vorzutragen,  die  mich  nicht  nur  ein  gnädiges 
Supplement  der  provisorischen  Kompetenz,  sondern  auch  den  Genuss  der 
Kumneral-Bevenuen  bis  zum  1.  December  1802  hoffen  Uessen. 

Die  darauf  unterm  31.  ejusd.  erhaltene  .  .  .  Resolution^)  ist  aber 
i&emen  Wünschen  nicht  entsprechend,  wenigstens  scheint  der  Herr  Organi- 
sations-Cheff  sich  ohne  allerhöchst  anderweite  Bestimmung  nicht  ermächtiget 
m  halten,  in  meiner  einmal  auf  den  Etat  gebrachten  Kompetenz  eine  Ab- 
äadenrng  zu  treffen,  glaubt  indess,  dass  meine  dereinstigen  Erben  nach  der 
^^Bi^^.  Preuss.  Kassen -Verfassung  die  Kompetenz  von  meinem  Sterbe- 
^if^^ML  zu  gute  kommen  würde. 


1)  Vom  16.  März  1804,  No.  690.  2)  No.  701. 
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A^^25  ^^^  unternehme  es  nicht,  E.  K.  M.  die  in  der  AnUge  1  ^}  weitliiifig 
vorgetragene  Gründe  der  Billigkeit  hier  zu  wiederholen,  ich  untorweiiD 
solche  lediglich  Allerhöohsteigener  Prflfung,  noch  weniger  aber  will  idi 
mich  in  nähere  Erörterung  der  Einwttrffe  in  der  Anlage  2^)  einlaasen,  bbt 
aber  so  viel  .  .  .  bemerken,  dass 

a)  ich  zwar  auf  die  Besidenz  zu  Neuhaus  rftcksichtlich  der  mir  auf- 
gebürdet  werden  wollenden  schweren  Beparatur-Last,  nicht  aber  anf  das 
Neuhäuser  Schloss-Inventarium  und  nie  auf  eine  Sommer-Residenz  im  hiesigeo 
Ffirstenthum  verzichtet  habe,  und  dass 

b)  geistliche  Ftti*sten  nirgend,  weder  durch  ein  Gesetz,  noch  HerkommeB 
verpflichtet  gewesen  sind,  nach  ihren  Todt  ihrer  Hofdienersohaft  eine  Peutton 
zu  verabreichen;  es  vielmehr  herkömmlich  gewesen  sey,  dass  aokhe  vob 
dessen  geistlichen  Regierungs- Nachfolger  im  Dienst  beybehalten  worden« 
meinen  Erben  mithin  durch  üebemahme  derselben  auf  den  Eönigl.  PeoaioDS- 
6tat  nach  meinem  Todte  kein  Vortheil  erwachse. 

Mit  dem  innigsten  Vertrauen  auf  E.  K.  M.  huldreichste  Gesinnongen 
unterwerffe  ich  die  Zulässigkeit  und  Billigkeit  meines  •  . .  Geaaehs  um  eis 
Supplement  meiner  Gompetenz  und  um  Ausdehnung  des  termini  a  quo  der- 
selben lediglich  der  .  .  .  Königlichen  Erwägung  und  Entscheidung.« 


April  25         Cabinets-Ordre  an  Reck,  Massow,  Angern  s.  unter  dem  21.  April 
1804,  No.  707.  

April  2b        709,    Immediat-Eingabe  der  katholischen  Klötter  im   FDrstentliHin 

Halberstadt    Huysburg  1804  April  25. 

B.  89.  32.  H.    AnsferfeigOBg,  gMchrieben  Tom  AM«  Isidorns  Hagspiel  xa  Hvjtbnxg. 

Bitten  um  ihre  BeibehaUung^  faüs  die  Kloster- At^fhebung  wirklieh  beoMehügt  tcäre^) 
»E.  K.  M.  ist  gefUlig  gewesen,  am  23.  Januar  d.  J.  durch  eine  ans 
beyden  Landes -CoUegiis  angeordnete  Commission  den  Vermögens-Zustaiid 
sämtlicher  Klöster  des  Fflrstenthums  Halberstadt  untersuchen  und  ein  ge- 
naues Detail  aller  dahin  gehörigen  Verhältnisse  aufnehmen  zu  lassen.  Vkae 
Recherche  hat  bey  uns  die  bange  Besorgniss  veranlasst,  dass  sie  vieleleht 
die  völlige  Aufhebung  unserer  bisherigen  Existenz  zur  Folge  haben  mdchte, 
und  durch  diese  niederschlagende  Idee  unsere  Oemüther  mit  der  tiefsten 
Traurigkeit  erfttllt.  — 

Nur  allein  E.  E.  M.  Gnade  und  Milde,  deren  wir  uns  bisher  zu  er- 
freuen gehabt,  gewähren  uns  noch  in  dieser  trüben  Lage  der  schwankenden 
Ungewissheit  die  einzige  Aussicht  .^ines  gttnstigem  Sohicluals,  indem  i^e 
uns  zugleich  den  Muth  einflössen,  unsere  Bitte  hierum  unmittelbar  vor 
J.  K.  M.  Thron  .  .  .  niederlegen  zu  dtirfen. 

Wie  wir  bisher  in  dem  doppelten  Verhältnisse,  worin  wir  uns  sIb 
Religiösen  und  als  E.  K.  M.  getreue  Ünterthanen  befunden,  unserer  Pfficbt 

X)  No.  690.  2)  No.  701.  \  3)  Cfr.  No.  704  und  725. 
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genfigt?  —  Davon  mögen  die  Nachrichten  zeugen,  die  wir  bei  E.  K.  M.  1B04 
höheren  Geisttichen  Departement  niedergelegt  haben.  Dass  wir  in  nnBerer  ^P'"  ^^ 
Mitte  die  jungen  Religiösen  zu  brauchbare  Seelsorger  und  Yolks-Lehrer  so 
wohl  durch  sittliehen,  ab  wissenschaftlichen  Unterricht  zu  bilden,  —  den 
uns  anrertranten,  zum  Theil  grossen  Gemeinden  durch  zweckmässige  Lei- 
tOBg  nflzlieh  zu  werden  gesucht  —  dass  wir  uns  der  zahlreichen  Jugend 
mit  Eifer  und  glfiklichem  Erfolge  angenonunen,  ihr  die  Gelegenheit,  nttz- 
liehe  Bflrger  des  Staats  zu  werden,  durch  freien  Unterricht,  freie  Kleidung 
und  unentgeldliche  Lieferung  der  erforderlichen  Schul-Bttcher  erleichtert  — 
dus  wir  ferner  in  der  Ueberzeugung,  dass  nur  allein  durch  die  Aufrecht- 
hsltnag  einer  positiven  Religion  die  Ergebenheit  gegen  Gott  und  den  Landes- 
Herm  erhalten  werde,  auf  die  bey  unseren  Klöstern  befindliche  Gemeinden 

mit  Nutzen  gewirkt  zu  haben  uns  schmeicheln  können, nicht  weniger, 

da»  wir  den  Wohlstand  unserer  Eingesessenen  so  wohl,  als  besonders 
dnrch  eine  billige  Verpachtung  eines  grossen  Theils  unserer  Grundstücke 
deigestalt  zu  befördern  gesucht,  dass  diese,  nach  ihrem  eigenen  Geständ- 
nisse, ihr  Glflck  und  ihrem  Wohlstand  dieser  Benutzung  grösstentheils  ver- 
danken —  dass  wir  endlich,  gleich  allen  übrigen  Contribuablen  Ständen 
des  hieeigen  Fflrstenthums  nicht  allein  alle  öffentliche  Lasten  ohne  Aus- 
nahme mit  Ihnen  getheilt,  sondern  noch  llberdiess  noch  mehrere  beträcht- 
Hehe,  sie  nicht  treffende,  Abgaben  leisten,  und  jahrlich  zum  besäten  mehrerer 
wohithätigen  Einrichtungen  durch  ansehnliche  Beyträge,  durch  Unterstützung 
der  Armuth,  und  durch  jede  den  von  uns  etablirten  Colonisten  verschafte 

Erleichterung  ihrer  Subsistenz  das  unsrige  bejgetragen diess  alles 

werden  die  an  E.  K.  M.  Geistliches  Departement  abgestattete  Berichte 
näher  nachweisen. 

Es  sind  nunmehr  über  anderthalb  hundert  Jahr,  dass  wir  uns  des 
Glfleks  der  Regierung  E.  K.  M.  und  Allerhöchst  Dero  glorreichen  Ahnherrn 
m  erfreuen  gehabt.  Wie  glflklich  würden  wir  uns  schätzen,  wenn  wir  des 
uiter  £.  K.  M.  glorreichen  Regierung  bisher  genossenen  und  von  Aller- 
höehst  Dero  Ahnherrn  uns  mehrmala  zugesicherten  Schutzes  noch  fernerhin 
gemessen  könnten?  In  dem  Homagial-Recess  vom  2^^*^  April  1650 1)  wurde 
von  dem  AUerdurchlauchtigsten  grossen  Chur-Fürsten  glorreichen  Andenkens 
die  Fortdauer  unserer  Existenz  uns  zugesichert,  solche  durch  den  Land- 
tags-Abschied von  1663  aufs  neue  bestätigt,  und  E.  K.  M.,  der  wir  bey 
Antritt  Allerhöchst  Dero  Regierung  durch  unsere  Deputirte  zu^  Berlin  per- 
Böiüieh  zu  huldigen  die  Gnade  hatten,  geruheten  uns  eine  gleiche  Aller- 
h5ehste  Zusicherung  und  durch  die  Bestätigung  jenes  Recesses  uns  die 
^^Btitigung  unserer  Gerechtsame  zu  ertheilen.  Ausserdem  machen  drey 
Zoster,  als  Glerus  Secundarius,  mit  den  CoUegiat- Stiftern  den  zweyten 
Landstand  des  hiesigen  Fflrstenthums  aus,  und  sind  in  dieser  Eigenschaft 
^h  den  obgedaohten  Huldigungs-Recess  ausdrflcklich  bestätigt. 

1)  Cfr.  Band  I,  S.  93,  Anm.  6. 
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A  ^^ßs  ^^^  °^^^^  ^^^^  rechtliche  Beziehungen  allein,  sondern  besonders  E. 
K.  M.  Allerhöchste  Gnade  und  Huld  ist  es,  die  wir  .  .  .  anflehen  und  an 
der  wir  die  frohe  Hofiinng  schöpfen,  uns  auch  femer  noch  Aller  Höchit 
Dero  Gnade  und  Huld  erfreuen  zu  dfirfen.  Mögen  doch  nnsere  Alttrc, 
jene  alten  und  grossentheils  beynahe  achthundertjfthrige  Denkmiler  der 
Frömmigkeit  unserer  Stifter,  an  denen  mi  fdr  das  Wohl  £.  K.  M.  und 
Dero  Familie  täglich  unsere  Gebethe  zum  Himmel  schicken,  mögen  diese 
noch  lange  Zeugen  Allerhöchst  Dero  Schutzes  und  Gnade  aeyn!  MQga 
unsere  stille  und  Friedliche  Wohnungen,  in  welchen  wir  abgesondert  von 
der  Welt  und  ihren  Zerstreuungen  bisher  glficklich  lebten,  mögen  diese  nodi 
fernerhin  unter  dem  Schutze  £.  K.  M.  bestehen!  Wir  würden  nnsere  Tieie 
und  Ergebenheit,  wenn  diese  noch  eines  Zuwachses  fthig  wären,  verdoppefai, 
und  in  Absicht  unserer  bisherigen  Besorgniss  Aber  die  Fortdauer  uns««r 
Existenz  beruhigt,  würden  wir  mit  Freude  hey  jeder  Gelegenheit  Bewdaie 
unseres  ächten  Patriotismus  und  unserer  tiefsten  Ergebenheit  geben,  mt 
welcher  wir  ersterben 

Ew.  Königl.  Mi^estät 

allerunterthänigste,    treugehorsamste   die   sämtliche  Obrigkeiten  der 

Katholischen  Klöster  im  Fflrstenthum  Halberstadt 

Isidoms  Abt  zu  Huysburg.  — 

Laurentius  Bergmann  Prälat  zu  Hamersleben. 

Benedictus  Gontzen  Prälat  zu  St.  Johann. 

Carll  Schiller  Propst  zu  Hattmersleben. 

Jacobus  Hambach  Praepositus  in  Adersleben. 

Josephus  Merck  Propst  zu  St.  Burchard. 

Ferd.  Schestag  Propst  zu  Hedersleben. 

Antonius  Linse  Propst  zu  St.  Nicolai. 

Mauritius  Busse  Propst  zu  Badersleben. 

Augustina  Spoenla  Mater  zum  freywilligen  Armen. 

Plus  Pape  Prior  des, Dominicaner  Klosters. 

P.  Honoratus  Schmitz  Guardian  im  Franciscaner  Kloster.« 

Mai  3  Randverfügung,  geschrieben  von  Beyme: 

>S.  M.  Tollstrekken  nur  den  neuesten  Beichs-Tagsschluss,  ron  dessen 
pflnküicher  Erfflllung  die  Supplicanten  überzeugt  sejn  können.« 

Hiemach  Cabinets-Ordre  »an  sämmtliche  Obrigkeiten  der  katholi- 
schen Klöster  im  Fflrstenthum  Halberstadt«,  Potsdam  1804  Mai  3. 

B.  H9.    Minuten  d«t  Cabinets. 
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710.  Pater  Heineveiter,  katholischer  fieietlicher  zu  Stettin,  an  das  ^^3 
GeisUiche  Departement    Stettin  1804  Mai  3. 

R.  30.  16d.  A.  1.    Eigenhiadig. 

Bütä  um  die  Erlattbniss  und  Beihilfe  für  den  Bau"' eines  neuen  Oatieshauses  xu 

Eoppentcalde  bei  ückennünde. 

»Durch  die  .  .  .  Gnade  E.  E.  M.  genossen  die  ans  andern  Lftndem 
liier  in  Pommern  in  den  Jahren  1746,  1747  sich  angesiedelten  catholisehen 
Colonisten^)  besonders  in  den  Dörfern  Vierreck  nnd  Hoppenwalde  eigene 
SchnlMuser  nnd  Gebethilnser  znm  christlichen  Unterrichte  nnd  freier  Gottes- 
Terehrang,  za  deren  Unterhalt  nnd  Ansbessmng  vermöge  des  .  .  .  Rescripts 
bdm  Anfange  des  Etablissements  besagter  Colonisten  Königs  Friedrich  II. 
dat.:  Berlin  den  28.  September  1747 2)  selbigen  freies  Holz  stets  bewilliget 
wurde;  da  aber  seit  dieser  Zeit  die  persöhnliche  Anzahl  sich  so  sehr  ver- 
mehrt^), dass  diese  Häuser  theils  dieselben  nicht  einnehmen,  theils  anch 
nun  so  banfUlig  sind,  dass  entweder  eine  grosse,  kostspielige  Beparator 
ndthig  ist  oder  gar  anfs  Nene  müssen  gebanet  werden  nnd  dieses  besonders 
der  Faü  jetzt  ist  bei  dem  Gebethanse  zn  Hoppenwalde,  ...  so  bitte  ich  im 
Namen  dieser  catholisehen  Dorfschaft  E.  E.  M.  .  .  .,  derselben  den  Bau  eines 
neuen  Gebethanses  .  .  .  zn  erlauben  nnd  zum  ersten  Fonds  .  .  .  den  Ver- 
kauf des  alten  zu  einer  Feuerstelle  und,  wenn  nicht  alles,  doch  einiges  Holz 
zum  Neubau  in  Bezug  auf  oben  angefahrtes  Rescript .  .  .  zn  bewilligen.«  .  .  • 

Einem  sp&teren  Antrage  Heinevetter's  gemäss,  den  die  Pommersche 
Begierung  befOrwortete ,  bewilligte  Massow  zu  diesem  Eirchenbau  am 
13.  Deeember  1804  eine  allgemeine  Landes-Eollekte,  nach  Maassgabe  der 
Verftgung  vom  22.  November  1796;  Band  VE,  No.  385. 

Auch  das  Bauholz  wird  nach  einer  Korrespondenz  zwischen  Massow 
und  Voss  am  5.  April  1805  bewilligt. 

äU  ».  0.  

711.  Immediat-Bericht  der  Staats-Minitter  Frhm.  v.  d.  Reek  und  Mal  5 
V.  Hardenberg,  v.  Maasow  und  v.  Angern.    Beiiin  1804  Mai  5. 

K  89.  32.  J.    Autfftrtigixiig.    Cone^pt,  geschrieben  tob  Hinly,  Anweisuiig  tob  Efkaier,  in 
It  54.87. 

%  Wiederherstdkmg  des  aufgehobenen  Karthäuser-Konvenis  auf  der  Oraaf-Insel 
^  Xanien  ist  unthunlieh,  »umal  er  xu  den  linksrheinisehenKiöstem  gehört. 

• . .  »Gedachter  CarthAuser-Gonvent  hat  in  alteren  Zeiten  seine  Fundation 
&iif  der  Qraaf- Insel  bei  Wesel  allerdings  gehabt,  ist  jedoch  schon  vor 
etwa  hundert  Jahren  nach  Xanten  verlegt  und  daselbst  neuerlich  zufolge  der 

1)  Sie  kamen  aus  Hessen-Darmstadt 

2]  Heiuevetter  &nd  das  Bescript  im  »Archiv  zu  Pasewalk«. 

3)  In  und  um  Viereck  wohnten  ttber  BOO,  in  und  um  Hoppenwalde  215 

Katholiken. 


^ 


Hai  5 
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^^^  aUgemein  angenommenen  Maasaregeln  anter  Einriehnng  seiner  jenseitrbeiin- 
schen  Besitznngen  französischer  Seits  angehoben.  Seine  noch  abrigen  . . . 
vier  IGtglieder  sind  darauf  nach  der  genannten  Insel  als  ihrem  ehemaligea 
Fundations-Ort  in  der  Absicht  zurfickgekehrt,  auf  derselben,  als  einem  ffies- 
seitrheinischen  Landestheil,  ihren  Convent  und  klösterliche  Verfassimg  fort- 
zusetzen. 

Da  indessen  dieses  Kloster  und  seit  so  langer  Zeit  nicht  mehr  auf  der 
Graaf-Insel,   sondern  zu  Xanten  bestanden  und   seine  Existenz    an  letst- 
genanntem  Orte  bis  auf  den  LttneTÜler  Frieden  hergebracht  hat,  so  gehOit 
es  auch  offenbar  in  die  Eathegorie  der  jenseitsrheinischen  Stiftungen  und 
in  den  Fall  der  Disposition  des  Reichs-Deputaiions-Recesses  §  37,  nach 
welcher  E.  K.  M.  die  in  Allerhöchst  Dero  Provinzen  auf  dem  rechten  Bhein- 
ufer  befindlichen  Guter  und  Einkünfte  der  auf  dem  linken  Ufer  gelegenen 
Corporationen  zu  freier  Disposition   vöUig  überlassen  sind.    Als  daher  in 
Gemässheit  der  .  .  .  Cabinets-Ordre  vom  22.  Januar  v.  J.^)  die  Clevischeii 
Landes-CoUegien  angewiesen  worden,  alle  dergleichen  Güter  und  Einkünfte 
genau  auszumitteln  und  fttr  allerhöchste  Rechnung  zu  sequestriren,  so  hat 
diese  VerfQgung  auch  auf  das  nach  vorläufigen  Nachrichten  nicht  unbe- 
deutende Vermögen  des  mehrgenannten  Garthäuser-Convents  erstreckt  und 
dasselbe  in  Sicherheit  gesetzt  werden  müssen;   wobei  man  jedoeh  der  . . . 
Intention  E.  E.  M.,  wie  solche  in  Ansehung  der  Garthause  zu  Erfurt^}  . . . 
erklärt  war,  durch  die  VerAlgung  zu  entsprechen  geglaubt  hat,   dass  den 
vier  Convents- Geistlichen  der  Aufenthalt  auf  der  Insel  bis  zu  ihrem  Ab- 
sterben gestattet  und  auskömmliche  Pensionen  aus   dem  Elostervermögen 
bewilligt  werden  sollten,  als  wohin  die  Clevischen  Landes-CoUegien  schon 
unterm  12.  May  v.  J.  angewiesen  sind. 

Hiemit  jedoch  nicht  zufrieden,  verlangen  diese  Geistlichen')  die  Fort- 
setzung einer  vollständig  klösterlichen  Existenz  auf  der  Insel.  Dieselbe 
würde  jedoch  ganz  prindpienwidrig  selbst  in  dem  Falle  seyn,  wenn  die 
Earthause  (was  aber  keinesweges  begründet  wäre)  als  eine  diesseitrheinische 
Corporation  betrachtet  werden  könnte,  da  E.  K.  M.  durch  den  nehmlidieB 
Reichs-Deputations-Reeess  §  35   das  Einziehungs- Recht  über  sämmtliehe 


1)  Cfr.  No.  626.  2)  0fr.  No.  665. 

3)  In  einem  Immediat-Gesuche,  d.  d.  Wesel  1804  Januar  12,  dessen  Anftog 
lautet:  >E.  K.  M.  erhabenen,  von  Gerechtigkeitsliebe  geleiteten  Gesinnungen  aUets 
verdanket  die  gesammte  catholische  Geistlichkeit  im  Teutschen  Reiche  die  Milde- 
rung des  sie  betroffenen  harten  Looses.  .  .  .  £.  K.  M.  sind  sogar  in  den  neuen 
indemnisatlons-Landen,  die  nun  die  landes-vSterliche  Regierung  als  ihr  Glfick 
anerkant,  mit  schonender  Gnade  vorgegangen,  welchem  grossen  Beispiele  die 
Fürsten  nachzuahmen  sich  beeifem  und  darin  ihre  Ehre  suchen.  Tausende  der 
frommen  und  heissesten  Gebethe  für  £.  K.  M.  allerhöchste  Persohn  werden  nnn 
Gott  dafür  gebracht,  dass  Er  in  Preussens  grossem  Könige  unsem  Glaubensgenossen 
einen  schützenden  Wohlthüter  schenkte.«  ...    a.  a.  0.    Ausfertigung. 


Linkes  Rbeinufer.    Xanten.    PoltoBk.  159 

Stifter  and  Klöster  in  den  alten  nnd  nenen  Provinzen  erhalten  nnd  bereits    ^15 
in  gewisser  Art  anssnflben  beschlossen  haben.«  .  .  . 

Rand-Verfflgnng,  geschrieben  von  Bejnne: 
»Approbirt« 

Die  Cabinets-Ordre,  d.  d.  Potsdam  1804  Mai  16,  »an  die  vier  Mit-  Mai  15 
güeder  des  ehemaligen  Oarthenser-Convents  zn  Xanten  .  .  .  zn  Wesel,  c  die 
imter  gleichem  Datnm  an  Reck,  Hardenberg,  Massow,  Angern  mitgetheilt 
wird,  schiigt  hiemach  das  Oesnch  der  Karthänser  ab. 

B.  34.  67.    Ansferiigiuig. 

712.    Immediat-Bericht  der  Staats -Minister  Frhrn.  v.  d.Recl(  und  Mai5/i7 

V.Schroetter.     Berlin  und  Gnmbmnen  1804  Mai  5  und  17. 

B.  89.  32.  C.    Ansfeiügiuig. 

Ifö  der  Neu-  Verleihung  der  PräkUitr  der  Präpositur  am  KoüegicU- Stifte  xu  PuHuak 

wU  die  der  Sehokuierie  am  Boehetifte  xu  Phek  verbunden  werden,  um  dem  Inhaber 

die  Aushgen  der  Weihbisehdfliehen  Würde  xu  ermogliehenS) 

>Der  zur  erledigten  Prftlatnr  der  Präpositor  am  CoUegiat-Slift  zn  Pnltnsk 
und  der  Weihbischöflichen  Wflrde  ernannte  Prftlat  Matthias  von  Rokitnicki 
ist  vor  der  als  Weihbischof  erfolgten  Consecretion  verstorben  nnd  ist  daher 
der  Ftlrstbischof  von  Flock,  Graf  von  Szembek,  anfgefordert  worden,  zn  der 
Weihbischöflichen  Wttrde,  da  ihm  das  Collations-Recht  zusteht,  em  andres 
qualificirtes  Snbject  in  Vorschlag  zu  bringen.    Nach  der  Anzeige  des  Fflrst- 
bischofe  von  Flock  will  jedoch  weder  ein  Mitglied  des  Dom-Stifts  zu  Flock 
noch  auch  des  CoUegiat-Stifts  zu  Fnltusk  diese  Stelle  annehmen,   weil  mit 
der  Frftpositnr-Fräbende  nicht  mehr  als  288  Rthlr.  56  Gr.  pr.  9  Ffg.  jfthr- 
lieher  Einkflnfte  verknüpft  sind,  die  Erwerbung  der  weihbischöflichen  Wflrde 
aber  bei  der  Römischen  Datarie  noch  immer  einen  Aufwand  erheblicher 
Kosten,  deren  ErmiUsigung  jedoch  das  Hoheits-Departement  durch  Corres- 
pondenz  mit  dem  Departement  der  Auswärtigen  Angelegenheiten  bei  dem 
sehr  zweckmässigen  Benehmen  des  Residenten  in  Rom  zu  bewflrken  hofft, 
und  die  standesmässige  Führung  dieser  Wflrde   ein  beträchtliches  Amts- 
Einkommen  oder  ansehnliche  Zuschflsse  aus  eignen  Mitteln  erfordert.    Hier- 
durch hat  sich  der  Fflrstbischof  bewogen  befunden,   das  ihm  nach  den 
Statuten  zustehende  Emennungs-Recht  des  Frälaten  Fräpositus  in  gegen- 
wartigem Falle  nicht  auszuflben  und  darauf  anzutragen,  dem  zu  ernennen- 
den Pr&Uten-Fropst  auch  die  erledigte  Frälatur  der  Scholasterie  am  Hoch- 
stifte zu  Plock  als  ein  Aushfllfsmittel  zu  verleihen,  um  den  zu  Führung  des 
weihbischöflichen  Amts    erforderlichen   Aufwand  nothdürftig  bestreiten  zu 
können,    ffierauf  hat  der  Gremial-Oanonicus  des  Hochstifts  zu  Flock  und 
zeltige  Capituls-Secretaire  Anton  von  Luberadzki  erklärt,   dass,   wenn  ihm 

1)  Cfr.  No.  286. 


n 
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M  ^fmi  ^^^  erledigte  PriUator  der  Scholasterie  verliehen  wtlrde,  er  andi  zur  Ai- 
nahme  der  Präpositor  in  Pnltosk  and  der  weihbisehöflielien  Wfirde  in  diesen 
Theile  der  Plocker  Diöces  bereit  Bey. 

Da  nun  der  p.  y.  Lnberadzki  ein  Mann  von  Wflrde,  von  nnbeadiolteiier 
Führung,  von  unverdächtiger  Gesinnung  gegen  den  Staat  und  in  den  best» 
Jahren,  auch  eanonisch  gehörig  qualificirt  ist,  und  dem  cumulativen  Besitie 
mehrerer  Prälaturen  in  verschiedenen  Stiftern  nach  bekannten  Ver&ssfmgtt 
so  wenig,  als  der  anerkannten  Befiigniss  des  Dioecesan-BischofiB,  demjenigea 
Subjecte,  welchem  die  Scholasterie  zu  Theil  geworden,  auch  die  Pripo«tir 
am  CoUegiat-Stift  zu  Pultusk  und  die  nach  den  Statuten  dandt  zu  vor- 
bindende weihbischöfliche  Wflrde  zu  verleihen,  etwas  entgegensteht,  sieh 
auch  die  dem  p.  von  Luberadzki  im  Senio  vorgehende  Dom- CapitulareB 
durch  den  ihm  zu  ertheilenden  Vorzug  nicht  für  zurückgesetzt  halten  können, 
weil  sie  sich  zu  der  lästigen  Bedingung  der  Annahme  der  weihbischöfliclieo 
Wflrde  nicht  so  wie  der  p.  von  Luberadzki  haben  verstehen  wollen;  so 
bitten  wir  E.  E.  M.  ... 

die  Verleihung  sowohl  der  Prälatur  der  Präpositur  am  CoUegiat-Stifte 
zu  Pultusk  mit  der  nach  den  Statuten  dieses  Stifts  damit  zu  ver- 
bindenden weihbischöflichen  Wflrde,  als  der  der  Scholasterie  bei  dem 
Hochstifte  zu  Plock  an  den  Canonicus  Anton  von  Luberadzki  za 
genehmigen.«  .  .  . 

Rand-Verfflgung,  geschrieben  von  Be3rme: 
»Approbirt.« 

Mai  28  Hiernach  Cabinets-Ordre  an  Reck  und  Schroetter,  Stargard  1804 

Mai  28. 

R.  89.    Minuten  dei  Cabinets. 


Mai  10        713.  Cabinets-Ordre  an  den  FOrtt-Bischof  zu  Paderborn  and  HtMt^ 

heim.    Potsdam  1804  Mai  10. 

B.  80.    Minuten  des  Cabinets. 

Äblehntmg  des  Gesuches  auf  Erhöhimg  seiner  Kompelenx^ 
»Hochwürdiger  besonders  lieber  Freund,  Aus  E.  L.  gefälligen  Zusclirift 
vom  25.  V.  M.^)  habe  Ich  gesehen,  dass  Sie  die  erfolgte  Festsetzung  Ihrer 
Competenz  aus  den  Fflrstenthflmem  Hildesheim  und  Paderborn  nur  für  eine 
provisorische  Bestimmung  ansehen  und  nicht  nur  eine  Erhöhung  derselbea, 
sondern  auch  eine  Berechnung  der  Cameral-Einkflnfte  bis  zum  1.  December 
1802  erwarten.  Ich  aber  kann  Denenselben  nicht  verhehlen,  dass  die 
Aeusserung  dieser  Erwartung  Mich  in  der  Rflcksicht  betrfibt,  weil  sowohl 
Meine  Ueberzeugung,  mehr,  als  wozu  Ich  verpflichtet  war,  gethan  zu  haben, 


1)  No.  708. 


PaltoBk.    Hüdesheim.    SttdprensBen.  |ß( 

als  die  in  Ihrer  ersten  Erkl&rong  enthaltene  dankbare  Anerkennung  dessen  |/?^fv 
ICoh  hoffen  lieBsen,  dass  E.  L.  Mir  fortdanemd  die  Gerechtigkeit  wieder- 
fahren lassen  würden,  dass  Ich,  so  yiel  Yon  Mir  abhing,  Ihre  vollkommen^ 
Zufriedenheit  zu  begrflnden  bemühet  gewesen.  Der  Staats-Minister  yon  Angern 
hat  schon  die  Qrflnde  daan  in  seinem  Antwortschreiben  vom  31.  März  d.  J.^) 
aosfllhrlich  entwickelt  nnd  Mich  dadurch  der  unangenehmen  Nothwendigkeit 
flberhoben,  in  eine  detaillirte  Rechtfertigung  einzugehen,  statt  deren  Ich 
Omen  so  gern  nur  Beweise  meiner  Achtung  und  Freundschaft  zu  geben 
wfinschte.  Ich  beziehe  Mich  daher  auf  diese  Ministerial-Antwort  und  ver- 
dohere  übrigenB,  dass  Ich  gern  jede  passende  Gelegenheit  ergreifen  werde, 
wo  Ich  Ihnen  das  aufrichtige  Wohlwollen  thätig  bezeugen  kann,  womit  Ich 
Terbleibe  E.  L.  gutwilliger  Freund.«  .  .  . 


714.    Reacript  des  SUdpreussischen  Departements  an  die  Kammer  Mai  16 

in  Warschau.     Berlm  1804  Mai  15. 

Q6ii.-Dire]Ctoriiun  SAdj^renMen.  LXXIIL  16.  (General -Verordnimi^).    Abedurift,  ges.  Klewii. 

D%e  Säkularisation  der  Kloster' OeisÜichen. 

«In  Eurem  Berichte  yom  30.  v.  M.  zeigt  Ihr  auf  Veranlassung  des 
dortigen  Offizialats  an,  dass  die  in  den  Elöstern  ohnehin  schon  wankende 
Kiiehenzucht  durch  die  ausgebreitete  Meinung,  als  ob  jede  Sekularisazion 
leicht  sei,  immer  mehr  geschwächt  werde,  und  schlagt,  um  diesem  Uebel 
abzuhelfen,  vor: 

1.  Die  zur  Untersuchung  der  Aufnahmefilhigkeit  der  Kloster-Novizen 
verordnete  Kommission  zu  beauftragen,  dass  sie  die  Sekularisazions-Aspi- 
TUkten  gleichfalls,  und  zwar  in  Absicht  der  Gründe,  die  sie  dazu  veranlassen, 
ihrer  Sitten  und  ihrer  bisherigen  Führung,  prüfe, 

2.  festzusezzen,  dass  jeder  Aspirant  ausserdem  das  gewönliche  bischöf- 
liehe  Examen  wegen  seiner  Qualifikazion  zur  8eelsorge  ablege  und  darüber 
em  Attest  beibringe. 

Wir  finden  gegen  die  Zweckmässigkeit  dieser  Vorschläge  nichts  zu  er- 
innern, genehmigen  sie  daher  hiedurch  und  befehlen  Euch,  in  vorkommen- 
den Fällen  darnach  zu  verfahren,  so  wie  auch  das  weiter  Nötige  dieserhalb 
w  die  Bischöfe  und  den  General-Administrator  des  Erzbistums  Gnesen  zu 
verfügen.  Was  übrigens  den  Vorschlag  des  dortigen  Offizialats  betrift:  dass 
die  Sekularisazion  nicht  eher  eintrete,  als  bis  der  resp.  Bischof  attestirt 
^en  werde,  dass  für  den  Neusekularisirten  eine  Vakanz  in  der  Diöces 
offen  sei,  so  fällt  derselbe  bei  den  wegen  des  zweijärigen  Vikarirens  der 
Mkniangirten  Klostergeistlichen  am  27.  März  d.  J.^)  erlassenen  Vorschriften 
S>nz  weg.c 

1;  No.  701.  2)  No.  698. 

Or»ni«r,  PreoMeD  and  die  kath.  Kirehe.    IX.  11 


I  g2  Urkanden  No.  714—716. 

M^/i  Das  Rescript  wird  auch  den  Kammern  in  Posen  and  KAÜaoh  >nr 

Befol^^g«  and  »zur  weiteren  Verfügung  an  die  Biachöfec  mitge&eiit 


Mai  15  Oabinets- Ordre  an  die  Karthftnser  sni  Xanten  s.  unter  dttn5.  Ms  1 

1804,  No.  711.  

Mai  21         715.    Immediat-Bericbt  der  Staats-Minister  Frbr.  v.  Hanieiiberg  mtf 

V.  Angern.     Berlin  1804  Mai  21. 

R.  8A.  58.  J.    Aosfertigaiig;  das  Concept  entotud  in  Angarn^s  Depart«in«fti>  a.  K.  S4  67. 

Die  SuatentationS'Kaase  für  die  linksrheinisehen  DomkapüeL    Verhandhmgen  dm 
Domdechanten  Frhr.  von  Spiegel  mit  dem  Kur-Erxkanxler  über  die  Abgaben  der 

Domkapihdare  hierfür A] 

»In  den  Entschädigongs -Traktaten  ist  auf  den  Grund  einer  Note  der 

vermittelnden  Mächte  vom  18.  Januar  v.  J.  im  §  75  des  Haupt-Reicbs-Depn- 

tations-Beschlusses  vom  25.  Februar  ejusd.  festgesext: 

dass   zur  Sustentation  der  jenseits  Rheinischen  Dom- Capital  und 

Dienerschaften,  weiche  aus  ihren  diesseits  Rheinschen  Gütern  ihieD 

nöthigen  Unterhalt  nicht  erhalten  könnten,  von  den  Dom-Capitalaren, 

welche  mehr  als  eine  Prftbende  hätten,  ^/^o  von  ihren  Vio^^  ^^ 

behalten  werden  sollten. 

Die  hieraus  entstehende  Snstentations-Easse  ist,  wie  das  ganze  Gesdiift, 

dem  Churfürsten  Erz -Kanzler  übertragen  worden,  und  derselbe  hat  daher 

auch  die  entschädigten  Fürsten  aufgefordert,  von  den  Dom-Capitnln  in  des 

ihnen  zugefallenen  Entschädigungs- Provinzen   den  Betrag  ihrer  RevenfieD 

und  des  abzugebenden  Ys^®^  anzugeben. 

Da  E.  K.  M.  die  in  Allerhöchstdero  Provinzen  zu  Hildesheim,  Pade^ 

bom  und  Münster  befindlichen  Dom-Kapitul  noch  zur  Zeit  in  ihrer  Verftf- 

sung  und  dem  Genuss  ihrer  Revenuen  zu  belassen  geruhet  haben,  so  hat 

denselben  requisitionsmässig  aufgegeben  werden  müssen,  diese  ihre  Revenfieo 

und  die  mehrfach  präbendirten  Mitglieder  ihrer  Dom-Kapitnl  anzugebea,  die 

Berechnungen  der  bestimmten  Abgaben  nachzuweisen  und  solche  zu  der  von 

dem  Churfürsten  Erz -Kanzler  bestimmten  Sustentations-Kasse  nach  Fraak- 

foi'th  am  Mayn  abzuführen.     Bei  dieser  Revenuen- Angabe  und  der  Art  ood 

Weise,  dieses  \/^  der  mehrfach  präbendirten  Dom-Capitularen  auszomittel&t 

entstanden  aber  erhebliche  Differenzien  zwischen  den  besagten  Dom-Capitaln 

und  der  von  dem  Churfürsten  Erz-Canzler  in  Regensburg  niedergesezten 

Sustentations-Commission,  indem  diese  leztere  die  Disposition  des  Geseffes 

sehr  weit  auszudehnen  suchte:  die  Dom-Capitul  aber  deren  BehauptungoB 

mit  Grunde  bestritten. 

Dieselben  schickten  daher  den  Münsterschen  Dom-Dechanten  Freiherm 

von  Spiegel  nach  Regensburg  ab,  um  ihr  Recht  persönlich  näher  danuthim 

und  mit  gedachter  p.   Commission  zu  unterhandeln;   und   sie  batben  ^^ 


1]  Off.  No.  663  und  723. 


SUdpreassev.    Linkes  Rheinafer.  Iß3 

dieaaeitige  Yerwendimg  darch  E.  K.  M.  Comiüal-Gesandten  zu  Regensbnrg,  j^t^ 
welche  ilmen  tun  so  weniger  zu  verweigern  war,  da  sie  nicht  allein  als  £. 
K.  M.  Unterthanen  Allerhöohstdero  Bchntz  nnd  Vertretnng  erwarten  konnten, 
aondera  anch  der  Staat  dabei  sehr  interessirt  war,  dass  diese  jährlich  ans 
dem  Lande  gehende  Bnmme  Geldes  nicht  Aber  die  Gebühr  yergrössert  werden 
m(^te. 

Der  p.  Freiherr  von  Spiegel  hat  diesen  Anftrag  mit  der  ihm  beiwohnen- 
den nnd  sonst  von  ihm  bekannten  Klugheit  und  Geschicklichkeit  ausgeführt, 
nnd  nicht  nur  £.  K.  M.  Gesandtschaft,  sondern  anch  der  Churftlrst  Erz- 
Canxler  hat  seine  rorzllgliche  Zufriedenheit  mit  seinem  Benehmen  zu  er- 
kennen gegeben,  und  das  endliche  Resultat  der  Unterhandlungen  ist  gewesen, 
daas  der  ChurfOrst-Erz-Canzler  nach  der  .  .  .  hierbei  gefügten  Erklärung 
desselben  vom  2.  November^]  pr.  die  Bestimmung  (sie!)  der  Differenzien 
lediglieh  E.  K.  M.  ...  anheim  gestellt  und  derselben  unbedingt  im  Voraus 
sieh  unterworfen  hat 

Zu  diesem  Behuf  sehen  wir  uns  zu  dem  gegenwärtigen  .  .  .  Vortrage 
veranlasst  und,  nachdem  die  Sache  nunmehr  vollständig  dazu  an^eklärt 
und  die  verschiedenen  Nachrichten  darüber  durch  den  p.  v.  Spiegel  sehr 
zwekmässig  zusammen  gebracht  worden,  bemerken  wir  darüber  ehrerbietigst 
folgendes: 

Der  ChurfOrst-Erz-Canzler  oder  vielmehr  die  von  ihm  unter  dem 
PrSaidio  des  Grafen  von  Stadion  niedergesezte  Sustentations-Commission 
hat  das  Y5^^  von  den  mehrfach  präbendirten  Dom-Capltularen  nicht  nur 
von  den  Dom-Präbenden,  sondern  auch  von  den  Präbenden,  welche  sie  in 
CoU^iat- Stiftern  besitzen,  nicht  nur  von  den  Haupt-Reventten  (Corpus 
Praebendae),  sondern  auch  von  den  accidentellen  Neben-Revenüen,  von  den 
Officien,  Präsenzen,  Archidiaconaten  und  Oblegien  gefordert;  sie  hat  auch 
nicht  eine  einzige  Präbende  frei  lassen  wollen. 

Dagegen  führen  die  Dom-Oapitul  mit  Grunde  an,  dass  in  dem  §  76 
des  Hanpt-Reichs-Deputations-Schlusses  allein  von  den  Präbenden  der  Dom- 
Capitnl,  nicht  aber  der  GoUegiat-Stifter  die  Rede  sei,  dass  nach  canonischem 
Rechte  unter  dem  Namen  der  Präbende  allein  das  Corpus  Praebendae  ver- 
standen würde,  nicht  aber  die  Neben-Revenüen,  welche  durch  die  Gegen- 
wart und  gewisse  Dienstleistungen  der  Präbendirten  nach  Römisch-Chatoli- 
Bchem  Ausdrucke  verdient  werden  müssen,  dass  endlich  der  §  76  des 
— CäcEs-Deputations-Beschlusses  bei  den  contribuirenden  Fürsten  nur  eine 
Präbende  besteuere,  woraus  bei  dem  Mangel  näherer  Bestimmungen  wegen 
der  Domherrlichen  Präbenden  zu  schliessen  sei,  dass  auch  hier  wenigstens 
dne  Präbende  frei  gelassen  werden  solle. 

Wir  halten  diese  Behauptungen  für  strenge  gerecht,  und  zwar  mit  den 
Bestinmiungen,  dass  nicht  die  am  meisten  eintragende,  sondern  die  erste 
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1^    Präbende,  die  ein  Dom*Capitalar  erworben  hat,  als  die  freie  Piftbende 

gesehen,  dass  aber  als  solche  Erwerbung  der  Tag  der  Anfachwömn^  oder 
Investitar,  nicht  aber  der  oft  später  erfolgende  Tag  der  Emancipation  oder 
der  Besizergreifung  angenommen  werden  mflsse,  weil  jenes  das  Recht  aaf 
die  Präbende  schon  enthält,  dieses  aber  erst  den  dinglichen  Besix 
schaffe,  und,  nach  canonischen  Rechten,  eigentlich  die  erste  Präbende, 
mit  ein  Ganonicus  investirt  wird,  nur  die  rechtmässige  ist,  da,  strenge  ge- 
nommen, er  mehrere  nicht  als  diese  eine  besitzen  darf  und  die  übrigen  nur 
per  indulgentiam  zugestanden  sind. 

Dagegen  ist  es  unbedenklich  und  von  dem  ChurfOrsten-Erz-Kanzler  in 
den  Reichstags- Verhandlungen  selbst  anerkannt,  dass  die  Präbenden  in  den 
Dom-Capituln  älterer  säcularisirter  Provinzen  hier  nicht  mit  angereclmet 
werden  dürfen. 

Nach  diesen  Orundsätzen  sind  die  genauesten  Berechnungen  angefertiget 
worden,  und  es  ergiebt  sich  daraus,  .  .  .  dass  der  Beitrag  der  mehrfach 
präbendui»n  Domherrn  beträgt  und  zwar: 

1.  vom  Dom-Capitul  zu  Münster  ....   1299  Rthlr.  12  6r.  8  Flg. 

2.  vom  Dom-Capitul  zu  Paderborn  .    .    .     863     -        2    -    3    - 

3.  vom  Dom-Capitul  zu  Hildesheim     .    •   1052     -      22    -   5    - 

Summa  3216  Rthlr.  13  Or.  4  Pl|g. 

oder  in  Reichs-Gulden  nach  dem  24  FL  Fuss,  womaoh  alle  Sätze  des  Reiehs- 
Deputations-Beschlusses  berechnet  sind:  5787  Fl.  54  X'. 

Wenn  also  E.  K.  M.  diese  Grundsätze,  welche  wir  pfliohtinftBSig  flbr 
gerecht  und  angemessen  erkennen,  zu  genehmigen  geruhen  m5gten,  so  dürfte 
auf  dieses  Quantum  der  jährliche  Beitrag,  jedoch  individuell  auf  die  jezzigeii 
Personen,  dergestalt  festzusetzen  sein,  dass,  wenn  eine  oder  die  andere  ab- 
stirbt, deren  Beitrag  cessirt,  sobald  die  Nachjahre  der  Erben  beendiget  sind, 
indem  nachher  die  Verbindlichkeit  E.  E.  M.  bei  dem  Anfall  dieser  Präbenden 
hinwegfällt  und  die  Fortdauer  derselben  in  dem  Haupt-Reicha-Deputations- 
Beschlusse  nirgends  begründet  ist.  In  Ansehung  des  Anfangs  dieser  Ab- 
gabe haben  die  Dohm-Capltnl  auch  noch  Ausstellungen  gemacht  und  bitten 
wollen,  solche  erst  mit  dem  Jahre  1803  eintreten  zu  lassen;  allein  da  die 
Säcularisation  und  alle  daraus  entstandenen  ähnlichen  Zahlungen  mit  dem 
1.  December  1802  angefangen  haben,  so  ist  es  auch  gerecht,  dass  damit 
schon  die  Sustentations-Abgabe  anfange  und  von  diesem  Zeitpunkte" 


erste  Jahr  gerechnet  werde.  Dieses  ist  auch  schon  von  den  Dohm-Capitoln 
auf  die  an  sie  ergangene  Aufforderung  an  die  Sustentations-Casse  bezahlt 
worden,  und  zwar  in  grösseren  Summen,  weil  damals  die  Grundsätze  noch 
nicht  entwickelt  und  die  Berechnungen  völlig  ins  Klare  gesezt  waren,  so 
dass  sie  im  November  v.  J.  durch  den  Dom-Dechanten  Freihen*n  von  Spi^el 
in^  Regensburg  haben  bezahlen  lassen  und  zwar: 


Linkes  Rheinnfer.    Konkordat.  jg5 

1.  von  MünBter 2033  Rthlr.  15  Gr.  7  Pfg.  ^^^ 

2.  Ton  Paderborn 1142     -        1 

3.  von  Hildesheim .   4936      -      — 

Summa  8110  Rthlr.  16  Or.  7  Pfg. 
mithin  gegen  die  eigentliche  Abgabe  ad ...    .   3215  Rthlr.  13  Gr.  4  Pfg. 

zu  viel  4895  Rthb.  3  Gr.  3  Pfg. 
Diese  prompte  Zahlungen,  welche  von  den  Dom-Capituln  in  E.  E.  M. 
fiatschädigungs-Provinzen  und  nur  von  wenigen  andern  Landesherm  geleistet 
worden,  haben  die  Sustentations-Casse  in  Stand  gesezt,  ihre  Obliegenheit 
gegen  eine  Menge  durch  das  Schicksal  der  jenseit  Rheinischen  Provinzen 
in  Armnth  gesesten  Personen  zu  erf&llen,  und  der  ChurfDrst-Erz-Oanzler 
hat  daher  dieeee  in  den  officiellen  Verhandlungen  vor  dem  Reichstage  rflhm- 
lichst  und  mit  Dankbarkeit  gegen  E.  K.  M.  erwfthnt. 

Die  ZaMüng  ist  auch  zwar  immer  vorbehaltlich  des  Rechts  geschehen; 
dennoch  aber  dürfte  eine  Wiederzurflkforderung  oder  Compensation  nicht 
woU  statthaft  sein,  und  daher  haben  die  Dom-Capitul  selbst  solche  schon 
unter  sich  repartirt,  welches  man  f&glich  auf  sich  beruhen  lassen  kann;  so 
wie  im  üebrigen  auch  vorbedungen  ist,  dass  diese  Grundsätze  demnächst 
bei  der  Reventten-Angabe  der  Dom-Capitul  selbst  in  Rücksicht  des  E.  E.  M. 
gebllhrenden  ^/lo*^  der  Revenuen  nicht  zur  Folge  gezogen  und  darauf  sich 
abberufen  werden  könne.« 


.  * 


Die  Gabinets-Ordre  an  Hardenbei^  und  Angern,  d.  d.  Mockerau  1804  Juni  2 
Juni  2,  fordert  noch  Ergänzungen  zu  diesem  Berichte^),  um  fdr  Dalberg's 
Forderungen  »die  Grflnde  vollständiger  kennen  zu  lernen  und  sorgfiütig  zu 
beachten.« 

B.  34.  67.    Atufnrtigimg.  

716.    Staats -Minitter   Frhr.  v.  Hardenberg  an  den  >  Hochfflretlich  ^i^^. 
Oranien-Fuidaischen  Geheimen  Rath«  v.  Araoldl.    Berlin  1804  Mai  25. 

B.  XL  Bom.    Goneept,  gesehriebea  Ton  EftfUr,  gex.  Hardenberg. 

^  allgemeines  deutsches  Konkordat  dürfe  in  Begensburg  nicht  verhandelt  werden. 
^Mi  sei  die  vorgeschlagene  Veremigtmg  der  protestantischen  Fürsten  dagegen  noch 

nicht  rathsam. 

Antwortet  auf  eine  Anfrage  Amoldi's  vom  4.  Mai:  .  .  .  »Der  hiesige 
KönigL.  Hof  pflichtet  völlig  bei,  dass  eine  dergleichen  Unterhandlung,  wenn 
M  dazu  m  Begensburg  kommen  soUte,  nicht  anders  als  nur  fflr  die  Päpst- 
Gehe  ffierarchie  beförderlich,  hingegen  fOr  die  Freiheiten  und  Rechte  der 
welt^chen  Fflrsten  sehr  nachtheilig  ausfallen  würde.  Derselbe  wird  fOr  sich 
^d  Beine  Staaten  sich  nie  in  solche  einlassen.  Er  verbleibt  vielmehr 
Beines  Orts  bei  dem  bisher  befolgten  System,  dass,  wenn  er  auch  aller- 
^^;8  über  vorkommende  spezielle  einzelne  Angelegenheiten  jedesmal  directe 
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-J^Ptc^  zu  Rom  Verhandlungen  pflegen  Iftsst,  er  doch  niemals  die  Fonn  und  dis 
Wesen  von  Concordaten  oder  ftberhaupt  yon  bilateralen  Acten  sich  ge- 
fallen lassen  kann  und  wird,  da  solehe  nur  ein  Nachgeben  und  einYor- 
theilbewilligen  voraussetzen,  welches  mit  den  Qrundsätien  eines  protestas- 
tisohen  Souverains  nicht  vereinbarlich  ist,  der  blos  zur  Berahigung  der 
Gewissen  seiner  katholischen  Unterthanen,  so  dass  seinen  Majestätsrecbfen 
kein  Eintrag  geschiehet,  mit  dem  römischen  Hof  negotüren  kann. 

Wenn  auch  ftlr  die  Reichs-Provinzen  8.  E.  M.  ausdrflekiich  durch  da 
letzten  Deputations-  und  Reichsschluss  §  26  noch  eine  mehrere  Befreiimg 
in  Absicht  der  hierarchischen  Verfassung,  als  für  andere  ReichastSndiseke 
L&nder,  stipuliret  worden  ist,  so  werden  doch  8.  M.  es  sehr  gern  unter- 
stützen  und  überall  besstens  befördern,  dass  allen  und  insbesondere  dei 
evangelischen  Reichsmitständen  die  nämliche  Freiheiten  und  Rechte  zu  Gute 
kommen,  wie  solche  schon  der  Westphäliche  Friede  sichergestellt  und  der 
£ntschädigungs-Recess  neu  übertragen  und  bestätigt  hat,  und  dass  nahmoit- 
lich  jede  Goncordat-Unterhandlung,  die  diesen  Rechten  nur  offenbaren  Ab- 
bruch thun  würde,  möglichst  abgewendet  werde.  Da  es  indess  sowdt  nod 
nicht  gekommen  zu  sein  scheinet  und  vielleicht  die  besorgliche  WendixDg 
der  8aGhe  von  selbst  unterbleibet,  so  stelle  ich  £.  H.  .  .  .  Bemrtheilung  «b- 
heim,  ob  es  nicht  von  Seiten  der  protestantischen  H6fe  das  rathsamste  sem 
dürfte,  noch  die  weitere  Entwickelung  der  Umstände  abzuwarten  und  dne 
zur  Publicität  unfehlbar  gedeihende  Vereinigung  zwischen  den  Höfen,  wo- 
durch nur  die  Sache  eher  in  Bewegung  gesetzt  und  gewissermassen  provo- 
ciret  werden  könnte,  zu  unterstützen.«  .  .  . 


Mai  27         717.    Immediat- Bericht  der  Staate -Minister  Frhr.  v.  d.  Reelc  und 

V.  Maseow.     Berlin  1804  Mai  27. 

R.  89.  32.  B.    Aufartigniig. 
Dem  Bisehofe  von  Kulm  atefU  nicht  das  Recht  xUy  Tihdar-Domherren  X4s  ernenne», 

»Der  zeitige  Bischof  von  Culm,  Graf  v.  Rydzinski,  hat  den  Deean 
Karpinsky  zu  Grabowo  und  Propst  Wieckewitz  zu  Titular-Domherren  beregten 
Dom-Capitels  mit  Tragung  der  Ordens-Zeichen  ernannt  und  die  Bestätigaog 
nachgesucht. 

Da  aber  nach  dem  darüber  erfordeiien  Bericht  der  Westprenssisehen 
Regierung  seit  dem  diesseitigen  Territorial -Besitz  dieser  Provinz  keine 
Titular-Domherren  bestätiget  worden  und  diese  Anmassung  des  Bischofs 
durch  die  Bestätigung  leicht  einen  Schein  der  Rechtlichkeit  dafür  abgeben 
könnte,  ist  er  wiederholt  mit  seinem  Gesuch  abgewiesen  worden,  wogegen 
er  anderweit  nur  auf  diesen  Fall,  und  da  die  Sache  in  seiner  Diöces  mch- 
bar  geworden,  seine  Bitte  wiederholet. 

Ob  nun  zwar  demselben  zu  Aufrechterhaltung  des  Grundsatzes,  ds8S 
ihm  als  Bischof  dergleichen  Ernennung  nicht  zustehe,  die  Bestätigung  nocb- 


Konkord«!    Kulm.    Pfiffrewasg.  jgy 

Bials  wird  verMget  und  derselbe  wird  angewiesen  werden  mfissen,  sich  »^7 
soldier  Amnassaagen  gänzlich  zu  enthalten,  so  fragen  wir  demnach  ...  an: 
ob  E.  K.  M.  den  Decan  Karpinsky  nnd  Propst  Wieckewitz,  die  nach 
des  Bisdiofe  Zengniss  sehr  verdiente  M&nner  sind  nnd  denen  die 
Abweismig  bei  einmal  mchbar  gewordener  Sache  sehr  kränkend 
seyn  wttrde,  Allerhöchstselbst  zn  Titolar-Domherren  mit  Tragnng 
der  Süfto-Ordens^Zeichen  ans  landesherrlicher  Macht  zn  ernennen 
nnd  nt  genehmigen  gemhen  wollen,  dass  fBr  sie  diese  Begnadigung 
niclit  als  Confirmation,  sondern  als  eine  neue  Ernennung  ansgefertiget 
werden  könne.« 

Rand-Verfflgnng,  geschrieben  ron  Beyme:  JnnilS 

>d.  18.  Juni  1804. 

Approbirt'  beydes,  sowohl  dass  dem  Bischof  die  Bestätigung  zu  versagen 
und  ihm  ähnliche  Anmassungen  fttr  die  Zukunft  zu  inhibiren,  als  dass  der 
Karpinsky  und  Wieckewitz  vorgeschlagenermaassen  aus  landesherrlicher  Macht 
la  'ntnlar-Domherren  zu  ernennen.« 

Hiemacli  Cabinets-Ordre  an  Beck  und  Massow,  Charlottenburg  1804 
Juni  18. 

Anaferiigiuig  in  B.  7.  B.  23.  GG.,  wo  sneli  di«  VonkUn  di«fM  IminedUt-Btrioktes  berahen. 


718.    Cabinets-Ordre  an  das  Justiz- Departement.    Stargard  1804  Mai  28 

Mai  28. 

B.  47.  23.  Abselirift.    R.  89.    MinftUn  dM  Cabinete.  117. 

MU  dem  Pfarrxeknt  der  Protestanien  xu  Müewsky  (?Müewo?  Mükowo?)  für  den  Katho- 

JMten  Pfarrer  muss  es  bis  xu  dem  allgemeinen  Oeseixe  wegen  der  Aufhebung  sein 

Bewenden  haben.  Der  Novalxehni  müsse  Überall  abgeschafft  u?erden,^) 

»8.  El.  M.  von  Preussen  p.  haben  aus  dem  Berichte  des  Justiz-Depar- 
tements vom  14.  d.  M.,  über  die  .  .  .  VorsteUung  der  Holländer  Gemeinde 
zn  Milewsky,  ersehen,  welche  Bewandniss  es  mit  dem  von  den  Supplikanten 
dem  katholischen  Pfarrer  von  ihren  in  Besitz  habenden  LAndereyen  zu  ent- 
richtteden  Decem  hat'),  und  bei  den  angezeigten  Umständen  bleibt  freilich 
ui  fiesem  Falle  nur  die  von  dem  Justiz-Departement  vorgeschlagene  Aus- 
famft  fibrig,  so  dass  Höchstdieselben  daher  auch  die   Gemeine  angewiesen 
Üben,  sich  bei  den  ergangenen  Erkenntnissen  zu  beruhigen  und  Höchst- 
dero  Festsetzungen  Aber  den  Pfarrzehent  der  Protestanten  an  die  katho- 
^he  Geistlichkeit  in  Sfldpreussen  abzuwarten.    Da  jedoch  S.  M.  den  Noval- 
Zehent  ohne  unterschied,  als  der  Landes-Cultur  schädlich,  für  aUe  künftige 
Fille,  wo  derselbe  noch  nicht  erhoben  ist,  abschaffen  lassen,  und  gleicher- 
S^Btah  den  Zehent  von  Protestanten  an  katholische  Geistliche  ferner  nicht 


1)  Cfr.  No.  706.  2)  Die  Abschrift  ist  hier  verstümmelt. 
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M^?^  entrichten  lassen  wollen;  so  befehlen  Höchstdieselben  dem  JnBtu-Depaite* 
ment  hiednrch,  wegen  Abschafifnng  des  erstem  und  letasteren  in  dem  nach 
der  Ordre  vom  23.  Jnlü  1801  ^)  zn  entwerfenden,  noch  Yorbehaltenen  Gesetae 
das  Nöthige  anfnehmen  zn  lassen,  so  dass  das  nene  Gesetz  den  SnppUcaaten, 
da  sie  den  Noval-Zehent  noch  nicht  entrichtet  haben,  ebenfalls  zn  atattean 
kommen  mnss.« 

Diese  Gabinets-Ordre  veranlasst  Goldbeck,  die  Yerordnüi^  w^gen 
der  Anfhebnng  des  Pfarrzwanges  (s.  No.  572,  SO.  März  1803)  von  der  Ge- 
setz-Kommission zu  nochmaliger  Abänderung  zurttckzufordem,  wie  er  BCassow 
am  28.  Juni  1804  mittheilt. 

AnsfertignBg  a.  a.  0.  

Mal  28  Cabinets-Ordre  an  Reck  und  Schroetter  s.  unter  dem  5.  Mai  1804, 
No.  712.  

Mai  28  719.  Bericht  der  Regierung  und  der  Kriegs-  und  Domainen-Kammef 
zu  Magdeburg  an  das  NiedersSchsIsche  Departement  des  General-Direk- 
toriums.   Magdeburg  1804  Mai  28. 

Gen.-Direkiorinm  Magdeburg.  CLIY.  16.  Ansferiigtuig,  ges.  t.  Tsngerow;  T.KleTenov;  Bndolpbi; 
Semler*,  Saok;  y.Alemann;  T.BMer;  Goasler;  v.  Tevenar;  Albrecht;  Goeideler;  SMik;  ond:  Gr.y.Sehweriic 
SehOnewald;  Sombart;  Klewits;  Klewitz. 

Die  Aufhebung  der  Magdeburgiechen  Klöster  wird  empfehlen,^ 

.  .  .  >Wir  sind  der  .  .  .  Meinung:  .  .  .  dass  sämtliche  in  der  Provinz 
belegene  Manns-  und  Frauen-Klöster  aufgehoben  werden  können.  Ednes 
derselben  hat  bisher  einen  solchen  gemeinnützigen,  wohlthätigen  Zweck  ge- 
habt und  erfOllty  welcher  für  ihre  Beibehaltung  spräche. 

Ihre  Fortdauer  ist  nach  dem  Geiste  der  Zeit  entbehrlich,  ihre  Auf- 
lösung um  so  wünschenswerther,  je  grösser  und  gemeinnütziger  die  Zwecke 
sind,  welche  durch  ihre  Aufhebung  erreicht  werden  können. 

In  Ansehung  des  Klosters  Ammensieben  ^j  wird  die  Aufhebung  um  so 
weniger  einem  Bedenken  unterworfen  seyn,  da  solche  dem  Wunsche  des 
Prälaten  selbst,  und,  wenn  man  nach  dem  unter  den  Geistlidien  dieses 
Klosters  herrschenden  Geiste  urtheilen  soll,  auch  deren  Wunsche  gemäss  ist 

Geruheten  aber  auch  £.  K.  M.  unserm  .  .  .  Vorschlage,  die  vier  Frauen- 
Klöster  aufzuheben,  .  .  .  Beifall  nicht  zu  geben,  so  fohlen  wir  uns  doch 
verpflichtet,  nicht  nur  darauf,  dass  die  bisher  denselben  zugestandene 
Verwaltung,  Bewirthschaftung  und  Nutzniessung  des  Kloster-Vermögens  und 
dessen  Ertrages  ihnen  nicht  weiter  gelassen,  vielmehr  ihnen  solche  genom- 
men und  ihr  Unterhalt  und  Bedarf  zu  den  sonst  zu  ihrer  Verbindung  ge- 
hörigen Ausgaben  nach  einem  bestimmten  Etat  angevdesen  und  zugesichert, 
ihnen  auch  die  Aufiiahme  der  Novizen  untersagt  werde,   .  .  .   anzutragen, 


1)  No.  340.  2)  Cfr.  No.  681.  3)  Cfr.  No.  646, 
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sondern  anoh,  daas  auf  jeden  Fall  das  in  der  Neustadt  vor  Magdeburg  be-  ^^^o 
legene  Kloster  Agneten  eingezogen  und  dessen  Mitglieder  in  die  drey  flbrigen 
Fnnen-El58ter,  welehe  gleichen  Ordens  mit  ihnen  sind,  vertheilt  oder  sonst 
wo  untergebracht  werden  mögten,  ...  in  YorscUag  zu  bringen.  .  .  . 

1.  An  jedem  Ort,  wo  bisher  ein  katholisches  Kloster  gewesen,  ver- 
bliebe eine  katbolische  Pfarre  und  Schule.  .  .  . 

2.  Die  Mitglieder  der  Elostergesellschaften  und  welche  sich  sonst  dazu 
eignen,  erhalten  verhftltnissmAssige  Pensionen.  .  .  . 

Ausser  diesen  Pensionen  wflrde  .  .  .  sowohl  dem  Abte  zu  Ammensieben 
und  jeder  Abbtissin  als  jedem  Elostergeistiichen  männlichen  und  weiblichen 
Geschlechts,  sowie  den  Pröpsten  die  Erlaubniss  der  freyen  Wohnung 
m  den  Klöstern  gegeben  und  der  freye  Grebrauch  der  etwa  fUr  jedes  Mit- 
glied vorhandenen  kleinen  Oftrten  überlassen  werden  können.«  .  .  . 

Aus  den  Einkünften  soUe  ein  Provinzial-Yerbesserungs-Fonds 
errichtet  werden,  hauptsächlich  fttr  einen  Kirchen-Baufonds,  fflr  das  Armen- 
imd  Waisenbaua  zu  Magdeburg,  fOr  ein  Irrenhaus  zu  Halle,  fflr  die  von 
den  Klöstern  abhängenden  protestantischen  Prediger  und  Schullehrer  zu 
AHe  Harkt  vor  Egeln  und  zu  Althaldensleben. 

Das   Re Script   von    Reck   und   Angern   vom    18.  Juli  1804    behält  Juli  18 
»nähere  Bestimmung  noch  vor.« 

Ausführliche  Nachrichten  Aber  die  Aufhebung  des  Benediktiner-Klosters 
Si  Petri  et  Pauli  zu  Gross-Ammensleben  in  Gen.-Direktor.  Magdeburg. 
CLIV.   Klöster.  14. 

Cabinets-Ordre  an  Hardenberg  und  Angern   s.  unter  dem  21.  Mai  Juni  2 
1804,  No.  715.  

Bericht  der  Westpreussischen  Regierung  s.  unter  dem  15.  Februar  Jani  12 
1803,  No.  547.  

Cabinets-Ordre  an  Reck  und  Massow  s.  unter  dem  27.  Mai  1804,  Juni  18 
No.  717. 


720.  Cabinets-Ordre  an  die  Staats-Minister  Graf  Hoym,  Frlir.  v.  d.  Recl(  Juni  18 

und  V.  Massow.     Charlottenburg  1804  Juni  18. 

S.  46.  B.  165.  a.    Ansfertigimg. 

^fberlas9ung  der  kaiholiachen  Kirche  an  die  protestantische  Gemeinde  xu  MuschtenA) 

*Ich  habe  auf  Euren  Bericht  vom  19.  v.  M.  über  das  .  .  .  Gesuch  der 
eTangeliflch-lutherischen  Gemeinde  zu  Muschten  beschlossen,  dass  derselben 

^)  %.  Frankfurt  a/0.,  Kr.  Zttllichau,  bei  Schwiebus.    C£r.  No.  694. 
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J^^8  ^^^^  aUein  die  dasige  katholische  Kirche  zu  ihren  gottesdienstlichen  6e- 
braaohe,  sondern  auch  das  angeseigtermassen  in  559  Bttilr.  13  Or.  3V4  Pt 
bestehende  Yermögen  dieser  Elirche  Hbergeben  werden  soll,  da  der  iirige 
OmndsatK  der  katholischen  Kirche,  dass  das  Kirchen-YermOgen  der  ganzen 
katholischen  Parthey  gehöre,  nicht  zi^geben  werden  kann,  vielmehr  def 
wahre  Gnmdsatz,  dass  es  Gemeingnth  ist,  aufrecht  erhalten  werden  msss; 
so  wie  Ich  denn  im  umgekehrten  Falle  kein  Bedenken  tragen  wllrde,  du 
Yermögen  einer  evangelischen  Kirche,  wenn  die  Gemeinde  gana  katholisek 
wftre,  der  katholischen  Gemeinde  zu  überlassen.  Dem  gemftss  auttonare 
Ich  Euch  daher  auch  zur  weitem  Yerfhgung.c  .  .  . 


Juni  18        721.  immediat-Berioht  des  Staats-Ministors  v.  Angern.    Berlin  1804 

Juni  18. 

B.  89.  33.  K.  AiuflNriifnng.    Concept,  Anweiaang  toh  Sack,  R.  70.  Haupt-KomaisBioB.  II 
XXXIV.  2. 

Die  Vereinigung  der  UnwerMU  xu  Duisburg  mit  der  xu  Münster,    Berufung  der 

Professoren  Goppel  und  Merrem  dorthin. 

>E.  K.  M.  haben  durch  die  .  .  .  Cabinets-Ordres  vom  24.  Mirz  1803 
und  12.  April  d.  J.  ^)  schon  vorlftufig  Allerhöchstdero  Absichten  dahin  m 
ftussem  geruhet,  dass  in  der  Stadt  Münster  eine  voUstftndige  üniversitaet 
für  Westphalen  und  vollkommene  Untenichts-Anstalten  f&r  Höchstdero 
katholische  Unterthanen  errichtet  und  damit  die  Universitftt  Duisburg  ver- 
bunden werden  solle.«  .  .  . 

Masse w  hat  »nach  Einziehung  s&mtlicher  Materialien  sich  die  nihere 
Eröffnung  seines  Sentiments  vorbehalten.  Diese  Einziehung  der  Materislies 
lasse  ich  jezt  vorbereiten,  indem  die  nicht  unbeträchtlichen  Fonds  der 
Mflnster-Paderbomschen  Unterrichts-Anstalten,  die  in  grosser  Yerwimmg 
und  schlechter  Yerwaltung  bis  dahin  gestanden,  erst  genau  angenommen 
und  veranschlagt  werden  müssen,  womit  man  jezt  unter  Leitung  des  Ober- 
Cammer-Präsidenten  Frhm.  v.  Stein  beschäftiget  ist.  Der  p.  v.  Stein  hat 
indessen  nach  seiner  eigenen  ausgebreiteten  Kenntniss  von  dem  gesammten 
Gebiethe  der  Wissenschaften  und  seiner  Liebe  filr  deren  Beförderung  imd 
Yerbreitung  schon  früher  im  Allgemeinen  die  Lage  der  hohem  Unterriehts- 
Anstalten  in  den  Westphiaischen  alten  und  neuem  Provinzen  bei  der  Hsnp^ 
Qrganisations-Gommission  voi^estellt  und  darauf  einen  generellen  Pbm  fS^ 
gründet,  der  mit  E.  K.  M.  .  .  .  Absichten  vollkommen  übereinstimmt)  uiäm 
er  dahin  geht,  in  Münster  die  Universität  zu  belassen,  die  katholisohen 
theologischen  Seminarien  zu  Münster,  Paderborn  und  Emmerich  in  eins  xa 
vereinigen,  die  Universität  Duisburg  ^j  aufzuheben  und  aus  den  vereinigten 
Fonds  aller  dieser  Anstalten  in  Münster  eine  vollständige,  alle  wissenscitsA- 


1)  No.  Ö63  und  703. 

9)  Den  ersten  Yorschlag  hierzu  machte  Stein  am  80.  September  1803. 
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liehe  Theile  nmfaseende  Uniyenit&t,  ansserdem  aber  ebendaselbst  oder  zu  ^^^ 
Paderboni  ein  katolischee  theologisehes  Seminarinin  einzurichten  nnd  die 
bestelieiiden  Gymnasien  an  den  Hanpt-Orten  der  Provinzen  zu  yerbesaem. 
Die  allgemeine  Darstellung  zeigt  die  Nützlichkeit  dieses  Plans  in  allen 
Beziehungen  und  daraus  geht  auch  im  Allgemeinen  hervor,  dass  solcher 
andi  mit  d^i  Torhandenen  und  nach  E.  K.  M.  Absicht  künftig  nach  Auf- 
bebung der  ünivenitftt  Erfurt  hinzukommenden  katolischen  Fonds  auf  eine 
iveckmSsaige  Weise  wird  ausgeftthrt  werden  können.  Die  nähere  Beur- 
iheilung  und  AusfOhrung  sezt  aber  die  oben  gedachte  specielle  Vermögens- 
Yeranschlagung  und  einen  vollstftndigen  Btudien-Plan  voraus.  Bis  dahin  hat 
man  sich  darauf  eingeschrftnkt,  die  erledigt  gewordenen  Stellen  bei  der 
üuiversitilt  zu  Münster  wieder  zu  besetzen  und  das  Allemöthigste  Behufs 
der  schon  bestehenden  Lehr-Fftcher  zu  veranstalten.  Dagegen  sind  die  An- 
trlge  des  p.  Frhm.  v.  Stein,  die  noch  fehlenden  Lehr-8tühle  nach  Maass- 
gäbe  der  schon  ausgemittelten  Fonds  zu  bestellen,  noch  ausgesezt,  bis  erst 
das  Ganze  übersehen  werden  kann. 

Unterdessen  hat  derselbe  angezeigt,  dass  zwei  für  solche  fehlende  Lehr- 
steQen,  n&mlich  für  das  Clinicum  und  für  angewandte  Mathematik  und 
Cameral-Wissenschaften,  vorläufig  ausersehene  Männer  anderwärts  hin  einen 
Ruf  bekommen  hätten,  und  deshalb  also  ein  beschleunigter  Beschluss  ge- 
uommen  werden  müsse,  wenn  man  nicht  die  Aussicht,  geschickte  Männer 
bei  dortigen  Lehr-Anstalten  zu  erhalten,  aufgeben  wolle,  da  die  Besetzungen 
imd  leicUiche  Dotirungen  der  Universitäten  Dorpat,  Würzburg  und  Wilna 
£ut  alle  geschickte  deutsche  Gelehrte  wegnähmen. 

Für  das  Clinicum  zu  Münster  ist  nehmlich  der  bekannte  geschickte 
Professor  Cappel  in  Götlingen  zu  erhalten,  und  für  die  Gameral-  und  die 
zunächst  damit  verbundenen  Hülfs-Wissenschaffcen  der  Naturkunde  und  an- 
gewandten Mathematik  der  Professor  und  Doctor  Philosophiae  Merrem  zu 
^^^nrg,  der  jezt  als  öffentlicher  Lehrer  der  Cameral- Wissenschaften  und 
Philosophie  ein  festes  Gehalt  von  355  Bthlr.  hat.  Ersterer  hat  einen  Ruf 
«Is  öffenflicher  Arzt  nach  Moskau  mit  2500  Rubel  Gehalt,  freier  Wohnung 
ond  andern  Yortheilen  durch  den  kaiserlichen  Russischen  Gesandten  von 
M>peus  erhalten;  lezterer  aber  nach  Marburg  mit  800  Rthlr.  festen  Ge- 
Wts.  Beide  haben  schon  vorläufig,  da  sich  die  diesseitigen  Unterhandlungen 
^erzogen  haben,  diese  Rufe  angenommen;  allein  sie  ziehen  es  vor,  nach 
Ktknster  unter  E.  K.  M.  freiem  wissenschaftlichen  Schutz  sich  zu  begeben, 
wenn  jedem  ein  festes  Gehalt  von  1000  Rthlr.  und  ersterem  der  Hofraths- 
^Wakter  accordirt  wird. 

Der  p.  Frhr.  v.  Stein  hat  dies  sehr  unterstüzt  und  zugleich  durch  vor- 
^Mge  Berechnungen  nachgewiesen,  dass  es  an  Fonds  dazu  nicht  fehlen 
bnn,  mdem  unter  der  sorgsamen  und  verständigen  Leitung  der  Verwaltung 
^^  VUnsterschen  Studien-Fonds,  die  während  der  diesseitigen  Occupation 
uvrch  den  Dom-Doohanteu  Frhm.   v.  Spiegel  mit  der  grossesten  Uneigen- 
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J^n^8  ^^^^S^^^^  gOBchielit,  allein  von  den  Revenuen  der  Münsterschen  UniTeni- 
tat  und  deB  Gymnasii  sich  ein  jährlieher  disponibler  reiner  üebersdmat 
von  4200  Rthb.  yeraprechen  lAsst,  ohne  die  betrftchtlichen  TJeberachfbBse 
der  Paderbomschen  Stndien-Fonds  nnd  sonstiger  zn  erwartender  Zosehflsse 
zu  gedenken.« 

Beantragt  trotz  der  Bedenken  Massow^s  wegen  des  noch  nicht  fertigi» 
Organisations-Planes  ^}  für  die  Universität  Münster  die  Berufung  >beBoiider8 
da]]^der  p.  Merrem  selbst  ein  im  Lande  wohnender  bertthmter  Gelehrter  sey, 
und  zu  einem  Director  der  Clinischen  Anstalten  der  p.  Gappel  vorsllgfich 
geschickt,  und  beide  sonst  fflr  E.  E.  M.  Staaten  verlohren  sein  wflrden^  ao 
solchen  aber  Mangel  sei.«  .  .  . 

Juni 23  Rand-Resolution,  geschrieben  von  Beyme: 

»23.  Juny  1804. 
Der  Antrag  des  Ref.  wird    approbirt,  jedoch  muss   das  Gehalt   von 
355  Rthlr.,  welches  Merrem  in  Duisburg  gehabt  hat,  nicht  wieder  yeigebea 
werden.     Ezp. 

1.  an  Ref. 

2.  Notif.  an  p.  v.  Massow.« 

Die  entsprechend  dieser  RandverfCIgung  ausgefertigten  CabinetB-^Ordres 
blieben  unvoUzogen  liegen,  wie  auch  Bejme  noch  am  26.  September  1805 
auf  eine  Anfrage  Büttner 's  ^j  verfügt  Im  Januar  1806  änderten  sieh  dann 
»die  Local-Verhältnisse«,  da  Duisburg  im  Pariser  Vertrage  abgetreten  wurde. 


Juni  18         722.  Der  Bischof  von  Posen,  Graf  Raczynski^  an  den  Staais-Minitier 

V.  Voss.     Ci^en  1804  Juni  18. 

Oen.-DireUorium  Sftdpretuwen.  LXXII.  1093.    Ausfertigung  (?  die  ünienchrift  fehlt,  aa- 
goheinend  beim  Akfcenheften  weggeschnitten). 

Bitte  um  Beibehaltung  des  Reformaten- Klosters  in  Posen^  dessen  Verdienste  hervor- 

gehohen  werden,^) 

>Aus  der  hier  in  übersetzter  Abschrift  beygehenden  Eingabe  [d.  d. 
11.  Juni  1804]  des  Reformaten-Klosters  zu  Posen  werden  £.  £.  zu  ersehen 
geruhen  y  wie  dieses  Kloster  nach  erhaltenem  Befehle,  es  zu  veriassen,  seine 
Bitte  bey  mir  anbringt,  mich  fOr  dasselbe  zu  verwenden  und  sowohl  als 
Fundator  wie  auch  als  Dioecesan-Bischof  bej  E.  E.   meinen  Vorsprach  zu 


1)  Im  M&rz  1806  wurden  der  Kammer-PrSsident  v.  Yincke,  der  Domdechant 
Frhr.  v.  Spiegel  und  der  Geistliche  Bath  Scbmedding  zu  einer  »Üniversitiits-Ein- 
richtungs-Gommlssion«  für  Münster  bestellt  Sie  fand  bei  dem  Oeneral-Vikariate 
namentlich  wegen  der  Lehrthätigkeit  theologischer  Professoren  solche  Schwierig- 
keiten, dasB  Yincke  und  Spiegel  wiederholt  dringend  um  Enthebung  von  dieser 
Kommission  baten,  u.  a.  im  Juni  und  September  1806.  B.  70.  Münster.  II.  XXXV. 
4;  cfr.  Humboldts  Beriebt  vom  21.  Mai  1806,  No.  920. 

2)  Geh,  Cabinets-Journalist.  3)  Cfr.  No.  706  und  766. 
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thnn.    Die  von  E.  E.  wohlbekannte  Gnmdsätze  meines  Yerfahrens  in  meiner  ,^^o 

Juni  18 

Amtsfthrong  and  die  Beweise,  die  ich  so  vielmal  g^eben  habe,  zum  Besten 
des  Landes,  insofern  es  meine  Lage  erlaubt,  mitiawirken,  lassen  mich  nicht 
zweifehl,  dass  meine  hentige  VorsteUung,  die  ich  in  grössten  Zutrauen  E.  E. 
gerechten  und  homanen  Gesinnungen,  welche  Hochdero  AdminiBtration  so 
wesentlich  characterisiren,  vorzulegen  mich  erdreiste,  wird  gnädigst  und 
nieht  ohne  erwünschten  Erfolge  angenommen  werden,  und  zwar  um  so  mehr, 
da  mich  zu  dieser  Verwendung  für  obgedachtes  Kloster  sowohl  die  Pflichten 
als  Bischof,  wie  auch  als  eines  repraesentirenden  Nachfolgers  des  ersten 
Fnndators  motiviren. 

Es  ist  nicht  meine  Sache  zu  untersuchen,  welche  id6e  es  dem  Staate 
Aber  die  Nothwendigkeit  und  Nutzbarkeit  der  Existenz  der  Kloster-Geistlich- 
keit zu  hegen  gefiült  oder  aus  welchem  Gesichtspunkte  dieselbe  angesehen 
wird,  allein  icli  bin  der  Meynung,  dass  ich  nicht  irre,  wenn  ich  zu  behaupten 
mich  erdreiste,  dass  es  unmöglich  ist,  dass  die  Klöster  fttr  unnütz  und  ent- 
befailieh  betrachtet  werden  sollten.     Der  beste  Beweis  des  von  denselben 
entstehenden  Nutzens  ist  der  sich  täglich  vermehrende  Mangel  derjenigen 
Personen,  die  ohne  aller  Hoflhung  zeitlichen  Yortheiles  mit  eigener  Selbst- 
yerläugnung  und  mit  der  bejspiellosen  Uneigennützigkeit  dem  Gottesdienste 
und  dem  Wohl  der  Christlichen  Gemeinden  sich  wiedmen.    Die  Folge  dieses 
MsngelB  ist  die  immer  mehr  und   mehr  anwachsende  immoralitaet,  deren 
progressive  Zunahme  traurige  Aussichten  sowohl  für  das  Land  als  auch  fOr 
die  Beligion,  ohne  welcher  das  Land  nicht  subsistiren  kann,   verkündiget. 
Und  obgleich  das  Be3rspiel  der  Aufhebung  eines  oder  des  anderen  Klosters 
Ue  imd  da  beym  ersten  Anblick  nicht  diese  Folgen  nach  sich  zu  ziehen 
scheint,  so  muss  doch  die  Entfernung  der  Mönche    aus  ihren  seit  Jahr- 
hunderten von  ihnen    bewohnten  Klöstern  starken  Eindruck  in  Rücksicht 
derselben    beym  Volke   erregen,  besonders,   wenn  dieses  Schicksal  solche 
Mönche  und  Klöster  trifft,  denen  man  weder  in  Rücksicht  der  bürgerlichen 
noeh  moralisehen  Aufführung  etwas  vorzuwerfen  hat    Diese  Betrachtungen 
sprechen  durchaus  fOr   die  Reformaten  zu  Posen;    deren   beyspielige  Er- 
Aüliuig  ihrer   Berufspflichten,   erwiesene   stete  Anhänglichkeit  zum  Staate, 
ilffe  Unterwürfigkeit  gegen  die  Dioecesan-Jurisdiction,  die  Hilfsleistung  bei 
den  Arbeiten  in  dem  Weinberge  Christi,  die  bey  dem  Publice   billig  er- 
worbene Achtung  macht  sie  wirklich  der  Rücksicht  des  Staats  würdig.   Dieses 
Beformaten-Kloster  beruft  sich  in  seiner  Eingabe  auf  die  Landesgesetze, 
die  ftbt  sie  als  für  Eigenthümer  sprechen  und  die  zu  bestimmen  scheinen, 
d^  ihnen  ihr  zugesichertes  Eigenthum  unberührt  bleiben  soll,  welches  sie 
in  einem  so  guten  und  kostbaren  Zustande  zu  unterhalten  sich  bemühet,  so- 
gar uü&ngst  mit  ansehnlichen  Kosten  eine  Haupt-Reparatur  der  Dach-  und 
Maner-Werke  beendiget  haben. 

£b  ist  nicht  meine  Sache  nachzuforschen,  inwiefern  dass  ihre  Behauptung 
HQcksicht  bey  E.  E.  finden  kann,  allein  meine  Pflicht  ist  es,  Hochdenen- 
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T^^ft  selben  ToraiiBtellen,  dass  die  Oathedralkirche  von  der  Commimitit  dieiei 
Klosters  ihre  Prediger  lu  haben  pflegt,  deren  Verlust  desto  empfindUdnr 
sowohl  für  diese  Kirche  als  das  Capital  seyn  mflsste,  je  schwerer  solcher 
za  ersetzen  wäre,  üeberdies  die  Anlage  selbst  dieses  Reformaten-Klosien 
am  ftnssersten  Ende  der  Stadt  Posen  macht  diese  Mönche  in  Ansehimg  der 
Seelsorge  unentbehrlich.  In  der  Entlegenheit  von  der  Stadt  Ton  dieser  Seite 
ist  keine  Parochialkirche,  die  nfther  als  eine  starke  Meile  belegen  wire, 
und  die  bey  Posen  belegene  und  zur  Paroehie  ad  St.  Joaiinem  gehdrige 
Dörfer  würden  von  ihrem  local-Pfarrer,  da  derselbe  seiner  geringen  Fn- 
dation  wegen  keinen  Gehttlfen  haben  kann,  in  ihren  geistlichen  BedflrfinsMi 
nicht  bedient  werden  können,  wenn  die  Reformaten  von  dieser  Stelle  ent- 
fernt werden  soUten,  die  bis  hierher  in  der  Entlegenheit  fast  von  vier 
Qnadratmeilen  die  Seelsorge  versehen  haben.  Diese  Betrachtungen  md 
Umstände,  deren  realität  ich  jeder  Prüfung  unterwerfen  kann,  machen  miok 
so  dreiste,  meine  ganz  gehorsamste  Bitte  bey  E.  E.  anzubringen: 

Hochdieselben  möchten  gnädig  geruhen,  durch  Hochdero  IntercessioD 
die  Existenz  des  Reformaten-Klosters  zu  Posen  zu  bewirken. 

Sollte  es  jedoch  w^;en  Vollziehung  der  Landes -Absichten  dvrchisi 
erforderlich  seyn,  dass  das  Seminarium  fkr  die  Land-Schullehrer,  dessen 
Nfltzlichkeit  nicht  zu  verkennen  ist,  in  dieses  Kloster  gebracht  werden  mtlttte, 
so  halten  sich  die  dortigen  Mönche  aus  Liebe  zum  allgemeinen  Besten  flr 
verbunden,  von  ihrem  Eigenthum  zu  einem  so  löblichen  Behuf  ein  Opfo 
zu  machen  und  sind  bereit,  so  viel  von  ihrem  Kloster  abzutreten,  ab  xn 
dieser  Absicht  erforderlich  ist,  wenn  ihnen  nur  soviel  Oelass  flbrig  blribt, 
dass  sie  mit  8  Oliedem  ihrer  Gommunitaet  zur  Bequemlichkeit  des  Pnbli- 
cums  und  Bedienung  ihrer  Kirche  daselbst  bleiben  können. 

Dass  diese  Einrichtung  stattfinden  kann,  beweiset  das  schon  irnJabr« 
1795  erfahrene  Beyspiel,  als  dazumal,  da  das  ganze  Dioecesan-Seminirinm 
zu  einem  Militair-Lazareth  eingezogen  wurde,  die  Glerici  dieses  Semhitfii 
in  einer  Anzahl  von  16  Personen  samt  ihren  drey  Professoren  in  das  Be- 
formaten-Eüioster  translocirt  worden  und  dort  ttber  ein  ganzes  Jahr  geblie- 
ben sind. 

Ich  setze  mein  ganzes  Zutrauen  auf  E.  £.  menschenfreundliehe  und 
liberale  Gesinnungen,  dass  Hochdieselben  nächst  meinen  vorgetragenen  Be- 
trachtungen auch  diese  in  gnädige  Erwägung  ziehen  werden,  wie  s6lmleTt^ 
lieh  es  Individuen,  besonders  betagten,  fallen  muss,  ihren  Ort,  wo  sie  des 
mehresten  Theil  ihres  Lebens  in  völliger  Ruhe  zugebracht  haben,  rftiuD^o 
zu  mflssen  und  am  Abende  ihrer  Tage  sich  in  andern  Klöstern,  wo  sie 
nicht  anders  als  Fremde  angesehen  werden,  unverschuldet  umzoschligsii 
genöthiget  sehen. 

Ich  schmeichle  mich,  dass  E.  E.  diese  meine  Vorstellung  nicht  Ar  eine 
Widersetzlichkeit  g^en  die  Allerhöchste  Staatswillensmeynung  ansehen, 
sondern  dieselbe  als  eine  natflriiche  Wirkung  der  Amtspflichten,  deren  E^ 
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fUfamg  ich  sngesehworen  habe  und  nie  zn  erfliUen  aufhören  werde,  gnädigst^ j^^g 
annmehmen  geruhen  werdmi.« 

Band-Besolntion,  geschrieben  und  gezeichnet  von  Budoiphi:  Jali2 

»Es  ist  dem  Bischof  zu  antworten,  dass,  da  von  des  K.  M.  durch  die 
CSsbinets-Ordre  Tom  22.  April  er.  ^)  verordnet  sey,  dass  die  Elostergebäude 
m  einem  Land-  und  Stadt-Schullehrer-Seminario  eingerichtet  und  die  Ordens- 
Geistlichen  nebst  Dienerschaft  in  andere  Klöster  ihres  Ordens  vertheilt 
werden  sollen,  8.  £.  ausser  Stande  wftre,  hierunter  eine  Abänderung  zu 
treffen,  zumal  durch  zweckmässige  YerfQgungen  der  Besorgniss,  dass  durch 
Versetzung  der  Ordens-Mitglieder  die  von  ihnen  in  der  Nachbarschaft  Aber- 
Bommene  Seelaoi^e  leiden,  auch  die  Cathedral-Eirche  ihrer  Hülfe  bei  dem 
Poenitentiar*  und  Prediger-Amte  entbehren  würde,  abgeholfen  werden  solle. 
Der  Bischof  solle  daher  das  Dohm-Capitul  hierunter  beruhigen,  auch  die 
Kloster-Geistlich^i  auf  ihr  angebrachtes  Gesuch  gehörig  bescheiden.« 

Hiemach  Re Script  des  Sttdpreussischen  Departements  an  Baczjnski, 
d.  d.  Berlin  1804  JuU  2. 

Conoept,  g«.  Voss,  a.  a.  0.        

Cabinets-Ordre  an  Angern  s.  unter  dem  18.  Juni  1804,  No.  721.  Juni  23 
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V.  Angern.    Berlin  1804  Juni  27. 

R.  S9.  58.  J.  Ausfertigung.    Concepl^  Anweisung  von  Saok,  R.  70.  Haopt-Kommistioo.  II. 
XIV.  11 

M  Sidhmg  des  Kur-Erxkcmxlers  xu  der  Fundinmg  der  Sustentationskaase  für  die 

Hnksrkeinischen  Domkapitel.^ 

Die  Cabinets-Ordre  vom  2.  Juni  hat  Ergänzung  des  Berichts  vom 
21.  Mai  1804^)  erfordert:  »Wir  verfehlen  nicht,  hierauf  .  .  .  anzuzeigen, 
daag  eigentlich  der  Kurfürst  Erz-Kanzler  diese,  in  unserm  .  .  .  Bericht  vom 
21.  V.  M.  vorgetragenen  Forderungen  an  die  mehrfachr  päbendirten  Dom- 
herrn in  der  generellen  Anzeige  an  die  Beichs-Deputalion  unterm  17.  Febrnai- 
V.  J.  4)  gemacht  hat,  welche  .  .  .  hierbeigefdgt  ist. 

Nachdem  aber  die  Dom-Capitel  in  E.  K.  M.  Entschädigungs-Provinzen 
dagegen  die  bekannten  Ausstellungen  gemacht,  hat  der  Knrffirst  Erz-Kanzler 
selbst  keine  nähere  Grflnde  angefahrt,  sondern  sich  im  Allgemeinen  auf 
den  Sinn  und  die  Absicht  des  §.  75  des  Haupt-Beichs-Deputations-Schlusses 
▼om  25.  Februar  v.  J.  berufen,  und  selbst,  nach  der  .  .  .  Erklärung  seines 
Staatammisters,  des  Freiherm  von  Albini,  vom  4.  Juny  v.  J.  *),  sich  der  Aus- 
^^gong  desselben  enthalten,  vielmehr  diese  selbst  dem  Gewissen  der  Dom- 

1)  Cfr.  No.  706.  2)  0fr.  No.  728.  3)  No.  715. 

4]  No.  649.  5)  No.  606. 
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T^^7  ^^"^  überlassen.  Bald  aber  hat  er  eine  eigne  geistliche  SosteDtaiioBs- 
Commission,  bestehend  ans  Depntirten  der  jenseits  Rheins  an^ehobenea 
Dom-Gapitnl  zn  Trier,  Basel,  Lüttich  n.  s.  w.  nnter  dem  Yorsitae  dee 
Mainzischen  Dom-Gapitnlaren,  Orafen  von  Stadion,  zn  Eegensbnig  etablirt, 
und  an  diese  denn  die  Sache  verwiesen. 

Mit  derselben  ist  solche  denn  auch  weiter  verhandelt,  ihr  sind  die 
Gegenvorstellungen  und  Ausführungen  der  diesseitigen  Dom-Capitol  nnd  die 
Grfinde  mitgetheilt,  welche  unterm  21.  v.  M.  wir  E.  K.  M.  kflrzUeh  .  .  .  ange- 
zeigt haben.  Die  Sustentations-Gommission  hat  in  Beantwortung  derselben 
überall  den  §  75  des  Reichs-Deputations-Beschlusses  zum  Omnde  gelegt  V3ä 
anerkannt,  dass  die  Obliegenheit  der  mehrfach  präbendirten  Domherrn  nidit 
weiter  ausgedehnet  werden  könne,  als  dieses  Gesetz  es  verordne.  Sie  hat 
dagegen  aus  dem  allgemeinen  Sinn  desselben,  der  auf  die  Erhaltung  dier 
ausser  Brod  gekommenen  jenseitrheinischen  Domherrn  gerichtet  sey,  her- 
geleitet, dass  hierauf  mehr;  als  auf  den  restrictiven  Wort-Verstand  geseheD 
werden  müsse,  zumal  von  einer  Alimentation  als  einer  privüe^rten  Saehe 
die  Rede  sey. 

Wenn  also  von  Präbenden  die  Rede  sey,  so  könnten  darunter  eben 
sowohl  die  Präbenden  in  GoUegiat-Stiftem,  welche  Domherrn  besitzen,  als 
die  Dom-Prftbenden  allein  verstanden  werden. 

Unter  dem  Ausdruck:  des  bisherigen  Genusses,  wftren  sSmtliche 
Revenuen,  nicht  blos  von  dem  Gorpus  praebendae,  sondern  auch  von  den 
Präsentien,  Dignitäten  u.  s.  w.  zu  verstehen,  zumal  diese  alle  auch  dem 
landesherrlichen  Vio^S  welches  sie  abgeben  sollten,  unterworfen  wftren. 

Dass  eine  Prftbende  frey  bleiben  solle,  dafür  scheine  freilich 
die  Analogie  der  Fürsten-Bischöfe  zu  sprechen;  allein  diese  besondere  Be- 
stimmung sey  in  Ansehung  der  Domherrn  nirgends  ausgedrückt,  und  darum 
könnte  der  Ausdruck  von  Präbenden,  von  allen  mehrfachen  Präbenden  ver- 
standen werden. 

Die  Sustentations-Gommission  hat  indessen  auch  selbst  erklärt,  dass  in 
der  Folge,  nach  Gerechtigkeit  und  Billigkeit,  manches  hierunter  näher  zu 
bestimmen  se3m  dürfte.  In  ihrem  unterm  16.  Februar  d.  J.  durch  den 
Ghurfürsten  Erz-Kanzler  an  den  Reichstag  gebrachten  ersten  Bericht  von 
ihren  Gommissarischen  Verhandlungen  über  diesen  Gegenstand  hat  sie  allein 
die  von  der  Reichs-Deputation  als  erschöpfend  angenommene  erste  Anzeige 
des  GhurfQrsten  Erz -Kanzlers  vom  17.  Februar  pr.  zum  Grunde  gel^ 
auch  einige  allgemeine  Rücksichten  der  Billigkeit  angenommen,  z.  B.  die 
Domdechanten  frey  zu  lassen,  weil  deren  Stelle  eine  mit  Arbeit  verbundene 
Dignität  sey;  wogegen  sie  Beispielsweise  die  Abführung  der  Quote  von 
mehrem  Präbenden  angenommen  hat. 

Auf  diese  Gründe  haben  die  Dom-Gapitnl  in  E.  K.  M.  Entschädigungs- 
Provinzen  sehr  ausführlich  geantwortet,  womit  wir  indessen  Allerhöchst- 
dieselben hier  nicht  mehr  behelligen   mögen,  wovon  aber  das  WcBentliche 
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in  uiBerm  .  .  .  Beriohte  vom  21.  v.  M.  enthalten  ist,  und  welches  sich  darauf  ,^^?1„ 

Juni  27 
redneirt,  daaa  die  Sustentaüons-Bestimmung  mit  der  landesherrlichen  Abgabe 

des  Vi9^^  nicht  in  Verbindung   stehe  und  die  Auslegung  der  erstem  aus 

dem  geeammten  §  75  und  aus  sonstigen  Umständen  geschehen  müsse. 

In  der  That  liegt  auch  die  ganze  Differenz  in  der  Dunkelheit  dieses 
§phen  des  Reichs-Deputations-Gonclusi,  der  sich  auf  mehrere  Weise  aus- 
legen Iftast.  Darum  hat  auch  wohl  der  GhurfOrst  Erz-Kanzler  darflber  nicht 
illr  sieh  entscheiden  wollen.  Er  hat  aber  auch,  Inhalts  der  unserm  Be- 
riehte  vom  21.  y.  M.  ...  beigefttgten  Erklärung  ^),  nicht  eigentlich  auf  einen 
sehiedsrichterlichen  Ausspruch  £.  K.  M.  über  die  von  beiden  Seiten  vor* 
getragenen  Argumentationen  angetragen,  sondern  vielmehr,  unter  stillschwei* 
gender  Beseitigung  der  Differenz,  E.  K.  M.  nur  ersucht,  landesväterlich  zu 
erwägen  und  zu  bestimmen,  was  die  Dom-Gapitel  zu  dem  Sustentations- 
Fonds  beitragen  sollen. 

Bei  der  Sustentations-Commission  selbst  ist  die  Absicht  sehr  yerzeih- 
li^,  diesen  Fonds  zum  Bessten  der  Noth  leidenden  jenseitsrheinischen  Geist- 
lieben  möglichst  zu  erweitem,  da  die  Ifitglieder  der  Gommission  selbst  zu 
denselben  gehören;  allein  dies  kann  denn  auch  den  diesseitigen  mehrfach 
pribendirten  Domherrn  sehr  drückend  werden,  zumal  diese  dergleichen 
Präbenden  nicht  ganz  umsonst  zu  besitzen  pflegen,  sondern  aus  ihrem  Ver- 
mögen den  Ihrigen,  wie  in  der  Regel  bei  solchen  Familien  der  Fall  ist, 
durch  üeberlassung  eines  oder  des  andem  Theils  der  elterlichen  Erbschaft 
haben  gerecht  werden  müssen;  so  wie  auch  das  öffentliche  Wohl  des  Staats 
f&r  die  nicht  zu  grosse  Ausdehnung  der  Forderungen  spricht,  da  3)  schon 
an  sich  ein  beträchtliches  Geld-Quantum  dafür  und  ftlr  die  Bischöfe  von 
Basel  und  Lüttich  ausserhalb  Landes  geht  und  dorten  verzehrt  wird.« 


724.  immediat-Bericht  der  Staats-Minister  Frbr.  v.  d.  Reck,  [v.  Massow]  Juni  27 
und  V.  Angern.  Berlin  1804  Juni  27. 

B.  S^.  32.  H.  Ansfertigiuig.     Coneept,  Anwtisiing  tob  Sack,  B.  70.  Haupt-Kommission.  II. 
DV.  12. 

Weitere  Darlegung  der  aügememen  QrtmdsiÜxe  für  die  Aufhebung  der  Klöster  im 
EialberstädHsehen.  Die  fimdirten  Mcmns-'Ktöster  seien  sogleich  aufzuheben,  die  Mendi- 
kanUn'Ktöster  der  Sedsorge  wegen  xu  belassen,  bis  dafür  Ersatz  geschafft,  von  den 

Nonnen-Klöstern  einige  Oberhaupt  beizubehalten.^) 

.  .  .  »Bei  der  angestellten  gemeinschaftlichen  Prüfung^)  sind  wir  nun 
von  folgenden  Erfahrungen  ausgegangen: 

Wenn  man  in  katholischen  oder  yermischten  Ländern  gelebt  und  das 
Kirchen-  und  Kloster- Wesen  der  Katholiken  näher  kennen  gelernt  hat,  so 
hat  man  deutlich  zu  bemerken  Oelegenheit,  dass  das  katholische  Publicum  für 


1)  No.  663.  2}  Vorlage:  »die.«  3)  Cfr.  No.  704,  738  und  734. 

4)  Mit  dem  jetzt  abwesenden  Staats-Minister  y.  Massow. 

Oranier,  Freuss«]i  und  die  katk  Kirehe.    IX.  12 


^ 
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T^^7  ^^  ftmcürten  MOnchfl-ElOster  gar  keine  Aohtung  hat,  weQ  es  die  Mtedie 
darinn  fOr  wohllebende  Mttsaigginger  hftlt,  welche  aneh  dies  Urtheii  oft 
darch  üppiges  Leben  und  ärgerlichen  Wandel  noch  mehr  provociren.  lAt 
Nonnen-Klöster  werden  als  Yersorgüngs-Anstalten  nnvwheyratheter  nnd  be- 
dürftiger Mädchen  geduldet;  aber  die  Mendieanten-KlOtter  werden  als  An- 
stalten strenge  nnd  einfach  lebender,  sich  mit  dem  Gottesdienst  ud  dm 
Beligions-Unterricht  abgebender  Männer  sehr  geachtet 

Daher  hat  man,  selbst  in  den  nenen  Entschädignngs-Ländem,   wdehe 

grOstentheils  katholische  Unterthanen  enthalten,  in  Ansehung  der  wegen  der 

Klöster  getroffenen  Maasregeln  das  gröste  Pnblicnm  anf  seiner  Seite  gdiskt; 

nnd  z.  B.  im  Fflrstenthnm  Hildesheim  ist  das  Benedictiner-Kloster  St  Ifidur 

eHs  in  Hüdesheim  das  einzige  fdndirte  Kloster  gewesen,  dessen  Beibehaltosg 

vom  Pnblico  gewünscht  worden,  weil  es  durch  sein  regelmäs^ges,  oideit- 

iches  Leben  nnd  seine  Bestimmung  fllr  Seelsorge  nnd  Jngend-^Brriehnng  so 

▼iel  Achtung  genossen   hat,  als   das  Publicum  allgemein  fOr  das  dortige 

Gapuziner-,  als  ein  Mendicanten-Kloster  an  den  Tag  gelegt  hat 

Eben  dies  wird  nun  in  E.  K.  M.  altem  Provinzen  noch  um  so  mdff 
der  Fall  seyn,  da  solche  gröstentheUs  protestantische  Eingesessene  eathaltti; 
nnd  deshalb  wird  gewiss  die  Aufhebung  der  fundirten  Manns-KlMer  kemes 
Anstoss  geben,  auch  darunter  die  Seelsorge  nicht  leiden,  wenn  nur  ^e 
Mendicanten-Klöster  fürs  erste  noch  beibehalten,  und  da,  wo  es  riddich  'v^ 
noch  Pfarreyen  fundirt  werden. 

Insbesondere  ist  es  auch  bey  der  Stadt  Halberstadt  jedem,  der  doii 
gewesen  ist,  nicht  unbekannt  geblieben,  wie  wenig  Achtung  das  Benedictmer-^ 
Kloster  St.  Johann  geniesst,  dag^;en  die  Franciscaner,  auch  dorten,  vm 
allen  Religions-Partheyen  geachtet  werden,  weshalb  die  Aufhebung  te 
ersteren  gewiss  um  so  weniger  irgend  einen  nachtheiligen  Eändmek  nuebeB 
würde,  als  £.  K.  M.  einen  Theil  dieser  Revenuen  wieder  zu  Kirchen-  m^ 
Schul-Angelegenheiten  zu  verwenden  die  Absicht  hegen. 

Aber  auch  für  die  Gonventualen  selbst  ist  die  Aufhebung  der  ftmdirten 
Klöster  besser,  und,  nach  ihren  häufigen  Aeusserungen,  wünschenswertber, 
als  das  Zusammenlegen  und  Aussterben.  Denn  in  diesem  letzteren  Falk 
bleiben  sie  an  ihre  Pflichten  im  Kloster  gebunden  und  sind  also  dem  Cho^ 
dienst  u.  s.  w.  unterworfen,  es  mögen  noch  so  wenige  vorhanden  seyn;  vi 
diese  Last  wird  sodann  nicht  geringe.  Sie  dürfen  auch  nicht  heranstreftoi, 
ehe  das  Kloster  aufgehoben  ist;  und  das  Zusammenlegen  mehrerer  Klöster 
findet  die  grosse  Schwierigkeit,  dass  bey  mehreren  Orden  die  Differeni  ^ 
Regel  und  der  Lebensart  sehr  gross  ist,  auch  dass  jeder  der  fiudirteai 
Mönche  auf  Lebenszeit  nur  auf  sein  eignes  Kloster  Profess  thnt.  Wird  nns 
aber  das  Kloster  angehoben,  so  fallen  alle  jene  Lasten  weg,  mancher  AU 
sich  zu  seinen  Verwandten  zurück,  und  manche  werden  auch  durch  Seel- 
sorge, Sohul-Ünterricht  pp.  dem  Staate  nütslich,  wie  ihnen,  so  wie  es  niek 

i;  Vielmehr:  »Augustiner-Kloster«. 
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dem  Reieh8-Depiitatioii8-BeBehlii88  vom  25.  Februar  pr.  §  57  in  den   Entr  j^^» 
sdhädigimgB-Provinsen  geschehen  ist,  aneh  hier  bey  Bewilligung   der  Pen- 
lioiien  snr  Pflicht  gemacht  werden  kann. 

Bey  den  Mendicanten-KlOstem  kann  flberdem  die  Verstftrkting  der 
KUteter  durch  verbotene  Annahme  der  Novizen  nicht  einmal  sofort  ver- 
kittet werden,  indem  solche  in  Provinzen  vertheilt  sind,  und^die  Mönche 
alle  drey  Jahre  ans  einem  Kloster  in  das  andere  versetzt  werden,  dagegen 
man  nur  in  eines  dieser  Klöster  Novizen  aufiiimmt,  die  nachher  in  die 
andern  wandern.  Da  nun  eine  Pensionirung  derselben  mit  einemmale  nicht 
geechehen  kann,  weil  ihrer  zu  viele  und  sie  ohne  Vermögen  sind,  so  kann 
auch  das  Aussterben  nur  langsam  von  statten  gehen. 

Die  Yermögens-Yerwaltung  und  Verpflegung  der  Mönche  ist,  wenn  die 
fiutdirten  Klöster  nicht  aufgehoben  werden,  ebenfalls  mit  vielen  Schwierig- 
keiten verknüpft.  Bis  jetzt  haben  sie  von  dem  ganzen  Vermögen  des 
Klosters  gelebt  und  daraus  das  Übrigbleibende  an  Arme,  ihrer  Ordens- 
Begel  zufolge,  vertheilt.  Darin  Iftsst  sich,  so  lange  das  Kloster  besteht, 
mcht  woU  eine  Einschrftnkung  machen,  und  wiU  man  sie  verpflegen  lassen, 
80  wird  dies,  abgerechnet  die  allgemeine  Unzufriedenheit,  gewiss  nicht 
wohlfeiler  zu  beschaffen  seyn.  Eine  strenge  Aufticht  und  Rechnungsführung 
zu  veranstalten,  ist  sehr  mislich,  und  mit  alle  dem  wird  eine  Entfremdung 
aEes  Mobiliare,  des  Silbers,  des  Kirchen-Schatzes  und  d.  gl.  nicht  verhütet 
werden  können,  wie  die  Erfahrung  bey  denjenigen  Klöstern  in  den  Ent- 
sehAdigungs-Provinzen,  die  nicht  sogleich  haben  aufgehoben  werden  können, 
geldhrt  Jiat. 

Aus  diesen  allgemeinen  Qrflnden  halten  wir  die  in  der  .  .  .  Gabinets- 
Ordre  vom  19.  April  d.  J.^)  aufgestellten  Ideen  nicht  fOr  anwendbar  bey 
Sfteularisation  der  Klöster  in  den  alten  deutschen  Provinzen  E.  K.  M.,  und 
wir  fingen  zur  Bestärkung  dessen  ein  Outachten  der  Halberstftdtischen  Landes- 
CoUegien  vom  28^*^  Februar  d.  J.  ...  hierbey,  worin  dieser  Oegenstand 
noch  näher  von  allen  Seiten  beleuchtet  worden,  und  worauf  wir  unser  Ur- 
theii  im  Bericht  vom  15.  April  c.  im  Wesentlichen,  mit  einigen  nötig  ge- 
aehienenen  näheren  Bestimmungen,  gebauet  haben. 

Dem  zufo^e  halten  wir  flür  das  angemessenste,  die  einmal  Allerhöchst 
beschlossene  Säcularisation  der  Klöster  in  diesen  Provinzen  so  ausfahren 
ZH  lassen,  wie  dieser  Bericht  dazu  die  allgemeinen  Grundsätze  enthält.  Es 
durften  also 

1.  die  fiindirten  Klöster  ^eich  aufzuheben,  das  Vermögen,  wie  es  in 
den  Entsehädigungs-Provinzen  geschehen,  völlig  zu  realisiren  und  in  Do- 
mainen-Aemter  zu  verwandeln,  den  Kloster-Geistlichen  angemessene  Pen- 
sionen daraus  zu  geben  und  fflr  die  nötUgen  Kirchen-  und  Schul- Anstalten 
gidchfalls  aus  demselben  zu  seilen  seyn.  Nur  auf  diese  Weise  lässt  sich 
eine  baldige  gute  Benutzung  des  bis  jetzt  meist  verwahrloseten  Eüioster- 

1)  Cfr.  No.  704. 
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T^^7  ^^^'^^S^^  einfahren  and  der  Ertrag  desselben  fibersehen,  auch  daiHber, 
nach  E.  K.  M.  nächster  Bestimmung,  Behufs  anderer  öffentUehen  Anstalten 
und  zum  Besten  Allerhöchstdero  Finanzen  darüber  disponiren,  welches  abcf 
alles  im  entgegengesetzten  Falle  nicht  geschehen  kann.  Nur  dann  kOnnen 
mit  ZuMedenheit  der  Kloster-Geistlichen  mehrere  derselben  fftr  die  Wahl 
als  Pfarr-Geistliche  p.  nutzbar  gemacht  und  ihre  Pension  verringert  werden, 
und  nur  so  hOrt  die  ganze  geistliche  Corporation  und  aller  Einflass  der- 
selben auf  das  Publicum  mit  einem  mahle  auf,  und  man  schaft  diese  EUVster 
aus  einem  fast  ganz  protestantischen  Lande  mit  einemmale  weg. 

2.  Die  Mendicanten-Elöster  wflrden  auch  keinesweges  perpetnirt^  son- 
dern nur  vorerst  der  Seelsorge  halber,  und  weil  zu  ihrer  Pensionirung 
keine  Fonds  vorhanden,  auch  ihre  Verfassung  kein  alsbaldiges  Aussterben 
zulftsst,  beibehalten,  das  Novizen-Aufnehmen  verbothen,  und  sie  dann,  nach 
und  nach,  wie  Pfarreyen  und  Schulen  gehörig  eingerichtet,  auch  elBgezogen 
werden  müssen. 

3.  Mit  den  Nonnenklöstern  ist  die  Einrichtung  am  schwierigsten,  wie 
bereits  in  unserm  Berichte  vom  15.  April  d.  J.  allerunterthftnigst  bemerkt 
worden,  und  daher  die  speciellen  Vorschläge  deshalb  bis  zur  Anfhahme 
sämmtiicher  Nonnen-E^öster  in  dem  Halberstädtschen  und  Magdeburgsohen 
noch  ausgesetzt  worden. 

Unterdessen  sind  diese  Au&ahmen  nebst  den  speciellen  VorschlSgen 
zui'  Aufhebung  der  Nonnen-Klöster  im  Halberstädtschen  eingekommen,  und 
es  sind  mit  den  dortigen  Landes-Gollegien  ausltlhrliche  Verhandlangen,  da 
die  Magdeburgschen  Kloster- Aufnahmen  noch  gar  nicht  eingegangen  sind^ 
darüber  gepflogen  worden.  Das  Resultat  davon  ist,  dass  zwej  verschiedene 
Wege  in  Vorschlag  gekommen  sind:  entweder  dieselben  successive  in  der 
Art  einziehen  zu  lassen,  dass  alles  Monachalische  darin  aufgehoben  und 
den  Kloster-Frauen  firey  gelassen  werde,  mit  einer  den  Bevenflen  des 
Klosters  angemessenen  Pension  aus  solchem  heraus  und  in  die  Welt  zu  gehen, 
oder  im  Kloster  zu  verbleiben  und  aus  dem  übrigen  Eloster-Vermögen  ver- 
pflegt zu  werden;  oder  aber  die  Klöster  eines  Ordens  in  den  Magdeburg- 
Halberstädtschen  und  Entschädigungs-Provinzen  zu  vereinigen,  und  für  die- 
jenigen, welche  in  andere  Klöster  geschickt  werden,  aus  dem  Vermögen 
des  aufgehobenen  Klosters  Kostgeld  zu  bezahlen;  denn  der  dritte  in  den 
Entschädigungs-Provinzen  eingeschlagene  Weg,  sie  unter  Besteuerung  Tor- 
erst  bestehen  zu  lassen,  ist  darum  nicht  wohl  zulässig,  weil  die  Eüöster  in 
den  altern  Provinzen  schon  beträchtlich  zu  den  Steuern  beitragen,  kein 
ansehnliches  Vermögen  haben,  und  solches  auch  nicht  nötig  ist,  weil  letztere 
nicht  so  strenger  Glausur  unterworfen  sind,  welches  in  den  neuen  Provinzen 
jede  Veränderung  ohne  Zuziehung  des  Bischofs  verhindert  hat,  der  hier  im 
Halberstadt-Magdeburgschen,  wegen  der  E.  K.  M.  zustehenden  Diöeesan- 
Rechte,  nicht  dabey  zuzuziehen  ist.  Gegen  den  ersten  Weg  sind  die  ge- 
gründeten Bedenken  entstanden,  dass  man  die  Nonnen,  ungeachtet  dessen, 
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nidit  sogleich  in  die  Welt  treten  lassen  kann,  ohne  gegen  sie  sowohl,  als  j^^^ 
g^gen  das  Pnblioam  hart  zn  verfahren  und  letzterm  Anlass  zu  gegrfindetem 
AnstoM  zu  geben.  Die  mehrsten  dieser  Nonnen  sind  ohne  Vermögen,  ja 
ganz  arm.  Von  dem  Beitze  der  Neuheit  und  der  Veränderung  ihres  zwange 
Toüen  Zofltandes  in  eine  sieh  selbst  überlassende  freyere  Lage  geblendet, 
dflrften  die  jfingeren  allerdings  wohl  in  die  Welt  gehen;  aber  diese  mit 
ihr  ganz  unbekannten  Mädchen  würden  bald  ihrem  Verderben  entgegen 
eüen  und  dem  catholisohen  Publicum  ein  Aergemiss  geben,  das  sich  nach- 
her nicht  wieder  abwenden  lässt.  Aber  auch  der  zweite  Weg  findet  die 
Bchwierigkeit,  dass  die  Nonnen  nur  auf  ihre  eignen  Klöster  Profess  ge- 
than,  sich  diese  ans  besondem  Gründen  gewählt  haben,  in  den  verschie- 
denen  Klöstern  Eines  Ordens  doch  verschiedene  Verfassungen  statt  finden, 
und  Uneinigkeit  und  Zwiespalt  daher  bej  Zusammenlegung  mehrerer  Klöster 
&8t  nicht  zn  vermeiden  ist,  besonders  wenn  sie  nach  dem  Alter  unter  sich 
rangiren  und  keine  neue  hinzukommen  sollen,  weil  die  jüngeren  in  Er- 
wartung dessen  mehrere  Dienste  haben  leisten  müssen,  die  ihnen  nun  stets 
obliegen  würden. 

Daher  dürfte  es  denn  nötig  sejn,  beide  Wege  mit  einander  zu  ver- 
einigen, und  mit  gewissen  Modificationen,  welche  die  Local-  und  besondere 
Umstände  der  Klöster  an  die  Hand  geben,  zu  verfahren. 

Diese  Grundsätze  würden  darin  bestehen:  dass  eines  und  das  andere 
*  Kloster  beibehalten  wird,  als  Versorgungs- Anstalt  för  unverheyrathete 
IfiLdchen  der  mittleren  Bürger-Classe,  besonders  der  Töchter  armer  MUitair- 
und  CivilrDiener,  wobey  snccessive  von  dem  Monachalischen  der  Ordens- 
zwang nachgelassen,  dagegen  eine  strenge  Aufsicht  beibehalten,  sonst  aber 
nfltzliehere  Zwecke,  besonders  Schul-Unterricht,  Anziehen  von  Erzieherinnen^ 
dem  müssigen  Chor-Gesang  substituirt  werden  könnten. 

Bey  den  übrigen  zur  Aufhebung  bestimmten  Klöstern  würde  den 
Kloster-Frauen  die  Freiheit  zu  lassen  seyn,  ob  sie  mit  gewissen,  nach 
Maassgabe  des  Vermögens-Zustandes  festzusetzenden,  wohl  auskömmlichen 
Pensionen  in  die  Welt  und  zu  den  Dirigen  gehen  wollen,  in  welchem  Falle 
sie  aber  nachweisen  müsten,  dass  sie  dafür  stets  ein  hinreichendes  Aus- 
kommen bey  den  Personen,  zu  welchen  sie  sich  zu  begeben  denken,  finden, 
^d  dem  Staate  so  wenig  als  dem  Publice  weiter  zur  Last  und  zum  Aerger- 
niss  werden  können. 

Diejenigen,  welche  dieses  nicht  wählen,  würde  man  in  ein  Kloster 
desselben  Ordens  versetzen  können  und  suchen  müssen,  ihnen  dort  Raum, 
&uth  dem  aufoehmenden  Kloster  alle  Erleichterung  zu  verschaffen;  sowie 
denn  aus  dem  Vermögen  des  au^hobenen  Klosters  angemessene  Pensionen 
^  fieselben  so  lange  zu  bezahlen  se3ni  würden,  bis  in  dem  aufnehmenden 
Kloster  eine  ordinaire  Stelle  vacant  wird,  in  welehe  sonst  eine  Novize  an- 
genommen wäre.  Auch  fOr  die  Aebtissin  und  Pröpste,  die  neu  aufgenommen 
▼erden,  wird  durch  Pensionen,  oder  in  dem  aufoehmenden  Kloster,  jedoch 
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-^^_  durch  bessere  Dotining  derselben,  za  sorgen  seyn.    Sonst  würden  die 
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nnd  alten  Kloster-Frauen  möglichst  gleich  behandelt  werden  und  sioh  in 

dem  Alter  der  Reception  einer  jeden  in  ihrem  Kloster  folgen  mflsaeo,  in- 
sofern nicht  ein  Kloster,  wie  der  Fall  schon  voigekommen  ist,  nur  arbei- 
tende Lajen-Sohwestem,  das  andere  aber  wirkliche  Nonnrai  enthält,  wo 
dann  jene  stets  unter  ihnen  rangiren  und  auch  die  weltlichen  I>ieB8te 
verrichten  müssen. 

Um  KU  erfahren,  inwiefern  diese  allgemeine  Omnds&tae  auf  die  TOir- 
kommenden  einzelnen  Fälle  sich  anwenden  lassen,  ist  von  uns  die  Unter- 
suchung in  Ansehung  der  Nonnenklöster  im  Halberstftdtschen,  deren  Auf- 
nahme schon  eingekommen  war,  verordnet  wordeiT.  Da  nemliok  dort  dcey 
Klöster  vom  Gistercienser-Orden  zu  Adersleben,  Hedersleben  nnd  St  Bor- 
chardi  vor  Halberstadt  vorhanden  sind,  so  ist  den  Landes-CoUegiia  der 
Auftrag  ertheilt  worden,  die  Frage  zu  prüfen,  ob  in  eins  derselben  eile 
Nonnen  zu  bringen,  dieses  beizubehalten,  die  beiden  andern  aber  au&uhebeB 
seyn  würden. 

Ebenso  ist  wegen  des  Augustiner-Klosters  Marienbeck  zu  Baderaleb^ 
da  von  diesem  Orden  keine  mehrere  im  Halberstädtschen  gewesefii  die 
Untersuchung  veranlasst  worden,  ob  die  Nonnen  desselben  in  eins  der 
Hildesheimschen  Klöster  desselben  Ordens  zu  Heiningen  oder  Dorstftdt  unter- 
zubringen seyn  möchten.  Bey  dieser  Gelegenheit  ist  die  öffentliehe  Meinung 
der  Nonnen  selbst  laut  geworden,  und  sie  haben  von  allen  Sdten  her  ge- 
äussert, dass  sie  das  Aussterben  der  Klöster  durchaus  nicht  wünschten, 
eine  Zusammenlegung  aus  obigen  Gründen  auch  nicht  indistincte  fitr 
zulässig  halten  könnten,  sondern  nur  unter  deigenigen  ModifioationeB^ 
welche  vorstehend  von  uns  ehrerbietigst  bemerkt  worden.  Das  Beenltat 
der  Untersuchung  selbst  aber  geht  dahin,  dass  nach  diesen  Gmndsätaen 
die  Sache  wohl  ausführbar  ist,  dass  von  den  gedachten  drey  Cistereienser- 
Klöstem  das  zu  Adersleben  beizubehalten  und  darin  die  sich  zum  Kloster- 
leben femer  widmenden  Nonnen  der  beiden  andern  Klöster  zu  HederslebeB 
und  St.  Burchardi  füglich  aufgenommen,  die  Nonnen  des  Augnatiner- 
ELlosters  zu  Badersleben  aber  unter  die  Hildesheimschen  Klöster  Hdningen 
und  Dorstaedt  vertheüt  werden  können,  wenn  nach  unserm  VorsoUage 
mehrere  derselben,  wie  gewis  geschehen,  wird,  sich  zum  Austritt  mit 
Pensionen  erklären  werden,  da  sonst  freiUoh  nicht  der  Baum  fehlen,  aber 
doch  bey  so  vielen  zusammen  zu  bringenden  Nonnen  viel  Ineonvenienzien 
z.  B.  wegen  der  Clausur  p.  entstehen  werden.  Das  Erlöster  Dorstaedt  bat 
zwar  bey  der  Gommission  Erinnerungen  hiergegen  gemacht,  die  von  der 
verschiedenen  Verfassung  vomemlich  herrühren,  und  in  der  zur  Beridita- 
Erstattung  an  mich,  den  Staats-Minister  von  Angern,  remittirten,  hierbey  .  .  . 
wieder  beigefügten  Immediat-Yorstellung  vom  12.  v.  M.  haben  sie  diese 
Gründe  wiederholt.  Allein  durch  die  obigen  Modifieationen  werden  ihre 
Beschwerden  gehoben  werden  können,  und  da  Heiningen  zuMeden  ist,  so 
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werden   dem  Kloster  Dorstaedt    nur  einige  wenige   der  Baderdebensohen  T^^f^ 

vuni  0  1 
Nonnen  g^eben  werden  dflrfen,  daher  ieh,  der  Staats-Minister  yon  Angern, 

dafllr  . .  .  hahe,  dass  die  Beseheidong  anf  die  gedaehte  Immediat-Eingabe 
aumwtellen  aeyn  dürfte,  bis  £.  K.  M.   die  allgemeinen  Onindsfttse  wegen 
der  Nonnen-Klöster   festcosetasen   geruhet  haben,  indem  es  sich  dann  im 
einselnen  ergeben  wird,  was  snr  miygliehsten  Znfriedenstellnng  der  Klöster 
geschehen  kann,  welches  nicht  ans  den  Angen  gelassen  werden  soll.     Be- 
sonders wird  deshalb  erst  die  Anfiiahme-Verhandlnng  von  den  Magdeburgs 
sehen  Nonnen-Klöstern  absnwarten  scjrn,  worauf  wir  aber  diesen  Bericht 
lieht  haben  hinaussetsen   wollen.     Im  Magdeburgschen  sind  yiei  weniger 
Katiioliken  noeh  als  im  Halberstädtschen,  die  Klöster  sind  reicher,  der  Boden 
zum  Theil  besser  und  die  Klöster  mit  Abgaben  weniger  belastet,  dagegen 
sie  im  Halberstfldtschen  dem  contribnablen  Stande  ganz  gleich  onerirt,  ftrmer 
imd  wegen  der  Verbindung  mit  dem  mehr  katholischen  HUdesheim  nicht  so 
leicht  aufzuheben    sind,  als   es  im  Magdeburgschen  rathsam  ist.     Diesen 
Grundsatz  denken  wir  im  Allgemeinen  zur  Anwendung  zu  bringen  und  halten 
es  gerathener,  um  von  den  4  Magdeburgschen  Cistercienser-Nonnen-Klöstem 
mehrere  zur  Aufhebung  frey  zu  bekommen,  lieber  ausser  Adersleben  noch 
eins  im  Halberstädtschen,  ja  nöthigen  Falls  alle  dreye  dort  vor  der  Hand 
bestehen  zu  lassen. 

Im  Fall  B.  K.  M.  diese  Orundsfttze  ...  zu  genehmigen  geruhen  möchten, 
Mtten  wir  ...  um  AuAorisation,  darnach  in  Ansehung  der  Magdeburg- 
Hslberstadtsehen  Klöster  zu  yerfahren.  Wir  werden  aber  demniohst  im 
Verfolg  erst  alles  localiter  genau  untersuchen  lassen,  und  dann  über  mehrere, 
in  Zusammenhang  stehende  oder  zu  bringende  Nonnen-Klöster,  wegen  des 
Betrags  der  auszusetzenden  Pensionen  und  der  llbrigen  Modalitftten,  beson- 
A^n  in  berichten  nicht  verfehlen. 

IMeses  sind  nun  die  YorschUge,  welche  wir  auf  die  .  .  .  Gabinet»- 
Ordre  yom  19.  April  c.  ^)  ...  abzugeben  uns  veranlasst  gesehen  haben. 

Betreffend  die  besondere  Erinnerungen  in  der  .  .  .  Gabinets-Resolution 
vom  25.  April  d.  J.  wegen  des  Klosters  Hamersleben^),  so  wird  allerdings 
demnSchst  bey  Bealisirung  der  Klöster  darauf  Rflcksicht  genommen  werden, 
d^M  die  Stadt-  und  Dorfs-Oemeinden,  auch  die  Eingesessenen,  welche  bisher 
Kloster-Orflnde  in  Pacht  gehabt,  sofern  sie  dieselben  zu  ihrer  Gonservation 
^^odfirfen,  solche  behalten  und  sie  darunter  nicht  verschlimmert  werden. 

Wegen  der  Oarben-Zehenten  ist  in  den  Entschädigungs-Provinzen  der 
Gnindsats  bey  den  aufgehobenen  Klöstern  angenommen  worden,  dass  da, 
^0  sie  zum  Kloster-Outhe  nicht  benutzt  werden  können  und  nicht  im  Aus- 
^de  liegen,  sie  den  Zehentpflichtigen  gegen  billige  Pacht  überlassen  werden 
^t^en.    Dieser  Grundsatz  dürfte  auch  in  E.  K.  M.   alten  Provinzen  anzu- 


1)  Cfr.  No.  701 

2)  Cfr.  No.  707. 
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J^^7  ^^^^^^  MjUj  da  die  Sorge  ftir  die  Oeconomie  und  die  Eingeaesftoneii  diMe 
Vorsorge  erfordert. 

Dagegen  wird  bey  Aufhebung  von  Hamerdeben  die  Fnndinmg  eiaer 
katholischen  Pfarre  in  Asohersleben,  nach  der  Anskonft  des  MagistratB 
daselbst  und  der  Krieges-  und  Domainen-Kammer  zu  Halberstsdt,  nOdiig 
seyn,  da  bisher  die  dortige  ein-  und  ausheimische  katholische  Oemeiikde 
aus  115  Personen  vom  Civil  und  Militair  bestanden  ist  und,  im  Fall  die 
Mendicanten-Elöster  eingehen  sollten,  es  selbst  sehr  schwer  halten  würde, 
einen  Geistlichen  zu  finden,  welcher  nur  zu  Zeiten  daselbst  den  Oottesdieost 
fflr  [die]  dortigen  katholischen  Einwohner  vom  Civil-  und 
halten  kannte.« 


Juni  SO        725.    Cabinets-Ordre  »an  die  Oberen  der  Katheliscben  KKMer  des 
FOrsfenthums  Halberetadt,  den  Abt  lelderue  zu  Huyeburg  und  Minden.« 

Charlottenburg  1804  Juni  30. 

B.  89.    lüneUii  dM  Cabinet«.  117. 

Der  Anspruch  auf  rechtliche  Erkenntniss  über  die  Aufhebung  der  BalbersUkUiseken 
Klöster  ist  durch  das  Aufhören  der  älteren  Privilegien  Kraft  des  Reiehs-D^nOatums- 

Schlusses  hinfäüigA) 

»Wttrdige  liebe  Qetreue,  und  besonders  Lieber.  Ihr  machet  Euch  eine 
ganz  irrige  Vorstellung  von  der  in  dem  lezten  Beichsschlusse  den  Landes- 
herren eingeräumte  Befugniss,  über  die  Stifter  und  Klöster  in  den  alten 
deutschen  Reichslanden  zu  disponiren,  wenn  Ihr  diese  Disposition  in  Eurer 
Eingabe  vom  21.  d.  M.  >)  durch  aeltere  besondere  Privil^;ia  einsohriakeii 
und  desshalb  auf  rechtliches  Qehör  und  Erkenntniss  antragen  woUet 
Alle  diese  Privilegia  und  besondere  Titel  sind  nur  in  der  Yoranssetzmigi 
dass  das  jus  reformandi  durch  die  Reichs- Gesetze  nicht  anders  bestiiiuDt 
werden  würde,  ertheilt  und  fallen  also  mit  dieser  Voraussetzung  von  selbst 
weg.  Ich  kann  daher  Euer  Qesuch  nicht  bewilligen,  sondern  weise  Esdi 
an,  die  gerechte  und  billige  Bestimmung  Euers  Schicksals  von  meiner 
ferneren  Entscheidung  nach  Beendigung  der  verfügten  recherohen  zu  er- 
warten von  Euerm  gnädigen  König  etc.« 


Juli  2  Rescript  an  den  Bischof  von  Posen  s.   unter  dem  18.  Juni  1804, 

No.  722. 


1)  Cfr.  No.  709  und  732. 

2)  Diese  Eingabe  liegt  nicht  vor. 
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726.  Der  FOrttbischof  von  Hildesheim  und  Paderborn,  Franz  Egon  ^^^^ 
Frbr.  v.  FOrstenberg,  an  den  Staats-Minister  v.  Angern.    HUdesheim  1804 

Juli  2. 

R.  89.  58.  K.    Absekrift. 

Beanapntehi  als  EciehsfUrsi  Äcetaefreiheit.^) 
»Daa  geBtem  in  dem  hiesigen  Fflrstenthum  eingeführte  Königl.  Accise- 
Patent  vom  23.  Mai  d.  J.,  nach  welchem  jeder  Einwohner  ohne  Unterschied 
des  Standes  Accisepflichtig  sein  soll,  veranlasset  mich  zn  der  Anfrage: 

Ob  mir  nicht,  vermöge  der  mir  als  Beichs-Fürst  zustehenden  Frey- 
lieit  und  Reichs-Unmiitelbarkeit,  die  Befreyung  von  der  directen 
Abgabe  dieser  Consnmtions-Stener  (denn  von  einer  indirecten  Con- 
cnrenz  kann  die  Frage  nicht  seyn)  fflr  mich  und  meinen  Hofstaat 
compeüre  ? 

Nicht  nnr  der  jüngere  Reichs-Frieden-Schluss  sichert  im  §  48  den  ab- 
getretenen geistlichen  Fürsten  ihre  bisherige  persönliche  Würde  nnd  den  da- 
von abhängenden  Rang,  anch  den  Fortgenoss  ihrer  persönlichen  Unmittel- 
barkeit feyerlichst  zn,  sondern  des  Königs  Maj.  haben  anch  dnrch  die 
Hanpt-Organisat.-Oommission  mittelst  Rescripts  vom  8.  Jannarii  1803  diese 
m«ne  persönliche  Unmittelbarkeit,  nnd  zugleich  als  Folge  derselben  die 
derdnstige  Abzngs-Freyheit  mMnes  nach  meinen  Ableben  aus  dem  Königl. 
Gebieth  gehenden  Privat-Yermögens  anzuerkennen  allergnädigst  geruhet. 

Aus  eben  den  Grunde  glaube  ich  demnach  das  Zutrauen  hegen  zn 
dtirfen,  dass  ich  als  unmittelbarer  Reichs-Fürst  für  mich  und  meinen  Hof- 
staat von  einer  directen  oder  unmittelbaren  Accise-Abgabe  befreyet  seyn 
und  bleiben  werde,  indem  es  in  der  Natur  der  Sache  und  in'  der  Art  und 
Weise  dieser  Steuer -Einziehung  schon  selbst  liegt,  dass  ich  jindirecte  zu 
dieser  Steuer  dennoch  beytrage,  wenn  ich  nemlich  versteuerte  Gegenstände 
z<  E.  von  einem  Kaufinann  erhandele,  welcher  natürlich  diese  Abgabe  beym 
Verkauf  dem  Käufer  mit  in  Anrechnung  bringet. 

Ich  darf  sicher  der  Erwartung  seyn,  dass  es  des  Königs  Maj.  Willens- 
Meynung  nicht  sey,  meine  Fürst-Bischöfliche  Competenz  mit  einem  solchen 
hnpost  belegen  zu  lassen,    da  allerhöchst  Dieselben  ohnlängst  aus  aller- 
höchsteigener Bewegung  allerhuldreichst  geruhet  haben,   diese   Competenz 
durch  die  Uebemahme  der  6000  Fl.  Sustentations-Beytrftge  fOr  den  Fürst- 
Bischof  zu  Lüttich  und  Basel  auf  Königlichen  Fonds  gegen  jede  Verkürzung 
^  sichern.     Um  indessen  mich  dieserhalb  bey  der  von  diesem  besonderen 
Verhält&iss  nicht  unterrichteten  hiesigen  Accise-Behörde  keinen  weitlftuftigen 
^Ueationen  ausgesetzt  zu  sehen,   ersuche  ich  E.  E.  ganz  ergebenst,   die- 
selbe mit  dieser  meiner  Freiheit  von  einer  directen  Accise-Abgabe  geHÜligst 
bekamit  zu  machen,  und  dabey  zugleich  die  Versicherung  anzunehmen,  dass 

3)  0fr.  No.  746. 
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T  H  2  ii^^^^f  ^^  dabey  solche  Vorkehruiigeii  getroffen  werden  aotten,  datt  die- 
selbe sohlechterdingft  tob  Niemand  mm  NaohHieil  der  Aoehe-Oftsae  ade 
misbraacht  werden  können.« 


Jali  7         727.  Cabinets-Ordre  an  die  Staats-Minister  Friir.  v.  Hardenberg  wii 

V.  Angern.    Cbarlottenbnrg  1804  Jnli  7. 

B.  70.  Hanpi-XommiatioB.  H  XIT.  12.    Aasfeitipmg. 

BeaUmmtmg  über  die  Beiträge  der  Dom-Kapüd  xu  der  linktrheinMeken 

SustentoHonduuee, 

»Nachdem  ich  ans  Enrem  Bericht  vom  27.  v.  M.^)  auch  die  OrtAde 
YoUständig  ersehen  habe,  ans  welchen  der  Ohnrflirst-Brikanzler  das  Vi  fos 
den  mehrfach  prftbendirten  Domherrn  weiter  ansgedehnt  wissen  will,  ab 
solches  die  Dom-Kapittel  in  meinen  Landen  zngeben,  so  setae  ich  mmmehr 
anf  Eoren  Bericht  vom  21.  May  d.  J.  >)  fest,  dass  dieses  Ein  Ffinfikeil 

1.  nnr  yon  den  Dom-Prftbenden,  nicht  aber  von  den  PrlbeadeSf 
welche  die  I>omherren  anch  nnabhlBgig  von  jenen  in  0<dlegial- Stiften 
besitsen, 

2.  nnr  ron  einer  Dom-Pr&bende  nnd  swar 

3.  Yon  der,  womit  derselbe  snlest  inTestirt  worden,  jedoch  deigwtiit 
sn  berechnen,  dass 

4.  dabei  anch  anf  die  aocidentellen  Neben-Bevenues  Ton  den  Offiaes, 
Prasenaen,  Archidiaconaten  nnd  Oblegien,  welche  mit  der  losten  Pribende 
▼erbnnden  sind,  Bflksicht  zn  nehmen,  grade  so  wie  solches  bei  der  6e* 
rechnnng  des  landesherrlichen  Yio  geschehen  mnss,  weil  kein  lechtücber 
Gmnd  absnsehen,  weshalb  in  dem  einen  Falle  eine  andere  Berechnong  ab 
in  dem  andern  statt  finden  solle,  yielmehr  in  diesem  Falle  die  Anakpi 
eben  so  entscheiden  mnss,  als  solche  bei  der  Entschwdnng  ad  2  znm  Gnmde 
gelegt  worden. 

üebrigens  genehmige  ich  es,  im  EinYcrstandniss  mit  dem  Ghnr-Sn- 
kansler,  dass  die  PrSbenden  in  den  Dom-Capitteln  älterer  sionlarisirter  Pro- 
vinzen hier  nicht  mit  angerechnet  werden,  nnd  trage  Euch  auf^  den  Bei- 
trag der  mehrfach  prabendirten  Domherrn  in  meinen  Entschadignags-Landei 
zn  bestimmen.  .  .  . 

Endlich  verstehet  es  sich  von  selbst,  dass,  so  wie  einer  oder  der  an- 
dere mit  Tode  abgehet,  der  Beitrag  mit  den  Nach-Jshren  der  Erben  eee- 
siren  mnss,  und  ich  habe  anch  nichts  dagegen,  dass  der  Anfang  der  ZaUon^ 
anf  den  1.  December  1802  bestimmt,  das  bisher  zu  viel  bezahlte  aber  nieht 
zurückgefordert  werde.  < 

Die  Verfügung  ad  2  beruhte  eigentlich  auf  einem  »IfissverstandnlMe«; 
Hardenberg  und  Angern  hatten  nur  eine  frei  lassen  wollen,  die  Cabinets- 

1)  No.  728.  2)  No.  716. 
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Ordre  Hess  nur   eine  heraniiehen.     Die  BastenUtionB- Kommission  aber  j^^^ 
wollte  flberluHipt  keine  Prftbende  freilassen.    Anch  die  Minister  und  GoerU 
vaien  ftr  die  Brhdhnng  der  Beiträge,  bei  dem  angenseheinlichen  Notb- 
itude,  doeh  freiwillig  fanden  sieb  die  Domkapitel  dasn  nicbt  berdt. 

Weiäinfiige  Korrespondenzen  bierflber  zwiseben  den  Ministem 
und  mit  Goerts  in  B.  34.  67;  namentBeb  Angern  an  Hardenberg  1805 
Apiil  25;  das  Aoswftrtige  Departement  an  Goerts  1805  Jnni  5.,  an  Angern 
und  an  Goertz  1806  Jnni  4. 

Die  Saehe  sebwebte  noeb,  als  der  Kri^  ansbraeb;  das  Auswärtige 
Mhnabt  an  das  Westfälisebe  Departement  am  6.  Oktober  1806:  »Je-  Okt  6 
doeb  ist  es  bei  einem  boYorstebenden  Kriege  allerdings  nicbt  passend  noob 
ntinam,  während  desselben  die  Beiträge  an  den  Fflrsten-Primas,  als 
«Ben  mit  Frankreieb  so  nab  yerbändeten  Fftrsten,  nnd  zum  Bebnf  jetziger 
Französischer  üntertbanen  fortzahlen  zu  lassen.« 

m.  a.  0.    CoBMpt,  gtMhri«¥«i  ud  g«s«tekMi  tob  HtUr. 


728.  Immediat-Bericht  des  Staats-Minitters  v.  Angern.    Berlin  1804  Jnii  8 

JqH  8. 

B.  89.  58.  J.    Aufnrttgiuig.    Conoept,  AnwtiraBf  tob  Saek,  R.  70.  HMpi'XommiMioii.  n. 
Xnr.  16, 

Die  Vergebung  der  erledigten  Probenden  bei  den  DomkapOeln  in  den  SnUehädigungB- 
Provinzen.    Das  Sehiekeal  dieser  Domkapüd  im  allgemeinen. 

Beantwortet  eine  Gabinets-Ordre  vom  19.  Jnni  1804: 

. . .  »Der  [yerstorbene]  Dom-Kapitolar  von  Hoerde  hat  .  .  .  ausser 
eiser  Präbende  bei  dem  Dom-^Kapitnl  zn  Paderborn,  die  Dignität  als  Dom- 
Gimmerer  nnd  ein  Archidiakonat  bekleidet,  welches  die  geistliche  Oerichts- 
barkeit  in  einem  gewissen  Bezirke  in  sich  fasst. 

Sämmtliche  ReTcnflen,  nnd  zwar 

a]  der  Dom-Präbende  selbst  betragen  inclnsire  der  Memorien  nnd  Prä- 
lenzien,  wenn  Einer  diesen  sämmtUch  beiwohnt,  nach  einem  20 jährigen 
Dorebschnitt 1576  Bthlr.  —  Or. 

b)  an  Obedienzien  nnd  additamentis 40      -      12    - 

e]  nnd  als  Dom-Oämmerer  nnd  Arcbidiakonns  100      -      -^    . 

Summa  1716  RtUr.  12  Gr. 
d)  Ausserdem  gehört  zu  der  Präbende  noch  eine  Curie  in  Padert>om. 

Nach  der  bisherigen  Verfassung  ist  zu  a)  die  Präbende  selbst  tou 
dem  Tninario  oder  demjenigen  Domherrn  zu  yergeben  gewesen,  welchen 
&  Beihe  trift^  welches  in  diesem  Falle  der  Hildesheimsehe  Domdeohant 
^^[ut  Freiherr  von  Weiehs  ist,  der  anch  eine  Domherm-Präbende  in  dem 
^Mkibomschen  Dom-Ki^iitnl  besitzt,  und  um  die  Erlanbniss  zur  Ausflbung 
ima  Rechts  in  der  obigen  Immediat- Vorstellung  gebeten  hat. 
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T^^A  zu  b)   Die  Obedienzien  und  Additamente  sind    den    in   der  Ordnoig 

folgenden  residirenden  Kapitnlaren  zugefallen,  welche  dagegen  die  bis  dakit 
benutzten  geringem  Stfleke  den  folgenden  Eapitolaren  fiberlassen  mtaea. 

In  dem  gegenwärtigen  Falle  sind  die  Additamente  dem  zeitigen  Dod- 
Dechanten  Qrafen  von  KesselBtädt,  die  Obedienzien  aber,  mit  dem  jlll^ 
Heben  Betrag  von  25  Rthlr.,  dem  Dom-Dechanten  August  Freihenn  voi 
Weichs  zugefallen,  der  solche  aber  des  geringen  Ertrags  halber  nicht  optiii 
hat,  daher  dieses  von  dem  Domherrn  von  Elmenhorst  geschehen  ist 

zu  c)  Das  Dom-Cämmerei-Amt  mit  dem  annexen  Archidiakonat  ist  tob 
jeher  von  dem  Bischöfe  einem  Oapitularen  ex  gremio  veigeben. 

Dies  ist  auch  jetzt  noch  geschehen,  indem ^  der  Fttrst-Bischof  ▼« 
Hildesheim  und  Paderborn  solches  dem  Dom-Eapitnlar  Franz  Philipp  Frei- 
herrn  von  Weichs  conferirt  und  dieses  auch  anhero  angezeigt  hat,  wonnf 
ihm  aber  bis  zu  E.  K.  M.  erfolgenden  .  .  .  Bestimmung  noch  nichts  «^ 
wiedert  worden  ist. 

zu  d)  Wegen  der  Curien  sichern  die  Statuten  deigenigen  Kapitnltren^ 
welche  zum  Bau  oder  Reparatur  derselben  beträchtliche  Kosten  verwendet 
haben,  den  billigen  Ersatz  durch  Assignationen,  d.  h.  eine  vom  Dom-Eapitol 
erhaltene  Befugniss,  die  Curie  mit  einem  Rechte,  sie  weiter  zu  assigniien, 
einem -andern  Capitnlar  zu  übertragen. 

Da  nun  der  Freiherr  von  Hoerde  im  Jahre  1792  1800  Rthlr.  auf  seise 
Curie  verwendet  hat,  so  ist  auch  ihm  eine  solche  Assignation  erteilt  wor- 
den, und  vermöge  derselben  haben  jetzt  seine  Erben  dem  Dom-Kapitolar 
Freyherm  von  Ascheberg  diese  Curie  überlassen. 

Uebrigens  hat  verfassungsmässig  der  neue  Dom-Eapitular  drei  volle  Jalir 
die  Präbende-Reventten  und  zwei  Jahre  die  Obedienzien  entbehren  mfisseaf 
indem  von  erstem  die  Erben  des  verstorbenen  zwei  Jahre  als  Nachjahro  ge- 
zogen haben,  die  Reventten  des  dritten  Jahres  aber  ad  fabricam  ecdeslM 
(zum  Bau-Fonds  des  Dom-Kapituls)  oder  zum  gemeinschaftlichen  Kosten- 
Fonds  verwendet  sind. 

Alle  diese  Verfassungen  haben  indessen  durch  die  Säcularisation  ood 
das  Reichs-Deputations-Conclusum  vom  26.  Februar  v.  J.  eine  gänzliche 
Aenderung  erlitten;  und  da  die  Dom-Kapitul  mit  allem  ihren  Yermög^B, 
auch  das  der  Dignitarien  nach  dem  ausdrücklichen  Inhalte  der  §phen  34 
und  61  dieses  Condusi,  E.  E.  M.  Allerhöchster  Disposition  anheim  geftllen 
und  AUerhöchstdero  Domainen  einverleibt  worden,  so  hängt  es  lediglich 
von  Höchstdenenselben  ab,  welchergestalt  jene  Dispositionen  darüber  za  ge- 
nehmigen und  respective  zu  treffen  E.  K.  M.  fOr  gut  finden  mögten. 

Ich  muss  hierbei .  .  .  bemerken,  dass  seit  der  diesseitigen  Besitzosfamc 
schon  bei  dem  Dom-Kapitul  zu  Münster  emige  ähnliche  Fälle,  namentliob 
die  von  dem  Domkttster  von  Ketteier  und  dem  Dom-Kapitnlaren  und  Arohir 
diakonus  von  Hompesch  voi^ekommen  sind ,  wo  man  aber  weder  die  W- 
benden,    noch  die  Dignitaet  und  die  Archidiakonate   hat  besetzen  ltf^°* 
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Zwar  exifltirte  daselbst  kein  Bischof,  aber  niohtB  deatoweniger  wftrde  es  doch    .^^^ 
sar  Folge  gereichen  und  neue  Reklamationen  bey  E.  K.  M.  von  allen  Seiten 
Teranlassen,  wenn  in  dem  jetzigen  Hoerdesohen  Falle  bei  dem  Paderbom- 
aehen  Dom-Kapitnl  davon  abgegangen  werden  sollte. 

Das  Dom-Gämmerer-Amt  selbst  ist  flberdem  mit  der  uralten  Kapitols- 
Yerfassong  l&ngst  eingegangen,  und  die  Stelle  mit  den  Revenuen  und  das 
CoUations-Reeht  verschiedener  geistlichen  Benefizien  in  solcher  Qualit&t  nur 
dem  Dignitario  llbrig  geblieben. 

Die  Paderbomsche  Diözes  ist  in  6  Archidiakonat-Sprengel  eingetheilt, 
wovon  4  mit  den  4  Dignit&ten  beym  Dom-Kapitnl  verbunden  sind,  wozu 
aiwh  die  Dom-£[ammerey  gehört;  der  5.  und  6.  Sprengel  ist  dem  Officio 
des  Qeneral-Yikariats  und  der  Propstey  BusdorJBT  annex.  Das  Amt  eines 
Arehidiakoni  ist  ein  wflrkliches  geistliches  Richter-  und  Disciplinar-Amt, 
indem  die  Archfdiakoni  darin  Richter  der  ersten  Instanz  in  Matrimonial- 
und  andern,  sonst  zur  geistlichen  Jurisdiktion  gezogenen  Sachen  ausmachen, 
zugleich  aber  die  Aufsicht  und  Jurisdiktion  Aber  sftmmtliche  Kirchen-Bediente, 
Seholfehrer,  Kirchen-  und  Armen-Receptoren  ihres  Sprengeis  fahren,  durch 
Commissaiien,  gewöhnlich  Yikarien  und  Beneficiaten,  das  sogenannte  Send- 
(Bynodal)  Gericht  halten  lassen,  dort  Strafen  verhängen  u.  s.  w.,  auch  die 
Schul-  und  Küsterdienste  vergeben.  Während  der  Vacanz  werden  diese  Archi- 
dlakonate  von  dem  Dom-Kapitul  und  in  dessen  Nahmen  verwaltet. 

Eben  so  ist  die  Verfassung  im  Mfinsterschen. 

Mit  der  Aufhebung  der  drey  dortigen  Abteyen  Marienfeld,  Cappenberg 
nod  Liesbom  sind  £.  K.  M.  die  von  ihnen  bekleideten  Archidiakonate  zu- 
gefallen, und  eben  dieses  ist  mit  denjenigen  der  Fall,  welche  durch  den 
Tod  der  Domherrn  von  Ketteier  und  von  Hompesch  vakant  geworden  sind. 

Diese  Archidiakonate  passen  sich  nun  aber  offenbar  nicht  zur  Preussi- 
sehen  Staats-Verwaltung,  sondern  der  grösste  Theil  ihrer  Geschäfte  wird 
nseh  dem  Ressort-Reglement  vom  2.  April  pr.  a.  ^)  sich  unter  die  Kammern 
and  Regierungen  vei-theilen,  die  Disciplinar-,  Kirchen-  und  Schul- Aufsicht 
*ber,  nach  Regulirung  des  Dioecesan -Wesens,  erst  näher  und  finaliter  zu 
beatimmen  seyn,  bis  dahin  interimistisch  die  Verwaltung  in  bisheriger  Art 
trnd,  wo  eine  Vakanz  ist,  durch  das  Domkapitul  oder  General- Vikariat  ge- 
schehen könnte. 

Gs  folgt  indessen  aus  obigem,  dass  der  Fürst-Bischof  von  Hildesheim 
uid  Paderborn  die  erledigte  Dom-Oämmerey  zu  Paderborn  und  das  damit 
verbimdene  Archidiakonat  nicht  zu  vergeben  befagt  ist,  da  der  §  84  des 
Beichs-D^ntations-Haupt-Schlusses  darüber  die  bestimmte  Norm  an  die 
Hand  giebt. 

Daher  bin  ich  der  .  .  .  Meinung,  dass  auch  die  Disposition  desselben 
ivllber  nicht  anzuerkennen,  sondern  die  Besetzung  aller  dieser  Stellen  zu 
SQspendiren,  die  Revenuen,  sobald  sie  zur  Disposition  kommen,  für  E.  K.  M. 

1,  Xo.  673. 
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J^A  ZU  berechnen,  und  das  Weitere  von  den  kllnfkigen  generelien  BettinaiiBigw 
zu  erwarten  aeyn  werde. 

Dahingegen  ist  die  Disposition  Aber  die  Onrie  dem  §  52  des  yasflM 
Depntations-Beschlnsses  gem&ss,  nnd  dflrfte  also  an  genehmigen  seyn. 

Wahr  ist  es  übrigens,  was  der  Dom-Dechant  Freiherr  August  von 
Weidis  in  seiner  Vorsteliong  anführt,  dass  er  schon  bei  der  obgedadileB 
Vacana  dnrch  den  Tod  des  Domkapitnlar  von  Ketteier  an  Mtester,  dsi  «■ 
ihn  der  tamns  gestanden,  durch  Nichtbewillignng  in  grossen  Behmden  ge* 
kommen  ist.  Er  yerdient  auch  sonst  in  vieler  Hinsicht  £.  K.  M.  Gnsde, 
welche  Allerhöchstdieselben  ihm  auch  durch  Ertfaeilung  des  rotkeA  Adkr* 
Ordens  im  vorigen  Jahre  und  bei  seiner  hiesigen  sweimaligen  AnweaealMil 
mündlich  au  erkennen  zu  geben  geruhet  haben. 

Indessen  kann  ich  es  doch  nicht  fSr  rathsam  halten,  die  Pimebeade 
zur  Vergebung  ihm  zu  flberlassen,  weil  Abberufungen  ^  den  Obng«B 
mehreren  FftUen  der  vakanten  Prftbenden  davon  eine  Folge  Miyn  durften. 
Statt  dessen  stelle  ich  aber  .  .  .  anheim: 

ob  E.  E.  M.  ihm  das  Versprechen  zu  geben  geruhen  woUeii,  daas 
Allerhöchstdieselben  bei  endlicher  Begulirung  der  Angelegonheitoii 
der   Domstifter    auf  die    ihn   betroffenen   UnglflcksiUle   besondere 
gnädige  Rflcksicht  nehmen  und  ihm  solche  mögtichst  veiigfltea  m^ 
lassen  suchen  wftrden. 
Ganz  ähnlich  mit  dem  hier  vorgetragenen  ist  der  Fall  mit  dem  in 
Hildesheim  kürzlich   verstorbenen   Marquis   von   Honsbroeek, 
welcher  zu  der  .  .  .  Kabinets-Ordre  vom  19.  v.  M.  die  Veranlaasnng  ge- 
gegeben hat. 

Derselbe  ist  dort  Dom-Kapitular  und  Domküster  gewesen  nnd  hat 
auch  dort  eine  Obedienz  besessen.     Die  reinen  Revenflen  der  DonnPrä- 

bende  sind  von  ihm  bei  der  ersten  Aufnahme  auf 1469  BÜilr. 

die  der  Domkflsterey  auf 880      - 

und  die  der  Obedieni^  auf .     629 

2828  ROlr. 
ausser  mehrem  nicht  zu  Oelde  angeschlagenen  Naturalien  angegeben,  weidie 
aber  bey  näherer  Untersuchung  noch  ein  beträchtliches  mehr  abwerfen 
dflrften. 

Um  die  Dom-Präbende  selbst  hat  sich  Niemand  gemeldet,  vermvtblioh 
weil  deren  Einziehung  als  eine  Selbstfolge  des  Reichsdeputations^BeseUassea 
angesehen  wird;  dagegen  haben  um  die  Domkflsterey  die  Hüdesheimaeben 
Domkapitularen  von  Haxthausen,  Oraf  von  Belderbusch,  Frans  von  Weiehs 
und  Franz  Freiherr  von  Weiehs  in  den  Immediat-Vorstellungen  nachgesucht, 
wovon  ich  die  erstere  .  .  .  vorlege  und  die  flbrigen  oben  schon  beigefDgt 
habe,  so  wie  der  Domki^itnlar  Graf  Paul  von  Meerveldt  In  der  oben 
gleichfalls  .  .  .  wieder  beigefügten  Immediat-Vorstellung  um  die  Bestätigung 
der  Collation  gebeten  hat,  welche  der  Fflrst-Bischof  von  Hildesheim  und 
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Padeiteni  ikm  in  Antehmig  dieser  DomklUter-SteUe  bereits  ertheilt,  und  ^^^ 
woTon  der  Fttrst-Bischof  «aeh  bereite  hier  Anseige  getlum  hat,  mit  der  Be- 
aerknig,  daaSy  da  er  bis  jetst  als  Bisehof  diese  Stelle  yergeben  und  die 
Zahl  der  Domkapitalaren  durch  die  Gonferimng  derselben  an  den  Domherrn 
Grafen  Ton  Meerveidt  nieht  Termehrt  sey,  er  die  Billigung  dieses  Verfahrens 
hoft.  Allein  hier  tritt  dasselbe  ein,  was  ieh  oben  bei  dem  Paderbomsehen 
Balle  . .  .  bemerkt  habe,  nnd  der  §  34  des  Beiehs-Depntations-Sehlnsses 
M^i  der  getroffenen  Disposition  offenbar  im  Wege. 

Ich  bemerke  zuvörderst  dabey  in  Ansehung  des  in  der  Vorstellung 
des  Grafen  ▼.  Meenreldt  angefahrten  FaUs  bey  dem  Kollef^at-Stifte  zum 
heilten  Krense  in  Hildesheim,  dass  dieses  in  voller  gottesdienstlieher 
Funktion  bestehet  und  wahrscheinlich  beyzubehalten  seyn  dtkrfte,  die  Stelle 
dies  Seholasters  daher,  als  zu  den  Geistlichen  Funktionen  gehörig,  nicht 
veU  hat  nnbeaetzt  bleiben  können.  Demnächst  halte  ich  aber  mit  Bezug 
auf  das  obige  Sentiment  .  .  .  dafür:  dass  dem  Grafen  v.  Meerveidt  die  Be- 
itttigung  und  dem  Fflrsten  Bischof  die  Collation  zu  verweigern,  und  eben 
10  anch  den  üA  gemeldeten  CSompetenten  ein  abschUglicher  Bescheid  zu 
erteUen  seyn  durfte,  allenfalls  mit  der  ffinzufügung,  dass  E.  K.  M.  bei  der 
finalen  Begolining  der  Domstifter  auf  die  fllr  die  einzelnen  Bultjekte  hier 
eiiigetretenen  ümstftnde  nach  Möglichkeit  besondere  gnädige  Bfleksicht  zu 
nehmen  geruhen  wttrden; 

denn  was  dieselben  in  ihren  Vorstellungen  angefahrt  haben,  ist  in  so 
{«m  nicht  ungegrflndet  und  verdient  allerdings  in  einem  und  dem  andern 
Falle  wohl  einige  Billigkeits-Bflcksieht,  obgleich  es  im  allgememen  Folge 
des  Bchicksals  ist,  welches  die  geistlichen  Staaten  und  die  Domstifter  in 
deaselben  llberhaupt  betroffen  hat. 

Diese  .  .  .  voigeschlagene  Entschädigung  scheint  mir  im  Ganzen  auch 
nm  80  nötiger,  da  am  17.  v.  M.  wiederum  bei  dem  Dom*Eapitul  zu  Hildes* 
h^  der  Dom^Kapitnlar  und  Arehidiakonus  von  Wendi  gestorben  ist,  wo 
eben  dieses  eintritt,  und  E.  K.  M.  also  hierbey,  wie  in  allen  ähnlichen  vor- 
kommenden Fällen,  sonst  mit  -wiederholten  Gesuchen  behelliget  werden 
würden,  die  aber  alsdann  mit  einemmale  cessiren. 

Was  aber  die  Begulirung  der  Dom-Kapitul  selbst  und  deren 
Beiueksal  in  den  Entschädigungs-Provinzen  betrift,  wovon  E.  K.  M.  in  der 
voriiegenden  .  . .  Kabinets-Qrdre  zu  befehlen  geruhet  haben,  dass  die  Or- 
giaisations-Commission  diese  Sache  baldmöglichst  zur  Entscheidung  bringen 
fliege,  weshalb  ich  das  Nötige  verftlgen  sollte,  so  zeige  ich  in  dieser  Hin- 
Mit  ...  an,  wie  die  Oiiganisations-Comndssion  sich  schon  frühzeitig  da- 
mit beschäftiget  hat,   sowohl  das  Vermögen  der  drey  in  E.  EL  M.  Ent- 
leb&dignngs-Frovinzen  vorhandenen  Domstifter  zu  Hildesheim,  Mflnster  und 
Paderborn  auCnehmen  und  ausmitteln  zu  lassen,  als  auch  diejenigen  Nach- 
iMhten  einzuziehen,  worauf  sie  ihre  Vorschläge  wegen  des  kflnftigen  Schick- 
sals derselben  hat  grflnden  wollen. 
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}^f^  Allein  das  erstere  ist  äusserst  schwierig,  indem  das  ganie  Kipiteli- 

Vermdgen,  die  Verwaltung  und  Berechnung  desselben  sehr  Ferwiekelt  ni 
ein  Aggregat  Yon  zahllosen  Geld-  und  Natural-Einnahmen  ist,  welche  wietei 
durch  eine  Menge  einzelner  Berechnungen  laufen,  die  von  sehr  yiden  Sft4i 
zeptoren  nach  einzelnen  Registern  so  verwirrt  und  dunkel  gefllhrt 
dass  es  äusserst  schwer  hält,  darin  völliges  Licht  zu  bringen,  em 
sichtliches  Qanze  darzustellen  und  genau  zu  bestimmen,  was  das  gi 
Corpus  und  jedes  einzelne  Qlied  desselben  zu  empfangen,  auszugeben  ui' 
als  reinen  Ueberschuss  zu  verzehren  gehabt  hat.  J 

Bei  der  Menge  der  übrigen  Organisations-Oeschäffce  haben  die  Bpeeuhi 
Organisations-Commissionen  dieses  nicht  überall  vdUig  in  gehöriger  KkM| 
darstellen  können. 

Noch  schwieriger  ist  die  Bestimmung  von  Grundsätzen,  womaeh  kfiofiil; 
zu  verfahren,  und  welche  Einrichtung  in  der  Verfassung  wie  io  der 
Verwaltung  derselben  zu  treffen  seyn  würde. 

Das  Reichs-Deputations-Gonclusum  vom  26.  Februar  v.  J.  sigt  bknl 
§  34  und  61,  dass  die  Güter  und  Revenuen   der  Dom-Kapitul  und  Qirer 
Dignitarien    den   Domainen    der   Bischöfe    einverleibt   und    mit    den  K»-| 
thümem  auf  die  Fürsten  übergehen  sollten,  welchen  sie  angewiesen  werden* 

Im  §  35  ist  als  Bedingung  der  Säcularisation  und  der  völligen  Bn-. 
Ziehung  der  Dom-Stifter  auch  die  feste  und  bleibende  Ausstattung  der  Dos- , 
Kirchen,  welche  beibehalten  werden  mögten,  enthalten,  und  der  §  53  setzt 
fest:  dass  den  Dom-Kapitularen,  Dignitarien  und  Canonieis  der  Ritter- 
Stifter  %^  ihrer  sämmtlichen  bisherigen  Einkünfte,  und  zwar  jedem  ^* 
zelnen,  was  er  bisher  genossen  hat,  nebst  den  Curien,  den  Vikarien  aber 
aUe  ihre  Revenuen  belassen  werden  müssen. 

Dieses  so  auszuführen,  dass  völlige  Gerechtigkeit  dabei  beobachtet 
wird,  so  dass  die  Individuen  darunter  nicht  leiden,  aber  auch  E.  K.  M. . . . 
Interesse  nicht  benachtheiligt  werden  möge,  welches  ohnstreitig  Allerhöebt« 
derselben  gnädigste  Absicht  ist,  dürfte  sehr  schwierig  seyn.  Denn  wollte 
man  das  ganze  Domkapitularische  Vermögen  auch  dleseits  übemehmea, 
und  den  einzelnen  Dom-Herrn  Vio  davon  jährlich  nachweisen  und  aassiUen, 
so  entstehen  die  Bedenken,  dass  ein  grosser  Theil  der  Revenuen  in  «Her- 
ley  Naturalien  besteht,  die,  wenn  Einer  sein  bisher  genossenes  zu  Vio  ®^' 
halten  soll,  in  natura  gefordert  werden  können,  und  dass  mehreres  in  Pr^ 
senzien  und  zufälligen  Revenuen  besteht,  welches  sich  nicht  durchsohnitts* 
massig  bestimmen  lässt,  sondern  von  einem  jeden  abhängt.  Ausserdem 
würden  die  diesseitigen  besondem  Verwaltungs-Kosten,  AusfiUle  n.  e.  v» 
aUein  von  E.  K.  M.  zu  tragen  seyn,  wo  dann  nicht  viel  von  dem  Vi* 
übrig  bleiben  dürfte. 

Wollte  man  aber  umgekehrt  den  bisherigen  Ifilgliedem  die  Adnum- 
stration  überlassen  und  sich  nur  das  Yio  ausbedingen,  so  fehlt  die  Con^ 
trolle  und  der  Satz,  wornach  dieses  ^/^^^  zu  berechnen  ist. 
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Um  in  Teniehmen,  wie  andere  weltliche  Landeshemi  sich  hierbey  be-    /^q 

wnuneii  haben,  hat  die  Haapt-Organiaations-OommisBion  schon  zeitig  darüber 

Naehriehten  eingesogen,  wovon  das  Resultat  ist,  dass  sie  sämmtlich,  nemlich 

Toseana  wegen  Saltsbnrg  und  Eichstedt;  Chnr-Hannover  wegen  Osnabrück; 

iChar-Baieni  wegen  Bamberg  nnd  Würzbnrg,  und  Oranien-Fnlda  wegen  Fulda, 

4ea  erstem   Weg  eingeschlagen    nnd    die  Administration    des    gesammten 

^Dom-Kapitolarischen  Vermögens  übernommen,  den  Domkapitnlaren  aber  die 

;^io  haben   berechnen   lassen    oder    denselben    bestimmte   Pensionen   aus- 

fnetit  haben.     Dieses  ist  jedoch  unter  verschiedenen  Modifikationen  ge- 

nhehoi,  indem  z.  B.  Toskana  von   dem   reinen  Ertrage   des    20jfthrigen 

;  Dnrdiflchnitts  der  bisherigen  Einnahmen  die  auf  ein  Jahr  kommenden  ^/io 

;  lelir  strenge  ansgemittelt  und  dieses  als  immerwährende  jährliche  Pension 

I  iMÜmmt  hat,  das  V^o  ^^^  bisherigen  reinen  Ueberschüsse  aber,  so  wie  aUen 

Qewiiui,  der  durch  Verminderung  der  Administrations-,  so  wie  aller  sonstigen 

Ausgaben,  durch  Erhöhungen  des  Ertrags,  durch  Abfindungen  auf  einmal, 

durch  TodesfUle  u.  s.  w.  entsteht,  ftlr  den  Landesherm  berechnen  lässt 

Chur-Hannover  hat  bey  Osnabrük  auch  nach  20jährigen  Durchschnitten 

I  berechnet  die  ^/lo  ausmitteln  lassen,  jedoch  alle  Remissionen  und  Ausfälle 

I  Ibemommen,  dagegen  aber  die  Ascension  und  das  Aufrücken  der  Präben* 

dirten  gestattet,    aber  einen   besondem  Administrator   angesetzt,  wodurch 

;  ittm  ftlr  den  Landesherm  nicht  viel  übrig  bleiben  kann. 

Chur-Baiem  hat  nur  die  Revenuen  von  dem  Corpus  Praebendae  nach 
20jlhrigen  Durchschnitt  zur  Bestimmung  der  Pensionen  genommen,  alle 
Mnstigen  beständigen  und  unbeständigen  Erträge  aber  für  sich  behalten. 

Oranien-Fulda  hat  endlich  nur  nach  ohngefähren  Maasstab  des  Ertrages 
filr  jeden  eine  Pension  bestimmt,  ohne  genaue  Aufnahmen  und  Revenuen- 
SUts  zum  Qnmde  zu  legen. 

Alle  diese  Verfahrungs-Arten  haben  mehr  oder  weniger  Unzufriedenheit, 
Itberall  aber  doch  solche  erregt,  weil  keine  dieser  Methoden  von  dem  Vor- 
imrfe  der  Willkühr  und  der  Abweichung  von  dem  §  63  des  Haupt-Reichs- 
Deputations-Beschlusses  fOr  frey  erklärt  werden  können. 

Um  diesen  Zweck  aber  zu  erreichen,  muss  die  Organisatiojis-Commis- 
aoa  den  umgekehrten  Weg  für  angemessener  halten,  nemlich  den  Dom- 
Kapituln  und  ihren  Mitgliedern  die  Verwaltung  ihrer  Revenuen  und  den 
GenuBs  ihrer  %o  selbst  zu  überlassen  und  nur  einen  controllirenden  Ver- 
yrtikü  anzustellen,  der  auf  die  Erhaltung  der  ganzen  Masse  wacht,  das 
Undesherrliche  Yio  erhebt,  solches,  in  so  weit  es  in  Naturalien  besteht, 
a  Gelde  macht,  dieses,  so  wie  die  durch  den  Tod  oder  durch  Abfindung 
S.  K  M.  zufallenden  und  disponible  werdenden  Präbenden  und  sonstige 
Se?entten  berechnet,  und  so  successive  fortfährt,  bis  die  Sache  auf  den 
^^uikt  gebracht  ist,  wo  sie  nach  E.  K.  M.  nähern  Allerhöchsten  Beschluss 
^ioä  bldben  soll. 

In  dieser  Art  ist  die  Sache  mit  £.  E.  M.  .  .  .  Genehmigung  bey  dem 

i  -  IQ 

ttranier,  PreuMn  und  di«  kath.  Kirehe.    iX.  ^^ 
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/^A   Gräflichen  Hoch -Capital  zu  Egsen   eingeleitet  and   kat  dort   ihren  gvta 
Fortgang  mit  ZaMedenheit  der  Interessenten.     Hier  hat  diese  Sinrioktng 


anch  schon  gleich  getroffen  werden  müssen  nnd  getroffen  werden 
weil  E.  K.  M.    dieses  Gräfliche  Damens*Gapitai  gindieh  anCmheben  ul 
die  Abfindnng  der  Eapitalarinnen  sn  rerordnen  gernhet  habwi,  wekhe  mä 
grösstenteils  schon  za  Stande  gekommen  ist. 

Bei  den  Dom-Kapitaln  za  Hildesheim,  Mflnster  nnd  Paderborn  iit  i»r 
mit  nicht  so  sehr  geeUt.  Denn  wenn  auch  in  denselben  einige  Pribeste 
vakant  geworden,  so  sind  doch  die  Haapt-Revenüen  noch  nicht  disporiU» 
gewesen,  indem  in  allen  drey  Dom-Kapitaln  drey  Nacl^ahre,  wie  ob« 
bei  Paderborn  aasgefflhrt  worden,  statt  finden.  Ehe  diese  nicht  verfloastt 
sind,  tritt  also  der  diesseitige  Gennss  noch  nicht  ein,  nnd  dämm  hat  eise 
gleich  anfangs  erlassene  and  jetzt  wiederholte  Verfttgong  an  die  p.  Caanun 
aasgereicht,  dass  diejenigen  Bevenflen,  welche  etwa  von  solchen,  mt  dsr 
diesseitigen  Besitznahme  erledigt  werdenden  Probenden  disponible  geworta, 
von  den  Dom-Eapitaln  asservirt  and  nicht  weiter  darflber  disponirt  wor- 
den solle. 

Indessen  hat  eine  gleiche  Yerfitigang  wegen  des  E.  K.  M.  nach  den 
Reichs-Depntations-Beschlasse  zostehenden  Y^o  der  noch  leb^iden  Doa- 
Kapitolaren  nicht  ergehen  können,  weil  dieserhalb  die  Besüaimaag  "wpt 
des  Schicksals  der  Dom-Kapitel  hat  voraasgehen  müssen;  nnd  da  deoselbeB 
in  dieser  Hinsicht  nichts  eröfhet  worden,  so  wird  es  nnr  von  £.  K.  M. 
höchster  Bestimmong  bei  künftiger  Begolirnng  der  Sache  abhängen,  wie  es 
daranter  ratione  praeteriti  für  die  Jahre  seit  der  Besitznahme  gduttn 
werden  soll,  wenn  Allerhöchstdieselben  nicht  etwa  fllr  nötig  halten  mdgteS) 
schon  jetzt  deshalb  eine  Disposition  an  treffen,  welche  ich  in  diesem  FaDe 
in  eben  der  Art  .  .  .  vorschlage,  als  sie  in  Ansehung  des  Hoch-Kapitih 
zu  Essen  vorgedachtermassen  gut  befanden  nnd  von  E.  K.  M.  AHeAöoltft 
beschlossen  ist. 

Dieses  alles  betrifk  indessen  nnr  die  jetzige  Yerwaltang,  weUie 
nach  dem  .  .  .  Beschlnsse  E.  K.  M.  über  die  Einrichtung  der  Don- 
Kapital  selbst  eine  andere  Yerfassnng  erlangt. 

Was  aber  diese  betrift,  so  hängt  solche  mit  mehrem  GegensttndeB 
der  Landes-Organisation  genaa  znsammen. 

Der  §  36  des  Haapt-Beichs-Depntations-Schlnsses  verordnet  voige- 
dachtermassen  die  feste  and  bleibende  Aasstattang  der  Dom-KircheD  vbA 
der  §  62  macht  die  Einrichtang  der  künftigen  Dom-Kapital  von  der  kflnf- 
tigen  Regalirang  des  Erz-  and  Bischöflichen  Dioecesan- Wesens  abhiogiir 

Obgleich  non  nach  dem  §  25  E.  K.  M.  hieronter  freye  Hände  bsbes, 
indem  Allerhöchstdero  Staaten  von  den  ehemaligen  Geistlichen  ProvinfeS) 
woranter  sie  sonst  gehört  haben,  aasgenommen  sind,  anch  durch  die  .  •  • 
Kabinets-Ordre  vom    13.  September  v.  J.*)    befohlen  ist,   dass  es  vorerst 

1)  No.  642. 
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danmter  bei  dw  bisherigen  Lage  der  Sache  verbleiben  solle,  so  wird  doch    v^^o 
die  OewiasenB-Benihigiing  £.  K.  M.  katholischen  Untertanen  eine  nihere 
Bestimninng  darunter  nothwendig  machen. 

Idi  habe  über  diesen  Punkt  nfthere  Einleitnngen  getroffen,  um  ins- 
besondere m  Temehmen,  wie  der  KnrAlrst-Erskander  sein  nenes  Dom- 
kaptol  und  BrzhischOfliches  Consistorinm  einrichtet,  und  ich  glaube  nach 
Blagang  dieser  Nachrichten  B.  K.  M.  solche  Vorschllge  darüber  .  .  .  thun 
n  kennen,  welche  hoffentlich  Allerhöchst  Dero  Beifall  finden  werden,  indem 
sein  Gesichtspunkt  dahin  geht:  die  Aufsicht  auf  Seelsorge  und  den  Schul- 
Uatemcht  des  sehr  ansehnlichen  Theils  E.  K.  M.  katholischer  Untertanen 
fwischen  der  Elbe  und  dem  Rhein  in  die  Hftnde  eines  aufgeklirten,  mit 
dem  Geiste  der  Zeit  fortschreitenden  und  bewfthrten  Mannes  zu  bringen, 
dts  Gewissen  dieser  Untertanen  nach  ihren  Glaubens-Grundsfttien,  welche 
ohne  die  nachteiligsten  Folgen  nicht  Tcrletst  werden  dflrfen,  zu  beruhigen, 
sogleich  aber  auch  die  Dom-Kapitul  zu  reduziren  und  dem  Staate  den 
grtssten  TheU  ihres  Vermögens  auf  eine  angemessene  Weise  zuzuwenden. 
BcTor  ich  diesen  .  .  .  Bericht  nicht  erstattet  haben  werde  und  von 
E.  K.  M.  ein  Beschluss  darauf  .  .  .  gefasst  seyn  wird,  dürfte  sich  keine 
Bestimmung  Aber  das  endliche  Schicksal  der  Dom-Kapitul  und  ihre  Ein- 
nAtong  treffen  lassen. 

Von  der  andern  Seite  sind  die  Dom-Kapitul  integrirende  Theile  der 
Lsndesstftnde  gewesen.  Und  deshalb  dürfte  in  dieser  Hinsicht  die  Bestim- 
mug  über  die  Verfassung  der  Standschaften  abzuwarten  seyn,  welche  bis 
com  Sckluss  der  Organisation  der  Entschftdigungs- Provinzen  unter  Ycr- 
bofBufficher  .  .  .  Oenehmigung  E.  K.  M.  ausgesetzt  ist. 

BdchergeBtalt  werden  E.  E.  M.  zu  entnehmen  geruhen,  dass  in  dieser 
wiehtigen  Sache,  was  nur  hat  geschehen  können,  von  der  Oiganisations- 
Commission  und  von  mir  veranlasst  worden  ist.  Ich  werde  mit  derselben 
fortfahren,  alle  Nachrichten  zusammen  zu  bringen,  die  noch  erforderlich 
nsd,  um  nach  dem  oben  aufgestellten  Gesichtspunkte  alle  Oegenstftnde  auf- 
nUären,  welche  darauf  Beziehung  haben,  um  demnächst  darüber  E.  K.  M. 
«UMn  YoUstftndigen,  nfthem  Vortrag  halten  zu  können. 

Die  nach  Lage  der  einzelnen  Akten  nothwendigen  VerfUgungen  habe 

Wh  jetzt  gleich  erlassen;  und  ich  bitte  nur  vorläufig  £.  K.  M.  .  .  .,  mich 

über  die  obesgedachten  Vorschläge  wegen  der  interimistischen  Verwaltung 

dsr  disponiblen  Bevenüen  der  Dom-Kapitel  mit  Allerhöchster  Bescheidung 

,  wsehen  zu  lassen.« 

Bie  hierauf  ergebende  Cabinets-Ordre  an  Angern,  Gharlottenburg  Juli  16 
1B04  M  16,  stimmt  diesen  Vorschlägen  zu.     Cfr.  No.  769. 

AvifflrtiKniiK  ».  m.  0.  dM  ConMpWi. 
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)9ß  Urkunde  No.  789. 

/„^Q         729.  Rescript  des  Auswlrtigen  Departements  an  den  Residenten  Filr. 

V.  Humboldt  zu  Rom.    Berlin  1804  Jnü  9. 

S.  46.  B.  168.    Concept)  gesohrieb^n  ron  Ktater,  ges.  HvdaaWtg. 

Wegen  der  Erwirkung  der  päpsütehen  Zugtimmung  xur  Aufhebung  der  KMer  m 
Sehieeien,^)  und  des  Verbotes  des  Sammeins  der  BeUelorden.^ 

»Die  steigenden  Bedflr&isae  des  Staats,  welehe  es  der  Beg^enug  nr 
Pflicht  machen,  alle  Quellen  zur  Vermehrung  der  NationalttüUagkeit,  Indmlne 
und  Wohlhabenheit  auftusuchen,  die  Beispiele  so  vieler  andern  Staaten  imd 
der  ganze  Geist  der  Zeit  veranlassen  Uns,  auch  auf  eine  allgemdne  Vertsd»- 
rung  mit  den  Klöstern  in  Unserm  Herzogthum  Schlesien  Bedacht  zu  nehDea 

Durch  die  deutsche  Entschftdigungs-Tractaten  sind  Wir,  so  wie  lUi 
deutsche  Landesherm,  zur  Einziehung  sftmmtlicher  Stifter  und  Klöster  in  des 
alten  und  den  neuen  Provinzen  berechtigt  worden.  Eben  so  ist  in  AhrieU 
der  vormals  Polnischen  Provinzen  das  nämliche  Einziehungsrecht  eine  le^ 
lieh  dem  Qutfinden  des  Souverains  frei  gelassene  Folge  der  zwischen  des 
theilenden  Mächten  zuletzt  abgeschlossenen  Convention.  Wir  haben  v<n 
diesem  Recht,  so  wie  es  jezt  von  so  vielen  andern  Landesherm  gesebiehetj 
zum  Theil  in  verschiedeuML  Provinzen  schon  Gebrauch  gemacht  und  Btehei 
zum  Theil  noch  im  Begriff,  in  andern  das  n&mliehe  zu  thun.  Es  wäre  cue 
ftir  das  allgemeine  Wohl  Unseres  Staats  merklich  nachiheilige  Ausnahinef 
wenn  Schlesien  allein  seine  Klöster  in  der  bisherigen  Weise  fort  beiiielto. 

Es  hätte  aUenfails  zweifelhaft  scheinen  können,  ob  nicht  etwadssbe* 
sondere,  durch  die  Schlesischen  Friedensschlüsse  mit  dem  Hanse  Oesterreieli 
von  1742,  1745  und  1763  bestimmte  Staatsrecht  dieser  Provinz  der  Bs- 
Ziehung  der  dortigen  Klöster  enigegen  stehen  möchte.  Nachdem  Wir  aber 
darüber  die  Friedens- Acten  auf  das  genaueste  haben  durchsehen  lassen,  so 
sind  Wir  von  dem  Gegentheil  auf  das  evidenteste  vergewissert  worden. 
Der  letzte  Friedensschluss,  oder  der  Hubertsburger,  welcher  die  SeUenes 
angehenden  Dispositionen  der  vorigen  Friedensschlflsse  im  Detail  entweder 
bestätigt  oder  modificirt,  enthält  im  Art.  XIV.  die  Disposition,  que  le  B« 
de  Prusse  conservera  la  religion  catholique  en  SilMe  dans  Tancien  ^tit| 
fügt  aber  zugleich  die  salvatorische  Glausul  hinzu:  sans  d^roger  tontefou 
auz  droits  du  souverain.  Letztere  flberlässt  Uns  die  freieste  DispositioDf 
zumal  überdies  nach  dem  ganzen  Zusammenhang  jener  Ausdru<^:  religion 
catholique  nur  von  dem  Gultus  der  Einwohner  und  ihrer  Gewissens-Freb 
heit  und  nicht  einmal  von  dem  Vermögen  der  Geistlichen  Stiftungen  ktt 
gemeint  sein  sollen;  so  wie  auch  in  den  1742  und  1763  vorangegangenen 
Negotiationen  das  Hauss  Oesterreich  jeder  Einmischung  in  die  innero  i^' 
gelegenheiten  Schlesiens,  mithin  auch  einem  Widerspruchsrecht  gegen  Klöstfi^ 
Einziehung,  entsagt  hat. 

Indem  Wir  hiemach  von  einem  Becht,  welches  durch  Staats-  und  völk^ 


1)  Cfr.  No.  696  und  746.  2)  Cfr.  No.  702. 
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rechtlidie  Rfiksichten  nicht  verhindert,  sondern  im  Gfegentheii  begründet  y^^q 
und  dnreh  das  Wohl  des  Staats  provoeiret  wird,  Gebranch  zn  machen  nnd 
als  protestantischer  Sonverain  einem  Beispiel,  welches  so  vielfiütig  ron 
katholischen  Mächten  nnd  Staaten  gegeben  worden,  zu  folgen  gedenken, 
sind  Wir  jedoch  gern  geneigt,  dabei  mit  aller  der  Mftssignng  nnd  Schonung 
za  verfahren,  welche  Wir  jederzeit  ftlr  Religions- Angelegenheiten  und  für 
die  VerhSltnisse  des  Päpstlichen  Hofes  bewiesen  haben. 

Wir  wollen  daher  keinesweges  eine  plötzliche  und  gänzliche  Aufhebung 
der  Klöster  in  Schlesien  und  Auflösung  ihrer  Ordens -Verbindung  vor- 
nehmen lassen.  Die  gemeinnfitzigen  Orden,  als  die  Barmherzigen  Brflder 
ooter  den  Manns-Elöstem,  und  die  Elisabethanerinnen  nnd  ürsulinerinnen 
nnter  den  Nonnen-Klöstern  sollen  völlig  bestehen  bleiben.  Und  in  Absicht 
der  flbrigen  Klöster  soU  die  Maasregel  dahin  beschränkt  werden,  dass  blos 
nodi  ein  Verbot,  neue  Novizen  aufzunehmen,  ergehe,  dass  femer  das  Kloster- 
Yermögen  flberall  verzeichnet,  die  Einnahmen  und  Ausgaben  in  ordnungs- 
mäsflige  Etats  und  controllirte  Rechnungsführung  gebracht  und  nur  die 
üeberschttsse  nach  Abzug  der  Oompetenz  für  die  Kloster-Mitglieder  und 
des  Haushalts  zu  den  StaatsbedttrMssen  verwendet  werden,  und  dass  end- 
lich nur  erst  nach  dem  allmähligen  Aussterben  der  Klöster  über  deren 
Güter  weiter  disponiret  werden  solle,  ünterdess  bleiben  die  übrigen  klöster- 
Uehen  Einrichtungen  bestehen;  da  wo  mit  Klosterstellen  Seelsorge  verbunden 
ist,  wird  wegen  dieser  eine  bleibende  Vorkehrung  getroffen;  und  flberall 
aoüen  ünsem  katholischen  Unterthanen  hinreichende  Kirchen  und  Seelsorger 
gelassen  werden,  da  blos  die  Absicht  ist,  überflüssige  Kirchen  und  Stiftungen 
mm  bessten  des  Staats  einzuziehen. 

Da  Wir  aus  landesväterlicher  Gesinnung  gern  die  möglichste  Bemhi- 
goBg  der  Oemflther  und  Hebung  etwaniger  Qewissenszweifel  unter  den 
ksthoHschen  Unterthanen  mit  bewürken  wollen,  so  würde  es  Uns,  —  jedoch 
ansdrflklich  blos  in  dieser  wohlwollenden  Absicht,  —  angenehm  sein,  die 
Einstimmung"  des  päpstlichen  Hofes  in  diesen  Euch  jezt  mitgefheilten  Plan 
zu  erhalten.  Auch  würden  Wir  es  gern  sehen,\wenn  derselbe  insbesondere 
den  Bettel-Orden  auch  bereits  vor  'Auflösung  ihrer  Kloster-Verbindung  und 
dem  Aussterben  ihrer  Glieder  das  Sammeln  g^en  Bestimmung  einer  Oompe- 
tenz vom  Staate  durchaus  untersagen  wollte.  — 

Wir  empfehlen  diesen  wichtigen  Gegenstand  unter  dem  Siegel  des  Ge- 
heimmsses  Burer  sorgfältigsten  Prüfnng  und  Ueberlegung,  auf  welche  zwek- 
missige  und  thunliche  Weise  die  Einstimmung  des  Päpstlichen  Hofes  etwa 
eilangt  werden  könne.  Wir  "sehen  darüber  Euerm  Gutachten  entgegen  und 
sotorisiren  Euch  für  den  Fall,^dass  Ihr  bereits  dort  etwas  ausrichten  könntet, 
ZQ  zwekdienlichen** Insinuationen^ bei]  dem  Cardinal- Staats -Secretair  oder 
ttdem  dortigen  Behörden,  indem  Ihr  solche  mit  Behutsamkeit  und  ohne 
die  Saehe  iigend  schon  zu  einem  pnbliquen  Gegenstand  werden  zu  lassen, 
einzurichten  wissen  werdet.« 


j  gg  Urkunden  No.  730—731. 

j^Q  Reseript  des  Oeistlichen  Departements  an  die  WeatpienitiidH 

Regierung  s.  unter  dem  16.  Februar  1803,  No.  547. 


Juli  9         730.  Sfaats-Ministers  Frhr.  v.  d.  Reck  an  den  Staate-Minister  v.  Angtrik 

Berlin  1804  Juli  9. 

Gen.-I>irektoriain  lbgd«biug.  CLIY.  16.  AoBfertignsg. 
Milde  Behandlung  der  Normen  und  Manche  und  der  PröpHe  bei  Kloster-Aufliebungeik 
.  .  .  »Besonders  pflichte  ich  dem  Sentiment  E.  £.  darin  bej,  dass  <nie 
ilusserste  milde  Behandlung  der  Nonnen,  insofern  ihre  Klöster  aufgehoben 
werden,  und  selbst  der  Mönche,  die  sich  in  das  Ausland  begeben  woHaii, 
eintreten  müsse,  weil  gewiss  das  Gegentheil  eine  üble  Sensation  herFor- 
bringen  würde.  Den  Pröpsten  der  Nonnen-Klöster  wird  meines  Eraohtens 
wohl  mehr  als  die  geringe  Pension  eines  Conyentualen,  etwa  nach  Befinden 
800  Rthlr.  oder  doch  nicht  viel  weniger,  zu  bewilligen  seyn,  und  wird  man 
dabei  auf  das  Ansehen,  worin  sie  gestanden,  wie  auch  auf  ihr  mehrentheib 
sehr  hohes  Alter  Rücksicht  nehmen  müssen.«  .  .  . 


Juli  11  731.    Das  BischSfliehe  General -Vikariat- Amt  zu  Breslau  >sn  to 

Etats-Ministerium  zu  Beriln.«    Breslau  1804  Juli  11. 

B.  89.  30.  O.    AbMdirift.    (BciUi^e  xu  der  Iiam«diAi.yonUUiiag  yo»  IX  BeptoBUr  ISOi^i) 

Protest  gegen  die  Abtretung  der  ktUholischen  Kirche  xu  Qieemannadorf  an  die  doriigt 

proteettmtisehe  Gemeinde.^ 

»£.  K.  M.  hiesige  Obei^Amts*Regiemng  hat  uns  unter  dem  1.  Mai  d.  J. 
auf  den  Grund  eines  Auftrags  von  Allerhöchst  Deroselben  Etats  Minisierio^j 
aufgegeben,  die  katholische  Pfarrlürche  zu  Giesmansdorff,  Loewenbeigschen 
Kreises,  mit  ihrem  Vermögen  an  die  doriage  Protestantische  Qememde  ab- 
zutreten. 

So  heilig  uns  auch  stets  E.  K.  M.  ...  Befehle  sind,  so  können  inr 
doch  in  diesem  Falle  die  Abtretung  dieser  Kirche  und  ihres  Vermögens  vm 
so  weniger  verfügen,  als  katholische  Kirchen  nicht  unser  Eigenthsm  rindf 
sondern  der  katholischen  Diözesan-Gemeine  gehören,  und  wir  vermöge  an8<^ 
Amts  verbunden  sind,  ihre  Gerechtsamen  zu  schützen. 

Geruhen  daher  E.  K.  M.  .  .  .  zu  verzeihen,  wenn  wir  unsrer  Amtspflicht 
gemäss  gegen  die  Abtretung  der  quästionirten  Kirche  und  ihres  VermögeBB, 
wie  hiermit  geschieht,  aus  nachstehenden  Ursachen  auf  das  fneiliehste 
protestiren. 

1.  Ist  diese  Kirche  ursprünglich  eine  Muttorkirehe  von  KathoSckas 
erbauet  und  blos  für  einen  katholischen  Pfarrer  und  eine  katholische  Ge- 
meine dotirt 

2.  wird  bis  heute  noch  Jeden  dritten  Sonntag  £e  öffentliche  Gotiei- 


1)  No.  764.  2}  Gfr.  No.  741.  3)  0fr.  No.  694. 
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verehmng  in  dieser  Eardie  abgehalten,  wo  sich  gegen  400  Personen  katho-  ^^?P^ 
liseber  fieligioii  ans  den  benaehbarten  Dörfern  rerBammeln. 

3.  ist  der  gegenwärtige  Pfarrer  Gmhl  zu  Seiffsrsdorff  und  Giesmans- 
dorff  anf  diese  Kirche  nnd  Parochie  nach  erhaltenem  Allerhöchsten  Placito 
mit  der  bischöflichen  Inrestitur  versehen  worden.  Er  ist  dadurch  zum  Vor- 
steher und  Verwalier  dieser  Kirche  nnd  ihres  Yerm^^ens  ad  dies  vitae 
sngesteDt  und  durch  das  Allerhöchste  Denominations-Patent  als  ein  solcher 
bestätiget  nnd  dadurch  berechtiget  worden,  die  Einklinfte  dieser  Parochie 
vBTezkflnt  zu  bezielieB. 

4.  Wenn  anch  gegenwärtig  in  dem  gedachten  Orte  Giesmansdorff  keine 
katholische  Oemeinde  existirt,  so  halten  sich  doch  ans  den  benachbarten 
Dörfern  viele  Kathoücken  zu  cUeser  Kirche,  und  die  Katholicken  sind  durch 
den  1648  geschlossenen  Wes^hXlischen  Friedens-Tractat  wieder  zum  Be- 
rits der  gedachten  Kirche  gekommen  und  sind  bis  heute  in  dem  ruhigen 
Besitze  derselben.  Daher  schllzt  sie  der  Definitiv-Friedens-Traotat  d.  d. 
Beifin  den  28.  JuHi  1742,  worin  8.  K.  M.  Friedrich  11.  glorreichen  An- 
denkens öffentlich  artie.  VI.  erklärten:  In  Ansehung  des  Status  quo  keine 
Abänderung  zu  treffen. 

5.  Diese  Bechte  und  Privilegia  sind  von  E.  K.  M.  Allerhöchstselbst  bey 
der  am  6.  Jnlii  1798  angenommenen  Erblandeshuldigung  dem  Bissthum  und 
den  Katholiken  überhaupt  wiederholentlich  .  .  .  garantirt  und  bestätiget 
worden. 

6.  E.  K.  M.  haben  vermöge  eines  .  .  .  Cabinets-Schreibens  d.  d.  Pots- 
dam den  22.  Octobns  1799 1)  an  den  Bischof  v.  Rydzinski  zu  Gulm  zu 
srU&ren  .  .  .  geruhet:  Nie  die  Katholischen  zu  zwingen,  den  Protestanten 
den  Mitgebranch  ihrer  kirchlichen  Gebäude  zu  verstatten,  und  den  Etats- 
^Giustem  Frb.  v.  Schrötter  und  v.  Massow  wiederholentlich  aufgetragen, 
von  allem  dem,  was  nur  irgend  einem  Zwange  ähnlich  sehen  möchte,  ab- 
zustehen. Wir  leben  in  der  demfltiiigsten  Hofnung,  dass  E.  K.  M.  dieselben 
AUeignädigsten  Gesinnungen  gegen  die  katholischen  Schlesischen  Unter- 
Üumen  hegen  und  nicht  den  Verlust  dieser  Kirche  mit  ihrem  Vermögen 
t^oschüessen  werden. 

üeberdiess  hat  die  protestantische  Gemeinde  im  Orte  Giesmansdorff  be- 
reits ein  eigenes  Gottes-  und  Bethaus  und  bedarf  der  katholischen  Kirche  nicht. 

In  Rflcksicht  der  angefahrten  Grttnde,  die  sich  nicht  nur  auf  Canonische 
^I^MMtse,  auf  Friedensschlflsse,  auf  den  Status  quo,  sondern  auch  auf  die 
Vonehriften  des  Allgemeinen  Landrechts  P.  I.  Tit.  IX.  §  641  stützen,  bitten 
^  allersubmissest  und  vertrauen  auf  Allerhöchste  Gerechtigkeit: 

Diese  Kirche  mit  ihrem  Vermögen  und  diese  Parochie  cum  apperti- 
^^^^  noch  femer  der  Schlesischen  katholischen  Gemeinde  als  ihr  Eigen- 
^huD  imd  die  Verwaltung  derselben  dem  gegenwärtigen  Pfsrrer  und  seinen 

1)  No.  146. 
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T^H^l  ^^^^0^0™  allergnftdigst  zn  belassen  und  die  Proteetantisohe  Gemeinde  mit 
ihrem  nnbiUigen  Gesnehe  um  so  mehr  abweisen  zu  lassen,  als  sie  am  Oite 
ein  Bethans  besizt.     Die  wir  in  nnverbrfleUiehster  Treue  er8t[erb]en.< . . . 


Juli  12        732.  Immediat-Eingabe  des  Abtes  Isidorus  zu  Hiiytbvrg  und  Mindia.  | 

Berlin  »im  goldenen  Adler  am  Dönhoffschen  Platze«.  1804  Juli  12.  I 

B.  80.  31  H.    Awfertigimg. 

Bittet  nochmah  um  ReehtserUscheidung  wegen  der  Aufhdnmg  der  Haü>ertiääimkm\ 

KlästerA) 

...  »So  sehr  wir  uns  flberzeugt  glauben,  dass  dieser  Gnmdsats^),  wesaj 
er  von  Beehtsverstftndigen  genau  geprüft  würde,  manche  fSr  uns  gflnstige 
nfthere  Bestimmung  erhalten  dürfte,  so  würden  wir  doch,  wenn  es  nur  auf 
unser  persönliches  Interesse  ankäme,  keinen  Augenblick  anstehen,  mit  den 
ehrfurchtsvollen  Vertrauen  zu  dem  von  E.  K«  M.  bei  der  Thronbestttgaog 
uns  gegebenen  Koeniglichen  Worte  und  zu  der  jezt  ertheilten  alleignMj;- 
sten  Yerheissung: 

dass  wir  eine  gerechte  und  billige  Bestimmung  unsere  Schicksals  n 
erwarten  haben, 
uns  vöUig  zu  beruhigen. 

Allein,  allergnftdigster  Koenig  und  Herr!  es  kommt  bei  dieser  wichtiges 
Angelegenheit  auf  die  ganze  Existenz  der  uns  anvertrauten  Klöster  sb, 
deren  Gerechtsame  wir  vermöge  unsres  Eides  wahrnehmen  müssen.  Die 
ganze  Katholische  EUrche  beobachtet  uns  genau  und  wir  haben  die  bitter- 
sten Vorwürfe  zu  fürchten,  wenn  wir  irgend  etwas  versftumen,  um  die  des 
Klöstern  drohende  Vernichtung  abzuwenden.  So  dürfen  wir  allergnftdigBt 
Verzeihung  hoffen,  dass  wir  es  noch  einmal  wagen,  £.  M.  Aufmerksamkeit 
zu  der  wichtigen  Sache  auf  einige  Augenblikke  allergehorsamst  zu  erbitten, 
und  wir  halten  uns  dazu  um  so  mehr  verpflichtet,  da  wir  überzeugt  zu  seyn 
glauben,  dass  unserm  eben  so  gerechten  als  billigen  Koenige  diese  Ssehe 
nicht  aus  dem  richtigen  Gesichtspunkte  dargestellt  sei. 

Es  wäre  zu  weitlftuftig,  dies  hier  vollständig  zu  entwikkeln,  wir  sind 
aber  bereit,  mit  E.  K.  M.  Erlaubniss  eine  gedrängte  BechtsausfQhrang  so 
überreichen.  Für  jezt  schränken  wir  uns  auf  die  Bemerkung  ein,  dass  die 
von  E.  K.  M.  Vorfahren  den  Klöstern  ertheilte  und  von  Allerhoechstdenseiben 
bei  der  Thronbesteigung  bestätigte  Privilegien  von  keiner  Einsehränkoog 
etwas  enthalten  und  eben  so  wenig  von  der  Voraussetzung,  das  Ins  refor- 
mandi  werde  durch  die  Reichsgesetze  nicht  anders  bestimmt  werden.  Diese 
Voraussetzung  scheint  daher  in  der  That  bloss  willkührlieh,  und  E.  K.  M. 

1)  Cfr.  No.  725  und  736. 

2)  Den  die  Cabinets-Ordre  vom  dO./VI.  o.  ausgesprochen,  dass  durch  ältere 
Privilegien  die  Bestimmungen  des  Reiohs-Deputations-Hauptschlusses  nicht  efn- 
gesohränkt  würden;  No.  726. 
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werden  leidit  wahmebmeii,  wohin  es  fuhren  wttrde,  wenn  auf  cM>lehe  Art  t^?^4^ 

'  Jah  12 

PiiTflegien  imd  Gerechtsame  yemichtet  werden  könnten. 

Ferner  durfte  leicht  zn  beweisen  seyn,  dass  durch  den  lezten  Reichs- 
tigaseUnss  das  landesherrliche  Ins  reformandi  in  Absicht  der  Stifter  nnd 
Kldster  in  den  alten  deutschen  Reichslanden  keine  andere  Bestimmung 
erhalten  hat,  als  dass  es  nicht  mehr  an  den  Westphftlischen  Frieden  ge- 
bimden  ist  Daraus  folgt  aber  nicht,  dass  es  ganz  uneingeschrftnkt  sei 
und  nach  Willkfihr  ausgefibt  werden  könne;  vielmehr  geben  sowohl  die 
Grondstoe  des  allgemeinen  Staatsrechts,  als  auch  die  besondere  rechtiiche 
Verfassung  eines  jeden  Landes,  welche  der  leite  Beichstagsschluss  weder 
angehoben  hat  noch  aufheben  könnte,  manche  Einschrftnkungen  an  die 
Hsnä,  welche  ein  so  gerechter  und  billiger  Landesherr,  als  E.  M.  sind,  nicht 
unbeachtet  lassen  wird,  wenn  dieses  gleich  in  andern  Lftndem  geschehen 
seyn  mag. 

IHese  üeberzeugung  und  der  Wunsch,  uns  wenigstens  gegen  schein- 
bire  Yorwflrfe  sicher  zu  stellen,  machen  es  äusserst  wichtig,  dass  E.  M. 
gernhen  mögten,  das  gebetene  rechtiiche  Gehör  und  Erkenntniss  zu  gestatten. 
Whr  sind  aber  sehr  ^tfemt,  dabei  eine  Verzögerung  der  von  E.  M.  etwa 
wluni  beschlossenen  Maasregeln  zu  beabsichtigen  und  wttrden  vielmehr  so- 
gleieh  mit  Vorbeigehung  der  beiden  ersten  Instanzen  auf  die  Entscheidung 
des  Obei^Tribunals  kompromittiren. 

und  warum  sollten  E.  M.   dies  nicht  erlauben?     Hu*  allgemein  ver- 
ehrter Sinn  fflr  Gerechtigkeit  und  Billigkeit  wird  dadurch  gegen  die  Besorg- 
lufls  gesichert,  dass  Ihnen  die  Sache  nicht  aus  dem  rechten  Gesichtspunkte 
dargestellt  sei;  Sie  erscheinen  dann  in  den  Augen  der  ganzen  katholischen 
Welt,  welche  auch  Sie  beobachtet,  in  dem  wahren  Lichte;  Sie  thun  den 
adligen  Schritt  nicht  eher,   als  nachdem  Sie    die   moralische   Gewisheit 
baben,  dass  dieser  Schritt  so  gerecht  und  billig  sei,  als  Sie  es  voraussetzen. 
Auch  sind  die  Klöster,   für  deren  Wohl  und  Weh  wir  hier  sprechen 
mltosen,  dieser  Schonung  nicht  unwerth.    Sie  haben  sich,  wie  die  Behörden 
^  snf  Erfordern  bezeugen  werden,  bei  allen  Gelegenheiten  als  getreue,  E. 
M.  ganz  ergebene  ünteiihanen  bewiesen,  haben  in  öifentiichen  Bedr&ng- 
oiuen  dem  Staate  mit  ihrem  Vermögen  beigestanden;  haben  mit  erheblichen 
KoBten  viele  nfltzliche  Kolonisten  in  das  Land  gezogen,  sie  in  ihren  Be- 
Bi^suigen  angesezt  und  bis  jezt  in  einer  zufriedenen  Lage  erhalten;  haben 
«inen  grossen  Theil  ihrer  Aekker  und  Wiesen  an  benachbarte  Dorfschaften 
▼«rpaehtet,  die  dadurch  in  zunehmenden  Wohlstand  gekommen  sind;  haben 
den  DUrftigen  ohne  Unterschied  des  Glaubens  nach  allen  Kräften  zahllose 
WobUhaten  erzeigt,  Kranke  gepflegt,  Waisen  erzogen,  und  das  Land  mit 
^tUgen  Pfarrern  und  Schullehrem  versorgt. 

Wag  kann  der  Staat  durch  Ihre  Aufhebung  gewinnen  ?  und  was  werden 
^egen  alle  diejenigen  leiden,  welche  bisher  so  erhebliche  Vortheile  von 
den  KlOstem  genossen  haben  ? 


^ 
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/ii^9  Doeh  wir  dürfen  £.  M.  die  kostbare  Zeit  nicht  länger  rauben.    D« 

Gesagte,  dessen  genaue  Wahrheit  wir  mit  nnserm  Leben  verbfligen,  wird 
hinreichend  seyn,  den  gerechten  nnd  billigen  Koenig  anfineifcsam  sn  machen, 
nnd,  wenn  es  ja  nicht  möglich  seyn  sollte,  nns  das  nr  BicherstelloDg  gfgw 
kränkende  Yorwflrfe  erwUnschte  rechtliche  Gehör  nnd  Erkenntnias  m  ge- 
statten, doch  das  kflnftige  Schicksal  nnsrer  Klöster  so  sn  bestimmen,  als 
es  mit  Billigkeit  nnd  Weisheit  geschehen  kann. 

Sollten  E.  M.  an  erlauben  gemhen,  dass  ich  das  Oltd:  hätte,  nüch 
persönlich  an  Allerhoechstdero  Fttssen  an  werfen  nnd  den  Klöateni  m 
gutes  Loos  zu  erflehen,  so  würde  es  fiOr  mich  nnvergesslich  und  fihr  die 
Klöster  sehr  beruhigend  seyn.c  .  .  . 


Juli  14        733.  Cabineis-Ordre  an  die  Staatt-Minister  Friir.  v.  d.  Reck,  v.  Masiaw 

und  V.  Angern.     Charlottenburg  1804  Juli  14. 

R.  89.    MiBftUn  dM  Gabintt«. 

Orundsäixe  für  die  EJöster-Äufhebungen  in  den  aiten  deutaehen  Prommen. 
»Auf  den  von  Euch  ...  den  27.  v.  M.^)  erstatteten  Berifibt  gebe  bt 
Euch  zu  erkennen,  dass  es  in  den  alten  deutschen  Provinzen,  wo  nur  wen%e 
zerstreuet  wohnende  Katholische  Glaubens^Genosaen  angetrofTea  werden,  as 
den  Eindrukk,  den  diese  oder  jene  Yerfahrungs-Art  bei  Aufhebung  der 
Klöster  auf  die  Gemflther  der  ELatholischen  Glaubens- Genossen  maoiieo 
durfte,  nicht  so  sehr  ankommen  kann.  Ich  aber  dennoch,  weil  Ihr  Bach 
davon  flberzeugt  haltet,  dass  die  von  Euch  voi^scUagene  Yerfahmngsweise 
schneDer  und  in  jeder  Rflksicht  besser,  als  dureh  die  Euch  zum  Outaehien 
von  mir  vorgelegten  Ideen  zum  Ziele  fuhren  werde,  hierunter  im  Yertranen 
auf  Euch  nachgeben  will.     Ich  genehmige  demnach 

1.  dass  die  fondirten  Klöster  gleich  aufgehoben,  das  Vermögen  realinit 
und  in  Domftnen-Aemter  verwandelt,  den  Kloster-Geistlichen  angemessene 
Pensionen  daraus  gegeben  und  die  nöthigen  Kirchen  und  Schut-Anstattea 
daraus  fundirt  werden,  jedoch  mit  der  allgemeinen  Bemerkung,  daas  ei  is 
Absicht  der  ELirchen  weniger  auf  bestindige  Pfarridrchen  als  darauf  o* 
kommen  wird,  nach  Abgang  der  pensionirten  Geistlichen  eine  hinreickeade 
Anzahl  mit  der  Verpflichtung  anzustellen,  diejenigen  Orte,  wo  tich  Katho- 
lische Glaubens-Genossen  aufhalten,'  zu  bestimmten  Zeiten  im  Jahre  la  be- 
suchen und  den  Gottesdienst  abzuhalten,  wie  es  bereits  in  andern  deutBota 
Provinzen  geechiehet,  wo  sich  verhiltnissmassig  nicht  weniger  Kathofiflohe 
als  in  den  Provinzen  befinden  werden,  wovon  jezt  die  Rede  ist 

2.  dass  die  Mendicanten-Klöeter  auch  keinesweges  perpetuirt,  sooAen 
nur  vorerst  der  Seelsorge  halber  und  weil  zu  ihrer  Pensionimng  k«a  Fond 
vorhanden,  auch  ihre  Verfassung  kein  alsbaldiges  Ausst^en  zullast,  bei- 

1)  No.  lU. 
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behjdteu,  die  ProvinciAlen  aber  angewiesen  werden,  so  nele  Religiösen,  als  tIu^i 
thimlieli  ist,  darans  sni  avociren  nnd  damit  so  lange  fortzufahren  und  eher 
keine  ans  fremden  Klöstern,  anch  keine  Novizen  anfznnehmen,  bis  sämt- 
liehe  Beligiosen  ans  hiesigen  Klöstern  anf  diese  Art  entfernt  sind,  damit 
die  Einziehnng  dieser  Klöster  nach  nnd  nach,  so  wie  fOr  den  Gottesdienst 
md  die  Schulen  gehörig  gesorgt  worden,  erfolgen  könne. 

3.  daas  in  Ansehung  der  Nonnen-Klöster  bride  von  Euch  in  Vorschlag 
gebrachte  Wege,  sowohl  der, 

womach   dieselben   sucoessive  in   der  Art  einzuziehen,    dass   alles 
Mönchische   darin  aufgehoben   und   den  Klosterfrauen   freigelassen 
werde,  mit  einer  angemessenen  Pension  in  die  Welt  zu  treten  oder 
im  Kloster  zu  verbleiben, 
oder  der, 

womach  die  Klöster  eines  Ordens  zu  vereinigen,  und  fflr  diejenigen, 
welche  in  andere  Klöster  geschikkt  werden,  aus  dem  Vermögen  des 
aufgehobenen  Klosters  Kostgeld  zu  bezahlen, 
mit  einander  zu  vereinigen  und  in  der  AnsfQhrung  mit  gewissen  Modifi* 
utioaen,  welche  die  Local-  und  besondem  Umstände  der  Klöster  an  die 
Hmd  geben,  zu  verfahren,  so  wie  Ihr  die  dabei  zu  beobachtenden  Orund- 
«iCie  in  Ew.  Bericht  ausflihriich  entwikkelt  habt. 

Ich  authorisire  Euch,  hiernach  in  Ansehung  der  Magdeburg- Halber- 
stadtschen  Klöster  flberall  zu  verfahren,  demnächst  aber,  besonders  in  An- 
aehimg  der  Nonnen-Klöster,  alles  localiter  untersuchen  zu  lassen,  und  dann 
tlber  mehrere,  im  Zusammenhang  stehende  oder  zu  bringende  Nonnen-Klöster 
^egen  des  Betrages  der  auszusetzenden  Pensionen  nnd  der  flbrigen  Moda- 
Htieten  besonders  zu  berichten. 

Uebrigens  bin  ich  es  zufrieden,  dass  Ihr  bei  Realisirung  des  Kloster- 
Vannögens  darauf  ROksicht  nehmen  werdet,  dass  die  Dorfs-  und  Stadt- 
Gemmaden  und  einzelne  Eingesessene,  welche  bisher  Kloster- Grttnde  in 
P<elit  gehabt,  sofern  sie  dieselben  zu  ihrer  Gonservation  bedflrfen,  solche 
behalten  und  sie  darunter  nicht  verschlimmert  werden.  Aus  demselben 
Grunde,  warum  dieses  geschiehet,  muss  auch  bei  Aufhebung  jedes  Klosters 
^^ugemittelt  werden,  was  dasselbe  bisher  an  Allmosen  gegeben  hat,  und 
der  Betrag  dieser  Allmosen  an  die  Armen-Kassen  des  Orts  oder  der  Pro- 
▼uu  als  ein  fixirter  Beitrag  entrichtet  werden. 

Was  aber  die  Garbenzehnten  betrift,  so  setze  ich,  mit  einziger  Aus- 
^»bm  derer,  welche  im  Auslande  belegen  sind,  als  Regel  fest,  dass  solche 
dem  Zehentpflichtigen  gegen  eine  angemessene  Abgabe  in  Körnern  erlassen 
▼erden,  und  nur  in  den  Fällen  es  bei  der  fernem  Entrichtung  des  Garben- 
lekente  belassen  werden  soll,  wo  der  Zehentpflichtige  denselben  ohne  Naoh- 
^  seiner  Wirthschaft  abf&hren,  die  aus  den  Kloster -Qflthem  formirte 
limine  aber  solchen  ohne  Verderb  entbehren  kann.« 


f*- 
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JuH^i4         ^^*  Cabinett-Ordre  an  die  Staats-Ministor  Frhr.  v.  d«  Reck,  v.  MatM« 
und  V.  Angern.    Gharlottonborg  1804  Juli  14. 

B.  3S.  93.    Ansfertiguig. 

Wegen  der  Aufhebung  der  Klöster  in  der  Stadt  Halberstadt  in  Rüeksiekt  wf  Sal- 

sarge  und  Sckuhmterrieht, 

»Mit  Bezug  auf  meine  heutige  ordre  ^)  wogen  der  bey  Aufhebung  der 
Klöster  in  den  alt^n  teutsehen  Provinsen  zu  beobachtenden  OnuidBfttie  ge- 
nehmige leh  nunmehro  auf  Euren  Bericht  vom  15.  Aprill  d.  J.^)  in  Ansehnif 
der  in  der  Btadt  Halberstadt  befindlichen  Klöster,  dass  das  Kloster  8t  Johsim 
sofort  aufiEuheben,  das  Franciscaner-  und  Dominicaner^Kloster  zum  snoce0- 
siven  Aussterben  zu  bestimmen,  dabey  aber  wegen  der  Ejithaliadien  8eel- 
Sorge  und  des  Schul-Unterrichts  gehörige  Vorsorge  zu  treffen,  und  iregoD 
der  Nonnenklöster  die  Bestimmung  zwar  noch  auszusetzen,    dennoch  aber 
nicht  nur  diesen  Nonnenklöstern,  sondern  auch  allen  flbrigen  in  den  alten 
teutsehen  Provinzen  die  Aufnahme  von  Novizen  schon  jezt  gleich  zu  unter- 
sagen.   Ich  bemerke  nur  in  Absicht  der  Seel-Sorge  und  des  Schul-Unter- 
richts, dass,  da  es,  was  die  Erstere  betrift,  erst  nachdem  die  Mönche  anfl- 
gestorben  seyn  werden,  darauf  ankommen  wird,  ob  und  wie  viel  katholiseiie 
Glaubens-Qenossen  alsdenn  noch  vorhanden  und  also  Pfarr-Kirchen  lu  er- 
richten seyn  werden,  und  was  den  Schul-Unterricht  angeht,  weniger  daiaaf 
ankommen    kann,     besondre    Schulen    fOr    die    Kinder    der    Katholischen 
Olaubens-Genossen  zu  stiften,  als  dafOr,  dass  die  vorhandenen  protestanti- 
schen Schulen  zu  Aufiiahme    dieser  Kinder    eingerichtet   und   verbessert, 
flbrigens  aber  Anstallten   getroffen  werden,   den  Kindern  durch  die  Geistr 
liehen  ihrer  Confession  den  nöthigen  Beligions-Ünterricht  ertheilen  zu  lassen, 
Ich  den  eingereichten  Normal-Etat  von  den  Revenues  des  Klosters  St  Johann, 
worin  zu  zwey  besondem  katholischen  Pfarren  und  Schulen  die  fonds  aus- 
geworfen, nicht  vollziehen,  sondern  nur  nachgeben  kann,  dass  die  dasu  be- 
rechneten Kosten  überhaupt  ohne  nähere  Bestimung  reservirt  bleiben.    Da 
nun  im  Etat  auch  noch  auf  eine  fixirte  Abgabe  an  die  Armen-Gassen  RHek- 
sicht  zu  nehmen  ist,  so  muss  solcher  hier  noch  umgeändert  werden.« 


Juli  16  Cabinets-Ordre  an  Angern  s.  unter  dem  8.  Juli  1804,  No.  728. 


Juli  16        735.  Cabinett-Ordre  an  den  Abt  Isidorus  zu  Huysburg  und  Minden. 

Charlottenbui'g  1804  Juli  16. 

B.  89.    Ifinftten  des  Cabinets. 

Abweisung  der  Eingabe  der  Kloster- Oberefi  gegen  die  Aufhebung  der  HaiberstädM^ 

Klöster.^) 

»S.  M.  lassen  demselben  .  .  .  eröffnen,  dass  dieselben  so  wenig  Ürsseh 
haben  über  die  Ungerechtigkeit  der  dem   neuesten  Reichs-Schlusse  ge0U> 


1)  No.  733.  2j  No.  704.  3)  Cfr.  No.  732  und  789. 
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gertroffenen  Verfagongen  zu  klagen,  dass  dieaelben  Tielmehr  die  Milde  Sr.  jJi|tg 
M.y  velehe  es  verhindert  hat,  dass  die  ganz  nngeiiemende  Bemfong  anf 
reehtliehes  OehOr  und  Erkenntniss  nieht  mit  Strenge  gerügt  worden,   er- 
kennen, und  deren  Wirkungen  nieht  durch  fortgesetzte  strafbare  Querelen 
▼erseherzen  sollten.« 

Bescript  von  Beck  and  Angern  s.  unter  dem  28.  Mai  1804,  No.  719.  Juli  18 


736.  Bericht  des  Residenten  Frhr.  v.  Humboldt.   Bom  1804  Juli  21.  juii  21 

R.  S.    Bom.    Eigenblndige  cltiffnii€  Aiufertigiug;  ii«ch  der  (m«hrftoh  feUerbaftsB)  De* 
dJfiiniBg. 

Die  hoyerüeke  Unterhandlung  m  Bom.  Vorschiag  Baefel4n%  ^)  mü  PreusMn  gemein- 
sam  ohne  den  Papst  die  Dioeeesanfirage  tn  Eegenaburg  xu  enteeheiden.  Stockung  der 

päpstlichen  Verhandlungen  in  Wien, 

...  >Ne  pouvant  point  avancer  dans  la  n^ociation  dont  il  [Haeffelin] 
est  eharg^  ici,  et  Toyant  que  le  point  prineipal  de  la  difficult^,  oomme  aussi 
celni  qui  a  le  plus  grand  int^r^t  pour  l'£lecteur  son  Mattre,  est  eelui  de 
r^ler  les  diffdrents  Diocöses  dans  les  pals  säcularis^s,  il  a  enroy^  par  le 
dernier  Courier  les  observations  sur  le  rec^s  de  d^putation  [k]  Munic^)  dans 
l^qnelles  il  d^veloppe  la  n^cessit^  d'^tablir  le  principe  que  les  limites 
dioe^saines  soyent  partout  les  m^mes  que  les  limites  territoriales.  Comme 
ce  principe  parolt  §tre  g^n^ralement  adopt^,  j'ai  eru  pouvoir  me  dispenser 
d'envoyer  une  copie  de  ces  observations  ä  Y.  M. ;  mais  il  a  en  mßme  tems 
insist^  aupr^s  de  son  GouYemement  sur  ce  qu'on  oommen^ftt  d'ouvrir  la 
diseussion  sur  ce  point  k  la  Diette  de  TEmpure,  ainsi  que  l'exige  l'Art.  62 
du  Ree^s  de  la  Deputation,  et  il  a  propos6  k  l'£lecteur  son  Mattre  de  Vous 
ftopplier,  8ire,  de  se  r^nnir  k  lui  dans  cette  d^laration  k  faire  k  Batisbonne, 
et  c^est  de  quoi  j'ai  cru  de  mon  devoir  de  pr^Yenir  V.  M. 

V.  M.  daignera  juger  dans  sa  sagesse  quel  sera  le  moment  conve- 
nable  pour  traiter  des  affures  eccl^iastiques  k  la  Diette  de  l'Empire.  II 
£uit  cependant  SYOuer  que  TArt.  62.  est  celui  qui  plus  qu'aucun  autre  ser- 
vira  de  pr6texte  au  Pape  pour  vouloir  envoyer  un  Nonce  k  Batisbonne. 
[La  question]^)  des  Dioc^ses,  des  ^y^ques  et  des  Arohev^ques  regime  par 
leB  Princes  protestants,  [ils]  n'ont  plus  aucun  point  bien  essentiellement  [k] 
diflcuter  avec  le  St.  Si^e.  Si  donc  il  ^toit  possible  de  faire  cet  arrange- 
ment  bientdt  et  avant  que  la  Cour  d'id  n'y  füt  suffisamment  pr^par^e,  le^) 
projet  d'une  n^otiation  ult^rieure  k  Batisbonne  tomberoit  de  lui  m^me,  et 
^iis  oe  point  de  vue  la  proposition  de  l'^v^que  Haeffelin  m^teroit  peut- 
^tre  quelqn'attention.     Jusqu'ici  les  n^ociations  pour  le  Goncordat  vont  si 

1)  Cfr.  No.  667. 

2)  Die  DechUfrirung  hat:  >deputatfon  mnni«. 

3)  Die  Deehiffiirung  ist  in  diesem  Satze  ganz  unverständlich,  und  ist  nach 
dem  Sinne  hier  geändert  4)  Die  DechifiHrnng  hat  >du«. 
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^^Qi  lentement  qn'on  ne  fait  presqne  neu  du  tont     On  tndte  k  ia  v€tM  i 
Juli  «1  ^ 

Vlenae,  mala  la  Cour  de  Vienne  a  absolument  refua^  de  faire  des  oiiyear- 


tures  par  ^rit.  Le  Nonoe  Papal  a  maad^  k  ga  Oour  ce  qn'on  loi  a 
de  Tiye  voiz.  On  a  d^lib^r^  lä-deasna  ioi,  et  doToit,  il  y  a  peOi  eafOjfK 
de  r^ponse  aux  propositionB  qui  avoient  6t6  faitea.  Qnelquea  pointB,  ma- 
tont  celni  de  la  Jurisdiction  des  Archey^qnes,  ont  trour^  difSenlt^a  ici.  Maia 
malgr^  que  ni  moi  ni  rAmbassadenr  de  Bavi^re  nons  n'ayons  pn  p4n6trer 
enti^rement  le  myst^re,  dont  on  entonmera  ici  tont  ce  qui  est  relatif  k 
cette  affaire,  il  semble  certain  que  tontes  les  propositions  faitea  jsaqn^d 
sont  eztrtoent  yagnes  et  que  la  Cour  de  Borne  n'est  pas  trop  contente  dn 
zMe  et  de  la  bonne  foi  de  celle  de  ^enne.  Msgr.  della  Genga  est  an 
Burplns  si  peu  pr^s  de  son  d^part  ponr  Batisbonne  qn'ii  est  aU6  k  la 
Campagne  ces  jonrs-ei  pour  y  passer  nne  partie  de  l'^t6.<  .  .  . 


Juli  23        737.  Immediat-Eingabe  des  Abts  Isidorus  von  HHytbiirg  Hnd  MindM. 

Berlin  1804  Juli  23. 

B.  89.  S2.  H.    AbBdirift,  Beilage  einee  glaiebafttiiien  Sehrelbeiis  Am  AUm  u  B<fi>«. 

>Dte  Oberen  der  Katholüehm  Klöster  im  FürstenÜmme  Balbersiadt  Uberreiehm  oBer- 
gtkorsamet  eine  kurxe  Darateilung  der  fUr  sie  sprechenden  BeMsgriinde.*^) 

»£.  K.  M.  .  .  .  YerfAgnng  vom  16.  d.  M.^)  hat  die  nnglfleUicIieii  KlMer 
tief  gebeng^.  Keines  gegründeten  Vorwurfe  sich  bewnsst,  ihrem  yeiehrtea 
Landesvater  stets  getreu  und  gehorsam,  nur  zur  Beruhigung  ihres  GeiriBaeiiB 
und  zur  Bechtfertigung  Tor  der  ganzen  denkenden  Welt  um  Gehör  bittend, 
konnten  sie  nie  glauben,  E.  M.  als  strafbare  Querulanten  dargestettt  zu 
werden. 

Sie  haben  mich  aufgefordert,  dem  gerechten  Landesvater,  der  sonst 
auch  dem  Geringsten  das  gesezmftssige  Gehör  nicht  versagt,  die  nach  dem 
Gutachten  vieler  angesehener  Bechtsgelehrten  kurz  zusammengestellten 
Gründe,  welche  für  die  Klöster  sprechen,  allerunterthünigst  vorzulegen. 

Nach  meiner  eidlich  angelobten  Pflicht,  für  die  Erhaltnng  und  das  Wohl 
der  Klöster  zu  sorgen,  kann  ich  meinen  bedauernswürdigen  Mitgliedern  dies 
nicht  versagen,  und  so  darf  ich  hoffen,  E.  M.  lOsfallen  dadurch  nicht  auf 
mich  zu  ziehen. 

Geruhen  E.  K.  M.,  einige  Augenblikke  der  gedruckten  Schrift^)  zu 
widmen,  die  ich  hierbei  allergehorsamst  überreiche,  und  dann  nach  Ihrer 
Weisheit  und  Gerechtigkeit  zu  entscheiden.    Dies  ist  meine  und  der  Klöster 

1)  Cfr.  No.  739.  2)  No.  736. 

3)  »Kurze  Darstellung  der  Bechtsgründe,  aus  welchen  die  Katholischen 
Klöster  in  dem  Fürstenthume  Halberstadt  um  gesetzmtaiges  Gehör  und  Eikennt- 
niss  über  ihre  Aufhebung  bitten.  Berlin,  bei  Joh.  Friedr.  Unger,  1804«.  Am 
16.  Juli  c.  hatte  Abt  Isidorus  an  Bejrme  eine  Abschrift  dieser  »Darstellung« 
gesandt. 
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leite  eiftudifsToUe  Bitte.    Was  aber  aneh  das  SchiekBai  der  nnglflekliehen  j^?^ 
KIMer  seyn  möge,  so  werden  sie  mit  mir  nie  aufhören,  ftr  das  immer- 
wtiirende  Heil  ihres  Honaiehen  in  beten  und  mit  dem  ganzen  Volke  innig 
aoBzamfen: 

Qott  segne  den  Koenig!«  . .  . 


7S8.  Immediat-BemM  des  Stutt-Miiriftors  Frlir.  v.  Schroetter.  Berlin  Juli  24 

1004  Juli  24. 

n.  S9.  32.  G.  Auftctlgoig.    C*iwtpt»  gvMkriebai  Yon  Uhdra,  Inrrifirt  «ad  gwict— t  Yon 
8chro«tt«r:  OaL-Diraktorivm  KtfnottfreiuMB.  CXCVn.  5. 

Die  von  dem  Bischöfe  xu  Wigry  beanirciffte  Erriehtu/ng  eines  biaehöfliehen  Seminars 
empfidiU  sich  nicht.    Dagegen  würde  durch  die  bereits  porläufig  genehmigte  Er- 
ricktimg  katholischer  Lehrstühle  auf  den  Universitäten  xu  Frankfurt  a/0,  und  Königs- 
berg iveit  sicherer  die  Ausbildung  gutdenkender  Pfarrer  erxielt  werden,^) 

»Der  von  E.  K.  M.  ernannte  Bischof  zu  Wygry  y.  Golaszewsld^)  hat 
bey  der  Gammer  zu  Bialystok  dringend  auf  die  Errichtung  eines  bischöf- 
Uehen  Seminarii  angetragen,  in  welchem  catholische  Geistliche  gebildet 
wttrden,  mit  denen  die  zahlreichen  Pfarreyen  in  seiner  Diöces  bey  vor- 
kommenden Yacanzen  besezt  werden  könnten.  Die  Berichte  der  Gammer 
übeizeugen  auch  mich,  wie  unumgänglich  nothwendig  es  sey,  dass  für  den 
Unterricht  der  catholischen  Geistlichkeit  in  Neuostpreussen  auf  diese  oder 
eine  andere  Art  emstlichst  gesorgt  werde,  da  bey  dem  gegenwärtigen  Mangel 
sn  Büdnngs-Anstalten  fOr  dieselbe  der  unterrichteten  Welt-Geistlichen  dort 
80  wenige  sind,  dass  die  erledigten  Pfarreyen  entweder  nicht  regelmässig 
l>esezt  werden  können,  oder  zum  grössten  Nachteil  der  Gultur  rohen  und 
nnwissenden  Priestern  übergeben  werden  müssen. 

Indessen  scheint  die  Errichtung  bischöflicher  Seminarien  die  Absicht, 
aaeh  dnrch  die  catholischen  Geistlichen,  besonders  durch  die  Pfarrer,  auf 
die  Einsassen  snir  Verbreitung  der  Moralität,  Toleranz  und  anderer  gesell- 
achalttiehen  Tugenden  unter  ihnen  zu  wirken,  mehr  zu  verhindern  als  zu 
befördern.  Denn  aus  solchen  Instituten,  wie  diese,  wo  unter  der  Leitung 
der  dabey  so  sehr  interessirten  Bischöfe  jede  Abweichung  von  dem  alten 
herkömmlichen  Unterricht  als  der  Religion  gefährlich  betrachtet,  und  so  der 
Verbreitung  nflalicher  wissenschaftlicher  und  anderer  Kenntnisse  der  Weg 
▼enperret  wird,  wo  der  hierarchische  Gatholicismus  gepflegt  und  in  die 
Heizen  der  Zöglinge  der  feindselige  Egoismus  gepflanzt  wird,  der  eben  den 
gewdhnliehen  eactholisehen  Priester  in  der  GesellschaiEt  so  lästig  und  fOr  die- 
selbe so  untauglich  macht  —  aus  solchen  Instituten  können  nicht  wahre 
Lehrer  des  Volks  hervorgehen,  die  den  catholischen  Untertanen  Toleranz, 
Uebe  fOr  die  Begiemng,  Gehorsam  gegen  die  Gesetae,  Thätigkeit  zu  ihrem 
^ttife  zn  predigen  und  wahre  Bildung  unter  ihnen  zu  verbreiten  vermöchten. 

1;  Cfr.  No.  619.  2j  Cfr.  No.  692. 
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T^?24  Ueberdem  wftre  die  EinriohtQiig  neuer  biseh^tflichen  Semisarien  mit  idv 
bedeutenden  Kosten  verbunden,  welehe  E.  K.  M.  Gassen  cur  Last  üSim 
wtlrden,  ohne  dass  einmal  der  gute  Erfolg  dieser  Institute  verbtligt  uad 
nicht  vielmehr  besorgt  werden  dflrfte,  dass  sie  den  wohlthftügeii  Abnehtea 
£.  K.  M.  gerade  en^egen  arbeiten  könnten. 

E.  K.  M.  aber  haben  ...  ein  anderes  Mittel,  nemlich  die  Errichtuig 
catholisch-theologischer  Lehrstflhle  auf  den  üniversitftten  lu  Frankfurth  uad 
Königsberg  TorUufig  zu  genehmigen  geruht,  wodurch  mit  weit  geringereii 
Kosten-Aufwand  die  Absichten,  tolerante,  gutdenkende  und  anijseklirte 
Pfarrer  fOr  die  Provinz  Neuostpreussen  und  Sfldpreussen  zu  bilden,  weit 
sicherer  und  vollkommener  erreicht  werden  wird,  indem  die  jungen  Studenten 
durch  einen  Aufenthalt  von  einigen  Jahren  auf  gedachten  Universitäten  und 
entfernt  von  ihrem  alten  Yaterlande  mehr  nationalisirt  und  ganz  andere 
Ansichten  über  Toleranz  erhalten  werden  würden.  Daher  wage  ich,  bey 
dem  immer  dringender  werdenden  Bedflr&iss,  E.  K.  M.  diese  fllr  die  Bildung 
des  catholischen  Cleri  in  Neuostpreussen  wichtige  Angelegenheit  .  .  .  Ib 
Erinnerung  zu  bringen  und  die  .  .  .  Entscheidung  auf  den  mit  den  Staats- 
Ministem  v.  d.  Reck,  v.  Voss  und  v.  Massow  eingereichten  gemeinschaft- 
lichen Bericht  vom  22.  July  v.  J.^}  .  .  .  zu  erbitten.« 

Eine  Resolution  liegt  wiederum  nicht  vor;  Beyme  bemerkt  am  Rande 
>In  Potsdam«. 

Am  26.  August  1806  reicht  die  Kammer  zu  Bialystok  an  Schroetter 
einen  ganz  detaillirten  Anschlag  ftlr  ein  Seminar  zu  Wigry  ein:  »Specificatio 
Necessitatum  pro  Seminario  Wigersoensi.« 

Qeii.-Direktoriam  Neuostprenss«!!.  CXCVIL  No.  5. 


Juli  28        739.  Cabinets-Ordre  an  den  Abt  Isidorus  zu  Huysburg  und  Minden. 

Ohaiiottenburg  1804  JuU  28. 

B.  89.    Minftten  des  Gftbinett.  118. 

Weist  seinen  abermaligen  Protest  gegen  die  Aufhebung  der  HaiberstädUschen  EJSskr 

Mirikk.^] 

>S.  M.  haben  aus  der  abermaligen  Eingabe^)  des  Abts  Isidorus  . .  • 
ersehen,  dass  derselbe,  statt  auf  Allerhöchstdero  Gnade  zu  vertrauen,  dsM 
Sie  die  durch  das  neueste  Reichs-Oesetz  erhaltene  Disposition  Aber  die  m 
den  alten  deutschen  Keichslanden  befindlichen  KlOster  und  Stifter  so  ans- 
üben  wurden,  dass  der  Zweck  der  Aufhebung  ohne  Naehth^  der  jessigeD 
Kloster-Geistlichen  erreicht  werde,  nicht  nur  auf  der  ungegrflndeten  Prfttea- 
sion  eines  darflber  zu  erOffiienden  gerichtlichen  Verfahrens  beharret,  sondeni 
auch  das  Publikum  darflber  zum  Bichter  machen  will.    Allerhöchstdieselbett 


1)  No.  619  und  620.  2)  Cfr.  No.  740.  3)  No.  737. 
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werden  dadurch  aber  so  wenig  za  einer  Aenderang  Ihres  Reichssohluss-  t^iP^ 
massigen  Beschlasses  bewegen,  dass  Sie  vielmehr  den  betreffenden  Ministem 
den  Befehl  ertheilt  haben,  bei  Aufhebung  der  Erlöster  im  Halberstädtischen 
den  Sapplicanten  und  alle  diejenigen  Kloster-Geistlichen,  welche  an  der  be- 
wiesenen Widerspenstigkeit  Theil  genommen  haben,  von  der  Theilnahme 
an  den  Wirkungen  Ihrer  gnädigen  Gesinnungen  gänzlich  auszuschliessen, 
«nd  deren  Entschädigung  nach  den  niedrigsten  Sätzen,  welche  das  Reichs- 
Gonelusum  bestimmt,  zu  bestimmen.« 


740.  Cabineis-Ordre  an  die  Staats-Minister  Frhr.  v.  d.  Recl<,  v.  Massow  Juli  28 

und  V.  Angern.     Gharlottenburg  1804  Juli  28. 

Bw  33.  104.    ATufertiffang. 

Maassregeln  gegen  den  Abt  Isidorua  zu  Huyslmrg  und  Minden  toegen  seines  Wider- 
spruchs gegen  die  Aufhebung  der  Halberstädtisehen  Klöster A) 

»Ich  finde  Mich  durch  die  beharrliche  Widerspenstigkeit  des  Abts 
laidoms  zu  Huysburg  und  Minden,  womit  derselbe  als  Deputirter  der  Halber- 
staedüsehen  Klöster  auf  ein  gerichüiches  Verfahren  über  die  Aufhebung 
dieser  Klöster  bestehet  und  sogar  das  Publicum  darüber  zum  Richter  machen 
will,  bewogen,  hierdurch  festzusetzen,  dass  sowohl  der  Abt  Isidorus  als  alle 
Theihehmer  seiner  Widerspenstigkeit  nicht  nach  den  Euch  sonst  zur  Richt- 
Bchniur  bestimmten  liberalen  Grundsätzen,  sondern  nach  der  aeussersten 
Strenge  des  Reichs -Conclusi  behandelt  und  namentiich  deren  Entschädi- 
^gen  nach  den  niedrigsten  Sätzen  dieses  Gonclusi  bestimmt  werden  sollen. 
Ich  befehle  Euch  daher,  bey  Ausführung  des  Saecularisations-Plans  hierauf 
mit  aller  Strenge  zu  halten.«  .  .  . 


741.    Resolution   des  Etats-Ministeriums  an   das  FOrstblschöf liehe  Juli  28 
General-Vikariat-Amt  zu  Breslau.    Berlin  1804  JuU  20. 

Bw  89.  30.  G.  Absclurift;  Beilage  der  Immediat-TorflieUiing  yom  12.  September  1804,  No.7M. 

^  Abtretung  der  kcttholisehen  Kirche  xu  Oiesmannsdorf  an  die  dortige  lutherische 

Gemeinde  muss  stattfindend] 

»Auf  die  von  Euch  in  der  Vorstellung  vom  11.  Julii  c.')  gemachte 
fiuiwendxingen  gegen  die  Abtretung  der  katholischen  Kirche  zu  Giesmans- 
dorff  und  deren  Verm(^gens  an  die  dortige  lutherische  Gemeinde  kan  keine 
UUckäeht  genommen  werden,  vielmehr  muss  es  bei  der  dieserhalb  erfolgten 
Immediat- Bestimmung^)  sein  unabänderliches  Bewenden  behalten.  Diese 
hmnediat-Bestimmung  gründet  sich  darauf,  dass  in  Giessmansdorff  keine 
^tholisehe  Gemeine  existirt  und  es  ein  Missbrauch  ist,  wenn,  um  Gottes- 
dienst zu  halten,  sich  Personen  aus  den  benachbarten  Gegenden  versammeln, 

1)  Cfr.  No.  739  und  743.  2)  Cfr.  No.  768.  3)  No.  731. 

4)  Gabinets-Ordre  vom  27.  März  1804,  an  Hoym;  Reck;  Massow;  cfr.  No.  694. 

^r»&ier,  PrevMen  und  die  kath.  Kirche.    IX.  14 
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T^r^  da  an  katholisohen  lürehen  nir^nds  ein  Mangel  ist  Auf  einen  solohai 
Fall  kan  der  im  Friedenssoblnss  vom  Jahre  1742  zngesiolierte  Btaiiu  <pu 
nicht  angewendet  werden,  indem  derselbe  die  Existenz  einer  kaAoliflclitti 
Qemeine  Yoranssezt  Es  ist  daher,  wie  Ihr  bei  nftherer  üeberlegong  sdbsi 
finden  werdet,  durch  die  verfügte  Abtretung  der  katholiaohen  Kirche  n 
Oiesmansdorff  und  deren  Vermögens  an  die  dasige  Intheriaclie  Gemeioe 
den  Rechten  der  Katholicken  keinesweges  zu  nahe  getreten  worden,  wes- 
halb Wir  auch  erwarten,  dass  Ihr  Euch  dieser  Anordnung  willig  unter- 
werfen werdet.  Uebrigens  versteht  es  sich  von  selbst,  daes  dem  gegen- 
wärtigen Pfarrer  Oruhl  zu  Seiffersdorff  und  Oiesmansdorff  hierdurch  tob 
seinen  bisherigen  Einkünften  nichts  entzogen  werden  soll,  und  ist  die  Obe^ 
Amts- Regierung  zu  Breslau  über  diesen  Oegenstand  dato  mit  Anweisnog 
versehen  worden.« 

Aug.  4         742.  Cabinett-Ordre  an  den  Staais-Minister  v.  Angern.    Charlotten- 

burg  1804  August  4. 

B.  70.    HMpt-EommisBioii.  II.  VL  14.    Anifertigong. 

Das  PcUronaisrecht  katholischer  Geistlicher  über  protestantische  Pfarren  toird  auf- 
gehoben, 

.  .  .  »Ich  habe  auf  Euem  Bericht  vom  29.  v.  M.  über  die  Pfarre  so 
Brakwede  in  der  Grafschaft  Ravensberg  und  das  dem  zeitigen  Dom-Kflster 
in  Paderborn  sowohl  in  Ansehung  dieser  Pfarre  als  der  ersten  Predige^ 
Stelle  in  Heepen  zugestandenen,  auf  mich  übergegangenen  jus  Patronstos 
beschlossen,  nicht  allein  dieses  Patronat-Recht  zu  übernehmen,  .  .  .  sondern 
will  auch,  dass  überhaupt  sowohl  in  den  Entschftdigungs-Landen  als  in  den 
alten  teutschen  Provinzen  das  Patronat-Recht  katholicher  Geistlicher  Aber 
Protestantische  Pfarren  als  ein  femer  nicht  zu  duldender  Missbraueh  auf- 
gehoben werden  soll.€ 

Hiemach  werden  am  10.  August  1804  die  Niedersi&ohsischen  und  West- 
fälischen Kammem  angewiesen  und  dann  u.  a.  die  Beschwerden  des  Weib- 
bischofs  und  Domkapitulars  zu  Minden,  Kaspar  Max  Frhr.  v.  Droste  n 
Vischering,  und  des  Domkapitels  zu  Minden  wegen  des  Patronatsrechtes  Aber 
die  Kirche  zu  Lerbeck  von  Massow  und  Angern  abgewiesen.    Mai/Juli  1805. 

a.  a.  0.  und  B.  82.  41.  

Aug.  4         743.  Cabtnets-Ordre  an  die  Staats-Minister  Frhr.  v.  d.  Reck,  v.  Massiv 

und  V.  Angern.     Charlottenburg  1804  August  4. 

B.  83.  104.     AoflfBTÜgnng. 

Zuriieknahme  der  strengen  Maassregeln  gegen  den  Abt  laidonts  xu  Jluys^wy.^) 
»Da  der  Abt  Isidorus  zu  Huysburg  und  Minden  nach  der  anliegenden 
Eingabe^)  nunmehr  zur  Erkenntniss  gekommen  ist,   so  will  Ich  die  6e^ 

1)  Cfr.  No.  740.  2)  d.  d.  Berlin  1804  Juli  30. 
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wfthmng  Beiner  Bitte,  die  Kloster- Oeistlichen  im  HalberstaedtiBchen  bey  }^^a 
Secnkiiflation  der  Klöster  von  Meiner  Gnade  nicht  aossoscUiessen,  davon 
ablilsg^  lassen,  ob  er  und  seine  Genossen  sich  ohne  Widerspruch  in  die 
Ansfahrong  der  befohlenen  Maassregeln  fügen  werden.  Ich  gebe  Euch 
Bolehes  mit  dem  Befehl  zu  erkennen,  Euch  darnach  bej  Anfhebnng  der 
Klöster  und  bey  den  VorschUlgen  zu  Pensionen  zu  achten.  € 

Hiemach  Rescript  der  drei  Minister  an  den  Abt,  1804  August  9.       Aug.  9 


744.  BericM  des  Residenten  Frhr.  v.  Humbeldt  Rom  1804  August  11.  Aug.  ii 

B.  46.  B.  168.    EigvaUndige  Aosfortignag. 

Qeringe  Aussicht,  den  Papst  fUr  die  Aufhebung  der  Klöster  in  Schlesien  xu  getüinnen. 

Vorsehlag,  xunäckst  eine  Verhandlung  wegen  Verminderung  der  Sehlesischen  Klöster 

einsadeiten  und  solche  gegebenenfalls  dem  Bisehofe  mm  Breslau  xu  iibertr<»genA) 

»Nur  die  Wichtigkeit  des  Gegenstandes,  Aber  welchen  E.  K.  M.  ge- 
ruhet haben,    in  dem  am   2.  huj.    hier  eingegangenen  .  .  .  Rescript  vom 
9.  pr.  2)  mein   .  .  .   Gutachten  .  .  .   einzufordern,   hat  mich  veranlasst,    die 
Beantwortung  desselben    bis  auf  heute  hinauszuschieben.     Ich  habe  aber 
Mit  dem  Empfange  jenes  allerhöchsten  Befehles  nicht  nur  auf  das  sorgfU- 
tigste  flberlegt,  ob  und  auf  welche  Weise  die  Zustimmung  des  päpstlichen 
Hofes  zu  dem  mir  von  E.  K.  M.  mi^etheilten  Plan  erhalten  werden  könne, 
Bondem  auch  darfiber,  soviel  im  Stillen  geschehen  konnte,  die  nothwendigen 
£ikandigungen  eingezogen,  so  dass  ich  jetzt  im  Stande  zu  seyn  glaube, 
AUerhöchstdenselben  einen  auf  richtige  und  genaue  Kenntniss  der  hiesigen 
Btinunung  über  diesen  Punkt  gegründeten  Bericht  zu  erstatten.    Nun  muss 
ich  unglttcklicher  Weise  sogleich  mit  der  leidigen  Äusserung  anheben,  dass 
mir,  nach   der    sorgfältigsten  Erwägung  aller  Momente   der  Betrachtung, 
keine  grosse  Hofhung  zum  Gelingen  einer  nach  jenem  Plan  hier  einzulei- 
tenden Unterhandlung  geblieben  ist. 

Die  Erlöster  und   geistlichen  Orden  werden   hier   theils  in  religiöser 
Rfickaicht  fOr  so  unentbehrlich,  theils  in  hierarchischer  fSr  so  erspriesslieh 
schalten,  dass  man  jede  irgend  betrftchüiche  Verminderung  derselben  als 
im  höchsten  Grade  verderblich  für  das  Ansehen  der  Kirche  und  des  Päpst- 
lichen Stahles  betrachtet.     Die  Einleitung  zu  einer  zwar  allmähligen,   aber 
^  gewissen  Aufhebung  aller  in  einer  Provinz  von  bedeutendem  Umfange 
^^de  daher  (so  sehr  auch  die  von  E.  EL  M.  dabei  beabsichtete  Mässigung 
^B  AllerhOchstdero  landesväterlichen  Huld  und  wohlwollenden  Schonung 
S^n  die  katholische  Geistlichkeit  und  den  hiesigen  Hof  selbst  zeugt]  dem 
Petitoren  eine  gefährliche  Neuerung  scheinen,  zu  der  er  nur  äusserst  schwer 
^^t  die  Hand  bieten  würde ;  und  die  Beibehaltung  einiger  Orden  durfte 
▼cn&QtUieh  hier  um  so  weniger  Eindruck  machen,  als  die  weisen  Gründe, 

^  1)  Gfr.  No.  696  und  779.  2)  No.  729. 
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A^  1.1  ^^^^^®  denselben  aassehlieBsend  den  Sehnts  des  Staates  verleihen,  In  dei 
Aogen  der  kathoUsohen  GfeistUchkeit  nur  eine  geringere  nnd  onteigeordBeto 
Wichtigkeit  besitzen.  Zn  den  politischen  Rflcksichten  der  den  Geschiftei 
des  Päpstlichen  Stahls  vorstehenden  Cardinftle  wurde  die  persönliche  Ge- 
wissenhaftigkeit des  Papstes  im  gegenwärtigen  Fall  noch  rel^^öse  hiim- 
ftlgen.  Denn  wenn  seine  Vorgänger  vielleicht  lieber,  was  sie  missbilligtei^ 
selbst  thaten,  als  ohne  sich  geschehen  liessen,  so  htttet  sich  der  heutig 
Papst  nnn  vorzflglich,  selbst  zu  demjenigen  mitzuwirken,  was  seinen  Onmd- 
sätzen  en^egen  länft.  Anch  scheint  man  jetzt  hier  in  der  That  eine  Sohss 
zn  haben,  zn  nachgiebig  zu  scheinen,  nnd  bei  einigen  Maassregeln  8r. 
Knrfürstl.  D.  des  Kurfürsten  von  Pfalz-Baiem  habe  ich  bemerkt,  dass  mu 
besonders  fürchtet,  dass  die  Zustimmung  des  Papstes  oft  nnr  dazu  gebraneht 
werden  solle,  an  sich  auffallenden  Massregeln  ein  minder  befremdendes  An- 
sehen zu  geben.  Gerade  in  dem  jetzigen  Zeitpunkte  aber  wirken  diese 
Qrfinde  doppelt  stark,  da  man  bei  dem  in  mehreren  Ländern  vorschreiten- 
den  Reformationsgeiste  bei  jeder  neuen  Maassregel  fürchtet,  der  Rdmisohe 
Stuhl  werde,  was  er  Einem  zugesteht,  allen  einräumen  müssen. 

Da  ich  auf  diese  Weise  mir  nicht  schmeicheln  durfte,  schon  jetzt  etwu 
ausrichten  zu  können,  so  glaubte  ich  mir  alle  Schritte  in  dieser  Sadie 
untersagen  zu  müssen ;  iudess  unterliess  ich  doch  nicht,  wenigstens  ungefthr 
die  Gesinnungen  des  Gardinais- Staats^Secretaires  über  diesen  Gegenstand 
zu  erforschen,  und  benutzte  dazu  die  Veranlassung,  welche  mir  die  Klagen 
gaben,  die  er  mir,  wie  ich  auch  £.  K.  M.  in  meinem  politischen  chiffidrten 
Bericht  vom  17.  März  c.^]  zu  äussern  gewagt  habe,  mehrmals  über  die  an- 
geblich geschehene  Einziehung  aller  Klöster  in  den  Preussischen  Staaten 
geführt  und  zufälligerweise  noch  wenige  Tage  vor  dem  Einlaufen  des  letzten 
allerhöchsten  Rescripts  wiederholt  hatte.  Indem  ich  nun  auf  eine  unge- 
zwungene Weise  das  damals  abgebrochene  Gespräch  wieder  aufiiahm,  warf 
ich  hin,  dass,  da,  wie  es  auch  mit  der  Wahrheit  des  ihm  zugekommenen 
Gerüchtes  von  der  Abschaffung  aller  Preussischen  Klöster  stehen  möge, 
wenigstens  gewiss  noch  nicht  alle,  sondern  öffentlichen  Nachrichten  zufolge 
erst  sehr  wenige  wirklich  eingezogen  wären,  vielleicht  Modificationen  hierbei 
zu  erhalten  seyn  möchten,  ja  dass  vielleicht  nach  den  milden  und  gemässigten 
Gesinnungen  £.  K.  M.  durch  eine  freundschaftliche  Rücksprache  zwisehen 
beiden  Höfen  die  plötzliche  Einziehung,  wenn  dieselbe,  wie  er  voraussetae, 
wirklich  beabsichtet  seyn  sollte,  in  ein  allmähliges  Aussterben  verwandelt 
werden  könne.  Der  Cardinal  ergriff  diese  Idee,  die  ich  ihm  bloss  als  £e 
meinige  und  im  Augenblick  entstanden  gab,  mit  seiner  gewöhnlichen  Leb- 
haftigkeit und  sagte,  dass  der  Papst  wohl  in  irgend  eine  motivirte  Ver- 
minderung der  Klöster  einstimmen  dürfte,  allein  so  wie  man  bemerke,  dasB 
eine  weiter  und  auf  alle  gehende  Absicht  zum  Grunde  liege,  könne  er,  als 
Oberhaupt  der  Kirche,  nicht  die  Hand  dazu  bieten  nnd  würde,  wenn  er 
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sieh  sogar  dartlber  hinw^setzen  wollte,  die  ttbrigen  Höfe,  ein  Gleiches  an  }^^^-, 
verlangen,  berechtigen. 

Da  nnn  £.  EL  M.  weise  nnd  wohltbAtige  Absicht,  AUerhöchstdero 
Staaten  tob  der  drflckenden  Last  der  Erlöster  nnd  Stifter  zn  befreien,  in 
keiner  Art  eine  teilweise  Ansftlhmng  erlaubt  nnd  die  Äusserung  des  Car- 
dinals  mit  demjenigen,  was  ich  schon  im  Voraus  befOrchtete,  übereinstimmt, 
80  kann  ich  die  Hofnung,  die  Zustimmung  des  Päpstlichen  Hofes  zu  dem 
entworfenen  Plane  zu  erhalten,  allerdings  nicht  als  sehr  gross  und  ge- 
wiss ansehen. 

Dennoch  wage  ich  es  auch  nicht,  das  Gelingen  einer  solchen  Unter- 
handlung gänzlich  als  unmöglich  aufzugeben,  da  unstreitig  ein  bestimmter, 
offideller  und  nur  auf  Eine  ProTinz  beschränkter  Antrag  ganz  andern  Ein- 
druck macht,  als  eine  unbestimmte  Äusserung,  und  da  der  Umstand,  dass 
man  hier  schon  seit  einigen  Monaten  alle  Klöster  der  Preussischen  Monarchie 
für  in  diesem  Augenblick  unwiederbringlich  verloren  achtet,  E.  E.  M.  huld- 
reichen und  gnädigen  Absichten  zufolge  aber  einige  ganz  bleiben  und  die 
übrigen  nur  nach  und  nach  aussterben  sollen,  auf  eine  günstige  Weise  bei 
der  Unterhandlung  benutzt  werden  kann. 

Sollten  E.  K.  M.  nun  einen  solchen  Versuch  allergnädigst  zu   billigen 
gemhen,  so  glaube  ich,  gäbe  es  dazu  kein  anderes  Mittel,  als  freundschaft- 
lieh, aber  kurz  und  nachdrücklich  dem  hiesigen  Hofe  zu  erklären:  E.  K.  M. 
würden  durch  wichtige  Gründe  bewogen,  in  den  Klöstern  Ihres  Herzogthums 
BcMesien  eine  bedeutende  Reform  Yorzunehmen  und  mehrere  derselben  ein- 
zuziehen; dieser  Entschluss    sey  unwiderruflich  gefasst  und  könne  durch 
niehts  rückgängig   gemacht   werden;    dem   guten  Vernehmen,   in  welchem 
Allerhöchstdieselben  mit  dem  Römischen  Hofe  ständen,  und  Ihren  eigenen 
gemflsugten  Regiemngsgrundsätzen  gemäss  aber  würden  Sie  in  allem,  was 
&Is  Beligionsangelegenheit  angesehen  werden  könne,  nur  ungern  einseitig 
Torachreiten   nnd  immer   gern  solche  Mittel   wählen,  die  zugleich  für  die 
Gewissen  Ihrer  Katholischen  Unterthanen  beruhigend  und  genugthuend  für 
den  Römischen  Stuhl  seyn  könnten,  ohne  jedoch  Allerhöchst  Ihren  Zweck 
SQ  sehr  zu  alteriren;  ein  solches  Mittel  würde  unstreitig  das  seyn,  wenn, 
^Btatt  dasa  die  weltliche  Gewalt  die  Klöster  geradezu  und  plötzlich  auf- 
höbe, der  Päpstliche  Stuhl  selbst  ihrer  Fortdauer  Schranken  setzen  und  die 
Aufnahme  fernerer  Novizen  untersagen  wollte;  und  in  diesem  Fall  würden 
^  K.  M.  die  Vortheile  einer  plötzlichen  Einziehung  der  Beruhigung  Ihi'er 
Katiliolisehen  Unterthanen  und  den  Wünschen  des  Römischen  Hofes  gern 
aubaopfem  bereit  seyn. 

Da  eine  solche  Erklärung  zugleich  die  stillschweigende  Drohung  ent- 
ölte, im  Fall  der  Nicht-Zustimmung  des  Papstes  die  Klöster  sogleich  und 
auf  einmal  einzuziehen,  und  da  die  Freimüthigkeit  und  Nachdrücklichkeit 
derselben  jede  Hofnung  vereiteln  würde,  E.  K.  M.  von  Ihrem  Plane  zurück- 
zubringen, so  liesse  sich  yielleicht  doch  hierron  einige  Wirkung  erwarten. 
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1804  Yorzflglich  wenn  es  möglich  seyn  sollte,  dabei  zugleich  einen  der  Auswege 
zu  finden,  durch  welche  der  Römische  Hof  oft  so  gern  noch  den  Kamen 
rettet,  wenn  er  gleich  die  Sache  verloren  giebt. 

Als  solche  nun  sind  mir  vorzflglich  folgende  zwei  ^gefalien: 

1.  durfte  es  durchaus  nothwendig  seyn,  nicht  in  der  Kote  von  einer 
Aufhebung  aller  Schlesischen  Klöster,  ausser  denjenigen,  deren  Beibe- 
haltung beschlossen  ist,  sondern  nur  von  einer  Verminderung  asn  reden 
und  die  aufzuhebenden  Klöster  namentlich  anzugeben.  Zugleich  aber  wtrde 
es  gewiss  eine  sehr  günstige  Wirkung  hervorbringen,  wenn  ich  in  den  Stand 
gesetzt  wäre,  dabei  confidentiell  anzuzeigen,  wie  viele  und  welche  Klösta 
bestehen  bleiben  sollten?  Fände  sich  ein  Mittel,  eme  allgemeine  Antori- 
sation  zur  Verminderung  der  Klöster  vom  Papst  zu  erhalten,  so  dflrfte  es 
noch  besser  seyn,  bei  diesem  unbestimmten  Ausdruck,  ohne  Angabe  der 
einzelnen  Klöster,  stehen  zu  bleiben. 

2.  Ein  zweiter  Ausweg  dflrfte  leicht,  wenn  der  Römische  Hof  einmal 
in  die  Sache  einzugehen  entschlossen  wäre,  demselben  sehr  angenehm  seyn, 
vielleicht  aber  nicht  gleicherweise  von  E.  K.  M.  gebilligt  werden,  and  In 
jedem  Fall  nur,  wenn  sonst  nichts  zu  bewirken  stände,  zu  versuchen  seyn. 
Es  wäre  dies  nemlich  der,  irgend  einem  der  Bischöfe  £.  K.  M.,  und  hier 
wohl  am  natflrlichsten  dem  Breslauischen,  die  Vollmacht  zu  geben,  die 
nöthigen  Beschränkungen,  Verbote  und  Einziehungen  selbst  zu  machen. 
Hierin  wflrde  sogar  gewissermassen  ein  Vorspiel  in  der  im  vorigen  Jahre 
durch  eine  eigne  Bulle  dem  Cardinal  Ludwig  von  Bourbon  Aber  die  Spa- 
nischen Klöster  gegebenen  Vollmacht  vorhanden  seyn.  Der  genaue  Inhalt 
dieser  Bulle  wird  zwar  flberaus  geheim  gehalten.  Indess  durch  die  Freund- 
schaft des  hiesigen  Spanischen  Gesandten,  eines  aufgeklärten  und  auf  die 
Erhaltung  der  Rechte  seines  Hofes  und  seiner  vaterländischen  GeistUchkeit 
streng  wachsamen  Mannes,  weiss  ich  bestimmt,  dass  der  Cardinal  Bourbon 
durch  diese  Bulle  das  dreifache  Recht  erhält,  die  Klöster  sämmtlicher  Orden 
zu  visitiren,  nach  Befinden  dieser  Visitationen  Einziehungen  und  Vereinigungen 
mehrerer  in  Eins  vorzunehmen  und  mit  Zuziehung  einiger  Ordenandl^lieder 
sogar  Reformen  in  der  Ordensverfassung  zu  bewirken.  Dass  der  Bischof 
von  Breslau  nicht  der  einzige  Bischof  in  Schlesien  ist,  dflrfte  bei  der  be- 
kannten Exemtion  der  Klöster  kein  Hindemiss  ausmachen. 

Der  gleich  jetzt  einzurichtenden  Controlle  Aber  die  Klostergflter  mllaste, 
glaube  ich,  gar  keine  Erwähnung  geschehen,  so  wie  alles,  was  die  Tempo- 
ralien  betrifft,  niemals  zur  Kenntniss  des  Römischen  Hofes  kommen  darf. 

Im  Fall  nun  eine  dergestalt  einzuleitende  Unterhandlung  E.  K.  H.  aller- 
höchsten Beifall  erhalten  sollte,  so  wage  ich  es  zwar  nicht,  mir  irgend  mit 
der  Gewissheit  eines  gflnstigen  Erfolges  zu  schmeicheln;  allein  ich  wflrde 
wenigstens  an  meinem  Theile  nichts  unterlassen,  um  dem  Römischen  Hofe 
die  wohlthätigen  Folgen,  die  eine  allmälige  Abschaffung  haben  wflrde,  in- 
dem das  Volk  sich  nach  und  nach  an  die  Entbehrung  der  Ordensgeistiichen 
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gewöhnte,  die  Lücken,  die  etwa  in  dem  Gottesdienst  durch  ihr  Abgehen  «^^^t 
entstehen  sollten,  nach  und  nach  ausgefällt  werden  könnten  und  die  jetzigen 
Bewohner  der  Erlöster  ihre  Tage  in  Ruhe  beschlössen,  auf  das  kr&ftigste 
Toiznstellen  und  denselben  auf  eine  schickliche  Weise  gleichsam  daftlr  ver- 
antwortlich zu  machen,  wenn  durch  die  Verweigerung  seiner  Zustimmung 
diese  Folgen  vereitelt  wllrden.  Der  wichtigste  Einwurf,  den  ich  dabei  zu 
bekämpfen  haben  dürfte,  wfirde  unstreitig  der  seyn,  dass  auf  die  in  Schlesien 
yorzunehmende  Beform  die  in  andern  Provinzen  nachfolgen  würde  und  auf 
dss  Verlangen  E.  E.  M.  das  der  andern,  theils  Protestantischen,  theils  selbst 
KathoUsclien  Souveraine.  Selbst  aber  im  Fall  man  hier  beharrlich  auf  der 
Verweigerung  best&nde,  könnte  ich  eine  solche  von  £.  K.  M.  geschehende 
£röflbung  nicht  unnütz  nennen,  da  sie  dem  Päpstlichen  Stuhl  einen  neuen 
Beweis  der  OefUligkeit  E.  K.  M.  gegen  ihn  geben  und  in  den  Augen  eines 
jeden  die  M&ssigung  in  das  hellste  Licht  setzen  müsste,  mit  welcher  £.  K. 
M.  die  Ausübung  eines  unbestrittenen  Rechts  und  den  Oenuss  daraus  her- 
fliessender  Vortheile  aus  schonender  Delicatesse  auf  mehrere  Jahre  hinaus- 
Mtcen,  und  von  der  schwerlich  irgend  ein  anderes  Land  ein  Beispiel  auf- 
zaweisen  haben  würde. 

In  Absicht  der  Form  würde  ich,  im  Fall  es  in  der  That  zu  einer 
Unterhandlung  kommen  sollte,  E.  E.  M.  noch  um  ausdrückliche  Instruction 
. . .  bitten,  ob  nemlich  der  Papst  den  Elöstervorstehem  selbst  geradezu  die 
weitere  Au&ahme  der  Novizen  untersagen,  oder  auf  welche  Weise  seine 
Zostimmung  ausgedrückt  seyn  sollte? 

Über  den  zweiten,  die  Bettelorden  betreffenden  Punkt  habe  ich  bis 
jetzt  ganz  und  gar  keine  Erkundigungen  einziehen  mögen.    Einestheils  war 
ieh  zu  sicher  überzeugt,  dass  hierin  nur  ein   peremptorischer  Antrag  eine 
wkßch  beweisende  1)  Antwort  würde  bewirken  können;  anderntheils  hätte 
ich  dadurch   den  erhaltenen  Auftrag  verrathen,  dessen   frühere  Bekannt- 
werdong  mir  nicht  rathsam  schien.    Indess  ist  mit  Qewissheit  vorauszusetzen, 
dass  man  einem  solchen  Antrag  die  Verfassung  dieser  Orden  und  den  Ein- 
wf,  dass  die  Annahme  einer  Competenz,  also  einer  sichern  Staats-Pension, 
dem  Gelobte  der  Armuth  entgegenlaufe,  entgegensetzen  wird.    Auch  dürfte 
wohl  nur  die  Furcht  vor  der  wirklichen  und  plötzlichen  Einziehung  dieser 
Klöster  diese  Schwierigkeiten  hinwegräumen  können,  und  bei  den  verderb- 
lichen Folgen,  welche  gerade  diese  Orden  auf  den  Wohlstand  und  die  Auf- 
^^^^ntng  des   Volkes  ausüben,   dürften  E.  E.  M.    sich  vielleicht   veranlasst 
^en,  bei  ihnen  die  Drohung  dieser  Einziehung  nicht,  wie  bei  dem  ersten 
^^^^^  bloss  stillschweigend,  sondern  ausdrücklich  hinzuzufügen  und  nöthigen- 
^  auch  wirklich  in  Ausübung  zu  bringen. 

Ich  wage  es,  mir  mit  der  Hofhung  zu  schmeicheln,  dass  ich  auf  diese 
E.  E.  M.  ...  Befehlen  vorläufig  ein  Qenüge  geleistet  habe.     Vor- 

1)  Bic ! 
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1804  züglich  aber,  glaube  ich,  werden  AUerhöchstdieselben  es  •  .  .  za  büligen 
geruhen,  dass,  ob  ich  gleich  nicht  alle  Hofhung  zum  Gelingen  der  dnea 
und  der  andern  Unterhandlung  aufgeben  möchte,  ich  doch  bei  den  grossea 
Schwierigkeiten,  welche  beide  unlftugbar  finden  werden,  ohne  ansdrflcklicke 
Autorisation  nicht  weiter  vorzugehen  wagte;  ich  versnchte  es  schon  djKmm 
nicht,  weil  ich,  ohne  eine  solche  Autorisation,  nicht  mit  demjenigen  Naeb- 
druck  hätte  reden  können,  von  welchem  aUein  noch  möglicherweise  die 
Beseitigung  jener  Hindernisse  zu  hoffen  steht 

Da  ich  oben  der  neuerlich  mit  Spanien  getroffenen  Einriohtnngen  er^ 
wähnte,  so  glaube  ich  noch  bemerken  zu  müssen,  dass  durch  eine  andere  Boüe 
auch  die  Spanischen  Ordensgeistlichen  gänzlich  von  der  Autorität  auswärtiger 
Ordensobem  freigemacht  worden  sind.     Es  ist  nemlich  durch   diese  BnOe 
festgesetzt,    dass  die  Ordensgenerale  alle  6   Jahre  wechseln   aollen.     Ein 
Sexennium    hindurch    soll    ein    eingebohmer    und   in  Spanien    residirender 
Ordensgeistlicher  diese  Würde  besitzen,  das  andere  ein  Ausländer,  wel<^er 
Nation  er  sey,  und  so  soll  es  fortwährend  altemiren.    Im  letztem  Fall  aber 
soll  zugleich  ein  gebohrener  Spanier  zum  General- Vicarius  ernannt  werden, 
und  dieser   soll  unabhängig   vom  auswärtigen   General  seyn,   ja  mit  ibm 
durchaus  gleiche  Rechte  besitzen,  so  wie  hinwiederum  der  Spanische  General, 
wenn  seine  Reihe  kommt,   nur  dem  Namen    nach   General   aller  Klöster 
seines  Ordens,  in  der  That  aber  nur  der  Spanischen  sein  soll,  da  alsdann 
auch  für  die  Länder  ausser  Spanien  ein  eigener  und  unabhängiger  General- 
Vicarius  ernannt  wird.«  ... 

Aug.  16        745.  Immediat-Bericht  der  Staafs-Minister  v.  Struensee  und  v.  Angenk 

Berlin  1804  August  16. 

B.  89.  58.  E.    Aasfertigang,  g«K.  Struensee  und  »Schroetter  im  KaluneB  das  Etats-Xuiite 
Ton  Angern«. 

Die  vom  Fürstbischöfe  von  Hildesheim  und  Paderborn  als  Reichsfiirsi  beansprudite 
Äccisefreiheit ;   Angern  spricht  sich  für^  Struensee  gegen  die  Bewilligung  a««*) 

.  .  .  »Die  unterzeichneten  Staatsminister  betrachten  diesen  Antrag  des 
gedachten  Fttrst-Bischofs  ^)  als  einen  zu  E.  E.  M.  höchsteigenen  Entscheidimg 
gehörigen  Gegenstand,  und  verfehlen  daher  nicht,  E.  K.  M.  ihre  Sentiments 
darttber  .  .  .  vorzulegen. 

Meine,  des  Staatsministers  v.  Angern,  Meynung  ist:  dass,  ob  zwar  in 
vorgedachtem  Reichs-Deputations-Schluss  von  der  Accise-BefrcTung  der  ab- 
tretenden Regenten  in  ihren  künftigen  Aufenthalts-Orten  nicht  ausdrflcUieA 
die  Rede  sey,  solche  dem  Ffirst-Bischof  zu  Hildesheim  doch  zukommen 
dürfte,  hauptsächlich  in  Rücksicht  auf  seine  Reichs-Ünmittelbarkeit  und  zu- 
gleich, weil  er  femer  in  seinem  ehemaligen  Residenz-Orte,  wo  er  niemals 
Accise-Abgaben  bezahlt  hat,  wohnhaft  bleibt  und,  wenn  auch  strenge  ge- 
nommen Zweifel  darüber  entstehen  könten,  ich  mich  doch  überzeugt  halte, 


1)  Cfr.  No.  766.  2)  Vom  2.  Juli  1804;  No.  726. 
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dA88  E.  K.  M.  diesen  Wunsoh  des  gedachten  Fflrst-Bischofs  gern  erfüllen  a  ^^^g 
werden. 

Inzwischen  glaube  ich,  dass  diese  Accise-Freyheit  nur  anf  diejenigen 
Waaren  nnd  Objecte  zugestanden  werden  kann,  welche  directe  ans  der 
Fremde  oder  vom  platten  Lande  eingebracht  werden ;  keinesweges  aber,  wie 
auch  der  Ftlrst-Bischof  selbst  anerkannt  hat,  anf  diejenigen  Waren  nnd 
Objecte,  welche  in  Accisebaaren  Städten  erkauft  werden  und  wovon  die 
Aecise  berechtigt  ist,  weil  die  Restitution  der  bezahlten  Gefälle  zu  weit 
fthren  würde. 

Dagegen  bin  ich,  der  Staats-Minister  y.  Struensee,  des  Dafürhaltens: 
dass,  da  diese  verlangte  Accise-Befreyung  des  mehr  erwehnten  Ffirst-Bischofs 
imd  seines  Hofstaats  in  dem  Reichs-Deputations-Goncluso  vom  25.  Februar 
7.  J.  nicht  stipnlirt  ist,  auch  aus  der  angegebenen  Reichs-Unmittelbarkeit 
auf  kdne  Weise  folgt,  es  lediglich  von  £.  E.  M.  Qnade  abhängt,  ob  Aller- 
hdchst  Dieselben  dem  oft  gedachten  Ffirst-Bischof  diese  Accise-Befreyung 
ftlr  sich  und  seinen  Hofstaat  zuzugestehen  geruhen  wollen. 

Hiezu  kann  ich  indessen  selbst  in  dem  Fall  nicht  rathen,  wenn  diese 
Befrejong  nach  dem  Vorschlage  des  Staatsministers  von  Angern  auf  den 
directen  Eingang  aus  der  Fremde  und  vom  platten  Lande  mit  Ausschluss 
«lies  Einkaufs  in  Accisebaaren  Städten  eingeschränkt  werden  solte,  einmal 
imd  hauptsächlich  weil  dadurch  der  in  allen  Accise-Reglements  E.  E.  M. 
Provinzen  aufgestellte  Grundsatz: 

dass,  da  E.  E.  M.  Höchstselbst  die  Aecise  von  allen  Consumtibilien 
nnd  Bedür&issen   berichtigen  lassen,   es    sich  von  selbst  versteht, 
dass  weder  das  Eönigl.  Haus,  Printzen  und  Prinzessinnen,  noch  sonst 
jemand,  er  sey  wer  er  wolle,  hohe  und  niedrige,  geistlichen,  Militair- 
nnd  Civilstandes,  von  Erlegung  der  Aecise  ausgeschlossen  sejn  soll, 
slterirt  und  zu  Exemplificationen  Anlass  gegeben  werden  würde;    anderer- 
seits aber,  weil  eine  dergleichen  unumschränkte  Bewilligung   der  Natural- 
Aceise-Freyheit  für   das  Personale   des   Hofstaats  zu   manchen    LTungen 
Anlass  geben  dürfte,  da  eine  Controlle  der   Gonsumtion  einer  jeden  dieser 
Personen  unmöglich  fällt. 

Selten  E.  E.  M.  aber  für  die  Bewilligung  dieser  erbetenen  Accise- 
Preyheit  zu  entscheiden  geruhen,  dann  bleibt  noch  die  Frage  zu  erörtern 
wid  zu  decidiren: 

ob  die  für  den  Hofstaat  des  Fürst-Bischofs  zu  bewilligende' Aecise- 
Exemtion   sich  lediglich  auf  das  Personale    der  Dienerschaft  oder 
auch  auf  deren  Familie  und  Domesüken  mit  erstreken  soll? 
Am  dem  Gesuche  des  Fürst-Bischofs  geht  solches  nicht  bestimmt  hervor, 
es  scheint  aber  wohl;  dass  darunter  die  ganzen  Haushaltungen  der  Diener- 
schaft verstanden  werden. 

Bey  diesem  Personale  des  Hofstaats  waltet  ein  eigenes  Y erhältniss  ob : 
die  mehresten  davon  gemessen,  wenigstens  einen  Theil  des  Jahres,  so  lange 
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.  ^^  .  nenüich  der  Fttrst-Bisohof  nicht  abwesend  von  BUdeBheim  ist,  die  Hof-TifBL 

Aug.  lo 

wie  sich  ans  ob  allegirter  Nachweisnng  des  gedachten  Personals  näher  e^ 
giebt;  einige  derselben  begleiten  den  Fürst-Bischof  auch  anf  seinen  Busn 
und  werden  von  demselben  für  beständig  beköstigt;  andere  hingegen  nni 
von  der  Hoftafel  gänzlich  ausgeschlossen. 

Meine,  des  Staats-liGnisters  von  Angern,  Mdnung  geht  daher  daUo, 
dass,  bey  der  Unmöglichkeit  einer  Gontrolle,  es  am  gerathenaten  sejn  dtifie, 
das  Personale  des  Ho&taats  nach  obgedachtem  Yerhältniss  auf  ein  Fixan 
zu  setzen. 

Dagegen  halte  ich,  der  Staats^lfinister  von  Stmensee,  die  Ansmitteloag 
dieser  Fixation  fttr  fast  unmöglich,  da  sich  gar  nicht  voraussehen  lässt,  im 
jeder  dieser  Gonsumenten  selbst  aus  der  Fremde  oder  vom  platten  [Lande] 
verschreibt  und  einbringt,  oder  was  er  in  Acdsebaren  Städten,  wo  bemis 
die  Accise  davon  bezahlt  ist,  nehmen  wird;  und  wolte  man  die  Fixatioi 
auf  den  ganzen  Consumtions-Betrag  richten,  so  wllrde  mehr  bewilliget  werdei, 
als  der  Fürst-Bischof  verlangt,  der  auf  alle  indirecte  Befreyung  Venifikt 
leistet;  ich  rechne  daher  auch  diesen  Umstand  mit  zu  den  Bewegnng»- 
grttnden,  warum  der  Antrag  des  Fürst-Bischofs  nicht  zu  bewilligen  seyi 
dürfte. 

Selten  E.  E.  M.  indessen  demselben  zu  deferiren  geruhen,  dann  mllneo 
wir  zugleich  ...  um  Allerhöchstdero  Entscheidung  bitten 

1.  ob  bloss  die  Dienerschaft  des  Fürst-Bischofs,  oder  aueh  deren 
Familien  und  Domestiken,  die  Accise-Freyheit  gemessen  sollen, 

2.  ob  solche  in  Natura,  uneingeschränkt,  oder  nur  auf  ein,  nach  der 
Personenzahl  zu  bestimmendes,  Quantum,  oder  mittelst  einer  fiiirtaD 
Geld-Restitution  aus  der  Accise-Gasse  geleistet  werden  soH« 


Aug.  18        746.    Immediat- Bericht  des  Staats -Ministers  Graf  Hoym.    BreaUn 

1804  August  18. 

B.  89.  32.  E.  AuBfertigung.  Concept,  koirigirt  von  Hoyin,  in  dtn  bei  No.  678  gtauBttn^^ 
in  Breslau. 

>Wegen  der  beabsichtigteten  Aufhebung  der  Klöster  in  Sehiesien.*^) 
>E.  M.  haben  mittelst  Cabinets-Ordre  vom  26.  März  d.  J.^)  ...  zu  ge- 
nehmigen geruhet,  dass  die  intendirte  gänzliche  Aufhebung  der  Klöster  in 
Schlesien  nicht  plötzlich  erfolge,  und  mir  zugleich  befohlen,  bey  Allerhöchst 
dero  Anwesenheit  zur  hiesigen  Revue  eine  weitere  und  umständlicher0 
Auseinandersetzung  dieses  Objects  .  .  .  einzureichen. 

Es  würde  zur  Beruhigung  der  Eatholicken,  besonders  aber  zur  Heboog 
der  Gewissenszweifel  bey  den  Mönchen  und  Nonnen,  viel  beygetrageD} 
auch  das  ganze  Einziehungs-Geschäft  der  Güther  sehr  erleichtert  haben, 
wenn  bey  der  Publication  der  getroffenen  landesherrlichen  Dispositionen  t^' 


1)  Cfr.  No.  747  und  763.  2)  No.  696. 
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gleich  die  Zii8timmuiig  des  Papstes  hätte  bekannt  gemacht  werden  können;  a^^^^o 
ich  ftirchte  jedoch,  dass  diese  nicht  sogleich,  nnd  yielleicht  gar  nicht  er- 
folgen dürfte,  und  da  mir  anch  der  Staats-Minister  Graf  v.  Hangwitz  noch 
nicht  geftnssert,  dass  er  befriedigende  Nachrichten  von  dem  Residenten 
T.  Hmnbold  ans  Rom  darflber  erhalten,  so  habe  meinen  Plan  so  anlegen 
mflssen,  dass  selbst  die  Weigemng  des  Papstes  bey  AnsfOhrnng  der  Sache 
iinsohftdlich  wird. 

Sobald  alles,  was  zur  feyerlichen  Begehung  des  Gottesdienstes  nach 
den  Grundsätzen  der  katholischen  Kirche  nothwendig  erachtet  wird,  unbeirrt 
gelassen  und  im  Gegentheil  noch  befördert  wird,  und  sobald  sämtliche 
Kloster-Gesellschaften  in  ihren  gemeinschaftlichen  Religions-Uebungen  nach 
den  Regeln  ihres  Ordens  nicht  gestöhrt  werden,  auch  für  eines  jeden 
Religiösen  Unterhalt  vom  Staat  gesorgt  wird,  so  ist  alles  erftült,  was  vom 
Papst  ad  spiritualia  gezogen  werden  kann.  Das  Vermögen  der  Klöster, 
folglieh  auch  die  Disposition  Aber  ihre  Landgüther,  gehört  ad  temporalia, 
deren  Administration  zum  Bessten  der  Fundation  und  zum  allgemeinen 
Wohl  des  Staats  der  landesherrlichen  Direction  überlassen  bleiben  muss, 
vnd  wobey  zeither  dem  Papste  jeder  versuchte  Einfluss  nicht  zugestanden 
worden. 

Wenn  daher  auch  der  Papst  nie  in  die  Aufhebung  der  schlesischen 
Elöster  consentirt  und  sogar  die  Einwilligung  in  die  Yeräusserung  der 
Kloster-Güther  verweigert:  so  kann  er  jedoch  nicht  verhindern,  dass  E.  M. 
ftr  die  Zukunft  Allerhöchstdero  Unterthanen  keine  Xiicenz-Scheine  zur 
Anfiiahme  ins  Kloster  ertheilen-  lassen.  Dadurch  müssen  die  Klöster  von 
selbst  Buccessive  aussterben,  und  sie  fallen  sodann  als  bona  vacantia  dem 
Landesherm,  und  nicht  der  römischen  Kirche  anheim. 

So  wenig  aber  auch  der  Papst  die  intendirte  successive  Aufhebung 
Tereiteln  kann,  so  wird  jedoch  das  bevorstehende  Geschäft  der  Güther- 
Einziehnng  hier  in  Schlesien  durch  die  Art  und  Weise,  den  Zweck  zu  er- 
reichen, sehr  verschieden  von  dem  bisherigen  Verfahren  in  dergleichen 
Fällen  behandelt  werden  müssen.  Bey  Einziehung  der  ehemaligen  Jesuiten- 
Olliher  gieng  die  päpstliche  Bulle  wegen  Aufhebung  des  Ordens  Jahre  lang 
voraus;  In  £.  M.  neuen  Entschädigungs-Provinzen  fielen  die  dortigen  Manns- 
Uftater  bereits  in  völlig  secularisirten  Zustande  AUerhöchstdenenselben  an- 
beim;  mithin  waren  in  beyden  Fällen  die  Schwierigkeiten  schon  gehoben, 
welche  nach  den  Grundsätzen  der  katholischen  Kirche  beym  Mangel  der 
ßnvilligting  ihres  geistlichen  Oberhaupts  entstehen. 

Bis  jezt  gehört  den  schlesischen  Stiftern  und  Erlöstem,  als  geistlichen 
Corporationen,  das  volle  Eigenthum  über  ihr  Vermögen  und  ihre  Güther; 
>^och  sind  deren  Mitglieder  an  ihr  Ordens- Gelübde  gebunden.  Die  Enir 
uindung  ihres  feyerlichen  Gelübdes  zu  Haltung  der  Ordens-Regeln,  so  wie 
^  Aufhebung  ihrer  Corporationen,  wovon  die  Auflösung  ihres  gemein- 
BchafOiehen  Eigenthums  zur  fernem  Disposition  des  Staats  erst  eine  Folge 
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A^^ft  ist,  gehört  zu  den  reservirten  pftpstliolien  Rechten,  und  kdn  anderer  BiMbrf 
oder  geistlicher  Oberer  kann  sie  hieselbst  aosflben.  Wenn  E.  M.  daher 
nicht  geneigt  sind,  ans  landesherrlicher  Allgewalt,  wie  solches  in  versehie- 
denen  Staaten  geschehen,  die  Klöster  anfznheben  und  ihr  Yermögea  n 
confisciren,  ohne  auf  irgend  einen  Widerspruch,  er  komme  von  wem  er 
woUe,  zu  reflectiren;  wenn  Allerhöchst  Dieselben  in  Absicht  der  Tielea 
Eatholicken  und  besonders  der  Weltgeistlichkeit  in  Schlesien,  so  wie  audi 
in  politischer  Hinsicht,  es  für  besser  zn  finden  gemhen,  die  YerhSltnuse 
des  Papstes  von  den  katholischen  kirchlichen  Angelegenheiten  nicht  xasr 
zuschliessen :  so  folgt  hieraus,  dass  in  Schlesien 

1.  Die  Kloster-Gflther  dermalen  ohne  Einwilligung  des  Papstes  nicht 
veräussert,  folglich  auch  jezt  noch  nicht  fOr  alleiniges  Staats-EigenthniD 
erklftrt,  mithin  noch  nicht  pro  fisco  zur  freyen  Disposiüon  eingezogen  werden 
können ; 

2.  dass  kein  Mönch  und  keine  Nonne,  sobald  sie  ihr  Ordens-Gelfibde 
abgelegt,  ihre  klösterliche  Verbindung  aufgeben  und  verlassen  können,  wenn 
sie  nicht  vom  Papst  durch  ein  Secularisations-Breve  dazu  autorisirt  worden; 
es  sey  dann,  dass  sie  die  katholische  Beligion  verlassen  und  zu  einer  an- 
dern übergehen  wollen. 

Es  unterscheiden  sich  demnach  die  Operationen  bei  dem  gegenwirtigen 
sohlesischen  Geschäft  wesentlich  dadurch: 

a)  dass  die  Eloster-Oesellschaften  jezt  noch  fortdauern,  und  nur  aus- 
sterben; 

b)  dass  mithin  alles,  was  zum  cultu  divino  nach  der  Verfassung  ^« 
jeden  Ordens  gehört,  unbeirrt  bleibt; 

c)  dass  in  der  Regel  sämtliche  Stifts-Professen,  Mönche  und  NonseiL 
bis  an  ihren  Tod  in  ihrem  gemeinschaftlichen  Elosterleben  nach  wie  tot 
verbleiben  und  ihre  gottesdienstlichen  Handlungen  verrichten  müssen; 

d)  dass  wegen  ihrer  Bedürfiiisse  in  klösterlicher  Verbindung  ein  d^TOr 
lieber  Haus-Etat  zu  formiren; 

e)  dass  sie  nicht  nach  Gefallen  ausserhalb  des  Stifts  und  Elosters  sieh 
aufhalten  und  auf  diese  Art  als  Pensionairs  leben  können,  bevor  sie  nieht 
von  ihren  geistlichen  Obern  dazu  Erlaubniss  erhalten; 

f)  dass  die  Insignia  und  Pretiosa  den  geistlichen  Obern  und  der  Co^ 
porations* Verbindung,  so  lange  bis  sie  ausgestorben,  zu  belassen,  mithin 
nicht  sofort  ihnen  abzunehmen,  sondern  nur  in  die  Inventaria  zn  designir^ 
und  aufs  sicherste  zu  verwahren  sind; 

g)  dass  überhaupt  alles  und  jedes,  was  zum  Vermögen  des  Klosters 
gehört^  es  bestehe  worinn  es  wolle,  aufs  genaueste  inventirt  und  conscribirt, 
auch  sicher  gestellt,  nicht  aber  sogleich  dem  Fisco  zugeeignet  werde;  lui« 

h)  dass  endlich  durch  vollständige  Auftiahme  von  Personal -TabelleB 
und  Entfernung  des  überflüssigen  weltlichen  Personals,  besonders  der  Li^^^' 
Brüder;  durch  Separation  des  Pfarr-  und  Curatial -Kirchen-Vermögens,  der 
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Fnndationen  fttr  Kranke,  Arme,  Stadierende  n.  s.  w.  von  den  eigentlichen  a^^q 
Chor-Eireh^i-  und  dem  Klöster-Eigenthnme;  dnrch  Anfnahme  ihres  voll- 
Btändigen  statoB  activi  et  passivi;  durch  Formirong  richtiger  Haus-  oder 
Normal-Etats;  durch  Veranschlagung  ihrer  Land-Ottther  und  Forsten;  durch 
Benatzung  des  überflflssigen  Grclasses  an  Qebftnden  p.  und  so  fort,  eine 
richtige  Uebersicht  der  Einnahme  eines  jeden  Klosters  und  seiner  Bedürf- 
BiBse  gewonnen  und  alles  dahin  geleitet  werde,  so  viel  als  sich  nur  irgend 
thun  Iftsst  bey  den  Ausgaben  fflr  jede  dieser  Klostergesellschaften  und 
deren  Gottesdienst  zu  menagiren,  um  bey  ihren  Revenues  ansehnliche 
üeberschllsse  zu  E.  M.  Disposition  behufs  der  Staats-Bedtlrfhisse  zu  bewirken. 

Unter  diesen  Gesichtspunkt  gestellt,  wornach  die  ganzen  Operationen 
jetzt  mehr  einer  genauen  Verwaltung  des  Kloster- Vermögens  durch  beson- 
dere Commiasarien  unter  Ober-Aufsicht  und  Direction  des  Staats,  als  einer 
Qttther-länziehung  pro  fisco  Ähnlich  sehen,  habe  ich  die  anliegenden  In- 
structionen 1)  projectirt,  welche  E.  M.  zur  .  .  .  Prüfung  und  Vollziehung  .  .  . 
in  drey  verschiedenen  EntwUrfen  ttberreiche. 

Indem  ich  bey  der  Weitläufigkeit  des  Objects  auf  ihre  Details  zu  be- 
ziehen mich  genötigt  sehe,  so  bemerke  .  .  . ,  dass  sich  die  commissarischen 
Yerriehtungen  auf  eine  vierfache  Art  theilen. 

Damit  keine  Pretiosa,  haaren  Gelder,  Documente  und  Effecten  zum 
Nzehtheil  des  Klosters  und  indirecte  des  Staats  heimlich  weggebracht,  oder 
in  fraudem  fisci  Contracte  errichtet  werden,  bleibt  es  nothwendig,  alles 
Kloster-Vermögen  an  einem  Tage  auf  einmal  in  Beschlag  nehmen  und  den 
Mönchen  und  Nonnen  die  fernere  freye  Disposition  untersagen  zu  lassen. 

E.  M.  wollen  geruhen,  diesen  Tag,  den  ich  kurz  vor  Michaelis  d.  J., 
w^  dann  verschiedene  Pacht-Gefälle  und  Zinsen  eingehen,  auch  die  meisten 
Qetreide-Bestftnde  vorhanden  sind,  .  .  .  vorschlage,  ...  zu  bestimmen,  und 
damit  nichts  propalire,  werde  sodann  zunächst  an  jedes  Kloster  nach  Maas- 
gabe seiner  Grösse  einen  oder  zwey  Commissarien,  nebst  einem  Secretaire, 
die  ich  aus  dem  Cammer-Personale,  den  Land-  und  Steuerräthen,  Magistrat 
taalen  und  Justitiarien  zu  wählen  gesonnen  bin,  dergestalt  deputiren,  dass 
ümen  in  dem  Begleitungs-Schreiben  bey  Zufertigung  der  Instruction '  ohn- 
feblbare  Gassation  angedrohet  wird,  wenn  sie  irgend  etwas  vor  dem  actu 
pnblieationis  Aber  ihren  Auftrag  offenbahren. 

Um  ihren  Operationen  das  nötige  Gewicht  zu  geben  und  doch  ein 
ftroiliches  Patent  in  der  Sache  zu  vermeiden,  wird  es  zu  meiner  und  der 
Commissarien  Vorschrift  gereichen  und  mit  gutem  Effect  auf  die  Geistlich- 
^<At  wirken,  wenn  E.  M.  geruhen,  AUerhöchstdero  Willensmeynung  durch 
PiibUeation  einer  Oabinets-Ordre,  wie  ich  im  Entwurf  zur  Instruction  .  .  . 
^geführt,  bey  Elröftiung  der  commissarischen  Operationen  bekannt  machen 
20  lassen,  und  könnte  sie  ohnmaasgeblich  an  mich  nach  dem  zur  geschwin- 

1)  Die  Instruktionen  umfassen  61  Folio-Seiten. 
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Ane^S  ^^"^  üebersicht  anliegenden  Goncept  gerichtet  werden,  welcheB  jedoch  ledig- 
lich Allerhöohstdenenselben  .  .  .  submittire. 

Diese  Beschlagnehmungs-CommiAsarien  vollführen  den  Haupt- Aetan, 
fertigen  die  Personen-Tabellen  und  die  Inventaria  an,  formiren  den  Hans- 
Etat  und  beschäftigen  sich  mit  voUstilndiger  Eminmg  des  Activ-  und 
Passiv-,  auch  Bedarfs-Znstandes  eines  jeden  Klosters.  Nach  sammarischer 
Verhandlung  ihres  Auftrages  hört  ihr  Qeschftft  gänzlich  auf  und  sie  be* 
richten  mit  Einschlnss  der  Acten  an  die  ihnen  vorgesezte  EUtnpt-Commission. 
Die  zweyte  Abtheilung  von  Commissarien  sind  diejenigen  Oeconomie -Ver- 
ständigen, welche  zu  Veranschlagung  der  Güther  und  ihrer  solidem  Bewirt]»- 
schaftung  delegirt  werden  mtlssen,  und  die  zum  Theil  aus  jenen  Besehlag- 
nehmungs- Commissarien  gewählt  werden  und  dies  Geschäft  oontinnires 
können;  so  wie  die  dritte  Abtheilung  den  Forsthaushalt  zu  gleichem  Behuf 
betrift,  und  bey  den  hie  und  da  weitläuftigen  Waldungen  ans  gewiegten 
Forstmännern  bestehen  muss. 

Die  vierte  Abtheilung  fasst  diejenigen  Gommissionen  in  sich,  unler 
deren  Leitung  die  zur  Aufklärung  der  Verhältnisse  eines  jeden  Klosters 
nöthigen  Rückfragen  geschehen,  die  Haus-  und  Kirchen-Etats  formirt,  die 
Anschläge  der  Güther  und  Forsten  revidirt,  die  Einnahmen  und  Ausgaben 
berechnet,  und  überhaupt  alle  Specialia  bey  jedem  Kloster  so  lange  rogu- 
lirt  werden,  bis  eine  genaue  Üebersicht  der  bey  jedem  Kloster  eingehondeii 
Bevenues  und  der  bey  ihm  vorkommenden  nöthigen  Ausgaben  erlangt  und 
die  diesfälligen  Anschläge,  Ertrags-Berechnungen  und  Etats  gehörig  gefertigt 
und  approbirt  worden.  Sodann  werden  von  jedem  Kloster,  sobald  wie 
dessen  Verhältnisse  in  vorstehender  Art  berichtigt  worden,  sämtiiche  Acten 
und  dahin  einschlagende  Papiere  an  die  Krieges-  und  Domainen-Cammer 
des  Departements  abgegeben,  als  welche  bis  zum  Aussterben  des  Klosters 
die  weitere  Verwaltung  übernimmt,  damit  auf  diesen  Fall  zu  E.  M.  fernen 
Disposition  über  ein  solches  Kloster  und  dessen  Güther  gutachtliehe  Voi^ 
schlage  gemacht  werden  können. 

Es  ist  die  Berichtigung  dieses  Geschäfts  bey  76  Stiftern  und  Klösteni 
und  661  Güthem,  wozu  noch  eine  Menge  Kirchen  und  anderer  Fundationea 
gehören,  ein  sehr  mühsames  und  verwickeltes  Object,  wozu  3  Haupt-Com* 
missionen  zu  Breslau,  Glogau  und  für  Oberschlesien  zu  Oppeln  zu  etabliren 
nöthig  sind,  welche  bis  zu  dessen  Beendigung  von  den  p.  Gammem  unab- 
hängig bleiben  und  zur  Beschleunigung  des  Geschäfts  lediglich  an  mich 
berichten  könnten.     Jede  Commission  dürfte  bestehen: 

1.  aus  einem  Vorgesezten, 

2.  aus  zwey  Assessoren,  wozu  in  Breslau  und  Glogau  zwey  Bäthe  ans 
jeder  p.  Oammer  zu  ernennen  und  für  Oberschlesien  die  neu  angestellten 
Gammer-Räthe  gut  zu  gebrauchen  seyn  dürften. 

3.  aus  einem  Secretaire,  der  zugleich  die  Registratur-Geschäfte  besorgte, 

4.  aus  zwey  Calculatoren, 
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5.  ans  einem  Canzelisten.  .  ^^o 

Aug.  18 

Aoeh  dttarften  während  der  commissarisohen  Operationen  zwey  besondere 
CaBsen  in  Breslau  nnd  Ologan,  für  jedes  Cammer-Departement,  unter  dem 
Namen:  Haupt-Kldster-Administrations-Casse  zu  etabliren  seyn,  welehe  die 
bej  den  Klöstern  eingehenden  Revenues  und  vorkommenden  Ausgaben  so 
lange  bereebnen,  bis  nach  vollendetem  Geschäft  jener  Haupt-Gommissionen 
die  Erträge  zum  General-Etat  fttr  die  ganze  Provinz  ausgemittelt  nnd  die 
p.  Cammem  in  den  Stand  gesezt  worden,  die  fernere  Administration  zu 
flbernehmen. 

Wenn  £.  M.  ...  gemhen,  diese  commissarischen  Operationen  nach 
iliieii  vierfachen  Branchen,  welche  sämtlich  durch  die  Hanpt-Commissionen 
ni  meiner  Direction  geleitet  werden,  ...  zu  genehmigen,  so  bitte  zugleich, 
dem  diesfUligen  Personali  auf  den  Fall  ihrer  nötigen  Entfernung  aus  ihrem 
Wohnort,  wozu  ihnen  Vorspann  wird  verabreicht  werden  müssen,  doppelte 
Diäten-Sätze,  sonst  aber  f&r  ihre  Arbeitstage  am  Wohnort  nnr  einfache  zu 
bewilligen,  indem  ein  Rath  mit  1  Rthlr.,  so  wie  die  Subalternen  mit  16, 
12  mid  8  Gr.,  als  welches  die  alten  Sätze  in  Königlichen  Angelegenheiten 
find,  täglich  auf  Beisen  bey  den  gestiegenen  Preisen  aller  Bedtlrfhisse  nicht 
mehr  aoskommen  können,  und  die  unentgeldliche  Beköstigung  der  Gommis- 
sarien  auf  Beisen  vielfache  Irregularitäten   erzeuget.     E.  M.  wollen  auch 
. . .  genehmigen,  dass  ich  zum  ersten  Etablissement  gedachter  beiden  Haupt- 
KlöBter-Administrations-Oassen  behufs  der  Bezahlung  der  vielfachen  Gom- 
miuarien  ein  Quantum  von  2000  Bthlr.  fOr  jede  der  Haupt-Commissionen, 
mithin  6000  Rthlr.,  aus    den   bey  den  Domainen- Gassen   zu  Breslau   und 
Ologau  darf  vorschiessen  lassen.     Ich  hoffe  durch  Einziehung  der  Bestände 
ans  den  Klöstern  bald   einen  Fonds   zum   Remboursement   zu   gewinnen, 
wemgstens  binnen  Jahres-Frist  diesen  Yorschuss  aus  ihrem  Vermögen  er- 
statten zu  können,  und  habe  daher  auch,  weil  es  vielfache  Hindemisse  bey 
der  Administration  erzeugen  wttrde,  wenn  die  Klostergeistlichen  sich  irgend 
noeh  mit  emer  Bewirthschaftung  der  Gflther  oder  Erhebung  einländischer 
Berennes  befassen  sollten,  in  der  Instruction  fdr  die   einzelnen  Beschlag- 
nehmungs-Commissionen   den  Grundsatz   angestellt,    dass   sämtliche  baar 
gefundene  Capitalien,  Gelder  und  Geldsorten  sofort  gegen  Quittung  an  die 
Haupt^Administrations- Gasse   gesendet  werden  sollen,    vorausgesezt,   dass 
sie  zom  interimistischen  dreymonathlichen  Bedürfniss    des   Klosters   nicht 
*™»gend  dort  erfordert  würden. 

um  sich  hierbey  vor  jedem  ünterschleif  zu  sichern,  wttrde  Vereidung 
^rSlaten,  Aebte,  Priom,  und  wie  sonst  die  vorgesezten  Geistlichen  im 
Kloster  heissen,  in  der  Regel  gewesen  seyn;  da  dies  aber  den  Mönchen 
^d  l^onnen  in  der  ersten  Bestürzung  zu  strenge  vorkommen  dttrfte,  auch 
^«Deioht  einige  aus  Gewissens^Scmpel  die  Ableistung  des  Eides  verzögern 
^^^^'^^j  so  kann  es  die  commissarischen  Verhandlungen  eher  beschleunigen 
^d  dennoch   zum  Zweck  ftthren,    wenn   bey  eröfheter  Gommission  dem 
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A^^»  vei-sammelten  Convent  geäussert  wird:  dass  ein  jeder  Geistliche  in  Bezog  auf 
den  E.  M.  geleisteten  Homagial-Eyd  verpflichtet  werde,  Aber  alles,  worüber 


er  von  der  Commission  und  deren  Vorgesezten  befragt  werden  würde, 
reine  Wahrheit  zu  sagen  und  bey  Strafe  des  Meineides  nichts  zu  ver- 
schweigen, was  nur  irgend  zur  Beurtheilung  der  sämtlichen  Verhältnisse  des 
Klosters  und  dessen  Yeimögenszustandes  erfordert  werde  oder  ihm  Yorsüg^ch 
nützlich  scheine. 

Der  Gleichförmigkeit  wegen  habe  die  Instructionen  zugldch  auf  die 
Erlöster  der  barmherzigen  Brüder  und  Schwestern  und  der  Ursoliner  ge- 
richtet, weil  dem  Staate  ebenfalls  daran  gelegen  se3m  muss,  ihren  statam 
activum  et  passivum,  ihre  Personenzahl  und  ihren  Haus-Bedarf  genau  zu 
wissen,  und  von  ihrer  guten  Wirthschaft,  so  wie  von  der  zweckmässigea 
Anwendung  des  fundirten  Vermögens  zum  Bessten  der  Kranken  und  der 
Schul-Jngend  gehörig  unterrichtet  zu  seyn.  Sie  unterscheiden  sieh  künftig 
nur  dadurch,  dass  ihr  etwaniger  Ueberschuss  nicht  zu  andern  Staats-Be- 
dürfnissen, sondern  zur  nützlichen  Erweiterung  ihrer  Fundationen  aogel^t^ 
auch  ihnen  die  stiftungsmässige  Verwaltung  ihrer  Bevenues  unter  Ober- 
Aufsicht  der  p.  Cammer  belassen  wird,  wie  sie  denn  auch  nicht  aassterben, 
sondern  ihren  Orden  durch  Novizen,  für  welche  sie  besondere  Licens-Scheine 
erhalten,  verstärken  und  in  dieser  Art  zum  Besäten  des  Staats  fortdauern 
dürfen. 

Da  der  Zweck  des  Aussterbens  sämtlicher  übrigen  Klöster  erreadki 
wird,  wenn  kein  Licenz*Schein  für  sie  zur  Aufnahme  irgend  eines  Noviaen 
ertheilt  wird  und  wenn  auch  kein  Mönch  oder  Nonne  aus  einer  auswär- 
tigen Provinz  in  ein  schlesisches  Kloster  sich  begeben  darf,  so  werde  mich 
im  Stillen  hiemach  richten,  und  stelle  £.  M.  .  .  .  anheun,  das  allgemeine 
Verboth,  Novizen  aufzunehmen,  diesen  Eüöstem  jezt  nicht  publiciren  zu 
lassen,  weil  sie  ohne  Licenz-Schein  solche  nicht  aufnehmen  dürfen  und 
weil  ein  solches  öffentiiches  Verboth  die  Aufhebung  der  Klöster  indireete 
bekannt  machen  und  sanctioniren  dürfte. 

Wegen  der  Bettelmönche,  wovon  in  Alt-  und  Neu-Schlesien  es  44 
Klöster  giebt,  entstehen  zwey  sehr  wichtige  Fragen: 

1.  ob  den  Bettelorden  vor  Auflösung  der  Kloster-Verbindung  und  dem 
Aussterben  ihrer  Mitglieder  das  Sammeln  durchaus  zu  untersagen  und  IhneB 
dagegen,  wenn  ihre  Einnahme  zur  Gompeteuz-Bestimmung  nicht  reicht,  ein 
Zuschuss  vom  Staat  aus  den  Ueberschüssen  der  übrigen  Klöster  zu  bewilligen? 

2.  Ob  in  den  Fällen,  wo  mehrere  Klöster  eines  Bettel-Ordens  ezistiren, 
die  Mönche  des  einen  Klosters  in  das  andere  gesteckt,  und  dadurch  sofort 
für  den  Staat  Plätze  zu  Fabriquen,  Magazinen,  Casemen  und  andern  nütz- 
lichen Anstalten  gewonnen  werden  sollen? 

Die  Bettelmönche  werden  grösstentheils  von  den  aufgeklärten  Catholiken 
selbst  verachtet  und  haben  nur  Einfluss  auf  den  gemeinen  Mann,  den  sie 
durch  abergläubische  Vorspiegelungen  mehr  in  der  Dummheit  erhalten,  als 
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durch  christlielien  Unterricht  bessern.     Oft  wird  ihr  Beyspiel  durch  ihren     ^^^ 
liederliehen  Wandel  schädlich,  und  durch  ihr  nngesttimes  Eindringen  in  die 
niedem  Wohnungen   saugen  sie  bey  ihrem  privilegirten  Betteln  vorzflglich 
das  Landvolk  aus. 

Ein  Yerboth  ihres  Herumtreibens  im  Lande  Behufs  ihrer  Sammlungen 
bldbt  daher  in  polizeylicher  Hinsicht  wünschenswerth ;  allein  nach  ihren 
Ordens-Begeln  sind  sie  verpflichtet,  das  gemeine  Volk  am  belehren,  und 
wenn  ihnen  das  Bammeln  vom  Staate  untersagt  würde,  so  könnten  sie  hier- 
bey  ein  Hindemiss  in  ihren  Religionspflichten  auffinden. 

Um  ihnen    diesen  Yorwand  zu  benehmen,   habe  den   Minister  Qrafen 
r.  Hangwitz  ersucht,  den  Antrag  bey  dem  Papste  auch  dahin  zu   richten, 
dass  den  Bettel-Orden  noch  vor  Auflösung  der  Kloster- Verbindung  und  Aus- 
sterben der  Mi^lieder  das  Sammeln  durchaus  gegen  Bestimmung  einer  Compe- 
teni  vom  Staate  untersagt  werden  möchte.     Da  jedoch  von  Rom  aus  noch 
keine  befriedigende  Nachrichten  eingegangen  sind,  und  die  plötzliche  Ent- 
fersimg  aller  Mönche  aus  den  Augen  des  gemeinen  Mannes  jezt  bey  der 
noch  fehlenden  Zustimmung  des  Papstes  und  bey  den  ersten   Operationen 
wegen  der  übr^en  Eioster-Otlther  einen  widrigen  Einfluss  haben  könnte, 
voTzttglich  aber,  weil  das  Verboth  des  Sammeins  einen  beträchtlichen  Aus- 
&11  an  der  Einnahme  dieser  Klöster  macht,  mithin  gleich  anfänglieh  betrftchir 
fiehe  Kosten  zur  Subsistenz  der  Bettelmönche  aus  den  üeberschtlssen   der 
flbiigen  Klöster   zugeschossen  werden  müssten,   diese   üeberschllsse  selbst 
aber  erst  mUhsam  zu  eruiren  und  vielleicht  zu  bessern  Zwecken  zu  ver- 
wenden sind:   so   hoffe  E.  M.  ...   Oenehmigung,  wenn   die  Bettelklöster, 
zunal  einige  sogar  als  Corporationen  nicht  nur  liegende  Grflnde,   sondern 
anch  Capitalien  besitzen,  zwar  ebenfalls  in  Absicht  ihres  ganzen  Zustandes 
m  imtersuchen  und  ihr  Vermögen  unter  p.  Gammer- Administration  zu  setzen, 
dass  sie  aber  bey   ihrer  Hauswirthschaft  oder  innem  Oeconomie  vor  der 
Hand  in  ihrer  alten  Verfassung  belassen  werden,  und  ihren  Mönchen  das 
Sammeln  so  lange,  bis  sich  das  ganze  Geschäft  der  zur  Zeit  dem  Publice 
za  verbergenden  Gfither-Einziehung   näher  aufgeklärt  hat,   noch  gestattet 
wird,  indem  sich,  wenn  erst  der  Zustand  der  Bettelklöster  genau  untersucht 
ist,  genau  ergeben  muss,  wieviel  sie  an  Zuschuss  aus  den  Staats-Revenues 
m  ihrer  Subsistenz  bedürfen,  und   dann  mit  vollständiger  üebersicht  das 
Nähere  bestimmt  werden  kann. 

Wenn  femer  E.  M.  bei  der  ganzen  Operation  schonend  verfahren  zu 
l^sen  geruhen,  so  folgt  auch  hieraus,  um  jeden  Schein  von  Gewaltthätig- 
^«it  ZQ  vermeiden,  dass  die  Bettelmönche  dermalen  nicht  aus  einem  Kloster 
in  das  andere  gesteckt  werden  können,  sondern  so  lange,  bis  sie  aussterben 
<^«T  Yon  ihren  geistlichen  Obern  versezt  werden,  in  ihrem  jezigen  Eüioster 
bleiben  müssen,  mithin  vorizt  zur  Disposition  des  Staats  kein  Kloster  ge- 
Tfcunt  werden  darf. 

Bey  £.  M.  hätte  in  diesem  Haupt-Bericht  gern  fOr  jeden  Klostergeist- 

Or»Bier,  PmuMn  nad  die  Uth.  Kiroke.    IX.  15 
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A^^fi  liehen,  er  sey  Bettelmönoh  oder  nicht,  im  yoraos  fixe  Gompetenz-Süie  nt 
...  Glenehmigang  gnbmittirt;  da  aber  die  s&ntLiche  Eloster-GeistfiehkettU 
bey  der  noch  nicht  erfolgten  Aufhebung  der  scfalesigchen  Klöster  keimH 
isolirten  Mitglieder  hat,  die  sich  nach  Gefallen  als  Primat-Personen  aufhält» 
und  beköstigen  können,  mithin  in  gemeinschaftlicher  Verbindung  yerbleibt]| 
da  femer  die  Klöster  sehr  verschieden  dotirt  sind,  folglich  unter  den  r^h« 
und  armen  ein  unterschied  zu  machen ;  und  da  endlich  sich  nur  nach  AjOfi 
mittelung  des  Status  acüyi  et  passivi  eines  jeden  Klosters  ein  pertineotfifl 
Haus-Etat  formiren  lAsst:  so  werden  E.  M.  ...  erlauben,  dass  ich  llbej 
diese  Etats  und  Unterhaltungs-Sätse  des  bleibenden  Ordens-Personals  in  defl 
Folge  und  alsdann  .  .  .  berichte,  wenn  ich  mich  yöUig  yon  ihren  individneUad 
Verhältnissen  und  Vermögens-Ümstftnden  unterrichtet  habe. 

Auf  möglichste  Verminderung  des  Personals,   besonders   der  LayeM 
Brüder,  sind  die  Commissarien  in  den  Instructionen  genau  angewiesen.  Di« 
weltlichen  Wirthschafts-Officianten,  welche  nicht  als  brauchbar  oder  noM 
wendig  befunden  werden,  müssen  sich  nach  Maasgabe  der  mit  ihnen  ge4 
schlossenen    Contracte  und,  wenn    sie    keine    haben,   nach  einer  vierteN 
jährigen  Frist    die   Entfernung    aus    ihrem    Dienst  gefallen   lassen.    Üam 
Justiz-Of&cianten  sind  aber  nach  yorgängiger  p.  Kammer-Approbation  out 
förmlichen  Bestallungen  yersehen  und  haben  daher  das  Recht  cum  Idbenft- 
länglichen  Unterhalt,  sobald  sie  sich  ihres   Amtes   nicht    selbst  yeiinstig 
machen.     Sie  haben  daher  auch  ihr  bisheriges  Gehalt  nebst  EmolomestoD. 
fortdauernd  zu  fordern,  bis  sich  Gelegenheit  findet,   sie  in   £.  M.  IMenstj 
anderweit  zu  yersorgen.     Es  dürfte  yon  grossem  Nutzen  seyn,  wenn  seüiige 
sofort  ihrer  Verbindungen  mit  den  Klöstern  entlassen  und  gleich  den  Do- 
mainen-Justitiarien  als  blosse  Cammer-Officianten  angestellt  würden,  die  naob 
Maasgabe  des  Ressort-Reglements  gleich  wie  bey   den  Domainen-AemteiB 
die  Justitz-Geschäfte  ihres  bisherigen  Bezirks  zu  besorgen  hätten.    Hierdnnk 
werden  ihre  Geschäfte  schon  im  yoraus  denen  der  Domainen-Aemter  m- 
milirt,  und  die  Unterthanen  gewöhnen  sich  nach  und  nach  yon  ihrer  geist^ 
liehen  Grundherrschaft.    Auch  werden  diese  Justiz-Officianten  p.  um  so  eher 
die  besten  Aufschlüsse  über  das  Verhältniss  des  Klosters,  was  ihnen  genis 
bekannt  ist,  zu  geben  geneigt  seyn,  je  weniger  sie  in  fernerer  Verbindoq; 
mit  ihm  stehen,  und  dadurch  wird  eine  gute  Controlle  der  Geistliohkeit 
gewonnen  werden  können,  wenn  sie  hie  und  da  bey  dem  Actiy-Verm^ 
des  Klosters  yerschwiegen  bleiben,  oder  wohl  gar  etwas  yeruntreuen  sollte. 
Zwar  lässt  sich  dagegen  einwenden,  dass  die  Jurisdiction  den  Klösten,  di 
sie  noch  nicht  aufgehoben    worden,  yerbleiben  müsse,  weil   selbige  3utr 
Corporation  yerliehen  sey.     Da  aber  die  geistliche  Jurisdiction  der  Klöster 
über  ihre  Ordensglieder  in  ungestörter  Verfassung  bleibt,  und  hier  nnr  ^on 
der  Oiyil-  und  Criminal-Jurisdiction  die  Rede  ist,  die  sie  in  ihrem  Nam^ 
über  ihre  weltlichen  Gerichts-Verwandten  und  unterthanen  exercurt  haben, 
diese  Gerichtsbarkeit  aber  mit  dem  Besitze  eines  städtischen  und  vorstftdti- 
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aehen  Distiiets  oder  der  Landgfither  verknflpft  ist,  folglich  als  Patrimonial-  &  ^^^ 
Jurisdiction  ad  temporalia  gehört:  so  glaabe  aach,  dass,  weil  das  Vermögen 
und  die  Oflther  in  Gammer-Administration  gesezt  werden,  die  Gerichtsbar- 
keit von  dieser  dirigirt  nnd  anter  alieiniger  Autoritftt  derselben  fortgesezt 
werden  kann.  Ich  habe  daher  den  Gommissarien  die  Vereidong  der  Oanzler 
und  JnstitiaTien  als  Königliche  Officianten  in  der  Instruction  zar  Pflicht  ge- 

Ein  anderes  wichtiges  Object  betrift  das  Patronats^Recht.     Mehrere 
Klöster  haben  die  Befngniss,  durch  ihre  Mtglieder  die  Seelsorge  bey  Pa- 
loclüal-  nnd   Coratial- Kirchen  versehen  zn  lassen;   es  trift   dies  oft  anf 
solehen  Gllthem  ein,  wo  sie  Vorwerke  besitzen,  und  wo  sodann  die  Oeist- 
Ikiien  ZQ^eich  Administratores  der  Landwirthschaft  sind.    Diese  Geistlichen 
mflflsen,  da  meist  nnter  ihnen  die  Gnths-Revenues  schlecht  verwaltet  werden 
und  ihre  Anwesenheit  nnr  bey  einer  neuen  Pacht  oder  Administration  viel- 
fache Stöhrungen  und   wohl   gar  ungehorsam  der  ünterthanen   erzeugen 
durfte,  in  ihr  Kloster  zurflckberufen  werden,  und  dies  kann  leicht  geschehen, 
da  sie  ad  nutum  Abbatis  amovibiles   sind.     Die  Wiederbesetzung  dieser 
Stellen  muss  durch  Weltgeistiiche  geschehen,   und  es  kann  in  der  Regel 
tngenomm^  werden,  dass  das  Patronats-Recht  als  ein  jus  reale  auf  den 
Oflthem  hafte,  mithin  der  Oameral-Behörde,  welche  die  Administration  der 
Oflther  besorgt,   auch  die  Nomination  zu  solchen  Pfarrstellen  überlassen 
werden  mflsse.      Sollten    die  Bischöfe  Anstand  nehmen,  solche  nominirte 
Bobjecte  zu  investiren,  so  wird  eine  künftige  Ordre  von  £.  M.   sie  wohl 
dam   bestimmen,    da   sie   ohnehin   jeden    Kloster -Geistlichen   zur    Seel- 
80T^  in  sein  Pfarr-Beneficium  bisher  eingesezt  haben,  und  wenigstens  als 
Pfittr- Administratores  die   neuen  Weltgeistlichen  einsetzen  mflssen,  wenn 
iie  wider  Vermuthen   einwenden  wollten,    dass   diese  Geistlichen  a   non- 
Pstrono  ernannt  worden.    Sollte  sich  finden,  dass  hie  und  da  das  Patronats- 
S^t  mit  der  Wfirde   eines  Kloster-Obern  verbunden  sey,  so  kann  ihm 
^eses  persönliche  Vorrecht  immer  belassen  werden;   er  muss  aber  zu  Be- 
liebong  jener  Collisionen  sodann  einen  Weltgeistlichen  prftsentiren,  sobald 
Oft&er-Bewirthschaftung  mit  der  Pfarrthey  verbunden  ist.    Hiemach  habe 
vnter  Allerhöchst  Dero  zu  hoffender  Genehmigung  das  Nötige  in  den  In- 
^etioaen  bestimmt. 

Endlich  muss  E.  M.  noch  .  .  .  anführen, 

&)  dass  verschiedene  Kloster-Gfither,  z.  E.  die  des  Klosters  Wahlstadt 
nun  Kloster  Braunau  in  Böhmen,  auswärtigen  Stiftungen  gehören.  Der  Abt 
m  Braunan  ist  Propst  zu  Wahlstadt,  und  da  dies  Kloster  nur  in  Admini- 
stration gleich  den  übrigen  gesezt  wird,  so  wird  ihm  dasjenige,  was  er 
crwdslieh  bisher  als  Revenue  dorthin  gezogen,  als  seine  Gompetenz  ins  Aus- 
^d  verabfolgt  werden  müssen,  bis  das  Kloster  ausstirbt. 

b)  dass  einige  Klöster  auch  in  Süd-Preossen  Gflther  haben,  über  deren 
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A^^A  AdministraHon  ich  mit  dem  dortigen  Departements-Chef  ooneertireB  kam, 
nm  die  Ueberschtlsse  an  die  schlesische  Administrationa-Oasse 


o)  dass  vom  Auslände  yersohiedene  Revennes  an  schlesische  Klöster 
fallen,  auch  einige,  wie  z.  E.  das  Angnstiner-Stift  zu  Sagan,  Gflther  in  der 
Lausitz  besitzen,  anf  deren  fernere  Benutzung  zum  Bessten  der  Klöster  die 
Administration,  nach  wie  vor,  bestehen  muss. 

d)  dass  bey  dem  Kloster  Paradies  in  Süd-Preussen,  dicht  an  der  sehle- 
sischen  Grenze,  der  Fall  vorkommt,  dass  sich  selbiges  mit  dem  AbM  com- 
mendataire,  Marquis  Antici,  durch  Vergleich  auseinander  gesezt  hat,  ihm 
im  Schwiebusschen  Greise  6  Güther  und  in  Sfld-Preussen  2  Gflther  xar  be- 
sondern  Benutzung  zu  überlassen:  daher  auch  schlesischer  Seits  stets  die 
Aufsicht  und  Verpachtung  der  Güther  verblieben  und  bisher  1200  Bfiilr. 
getragen  haben.  Da  es  ursprünglich  geistliche  Güther  sind  und  solche  nach 
des  Abts  Tode  zur  fernem  Disposition  anheim  gefallen,  so  werden  £.  IL 
wohl  auch  jezt  gleiche  Grundsätze  der  Administration  bey  ihnen  anwenden 
zu  lassen  geruhen.  € 


Aug.  19        747.  Staats-Minister  Frhr.  v.  Hardenberg  an  den  Staats-Minlster  Graf 

Hoym.    Berlin  1804  August  19. 

B.  46.  B.  168.    Goneept,  ^ez.  Hardenberg. 

Wegen  der  Zustimmung  des  Papstes  mit  Aufhebung  der  Sehlesischen  Klöster  Mii 
Humboldfs  Berieht  noch  aus;  doch  würde  von  solcher  Zustimmung  gegebenenfoBs 

auch  abzusehen  sein^) 

Hoym  hatte  am  3.  August  1804  wegen  der  Einholung  der  pftpstUchea 
Zustimmung  angefragt;  das  Rescript  an  Humboldt  deswegen  war  am  9.  Juli 
ergangen 2):  »Der  Bericht  des  H.  von  Humboldt  wird  hierauf  noch  erwartet'). 
Nach  meinem  Dafürhalten  Iftsst  sich  indess  auf  eine  bestimmte  und  unumr 
wundene  Zustimmung  des  Päpstlichen  Hofes  wohl  keine  Rechnung  machen, 
hingegen  aber  auch  eine  eigentliche  Gegenwürkung  desselben  (wie  solches 
bereits  in  dem  Memoire^)  des  Hm.  p.  Staats-Ministers  Grafen  von  Haugwis 
Exe.  vom  8.  Februar  c.  bemerkt  worden)  nicht  besorgen.  So  wünschens- 
werth  zu  mehrerer  Beruhigung  der  Gemüther,  welche  S.  K.  M.  nach  der 
Cabinets-Ordre  vom  16.  Febr.  c.^}  mit  berflksichtigt  sehen  wollen,  allerdings 
eine  Zustimmung  nurgedachten  Hofes  sein  würde,  so  glaube  ich  hiernach 
doch,  dass  man  bei  der  Ausführung  des  vorliegenden  Planes  auf  dieselbe 
es  nicht  weiter  ankommen  lassen  noch  warten  könne,  da  es  genügt,  den 
p.  von  Humboldt  zur  Abwendung  aller  etwa  ungünstigen  Einwürkungen  des 
Papstes  hinreichend  instrulret  zu  haben  und  überdies  eine  Zwischenkunft 
des  letztem  unsem  Grundsätzen  zuwieder  ist,   daher  man  auch  schon  bei 


1)  Cfr.  No.  746.  2)  No.  729. 

3)  Cfr.  No.  744,  vom  11.  August  1804;   der  Bericht  ging  erst  Ende  Oktober 
1804  ein,  cfr.  No.  763.  4;  No.  681.  5)  No.  686. 
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den  ähnliclien  Fällen  von  West-,  Sfld-  und  Nen-Ostprenssen  and  den  Indem-  ^^^q 
BititB-Landen  solche  geflissentlich  zu  venneiden  rathsam  gefnnden  hat.«  ... 


748.  Das  Hoheits-Departepient  an  den  »Etats-,  Kriegs-  und  Cabinets-  Ang.  23 
llnister«  Frhr.  v.  Hardenberg.    Berlin  1804  Angnst  23. 

B.  7.  A.  25.  D.  D.    AoBfertigimg,  gez.  Haasow  »in  Abweienlieit  des  DepartementB-Minietenc 

Ermässigung  der  Konsekrations-Kosien  in  Rom  für  den  Bisehof  von  Wigry, 

V.  OoUuxeteskiA) 

»Bej  dem  Nenostprenssischen  Finanz-Departement  hat  der  znm  Bischof 
▼on  Wygiy  ernannte  bisherige  Offioial  von  Golaszewski  unter  freimflthiger 
Anzeige  seiner  Armnth  gebeten,  die  dnrch  seine  Ernennung  zum  Bischof 
erwachsenden  Kosten  möglichst  zu  ermftssigen,  weil  er  solche,  ohne  sich  in 
Schulden  zu  stttrtzen,  deren  Wiederbezahlung  er  nicht  voraussieht,  nicht 
alle  bezahlen  kann,  und  hat,  jedoch  in  den  bescheidensten  Ausdrucken, 
erkl&ret,  lieber  der  Bischöflichen  Würde  entsagen  zu  wollen  als  wider  sein 
Gewissen  ohne  Sicherheit  der  Wiederstattung  Schulden  zu  contrahiren.  Seine 
Ammtii  wird  durch  die  p.  Kammer  zu  Bialystock  bestätigt,  und  da  er  nur 
eine  Competenz  von  4000  Rthlr.  als  Bischof  erhalten  wird,  von  welcher,  sich 
semer  Wllrde  gemäss  zu  unterhalten,  ihm  ohnehin  sehr  schwer  fallen  muss, 
80  hat  das  Nenostpreussische  Finanz-Departement  erklärt,  die  bey  den  Canzel- 
leien  dessen  Ressorts  vorgefallenen  Kosten  nach  Möglichkeit  zu  erlassen. 
Zu  emer  gleichen  Ermässigung  ist  bey  den  vorzüglichen  Eigenschaften  des 
p.  von  Golaszewski  auch  das  Landes-Hoheits-Departement  seiner  Seits  nach 
MiSglichkeit  mitzuwürcken  bereit,  und  ich  ersuche  daher  E.  E.  nahmens  des 
Hoheits-Departements  .  .  .,  dem  Königlichen  Residenten  in  Rom,  Kammer- 
herrn von  Humboldt,  Auftrag  zu  ertheilen,  dass  er  bey  Auswttrkung  der 
Pftpstliehen  Aufträge  wegen  des  dem  von  Golaszewski  zu  formirenden 
Ganoniseheu  Prozesses  und  dessen  Consecration  die  möglichste  Kosten- Er- 
mflssigung  zu  erhalten  suche.« 

Humboldt  erwirkte  die  Ermässigung  der  Kosten  auf  700  Scudi,  während 
»solche  eigentlich  1040  Scudi  betragen  haben  würden«. 
Hangwitz  an  Reck,  1806  Mai  26. 

Coneept  a.  ».  0.  

1^9.    Das  SUdpreussische  an  das  Auswärtige  Departement.    Berlin  Aug.  28 

1804  Angnst  28. 

B.  7.  B.  20.  C.  Ansfertiguig,  gex.  Elewu. 

Nur  die  bestätigten  kirchlichen  Festtage  dürfen  gefeiert  werden.^ 
»Die  Kalischer  Kammer  hat  ganz  kürzlich,   weil  in  Südpreussen  viele 
'^esttage,  welche  schon  durch  landesherrliche  Befehle  und  päpstliche  Breven 

1;  Cfr.  No.  692  und  831.  2)  Cfr.  No.  406  und  768. 
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A^^^oft  aufgehoben  worden,  gefeiert  würden,  auf  die  Verordnung  angetragen,  daas 
keine  als  die  festgesezten  Feiertage  durch  besondem  Gottesdienst  gefmrt, 
die  für  einen  Eorchsprengel  besonders  einfallenden  Feste  entweder  auf  den 
nächsten  Bonntag  verlegt  oder  nur  durch  den  gewöhnlichen  Werkehags- 
Oottesdienst  gefeiert  werden.  Lezterer  Gegenstand  ist  verscfaiedentlififa, 
namentlich  im  Jahre  1800  und  1802,  zur  Sprache  gekommen,  eine  Unter- 
handlung deshalb  mit  dem  päpstlichen  Stuhl  aber  wegen  der  damaliges 
politischen  Eonjuncturen  bedenklich  gefunden  worden.  Dies  scheint  uns 
auch  jezt  noch  und  zwar  mehr  als  je  der  Fall  zu  sein.  Wir  sind  daher 
der  Meinung,  dass  diese  Angelegenheit  zwar  noch  inuner  in  der  Hanptsaehe 
bis  zu  einem  günstigem  Zeitpunkt  auf  sich  beruhen  möge,  dag^en  aber 
die  höhere  Geistlichkeit  anzuweisen  sei,  darauf  zu  halten,  dass  anaaer  den 
fesigesezten  Feiertagen  keine  andere  gefeiert  werden.  Wir  versprechen 
uns  hiervon  einen  guten  Erfolg  für  Verringerung  der  Festtage,  da  ...  be- 
stätigte kirchliche  Festtage  in  Bfldpreussen  nur  2  mehr  als  in  Schlesien 
gefeiert  werden  sollen.«  .  .  . 

Aug.  28        750.  Das  S0dpr6U88i8ch6  Departement  an  dae  Ober-Kriege-Kolleglam. 

Berlin  1804  August  28. 

0«n.>Direktorin]n  SftdpreasBen.  LXXIL  237.    Coaeept,  ges.  Kltwii,  in  Alnres«iik«lt  tos  Ton. 

Die  Vereinigung  der  Militär-  und  Bürger-Sektde  xu  Fraustadt  kann  bei  der  Weige- 
rung der  katholischen  Gemeinde  nicht  stattfindenA) 

»Nach  Eingang  [des]  .  .  .  Schreibens  vom  3.  d.  M.  wegen  Vereinigong 
der  Militair-  und  Bürger-Schule  in  Fraustadt  haben  wir  den  von  der  Posen- 
sehen  Kammer  über  diesen  Gegenstand  unterm  19.  Mai  d.  J.  geforderten 
Bericht  erhalten.  Nach  selbigem  und  dem  abschriftlich  beUiegenden  Protokoll 
hat  die  katholische  Gemeine  in  Fraustadt  ihre  Zustimmung  zu  der  in  Rede 
stehenden  Schul -Kombination  verweigert,  obgleich  der  Magistrat  sich  alle 
Mühe  gegeben,  sie  dazu  zu  bewegen. 

Wir  geben  uns  ...  die  Ehre,  £.  p.  p.  ...  hiervon  zu  benachrichtigen 
und  bemerken  zugleich  .  .  . ,  dass  bei  dieser  Weigerung  und  da  die  Bfliger- 
schaft  zur  Einwilligung  nicht  gezwungen  werden  kann,  die  Sache  wohl  in 
ihrer  gegenwärtigen  Lage  zu  belassen  seyn  wird.« 


Aug.  31        751.  Immediat-Bericht  dee  Staats-Ministere  Frhr.  v.  d.  Reck.    Berlin 

1804  August  31. 

B.  89.  32.  B.    AufBrUgang. 

Die  Besetzung  des  Bisthums  Ermekmd  und  die  Kandidatur  des  noch  minorennen 
Grafen  Joseph  von  Hohenxoüem.    Die  Aufhebung  des  Warschauer  BisthumsJ} 

»Im  Fall  E.  K.  M.«  .  .  .  bestimmen,  »dass  das  Bistum  (Enneland)  gleich 
besetzt  werden  solle,  so  muss  ich  .  .  .  anzeigen,  dass  sich  der  Bischof  von 


1)  Cfr.  No.  467  und  762.  2)  Cfr.  No.  673. 
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Cufan  EU  dieser  Stelle  gemeldet  hat  und  dessen  Qnalification  eventaaliter  a  ^^3;« 
geprüft  werden  könnte,  da  einige,  obwohl  nnzuverlftssige  data  Aber  Gemflths- 
schwftche  desselben  vorhanden  sind;  so  käme  ihm  zn  Statten,  dass  er  Oano- 
nieus  des  Domstifts  Ermland  ist. 

Nach  alter  Verfassung  benennen  E.  K.  M.  4  Candidaten  mehrentheils 
e  i^emio  eapituli  und  bezeichnen  denjenigen,  welchen  das  Capitnl  wählen  muss. 

Den  Zweck,  die  Aufhebung  des  Warschauer  Bissthums  gelegentlich 
eonzuleiten,  yerliehre  ich  zwar  nicht  aus  den  Augen,  es  dürfte  aber  schwer 
seyn,  ihn  in  diesem  Falle  zu  erreichen,  da  der  Warschauer  Bischof  sich 
dnreh  keine  Grflnde  zu  einer  solchen  Distinction  eignet,  als  ursprünglicher 
Pole  in  Ermland  ungern  gesehen  seyn  und  durch  das  Bissthum  Culm,  falls 
dieser  Bischof  aseendiren  sollte,  sich  an  seinen  Einkflnften  yerschlimmem 
wllrde. 

Was  den  Grafen  Joseph  von  Hohenzollem  betrift,  so  ist  dieser  zwar 
«ach  Canonicus  von  Ermland,  aber  er  wird  erst  den  20.  Mai  1806  30  Jahr 
sIt,  welches  Alter  ein  Bischof  canonisch  haben  muss. 

E.  E.  M.  Befehle  erbitte  ich  mir  .  .  .,  auf  welche  Alternative  Aller- 
h((ch8tdero  Intention  gerichtet  ist.« 

Randverfttgung,  geschrieben  von  Beyme:  Sept  10 

»10.  September  1804. 
Bis  dass   der  Graf  Joseph  von  Hohenzollem  die  Majorennität  erlangt 
hat,  soll  die  Vergebung  des  Bisthums  ausgesezt  bleiben,  alsdenn  aber  ander- 
weit berichtet  werden«.« 

Hiemach  Cabinets-Ordre  an  Reck,  Paretz  1804  September  10. 

B.  7.  B.  16.  C.    Anafertignng. 

Ebenfalls  am  31.  August  1804  berichten  Reck,  Schroetter  und  Massow 
»fiber  den  Statum  activum  und  passivum  des  verstorbenen  Fürstbischofs 
von  Ermland«,  wonach  die  Aktiv-Masse  28243  Rthlr.,  die  Passiv-Masse 
aber  70303  Rthlr.  beträgt. 

]ffierauf  bestimmt  die  Gabinets- Ordre,  ebenfalls  Paretz  10.  September 
1B04,  dass  behufs  vollständiger  Schulden-Tilgung  das  Bisthum  unter  der 
bpitalarischen  Administration  gegen  Ys  der  Eompetenz-Einkflnfte  vakant 
bleiben  solle. 

a.  a.  0.  Aasferügnng. 
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Be^i         752.  Das  Ober-Kriegs-Kollegium  an  das  Siidpreiissiscbe  DeparteiMiiL 

®^  '      Berlin  1804  September  7. 


Oeii.-Direktoriiiin  Südpreiua«n.  LTTTT.  237.    Ansfertigimg,  gw.  t.  Diethordt;  ▼.  Gidsi 

Auf  Orund  einer  aUgememen  Cabinets-Ordre  müsse  die  Vereinigung  der  MHüair' 
und  Bürgerschulen  <meh  in  Südpreussen  (Fraustadt)  durchgeführt  werdend] 

.  .  .  »Da  aus  einer  unterm  9.  Febr.  1797  an  das  unters^cfanete  De- 
partement ergangenen  und  unterm  14.  ejusd.  dem  Herrn  Etats-Minifiter  Gr. 
V.  Hoym  als  damaligen  Chef  eines  Hochlöbl.  Sfldpreuss.  Departements  ab- 
schriftlich mitgetheilten  Cabinets- Order  die  Allerhöchste  Willensmeynoog, 
dass  in  den  kleinen  Gamisonstädten  der  neuen  Acquisitionen  die  Bttiger- 
mit  den  Militär- Schulen  vereinigt  werden  sollen,  bestimmt  hervorgeht,  so 
können  wir  uns  nicht  Überzeugen,  dass  die  Einwilligung  der  Gemeine  dazn 
erforderlich  sey. 

In  Neuostpreussen  wenigstens  ist  auf  dem  Grunde  der  gedachten  . . . 
Order  die  Vereinigung  der  Bürger-  und  Militär-Schulen  in  den  Garnison- 
Städten  überall  ohne  weiteres  bewirkt  worden,  und  da  die  Provinzen  Bfi.^ 
und  Neu-Ostpreussen  nicht  nur  einem  und  demselben  Staate  angehören, 
sondern  auch  völlig  in  der  nähmlichen  Cathegorie  stehen,  so  scheint  es  uns 
angemessen,  dass  in  Ansehung  ihrer  hierunter  gleichmässig  verfahren  werde. 

Wir  zweifeln  dahero  nicht,  dass  Ein  Hochlöbl.  Südpreussisches  Pro- 
vinzial-Departement  die  Vereinigung  der  Bürger-  und  Militär-Schalen  in  den 
kleinen  Garnison -Städten,  eben  so  wie  es  in  Neu-Ostpreussen  bereits  ge- 
schehen ist,  auch  in  Südpreussen  zu  bewirken  die  Güte  haben  werde,  c 


Sept.  10  Cabinets-Ordres  an  Reck  und  an  Reck,  Schroetter,  Massow  s.  unter 

dem  31.  August  1804,  No.  761. 


Sept.  12         753.  immediat-Bericht  des  Staats-Ministers  Graf  Hoym.   Breslau  1804 

September  12. 

a.  89.  32.  E.    AoBfBitigiing.    Conoept,  korrigirt  von  Hotid,  in  den  bei  No.  678  genuntw 
Akten  in  Breslau. 

>  Wegen  der  sehlesisehen  Kloster^Oüthert^  xu  deren  Äufliebung  vorläufig  >gar  nichts* 

geschehen  soüe.^ 

»Als  E.  M.  den  nähern  Plan  wegen  künftiger  Einziehung  der  ELloster- 
Gttter  .  .  .  überreichte,  hatte  Schlesien  auch  schon  teilsweise  durch  die 
Wasserbeschädigungen  sehr  gelitten;  es  schien  aber  dennoch  durch  schleunige 
Beschlagnehmung  sämmtlicher  Eloster-Revenues  AUerhöchstdero  Gassen  bald 
prospicirt  zu  werden. 

Seit  dieser,  obwohl  kurzen  Zeit  hat  sich  die  Lage  dieser  Sache  sehr 
verändert,  und  ich  halte  mich  verpflichtet,  selbige  vor  Einziehung  der  Güter 
E.  M.  ...  anzuzeigen. 


1)  Cfr.  No.  760  und  767.  2)  Cfr.  No.  746. 
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Die  Naehrichteii  von  dem  schlechten  Ansdrasoh  der  diesjährigen  Emdte  q^^^o 
sind  so  traurig   und  selbiger  nach  deren  Vollendung  so  geringe,   dass  der 
Nothstand  in  hiesiger  Provinz  allgemein  und  gross  werden  kann. 

Wenigstens  160000  Untertanen  befinden  sich  in  den  einzuziehenden 
Kloster-Gfitem,  und  ihre  Unterstützung  wird  nicht  nur  nothwendig,  sondern 
auch  bei  thener  zu  erkaufendem  Brodt-  und  Saat-Getreide  äusserst  be- 
trächtlich werden.  Denn  auf  vorzufindende  Bestände  bei  Einleitung  der 
Cammer- Administration  ist  nicht  zu  rechnen,  da  der  Plan  wegen  Einziehung 
der  Geistliehen  Güther  seit  der  Revue  sehr  transpirirt  ist  und  bei  aller 
Yi^lance  dennoch  viel  bei  Seite  geschaft  werden  wird;  bleiben  aber  die 
Klöster  noch  auf  einige  Zeit,  sei  es  auch  nur  bis  zur  künftigen  Emdte  im 
Besitz  ihrer  jetzigen  eignen  Administration  der  Güter,  so  wird  das  bisherige 
Band  zwischen  Herrschaft  und  Untertanen  daselbst  nicht  plötzlich  aufgelöset, 
die  Klöster  kOnnen  als  Grundherrschaften  zur  Unterstützung  ihrer  Unter- 
tanen strenge  angehalten  werden,  und  es  bleiben  sodann  E.  M.  Cassen  von 
allen  solchen  Ausgaben  befreyt,  die  eine  neue  Administration,  welche  die 
Terhältnisse  der  Güter  und  ihrer  einzelnen  Untertanen  erst  kennen  lernen 
mnss,  zu  einer  Zeit,  wo  allgemeine  Noth  und  grosse  Theurung  zu  befürchten, 
▼ider  ihr  Verschulden  beträchtlich  herbei  führt.  Dabei  kann  aber  dennoch 
dem  Hauptzweck  vorgearbeitet  werden.  Der  Zustand  eines  jeden  geistlichen 
Gnts,  so  wie  der  Vermögens-Zustand  jeden  einzelnen  Stifts  und  Klosters  kann 
vorläufig  untersucht,  und  es  kann  dadurch  sogar  künftig  ein  weit  zuver- 
lässigeres Resultat  gezogen  werden,  wie  hoch  der  Gewinn  des  Staats  bei 
Cebemahme  der  ganzen  ELloster-Administration  ausfallen  dürfte,  sobald  der 
Hausbedarf  eines  jeden  ELlosters  ausgemittelt  und  der  Activ-  und  Passiv- 
Znstand  überhaupt  aufs  genaueste  eruirt  ist;  dadurch  erhält  man  vorläufig 
eine  richtige  Uebersicht  des  Vermögens-Zustandes  zur  künftigen  Direction, 
imd  wenn  Sie  auch  die  Administration  desselben  vor  der  Hand  behalten, 
kann  durch  die  aufgenommenen  Inventaria  jeder  Verschwendung  oder  Ver- 
minderung des  Kloster- Vermögens  vorgebeugt  und  überhaupt  durch  genaue 
Anfrieht  über  ihre  Wirtschaft  der  Erhöhung  der  Geistlichen  Revenues 
prospieirt  werden.  Dazu  wflrde  die  Einteilung  ihrer  Güter  in  besondere 
Inspectionen  nothwendig  seyn,  und  wenn  E.  M.  eine  vorläufige  Aufnahme 
des  Kloster- Vermögens  in  dieser  Art  zu  genehmigen  geruhen,  so  können 
biemach  vorläufige  Instructionen  entworfen  werden. 

Bei  den  commissarischen  Einleitungen  zu  Aufnahme  des  ganzen  Status 
activi  et  passivi  wird  den  Klöstern  zugleich  die  Erlegung  einer  jährlichen 
Biunme  von  10000  Rthlr.  halb  zum  Besten  des  Bunzlauschen  Waisenhauses 
ud  halb  zu  Bestreitung  der  Administrations-Kosten  ^)  zur  Pflicht  gemacht 
worden,  und  hierzu  würden  sie  sich  in  Hofnung,  dass  ihnen  die  eigne 
Admmistration  der  Güter  belassen  werde,  gern  verstehen,  c  .  .  . 


1)  Coneept  zutreffend:  »Oommissions-Kosten«. 
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1804  In  der  Cabinets-Ordre,  Potsdam  1804  September  24,  erkürt  der 

König,  Hoym'a  Antrag  »kommt  Meinen  Absichten  entgegen.«  ...  Bei  dem 
gänzlichen  Missrathen  der  Emdte  »will  Ich  flberhaupt  die  ganze  Bache  ftr 
jetzt  bis  znm  Eintritt  eines  gflnstigeren  Zeitpunkts  auf  sieh  beruhen,  also 
auch  nicht  einmal  vorläufig  den  Yermögens-Zustand  der  Klöster  aufiiehmen 
und  untersuchen,  mithin  gar  nichts  Tomehmen  lassen,  was  der  .  .  .  Tnui* 
spiration  des  Plans  zur  Bestätigung  dienen  könnte,  vielmehr  Euch  anftngen, 
die  Klöster  auf  deren  .  .  .  Immediat-Eingabe  ^)  so  zu  bescheiden,  das«  die 
Gemüther  beruhigt,  Mir  aber  die  Hände  für  die  Zukunft  nicht  gebunden 
werden.« 

B.  89.  MinüUn  des  Cabinet«.  118.  Ansforiigiug  in  den  bei  No.  678  gesaimteB  Akten  in  Bndn. 


Sept.  12        754.  Immediat-Vorsiellung  des  BischBflichen  General-Vikariat-Affitei 

zu  Breslau.    Breslau  1804  September  12. 

B.  8d.  30.  G.    AuBfeitigiing,  gez.  E.  t.  Sckimonsky;  t.  Hoohberg;  Lindner. 

Gegen  die  Ueberkuwng  der  kaiholisehen  Kirche  »u  Oieamamudorf  an  die  dortige 

protestantische  Oemeindeß) 

»Die  protestantische  Gemeine  zu  Giesmannsdorff  Loewenbergschen 
Greisses  hat  unter  den  21.  Septembris  vorigen  Jahres  bei  E.  K.  M.  um 
Überlassung  der  dortigen  katholischen  Eorche  und  ihres  Vermögens  un- 
mittelbar eine  Bittschrift  eingereicht  und  wir  sind  von  Allerhöchst  Dero- 
selben  hiesigen  Ober-Amts-Regierung  unter  den  1.  May  dieses  Jahrs  an- 
gewiesen worden,  wegen  Abtrettung  dieser  Eorche  und  ihres  VermögenB 
die  erforderliche  Anstalten  zu  treffen.  Da  aber  katholische  Kirchen  d^ 
Eigenthum  der  katholischen  Diözesan- Gemeinde  sind,  und  wir  Termös« 
unsers  Amtes  verpflichtet  sind,  diese  Gerechtsammen  wahrzunehmen,  so  haben 
wir  die  .  .  .  Gegenvorstellung  unter  dem  11.  July  d.  J.^)  eingereicht,  sind 
aber  nach  der  Resolution  vom  28.  Julii  d.  J.*)  dahin  beschieden  worden: 
dass  es  bei  der  dieserhalb  erfolgten  Immediat-Bestimmung  sein  un- 
abänderliches Bewenden  behalten  muss. 
Geruhen  E.  K.  M.  .  .  .  zu  verzeihen,  wenn  wir  unser  Amts-Pflicht  genüte» 
uns  unterfangen,  zu  AUerhöchstderoselben  Gerechtigkeits- Liebe  unser  . .  • 
Zuflucht  zu  nehmen  und  gegenwärtige  Vorstellung  aus  nachstehenden  Gründen 
...  zu  Füssen  zu  legen. 

Die  gedachte  evangelische  Gemeine  zu  Giesmannsdorf  hat  im  Orte  ein 
grosses  massives,  mit  Flachwerck  eingedecktes  Bethauss,  welches  in  gnten 
Stande  und  dabei  ein  Geistlicher  ihrer  Religion  angestellt  ist:  dagegen  ist 
die  dortige  katholische  Kirche  viel  kleiner,  in  geringem  Baustand  und  nur 
mit  Schindeln  eingedeckt. 

Aus  diesen  lässt  sich  vermuthen,   dass  der  gedachten  Gemeinde  nicht 


1)  Vom  1.  September  1804;  von  Hoym  hiemach  beantwortet  am  31.  Oktober 
1804.  2)  Cfr.  No.  768.  3)  No.  731.  4)  No.  741. 
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soyjel  an  der  Kiiclie  als  an  dem  Vermögen  derselben,  welches  gegenwärtig  q^?^n 
in   1128  Bthlr.  12  sgr.  1  Pfg.   besteht,  nnd  an  den  pfarrlichen  Aeckem 
gelegen  ist. 

Indessen  originiret  sich  das  Vermögen  dieser  Kirche  einzig  nnd  allein 
von  den  Katholicken,  welche  jeden  dritten  Sonntag  sich  dort  ans  den  be- 
nachbarten Dörfern  znr  öffentlichen  Gottes- Verehrung  hent  noch  versammeln, 
und  die  pfarriichen  Aeker  sind  nur  snm  Unterhalte  eines  katholischen  Geist- 
liehen gestiftet  worden. 

Sej  es  auch,  dass  der  gegenwftrüge  Pfarrer  zu  Seiffersdorf,  von  dem 
die  qnilstionirte  Kirche  zn  gleich  deservirt  wird,  ad  dies  vitae  die  Einkünfte 
Ton  der  Parochie  Giesmannsdorf  beibehält,  so  kann  doch  sein  Nachfolger 
in  Seiffersdorff  nicht  leicht  bestehen,  wenn  ihm  diese  Einkünfte  sollten  ent- 
zogen werden. 

Gegenwärtig  exisliren  noch  im  Orte  Sechs  katholische  Commnnicanten 
im  Besitze  dieser  Kirche,  daher  kann  dieselbe  und  die  Parochie  nicht  ein- 
mahl nach  diesem  Betracht  als  ein  hermloses  und  verlassenes  Gut  ange- 
sehen werden. 

In  dieser  Rücksicht  bitten  wir  E.  K.  M.  ... 

diese  Kirche  und  Parochie  mit  ihrem  Vermögen  und  appertinentüs 
noch  femer  der  schlesischen  katholischen  Gemeinde  als  ihr  Eigen- 
thum  und  dem  zeitigen  Pfarrer  die  Verwaltung  derselben  allergnädigst 
zu  belassen,  hingegen  die  evangelische  Gemeinde  mit  ihrem  Gesuche 
um  somehr  abweisen  zu  lassen,  als  sie  dieser  Kirche  zu  ihrem  Gottes- 
Dienste  nicht  bedarf,  da  sie  ein  eigenes  massives  Bethauss  besizt, 
welches  geräumiger  und  im  bessem  Stande  als  die  katholische 
Kirche  ist. 

Im  Fall  £.  K.  M.  die  Abtrettung  dieser  Kirche  an  die  protestantische  Ge- 
meinde unerbittlioh  beschlossen  und  definitive  verfügt  haben,  so  müssen  wir 
0118  gehorsamst  fügen  und  nur  noch  .  .  .  subnuttiren: 

ob  E.  K  M.  das  Vermögen  derselben  einer  oder  der  andern  derer 
so  vielen  baufiUligen  Kirchen  und  Schulgebäude,  besonders  bei  den 
Curatien,  worüber  E.  K.  M.  das  Allerhöchste  Patronat  ausüben,  .  .  . 
vorbehalten  geruhen  wollten. 

Allerhöchst  Deroselben  hiesige  Krieges-  und  Domainen-Gammer  sowohl  als 
^nr  sind  nicht  im  Stande,  einen  fond  zu  ihrer  Instandsetzung  auszumitteln. 
'ttr  diesen  Fall  bitten  wir  .  .  .  die  .  .  .  Verfflgung  ergehen  zu  lassen,  damit 
lött  das  Vermögen  dieser  Kirche  verabfolget  würde,  sowie  dass  die  Wied- 
math  in  Oiesmanndorf  dem  zeitigen  Pfarrern  zum  Genuss  überlassen  bleibe. 
Wir  leben  in  der  demüthigsten  Hofnung  der  .  .  .  Erhörung  unser  .  .  . 
Bitte  und  ersterben  in  unverbrüchlichster  Treue.«  .  .  . 
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Se^i^i3        ^^^    Sbuits-Minister  Frhr.  v.  Hardenberg  an  den  Geheimen  Cabineb- 

Rath  Bejfflie.    Berlin  1804  September  13. 

B.  89.  58.  K.    AnsfBitigiuig. 

Die  vom  Fürstbisckofe  von  Hüdeshekn  und  Paderborn  praetendirte  Aecüefreikeü 

ist  rechtlich  nicht  xtUäasigA) 

...  »Ich  halte  dafür,  dass  [die  Accisefreiheit]  nach  atrengem  BecU 
dem  Fürstbischof  nicht  gebühre.  In  dem  Reicha-DepntationB-Recess  ist  §  48 
bloss  bestimmt,  dass  den  abtretenden  Regenten  ihre  persönliche  Würde  imd 
Rang  mit  dem  Fortgennss  ihrer  'persönlichen  Unmittelbarkeit^  veibleibei 
solle.  Nach  dem  ganzen  Sinn  und  Zusammenhang  des  Recesses  hat  unter 
diesem  Ausdruck  hauptsächlich  nur  ihr  Gerichtsstand  gemeint  seyn  sollen, 
welcher  ihnen  nicht  vor  den  Territorial-Justizhöfen  der  neuen  Landesherren, 
sondern  nach  wie  vor  unmittelbar  vor  Kaiser  und  Reich  oder  den  Reichs- 
gerichten angewiesen  worden.  Dieses  ergiebt  sich  schon  daraus,  dass  in 
gedachtem  §  48  blos  von  ihrer  'persönlichen  Würde*  und  dem  davon  ab- 
hängenden 'Rang'  und  von  der  hiemit  also  in  Verbindung  gesetzten  'per- 
sönlichen Unmittelbarkeit',  und  gleich  darauf  in  dem  §  49  noch  weiter  von 
der  'Gerichtsbarkeit',  nämlich  nur  von  der  über  ihre  Dienerschaft, 
gehandelt  wird.  Hingegen  von  ihren  pecuniairen  Utilitäten  ist  erst  weiter- 
hin in  den  §§  50  und  51  besonders  die  Rede.  Hätte  ihnen  eine  unbedingte 
Abgabenfreiheit  mit  zugedacht  werden  sollen,  so  würde  solches  in  diesen  §§, 
wo  nicht  blos  Pensionen,  sondern  selbst  freye  Wohnung,  Meublement, 
Tafel-Service  und  Sommer-Aufenthalt  für  sie  sehr  gemessen  bestimmt  wird, 
nicht  unausgedrückt  geblieben  seyn. 

Ohnerachtet  solcher  recessmässigen  Beschräncktheit  des  Begrifs  der  pe^ 
sönlichen  Unmittelbarkeit  glaube  ich  zwar  dennoch  nach  der  Natur  der  toi^ 
liegenden  Verhältnisse  zu  dieser  Unmittelbarkeit  allenfalls  noch  hinrechnen 
zu  können,  dass  die  abgeti'etenen  Regenten  von  den  neuen  Landesherren 
in  der  Regel  mit  den  sogenannten  directen  Steuern  verschonet  werden, 
weil  diese,  da  sie  bestimmt  gefordert  werden,  eine  Unterwürfigkeit  voraus- 
setzen. Das  nämliche  kann  aber  von  den  indirecten  Steuern,  besonders 
der  Accise,  unmöglich  auch  gelten,  weil  diese,  da  ihre  Entrichtung  überall 
nur  Folge  einer  freywilligen  Consumtion  ist  und  jeden  trift,  der  innerhalb 
des  Staats-Gebiets  Consumtion  macht,  keinesweges  den  Begrif  der  ÜDte^ 
würfigkeit  nothwendig  voraussetzen,  und  weil  überdies  eine  Befreyung  von 
ihnen  keine  andere  Qränzen  als  die  der  Willkühr  der  befreyeten  Personen 
haben,  mithin  nur  den  Misbräuchen  die  Thüre  öfnen  würde.  In  keinem 
Fall  kann  der  Bischof  von  Hildesheim  für  sich  eine  mehrere  Abgabenfrei- 
heit verlangen,  als  des  Königs  Maj.  Höchst  Selbst  für  Sich  und  die  Glieder 
des  Königlichen  Hauses  und  für  andere  in  Höchst  Ihren  Staaten  lebende 
vornehme  und  fremde  Personen  festgesetzt  haben.    Sie  alle,  selbst  die  sich 


1)  Cfr.  No.  745. 
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alhier  aufhaltende  reichsunmittelbare  nnd  wircklich  regierende  FttrBten  nnd^^^q 
sogar  die  fremde  Gesandten,  deren  völekerrechtiiche  Exterritorialität  der 
Beiehnnmittelbarkeit  solcher  Fürsten  in  fremdem  Gebiet  wenigstens  ganz 
gleichkommt,  entrichten  (nur  bey  den  Gesandten  die  erste  Entr6e  aosge- 
oommen)  die  Acdse  von  den  dazu  geeigneten  Gegenständen,  die  sie  kommen 
kssen. 

Aach  kann  der  Bischof  davon,  dass  er  vorhin  keine  Accise- Abgaben 
bezahlt  hat,  auf  die  jetzigen  Verhältnisse  keine  Folgerang  ziehen,  weil 
jenes,  wie  E.  Hoehw.  gefUligst  bemercken,  ein  annexom  der  Landesherrlich- 
keit war,  wofür,  so  wie  fEir  die  in  dieser  Eigenschaft  gehabte  Revenuen,  er 
durch  eine  reichliche  Pension  entschädigt  ist. 

Bolte  nicht  überdies  in  Betracht  kommen,  dass  er  nicht  blos  als  ein 
nnmittelbarer  Beichsftirst,  sondern  auch  als  ein  nunmehr  wircklich  land- 
Bässiger  Bischof  in  den  hiesigen  Staaten  lebt? 

Bey  dem  aUen  würden  blos  Bficksichten  der  Milde  und  des  Wohl- 
wollens gegen  den  Fflrstbischof  und  seine  Dienerschaft  des  Königs  Maj. 
bewegen  können,  fflr  deren  Personen  eine  nach  irgend  einem  proportionir- 
licken  Maasstab  anzunehmende  fixirte  Geld-Restitution  aus  der  Accise-Casse 
sn  bewilligen.«  .  .  . 

Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme:  Sept.l9 

»Es  ist  p.  V.  Struensee  und  p.  v.  Angern  ^)  zur  Resolution  zu  ertheilen, 
dssB,  da  der  Reichs-Deputalions-Recess  den  abtretenden  Geistlichen  Fürsten 
die  Freyheit  von  den  Abgaben  des  Landes,  worin  sie  wohnen  bleiben,  nicht 
ausgemacht  habe,  dem  Fürstbischöfe  zu  Hildesheim  und  Paderborn  die  Accise- 
Freyheit  für  sich  und  seinen  Hofstaat  um  so  weniger  zugestanden  werden 
könne,  als  8.  M.  selbst  und  die  Prinzen  ihres  Hauses  die  Accise  von  aUen 
Waaren  aas  der  Fremde  entrichten  und  kein  anderer  in  Ihren  Staaten  sich 
aufhaltender  Reichsfürst  die  Accise-Freyheit  geniesse.« 

Hiemach  Cabinets-Ordre  an  Struensee  und  Angern,  Potsdam  1804 
September  19. 

E.  8D.    Miaaten  des  OaUnets.    

756.  Staats-Minister  v.  Voss  an  den  Biscliof  von  Posen,  Graf  Raczynski.  Sept.  24 

Magdeburg  1804  September  24. 

6e]i.-Direkioriiun  Sftdprenssen.  LXXII.  1093.    Concept,  gez.  Yoee. 

^  Konveniualen  des  aufgehobenen  BefomuUen-Klosters  %u  Posen  soll  die  EJoster- 

Kvrche  belassen  werden.^) 

»Es  gereicht  mir  zu  einem  unschätzbaren  Vergnflgen,  Euer  p.  auf  Dero 
g^hrtestes  Schreiben  vom  17.  v.  M.  hierdurch  . . .  benachrichtigen  zu  können, 
^  in  Rücksicht  auf  Dero  f^^Q  Verwendung  und  auf  das  gute  Benehmen 

1)  Auf  deren  Bericht  vom  16.  August  1804,  No.  745.  2)  Cfr.  No.  722. 
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S^^^  der  Conventaalen   des  Reform&ten- Klosters  in  Posen  bei  B&nmnng  Omi 
Klosters  dem  Orden  die  Kloster-Kirche  zum  Gebranch  belassen  wird. 

Ich  werde  mich  sehr  freuen,  wenn  Euer  p.  hierin  einen  Beweis  rvn 
meiner  Bereitwilligkeit,  Dero  WUnschen  entgegen  zu  kommen,  finden.«  . . . 

In  einem  Schreiben  an  Thulemeier,  d.  d.  Berlin  1805  Deeember  8,  sagt 
Voss,  dass  das  Schullehrerseminar  »Zöglinge  ohne  Unterschied  der  Kon- 
fession« auMmmt. 

a.  a.  0.  

Sept  24  Cabinets-Ordre  an  Hoym  s.  unter  dem  12.  September  1804,  No.753. 


Sept.  26        757.  Das  SOdpreussische  Departement  an  das  Ober-Kriegs-KellesiSAi 

Berlin  1804  September  25. 

OeiL-Direktorium  Sfidpreosaen.  LXHL  237.    Oonoepft^  gas.  Klawii. 

Fraustadt  gehöre  nicht  xu  den  kleinen  Oamiaonatädten,  für  wekhe  die  Cabrndn- 
Ordre  aüein  die  Vereinigung  der  MiHtär-  ynd  Bürger-Sehulen  earsekreibe.  Ikxk 
solle  eine  Einwirkung  auf  die  katholische  Gemeinde  in  Fraustadi  xu  diesem  Zweei» 

versucht  toerden.^) 

»Die  .  .  .  Cabinets-Ordre  vom  9.  Februar  1797  befielt  nicht  unbedingt 
die  Kombination  der  Bürger-  und  Militair-Schulen  in  den  kleinen  Ganuflon- 
Städten  der  nen  acquirirten  ehemals  polnischen  Provinzen,  sondern  empfidt 
sie  nur,  wie  mehrere  wegen  des  südpr.  Schulwesens  an  mich  eigaogene 
Königliche  Oabinets-Ordres.  Schon  in  dieser  Hinsicht  kann  die  katholische 
Gemeine  in  Fraustadt  zu  einer  solchen  Schul-Kombination  nicht  gezwungei 
werden.  Hierzu  kömmt  noch,  dass  Fraustadt  keinesweges  zu  den  kleinen 
Garnison-Städten,  wovon  die  erwähnte  .  .  .  Kabinets- Ordre  aosschlieBSlich 
spricht,  gehört,  und  Zwang  beim  Schulwesen  selbiges  nur  gehässig  mAcht, 
also  schadet 

Dass  in  aUen  neuostpreussischen  Garnison-Städten  Militair-  und  Bfliger- 
Schulen  verbunden  sind,  hat  wahrscheinlich  bloss  darin  seinen  Grund,  ds« 
nur  kleine,  und  nicht,  wie  in  Sfldpreussen,  auch  mittlere  und  grosse  Stftdfte 
existiren.  Wie  gern  aber  auch  in  Südpreussen  dergleichen  Sehul-Kombi- 
nationen,  sobald  es  die  Umstände  nur  irgend  gestatten,  befördert  werden, 
davon  finden  sich  Beweise  in  kleinen,  ja  selbst  in  bedeutenden  Oarniflon- 
Städten  daselbst. 

Vielleicht  ist  jedoch  die  katholische  Gemeine  in  Fraustadt  noch  zu  be- 
wegen, ihre  Schule  mit  der  Garnison- Schule  zu  vereinigen  und  hierin  in 
den  Fonds,  dem  Local,  den  Lehrern  und  der  fibrigen  Beschaffenheit  der 
Garnison-Schule  ein  Grund  auch  zu  finden.  Ein  p.  p.  ersuche  ich  daber 
.  .  . ,  mich  hiervon  sowie  von  der  Anzahl  der  Gamison-Schul-Kinder  . .  •  <^ 
benachrichtigen,  um  das  Weitere  hiemach  an  die  Posensche  Kanmier  ve^ 
fügen  zu  können.«  

1)  Cfr.  No.  752  und  802. 
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758.  Cabinets-Ordre  »an  das  BischSf liehe  Vicariat-Amt  zu  Breslau.«   ^^^ 

Potsdam  1804  Oktober  6. 

S.  89.    lünftten  des  Cabiaets.  118. 

Die  iaikoltsehe  Kirehe  xu  CHegmannsdarf  kann  der  kathoUaehen  Qememde  dort  nickt 

bdassen  werden, 

>S.  K.  M.  lassen  dem  p.  Bischöflichen  Vicariat-Amt  ssn  Breslau  anf 
dessen  Yorstellimg  vom  12.  d.  v.  M.^)  nnd  Antrag,  die  Katholische  Kirche 
ra  Giesmannsdorff  im  Löwenbergischen  Kreise  femer  der  Schlesisch-Katholi- 
sehen  Gemeinde  zu  belassen,   znr  Besolation  ertheilen,  dass  dieses  Gesnch 
nidit  statt  findet,  weil  es  eine  ganz  irrige  Yorstellnng  ist,  dass  sämtliche 
KathoMsehe  Glanbena-Qenossen  in  Schlesien  eine  Kirchen-Gemeinde  bilden, 
10  dass,  wenn  an  einem  Orte,  der  vorhin  katholisch  gewesen,  keine  Katho- 
liken mehr  sich  befinden,  das  Eigenthnm  der  vormals  katholischen  Gemeinde 
dieses  Orts   ein  Eigenthnm   der  ganzen   Gemeinde  der  Provinz  verbleibe. 
Jede  Dorf-  und  Stadt-Gommune  bildet  vielmehr  eine  Gemeinde  fdr  sich  und 
erhilt  in  Ansehung  der  Beligion  ihre  Bestimmung  durch   das  Bekenntniss 
ihrer  Ifitglieder,  so  dass  das  Kirchen-Eigenthum  der  besondem  Stadt-  und 
Dorf-Gemeinde  verbleibet,  wenn  auch  die  Mitglieder  derselben  in  Rttksicht 
des  Glaubensbekenntnisses  sich  verändern.    Dies  ist  der  Fall  mit  der  Kirche 
imd  deren  Vermögen  zu  Giesmannsdorff,  wo  jezt  in  der  aus  1900  Seelen 
bestehenden  Gemeinde,  bis  auf  ein  einziges  der  Katholischen  Religion  zu- 
gethanes  liütglied,   alle  übrigen  Angsburgische  Gonfessions-Verwandte  sind, 
deren  Eigenthum  an  der  vormals  Katholischen  Kirche  und  ihr  Vermögen 
sieht  bestritten  werden  kann,  und  das  General- Vicariat-Amt  ist  durch  das 
Eeseript  vom  28.  July  d.  J.^}   ausfahrlich  und  gründlich  belehrt,   dass  der 
friedensschlussmässige  Status  quo  der  Katholischen  Religion  keinen  Gewissens- 
zwang begründen,   mithin  auf  einen  solchen  Ort  nicht  angewendet  werden 
kann,  wo  keine  Katholische  Gemeinde  mehr  existiret.    Deswegen  kann  auch 
ebenso  wenig  der  eventuelle  Antrag,  das  Vermögen  dieser  Earche  einer  oder  der 
andern  der  vielen  baufälligen  Kirchen  und  Schulgebäude  besonders  bei  den 
Cniatien,  worüber  das  Patronat-Recht  Sr.  M.  zuständig  ist,   vorzubehalten, 
bewilligt  werden,   dagegen  aber  werden  Allerhöchstdieselben,  wie  sie  auch 
bisher  schon  immer  gethan  haben,  Ihre  Pflichten  als  Patron  in  vorkommen- 
den Fällen,  wo  es  nöthig  ist,  nach  Möglichkeit  erfüllen.« 


Rescript  an  das  Ober-Konsistorium  zu  Breslau  s.  unter  dem  21.  No-  Okt.  12 
▼ember  1803,  No.  658. 


1)  No.  764.  2)  No.  741. 
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(m\ß        ^^^'   Rescript  des  Sfidpreussischen  Departements  »an  die  3  Sld- 
preussischen  Kammern.«     Berlin  1804  Oktober  16. 

GmL-Direktoriam  Sfidprenssen  T.ixm    16.  (Q«]ienl-Yerordiiiuig«n).    Aba^irift,  gei.  Dcwb. 

Die  Bestätigung  der  QeisÜiehen  Oberen  soü  von  den  Kammern  m  Antrag  gebraek 

toerden. 

»Wir  finden  festzusetzen  nOthig,  dass  bei  eintretenden  Wahlen  von 
neuen  Geistlichen,  Ordens-  und  Kloster-Obern  in  Sttdpreussen  die  Kammer, 
in  deren  Departement  das  Ordens-Kapitel  abgehalten  wird,  die  Genehmi- 
gung der  Erstem  fOr  ganz  Sttdpreussen  und  der  letztem,  in  so  wdt  sie  ihr 
Departement  angehn,  in  Antrag  bringe,  zugleich  aber  jedesmal  die  anden 
Kammern  von  der  Wahl  der  dieselben  interessirenden  Kloster- YorgeseMeB 
benachrichtige,  damit  alsdann  jede  Kammer  besonders  die  GenebmigangeD 
dieser  Geistlichen  ELloster-Obem  fttr  ihr  Departement  nachsuche. 

Hiemach  habt  Ihr  Euch  also  in  vorkommenden  FftUen  zu  yerhalten.« 


Okt.  19         760.    Das  Auswärtige  Departement  an  den  Gesandten  Marquis  de 

Lucchesini  in  Paris.     Berlin  1804  Oktober  19. 

B.  XL  Rom.    Coneepty  gMehrieben  von  Baumer,  fes.  and  makrfMli  Ttriuidert  toh  HizdeoWif; 
die  Ansfertigang  wurde  ehiffrirt. 

Qrundsätxe  für  die  vermuMich  in  Paris  stattfindende  Verhandhing  über  das  deutsch 

KonkordatA) 

»Le  Yoyage  que  le  Pape  va  faire  k  Paris  m'engage  k  toos  mettre  an 
fait  de  qnelqnes  points  qni  ont  trait  ä  mes  relations  avec  la  Cour  de  Borne. 
J*ai  appris  assez  anthentiqnement  qne  le  Pape  sera  accompagn6  de  qnet- 
ques  cardinanx,  que  TElecteur  Archi-Chancelier  sera  inyit6  k  se  rendre  i 
Paris,  et  que  Taffaire  du  Goncordat  entre  TEmpire  Gennanique  et  la  Cour 
de  Bome  va  y  6tre  trait^  et  peut-€tre  condue.  üne  affaire  ai  importante 
ne  sauroit  m'6tre  indifferente,  et  je  vais  fixer  les  points  de  Tue  sous  lefr- 
quels  je  la  regarde. 

II  faut  distinguer  entre  les  provinces  de  Ma  Monarchie  qui  appartien- 
nent  au  Corps  Germanique,  et  entre  les  autres  pays  de  TAllemagne  tant 
protestants  que  catholiques.  Quant  ä  ma  Monarchie,  je  ne  permettrai  jamaifl 
qu'un  Concordat  quelconque  entre  le  Corps  Gennanique  et  la  Cour  de  Borne 
me  fasse  la  loi.  Les  relations,  dans  lesquelles  une  partie  des  Provinees 
qui  la  constituent  se  trouvent  avec  l'Empire  germanique,  ne  doivent  s'^tendre 
jusques-lii.  Voili  pourquoi,  lorsqu'il  fut  question,  en  demier  lieu,  d'un  Con- 
cordat ä  traiter  k  Ratisbone  entre  le  Corps  Germanique  et  la  Cour  de  Bome, 
j'ai  ordonn6  au  Comte  de  Gk)erz  de  faire  en  sorte  que  j'eusse  entiöremeDt 
les  mains  libres  ä  cet  ^ard,  et  que  personne  ne  s'ayiaät  de  me  m€ler  dans 
cette  n^gociation  en  tant  qu^elle  embrasseroit  Mes  provinees  en  liaison  arec 
l'Empire  d'Allemagne. 


1)  Cfr.  No.  772. 
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Je  n'ai  qn'nn  seul  et  m^me  Systeme  quant  k  la  Religion  et  au  Cnlte  /)i?^o 
de  toos  mes  snjets.  Ce  Systeme  est  celni  de  la  toi^rance  et  de  la  libert^ 
de  coBscienee.  Mes  sajets  catholiques  dang  tonte  T^tendue  de  ma  Monarchie 
joniflsent  de  tooB  les  bienfaits  qni  sont  nne  snite  de  rapplioation  de  ces 
piineipes.  Mon  Ministre  k  la  Conr  de  Rome  lenr  onvre  les  commnnicationB 
B^Bsaires  avec  cette  Conr  dans  les  eas  de  conscience  et  pnrement  spiritnels. 
Je  Domme  ä  tous  les  6v^ch^  des  snjets  qnalifi^s  et  le  Pape  les  mnnit  k 
Ma  S^nisition  des  facnlt^  pnrement  spiritnelles.  J'entretiens  avec  la  Conr 
de  Borne  nne  harmonie  qni  n'a  jamais  6i6  tronbl^e.  Mais  je  venx  ni  d'nn 
Coneordat  particnlier  entre  ma  Monarchie  et  le  Pape,  ni  d'nn  Concordat 
Germanlqne  qni  tendroit  k  me  lier  les  mains  en  Allemagne  et  k  sonmettre 
les  grands  int^r^ts  de  mon  gonvemement,  soit  anx  vnes  subalternes  et  aux 
int^ts  compliqu^  des  petits  Princes,  soit  anx  vnes  ambitieuses  de  la  Cour 
de  Borne  et  de  cenx  qni  ponrroient  avoir  int^r^t  k  la  favoriser. 

Tel  est  le  coup  d'oeil  g6n^al  qne  je  vons  mets  k  m^me  de  jetter  snr 
eette  affaire,  et  qni  servira  k  yous  donner  des  notions  justes  snr  mes  intöröts 
et  snr  mes  intentions.  Quant  an  detail,  vons  savez  qu'^  Texception  de 
tr^peu  de  cas  particuliers  qni  ne  regardent  qne  quelques  parcelles  de  la 
8il^e  et  par  cons^qnent  pas  l'Empire  Germanique,  ancun  6vdqne  6tranger 
i'a  de  jnridiction  dans  mes  6tat8.  Le  trait^  de  Westphalie  me  donne  des 
droits  de  jnridiction  ecdäsiastique  d'apr^s  l'ann^  normale  1624,  et  enfin  le 
Bee^  de  la  Deputation  de  TEmpire  §  25  a  \ih6r€  de  la  jnridiction  mtoo- 
politaine  du  ci-devant  Bi^e  de  Mayence  toutes  mes  provinces  et  Posses- 
Bions  territoriales.  L'exemtion  de  tonte  jnridiction  m^tropolitaine  et  dioc6- 
Mine  ^trangäre  est  donc  nn  point  incontestablement  et  g^n^ralement 
fond^  ponr  toutes  mes  provinces  germaniques,  et  auquel  je  ne  permettrai 
januds  qne  les  ^v^ques  voisins  ou  la  Cour  de  Rome  portent  la  moindre 
atteinte.  Vous  observerez  donc  avec  le  plus  grand  sein  les  d^marches  du  Pape, 
des  Cardinanx  et  de  TElectenr  Archi-Chancelier  relatives  au  Concordat  et  k 
toat  ee  qni  le  conceme,  et  ontre  cela  raccueü  plus  ou  moins  favorable  que  le 
Goavemement  Fran^ais  leur  fera,  et  vous  m'en  rendrez  exactement  compte 
dans  des  rapports  s6par6s  de  vos  autres  rapports  politiques.  Quant  k  la  con- 
duite  que  vons  aurez  k  tenir  vous  m^me  k  cet  ^ard,  je  me  bome  k  vons 
avoir  trac6  les  princlpes  auxquels  vous  vons  tiendrez  invariablement,  et  M'en 
remets  avec  confiance  k  Votre  zhle  et  k  Yotre  Sagacit^  pour  leur  application. 

Je  passe  au  second  point  de  vue  qni  est  celui  du  Concordat  entre  la 
OoQr  de  Rome  et  le  reste  du  Corps  Germanique  k  Texception  de  mes  pro- 
pres provinces,  et  je  ne  balance  pas  k  vons  dire  que  je  serais  bien  aise 
d'apprendre  que  le  projet  du  Concordat  6chouät  enti^rement.  Je  ne  saurois 
^ien  augurer  d'une  n^ociation  entam^e  de  cette  mani^re,  et  je  pr^f^rerois 
d^dement  k  tont  Concordat  germanique,  tant  pour  les  Princes  Protestants 
i^  VAUemagne  que  pour  les  Gouvernements  Catholiques,  un  Systeme  de 
tol^rance,  de  libert^  de  conscience  et  de  relations  avec  la  Cour  de  Rome, 

dränier,  PrenaMn  und  di«  kftth.  Kirebo.    IX.  16 
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oi?^q  tel  qne  je  voos  en  ai  donii6  d-dessus  l'esqiiiflse.  Mais  s'il  n'y  a  pas  moyen 
de  faire  ^viter  au  reste  de  TAUemagne  nn  Goneordat  aveo  le  Pi^  an 
moins  faudra-t-il  qne  le  trait^  de  Westphalie,  en  tant  qae  le  dernier 
Rec^  de  Deputation  n'y  a  pas  ddrog^,  et  anrtont  oe  Beo^  m6me  lui  ser- 
vent  de  bases,  qn'il  seit  fond6  de  plus  snr  le  Systeme  susmentionne  et  que 
l'id^e  Balutaire  qne  les  limites  territoriales  soient  en  mtoe  temps  les  finiHes 
dioe^saines,  j  soit  observ^e  et  favoris^e. 

J'attendrai  avee  un  tr^s  grand  int^rdt  vos  rapports  sur  la  maiebe  de 
eette  affaire  importante  qne  Je  recommande  partienli^rement  k  Yos  SoIbb.« 

Diese  Depesche  wird  unter  gleichem  Datom  an  Goertz  nach  Regens- 
burg  nnd  Humboldt  nach  Bom  mitgetheilt. 


Okt.  21         761.  Note  des  Residenten  Frhr.  v.  Humboldt  an  den  Kardinal  S(aal^ 

Selcretair  Consalvi.    Bom  1804  Oktober  21. 

B.  XI.  Bom.    Eigenbladige  Abschrift. 

Äniwort  auf  die  Anzeige  von  der  Eeise  des  Papstes  nach  Paris  xur  Krönung 

Napoleon  L 

»Le  sonsaign^  B^sident  de  8.  M.  le  Boi  de  Pmsse  ayant  re^u  la  note 
que  S.  E.  Msgr.  le  Cardinal  Oonsalvi,  Secr6taire  d'£tat  de  S.  S.,  lui  a  Cut 
l'honnenr  de  lui  addresser,  s'empresse  k  präsenter  k  Son  £minence  ses  ain- 
c^res  remercimens  de  ce  qu'Elle  ait  bien  voulu  lui  donner  connoissanee  da 
d^part  prochain  du  Souverain  Pontife  pour  la  France.  II  ne  manquera  pu 
d'informer  aussitöt  sa  Cour  de  cet  ^y^nement,  et  il  profite  avec  un  plainr 
bien  sensible  de  cette  occasion  pour  r^it^rer  k  S.  E.  Msgr.  le  Cardinal 
l'assurance  de  la  part  vive  et  sinc^re  que  8.  M.  le  Boi,  son  mattre,  prend 
constamment  k  tont  ce  qui  regarde  la  personne  et  les  int^ta  de  Sa  Sim- 
tete.  Le  souBslgn6  en  son  particulier  se  r^jouit  infiniment  de  Toir  qne  les 
relations  satisfaisantes,  dans  lesquelles  il  a  l'honnenr  de  se  trouver  avec 
le  Ministöre  de  8a  Saintet^  par  rapport  aux  affiures  ecol6siastiques  des  C^r 
tholiques  Prussiens,  ne  seront  point  interrompues  par  Tabsenoe  que  le  St 
Pore  YK  faire  de  ses  ^tats,  et  c'est  avec  ces  senlimens  qu'il  supplie  8.  E. 
Msgr.  le  Cardinal  d'agr^r  Texpression  r6it^6e  de  sa  consid^ration  respeo- 
tueuse  et  de  son  d^vouement  sincöre.« 

Okt.  24  In  seinem  Berichte  vom   24.  Oktober  1804,  mit  dem  er  diese  Note 

Übersendet,  sagt  Humboldt:  »Quant  k  ma  r^ponse,  j'ose  me  flatter  que  V.M. 
daignera  approuver  que  je  m'y  suis  tenu  k  des  termes  absolument  g^^ 
raux.  Comme  ce  voyage  du  Pape  est  regard6  ici  comme  un  ^venement  pen 
agr^able,  saus  que  pourtant  on  l'ose  avouer,  et  comme  il  est  motiv^  dans 
la  note  [Consalvi's]  en  partie  par  des  objets  ^trangers  k  un  souverain  Prote- 
stant [wohl  die  Stelle :  'che  i  grandi  interessi  della  Beligione  ne  (dei  viaggioj 
fermeranno  la  parte  principale'  etc.],  cette  pr^caution  m'a  paru  necessaire.« 


Okt26 
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762.  Bericht  des  Reichstage-Geeandten  Graf  Goerfz.  Begensbnrg  1804  ^^^^ 

Oktober  26. 

&  XL  Born.    Avflfertifiiiig. 

Die  vorläufigen  Unierhandlungen  des  Kur-Erxkanxiers  mü  dem  PäpsÜichen  Agenten 
Qraf  Trani  v/egen  eines  aUgememen  deutsehen  Konkordats. 

Berichtet  Aber  Mittheilnngen,  die  ihm  Dalberg  »ala  ein  Merkmal  seinea 
wohlwollenden  Zutrauens  anvertrauet  hai     Nach  solchen  glauben  B.  Chnr- 
ftrstüehe  Onaden  mit  dem   seit  10  Tagen  hier  eingetroffenen  Päpstlichen 
Geschafismann,  Grafen  Troni,  .  .  .  über  einen  Entwurf  eines  künftig  zu  er- 
richtenden Ooncordats  übereingekommen  zu  seyn,  welchen  Sie  Sich  schmei- 
chehi,  dass  er  den  Beifall  der  dabei  interessirten  Catholischen  und  Prote- 
stantischen Landesherm  erhalten  würde,  da  Sie  Sich  angestrengt  bemühet 
hätten,  alle  möglichste  Rücksicht  auf  deren  Interesse  und  die  Ihnen  bekannt 
gewordenen  Wünsche  derselben  zu  nehmen;  und  zum  grössten  Glück  würden 
Sie  66  Sich   rechnen,  wenn  derselbe,   obgleich  Allerhöchst  Dero  teutsche 
Staaten  nach  der  Vorschrift  des  Haupt-Deputations-  und  lezteren  Reichs- 
Schlosses  nicht  darunter  begriffen  seyn  können,  E.  K.  M.  Unterstütsung  bei 
der  künftigen  Beichstäglichen  Unterhandlung  würde  erhalten  können.     Das 
weientliehe  davon,  soviel  ich  es  in  meinem   Gedächtnis   habe  aufnehmen 
können,  bestehet  darinnen  —  dass,  da  die  Catholische  Eorche  von  Deutsch- 
land nach  dem  lezteren  Reichs-Schluss  in  drey  Metropolitan-Sprengel,  nem- 
Meh  die  ELaiserlich  Oesterreichische,  die  Königlich  Preussische,  und  die  des 
übrigen  teutschen  Reichs  getheilt  werde,  und  da  nach  der  gesetzlichen  Be- 
stimmung des    §  25   des  Deputations-Haupt-Schlusses   die  beiden  ersteren, 
die  Königlich  Preussischen,  so  wie  es   vorhin  schon   die  Oesterreiclüschen 
gewesen,  von  der  Metropolitan-Gerichtsbarkeit  des  Chorfdrsten  ansgeschlossen 
seyen,  in  dem  zu  errichtenden  Concordat  auch  nur  von  dem  seiner  Gerichts- 
barkeit allein  unterworfenen  gehandelt  werden  könne.«  .  .  . 

Folgt  die   für  Mittel-Deutschland  beabsichtigte  neue  Diöcesan-Ein- 
theilung  in  10—12  Bisthümer. 


763.  Staats-Minister  Frhr.  v.  Hardenberg  an  den  Staats-Minister  Graf  Okt  29 

Hoym.    Berlin  1804  Oktober  29. 

n.  46.  B.  168.    Goneept,  geMbriaben  ▼ob  Ktsteri  ges.  Huden1»«rg. 

^^^^mrmmg  xu  dem  Berichte  Humboldts  vom  11.  August  1804  ^)  wegen  Erwirkung 
der  PäpsÜiekm  Zustimmung  xur  Aufhebung  der  Sehlesischen  Klöster.^ 

• . .  >Dieser  Bericht  bestätigt  völlig  die  Erwartung  und  Meinung,  welche 
ich  E.  £.  unter  dem  19.  August^)  d.  J.  zu  eröffiien  die  Ehre  gehabt  habe. 
LSsst  sich  darnach  eine  bestimmte  und  unumwundene  Zustimmung  des  Päpst- 
üehen  Hofes  nicht  hoffen,  so  scheinet  es  mir  selbst  rathsamer,  eine  ver- 
^UoBulirte  gar  nicht  einmal  zu  bewürken,  und  also  weder   auf  den  einen. 

1)  No.  744.  2)  Cfr.  No.  777.  3)  No.  747. 
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oic?^Q  noch  auf  den  andern  der  beiden  Auswege  einzugehen,  welche  der  p.  von 
Humboldt  noch  als  die  thunlichsten  vorgeschlagen  hat  Denn  der  P&pstiidie 
Hof  würde  daran  immer  nur,  nach  seinem  System,  solche  Einschritaikmigei 
und  Bedingungen  knüpfen  wollen,  wodurch  der  hiesigen  Regierung  zu  sehr 
die  Hände  gebunden  und  die  aus  der  Klöster-Aufhebung  zu  hoffenden 
Yortheile  wesentlich  aufgewogen  und  vermindert  würden.  Hat  man  aber 
einmal  durch  Einlassung  mit  ihm  gewissermassen  die  Nothwendigkeit  seiner 
Zustimmung  anerkannt,  so  dürfte  es  um  so  schwüriger  sein,  wieder  znrflok- 
zutreten.  Ich  glaube  nach  allem,  dass  man  der  Würde,  den  Prinzipien  and 
dem  Interesse  eines  protestantischen  Souverains  gemftss,  auch  in  Schienen, 
so  wie  es  bereits  vielfältig  in  unsem  übrigen  alten  und  neuen  Provinien 
seither  geschehen  ist  und  ferner  noch  geschiehet,  allein  aus  landesheirlieher 
Machtvollkommenheit  mit  der  Klöster-Aufhebung  verfahren  könne,  und  dass 
es,  um  aller  Beunruhigung  der  Oemüther  unter  den  katholischen  Einwohnern 
daselbst  vorzubeugen,  genügen  werde,  den  p.  von  Humboldt  zur  Abwendung 
aller  etwanigen  ungünstigen  Einwürkungen  des  Römischen  Stuhls  hinreichend 
instruiret  zu  haben  und  noch  nach  Maasgabe  unserer  Yorschritte  und  sonstiger 
umstände  fernerhin  zu  instruiren. 

Ich  sehe  indess  E.  E.  erleuchteter  Meinung  hierüber,  so  wie  Ihrer  ge- 
fälligen Benachrichtigung  von  dem,  was  in  der  Sache  selbst  unterdesa  ge- 
schiehet, dienstlich  entgegen,  und  setze  bis  dahin  eine  weitere  Instroimng 
des  V.  Humboldt  aus.« 

Nov.  2  764.  Schriftwechsel  des  Ausw&rtigen  Departements  mit  dem  Reichs- 
tags-Besandten  Graf  Goertz  zu  Regensburg.    1804  November,  December. 

B.  X.  79. 

Unterredungen  mtt  Dalberg  Über  die  Steihmg  der  deutschen  katholiechen  Kirche  x» 
Rom;  Nothtpendigkeit  des  Konkordats  für  Deutschland  ausser  Preussen  und  Oesler- 
reich.  Zurückweisung  der  Andeutungen  Tront's  wegen  direkter  päpstlicher  Verhandr 
lungen  mit  PreussenA)     Ürtheä  Dalberg^ s  über  den  Papst.     Verhandlungen  Dalberg's 

in  Paris  über  das  Konkordat. 

Goertz.    Regensburg  November  2. 

ChUfrirt«  Anifeiiigimg;  nftch  d«r  Dechiffrirnng. 

.  .  .  >ün  des  points  des  plus  essentiels  que  TElecteur  m'a  encore 
confi^  est  2)  que  d'apr^s  ses  intentions  dor^navant  les  Evgques  avec  tontle 
deig^  catholique  en  AUemagne  seroient  dans  toutes  les  affaires  civiles  et 
criminelles  uniquement  soumis  k  la  Jurisdiction  du  Souverain  territorial,  et 
que  seulement  les  affaires  purement  ecdesiastiques  concemant  les  prineipes 
de  reügion,  du  culte  ou  de  la  discipline  seroient  reserv^es  en  premi^  io' 
stance  ä  TEv^que  provincial  et  en  seconde  k  l'Electeur  comme  l'Arohe- 
vdque  et  Metropolitain;  quant  aux  possessions  germaniques  de  Y.  M.,  nom- 


1)  Cfr.  No.  682  und  918. 

2)  Die  mehrfachen  Schreibfehler  der  DechiflOrirung  sind  verbessert 
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mement  eeiles  eompriBes  dans  §  25  dn  demier  rec^s  de  rEmpire,  .  .  .   ii  J^^^q 
n'en  sera  nollement  qnestion. 

Le  C.  de  Troni  qoi  depois  quelques  jonrs  est  retonrn^  k  Regensbnrg,  ^) 
avoit  bien  gliss^  dans  nne  eonversation  avec  moi  qne  le  Pape  d^sireroit 
tndter  k  eet  egard  tant  avec  V.  M.  qn'avec  la  com  de  Vienne,  mais,  con- 
noissant  d^jä  ant^enrement  les  intentions  de  V.  M.,  je  Ini  ai  repliqn€  avec 
pr^dsion  qne  V.  M.  n'admettra  jamais  d'autres  principes  ni  d'antre  sistäme 
qne  ceox  qnlBlle  avoit  stabil  avec  tant  de  justice  et  de  bienveillance  dans 
ks  antres  provinces  de  tonte  sa  monarchie ;  que  d'aillenrs  la  condnite  qu'nn 
Souverain  ausai  pnissant  qne  V.  M.  avoit  constamment  obserr^  avec  le  8. 
8i^,  m^ritoit  nne  pleine  confiance  et  en  retour  de  sa  part  les  plus  grands 
^gards.  L'Electenr  Archi-Ghancelier  auquel  j'ai  fait  part  de  cette  conver- 
sation,  m'en  a  t^moigne  son  approbation  en  ajontant  qne  Y.  M.,  ayant  stabil 
tin  sist^me  tr^s  sage  dans  ces  anciens  ^tats,  ponvoit  se  passer  de  s'arranger 
ayee  le  Pape  anr  ces  nonvelles  possessions  sans  qu'il  en  r^ulte  aucnn  in- 
eonyenient,  mais  que  ce  n'^toit  pas  le  cas  ponr  le  reste  de  TAllemagne,  oü 
par  suite  des  noureaux  arrangemens  aucnn  dioc^se  n^^toit  fix^  et  ne  pon- 
voit r^tre,  Yu  la  quantit^  des  petits  territoires  d^membr^s  sans  le  coneours 
du  Saint  Si^e;  que  principalement  Torganisalion  de  son  propre  chapitre 
metropolitain  ponr  en  faire  61ire  son  snccessenr,  d^pendoit  nniquement  d'un 
arrangement  pareil,  et  qn'ainsi  ces  deux  circonstances  €galement  importantes 
rendoient  essentiellement  urgent  d'^tablir  le  plütot  possible  un  concordat 
ponr  oette  partie  de  rAIlemagne. 

Au  reste  j'ai  et  lieu  de  m'apperceyoir  k  cette  occasion  que  l'Electenr 
Aiehi-Chancelier  a  eu  trto  mince  opinion  du  Pape;  il  Ta  encore  d^peint 
comme  un  vieillard  Ignorant,  foible  et  plein  dn  superstition,  avec  cela  fort 
tHa,  tenant  snr  tout  aux  principes  de  son  ancien  ^tat  de  moine,  ^coutant 
pr^ferablement  tous  les  fanatiques.«  .  .  . 

Das  Auswärtige  Departement.     Berlin  December  7.  Dec.7 

Concept«  ges.  Hardenberg;  die  Avsfertigimg  wurde  chiffrirt. 

Mittheilung  von  Nachrichten  aus  Paris:  .  .  .  »L'Electenr  Archichan- 
Mlier  sWupoit  [in  Paris]  avec  activit6  du  Concordat  germanique.  Yous 
connoissez  les  principes  sur  lesquels  il  d^sire  de  le  fonder.  II  a  r^pet^  au 
M.  de  Lucchesini  .  .  .  que  ses  stipulations  ne  regarderoient  aucunement  les 
Etata  de  la  Cour  de  Yienne  ni  les  miens;  de  mani^re  qu'il  y  auroit  en 
qnelqne  sorte  trois  eglises  catholiques  en  Allemagne,  scavoir  TEglise  Au- 
triehienne,  Pmssienne  et  celle  des  antres  pays  catholiques,  auxquels  s'^ten- 
^H  Texercioe  des  droits  m^tropolitains  que  TElectenr  r^dame  en  qualit^ 
de  Premier  Archeveque.  .  .  .  Le  Pape  a  fait  pr^venir  ce  Prince  que  pen- 
delt son  s6jour  en  France  il  ponrroit  discuter  et  arr6ter  m6me  le  projet 


1)  Das  D6cbifBr6  hat:  »Ansbach«. 
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Jj^^  de  Concordat,  mais  qu'il  ne  pomroit  ^tre  oonclu  et  sign^  aiOenrs  qn'k  Bar 
tisbonne  mdme.«  .  .  . 

Nov.  7         765.  Das  SOdpreussische  Departement  an  die  SOdpreussiaohe  Kamer 

zu  Posen.    Berlin  1804  November  7. 

G«B.-I>ir«)ctoriaiii  SUdpreoMeii.  LXXO.  072.    OoaMpt,  g«s.  Yo«. 

Zustimmung  für  die  vom  Bisehofe  von  Posen  für  das  Arehidiakonai  vorgeschiagenm 

Kandidaten. 

>Der  BiBchof  zu  Posen,  welcher  nach  Enerem  Berichte  vom  21.  v.  M. 
in  Fällen  der  Vakanz  des  Archidiakonats  bei  dem  Posenschen  Dom-Gapitnl 
diesem  yerfassnngsmftssig  zwei  Candidaten  zur  Wahl  Yorzoschlagen  hat)  ift 
nach  einer  firfiheren  Anzeige  WUlens,  bei  Gelegenheit  der  gegenwftrtjgeB 
Erledigung  besagter  Prftbende  die  Canonioos  y.  Wolicki  nnd  y.  Cndnieinei 
als  Wahlcandidaten  aufzustellen.  Wir  haben  ersteren  bei  früheren  ahDl]che& 
Vakanzen  unberücksichtigt  gelassen,  weil  Uns  seine  Anhftngigkeit  und  sdn 
Eifer  fOr  die  Maasregeln  der  Landes-Regierung  bisher  nicht  ausser  Zweifel 
gewesen  sind.  Da  der  Bischof  Yon  Posen  jedoch  versichert,  dass  es  ihm 
an  diesen  Eigenschaften  nicht  fehle,  und  Wir  voraussetzen,  dass  er  kflnfiig 
den  Erwartungen  des  Gouvernements  mehr  und  mehr  entsprechen  wird,  so 
haben  Wir  beschlossen,  denselben  nebst  dem  v.  Gudniewicz  als  WaU-Caa- 
didaten  zu  gedachtem  Benefiz  anzunehmen  nnd  solches  dem  Bischöfe  zur 
weiteren  Veranlassung  dato  eröfiiet.«  .  .  . 

Auf  Vorschlag  des  Bischofs  wird  Wolicki  durch  Cabinets-Ordre 
d.  d.  Berlin  1805  Januar  31  bestätigt. 

Aufeitigüng  ».  a.  0.  

Nov.  14         766.    Bericht  des  Residenten  Frhr.  v.  Humboldt.    Rom  1804  No- 
vember 14. 

B.  XI.  Born.    Sigenliftttdige  clüifinrte  AoBfertigaiig;  nach  der  Deehiffirirug. 

Einladung  deüa  Oenga's  nach  Paris  durch  den  Kur-Erxkanxler,  von  der  Consaki 

nichts  XU  wissen  behauptet.^)     ürtheü  über  Consalvi. 

.  .  .  »Le  Prälat  della  Genga,  destin^  .  .  .  draller  en  qualit^  de  Nonce 
k  Ratisbonne,  vient  de  recevoir  de  la  part  de  l'£lecteur  Archi-Chancelier 
une  lettre  d'invitation  de  se  rendre,  accompagn^  du  P^re  Zallinger,  ä  Paris 
pour  y  assister  aux  confdrences  qu'il  se  propose  d'y  avoir  avec  les  Cardi- 
naux  qui  forment  la  suite  du  Pape,  sur  le  Concordat  ä  faire  entre  l'Em- 
pire  Germanique  et  la  Cour  de  Rome.  Le  Card.  Beeret.  d'£tat  que  j'ai 
eu  occasion  encore  de  voir  hier,  ne  veut  point  convenir  de  ce  fait,  mais 
j'en  suis  sür.  .  .  .  Cette  invitation  est  sans  doute  une  suite  des  entretiens 
que  r£lecteur  Archi-Ghancelier  a  eus,  comme  nous  Tavons  d€jä  appiis 
plutdt,  avec  TEmpereur  Napoleon  k  Mayence;  car  la  lettre  est  m€me  dat^ 

1)  Cfr.  No.  767. 
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de  eeite  yille.  II  ne  semble  cependaat  pas  que  Mon  8ignor  della  Genga  «t^^^4 
doiye  se  rendre  k  cette  invitation,  pnisque  le  Card.  Beeret.  d'£tat  aasnre 
positivemont  quMl  ira  k  Ratisbonne  d^s  qne  r£leeteiir  Archi-Ghanoelier  j 
B<ffa  retonm^,  et  que,  sans  le  d^part  de  ce  Prince,  il  j  seroit  d€jä  apr^ent. 
Nonobstant  eela,  je  ne  garantirois  pas  que  ce  Prälat  ne  prit  son  chemin 
i  Batisbonne  par  Paris,  ayant  remarqn^  d€jä  plus  d'nne  fois  qne  le  Card« 
fleor.  d'£tat,  malgr6  la  eonfiance  et  m6me  Tamiti^  qn'il  t^moigne  constamment 
i  la  plnpart  des  membres  du  Corps  diplomatique  et  dont  j'ai  en  k  me 
loaer  en  mon  particulier  surtont,  n'use  point  toigonrs  de  la  franchise  et  de 
ia  uncdritä  qo'on  lui  supposeroit  d'apr^  sa  mani^re  de  s'^nonoer.^)  D'un 
antre  cöt^  je  ne  crois  pas  me  tromper  n^antmoins,  en  pr6sumant  que 
Vid6e  de  poaer  les  bases  du  Concordat  Germanique  ou  m§me  de  le  con- 
dure  k  Paria,  vient  plutöt  de  r£lectenr  Arcbi-ChanceHer,  jaloux  de  con- 
awrer  par  Tentremise  de  la  France  vis-k-vis  des  Princes  moins  puissants 
les  droits  anxqnels  il  a  6t^  forc^  de  renoncer  vis-k-vis  de  Y.  M.  et  de 
Vfimpereur,  qne  de  la  Cour  dHci.«  .  .  . 


767.    Bericht  des  Residenten  Frhr.  v.  Humboldt.    Rom  1804  No-  Noy.  17 

Tember  17. 

S.  XI.  Bob.    Eigenh&ndige  eUffririe  Ansfertignng ;  nacli  der  DeohUnrinmg. 

THe  Verhandlungen  in  Parts  über  das  deutsche  Konkordat,^  Napoleon' s  VerhäUniss 
hierzu.  Urfheü  über  die  den  Papst  hegleitenden  Kardinäle  Antoneüi;  Pietro;  CaseUi. 
Die  Pläne  des  Kur-Brxkanxiers  DaXberg.     Oefahr  für  die  Zukunft^   dem  Primas 

Beehie  einaturäumen. 

. .  .  »Je  ne  crois  pas  m'y  ^tre  tromp^,  en  marquant  alors  k  V.  M.^j 
que  l'id^  de  n^gocier  k  Paris  les  affaires  eccl^siastiques  de  l'Allemagne 
n'dtoit  point  Tenne  de  la  Cour  de  Rome.  «  II  est  tr^s  certain  qu'elle  n'a 
eonsenti  en  g^n^ral  qne  malgrö  eile  et  aprte  avoir  r6sist6  aussi  longtems 
que  poBsible  an  Toyage  du  Pape  k  Paris,  et  qu'ensuite  eile  auroit  mieux 
sim^  que  le  8t.  P^re  dans  cette  Tille  eüt  pu  ne  s'occuper  que  de  la  seule 
c^r6monie  du  courronnement.  Je  ne  crois  pas  m^me  qu'elle  consentiroit 
fuüement  k  traiter  formellement  les  affaires  de  TAllemagne  en  France,  eile 
eroiroit  blosser  par  Ik  les  Princes  de  TEmpire  et  surtout  l'Empereur  lui 
m€me,  et  le  Card.  See.  d'£tat  me  Ta  dit  en  propres  termes;  mais  je  ne 
doQte  aueunement  que,  Toyant  les  bonnes  dispositions  de  l'^lecteur  Archi- 
Chaneelier  et  probablement  aussi  celle  de  l'Emperenr  Napoleon,  eile  ne  fasse 
tont  au  monde  pour  tirer  partl  de  cette  heureuse  circonstance.  Je  crois 
mtoe  que,  si  la  lettre  d'iuTitation  de  l'^lecteur  Arclu-Chancelier  ^toit  ar- 

1)  Aehnlich  urtheilte  Humboldt  bereits  in  seinem  Berichte  Tom  28.  Mai  1803: 
*U  Curdiual  ConsalTi  est  certainement  d'un  caractöre  franc  jusqu'  k  un  certain 
point;  mais  il  est  aussi  de  ceux  qui  saTeut  trös  bleu  prendre  le  masque  de 
^tbiflse  pour  n^en  cacher  que  mieux  ce  qu*il  ne  Tculent  point  faire  paroitre.« 

2)  Cfr.  No.  861.  3)  Cfr.  No.  766. 
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"K^^ii  ^^^  ^  Monsignor  della  Genga  avant  le  döpart  du  Pape,  il  auroit  aceoD- 
pagn6  le  Sonverain  Pontife,  pnisqn'il  paroft  que  ce  n'est  que  la  erainte  ds 
faire  trop  d'^clat  qui  emp^he  qn'on  ne  le  laisse  point  partir   k  pr^oii 
C'est  sons  ce  point  de  vne  snrtout  qn'il  fant  le  regarder  eertunement  comme 
nne  nonvelle  prenve  de  la  sagesse  de  Y.  M.  et  de  l'attention  *qii'£ile  daig&e 
porter  constamment  snr  tons  les  intörßts  de  8es  snjets,  qu'EUe  a  mimi  801 
Ministre  k  Paris  de  Ses  instmctions  ^)  snr  cette  affaire ;  car  il  est  en  effet  trte 
fort  k  craindre  qne  r£lectenr  Archi-Chancelier  et  les  cardinaux  qni  aecom- 
pagnent  le  Pape,  ne  oonviennent  d^on  Plan  qn'apr^,  sontenns  par  l'Empe- 
renr  des  Fran^ois,  ils  proposeroient  tont  fait  k  la  diette  de  rEmpiie,  ^ 
les  choses  en  ^tant  nne  fois  lä,  il  sera  infiniment  plns  diffieile   d'y  faire 
faire  changer.     L'Empereor  Napol^n  m^me  seroit  probablement  enti^remoBt 
favorable  aox  vnes  de  la  Conr  de  Rome»  car  quelques  distingnte  qne  pniF 
sent  6tre  les  talens  de  cet  homme  extraordinaire,  il  est  n^anmoins  oertaiiie- 
ment  tont  k  fait  ^tranger  anx  points  de  vne  qni  sont  les  aenls   y^ritables 
dans  cette  affaire;  il  part  tr^s  natnrellement  de  principes  entiörement  diff^- 
rens  et,  apr^s  avoir  vn  le  concordat  qni  s'est  fait  sons  ses  anspices  ayec 
la  R^pnbliqne  Italienne,  les  motifs  de  erainte  de  ce  c6t^  ne  sont  qne  trop 
justifi^s.    Si  qnelqne  chose  etoit  faite  ponr  rassnrer  dans  cette  conjonetoie, 
non  pas  par  rapport  anx  int^r^ts   de  V.  M.  qni  seront  tonjonra   respect^ 
mais  par  rapport  ä  cenx  des  petits  Princes  de  l'Allemagne,   ce  seroit  le 
caract^re  personnel  des  cardinaux  qni  se  trouveront  avec  le  Pape  k  Paiifl 
et  r£lecteur  Archi-Chancelier.     II  n'y  a  parmi  les  premiers  qne  Antonelli, 
de   Pietro  et  Caselli    qui    seront   probablement    charg^    de    cette    affaire; 
Braschi,  de  Bayane  et  Borgia  n'y  joueront  gu^res  un  r6le  principal,  mais 
au  cas  quHls  fussent  consult^s,  qnoiqu'ils  ayent  certainement  des  id^  plm 
liberales  et  plus  ^lair^s  que  les  trois  premiers,  ils  seront  n6anmoins  ten- 
jours  d'accord  avec  eux  sur  tont  ce  qni  est  ou  parott  avantageux  an  St 
Si^e.     Les  trois  premiers  sont  imbus  de  tous  les  pr^jug^s  romains,  et  qni- 
conque  a  des  affaires  un  peu  difBciles  k  traiter  k  Rome  est  sür  de  tronver 
tonjours   snrtout  de  Pietro  et  Antonelli  dans  son  chemin.     Ils  sont  cepen- 
dant  bleu  diff6rens  l'un  de  Fautre.     Le  premier   silencieux,   cach6  et  dar, 
mais  affectant  la  modestie,  la  simplicit6,  la  rösignation  et  la  doncenr,  n'op- 
pose  le  plus  sonvent  k  tout  ce  qu'on  lui  dit  que  la  volonte  du  St  P^- 
Antonelli  au  contraire  plus  fin  et  plus  d61i^,  cause  volontiers,  ^conte,  entre 
en  discussion,  semble  sonvent  youloir  s'^carter  des  principes  trop  rigourenx, 
mais  revient)  apr^s  avoir  ^puis^  tous  les  sophismes  possibles,  tonjours  a^eo 
nne  opiniätret^  ^galement  invincible  k  sa  thöse.     Caselli  enfin  est  Meine 
dans  tonte  la  force  du  terme,  mais  cache  ce  caract^re  sons  des  dehors  fort 
aimables.     Parmi  les  autres  Pr^lats,  il  n'y  en  a  aucun  k  qni  Von  confieroit 
nne  affaire  vraiment  importante.     II   est  impossible  qne  rElecteur  Archi- 
Chancelier  convienne  dans  le  fond  de  son  coeur  avec  des  caract^res  de  eette 


1)  No.  760. 
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natarei  et  fl  n'est  pas  capable  de  diBsimnler,  il  est  m^me  beancoup  trop  >t^^7 

Tif  et  trop  emportö  ponr  eondnire  one  n^ciation  par  Ini-m^me.     II  you- 

droit  tont  terminer  snr  le  champ  et,  quant  anx  Gardinanx,  an  eontriure  la 

seole  idde  de  devoir  se  d^ider  sans  lentenr  k  laqnelle  ils  sont  acoontnm^s, 

raffit  ponr  les  d^onter  d'nn  projet;   d'aUleurs  la  Gonr  de  Borne  n'a  pas 

üne  opinioB  favorable  de  Ini,  ce  n'est  qne  ponr  son  int^r^t  qn'elle  fait  dans 

ee  moment  cause  commnne  avec  Ini,  et  les  principes  d'ici  et  les  siens  doi- 

vent  €tre  tr^s  diffärens,  pnisqne  les  propositions  envoy^  ici  de  Vienne  par 

son  Agent  Colbom  et  le  Conseiller  ImpMal  Franc,  ont  6i6  rejett^  ponr 

La  plns  grande  parlie  et  de  mani^re  qnMl  n'est  pas  venn  d'antre  r^ponse. 

Nonobstant  cela,  lenrs  int^rdts  sont  dans  ce  moment  les  m§mes  jnsqn'ä  nn 

eertain  point,  et  sans  Tassistance  de  V.  M.  il  n'est  qne  trop  probable  qne 

cenz  des   Princes    moins  pnissants    de  l'AUemagne    deviendront   victimes 

de  lenr  Alliance,  et  ce  n'est  pas  an  moins  la  canse  de  la  tol^rance  g6n6- 

rale  et  de  la  libert^  de  conscience  qne  V.  M.  protze  si  g^n^rensement  qni 

7  gagneroit;   car  il  ne  me  paroit  pas  qn'il  y  alt  encore  le  moindre  donte 

qne  ce  ne  seit  pas  dans  ce  moment  k  Bome,  mais  k  Paris  et  k  Ratisbonne, 

qn'il  fandxa  travailler  contre  les  vnes  de  la  Gonr  de  Borne,  et  qne  ce  ne  seit 

m^me  tant  cette  Gonr,   qne,    si  j'ose   le  dire,  r£lectenr  Archi-Ghancelier 

qn'il  fandxa  observer  arec  attention.     Le  projet  .  .  .  se  d^veloppe  de  jour 

en  jonr  d'ayantage.     L'£lectenr  Archi-Ghancelier,  en  sa  qnalit^  de  Prince 

de  l'Empire,  cherche  k  former  nn  Gorps  d'£y6ques  ind^pendans,  antant  qne 

poasible  Sonverains,  anxqnels  appartiennent  lenrs  Dioc^ses;   II  est  assur6 

ponr  cet  effet  d'abord  de  la  Gonr  de  Vienne  qni  bien  certainement  Tap- 

pnye  sons  main;  il  s'est  adress^  ensnite  k  l'Emp'  des  Francois,  11  profite, 

dans  le  moment  präsent,  de  la  pr^sence  dn  Pape  k  Paris,  et  trop  sage  ponr 

sc  iatter  de  vaincre  Jamals  la  rösistance  qne  Ini  opposeroit  Y.  M.,  il  com- 

menee  par  renoncer  k  s'occnper  de  qnelque  mani^re  qne  ce  seit,   dn   sort 

des  J^lises  dans  les  £tats  Prnssiens  et  dans  cenx  de  l'Emperenr  d' Antriebe. 

8a  premiäre  d^marche  sera  probablement  de  mettre  des  entraves  k  l'exd- 

ention  de  la  conformit^  exacte   des  limites  Dioc^aines  et  territoriales,  sa 

seeonde  pent  6tre  de  tächer  de  s'assnrer  le  droit  de  nommer  anx  £v6ch^s, 

anx  Ghapitres   k  ^tablir  et  de  l'arracher  anx  Princes  Sonverains;  car  ce 

nW  pas  sans  raison  qn'on  a  ajont6  k  l'Art.  62  dn  rec^s  de  la  d^pntation 

de  l'Empire  qne  la  nonvelle  division  des  Dioc^es  d^pendroit  anssi  de  l'^ta- 

blissement  des  Ghapitres  Gat^drales,  ponr  avoir  occasion  de  revenir  snr  ce 

pomt.    L'£lectenr  Archi-Ghancelier  est  trop  jnste,  trop  ^clair^,  trop  ami  des 

id^es  liberales  ponr  qn'il  ne  fei*oit  pas  tont  an  monde  ponr  ^tablir  tonjonrs 

uie  harmonie  parfaite  entre  le  ponvoir  eccl^iastiqne  et  le  ponvoir  s^cnlier; 

vuda  le  Systeme  senl  qn'il  y  ait,  nn  vöritable  ponvoir  eccl^siastiqne  ind4- 

pendant  ponr  d'antres  affaires  qne  Celles  qni  sont  pnrement  spiritnelles  k 

c^  du  ponvoir  seniler,  est  pemicienx  en  Ini  m^me  et  il  doit  en  nattre 

^  Ott  tard  des  conflits  d^sagr^bles  anx  Sonverains  et  nnire  k  lenrs  snjets 
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^^    et  ä  U  religion  eile  m^me.     Ponr  pronver  en  quelqne  ts/^n  i  Y.  M.  « 
qne  je  viens  de  Lui  dire,  j^ose  joindre  ä  oe  .  .  .  rapport  mie  Oopie  litli6- 
rale  de  la  lettre  de  T^lecteur  Arehi-Chanoelier  k  Mon  Signor  della  Gengn 
Gomme  on  fait  nn  si  grand  miat^re  de  l'inyitation   falte  k  ce  PrAat  qne 
le  Card.  Beeret.  d'£tat  n^en  oonyient  pas  m^ine,  et  conune  Mon  Signor  doUi 
Oenga  ne  se  rend  pas  k  Paris,  11  m'a  pam  n^cessalre  de  foumir  i  Y.  M. 
la  prenve  materielle  de  ee  fait,  et  j'y  ai  henreusement  rönasi.     La  lettre 
me  semble  remarqnable   en    eile   mßme,   pnisqn'on   n'anroit  pas  cm  Toir 
l'£lecteiir  Archi-Chancelier  donner  ses  snffrages  k  nn  ex-j^nite  tel  qne  k 
8r.  Zallinger  dnqnel  le  Cardinal  Fesch  m^me  dit  nn  jonr,  pea  ayant  wm 
d^part,  qn'on  regrettoit  ici  m^me  la  petite   somme  qnUl  avoit  oont^  poni 
le  faire  venir,  tant  c'^toit  nn  homme  nnl  et  insignifiant;   mala  cette  lettre 
renferme  nne  phrase  qni  me  semble  m^riter  la  plns  grande   attention.    8. 
A.  £lectorale  j  dit  qn'EUe  vent  exposer  an  Pape  l'^tat  et  les  Toenx  das 
£glises  d'Allemagne.     8i  ce  langage  conviendroit  an  Primas   de  l'Empire 
avant  la  s^nlarisation,  je  ne  sais  s'il  Ini  convient  enoore  dans  le  moment 
pr^ent.     Ce  ne  sont  point  les  ]£^lises,  ce  me  semble,  qni  doiyent  ömettn 
lenrs  voenx  an  Sonverain  Pontife,  c'est  anx  Prinoes  k  d^olarer  qnellds  eos- 
ditions  ils  jngent  k  propos  de  mettre  k  lenrs  commnnioationB  arec  la  Oonr 
de  Rome.    Je  ne  sais  si  je  me  trompe,  mais  cette  phrase  indiqne,  i  ee  qni 
me  paroit,  asses  dairement  la  maniöre  de  laquelle  r£lectenr  Archi-ChsDoe- 
lier  envisage  les  rapports  dn  Clerg6  avec  les  Princes  de  TAllemagne.    Phn 
11  est  certain  qne  personne  ne  s'ayisera  jamais  de  ronloir  m61er  les  int^rfits 
des  £tats  de  Y.  M.  dans  la  n^gociation   d'nn  Concordat  germaniqne  am 
tot  qn'EUe  anra  fait  la  dMaration  formelle  de  ne  pas  ronloir  y  entrer, 
plns  il  est  g^n^renx  de  8a  part  de  vonloir  6viter,  s'il  est  possible,  nn  par 
reil  Concordat  ^alement  an  reste  de  TAUemagne,  et  il  fant  aroner  qoe 
denx  r^flexions  ne  rendroient  la  r^nssite  de  ce  Concordat  pas  m€me  in- 
different anx  int^r^ts  de  Y.  M.     Car  en  premier  lien,  il  est  k  pr^voir  qne 
la  Conr  de  Rome,  ayant  gagn^  nn  point  anssi  consid^rable,   en  deyiendra 
et  plns  hardi  et  plus  opini&tre,  et  qne  m6me  ponr  les  affaires  de  Y.  H.  ü 
sera  plns  difificile  de  traiter  ayec  eile.     Elle  m^me  [est]  cependant  tonjours 
trop  foible  ponr  opposer  nne  r^istance  v^ritable,  et  c'est  ponrqnoi  j'iyoiite 
nn  plns  grand  poids  k  la  seconde   qni  se  rapporte  tonte  enti^re  k  VM 
politique  de  AUemagne.     11  ne  me  semble  pas  probable  qn'nn  simple  parti- 
cnlier  parvienne  nne  seconde  fois  k  la  dignitd  Eminente   d'£lecteiir  Archi- 
Chancelier.     n  n'est  pas  invraisemblable  pent  6tre   qn'elle   tombe  nn  jov 
en  partage  k  nn  Prince  de  la  maison  d' Antriebe,  et  sons  ce  senl  point  de 
vne  il  me  parott  tr^s  dangerenx  de  laisser  aocorder  an  Primas  d'Allemap^ 
nne  trop  grande  inflnence.     Le  moyen  le  plns  sür  d^empßcher  la  oonftd^ 
ration  d'nn  concordat  me  parott  tonjours,  ainsi  qne  j'ai  A6jk  en  rhoiuieö 
de  le  reprösenter  k  V.  M.,  la  prompte  discnssion  de  Tartide  62  du  rec^ 
de  la  döpntation  de  TEmpire.     J'ose  senlement  encore  sonmettre  k  la  sa- 
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gesae  de  Y.  M.  ai,  au  eas  qne  le  concordat  eftt  lien,  il  ne  seroit  pas  possible  ^^^^7 
d'enmr  anx  antres  Princes  les  facüit^s  ponr  en  exeepter  lenrs  £tat8,  s'ils 
le  jngeroient  k  propos.     Je  sais  positivement  qne  rfilecteur  de  Bayi^re  a 
ce  plaa,  et  il  n'est  gn^res  doatenx  qae  Texemple  de  V.  M.  ne  seroit  snivi 
par  plnsienrB  antrea  Princea.«  .  .  . 


768.    Das  Hoheits-  und  das  Auswärtige  an  das  SUdpreussische  Nov.  19 

Departement.     Berlin  1804  November  19. 

S.  7.  B.  20.  C.    Goneapt,  get.  B«ek;  Hardenberg. 

Die  »missbräuchliehe  Fortdauer  der  Feyer  aufgehobener  FesUage<. 

Antwort  anf  daa  Schreiben  vom  28.  Anguat^);  fflr  Yerhandlungen  in 
Born  wegen  Vermindening  der  Feattage  sei  »itzt  weniger  als  jemala  der 
Zeitpunkt« :  »Auch  kommt  ea  in  der  That  gar  nicht  darauf  an,  auf  noch 
fernere  Verminderung  dieser  Anzahl  anzutragen,  da  wirklich  in  vorigen 
Zeiten  hierunter  schon  alles  Erforderliche  geachehen  und  nur  übrig  iat,  daaa 
die  Ung&t  vom  Landeaherm  negociirte  und  zu  Rom  erhaltene  Verminderung 
dieser  Anzahl  beobachtet  und  die  Feattage  nicht  willkührlich  vermehrt 
werden,  worüber  an  die  p.  Cammem  und  an  die  höhere  Qeistlichkeit  eine 
Hinweisung  auf  die  de  jure  schon  bestehende  Einrichtung  zu  ertheilen 
seyn  wird. 

Indessen  wflrde  eine  öffentliche  Publikation  im  Lande  hierüber  sehr 
bedenklich,  auch  selbst  die  Fassung  jener  Hinweisung  auf  die  bestehende 
Vorschrift  auf  das  vorsichtigste  dahin  einzurichten  seyn,  dass  man  gewiss 
erwarte,  die  Geistlichkeit  werde  sich  diesen  Anordnungen  gehörig  ftigen, 
indem  alsdann  der  doppelte  heilsame  Zweck  erreicht  werde,  dass  die  be- 
stehenden Festtage  desto  andächtiger  gefeyert  werden  und  der  gemeine 
Hann  nicht  zu  viel  Arbeitstage  verliere;  welche  Fassung  jede  unrichtige 
Auslegung  und  üble  Sensation  ausschliessen  wird.«  .  .  . 


769.  Immediat-Bericht  des  Staats-Ministers  v.  Angern.    Berlin  1804  Nov.  24 

November  24. 

Bw  89.  58.  J.  Anafeiti^img.     Coneept,  Anweicimg  tob  Sack,  B.  70.  Hanpi-EommiMioo.  IL 
UV.  16. 

^f^^^ßierigheü,  das  »Domkapütdariaehe  Vermögen*  auexumüteln  und  den  Sehlues* 
^^fricht  über  die  Domkapitel  in  den  Entschädigungsprovinxen  aufzustellen;  die  Be- 
setzung der  Digniiäten. 

Eine  Gabinets-Ordre  vom  15.  November  1804  hat  die  Beschleunigung 
der  Berichterstattung  gefordert:  Angern  hat  in  Folge  der  Cabinets- Ordre 
^om  16.  Juli  1804^]  »unterm  23.  ejusd.  die  Kammern  zu  Münster  und 
Oberstadt  wegen  Aufnahme  des  Vermögens  von  den  drey  Dom-Capituln 
^  Hflnster,  Paderborn  und  Hildesheim  und  der  Erhebung  und  Berechnung 

1)  Cfr.  No.  749.  2)  Cfr.  No.  728. 
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N^^^  des  Vio  ^^  umständlichen  Anweisungen  versehen.  Da  die  Berichte  uid 
Aufnahme- Verhandlungen  derselben  noch  nicht  eingegangen,  so  sind  sie  so 
fort  daran  erinnert  worden,  wobei  indess  denselben  wohl  hanptsichlidi  rar 
Entschuldigung  gereicht,  dass  die  bisherige  Verwaltung  des  Vermögens  der 
Dom-Capitul  so  complicirt  und  in  so  viele  einzelne  Register  verwickelt  ge- 
wesen und  daher  ein  beträchtlicher  Zeit- Aufwand  erforderlich  ist,  um  «u 
den  vielen  einzelnen  in  einander  greifenden  Registern  ein  vollständiges  auf 
Einheit  gebauetes  und  die  gehörige  Uebersicht  gewährendes  corpus  bonorom 
zu  bUden. 

Zu  dem  Ende  haben  den  p.  Kammern  die  von  den  Organisations-Com- 
missionen  gleich  anfangs  bei  der  Besitznahme  von  den  Dom--Gapituln  ein- 
gezogenen Nachrichten  zugefertigt  werden  mfissen,  um  alles  näher  zu  uDte^ 
suchen  und  nach  den,  seit  dem  durch  das  Reichs-Deputations-ConclnBiun 
und  E.  K.  M.  vorläufige  .  .  .  Bestimmungen,  eingetretenen  Gesichtspuikteo 
zu  erörtern  und  zu  vervollständigen.  Ich  darf  indess,  da  die  Kammern  sieh 
mit  den  Vermögens-Anfnahmen  der  Capitul  thätigst  beschäftigen,  diese  Ver- 
handlungen mit  ehestem  erwarten  und  werde  alsdann  keinen  Anstand 
nehmen,  den  Haupt- Bericht  ...  zu  erstatten;  so  wie  dies  sodann  sach 
wegen  der  in  Hildesheim,  Paderborn  und  Mflnster  vorhandenen  Colle^t- 
Stifter  geschehen  wird,  indem  diese  Stifter  mit  den  Dom-Stiftern  in  mannich- 
facher  Verbindung  stehen,  bei  denselben  aber  zum  Theil  Pfarrkirchen  ge- 
wesen sind  und  mithin  die  an  diesen  drey  Orten  einzurichtende  Seelsoige 
und  der  Schul-Ünterricht  damit  in  der  genauesten  Verbindung  steht 

Die  von  dem  Dom -Propst  von  Wendt  dem  Canonicus  von  LtiUow 
conferirte  Scholasterei  beim  Gollegiat-Stift  zum  Heiligen  Grenz  in  Bildes- 
heim betreffend,  so  hat  es  damit  folgende  Bewandniss:  Der  am  21.  De- 
cember  1802  verstorbene  Canonicus  Abel  bei  diesem  Stifte  war  zugleich 
dessen  Scholaster  und  hatte  als  solcher  die  Ober- Aufsicht  über  die  Earch- 
liche  Polizey  des  Stifts  zu  besorgen. 

Nach  der  bisherigen  Verfassung  hat  dieses  Officium  der  p.  von  Wendt, 
welcher  zugleich  Propst  des  Stifts  zum  heiligen  Grenz  ist,  zu  vergeben  ^ 
habt,  und  da  von  ihm  die  Erledigung  desselben  mit  dem  Anfahren  angezeigt 
worden,  dass  die  Kirchliche  Polizey  darunter  leide,  wenn  dieses  Offieiam 
nicht  so  fort  wieder  besezt  werde,  so  ist  sowohl  in  dieser  als  in  der  Bflk- 
sicht,  dass  die  Präbende  selbst  nicht  mit  conferirt  würde,  die  zur  Beso^ 
gung  der  Kirchlichen  Polizey  erforderliche  Besetzung  der  Scholasterey  durch 
die  Verfolgung  vom  22.  December  1802  .  .  .  nachgegeben  worden. 

Hierdurch  scheint  sich  diese  Besetzung  der  Scholasterey  als  nothwendig 
völlig  zu  rechtfertigen.  Von  dem  Fflrst-Bischof  i]  kann  aber  darauf  in  An- 
sehung der  Dom-Kttsterei  zu  Hildesheim  und  der  Dom-Kämmerei  zu  Psder- 


1)  Der  deshalb  am  8.  November  1804  eine  Immediat- Eingabe  eingereicht 
hatte« 
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bom  dAinm  wohl  nicht  exempüficirt  werden,  weil  dieses  blosse  Dignitftten  i^ ^^g ^ 
ohne  EJrohliche  Functionen  sind,  deren  Wiedervergebong  nicht  nothwendig, 
sondern  welche  an  das  Schiksal  der  Dom-Gapital  selbst  gebunden  ist.€ 

Band-Verfflgnng,  geschrieben  von  Beyme:  Nov.  27 

>S.  M.  sehen  es  wohl  ein,  dass  die  Ansmittelnng  des  Domkapitnlari- 
Bchen  Vermögens  der  bisherigen  sehr  complicirten  Verwaltung  wegen  nicht 
M  sehr,  als  es  in  wünschen  gewesen,  habe  beschlennigt  werden  können. 
Ohne  deswegen  den  ohnedies  so  sehr  beschäftigten  neuen  Kammern  oder 
der  Haupt-Organisations-Gommission  einen  Vorwurf  zu  machen,  wollen  Aller- 
höehstdieselben  die  möglichste  Beschleunigung  vorztiglich  um  deswillen  wieder- 
holt empfehlen,  weil,  so  lange  das  Schiksal  der  Domkapittel  nicht  entschieden 
ist,  llberlAstige  Gesuche  mancherley  Art  nicht  zu  vermeiden  sind,  und  weil 
besonders  im  Mflnsterschen,  wo  das  Domkapittel  sede  vacante  die  Regierung 
des  Landes  verwaltete,  so  lange  dasselbe  in  der  alten  Verfassung  besteht, 
die  ünteithanen  mehr  an  das  Domkapittel  als  an  die  neue  Regierung 
hingen  werden.« 

Hiernach  Cabinets-Ordre  an  Angern,  Potsdam  1804  Kovember  27. 

Aufertigiuig  %.  %.  0,  des  Gonoeptee. 


770.  immediat-Bericht  des  Staats-Ministers  Graf  Hoym.  Breslau  1804  Nov.  24 

ülovember  24. 

S.  8«.  82.  R    Awfnrtigiuig. 

^Wegm  einer  neuen  Stolgebühren-Taace  für  die  Katholieehe  OeisÜiehkeU  in  iVet^ 

Sehleaien.^ 

>Die  tlber  die  Höhe  der  gegenwärtigen  Stol-Taxe  in  Neusohlesien  vor- 
gekonmienen  öftem  Klagen,  und  da  die  Altschlesische  Stol-Gebflhren-Ord- 
nnng  de  anno  1750  in  Neuschlesien  aus  jener  Ursache  nicht  wohl  anwendbar 
ist,  haben  mich  veranlasst,  für  die  römisch-katholische  Geistlichkeit  dieses 
Districts  eine  ^gne-  8tol-Taxe  auf  den  Qmnd  der  Sfldpreussischen  und  mit 
Rfleksicht  auf  die  DUrftigkeit  der  Neuschlesischen  Einwohner  unter  Rück- 
Bprsehe  mit  dem  hiesigen  Fflrstbischöfiichen  Vicariat-Amte  entwerfen  zu 
lassen,  und  ich  verfehle  nicht,  E.  M.  diese  neue  8tol-Oebtlhren-Taxe  hie- 
Beben  zor  Allerhöchsten  Approbation  und  Vollziehung  allemntertänigst 
vomlegen.« 

Die  Stol-Gebtttiren-Taxe  ist  am  1.  December  1804  vollzogen.  Dec.  1 

&  S9.    Miaftt«]!  dM  CttbineU.  118. 

Gedruckt  in  W.  G.  Korn 's  »Neuer  Sammlung  aller  in  .  .  .  Schlesien  und 
• . .  Glatz  . . .  ergangenen  und  publicirten  Verordnungen,  Edicte«  etc.,  Breslau 
1806,  IX.  8.  262—283. 
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NoY^        771.  Immediat- Bericht  der  Staate- Minister  Friir.  v.  Selireetler  md 

V.  Massew.    Berlin  1804  November  25. 

&  89.  32.  B.    AnafertifBAg. 

Wegen  des  dem  Staate  obliegenden  Wieder-Aufbaues  des  kaihoUsehen  Pfarrhama 

XU  Königsberg  ifPrA) 

>E.  E.  M.  haben  mir,  .  .  .  Schroetter,  mittebt  .  .  .  Cabinets-Deereti 
Yom  24.  vorigen  Monats  die  wiederholte  Vorstellung  des  Pfarrers  imd  der 
Vorsteher  der  römisch-katholischen  Oemeinde  zn  Königsbei^,  woiinn  diese 
um  Bewilligung  der  Kosten  zum  Wiederaufbau  des  eingeäscherten  P£tf^, 
Cantor-  und  GlOcknerhauses  bitten,  zufertigen  zu  lassen  geruhet  Indem  ieh 
diese  Vorstellung  nebst  der  frohem  bei  Allerhöchstdenenselben  eingereichtoi 
vom  17.  April  ▼.  J.,  gleichen  Inhalts,  hieneben  unterthllnlgst  wiedemm  bei- 
fOge,  bitten  wir  zuf9rderst  wegen  der  Verzögerung  des  gegenwärtigen  Be- 
richts submissest  um  Entschuldigung.  Die  Verzögerung  Mit  hauptsfteUiek 
dem  Ost-Preussischen  Officio  fisci  zur  Last,  welches  das  von  dem  ehemaMges 
Ost-Preussischen  Etats-lMlnisterio  auf  meine,  des  Etats-Ministers  von  Massow, 
Veranlassung  erforderte  Gutachten  zehn  Monate  lang  aufgehalten  hat  und 
mehrmals  fruchtlos  unter  wiederholten  Geldstrafen  excitirt  worden. 

Was  die  Sache  selbst  betrift,  so  bemerken  wir  zur  Geschichte  dieser 
Gemeinde  und  der  Kirche  folgendes  unterthänigst: 

Als  E.  K.  M.  Vorfahr  in  der  Regierung,  der  Kurftlrst  Johann  Si^ 
mund  von  Brandenburg  glorwttrdigsten  Andenkens,  bei  der  Krone  Polen  die 
Beleihung  zu  Lehn  mit  dem  Herzogthum  Preussen  auswfirkte,  erklärte  sidb 
derselbe  in  der  damals  ausgefertigten  sogenannten  Gautions-Schrift  für  die 
GhurfOrstliche  Abgesandten  auf  dem  Warschauer  Reichstage  im  Jahre  1611 
in  Betreff  der  katholischen  Kirche  zu  Königsberg  unter  andern  dahin: 

Vi,  auihoritate  praesentium  Uterarum  nostramm  recipimus,  promit- 

timus,  spondemus  in  usus  hosce  Religionis  Gatholicae  Romanae  nnnin 

templum,   cujus  justa  capacitas  sit,  latericinm  seu  ex  lapide,  looo 

decente  et  honesto.     Coemeterium  item  circumcirca,   et  campaiule, 

ad  summum  intra  triennium    nostro   sumtu  exstructnros.     Similitor 

etiam  juxta  templum  domum  et  habitationes  necessarias  et  commodis 

pro  Parochis  et  ministris  tam  ejus  quam  ecdesiae  intra  snprasorip- 

tum  tempus. 

Auf  den  Grund  dieser  von  den  Standen  und  der  Krone  Polen  angenommenen 

Erklftrung  ward  denn  auch  die  von  dem  Kurfürsten  selbst  vollzogene  Ereer 

tions-ürkunde  vom  12.  May  1612  für  die  katholische  Kirche  ausgefertigt, 

und  in   derselben,   die  wir  hieneben  unterthänigst  in  Abschrift  beifDgen, 

ausdrücklich  bestimmt, 

dass  binnen  3  Jahren  zu  Königsberg  an  einem  schicklichen  nnd 
anständigen  Ort,  den  Lehns- Verträgen  mit  der  Krone  Polen  gemftss, 


1)  Cfr.  No.  198. 
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eine  steinerne  Kirche  nebst  Gloekenthnrm,  Kirchhofe  nnd  den  noth-  ^^^. 

'  Nov.  35 

wendigen  nnd  bequemen  Wohngebäaden  für  den  Pfarrer  nnd  für  die 
flbrigen  Bediente  desselben  nnd  der  Kirche  errichtet  werden  sollte. 
£8  heisst  femer  darinn: 

In  Rtteksicht  des  Patronat-Bechts  wollen  Wir  nnd  Unsere  Nachfolger 
diese  Kirche  nnd  die  übrigen  Qebäude  jederzeit  auf  Unsere  Kosten 
in  Dach  nnd  Fach  zn  nnterhalten  schuldig  und  verbunden  seyn. 
Bdde  vorgedachte  Documente  sind  zwar  von  uns  nicht  originaliter  einge- 
9tk&a  worden,  das  letztere  soll  bei  dem  Brande  der  Ejrche  verlohren  ge- 
gangen seyn,  indessen  Iftsst  sich  deren  Authenticität  nicht  wohl  bezweifeln, 
da  sie  in  mehrem  Abschriften,  sowohl  in  den  Acten  des  ehemaligen  Etats- 
Mhdsterii  zu  Königsberg  als  in  den  Acten  des  hiesigen  Geheimen  Archivs 
und  in  den  letztem  noch  überdies  ein  Original-Schreiben  des  Königs  von 
Polen  vom  15.  April  1614  vorhanden  ist,  worin  derselbe  den  Kurfürsten 
bittet,  dass  die  Pacta  conventa  in  dieser  Rücksicht  erfüllt  und  jcnit  dem  Bau 
der  katholischen  Kirche  bald  vorgegangen  werden  möge. 

Der  Wehlausche   Friedensschluss  vom  Jahre  1657   mit  dem  grossen 
Churfilrsten  bestätigte  endlich  diese  Stiftung  nochmals  dahin: 

dass  die  Kirche  in  Königsberg  mit  ihrem  Earchhofe  und  andern  dazu 

gehörigen  Grundstücken  bei  ihrer  Fundation  und  ihren  Gerechtsamen 

in  demjenigen  Zustande,  wie  sie  vor  dem  Kriege  gewesen  und  seyn 

sollen,  Torbldben  solle. 

Dass  die  Kirche  und  die  übrigen  Wohngebäude  für  Pfarrer  und  Eirchen- 

bediente  aus  den  Landesherrlichen  Fonds  erbauet  worden,  lässt  sich  nicht 

bezweifeln,   auch  ergeben   die  Acten  und  die  bei  der  Kammer  geführten 

Becbnnngen,   dass  der  Landesherr  seine  Verbindlichkeit  zur  Unterhaltung 

der  Kirehe  und  der  Kirchen-Gebäude  jederzeit  anerkannt  habe,  indem  unter 

ttdem  im  Jahre  1669  =  1100  Rthlr.   aus  dem  fiskalischen  Straf-Fonds, 

von  dem  Jahre  1661—1718  ebenfalls  in  verschiedenen  Posten  8162  Fl. 

20  Gr.  pr.,  in  den  Jahren  1730—1734  =  1305  Rthlr.  und  im  Jahre  1760 

imd  1762  zur  Zeit,  als  russische  Truppen  das  Land  besetzt  hielten,  965  Rthlr. 

57  Gr.  zur  Reparatur  der  Kirchen-,  Pfarr-  und  Schul-Gebäude  angewiesen 

▼Orden.    Vor  dem  grossen  Brande,  der  im  Jahre  1764  einen  bedeutenden 

Theil  der  Stadt  Königsberg  verwüstete,  besass  die  Kirche  9  eigenthümliche 

Hftoser.    Sieben  von  diesen,   die  in  der  Nähe  der  Eorche  standen,  wurden 

Bebst  dieser  ein  Raub  der  Flammen.     Zur  Bestreitung  der  Kosten  fSr  den 

Wiederaufbau  der  Kirche   ward  gleich  nach  dem  Brande   eine  General- 

CoUecte  und  hinterher  auch  mittelst  höchster  Gabinets-Resolution  vom  25. 

Angost   1779    zum    Wiederaufbau    der    abgebrannten    Pfarr-   und    Schul- 

Wi^img  eine  Haus-  und  Kirchen-Collecte  bewilligt.    Der  Betrag  der  erstem, 

▼elcber  sich  nur  auf  1236  Rthlr  belief,   reichte   aber  nicht  hin,   um  die 

Kosten  des  Baues  zu  bestreiten;  deshalb  ward  von  der  Gemeinde  der  nach 

^01*  Versiehemng  der  Ost-Preussischen  p.  Kammer  nur  unbedeutende  Ertrag 
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N^^^  der  letztem  zu  den  Ban-Kosten  der  Kirche  zu  Holfe  genommen.  Aussei^ 
dem  erbanete  die  Gemeinde  mit  Hfilfe  des  aus  dem  Verkaufe  der  swei  flbiig 
gebliebenen,  in  einem  entfernten  Theile  der  Stadt  belegenen  Gnmdatftcke 
gelöBeten  Ranfgeldes  successive  4  neue  Gebäude,  von  denen  eins  jetst  zur 
Wohnung  des  Pfarrers  und  der  KaplAne,  das  2^  zur  Wohnung  des  GantorB 
und  Glöckners  benutzt  und  die  beiden  andern  zum  Besten  der  Kirchen-Casse 
vermiethet  werden.  Zu  allen  diesen  Bauten  ist  nicht  das  Mindeste  ans  £. 
K.  M.  Gassen  verabreicht  worden. 

Das  Gesuch  des  Pfarrers  und  der  Kirchen-Vorsteher  geht  nonmehro 
dahin: 

dass  das  in  dem  Brande  vom  Jahre  1764  eingeäscherte  Pfarr- Wohn- 
haus sowie  die  gleichfalls  eingeäscherte  Schul-,  Oantor-  und  Glöckner- 
Wohnung  auf  E.  K.  M.  Kosten  retablirt  werden  mOge. 
Dieses  Gesuch  haben  £.  K.  M.  zwar  schon  auf  den  Antrag  des  General- 
Directorii  mittelst  Höchster  Cabinets-Kesolution  vom  17.  April  1800  snuHek- 
zuweisen  geruhet,  und  eben  so  haben  wir  aus  einer  von  £.  K.  M.  an  die 
Supplicanten  unterm  5.  Januar  1801  erlassenen  Resolution  ersehen,  daas 
Allerhöchstdieselben  die  Willfahrung  des  Gesuchs  bis  dahin  auaznsetien 
geruht  haben,  dass  das  General- Directorium  Mittel  zu  dessen  Genligmig 
finden  werde;  indessen  hat  sich  die  Gemeinde  dadurch  nicht  abhalten  lassen, 
E.  K.  M.  von  neuem  unmittelbar  um  die  Bewilligung  der  Kosten  anzutreten. 
Unsers  unvorgreiflichen  Dafürhaltens  kann  die  Verpflichtung  des  Staats  zom 
Wiederaufbau  der  genannten  Kirchen-Gebäude  nicht  wohl  in  Zweifel  gesogen 
werden,  indem  die  oben  submissest  aUegirten  Stellen  der  Landes- Verträge 
mit  der  ehemaligen  Krone  Polen  und  der  Fundations-Urkunde  der  Kirche 
solche  unsers  Erachtens  ganz  deutlich  bestätigen. 

Zwar  begründet  das  Jus  patronatus  nach  den  allgemeinen  Rechten  nur 
die  subsidiarische  Verpflichtung  des  Patrons  zum  Bau  und  zur  Unterhaltung 
der  Kirchen-  und  Pfarr-Gebäude,  im  Fall  die  Kirche  selbst  nicht  des  Ver- 
mögens seyn  sollte,  und  auch  in  diesem  Falle  muss  die  Gemeinde  mit  dem 
Patron  gemeinschafUich  nach  den  in  den  Gesetzen  bestimmten  Verhältnissen 
zu  den  Geldbeiträgen  concurriren.  Wir  haben  deshalb  auch  Pfarrer  und  Vor- 
steher eventualiter  darüber  vernehmen  lassen,  ob  nicht  die  Kirchen-Casse  und 
Gemeinde-Mitglieder  im  Stande  und  bereit  wären,  die  Kosten  ganz  oder  zum 
Theil  zu  übernehmen,  allein  beide  haben  hierauf  entgegnet  und  durch  Prodnc- 
tion  der  Kirchen-Rechnung  bescheinigt,  dass  die  Miethen  der  der  Kirdie 
eigenthttmlich  gehörigen  Grundstücke  (denn  haare  Gapitalien  besitzt  dieselbe 
nicht)  und  die  unfixirten  Kirchen-Einkünfte  kaum  hinreichten,  um  ^e  Gehälter 
der  Kirchen-Bediente,  die  Zinsen  der  Schulden  und  den  Aufwand  des  äussern 
Religions-Cultus  zu  bestreiten;  beide  haben  das  von  der  Ost-Preussischen 
p.  Kammer  als  wahr  bescheinigte  Unvermögen  des  grossesten  Theils  der 
Gemeinde -Mitglieder  vorgeschützt;  beide  haben  sich  endlich,  und,  wie  uns 
dünkt,  nicht  ohne  rechtlichen  Grund,  darauf  bezogen,  dass,  da  der  Staat  ein- 
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mal  nobedingt  die  Unterhaltung  der  ELirche  and  Kirohen-Gebftade  in  baulichen  i^^^i^ 
Wflrden  flbemommen  habe,  weder  der  Kirche  noch  der  Gemeinde  angemuthet 
werden  könne,  noch  ausser  den  bedeutenden  Zuschflasen  zum  Wiederaufbau 
der  abgebrannten  Kirche  neue  Beiträge  zum  Bau  eines  Schul-  und  Pfarr- 
hauses 2U  leisten.  Es  dflrfte  bei  diesen  Umständen  unsers  unyorgreiflichen 
Daf&rhaltens  auch  nichts  releviren,  ob  die  vorhandenen  Gebäude  zur  Wohnung 
des  Pfarrers,  des  Schullehrers  oder  Gantors  und  des  Glöckners  hinreichend 
smd  oder  nicht.  Jene  Gebäude  sind  ohne  alle  Beihülfe  des  Staats  erbauet 
und  dahero,  wie  uns  dflnckt,  als  ein  separates  Eigenthum  der  Kirche  und 
der  Gemeinde  zu  betrachten;  der  Staat  hat  in  der  Erektions-Urkunde  und 
in  den  Verträgen  die  Verpflichtung  übernommen, 

die  nothwendigen  und  bequemen  Wohnungen  für  Pfarrer  und  Kirchen- 
diener zu  erbauen  und  jederzeit  aus  eigenen  Mitteln  zu  erhalten, 
aach  findet  sich  in  den  Acten  durchaus  nicht,  dass  in  den  vorigen  Zeiten, 
80  oft  Kosten  zur  Reparatur  bewilligt  worden,  auf  den  Vermögens-Zustand  der 
Kirche  Rücksicht  genommen  wäre.  Bei  dieser  Lage  der  Sache  dürfte  denn 
auch  die  Gemeinde  nicht  grade  verpflichtet  seyn,  jene  Gebäude  dem  Pfarrer 
ond  den  Kirchenbedienten  zur  Wohnung  einzuräumen,  und  die  allgemeine 
gesetzliche  Regel  scheint  nach  der  Bestimmung  des  Allgemeinen  Land-Rechts 
ThL  2  Tit  11  §  710  auf  den  vorliegenden  Fall  keine  Anwendung  zu  finden. 
Die  Kosten  zum  Wiederaufbau  des  Pfarr-Gebändes  sind  nach  dem 
nnterthänigst  beigefügten,  vom  Ober- Bau -Departement  revidirten  Riss  und 

Anschlag  auf 4503  Rthlr.  371/2  Gr. 

die  Kosten  zum  Wiederaufbau  der  Schule,   Cantor- 
und  Glöckner- Wohnung  nach  dem  beiliegenden  Riss 

oad  Anschlage  auf 3247      -       54  V^    - 

Summa  auf    7751  Rthlr.     2       &! 
ausgebracht. 

Die  DilSerenz  der  erstem  Summe  mit  derjenigen,  die  in  dem  Bericht 
des  General-Directorii  vom  24.  März  1800  nachgesucht  wurde,  rflhrt  daher, 
weil  seit  Anfertigung  des  ersten  Anschlages  die  Preise  des  Arbeitslohns 
and  der  Materialien  in  Königsberg  sehr  gesti^en  sind  und  in  der  innem 
CoDstructlon  des  Gebäudes  einige  Abänderungen  ftlr  nothwendig  erachtet 
▼Orden.  Zur  Beistreitung  dieser  Kosten  reichen  die  gewöhnlichen  Domainen- 
ond  Kirchen-Bau-Fonds  nicht  zu,  indem  diese  alljährlich  durch  gleich 
dringende  und  nothwendige  Domainen-  und  lutherische  Kirchen-  und  Pfarr- 
Banten  absorbirt  werden. 

Wenn  dahero  £.  K.  M.  auf  das  Gesuch  der  katholischen  Gemeinde 
Itnldreiche  Rücksicht  zu  nehmen  geruhen  wollen,  welches  Wir  Allerhöchst- 
deio  weisesten  Ermessen  lediglich  nnterthänigst  anheimstellen,  so  wflrden 
▼V  nnterthänigst  darauf  antragen: 

dass  vorgedachte  Bau-Kosten   huldreichst  extraordinair  aus  Aller- 
höchstdero  Dispositions-Casse  bewilligt  werden  mögen. 

^'»BieT,  Preiuien  ond  die  kath.  Kirche.    IX.  17 
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t/^^^  Zur  Ansschreibimg  einer  nochmaligen  Haus-  und  Kirchen -GoUeete  sdieiBt 
uns  die  Sache  nicht  angethan,  indem  deren  Betrag  gewöhnlich  nnr  sehr 
kftrglich  ausftUt  und  es  an  sich  wohl  nicht  sulflssig  ist,  dass  zu  ^em  ui 
eben  demselben  Bau  zwei  Collecten  ausgeschrieben  werden.  Sollten  E.  R. 
M.  indessen  deren  Ausschreibung  zu  befehlen  geruhen,  so  würden  wir  lue^ 
nach  das  Erforderliche  verfflgen  und  die  aufgekommenen  Beiträge  E.  EL  H. 
Dispositions-Casse  extraordinair  wieder  berechnen  lassen.« 

Dec.  6  Rand-Verfttgung,  geschrieben  von  Beyme: 

»6.  December  1804. 
In  der  Art  zu  accordiren,  dass  die  erforderliche  Summen  in  zweyen 
Posten  1805  und  1806  auf  den  Meliorations-Plan  zu  bringen.« 
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Not.  26         772.    Bericht  des  Gesandten  Marquis  de  Lucehesini.    Paris  1804 

November  26. 

B.  XL  Born.    Antfertiffong. 

Anaiehien  des  Kur-Erxkanxlers  über  das  abxMschliessende  Konkordat.    Der  Pofä 
wolle  in  Paris  wohl  darüber  verhandeln  ^  der  Äbschluss  aber  müsse  in  Begentbur^ 

erfolgenS) 

»Dans  le  premier  entretien  que  j'ai  eu  avec  TElecteur  aTchichancelkr, 
ce  Prince  me  dit  avoir  communiqu^  avant  son  d^part  de  Batisbonne  u 
Comte  de  Goertz,  pour  qu^il  le  transmit  au  Minist^re  de  V.  M.,  le  projet 
du  nonveau  Goncordat  entre  les  Etats  catholiques  de  TEmpire  et  la  Cour 
de  Rome  qu*il  se  propose  de  faire  agr^r  au  Pape  par  rinterrention  et 
avec  Tinflnence  de  TEmpereur  Napol^n,  s^parant  enti^rement  de  ce  qm 
fait  Tobjet  de  ses  soins  les  int^r^ts  de  la  Cour  de  Vienne  et  de  Berlin  i 
Tägard  des  sujets  Catholiques  de  leurs  provinces  allemandes.  L'Eäectenr 
a  cru  avoir  donn€,  tant  k  V.  M.  qu'ä  TEmpereur  d' Antriebe,  nne  prea?e  de 
son  respect  pour  les  droits  que  les  grandes  Puissances  ont  raison  d'exener 
Sans  aucun  interm^diaire  sur  le  Clerg^  catholique  de  leurs  Etats.  De  eette 
fa^on  Ton  consid^rait  en  Allemague  trois  Elises  s^par^s,  l'^lise  autriohieime, 
r^glise  Prussienne  et  celle  des  autres  pays  Catholiques  de  TEmpire.  S.  A. 
E.  pr^tend  que  les  droits  M^tropolitains,  attach^s  ä  sa  qualit^  de  preodeT 
Archev^que  d' Allemague  et  qui  parait  lui  6tre  confirm^e  par  le  deroier 
rec^s  de  TEmpire,  Tautorisent  ä  s'en  assurer  l'exercice  sur  ces  dernlen. 
Dispos^,  d'apr^s  ce  qu'il  m'a  dit,  ä  faire  le  sacrifice  des  droits  diocdsains 
quHl  aurait  eu  sur  quelques  parties  des  Etats  de  TElecteur  de  Bari^re  et 
d*autres  Prince  d'Allemagne,  il  doit  avoir  propos6  lui-m6me  dans  le  projet 
du  nouveau  Goncordat  l'^tablissement  de  plusieurs  ^v^ch^s,  dont  la  Juris- 
diction colnciderait  avec  les  limites  des  souverains  auxquels  appartiendraient 
leurs  dioc^ses  respectifs.     Le  point,  sur  lequel  il  me  parait  que  rEleeteor 

1)  Cfr.  No.  760  und  776. 
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seit  paryenn  i  s'assnrer  de  l'interrention  de  l'Emperenr  des  Francs,  c'est  ^r^^^ 
l'admission  de  son  droit  m^tropolitain  de  la  part  de  l'Electeur  de  Bavi^re 
qid  ne  paraisaait  pas  trop  dispos^  k  Ini  en  aecorder  l'exercice  dans  ses 
^tats.  An  reste  le  Pape  a  fait  prdvenir  par  Monsieur  Tronti  Son  Altesse 
Eleetorale  que  pendant  son  sdjonr  en  France  ii  ponrrait  discnter  et  arrftter 
m&ne  nn  projet  de  concordat,  mais  qn'il  croirait  manquer  d^^ards  ponr 
fEmpereor  d'Allemagne  et  i  l'Empire,  en  admettant  qn'nne  transaction 
qui  doit  recevoir  ensnite  la  Banction  de  la  Di^te  de  Ratisbonne  et  la  rati- 
fisation  du  Chef  de  l'Empire  Oermaniqne,  fnt  eonelue  et  sign^  aillenrs  qn'ä 
Bstisbonne  m^ine.  Ainsi  qnelqne  antorit^  qne  l'Emperenr  des  Francs 
aimAt  k  exercer  snr  les  r^nltats  de  eette  n^ociatlon,  il  restera  tonjonrs 
anx  Etats  d'Empire,  s'il  r^e  ass^s  d'accord  entre  enx  snr  cet  objet,  le 
tems  et  roecasion  de  mettre  Opposition  anx  points  du  projet  qni  blesseraient 
Vantorit^  sonveraine  on  les  libert^  de  l'^lise  gennaniqne.  Le  Chanoine  de 
Stemberg,  dont  on  pr^tend  qne  l'Electenr  Archichancelier  serait  dispos^  k  se 
fiure  ensnite  un  coadjnteur,  et  le  Conseiller  Kolbom  anront  avec  les  Gardi-» 
nsnx  Antonelli,  Borgia  et  de  Petra  [Pietro]  la  hante  main  k  eet  onvrage.«  . . . 


Cabinets-Ordre  an  Angern  s.  unter  dem  24.  November  1804,  No  769.  Not.  27 


773.    Immediat-Bericht  der  Staats-Minister  Frhr.  v.  Hardenberg  und  Not.  29 

V.Massow.    Berlin  1804  November  29. 

B.  88.  58.  N.    Anafertiiping.    Coneept,  Ton  Kftftor,  in  S.  34.  67. 

Die  Einkünfte  des  Frhm.  v,  Spiegel  aU  DamrDeehanten  soüen  nicht  bexehntet  werden. 

>In  der  .  .  .  Immediat-Eingabe  hat  der  Domdechant  zn  Mflnster,  Frei- 
herr von  Spiegel,  gebeten,  dass  bei  der  angeordneten  Beaehntignng  des 
reinen  Einkommens  des  dortigen  Domkapitnls  ihm  diejenigen  EinkUnfte, 
welche  er  ausser  der  eigentlichen  Präbende  noch  für  seine  Decanatstelle 
beziehe,  frei  nnd  nnverkürzt  gelassen  werden  möchten. 

Um  nnsem  daranf  von  E.  K.  M.  .  .  .  erforderten  Bericht  voUstftndig 
erstatten  zn  können,  ist  znförderst  mit  dem  Staatsminister  von  Angern  wegen 
desjenigen,  was  etwa  das  Organisationsdepartement  bei  der  Sache  zn  be- 
merken haben  möchte,  Rficksprache  genonmien  nnd  auch  von  den  Qesandt- 
Bchaften  zn  Regensbnrg  'nnd  München  Ansknnft  eingezogen  worden,  was  für 
Grondsfttze  in  dergleichen  Fällen  überhaupt  von  Seiten  des  Erzkanzlers, 
des  Mflnchener  Hofes  nnd  sonst  im  Reich  angenommen  nnd  befolgt  würden, 
^aehdem  die  Antworten  allerseits  eingegangen  sind,  so  verfehlen  wir  nicht, 
folgendes  . .  .  zn  berichten: 

1a  dem  Reichsdepntations-Recess  ist  bei  der  Bestimmung  §  53,  dass 
den  Dom-Capitolaren,  Dignitarien  nnd  Canonicis  nenn  Zehntheile  ihrer  Ein- 
^fte  Tst  Snstentation  zu  lassen  seien,  mithin  7io  ^^^  ^'^^  Landesherm 
^^^^S^sogen  werden  könne,  der  Domdechanten  keine  nahmentliche  Erwähnung 
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N^^^^  gethan  und  überall  ihretwegen  nichts  speciellea  bestimmt  worden.  Es  liaat 
sich  indess  nach  den  Princlpien  des  Canonischen  Bechts  die  Dechanten- 
stelle  als  ein  officium  curatnm  von  den  übrigen  Dignit&ten  nnd  Prftbenden 
wohl  onterscheiden  nnd  das  Einkommen,  welches  gewöhnlich  mit  einer 
solchen  Stelle,  abgesondert  nnd  nnabhftngig  von  der  eigentlichen  Capitnlar- 
Prftbende,  verbanden  ist,  als  ein  salarium  pro  labore  betrachten,  da  der 
Dechant  nicht  blos  den  gewöhnlichen  Ghordienst,  wie  die  übrigen  GapitularoB, 
zu  verrichten  hat,  sondern  auch  Priester  seyn  muss,  und  als  pastor  primarins 
der  Domkirche  und  Vorsteher  des  Capituls  die  Aufsicht  über  das  Gaiiae 
und  die  Administration  des  Capitular-Vermögens  hat.  Es  dürfte  daher  der 
Billigkeit  wohl  entsprechen,  die  eigentlichen  Decanat- Einkünfte  (nicht  die 
der  Capitularpfründe)  von  jener  Bezehntigung  frei  zu  lassen. 

Diese  nämlichen  Gesichtspuncte  hat  auch  der  Chnrfttrst-Erzkanzler  und 
die  von  ihm  niedergesetzte  Sustentations-Gommission,  so  wie  der  Kurfürst 
von  Baden  zu  Gunsten  der  Domdechanten  angenommen  und  befolg  !Nur 
der  Kurfürst  von  Pfalzbaiern  hat  letztere  in  seinen  Entsch&digungs-Landen 
der  Bezehntigung  durchgehends  unterworfen,  jedoch  auf  der  andern  Seite 
ihnen  und  den  andern  Capitularen  die  als  Pension  gelassenen  neun  Zehn- 
theile  meistens  um  etliche  100  Gulden  erhöhet. 

In  dem  vorliegenden  Fall  dürfte  übrigens  der  Freiherr  von  Spi^el, 
als  ein  verdienter  und  achtungswerther  Mann,  einer  huldreichsten  Rücksicht 
wohl  würdig  seyn.  Nur  tritt  noch  die  Betrachtung  ein,  dass  das,  was  ihm 
bewilligt  wird,  Exemplificationen  zur  Folge  haben  und  die  andern  Dom- 
dechanten zu  Hildesheim  und  Paderborn  und  selbst  die  Dechanten  der 
Collegiatstifter  zu  ähnlichen  Reclamationen  veranlassen  möchte.«   .  .  . 

Dec.  15  Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme: 

»15.  December  1804. 
Bei  diesen  Umständen  soll  das  Gesuch  des  Supplicanten  bewilligt  werden. 
Expediatur 

1.  an  Supplicanten, 

2.  an  Referenten  und  p.  von  Angern,  dass  bey  den  zu  erwartenden 
Exemplificationen,  wenn  dabei  dieselben  Gründe  der  Billigkeit  zutreffen, 
nach  gleicher  Maxime  entschieden  werden  soll.« 

Hiemach  Cabinets-Ordres  an  Spiegel  und  an  Hardenberg,  Massow 
und  Angern,  Berlin  1804  December  15. 

R.  89.    Hinftten  des  Cftbinets. 

Die  Korrespondenz  Hardenberges  mit  Massow  hierüber  in  R  34. 146.  M.  a. 


Dec.  1  Gabinets-Ordre  an  Hoym  s.  unter  dem  24.  November  1804,  No.  770. 
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Cabinets-Ordre  an  Schroetter   und  Massow  s.  unter  dem  25.  No-   ^^^^ 

Dec.  6 

yember  1804,  No.  771.  

Rescript  an  Qoertz  s.  unter  dem  2.  November  1804,  No.  764.  Dec.  7 


774.    Schriftwechsel  des  Geistlichen  Departements  mit  der  Glogau-  Dec.  8 
iscben  Oberamtsregierung  und  mit  dem  Staats-Minister  Graf  Hoym.    1804 

nnd  1805. 

Bw  47.  &.  a.  1. 

Dm  Sehlesiseken  Ober-Ämis-Reffienmgen  steht  bei  Catholieis  die  ConfirmaHon  der 
Biseköflieken  Dispensationen  xw  Ehe  in  Qradibus  prohibiiis  guoad  Effedus  eiviles  xu. 

Die  Gloganisehe  Oberamtsregierung.    Glogau  1804  December  8. 

Allsfertigimg,  ges.  T.  Cocceji ;  Ftlleborn;  Jagwifcz;  Meckel  t  Hemsbach;  t.  OrevsAits;  Friedel; 
Meretol;  t.  Ledelmr;  Erbkftin;  KuIul 

>£.  K.  M.  haben  geruhet,  in  einem  an  das  Breslausche  Ober-Consi- 
storinm  unterm  13.  Januar  curr.  erlassenen,  uns  sub  dato  eodem  zu  unserm 
l^achyerhalt  communicirten  Rescript  bey  der  Gelegenheit,  dass  das  besagte 
Ober-Consistorium  die  Verordnung  wegen  des  Abmahnens  gegen  den  Biiss- 
brauch  des  Brandtwein-Trinkens  auch  der  Catholischen  Geistlichkeit  seines 
Departements  pnblicirt  hatte,  vestzusetzen : 

dass,  da  nach  dem  Ressort-Reglement  alle  Catholische  Ecclesiastica 
von  denen  Cammem  und  dem  Finanz-Departement  ressortiren,  und 
blos  was  Eirchen-Collecten  und  Populations-Tabellen  betrifft  vor  die 
Ober- Amts-Regierungen  (nicht  die  Ober-Consistoria)  gehören,  in  Zu- 
kunft abseiten  derer  Regierungen  die  Verfügungen  in   Catholischen 
Ecclesiasticis  ausser  in  Collecten   und  Populations-Tabellen  Ange- 
legenheiten cessiren  sollen. 
Dieses  Ycranlasset  uns  .  .  .  anzufragen:   ob  diese  Bestimmung  auf  die 
zeühero   selbst   nach    der  Algemeinen   Gerichts- Ordnung^)  P.  2.  Tit.  XI. 
§  444  denen  Landes-Justiz-Collegiis  bey  Catholieis  zugekommene   Confir- 
mation  derer  Bischöflichen  Dispensationen   zur  Ehe  in  gradibus  prohibitis 
qnoad  Effectus  civiles  auch  Anwendung  finden  soll.« 

Staats-Minister  Graf  Hoym.     Breslau  1805  Januar  18.  1B05 

Jan.  18 

Aofliertigimg. 

»Auf  E.  E.  Geehrtes  vom  28.  December  v.  J.  erwiedre  .  .  . ,  wie  ich 
Allerdings  der  Meynung  bin,  dass  den  Bchlesischen  Ober-Amts-Regierungen 
^e  Confirmation  der  päpstlichen  und  bischöflichen  Ehe-Dispensationen  in 
gradibus  prohibitis  zustehe,  da  Ehe-Sachen  ausschliessend  ihrem  Foro  flber- 
laaseu  sind,  mithin  auch  die  effectus  civües  der  Ehen  lediglich  ihrer  Be- 
urteilnng  unterliegen.« 


1)  Yerschrieben  für  »Landrecht«. 
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1804 

Dec.  13         775.   Pro  Memoria  des  Geheimen  Legations-Raths  von  Räumer  (flir 
den  Staats-Minister  Frhr.  v.  Hardenberg).    Berlin  1804  December  13. 

.  B.  XI.    Bohl    Conoept  tob  Bmubw. 

Die  Stellung  I^reussens  xu  einem  deutschen  Konkordate,^ 
»Die  Sache  wegen  des  Concordats  liegt  itzo  folgendermassen: 
Der  König  hat  die  Gesandten  zu  Paris,  Regensborg  und  Born  mstruirt 

1.  dass  B.  M.  in  Ansehung  aller  Ihrer  Reichs-  nnd  andern  Lande 
mit  dem  Concordat  nichts  zn  schaffen,  sondern  völlige  freje  Hand 
haben  wollen; 

2.  dass,  wo  möglich,  auch  das  fibrige  Dentschland  damit  vendiost 
werde. 

Der  erste  Ponct  ist  gewonnen.  Denn  einmal  darf  man  sich  nur,  wie 
bisher,  auf  der  Negative  halten,  nnd  zwcjrtens  ergeben  wenigstens  die  Pariser 
Berichte,^)  dass  der  Chorffirst  Erz-Canzler  die  Oesterreichisohe,  Preas- 
sische  nnd  übrige  deutsche  Gatholische  Kirche  distinguirt  und  nur  über 
letztere  ein  Metropolitanrecht  flben  will.  Dabey  sollen  die  Territorial- 
und  Diocesangränzen  meist  coincidiren,  die  protestantischen  wie  die  catho- 
lischen  Fürsten  die  Bischöfe  ernennen)  und  in  Ansehung  der  Weihungsbullen 
nimmt  man  sogar  Preussen  und  seine  Yerhftltnisse  zu  Rom  aum  Muster. 

Ist  einmal  fflr  das  übrige  Deutschland  das  Concordat  nicbt  id 
vermeiden,  so  sind  jenes  ganz  g^te  Puncto,  und  man  kann  wohl,  bey  der 
Unbedenklichkeit  und  £11  ohne  vorg&ngigen  Bericht,  das  Darmstidtische 
Qesuch^) 

um  einen  eignen  Landesbischof  zu  eigner  Nomination 
bey  dem  Erz-Ganzler  unterstützen,  doch  mit  grosser  Präcaution  gegen  das 
französische  Oouvemement,  um  gegen  dasselbe  nicht   tiefer  in  die  Materie 
zu  kommen,  als  man  diesseitig  wünscht«.  .  .  . 

Hiemach  ergehen  unter  gleichem  Datum  die  Antwort  Hardenberg'^  sn 
Schuler  von  Senden  und  Rescripte  an  Lucchesini  nach  Paris  und 
Qoertz  nach  Regensburg. 

Dec.  16        776.    immediat-Gesuch  des  Bischofs  von  Posen,  Graf  Raczyntki* 

Giazen  1804  December  15. 

OeiL-Diroktorinm  Sftdpreusen.  LXXIL  282.».    Eigenhiiidige  Ansfertlgiuig. 
Bewerbung  um  das  erledigte  Erxbisthum  Onesen.*) 
»Si  les  bont^s  de  Yotre  Majest^,  si  la  clemence  patemelle  dont  oha- 
cun  de  Vos  Sujets,  Sire,  sc  glorifie,  ne  m'inspiraient  le  courage  d'approcber 

1)  Gfr.  No.  716.  2)  No.  772. 

3)  Dnrob  den  ausserordentlichen  Gesandten  Schuler  von  Senden  tat  Berin 
am  10.  December  1804  an  Hardenberg  gerichtet 

4)  Cfr.  No.  782. 
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isL  Trone  de  V.  M.,  je  n'oserais  Jamals  m'emanciper  jnsqu'ä  Lni  presenter  rv^^^c 
mes  tres  hüinbles  demandes.     Mais  teile  est,  ^ire,  la  destin^e  des  Sonverains 
gnidte  dans  Lear  regne  par  des  vertns  qne,  plus  ils  sont  cheris,  plus  anssi 
on  onblie  Tiinmense   distanee    qui  existe  entre  le  Monarque  et  le  Sujet. 
Yoila,  Sire,  le  motif  qni  m'enconrage  k  m'adresser  k  V.  M. 

L'Archevech^  de  Qnesne  etant  devenn  vacant  aprte  la  mort  du  feu 
Aiehereque  Gomte  Erasieki,  j'ose  snpplier  Y.  M.  de  vouloir  bien  me  le 
eonferer.  Je  ne  suis  pas  assez  vaniteux  ponr  pretendre  k  cette  Charge 
eminente,  ni  k  raison  de  mes  merites  qni  sont  bien  modiqnes,  ni  k  raison 
du  sele  a7ec  leqnel  je  prens  k  tache  de  me  rendre  utile  ä  TEtat  dans  le 
poste,  on  TAngoste  Pere  de  Y.  M.  m'a  plac^,  car  il  n'est  que  l'accomplisse- 
ment  de  mes  devoirs.  Tons  mes  titres  k  la  Charge,  k  laqnelle  j'aspire, 
GODsistent  dans  le  devouement  toujonrs  prouv^  et  Jamals  dementl  aux  Ordres 
de  Y.  M.,  et  dans  l'attachement  inyiolable  k  Yotre  Auguste  Personne,  Slre. 

Ces  titres  peuvent,  je  Tayoue,  m'etre  communs  avec  beauconp  des  per-* 
aonnes,  car  ,oü  est  celui  qui  pourroit  etre  assez  iiguste  pour  ne  pas  sacri- 
fier  sa  yie  ponr  un  Sou verain  comme  Yens,  Bire!  Mais  si  Y.  M.  veut  bien 
mettre  dans  la  balance,  oü  Elle  pesera  mes  titres,  Ses  bont6s,  la  balanoe 
penchera  surement  en  ma  faveur. 

Decidez,  Sire,  de  mon  sort  dans  Yotre  Sagesse,  je  m^y  soumets  avec 
one  resignation  parfaite;  mais  je  supplie  Y.  M.  de  vouloir  bien  croire  que 
8s  deoision  ne  pourra  Jamals  augmenter  ni  dlminuer  mon  devouement  k  Ses 
Ordres,  et  mon  attachement  pour  Son  Auguste  Personne.« 

Die  Eingabe  trftgt  den  Yermerk  von  Beyme:  »An  den  Staats-Minister 
T.Yoss.    Berlin  20.  December  1804«. 


Cablnets-Ordre  an  Hardenberg  und  Massow  s.  unter  dem  29.  No-  Dec.  15 


vember  1804,  No.  773. 


777.    Staats-Ministar  Graf  Hoym    »an   den  Kabinets-Minister  Frhr.  Dec.  28 

V.Hardenberg«     Breslau  1804  December  28. 

&.  46.  B.  168.  Aiisfertigaiig.    Ooneept»  korrigirt  Ton  Hoym,  in  den  bei  No.  678  gvBaimteii 

^jf^^ienkmden  mit  Hardenberg' s  Sehreiben  vom  29.  Oktober  1804^  wegen  der  Papst- 
nehm  Zustimmung  xur  Aufhebung  der  Schleeisehen  Klöster;  toeiiere  Vorsehläge  Mir 

cdlmäligen  Vorbereitung  dieser  Aufhebung, 

'  ' .  »Mit  E.  E.  völlig  einverstanden,  dass  die  Nothwendigkeit  der 
pipstllclien  Zustimmung  nicht  förmlich  anzuerkennen,  jedoch  auch  allen 
i^htheiligen  Einwirkungen  des  römischen  Stuhls  bestens  zu  begegnen,  hatte 
^^  WeitB  S.  M.  ein  umstftndliches  Project  vorgelegt,  nach  welchem  das 
S*^  Kloster- Yermögen  unter  Yerwaltung  des  Staats  gesetzt  und  das  jetzt 

1)  No.  763. 
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D^^^  lebende  Kloster-Personale  bis  an  seinen  Tod  emSbrt,  anch  dem  Gottes^emt 
keine  Btöhrnng  zngezogen  werden  solte,  mithin,  da  diese  AdministratioB 
des  Staats  nnr  die  temporalia  betraf  die  Spiritualia  aber  nicht  im  mindesten 
abänderte,  auch  von  Seiten  des  Papsts  keine  Hindemisse  gemacht  werdeo 
konnten.  Die  ans  dem  gänzlichen  Misrathen  der  Emdte  in  Schlesien  ent- 
standene Besorgnis  eines  grossen  Mangels  nnd  daher  rührenden  Thenrang 
haben  jedoch  S.  M.  i)  bestimmt,  die  ganze  Sache  für  jetzt  bis  znm  Eintritt 
eines  günstigem  Zeitpunkts  anf  sich  beruhen  zn  lassen,  nnd  auf  Höchst- 
dero  Befehl  sind  anch  yerschiedene  Klöster,  die  sich  bei  dem  Yerlant  der 
Einziehung  ihrer  Güter  an  B.  M.  unmittelbar  gewendet,  so  beschieden  worden, 
dass  die  Gemüther  beruhigt,  jedoch  die  Königliche  Disposition  f^  die  Zih 
kunft  nicht  gebunden  worden. 

Meines  Erachtens  wäre  das  rathsamste,  wogegen  der  päpstliche  Stuhl 
nichts  wesentliches  einwenden  könnte,  die  Klöster  femer  subsisdren  za 
lassen  und 

1.  die  Wirtschaft  der  Güter  unter  specielle  Aufsicht  des  Staats  zo 
nehmen. 

2.  Die  Klostergeistlichen,  welche  als  Administratores  der  LandgOter 
sich  auf  den  Pfarrtheyen  und  Yorwerkem  aufhalten,  die  Wirtschaft  nicht 
verstehen  und  schlecht  betreiben,  in  ihre  Klöster  zu  weisen,  und  den 
Gottesdienst  auf  diesen  ihren  Gütern  durch  Weltgeistliche  versehen  zu  lassen. 

3.  Denen  Kloster-Geistlichen  auf  Lebenszeit  einen  hinlänglichen  Unter- 
halt zu  geben. 

4.  Die  Bettel-Klöster  von  den  Revenuen  der  besser  dotirten  Klöster 
lebenslang  zu  erhalten,  damit  das  schändliche  Sammlen  aufhöre. 

5.  Keine  Novizen  bei  den  Bettelmönchen  mehr  annehmen  zu  lassen, 

6.  allen  Klostergeistlichen,  welche  das  Kloster  verlassen  wollen,  den 
Austritt  möglichst  zn  erleichtem  und  zu  vergönnen.  Hierdurch  würden  die 
gröbsten  Misbräuche  gehoben,   und  der  Staat  gewönne  in   aller  Rflcksiehi 

Da  indessen  S.  M.  dermalen  diese  ganze  Angelegenheit  auf  sich  be- 
mhen  lassen  wollen,  so  ist  deshalb  gegenwärtig  nichts  weiter  zu  verhandeln. 

E.  E.  stelle  daher  .  .  .  anheim,  in  wie  fem  der  p.  v.  Humboldt  zn  in- 
struiren,  nicht  weiter  in  der  Sache  nachzuforschen.« 

1805            Hardenberg   verfügt  demgemäss  an  Humboldt  am   10.  Januar  1S05, 
'^"-  ^^  No.  779.  

1804  Bericht  von  Humboldt  s.  unter  dem  31.  December  1803,  No.  672. 

Dec.  31 


1)  Cfr.  No.  763. 
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778.    Immediat-Bericht  des  Staats-Ministers  v.  Voss.    Berlin  1805   }^ 

Jan.  8 
Jannar  8. 

S.  89.  32.  D.    Aiuferiiguiig. 

Die  bisher  abgeschlagene  Oenekmigung  xu  dem  Vergleiche  der  Stadt  Bhnie  mit  dem 
Bisehofe  von  Albertrandi  wegen  Umicandlung  ihres  Natural' Oarben-Zehnts  in  eine 
Geldabgtzbe  kann  nunmehr,  nach  der  allgemein  gesoffenen  gesetxiiehen  Bestimmung^ 

erfolgenA) 

»In  der  .  .  .  Vorstellung  der  Bflrgerachaft  zu  Blonie^)   führt  dieselbe 
tiieils  darfiber  Beschwerde,  dass  der  bereits  im  Jahre  1801  mit  dem  Bischöfe 
T.  Albertrandi  als  Archidiaconos  bey  dem  Dom-Btifte  in  Warschan  wegen 
Verwandlung  ihres  demselben  zu  entrichtenden   Natnral-Garben-Zehents   in 
eine  Geld-Abgabe  von  2200  Floren  pohlnisch  abgeschlossene  Vergleich  von 
dem  stldprenssischen  Provincial-Departement  nicht  genehmigt,   sondern  ihr 
aufgegeben  worden  sey,  statt  des  Natnral-Zehents  einen  Sack-Zehenten  zu 
entrichten;  theils  bittet  sie  um  Genehmigung  und  Bestftttigung  dieses  Ver- 
gldchs.     Das   Verh&ltniss  dieser  Sache  ist  folgendes:    Der  Natural- Feld- 
Zehente  von  der  Feld-Mark  der  Stadt  Blonie  ist  in  der  Lnstration  von  1789 
auf  2200  Floren  pohlnisch  veranschlagt,  der  jedesmalige  Archidiaconus  beym 
Dom-Stifie  in  Warschan  hat  ihn  indessen  nie  in  Natura  erhalten,   sondern 
sich  jährlich  mit  der    zehentpflichtigen    Bflrgerschaft  Aber  ein  Relnitions- 
Qnantnm  in  Gelde  verglichen.     Im  Jahre  1796  hat  die  Bflrgerschaft  sowohl 
die  Al^aben  in  natura,  als  auch   die  Bezahlung  in  Gelde  verweigert,   und 
erst  nachdem   der  Archidiaconus  bey  der  Warschi&uer  Regierung  klagbar 
geworden,  ist    ein  Vergleich  in  der  Art  zu  Stande    gekommen,   dass  für 
die  verflossenen  in   Rückstand   gebliebenen  Jahre    der   Archidiakonus    mit 
2000  Floren  jahrlich  zufrieden  gewesen  ist,  für  die  Zukunft  aber  die  Bür- 
gerschaft das  Anschlags-Quantnm  von  2200  Floren  zahlen  und  diese  Summe 
aof  ewige  Zeiten  als  ein  Compositum  fixirt  werden  solle.    Diesen  Vergleich, 
msofem  er  die  Zukunft  betiiffc,  hat  der  Bischof  von  Warschau  als  zuträg- 
lich f&r  die  Pfründe  bestättigt,  und  die   Warschauer  Cammer  hat  ihn  zur 
Genehmigung  eingereicht. 

Diese  ist  aber  nicht  erfolgt  und  die  Bürgerschaft  zu  Blonie  hat  auf 
i^e  diesfälligen  Gesuche  deshalb  unterm  8ten  März  1802  und  23sten  Januar 
vorigen  Jahres  abschlägig  beschieden  werden  müssen,  weil  zu   dieser  Zeit 
iioeh  keine  allgemeine  gesetzliche  Bestinmiung  in  Ansehung  der  Verwand- 
lung des  Natural-Zehnten  in  einen  Geldzehnten  existirt  hat,  und  eine  solche 
^^I^uusregel  wegen  des  immer  steigenden  Werths  der  Dinge  mit  zu  grossem 
Verlust  ftlr  den  Zehent-Berechtigten  verknüpft  seyn  würde,  überdiess  auch 
der  von  Albertrandi  den  Vergleich  auf  ewige  Zeiten  geschlossen,   mithin 
dem  Rechte  der  künftigen  Nachfolger  im  Archidiaconat  präjudicirt  hat. 
Da  aber  £.  E.  M.  durch  die  allerhöchste  Gabinets-Ordre  vom  5ten  April 

1^  Cfr.  No.  69Ö.  2;  4  Heilen  von  Warschau. 
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T^^^  vorigen  Jahres^)  nicht  nnr  die  Befugnisse  der  Zehen^flichtigen,  aif  fie 
Yerwandlnng  des  Natoral-Feldzehents  der  Geistlichen  in  eine  yeihSltmss- 
mftssige  Geld-Abgabe  anzutragen,  anzuerkennen,  sondern  auch  die  Modali- 
täten, unter  welchen  die  Verwandlung  geschehen  soll,  zu  bestimmen  gemhet 
haben,  so  kann  gegenwärtig  die  Bestättigung  des  zwischen  beiden  Interes- 
senten abgeschlossenen  Vergleichs,  welchen  ich  mit  der  unterthftnigsteB  Bitte 
um  dessen  Zurückgabe  hier  beifüge,  nach  der  Vorschrift  der  oberwtimteii 
Cabinets-Order  mit  der  Einschränkung  auf  zehn  Jahre  erfolgen,  daas  nadi 
Ablauf  derselben  die  Geld-Abgabe  den  Markt-Preisen  angepasst  und  m 
anderweitiges  auf  zehn  Jahre  gtütiges  Abkommen  zwischen  den  InteresaeBten 
abgeschlossen  würde.«  .  .  . 

Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme: 

»14.  Januar  1806. 
Approbirt  < 

Jan.  14  Hiemach  Cabinets-Ordre  an  Voss,  Berlin  1805  Januar  14. 

S.  89.    Mindten  dM  Cftbinets. 


Jan.  10         779.    Rascript  des  AuswSrtigen  Departements  an  den  Kamnierherrn 

Frhr.  V.  Humboldt  zu  Rom.     Berlin  1805  Januar  10. 

B.  46.  B.  168.    Coaeept,  ge8chrieb«n  von  Küster,  gex.  Hardenberg. 

Zustimmung  xu  Humboldts  Berieht  über  die  Aufhebung  der  Schlesisehen  Klöster; 

doch  soü  diese  Sache  vorUiupg  auf  sieh  beruhete 

»Euer  grflndlicher  Bericht  vom  11.  August 2)  ▼.  J.  hat  uns  die  dortigen 
Gesichtspunkte  Aber  die  Angelegenheit  der  Schlesisehen  Klöster  nSher  kennen 
gelehret.  Wir  finden  in  Euren  Vorschlilgen  Yollkommene  ZwedonSssigkeit, 
und  würden  darauf  einzugehen  nicht  Tcrfehlen,  wenn  überall  diese  Sache 
jezt  weitem  Fortgang  nähme.  Anderweitige  Rücksichten,  die  indess  süsser 
derselben  liegen,  haben  Uns  gegenwärtig  bestimmt,  sie  fiir  jezt  and  bis 
zu  einem  andern  Zeitpunkt  auf  sich  beruhen  zu  lassen.  Wir  machen  Endi 
dies  bekannt,  damit  Ihr  darnach  weitere  Nachforschungen  und  Bemühungen 
in  der  Sache  einstellet.« 

Jan.  11         780.  Staats-Minister  v.  Voss  an  den  Bischof  von  Posen,  Graf  RaczynsU. 

Berlin  1805  Januar  11. 

GeiL-Direkioriiim  Sfidpreassen.  T.Trn    io66.    Conoept,  gex.  Voss. 

Ablehnung  des  Gesuches^  dem  Domherrn  Oudniewicx  die  Wiioxyner  PropsUi  fuben 

der  Pfarre  ad  Si.  Adalbertum  in  Posen  xu  belassen, 

»Euer  p.  danke  ich  verbindiichst,  dass  Dieselben  nach  Dero  .  .  .  Schrei- 
ben vom  26.  y.  M.  u.  J.  Ihr  Offizialat .  ^  .  angewiesen  haben,  die  Reugnation 


1)  Cfr.  No.  696.  2)  No.  744. 
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des  DomliMTn  Cudniewici  anf  die  Propstei  za  Wiloisyii  annmehmen   und  j^^^ 
der  Königlichen  Kammer  in  Posen  zn  flbennachen. 

Dies  ist  der  einzige  Weg^  wie  der  p.  Cndniewicz  zum  Besitz  der  Pfarr 
bei  St  Adalbert  in  Posen  gelangen  kann,  denn  Euer  p.  Wunsch,  dass  dem- 
selben erlaubt  werden  mögte,  neben  dieser  Pfarre  auch  die  WUczyner 
Propstei,  wenigstens  so  lange  er  judex  surrogatus  ist,  per  oommendam  be- 
niien  zu  dftrfen,  bin  ich  bei  aller  Geneigtheit,  mich  Euer  p.  geMlig  zn 
Migen,  ausser  Stande  zu  erffiUen,  da  der  p.  Cndniewicz  schon  durch  Gon- 
ferirang  der  ihm  convenablem  und  eintrftglichem  Pfarre  bei  St.  Adalbert 
begOnstigt  wird  und  die  Zurücknahme  der  dabei  gemachten  Bedingung  wegen 
Besignirung  der  Propstei  zu  Wilczyn  oder  die  Erlaubniss  zu  deren  Verwal- 
tm^  durch  einen  Eommendarius  als  eine  Abweichung  von  den  gesetzlichen 
Vorschriften  zu  sehr  nachteiligen  Exemplifikationen,  zumal  wenn  sie  unter 
E.  E.  protection  geschieht,  Veranlassung  geben  wflrde,  welche  auf  alle  Weise 
sa  Yenneiden  ist  Ich  kann  daher  nur  bedauern,  bei  dieser  Gelegenheit 
ucht  zeigen  zu  können,  wie  sehr  bereit  ich  bin,  Dero  Wünschen  entgegen 
m  kommen.c     .  .  . 

Die  Verhandlungen  wegen  dieser  von  Raczynski  sehr  befürworteten 
Kamulation  ziehen  sich  vom  Oktober  1803  ab  hin.  Die  päpstliche  Er- 
kabniss  f&r  die  Vereinigung  der  Pfarrei  St.  Adalbert  mit  dem  Eanonikate 
erwirkt  die  Regierung  nur  zum  »Effekt  der  Gewissensberuhigung  des  p.  v. 
Cndniewicz  c. 

Bescript  an  die  Südpreussische  ELanmier  zu  Posen  d.  d.  1806  Mftrz  19. 

K  •.  0.  

Cabinets-Ordre  an  Voss  s.  unter  dem  S.Januar  1806,  No.  778.       Jan.  14 


781 .    Ifflmediat-Bericht  der  Staats-Mintster  v.  Voss  und  v.  Massow.  Jan.  16 

Berlin  1805  Januar  16. 

B.  89.  32.  6.    AuBfeitigiuig. 

^^^nehiung  und  Dotirung  von  3  Evangelischen  Kirchspielen  im  Amte  DraheimA) 
^  Mutimmende  BandperfUgung  des  Königs  bestimmt  xugleieh,  dass  der  katholisehe 
OtisUiehe  in  Potsdam'  der  deutschen  und  der  polnischen  Sprache  mächtig  sein  müsse 

wegen  der  xMreiehen  polnischen  Gardisten, 

»Die  zu  dem  Hinterpommerschen  Amte  Draheim  gehörende  30  Dorf- 
sehaften,  in  welchen  gegen  6000  Einwohner  gezählt  werden,  haben  ver- 
^e  der  bisher  bestandenen  kirchlichen  Verfassung,  nach  welcher  die 
Kirchen  in  diesen  Gemeinden  als  Tochter-Edrchen  von  der  catholischen 
Ptarr-Eirche  zu  Tempelburg  angesehen  werden,  bei  dem  Mangel  eigner  Pre- 
diger eines  zweckmässigen  Beligions-Unterrichts  entbehren  mflssen. 

1^  Cfr.  No.  23  and  174. 


Jan.  16 
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u?^a  ^^  ^^  nachtheiligen  Folgen  davon  sich  nicht  selten  in  den  blliger- 

lichen  Verhältnissen  dieser  Unterthanen  durch  Mangel  an  Folgsimikdt  gegen 
obrigkeitliche  Anordnungen  und  an  sittlich  guten  Gesinnungen  gegen  ihre 
Mitbürger  geäussert  haben,  so  hat  man  seit  der  Zeit,  dass  die  vormaUige 
Starostey  Draheim  in  anno  1668  vermöge  des  Welauschen  Vertrages  von 
1657  pfandweise  dem  Churhause  Brandenburg  überlassen  wurde,  auf  die 
Verbesserung  des  Religions-Zustandes  in  diesem  Amt  angelegentlich  Bedacht 
genommen. 

Allein  för  diese  Absicht  hat,  so  lange  die  vormalige  Republik  Pohlen 
bestand,  nur  wenig  geschehen  können,  weil  sowohl  in  jenem  Welauschen 
Vertrage,  als  dem  Warschauer  Vergleich  vom  18.  Beptbr.  1773  bedungeai 
war,  dass  die  römisch-katholische  Religion  in  ihrem  damaligen  Zustande 
erhalten  werden  solle. 

Man  hat  sich  daher  damit  begnügen  müssen,  dass  der  catholische  Propst 
vermögt  worden,  darunter  nachzugeben,  dass  die  bey  der  evangelischen 
Gnaden-Kirche  in  Tempelburg  angestellte  zwey  evangelische  Predigt 
wechselsweise  alle  viertel  Jahre  in  den  Dorfs-Kirchen  des  Amtes  Draheim 
predigen,  das  Abendmahl  austheilen  und  Trauungen  und  Taufen  verrichten 
können,  wogegen  der  catholische  Propst  das  beträchtliche  Mess-Kom^  Zehen- 
den und  Pröven  von  sämmtlichen  ansässigen  Wirthen  im  Amte  bezogen  hat, 
ungeachtet  selbige  bis  auf  zwey  kinderlose  Hausväter  sämmtlich  evangelisch 
sind  und  sich  überhaupt  unter  der  ganzen  Menschen-Zahl  im  Amte  von 
5000  Seelen  nur  9  catholische  Religions- Verwandte  befinden.  Aeltem  Nach- 
richten zufolge  ist  das  Amt  Draheim  gegen  das  Ende  des  16.  Jahrhunderts 
in  vier,  mit  evangelisch-lutherischen  Predigern  besetzte  Kirchspiele  vertheilt 
gewesen.  Nachdem  aber  die  römisch-catholische  Geistlichkeit  im  Jahre  1625 
sowohl  den  evangelischen  Stadt-Prediger  in  Tempelburg,  als  diese  4  Land- 
Prediger  des  Amts  Draheim  vertrieben  hat,  so  hat  selbige  die  Tempel- 
burgsche  Stadt-  zur  Parochial-Kirche  ernannt,*dieser  die  sämmtlichen  11  Amts- 
Kirchen  aus  den  4  Kirchspielen  als  Filial-Kirchen  zugeordnet  und  dem  bei 
jener  angestellten  Propst  alle  Einkünfte  aus  sämmtlichen  Amtsdörfem  zu- 
gewandt. Diese  bei  der  ersten  Besitznahme  der  Starostey  Draheim  in 
anno  1668  vorgefundene  Verfassung  hat  bisher  zufolge  jener  Verträge  zwar 
geduldet  werden  müssen,  indess  war  sie  doch  in  der  Rücksicht  zweckwidrig, 
dass  die  in  dem  Amte  Draheim  aus  5000,  und  in  der  Stadt  Tempelburg 
aus  1700  Seelen  bestehende  Lutherische  Religions-Parthey  den  catholischen 
Pfarrer  für  die  Seel-Sorge  seiner  aus  120  Personen  in  Tempelburg  und 
9  Personen  im  Amt  bestehenden  Kirchen-Gemeine  grösstentheils  besolden  und 
selbst  einen  hinlänglichen  Religions-Unterricht  entbehren  mnsste. 

Die  Pommersche  Regierung  und  Kammer  haben  daher  wiederiiolt  auf 
Herstellung  der  vormahligen  evangelischen  Kirchspiele  angetri^en,  jedoch 
deren  Anzahl  durch  eine  bessere  Vertheilung  der  Gemeinden  statt  der  ur- 
sprünglichen 4  Parochien  auf  3  eingeschränkt,  um  die  anzustellende  Kirchen- 
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and  Sclmlbediente  möglichst  zureichend  besolden  zu  können.  Da  durch  die  j^^g 
Auflösung  der  ehemaligen  Republik  Pohien  die  Verpflichtungen  der  Welauer 
vDd  Warschauer  Vertrüge  nach  der  darüber  eingezogenen  beistimmigen  Mei- 
nuDg  des  Departements  der  auswärtigen  Angelegenheiten  erloschen  sind,  so 
kann  die  Abstellung  eines  kirchlichen  Status  quo,  besonders  in  dem  vor- 
liegenden  Fall,  wo  die  kleinere  katholische  Kirchen-Parthey  zum  Nachtheil 
und  auf  Kosten  der  ungleich  grossem  evangelischen  Kirchen-Parthey  zweck- 
widrig b^Onstigt  war,  keinem  Bedenken  unterworfen  seyn. 

Wir  finden  uns  daher  verpflichtet,  den  Antrag  der  Pommerschen  Re- 
g^finmg  und  Kammer  zu  £.  K.  M.  allergnädigsten  Genehmigung  um  so  drin- 
gender ehrerbieth^t  zu  unterstützen,  als  Beförderung  mehrerer  Religiosität 
und  Sittlichkeit  und  ein  sorgflütigerer  Unterricht  der  Jugend  in  sämmtUchen 
Gemeinden  des  Amts  Draheim  ein  sehr  wesentliches  Bedttrfniss  ist. 

Die  Kosten,  welche  die  Ausführung  dieser  wohlthätigen  Absicht  erfor- 
dert, sind  nach  einer  darüber  angelegten  vorläufigen  Berechnung  nicht  un- 
bedeutend. 

Ausser  freyer  Wohnung  und  einem  jährlichen  Brennholz-Deputat  von 
12  Klafftem  Holz,  welche  jedem  dieser  drey  neuen  Prediger  unentgeldlich 
tnznweisen  seyn  würden,  ist  deren  Einkommen  mit  Inbegriff  des  aus  den 
Gemeinden  erfolgenden,  bisher  von  dem  catholischen  Propst  bezogenen  Mess- 
Koms  und  Pröven,  ingleichen  der  Stol-Gebühren  auf  250  bis  300  Rthlr. 
angenommen.  Für  den  in  jeder  Parochie  anzustellenden  Küster  und  Schul- 
meister ist  ein  jährliches  baares  Gehalt  von  72  Rthlr.  ausgeworfen.  Es  hat 
femer  die  Entschädigung  der  beiden  evangelischen  Prediger  zu  Tempelburg, 
welche  bisher  die  Gebühren  für  alle  in  sämmtlichen  Amts-Gemeinden  vor- 
gefallene geistliche  Verrichtungen  genossen  haben  und  diese  nach  Anstellung 
anderer  Prediger  verliehren,  berücksichtigt  werden  müssen,  zu  welchem 
£nde  ihrer  Seel-Sorge  die  nächsten  um  die  Stadt  Tempelburg  gelegenen  5 
Dorfisehaften  mit  einem  Einkommen  von  139  Rthlr.  5  Gr.  9  Pf.  zugetheilt  sind. 
Dem  Kantor  und  Organist  zu  Tempelburg  muss  hiemächst  ein  Emo- 
Inment  von  10  Schefel  Roggen,  welches  sie  bisher  von  dem  katholischen 
Propst  genossen  haben,  gesichert  werden. 

^dlieh  hat  bei  der  Voraussetzung,  dass  bey  künftiger  Erledigung  der 
jetzigen  catholischen  Pfarr-Stelle  zu  Tempelburg  deren  Einkommen  ein- 
gesogen und  zu  obigem  Behuf  verwandt  werden  solle,  auf  die  Besorgung 
dtt  Gottes-Dienstes  und  des  Religions-Unterrichts  in  der  aus  129  Seelen 
verenden  catholischen  Gemeinde  Bedacht  genommen  werden  müssen. 
Vorläufig  sind  in  dieser  Absicht  240  Rthlr.  12  Gr.  ausgeworfen.  Da 
sich  indessen  in  der  Nähe  von  Tempelburg  in  zweyen  Westpreussischen 
»ffieken  Dörfern  catholische  Pfarre[n]  befinden,  welche  die  Seel-Sorge  in 
^'  kleinen  catholischen  Gemeinde  zu  Tempelburg  gegen  eine  angemessene 
^^YgtLtnng  gerne  übernehmen  werden,  so  ist  es  wahrscheinlich,  dass  in  dieser 
i<)tzten  Ausgabe  noch  beträchtlich  erspart  werden  kann.    Ich,  .  .  .  Massow, 
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J^^6  ^^^^^  ^^  ^  solchem  Falle  vor,  E.  K.  M.  wegen  Yerwendnng  dieser  el- 
wanigen  Ersparnng  zu  Gehalts-Yerbesserungen  fOr  die  selir  dOrftig  be«^ 
deten  Lehrer  des  Neustettinschen  ÖTUinasiums  oder,  wenn  ich  fOr  diese, 
wie  ich  glaube,  aus  den  Mitteln  des  Marien-Stifts  zu  Alten-8tettin  eiM 
Verbesserung  vorschlagen  könnte,  zur  bessern  Besoldung  der  fOr  die  Pro- 
vinz Pommern  und  deren  Militair  in  Stettin  angesetzten  beiden  catholisefasft 
Prediger,  wovon  einer  nur  sehr  dürftig  und  der  zweite,  dessen  Stelle  dalier 
bis  jetzt  nicht  besetzt  werden  können,  gar  nicht  besoldet  ist,  alleraBta^ 
thänigste  Yorschlftge  zu  thun. 

Zur  Bestreitung  aller  jener  vorerw&hnten  Erfordernisse  ist  nun  em  j 
lieber  Fonds  nöthig  von  1445  Rthb.  17  Gr.  9  Pf.  Da  die  bey  ktnfiig 
eintretender  Yacanz  der  catholischen  Pfarr-Stelle  zu  Tempelburg  eimo- 
ziehende  Einkünfte,  wenn  das  Mess-Kom  und  die  Naturalien  zu  mlssigea 
Preisen  berechnet  werden,  nur  701  Rthlr.  5  Or.  9  Pf.  ausmachen  und  durch 
die  Stol-Gebühren  aus  den  Amts-Gemeinden  nach  einer  ungeHihren  Angabe 
jährlich  217  Rthb.  eihkommen  dürften:  so  würde  zu  Realisimng  desgamen 
Plans  annoch  ein  jährlicher  Betrag  von  527  Rthlr.  12  Gr.  fehlen.  Dieser 
kann  bis  auf  eine  Summe  von  152  Rthlr.  3  Gr.  durch  Einziehung  der 
Rügenwaldischen  Schloss-Prediger  und  Küster-Stelle  erfolgen,  als  wovon  die 
erste  mit  einem  Gehalt  von  341  Rthlr.  13  Gr.  und  die  letzte  von  33  Rtiilr. 
20  Gr.  aus  dem  Rügenwaldischen  Amts-Etat  dotirt  ist 

Da  es  aber  zu  Beschaffung  jener  152  Rthlr.  3  Gr.  an  allen  sonstigen 
Hülfs-Mitteln  fehlt,  so  muss  ich,  der  Staats-Minister  von  Yoss,  allemnte^ 
thftnigst  antragen,  dass  E.  K.  M.  geruhen  wollen,  solche  aus  dem  Drabeim- 
sehen  Amts-Etat,  bey  welchem  nach  dem  eben  vestgestellten  neuen  Paeht- 
Anschlage  ein  jährliches  Plus  von  Trinitatis  künftigen  Jahres  mit  552  Bäh. 
12  Gr.  aufkommen  wird,  ergänzen  zu  lassen.  In  Betref  jener  Rflgenwald- 
schen  Stellen  müssen  wir  bemerken,  dass  deren  Einziehung  um  so  luibe- 
denklicher  ist,  als  die  zu  der  genannten  Schloss-Eirche  gehörige  Gemeine 
nur  aus  etwa  10  Familien,  welche  füglich  zur  Rügenwaldischen  Stadt-Kirche 
eingepfarrt  werden  können,  besteht.  Der  Schloss-Prediger,  welcher  von  dem 
beschränkten  Nutzen  seiner  Amts-Führung  überzeugt  ist,  ist  dahero  andi 
sehr  bereit,  eine  eben  erledigte  benachbarte  Dorf-Pfarre  anzunehmen,  wo- 
durch dessen  Gehalt  längstens  mit  dem  1.  Septembr.  1806  disponible  seyn, 
und  zusammen  genommen  mit  den  aus  dem  Draheimschen  Amtsr-Btat  er- 
betenen 152  Rthlr.  3  Gr.  die  Mittel  darbieten  würde,  um  nach  dem  Antrage 
der  Pommerschen  Regierung  wenigstens  eine  Parochie  ohne  Schmälerong 
des  Einkommens  des  katholischen  Propsts  zu  Tempelbnrg  dotiren  nnd  er- 
richten zu  können ;  indem  eine  gänzliche  Realisbung  des  vorgetragenen  Pl^ 
nur  nach  Erledigung  der  Tempelburgschen  katholischen  Pfarr-  mA  der 
Rügenwaldischen  Schloss-Eüster-Stelle  stattfinden  kann. 

E.  K.  M.  bitten  Wir  unter  dieser  Yoraussetznng  um  allergnädigste  An- 
torisation,  dass 
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1.  iD  den  Draheimschen  Amts-Dörfem  drey  evangelische  Kirchspiele  j^    ig 
hergestellt^ 

2.  sowohl  zn  deren  Dotimng,  als  zu  Entschädigung  der  beiden  evan- 
gdisehen  Prediger  zu  Tempelburg,  imgleichen  der  von  dem  catholischen 
Propst  besoldeten  Kirchen-  und  Schul-Bediente,  auch  zu  Anordnung  eines 
iweckmissigen  Religions-lJnterrichts  für  die  catholische  Oemeine,  die  Ein- 
kaufte der  Tempelburgschen  catholischen  Pfarr-  und  der  Rttgenwaldischen 
Sehloss-PredigeT-  und  Küster-Stelle  in  deren  Erledigungs-Fall  eingezogen, 
auch  ein  besonderer  Ergi&ntzungsfonds  von  152  Rthlr.  3  Gr.  von  Trinitatis 
1805  an  auf  den  Draheimschen  Amts-Etat  verausgabt  werden  könne, 

3.  endlich  auch  mit  Errichtung  einer  der  vorerwähnten  evangelischen 
Psroehien  sogleich  der  Anfang  gemacht  werden  könne,  als  durch  die  be- 
absiehtete  Versetzung  des  Rllgenwaldischen  Bchloss-Predigers  dessen  Ein- 
kommen disponible  wird.« 

Rand-Yerfflgung,  geschrieben  von  Beyme:  Jan.  22 

»Approbirt  mit  dem  Beyfägen,  dass,  da  S.  M.  es  gern  genehmigen,  dass 
p.  y.  Massow  aus  den  Fonds  des  Marien-Stifts  zu  Stettin  die  nöthigen  Ver- 
besserungen für  die  sehr  dfirftig  besoldeten  Lehrer  am  Gymnasium  zu  Neu- 
stettin  vorschlagen  darf,  die  Ersparnisse  an  dem  für  den  katholischen  Gottes- 
dienst in  Tempelburg  reservirten  Fonds  zu  seiner  Zeit  vorgeschlagener- 
maasaen  verwendet  werden  können.  Bey  dieser  Gelegenheit  soll  v.  Massow 
angefordert  werden,  im  Fall  des  Abgangs  eines  katholischen  Geistlichen  in 
Potsdam  an  dessen  Stelle  ein  Subject  zu  proponiren,  das  beyder,  der  teut- 
Beken  und  Polnischen  Sprache  mächtig  ist,  mit  dem  Beyfügen,  dass,  wenn 
sich  auch  früher  eine  Gelegenheit  fände,  einen  solchen  katholischen  Geist- 
üekeu  in  Potsdam  ohne  besondem  Zuschuss  anzustellen,  solche  nicht  unbe- 
nmt  gelassen  werden  müsse,  weil  es  für  die  vielen  unter  den  Garden  be- 
finddehen  Polnischen  Soldaten  ein  Bedürfhiss  sey. « ^) 

Hiernach  Cabinets-Ordre  an  Voss  und  Massow,  Berlin  1805  Januar  22. 

B.  80.    Ißiittten  d«0  Cabiaet«. 


Schreiben  Hoym's  an  Massow  s.  unter  dem  8.  December  1804,  No.  774.  Jan.  18 


782.    Immediat-Bericht  des  Staats-Ministars  v.  Voss.    Berlin  1805  Jan.  18 

Januar  19. 

B.  89.  32.  D.  Ansfertiguiig.    Conoepi,  korrigiii  tob  Voss:   Gen.-Direktoriam  BfidprensseiL 

^^^derbeseiMmg  des  Brxbistkums  Onesen  und  des  Bisthums  Warschau;  Zuweisung 
^  hei  Vereinigung  dieser  beiden  Bisthihner  sich  ergebenden  Ersparnisse  an  den 
^^msisehm  Sehulfonds.    Für  Gnesen- Warschau  wird  der  jebuige  Bischof  von 

1)  Cfr.  No.  166. 


^ 


272  Urkunde  No.  782. 


1806     Posen,   Qraf  Bacxynski,  für  Posen  der  Dompropst  «?.  McUcxewski  xu  önesen  «r» 
Jan.  IV  gggchlagenA)    Wahlmodus  beim  Domkapitel  in  Onesen.    Ueberweisung  einer  Penmm 

aus  der  Abtei  Lubin  an  den  Leutnant  Grafen  von  HohenxoUem. 

.  .  .  Schlägt  [1.]  die  Ernennung  des  nenen  Erzbischofs  von  Oneaen  mt 
Beilegung  der  Temporalien  vom  1.  Jani  d.  J.  vor. 

.  .  .  >[2.]  .  .  .  Nach  meiner  üeberzeugang  dürfte  zn  Erreichung  E.  K. 
M.  .  .  .  Intention^}  mit  dem  Bisthnm  Warschau  dessen  Verbindung  mitdea 
Erzbisthum  Gnesen  einer  gänzlichen  Auflösung  vorzuziehen  sein.  Die  %&» 
tung  des  Bisthums  Warschau  mit  päpstlicher  Bestätigung^]  scheint  mirnodi 
zu  neu  zu  sein,  um  hoffen  zu  können,  dass  der  päpstliche  Stuhl  gaaeigk 
sein  sollte,  den  geschehenen  Schritt  schon  wieder  zurflck  zu  machen.  Alle 
Schwierigkeiten  von  Seiten  des  Oberhaupts  der  römisch-katholischen  Kirche 
werden  aber  vermieden,  wenn  E.  E.  M.  zu  beschliessen  geruhen,  dass  dk 
Diözesen  Gnesen  und  Warschau  dergestalt  combinirt  werden,  dass  der  Era- 
bischof  von  Gnesen  zugleich  Bischof  von  Warschau  sei. 

Die  Einkünfte  des  Bisthums  Warschau  betragen  Oberhaupt  12135  Rthlr. 
16  Gr.  31/2  Pfg.  Sie  bestehen  in  9992  Rthb.  —  Gr.  11  Vj  Pfg.  an  Com- 
petenz  von  den  zum  Besten  des  Bisthums  eingezogenen  vormaligen  Posen- 
sehen  Archidiaconats-Gtltern  mit  Zurechnung  eines  Zuschusses  von  5992  Bthli. 
—  Gr.  IIV2  ^%-  *^8  ^on  Ueberschttssen  von  den  zu  den  Domainen  ge- 
schlagenen geistlichen  Gütern  überhaupt,  und  in  2143  Rthlr.  15  Gr.  4  Pfg. 
an  Competenz  von  der  Commendatur- Abtei  Lubin*),  welche  der  verstorbene 
Bischof  von  Miaskowski^)  mit  besessen  hat,  und  diese  Summen  sind  respective 
bei  der  Warschauer  und  Posener  Krieges-  und  Domainen-Casse  etatsmfcsig. 

Jene  9992  Rthlr.  —  Gr.  llVj  Pfg.  würden  bei  der  Combination  dc3 
Bisthums  Warschau  ganz  erspart  werden,  in  Absicht  der  Commendatur-Abtei 
Lubin  und  ihrer  gedachten  Revenuen  aber  proponire  ich  allerdevotest,  sie 
dem  künftigen  Inhaber  des  combinirten  Erzbisthums  und  Bisthums  in  Gnsden 
zu  conferiren,  damit  derselbe  darin  einige  Belohnung  für  die  mit  der  va. 
übernehmenden  Warschauer  Diözese  verbundene  Mühwaltung,  so  wie  eine 
Schadloshaltung  für  die  damit  verknüpfte  offizielle  Ausgaben  finde  und 
nicht  zu  sehr  gegen  seinen  Vorgänger  gekürzt  zu  sein  glaube,  wenn  er  einen 
grossem  Wirkungskreis  bei  einer  bedeutenden  Verminderung  der  erzbiscböf- 
lichen  Einkünfte  zu  übernehmen  hat. 

[3.]  Diese  erzbischöflichen  Einkünfte  haben  bisher  41289  Rthlr.  an»- 
gemacht;  E.  K.  M.  haben  jedoch  besage  höchster  Cabinets- Ordre  vom  17- 
März  1801  <^)  bereits  als  Höchstdero  Absichten  entsprechend  erklärt,  dass 
bei  Wiederbesetzung  des  Erzbisthums  dessen  Competenz  auf  30000  RtWr- 
bestimmt  werde.     Diese  Summe  wird  nach  meinem  submissesten  Ennessen 


1)  Cfr.  No.  776  und  787. 

2)  Gabinets-Ordre  an  Voss  vom  17.  März  1801,  No.  290. 

3)  Cfr.  No.  105,  Anm.  2.  4J  Benediktinerabtei  in  Posen. 
6)  Erster  Bischof  von  Warschau.  6)  No.  290. 
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auch  bei  der  in  Rede  Btehenden  Combination  der  Würde  des  Amts  und  den  ,^^» 

Jan.  19 
mit  diesem  rerbundenen  Ausgaben  genugsam  entsprechen,  und  ich  nehme 

daher  nicht  Anstand,  anf  £.  K.  M.  ...  definitive  Festsetzung  anzutragen: 

dass  das  Einkommen  des  künftigen  Erzbischofs  von  Gnesen  und  Bischofs 

Tim  Warschau  mit  30000  Rthlr.  Competenz  in  ersterer  und  in  den  2143 

Bflür.  15  Gr.  4  P%.  von  der  Oommendatur-Abtei  Lubin  in  letztrer  Qualität, 

msammen  also  in  32143  Rthlr.  15  Gr.  4  Pfg.  bestehen  und  davon  die  dem 

Erzbischofe  und  Bischöfe  obliegende  Unterhaltung  der  Consistorien  zu  Gnesen, 

Lowicz  und  Warschau  mit  bestritten  werden  solle. 

[4.]  Wenn  £.  K.  M.  diesem  Aotrage  zu  deferiren  nicht  Bedenken  finden, 
80  wird  gegen  bisher  eine  Minderausgabe  an  erzbischöflichen  Competenz- 
gddem  von  11289  Rthlr.  entstehen. 

Schon  in  meinem  .  .  .  Berichte  vom  14.  M&rz  1801^)  wegen  des  Ab- 
sterbens  des  Grafen  v.  Krasicki  habe  ich  dem  Vorschlage,  seinem  Nachfolger 
die  verminderte  Competenz  anzuweisen,  die  .  .  .  Bitte  hinzugefflgt,  dass  die 
dadurch  entstehende  Ersparnis  der  VerstSrkung  des  sfldpreussischen  Schul- 
fonds  gewidmet  werden  mögte;  E.  E.  M.  haben  diesen  Wunsch  damals  nicht 
«isdrflcklich  zurflckgewiesen,  und  ich  schmeichle  mir  daher,  dass  Allerhöchst- 
dieselben es  nicht  in  Ungnade  aufnehmen  werden,  wenn  ich  mich  jetzt  von 
neuem  ftlr  den  Schulfond  mit  der  .  .  .  Bitte  verwende,  demselben  von  jenen 
11289  Rthlr.  die  runde  Summe  von  j&hrlich  10000  Rthlr.  huldreichst  zu 
bewilligen. 

Ohne  diese  BeihlÜfe  ist  der  Schulfond,  ungeachtet  derselbe  gegenwärtig, 
Bichdem  die  specielle  Orts-Schulbedürfiiisse  den  Ortschaften  selbst  zur  Be- 
Btreitong  aufgelegt  sind,  nur  die  allgemeine  Schul-Bedflrfoisse,  als  Schul- 
lebrer-Seminarien,  gelehrte  Schulen  und  academische  Lehrstühle  nebst 
Üteien  Pensionen  und  Verbindlichkeiten  zu  bestreiten  hat,  nicht  im  Stande, 
bd  semer  eingeschränkten  und  nicht  steigenden  Einnahme  die  hiezu  er- 
forderlichen Ausgaben  zu  liefern,  und  ich  darf  deshalb  und  wegen  des 
Nachteils,  welcher  aus  dieser  seiner  Unzulänglichkeit  für  das  südpreussische 
Biziehungswesen  unausbleiblich  entstehen  mflsste,  mit  Zuversicht  hoffen, 
dasfl  £.  K.  M.  ihm  die  nötige  Unterstützung  nicht  zu  versagen  .  .  .  geruhen 
werdeD. 

Im  Gfew&hrungsfalle  bleibt  bei  der  Veränderung  mit  den  Einkünften 
des  Erzbisthums  doch  immer  noch  eine  Ersparnis  von  1289  Rthlr.  und 
bei  Warschau  von  9992  Rthlr.  —  Gr.  11 V2  Pfg. 

[5.]  Bei  Oelegenheit  der  Errichtung  des  Bisthums  Warschau  ward  ftlr 
dessen  Bischof  das  Primatial-Palais  in  Warschau  zur  Residenz  bestimmt, 
Viehes  ehemals  dem  jedesmaligen  Erzbischof  von  Gnesen  als  Primas  ge- 
^dmet  war;  der  letztverstorbene  Erzbischof  behielt  dahingegen  zu  seinem 
Wohnsitz  nur  das  in  Skiemiewice  befindliche  Landschlos  nebst  Garten.    Da 

1)  No.  289. 

^i»ai«r,  PreiuMa  und  die  )uMl  Kirche.    IX.  18 
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T^^Q  ^^  ^i^^sen  nnr  Rninen  einer  ehemaligen  erzbischöflichen  Residens  Torluuidn 
Bind,  80  dttrfte  umsomehr  bei  der  künftigen  Yereinignng  des  Eizbistinmu 
und  Bisthnms  dem  Inhaber  das  Warschauer  Primatial-Palais  zugleich  mh 
dem  zu  Skiemiewice  zu  überlassen  und  derselbe  dagegen  ansdrficklieh  n 
einer  jährlichen  Residenz  von  3  bis  4  Monaten  zu  Warschau  zu  veipffidh 
ten  sein,  um  dieser  von  ihrer  ehemaligen  Grösse  so  sehr  herabgesunkenes 
Stadt  einen  Teil  des  unvermeidlichen  erzbischdfiichen  Aufwandes  um- 
wenden. 

[6.]  Was  nun  die  Wahl  des  Subjekts  zu  den  in  Rede  stehenden  combisiitei 
Würden  betrift,  so  kann  ich  als  qualificirte  Gandidaten  nur  vorzfiglich  deo 
Bischof  von  Posen,  Orafen  v.  Raczynski,  dessen  Gesuch  £.  K.  M.  mir  zt 
remittiren  geruht,  und  den  Dom-Propst  von  Malczewski  zu  Gnesen  nennei, 
denn  den  Bischof  von  Gujavien,  Grafen  v.  Rybinski,  darf  ich  diesen  beidei 
Candidaten  weder  gleich  stellen  noch  hinzuftigen,  da  seine  Yermdgeo«- 
umstände  durch  seine  sorglose  Wirthschaft,  die  ihn  ganz  in  die  Lage  de« 
verstorbenen  Erzbischofs  von  Krasicki  setzt,  äusserst  zerrüttet  sind. 

Der  Bischof  von  Posen,  Graf  von  Raczynski,  ist  der  älteste  südpreo»- 
sische  Bischof;  er  ist  von  einer  angesehenen  Familie,  ein  ruhiger,  der  Re- 
gierung ergebener  Geistlicher,  obgleich  bei  seinem  Alter  und  seiner  ErSok- 
lichkeit  für  seine  Geschäfte  minder  wirksam,  die  er  vorzüglich  durch  seiiMS 
Offizial  betreiben  lässt 

Der  Dom-Propst  v.  Malczewski  zu  Gnesen  verwaltet  jetzt  seit  vier  Jahran 
während  der  Yacanz  das  dortige  Erzbisthum  musterhaft,  kennt  den  Sprengel 
ganz  genau,  hat  darin  das  Vertrauen  und  Beweise  au%eklärter  GesinniingeB 
sowol,  als  der  Ergebenheit  gegen  den  weltlichen  Arm  gegeben.  .  .  . 

Bei  dem  Verdienst,  welches  sich  der  Dom-Propst  v.  Malczewski  dnreh 
seine  vierjährige  beifaUswürdige  Führung  der  erzbischöflichen  Diözes  e^ 
werben  hat,  wird  inzwischen  seine  Beförderung  zu  einer  hohem  Würde  ab 
Belohnung  vorzüglich  ermunternd  sein  und  einen  allgemeinen  guten  Eindrnck 
machen;  daher  glaube  ich  ihn  zur  vorzüglichen  Berücksichtigung  E.  K.  M. 
Gnade  empfehlen  zu  müssen. 

Ob  E.  K.  M.  solche  durch  Erhebung  des  Grafen  v.  Raczynski  zur  en- 
bischöflichen  und  des  v.  Malczewski  zu  der  dadurch  eröfneten  Würde  eines 
Bischofs  von  Posen,  oder  des  v.  Malczewski  zu  der  erzbischöflichen  Wurde 
zu  beschliessen  geruhen  wollen,  stelle  ich  .  .  .  anheim.  Wenn  es  aber  gleicb 
aus  der  Vorzeit  nicht  ohne  Beispiel  ist,  dass  Dom-Pröpste  zu  Erzbiscköfen 
ernannt  sind,  so  ist  doch  diese  Auszeichnung  immer  ausserordentlich  wd 
würde  in  dem  vorliegenden  Falle  för  den  alten  Bischof  Raczynski  sehr 
kränkend  sein:  dagegen  haben  E.  K.  M.,  wenn  Höchstdieselben  dem  Letzten 
den  Vorzug  zu  geben  geruhen,  durch  Erhebung  des  v.  Malczewski  zu  dem 
Bisthum  Posen  eine  zu  seiner  Belohnung  sehr  anständige  Gelegenheit,  be- 
friedigen dadurch  beide  und  behalten  bei  dem  Alter  und  der  Kränklichkeit 
des  Bischofs   von  Raczynski   die  Aussicht  der  baldigen  Wiedererledignng 
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des  Enbiflthiims,  dnreh  welche  H(k^ll8tdenBeiben  eine  neue  Gelegenheit  zur  t^^q 
fielohnnng  eines  yerdienten  Geistlichen  eröfinet  wird. 

[7.]  Dnrch  die  Erhebung  des  Dom-Propsts  v.  Malczewski  zn  der  einen 
oder  der  anderen  der  yorerwähnten  Diöcesen  wird  übrigens  auch  die  Dom- 
Propste!  zu  Gnesen  zu  Höchstdero  Gollation  erledigt. 

[8.]  Indem  ich  fiber  die  vorstehenden  Anträge  mir  Höchstdero  Befehle 
erbitte,  darf  ich  nicht  unbemerkt  lassen,  dass  nach  der  Verfassung  und 
den  Rechten  des  Dom-Gapitnls  zu  Gnesen  nach  der  von  £.  K.  M.  erfolgten 
Nomination  ein  Wahl-Actus  des  Dom-Gapitnls  der  päpstlichen  Bestätigung 
Tonogeht,  dem  ein  Commissarius  der  Posenschen  Kammer  beiwohnt,  um 
darauf  zu  halten,  dass  kein  andrer  als  der  von  £.  K.  M.  nominirte  Candidat 
gewählt  werden  darf.«  .  .  . 

Sand-Verffigung,  geschrieben  von  Beyme:  Jan.  82 

»22.  Januar  1805. 

Ad.  1  bis  5,  zu  approbiren. 

ad.  6,  wollen  S.  M.  den  Bischof  von  Posen,  Grafen  v.  Raczinski,  zum 
liizbischof  von  Gnesen  und  Bischoff  von  Warschau,  dagegen  aber  den  Dom- 
propst V.  Malczewski  zu  Gnesen  zum  Bischoff  von  Posen  ernennen. 

ad.  7,  soll  Ref.  Vorschläge  thun, 

ad.  8,  zu  approbiren. 

Ezp.  hiernach 

1.  an  Ref.  mit  dem  BeyfQgen,  dass  von  der  Commendatur-Abtey  Lubin 
jüirlieh  1200  Bthlr.  Pension  an  den  Lieutenant  Grafen  v.  HohenzoUem  im 
f'osilier-Bataillon  v.  Stutterheim  vom  1.  Junii  d.  J.  an  so  lange  als  Pension 
entriehtet  werden  sollen,  bis  die  Commendatur-Abtei  des  EJosters  Paradies 
vaeant  wird  und  die  Pension  auf  die  Einkaufte  derselben  übertragen 
werden  kann. 

2.  an  den  Lieutenant  Grafen  von  HohenzoUem  in  Verfolg  des  leztem 
Sehreibens  an  denselben.« 

Hiernach  Gabinets-Ordre  an  Voss,  Berlin  1805  Januar  22. 

6en.-Direktoriiim  Sftdprenssaii.  OiisehMfttsL  28'2.  a.    Ansfurtigang. 


783.  Immediat-Bericbt  des  Staats-Ministers  Frhr.  v.  Schroetter.  Berlin  Jan.  20 

1805  Januar  20. 

B.  89.  30.  D.    Awfertigniig, 

^  (iMf  Antrag  des  Staais-Mindsiers  v.  Massow  vom  IL  Mai  1804  durch  Cabinets-Ordre 
^^^5  November  1804  verfügte  Ueberweisung  auch  der  katholischen  Kirehen^  und  Schul- 
^'^^^  wn  den  ProvinMal-DepaHementa  an  das  OeisÜiehe  und  Sehd-DepartementA) 

•  • .  »Der  Staatsminister  v.  Massow   stüzt   seinen  Antrag  nach  dem 
"iwaediat-Bericht  allem  nur  darauf:  dass  durch  diese  Vereinigung  der  Goist- 

1)  Cfr.  No.  667  und  789. 

18* 


n 
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J^^^  Hohen   und   Schul- Bachen   m  Neu-Os^reuBsen   mit  dem  Geistliehen  nd 
Schul-Dep«rtement 

1.  mehrere  Oleichheit  der  Principien  und  ihrer  Anwendung  eneicht,  und 

2.  eine  Zeitraubende  Schreiberei  des  Oonoerts  bei  allgemeinen  Sb- 
riohtnngen  yermieden  werden  wtirde. 

Was  den  ersten  Bewegungs-Qrund  betriff  so  darf  ich  woU  nicbt  Te^ 
kennen,  dass  Oleichheit  und  Einheit  der  Principien  in  der  Ldtang  der 
Staatsgeschftfte  der  einzelnen  Provinzen  eines  grossen  Staats  an  sich  flbenoi 
wünschenswerth  ist,  allein  diese  Einheit  wird  in  der  Haupt-Sache  obnehm 
schon  erreicht,  ohne  dass  es  der  Direction  dieser  Angelegenheiten  von  einer 
Behörde  bedarf.  Denn  was  die  katholischen  und  Oriechischen  GeisÜiehei 
Sachen  betrift,  so  enthält  das  Allgemeine  Landrecht  schon  einen  grOflton* 
teils  erschöpfenden  Codex  derjenigen  Yorschriften,  welche  die  Materisliu 
der  Bearbeitung  bestimmen,  die  die  Behörden,  welche  die  catholiseh-Gdst- 
lichen  Angelegenheiten  dirigiren,  nur  selten  yerlassen  und  die  als  allgemeiB 
geltende  Normen  in  sämtlichen  Provinzen  in  E.  K.  M.  Staaten  in  Ao- 
wendung  gebracht  werden  können.  Alles,  was  in  diesen  Gesetzen  mski 
berührt  ist,  betrift  entweder  das  Detail  der  Anwendung,  wobei  völlige 
Uniformität  in  allen  Provinzen  des  Staats  nicht  notwendig  und  nach  der 
verschiedenen  Provinzial-Verfassung  ohnehin  nicht  zu  erreichen  mögiidi  ist, 
oder  gewisse  Klugheits- Maasregeln  in  der  Beobachtung  der  hieraiehiBohea 
Gewalt,  die,  da  sie  sich  wieder  auf  einzelne  FäUe  beschränken,  von  Zeit 
und  Umständen  abhängen  und  nach  der  bestehenden  Landes- Verfassiug 
gröstenteils  von  dem  Auswärtigen  und  Landeshoheits-Departement  bestimmt 
werden.  Der  Berflhrnngspunkte,  in  welchen  die  Wirkungen  der  weltiiehei 
Macht  mit  den  Intemis  des  katholischen  Religions-Cultus  zusammen  treffen, 
sind  nach  der  in  E.  K.  M.  Staaten  statt  findenden  allgemeinen  Bellgions- 
fireiheit  und  nach  der  eigenthümlichen  Subordination  des  katholischen  Cieri 
unter  die  Consistorien  und  Bischöfe  so  wenige,  dass  solche  nach  meiser 
nunmehr  9jährigen  Erfahrung  kaum  eine  Betrachtung  verdienen.  AndeiB 
verhält  es  sich  mit  der  Leitung  der  protestantischen  kirchlichen  Angelegen- 
heiten, die,  da  sie  nicht  blos  von  den  (!)  Landesherrlichen  Rechte  oirea 
Sacra,  sondern  auch  von  dem  Rechte  des  Landesherm  als  obersten  Bisehof 
ausgehen,  eine  speciellere  Einwirkung  in  die  eigentlichen  Interna  des  prote- 
stantischen Gottesdienstes  und  mit  derselben  des  gemeinen  Bestens  wegen 
eine  grössere  Uniformität  voraussetzen  und  erfordern.  .  .  . 

Die  Richtigkeit  des  oben  angeftthrten  zweiten  Bewegungs-Grundes,  dtfB 
nämlich  eine  Zeitraubende  Schreiberey  vermieden  werde,  kann  ich  nicht 
wohl  einräumen,  vielmehr  glaube  ich  gerade  das  Gegenteil  annehmen  SQ 
müssen ;  ich  erinnere  mich  nicht,  dass  die  mir  anvertraute  Leitung  der  caäio- 
lisch-  und  griechisch-Geistlichen  Angelegenheiten  jemals  zu  einer  nur  irgend 
weiüäuftigen  Correspondence  mit  dem  Geistlichen  Departement  Gelegenheit 
gegeben  hat.     Dies  kann  auch  nicht  wohl  seyn,   da  die  Normen  der  sU- 
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gemeinen  Emrichtang  dieser  Angelegenheiten,  wie  schon  oben  nnterthänigst  j^  ^q 
bemerkt  ist,  doreh  das  allgemeine  Landrecht  festgestellt  worden,  und  da 
bei  der  spedellen  Direction  der  caiholisch-  und  griechisch- geistlichen 
Sachen  Yon  Nen-Ostprenssen  das  Geistliche  Departement  gar  nicht,  sondern 
hdehstens  nur  das  Hoheits-,  Auswärtige  und  Justie-Departement  concurriret. 
Dieser  BinfluBS  aber  bleibt  der  nftmliche,  die  Sachen  werden  von  dem  Etats- 
mioister  von  Massow  oder  von  mir  bearbeitet.  .  .  . 

.  . .  Dagegen  glaube  ich  als  entschieden  annehmen  zu  mflssen,   dass 
die  Schreibereien   zwischen    dem    Geistlichen  und  dem  Provincial-Finanz- 
Departement  sich  ganz  ausserordentlich  yervielftltigen  wflrden,  wenn   die 
eadioHsch-  und  griechisch -Geistlichen  und  die  Schulangelegenheiten   einer 
aadem  Behörde  als  diesem  leztem  anrertrauet  werden  sollten.     Schon  bei 
Ost-  und  Westpreussen  lehrt  die  Erfahrung  zur  Gntige,  wie  maucherley 
imd  yielfach  die  Berflhrungs-Punkte  sind,  in  denen  die  Kirchen-  und  Schulen- 
Pofizej  in  das  Ressort  der  Landes-Polizey-,  Finanz-  und  Domainen-Behörde 
eingmft.    Fast  jede  aUgemeine  neue  Einrichtung,  die  nicht  unmittelbar  den 
Öffentlichen  Religions-Cultus   selbst  oder  das   Innere    der  Verfassung  der 
8ohnlen  betrift,  fast  jeder  einzelne  Kirchen-  und  Schulenbau  in  den  Domainen 
nnd  in  den  Städten   erfordert  eine  mehr  oder  mindere  weitläuftige  Rück- 
sprache mit  dem  ProTincial-Departement.     Diese  Rficksprache,  wenn  etwas 
zweckmässig  gutes  gestiftet  werden  soll,  ist  der  Kosten  wegen,  welche  immer 
dneh  das  FiBanz-Departement  aufgebracht  werden  mflssen,  unvermeidlich, 
ftr  lezteres  aber  um  so  unangenehmer  und  schwttriger,  weil  es  die  Sachen 
oie  im  gantzen  Umfange  übersehen  kann  und  Fonds  ausfindig  machen  soll, 
deren  Verwendung   eine    andere  Behörde  übernimmt.     Diese  Verwendung 
der  Fonds  aber  kann  in  der  Regel  nicht  zweckmässig  seyn,  weil  das  Geist- 
Me  Departement  keine  Werckzeuge  weder  zur  Ausführung  noch  zur  Con- 
trolle  des  Ausgeführten  hat,  als  die  es  wiederum  von  der  Finanz-  und 
Potiiey-Behörde  erhält. 

Wenn  dies  täglich  in  Provinzen  zutrift,  die  schon  sdt  einer  geraumen 

Beihe  von  Jahren,  und  wenigstens  seit  mehreren  Decennien,  ihre  jetzige 

Oigmisatlon  erhalten  haben,  wo  der  grössere  Cultur-Zustand  der  Provinzen 

B^8t  und  die  Geübtheit  der  öffentlichen  Behörden  jede  neue  Einrichtung 

^em,  wie  vielmehr  wird  solches  in  einer  neuen  Provinz  Statt  finden,  wo 

*U6s  erst  im  Werden  begriffen  ist,  wo  der  bei  weitem  grössere  Teil  von 

Arbeiten  der  öffentlichen  Behörden,   so  in  Geistlichen  und  Schul-  als  in 

ttdem  eigentlichen  Cameral-Angelegenheiten  sich  nicht  auf  die  Erhaltung 

^d  Verbesserung  dessen,   was  schon  vorhanden  ist,  beschränkt,  sondern 

Svu  neue  Anstalten   und  Einrichtungen   hervorbringt,    wo  also  gewisser- 

i&ttgeu  jeder  Schritt,  der  in  einer  einzelnen  Parthie  des  gesammten  Polizey- 

Weseos  geschiehet,  mit  den  Operationen  der  allgemeinen  Polizey-Behörde 

^to  ausser  Verbindung  gesezt  werden  kann.     Sicherlich  würden  sich  die 

Bekreibereien   zwischen   dem  Geistlichen   und  Provinzial- Departement  ins 
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Unendliche  vermehren,  wenn  das  entere  jest  die  Direetion  der  Geumciiai 
und  Schul-Angelegenheiten  erhalten  sollte. 

Es  ist  jedoch  nicht  diese  untergeordnete  Rücksicht  allein,  welche  iiadi 
meinem  nnterthftnigsten  Dafürhalten  eine  Beihehaltong  der  jetzigen  \esy 
fassnng  wünschen  lässt;  ich  glaube  auch,  dass  die  Geistlichen  nnd  Schill- 
Angelegenheiten  selbst  nnd  das  Wohl  der  mir  anvertrauten  Provins  dorck 
diese  getrennte  Bearbeitung  nichts  gewinnen  würde.  Mich  dünkt  es  grads 
•  ein  wesentlicher  Vorzug  der  Oi^anisation  der  neu  acquirirten  pohlnischw 
Provinzen  zu  seyn,  dass  die  oberste  Aufsicht  über  die  catholischen  Geistfichea 
und  über  die  Schul- Angelegenheiten  mit  dem  Polizey-,  Finanz-  und  Domainah 
Ressort  in  die  genaueste  Verbindung  gebracht  werden ;  denn  so  wie  die  Lei- 
tung der  catholischen  Geistlichen  Angelegenheiten  an  sich  nichts  weiter  all 
eine  fortlaufende  Reihe  von  Polizey-Maasregeln  begreift,  um  die  hierarcluBehe 
Gewalt  in  ihren  Schritten  gegen  die  Landesherrliche  Macht  und  gegen  die 
Wircksamkeit  der  Staats-Gesetze  zu  beobachten,  um  den  catholischen  imd 
griechischen  Religions-Cnltus  den  sonstigen  Forderungen  des  ailgemeiBeD 
Staatswohls  unterzuordnen  und  anzupassen,  um  das  Vermögen  der  geistUehen 
Stiftungen  gegen  Dilapidaüonen  sicher  zu  stellen  und  um  den  catholischen 
und  griechischen  Religions-Lehrer  nebenbei  auch  zu  andern  gemeinnützigen 
Zwecken  zu  gebrauchen,  so  dürfte  sich  auch  nach  meines  unvorgreiflicheD 
Erachten  nur  von  derjenigen  Behörde  eine  vollkommen  zweckmässige  Di- 
reetion dieser  Angelegenheiten  erwarten  lassen,  die  das  Polizeywesen  der 
Provinz  in  allen  seinen  einzelnen  Zweigen  respiciret,  die  durch  die  detail- 
lirtere  Kenntniss,  welche  sie  sich  von  der  Provinz  und  ihrer  Bewohner 
erworben,  die  Forderungen  des  gemeinen  Wohls  besser  zu  übersehen  üb 
Stande  ist,  und  die  sich  also  bei  ihren  Operationen  nicht  allein  durch  die 
Berücksichtigung  eines  isolirten  Teils,  sondern  vermöge  des  StandtpanUs, 
auf  dem  sie  steht,  durch  die  Betrachtung  des  Ganzen  bestimmen  Iftsst. 

Es  kommt  hinzu,  dass  in  Neu-Ostpreussen  noch  manche  kirohliche 
Polizey-Einrichtungen ,  wie  z.  B.  die  Errichtung  besonderer  Dom-Capitel, 
bischöflicher  Seminarien,  emes  neuen  disunirtgriechischen  Bisthums  u.  s.  w. 
zu  treffen  sind,  die  auf  eine  oder  die  andere  Weise  die  besondre  ünte^ 
Stützung  des  Staats  und  also  eine  Concurrenz  der  Finanz-Behörde  erfordern 
werden,  und  dass  gegenseitig  andere  notwendige  Polizeymaasregehi,  wie 
z.  B  die  Errichtung  grosser  Gefilngnisse,  Werck-,  Krancken-Häuser  nnd 
Schul^nstalten,  die  AbschaflFung  des  Natural-Zehnten  und  dergleichen,  eine 
zum  Wohl  des  Gantzen  erforderliche  Veränderung  der  bestehenden  Verfts- 
sung  mancher  geistiicher  Corporation  und  der  Rechte  der  Geistlichkdt  not- 
wwi  lg  machen  werden.  Die  Bearbeitung  dieser  Angelegenheiten  dürfte 
scüwerlich  die  gewünschte  vorteilhafte  Richtung  erhalten,  wenn  solche  m 
L  „n'r  .  ^  ^^^'^''''  betrieben  würde,  von  denen  jede  ihre  eigne  Ansieht 
nat,  und  jede  einzelne  nicht  durch  aUgemeine  Rücksichten  geleitet  wird.  . .  • 
•     •    n  catholischen  und  griechischen  Geistüchen  Angelegenheiten  ist 
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die  Yerfaasimg  jeder  einzelnen  weltgeisflichen  Stiftung  beider  Oammer*  j^^^^ 
Departements,  von  denen  zu  pohlnischen  Zeiten  der  vorgesezte  Dioeoesan- 
Bisehof  nnr  eine  höchst  oberflächliche  Kenntniss  nahm,  dnrch  eben  so 
mfihsame  als  weitlänftige  commissarische  Recherchen  nntersncht^  der  Umfang 
ihrer  Gerechtsame,  die  Substanz  des  Kirchen-,  Stifts-  und  Pfarr-Vermögens 
und  der  Ertrag  der  jftrüchen  Einkflnfte  aufs  genaueste  festgestellt  worden. 
Manches  für  verlohren  gehaltene  Kirchen-Gapital  ist  durch  diese  Operation 
gerettet,  die  hypotheoarischen  Forderungen  durch  Eintragung,  welche  die 
Gammem  ex  officio  urgirt  haben,  i)  sicher  gestelt,  jeder  vorsfizlichen  und 
SMhllssigen  Verschleuderung  des  Kirchen-  und  Pfarr-Vermögens  dadurch 
Yoigebeugt  und  der  Omnd  zu  der  im  ehemaligen  Pohlen  unbekannten  Se- 
paration des  Kirchen-  und  Pfarr-Vermögens  gelegt  worden. 

Durch  Errichtung  zweier  neuen  Bisthflmer  in  denen  von  Russlaad  und 
Österreich  getrennten  Dioecesan- Anteilen,  durch  Ansetzung  neuer  Officiale 
und  Decanen,    durch  die  Formirung  neuer   Bischöflicher  Consistorien  und 
Gostüehen  Gerichte  ist  das  Subordinations-Verhältniss  des  Cleri  gegen  den 
Buehof,  und   durch   die  Wahl  der  Ordens-Provinciale  das  Verhftltniss   der 
Klöster  gegen  ihre  Vorgesetzte  dergestalt  geordnet,   dass  bei  dem  erstem 
gar  nichts  und  bei  dem  leztem  nur  wenig  zu  desideriren  bleibt.    Die  Ma- 
terialien zu  dem  Neu-Ostpreussischen  Provinzial-Recht,  insofern  es  die  Rechte 
und  Verbindlichkeiten    des  Cleri  und    der  Kirchen-Anstalten   betrift,  sind 
lehon  Iftngst  durch  die  Bemühungen  der  Cammer  gesammelt  und  werden 
jext  Ton  der  Posenschen  Regierung  zu  einer  besondem  geistlichen  Consti- 
tation  fhr  Sfld-   und  Neu-Ostpreussen  zusammengesezt;    den    bisher  Statt 
g^fiuidenen  Miabräuchen  der  Pfarrer  bei  Erhebung  der  Stolgebühren  ist  durch 
cane  neue  Stolgebühren-Taxe  vorgebeugt,  und  der  Entwurf  einer  gleichen 
OebUhren-Taxe  für  die  Bischöfe  und  deren  Gerichte  wird  in  wenigen  Wochen 
^  Vollendung  gebracht  seyn.     Unverkennbar  ist  schon  jezt  das  Bestreben 
^r  Weltgeistlichkeit,  sich  durch  mehrere  Kenntnisse  und  bessere  Bildung 
anssozeichnen,  der  Regierung  in  ihren  wohlthätigen  Maasregeln  zu  Hülfe  zu 
Wmen  und  tolerante  Gesinnungen  und  Handlungen  gegen  die  Anders- 
denkenden zu  äussern.    Wird  ihnen  erst  Gelegenheit  verschaft  werden,  sich 
^  £.  K.  M.  Staaten  durch  Besuchung  eigentlicher  Universitäten   als  Theo- 
logen auszubilden,  so  werden  die  wohlthätigen  Folgen  bald  noch  merklicher 
worden.    £Sne  sehr  sorgflütige  Gontrolle  der  Behörden   aller  Art  in   ihrer 
Handlungsweise  gegen  die  Geistlichkeit  hat  das  Zutrauen  der  leztem  zur 
Landea-Begierung  vermehrt  und  jede   Veranlassung  zu    bedeutenden  Be- 
schwerden vermieden.  .  .  . 

•  •  •  Natürlich  würde  es  mich  betrüben,  ein  Werck  anheben  zu  müssen, 
^6lcheB  ieh  mit  wirklicher  Liebe  zur  Sache  bearbeitet  habe  und  von  wel- 
^m  ich  mich  (!)  auf  die  Bildung  der  Nation  so  sehr  viel  versprechen  kann. 

1)  Vorlage:  »hat«. 


1 


280  U^nnden  No.  783—784. 


1805  Ja  es  wttrde  selbst  das  Zntrauen  der  Einsassen  za  memer  AdmiiiiBtntioB 
sehwächen,  welche  den  Umfang  der  Sache  nnd  die  Bewegnngsgrllnde  nidit 
llbersehen  können,  anf  welche  aber  die  Qeistlichkeit  einen  zu  grossen  EinflmB 
hat,  mn  deren  Behörde  nicht  als  eine  der  wichtigsten  des  Staats  anxuselieiL 
Dürfte  ich  es  dagegen  wagen,  E.  K.  M.  ein  treues  Bekenntniss  abzor 
legen,  nnd  welches  sich  anf  Erfahrung  nnd  reine  Wahrheit  gründet,  so  habe 
ich  es  dem  Gemein-Besten  nnd  der  Beförderung  der  National-Bildung  mM 
blos  zuträglich,  sondern  selbst  notwendig, 

dass  die  Geistlichkeit  überhaupt,  besonders  aber  die  eatholiadie, 
ganz  vorzüglich  aber  alle  Schnl-Sachen  meines  Departements  unter 
dem  ProYincial-Departement  st&nden  und  von  selbigem  nach  dem 
Bessort-Reglement  von  Neu-Ostpreussen  bearbeitet  und  abhJbigig  gt- 
macht  würden. 
Die  Geistlichkeit,  wenn  sie  ihren  Zweck  erfüllen  will,  muss  auf  die 
untere  Volks-Classe  mehr  als  irgend  eine  andere  Behörde  wirkeji,  aber  nidit 
blos  durch  geistliche  Handlungen,  sondern  eigentlich  durch  ihre  dlreete 
Aufsicht  auf  die  Schulen,  noch  mehr  aber  durch  das  Beispiel,  so  sie  den 
Gemeinden  durch  ihre  Humanität,  Moralität,  Thätigkeit,  Fleiss  und  alle  die 
ländliche  Verrichtungen  aufstellt,  wodurch  der  Wohlstand  der  Einsassen  nnr 
allein  befördert  werden  kann.  Jezt  ist  der  geistliche  Stand  (ich  rede  Mff 
eigentlich  von  denen  Landpriestem)  sich  selbst  überlassen,  niemand  nimmt 
von  ihm  directe  Notize  als  wieder  ein  Geistlicher,  und  es  ist  daher  «ns 
ihm  eine  Art  Kaste  gebildet  worden,  die  sich  nur  dann  als  Bürger  des 
Staats  betrachtet,  wenn  sie  von  Bürgern  was  einzunehmen  hat, .  am  Stast 
selbst  aber  nur  dann  Teil  nimmt,  wenn  sie  von  selbigem  etwas  zu  erwartei 
hat.  Daher  die  Intoleranz  dieses  Standes,  sein  Trieb  zu  emdten  und  zo 
decimiren,  wo  er  nicht  gesäet  hat,  seine  Abneigung  gegen  Thätigkeit  und 
bürgerliche  Geschäfte  und  Lasten,  und  dahero  auch  die  natürliche  Abneigung^ 
so  das  Volck  in  der  Regel  gegen  die  Priester  hat,  von  welchen  es  nur  noch 
blos  durch  die  Bigotterie  auf  Kosten  der  Religion  abhängig  erhalten  wiri 
Würde  die  Geistlichkeit  aber  durch  Civil-Officianten  visitiret  und  be- 
sonders die  Land -Schulen  revidiret,  würden  nur  diejenigen  zu  besäen 
Stellen  befördert,  welche  die  meiste  Thätigkeit  in  Bildung  ihrer  Jagend  im 
Acker-  und  Gartenbau,  in  den  Pocken-Inoculiren,  in  der  Sorgfalt  f&r  die 
Gemeinde-Armen  und  die  Hospitäler  pp.  bezeugt  hätten,  erhielten  die  schos 
gut  salarirten  Prediger  Prämien  und  Auszeichnungen,  so  würde  die  jetDge 
Prediger-Kaste  eine  ganz  andere  Ansicht  der  Dinge  bekommen,  ein  BflIge^ 
und  Yaterlands-Geist  würde  sie  beleben,  und  sie  würde  das  werden,  was 
sie  seyn  sollte,  nämlich: 

das  Werckzeug,  wodurch  eine  gute  und  gerechte  Regierung,  2*  B.  wie 
die  von  E.  K.  M.,  die  untere  Volcks-Classe  genau  beobachten,  ^ 
den  Geist  und  die  Denkungs-Art  derselben  directe  wirken  und  tl^ 
sie  unter  dem  Bilde  des  geistlichen  Seegens  eigentlich  den  weltUeb^ 
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yerbreiteii  konnte,  auf  den  es  bei  jeder  gaten  Regiemng  znm  Besten  .  ^^^ 
ihrer  selbst  und  des  Volcks  doch  eigentlich  nur  ankommen  kann. 
Um  dieses  aber  zu  bewirken,  das  heisst,  um  Priester  und  Schnllehrer 
zu  Organen  der  Regiemng  und  zu  Wächtern  des  Volcks-Moralitftt  zn  bilden, 
kum  wohl  nnr  durch  die  Behörde  geschehen,  welche  sie  öfters  zu  sehen, 
ID  beobachten,  zu  controUiren,  aber  auch  die  Mittel  in  Händen  hat,  auf 
üire  Bel<^ung,  Verbesserung  und  auf  alles  das  Rficksicht  zu  nehmen,  was 
den  Priester-Stand  seiner  eigentlichen  Bestimmung  näher  l>ringen  und  ihm 
eine  angenehmere  Existenz  schaffen,  zugleich  aber  ihn  auch  dem  Volck 
selbst  angenehm  machen  kann;  und  dies  ist,  wie  ich  es  schon  zu  sagen  mir 
mterstanden,  keine  andere  als  die  obere  Polizey-  und  Finanz-Behörde. 

Aus  diesen  Ursachen  wtirde  sich  dahero  der  gegenseitige  Antrag  be- 
grflnden  lassen, 

auch  in  Ost-  und  Westpreussen  wenigstens  die  Angelegenheiten  der 
catholischen  Geistlichkeit,  so  wie  es  in  Neu-Ostpreussen,  Sfid-Preussen 
und  Schlesien  schon  der  Fall  ist,  auf  jede  Weise  aber  alle  Schul- 
Sachen  dem  Provincial-Departement  ganz  abzutreten  und  yon  sel- 
bigem bearbeiten  zu  lassen.^ 
Ich  schmeichle  mir  nicht  zu  viel,   aber  ich  glaube,   dass  in  einigen 
wenigen  Jahren  die  Resultate  dieser  Einrichtung  sehr  vorteilhaft  für  das 
Beste  der  Nation  ausfallen  würden,  i) 

Das  Sfidpreussische  Departement  ist  ganz  mit  mir  einverstanden, ')  und 
es  würde  auch  ihm  kränkend  seyn,  das  Geistliche  und  Schulwesen  abtreten 
zu  nAss6n.c  .  .  . 

Cabinets-Ordre  an  Voss  und  Massow,   und  an  Voss  s.  unter  dem  Jan.  22 
16.  und  dem  19.  Januar  1805,  No.  781  und  782. 


784.  Cabinets-Ordre  an  den  Generalleuinant  v.  BlOcher.    Berlin  1805  Jan.  24 

Janusr  24. 

B.  70.  Hlkiister.  GeiftUelie  Sachen.  11.  Abschrift 
^iMmung  des  Antrags  toegen  eines  katholischen  Oamisonpredigers  für  Münsterß) 
' .  .  >Aus  Eurem  Berichte  vom  15.  d.  habe  Ich  die  Gründe  ersehen, 
welche  Euch  bestimmt  haben,  um  einen  eignen  katholischen  Geistlichen  für 
die  Garnison  zu  Münster  anzuhalten.  Ich  verkenne  zwar  Eure  gute  Ab- 
geht nicht,  indessen  gestatten  Mir  die  bestehenden  Verhältnisse  und  Ein- 
richtangen  nicht,  Euren  Antrag  zu  genehmigen,  auch  glaube  Ich  nicht,  dass 
^e  Anstellung  eines  solchen  Geistlichen  daselbst  so  unumgänglich  nötig  sein 
dürfte,  weil  andere  Gamisons,  z.  B.  in  West-  und  Sttdpreussen,  wo  die  grössere 
'^i^zahl  ebenfalls  katholisch  ist,  keine  besondere  katholische  Militair-Geist- 

1)  Vorlage:  >wttrde«.  2)  Cfr.  No.  816. 

3)  Cfr.  No.  630  und  786. 
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J^24  ^^^^  haben  and  ohne  sie  fertig  werden.  Und  was  £e  xn  entriehteiidci 
StoU-Gebflhren  betriflft,  so  existiren  darflber  sehon  so  genaue  Beatimmwigea, 
dass  der  Oemeine  Mann  wohl  hierbei  nicht  llbersezt  and  beim  Mangel  eises 
katholischen  Feldpredigeia  an  grossem  Aasgaben  genötiget  wird.«  .  . . 


Jan.  24         785.  Staats-Minister  v.  Angern  an  das  Kriegs-Konsistoriuni.    Beilm 

1805  Januar  24^ 

S.  70.  Künaier.  Oeiailiche  BMhen.  11.  Goaeepi^  gw.  Aagen. 

»Wegen  Anordnung  eines  eatholieehen  MUüair-PredigerB  xu  Münder,* ^ 
»Es   ist  mir  von   der  Mttnsterschen  p.  Cammer  [am  3.  Januar  1805] 
angezeigt  worden,  dass  nach  der  vormaligen  dortigen  Verfassung  die  Ffiist- 
bischöflichen  Trappen  in  der  Person   des  kürzlich  yerstorfoenen  Deefante 
Albers  ihren  eignen  Militair-Prediger  und  einen  besondem  Oamisons-Ootte»- 
Dienst  gehabt,  indem  dem  Gamisons-Prediger  die  seelsorgliche  Ao&icht  Aber 
das  ganze,   meist  aus  Katholiken  bestehende  Militair  anvertrauet  gewesen 
ist;    Jedoch  sind   solche  Ministerial-Handlungen,   welche  Parochial-Redite 
im  strengen  Sinne  voraussetzen  (Traaun^  Taufe,  Begrftbniss],  von  den  BttÄtr 
Pfarrern  verrichtet  worden,  um  diesen  ärmlich  dotirten  Geistlichen  die  Stol- 
Gebtthren  nicht  zu  entziehen.  Nach  der  diesseitigen  Besitznahme  des  M1ln8te^ 
lands  liess  es  das  dortige  Gouvernement  bey  dieser  Anstalt  bewenden.  I>er 
catholische  Militair-Prediger  hielt  bey  den  barmherzigen  Brfldem,  der  prote- 
stantische bey  den  Dominicanern  seinen  Gottesdienst  und  die  Stadt-Ptoer 
in  Mttnster  sind  in  Rücksicht  der  Trauungen,  Taufen  und  Begräbnisse  der 
catholischen  Soldaten  bey  ihrem   alten  Besitze  geblieben.     Nach  dem  Ab- 
sterben des  p.  Albers,  den  4.  Aug.  1803,  hat  das  Gouvernement  zu  Mflnster 
eine  Aufforderung  an  die  damalige  Special-Organisations-Gommission  erlssseo, 
die  catholische  Gamison-Prediger-Stelle  wieder  zu  besetzen.     Allein  dieses 
ist  wegen  der  Verbindung,  worin  die  Sache  mit  dem  Stifte  steht,  bey  wel- 
chem dieser  Garnison-Prediger  praebendirt  gewesen  ist,  bisher  noch  &a^ 
gesetzt  worden.    Unterdessen  hat  der  protestantische  Garnison-Prediger  ron 
sämmtiichen,  auch  catholischen  Soldaten  die  jara  stolae  gefordert  und  auch 
erhalten.     Da  dieses  nun  in  einem  ganz  catholischen  Lande  grossen  Ait- 
stand  finden  dürfte,  der  bey  unsem  alten  Provinzen,  wo  nur  wenig  Catb(^ 
liken  sind,  nicht  statt  finden  kann,  indem  solches  dergestalt  gesetzlich  be- 
stimmt ist,  so  hat  die  p.  Cammer  darauf  angetragen,  wieder  bey  einem  der 
dortigen  Regimenter  einen   catholischen  Garnison-Prediger  anzuordnen  und 
die  Abgebung  der  jura  stolae  an  den  protestantischen  Feldprediger  von  Seiten 
der  Katholiken  aufzuheben,  weil  diese  armen  Leute  solche  doppelt  bezahlen 
müssen,   da  es  gegen  ihre  Religions-Grundsätze  anlaufe,   solche  Actos  si^^h 
von  einem  protestantischen  Prediger  vemchten  zu  lassen,  diese  eine  wahre 


1)  Cfr.  No.  784  und  828. 
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Oewiiseiifl-flchen  inyolvire  und  der  Eioftlbning  des  Cantons  in  dortige  Pro-  t^^^ 
YiiuE  sehr  nachtheilig  werde,  indem  doch  dieses  dort  besondere  Schonung 
erfordere,  die  auch  von  des  Königs  Maj.  wiederhohlentlich  und  bey  jeder 
Gelegenheit  befohlen  worden.  Ehe  ich  nun  dieserhalb  etwas  einleite,  wünsche 
ieh  Yon  einem  .  .  .  Kriegs -Consistorio  zn  vernehmen,  wie  es  in  Ansehung 
der  StoU-Qebtthren  in  den  ganz  oder  doch  meistens  catholischen  Königl. 
Provinzen,  c.  B.  in  Ober-  und  Neu-Schlesien,  Süd-  und  Neu-Ost-Preussen 
gehalten  wird,  ob  daselbst  bey  den  Regimentern  auch  besondere  catholische 
Feld-  und  Oamison-Prediger  sind,  oder,  da  doch  kein  protestantischer  Feld- 
ptediger  bey  denselben  seyn  kann,  ob  dort  die  sacra  der  Gatholiken  durch 
einen  herumreisenden  catholischen  Oeistlichen,  wie  in  den  uralten  Königl. 
Bttaten  geschieht,  besorgt  werden,  wie  und  aus  welchen  Gassen  in  beyden 
lUlen  diese  catholischen  Miütair-Geistlichen  remunerirt  werden  und  wie  es 
mit  den  juribus  stolae  des  catholischen  Militairs  bey  solchen  oder  auch  bey 
sehr  vermischten  Begimentem,  wo  es  viel  Gatholiken  giebt,  gehalten  wird?€ . . . 

Das  Kri^^-Konsistorium  verweist  zunächst  d.  d.  30.  März  1806  auf 
die  an  BlQcher  ergangene  Gabinets-Ordre  vom  24.  Januar  1805  (No.  784), 
ohne  auf  die  anderen  Fragen  Angem's  einzugehen,  worauf  dieser  d.  d. 
13.  April  1805  nochmals  anfragt.  Die  Antwort  d.  d.  27.  April  1805  cfr. 
No.  828. 


786.  Immediat-Bericbt  des  Staats-Ministers  v.  Angern.    Berlin  1805  Jan.  26 

Jsnuar  25. 

R.  89.  68.  IL  AwferttKnng.    Coneept,  Anweisiing  tob  Back,  fi.  70.  Paderborn.  IL  XXIY.  16. 

Das  Khster  Oohkirehen  in  der  Stadt  Paderborn  kann  gegen  den  Willen  dee  Füret" 
^Mofs  nicht  aufgehoben,  wohl  aber  die  Annahme  von  Novixen  untersagt  toerden. 

. . .  »Das  Kloster  Oohkirehen  in  Paderborn  ist  Benedictiner-Ordens  und 
Mhwaoh  dotirty  daher  selbiges  gleich  vom  Anfang  an  2um  Einsterben  be* 
stimmt  und  die  Aufnahme  yon  Novizen  verbothen  worden  ist.  Neu  sind 
iii  der  Provina  Paderborn  noch  2  Nonnen-Klöster  desselben  Ordens  zu 
Gohrden  und  Wilbedassen,  ^)  und  daher  ist  die  Absicht  dahin  gegangen,  die 
Nonnen  des  ELlosters  Gohkirchen  in  diese  beiden  EJöster  zu  versetzen  und 
denselben  dafOr  ein  angemessenes  Kostgeld  aus  dem  Vermögen  des  erstem 
Klosters  zu  bezahlen.  Dieses  Vorhaben  hat  auch  die  Kammer  zu  Münster 
u  sich  ganz  angemessen  und  ausführbar  gefunden,  nur  hat  sich  der  Gene- 
i^*Vicariu8  darauf  für  sich  nicht  einlassen  wollen,  sondern  mit  Bezug  auf 
den  Reichs-Deputations-Beschluss  vom  25.  Februar  1803  §  42  auf  die  er- 
lorderliclie  Zustimmung  des  Fürst-Bischofs  von  Paderborn  provocirt.  Weil 
^^  dieser  §  die  bestimmte  Vorschrift  entiiält,  dass  die  Bäcularisation  der 
S^Uossenen  Frauens-Klöster  nur  im  Einverständniss  mit  dem  Diöcesen- 

1)  i.  6.  Willebadessen  bei  Warburg. 
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T^^^^  Bisehof  geschehen  kann,  Novioen  aher  ohne  Einwilligang  de«  Landediemi 
nicht  aufgenommen  werden  dürfen:  so  habe  ich  die  mehigedachte  EaouHr 
auf  ihre  Anfrage  angewiesen,  mit  der  Sache  vorerst  Anstand  sn  nehmen, 
jedoch  die  Vorschrift  zu  befolgen,  dass  keine  Novicen  angenommen  wflrdn, 
da  ans  iihnlichen  Erklftningen  des  Ftirst-Bischofs  schon  bekannt  war,  da» 
er  in  die  Anfhebnng  des  Klosters  nicht  willigen  wflrde,  nnd  weil  inmitteiit 
durch  den  Staats-Minister  Frhm.  vom  Stein  andere  Vorschläge  wegen  Uota^ 
bringnng  des  Re^ments  ChnrfOrst  za  Hessen  geÜian  sind,  wdohe  gemdi» 
schaftlich  mit  der  Immediat-Militair-Organisations-Gommission  betrbeHek 
werden  und  worüber  zn  seiner  Zeit  E.  K.  M.  ...  Vortrag  geschehen  wird, 
indem  man  gemeinschaftlich  darin  einig  ist,  dass  es  für  das  Militlr  ii 
mehrerer  Hinsicht  am  angemessensten  sein  durfte,  so  wenig  als  nidgüch  iB 
Casemen  gelegt  zn  werden,  wenn  nur  ftlr  die  Beweibten  mit  vielen  Kindsn 
nnd  die  Incorrigiblen  eine  Caseme  vorhanden  ist. 

Von  jener  Anfaahme  nnd  Verhandlung  wegen  Translooimng  der  Nonimi 
des  Klosters  Gohkirchen  haben  indessen  diese  und  der  Fllrst-Bisohof  ▼w 
HUdesheim  und  Paderborn  Veranlassung  genommen,  die  jezzige  Bemonsb*- 
tion  bei  E.  K.  M.  zu  übergeben,  die  sich  nun  eigentlich  schon  durch  die 
vorhin  bemerkten  nähern  VerfOgungen  erledigt,  welche  den  SuppHcanteD 
auch  bekannt  gemacht  sein  würden,  wenn  sie  sich  bei  der  Haupt-Oigim- 
sations-Commission  oder  bei  der  Kammer  zn  ]l(ünster  deshalb  gemeldel 
hätten  f  statt  sofort  bei  E.  K.  M.  immediate  einzukommen. 

Ich  stelle  daher  E.  K.  M.  auch  .  .  .  anheim :  ob  Allerhdchstdieselben  dem 
Ffirst-Bischof  von  Hildesheim  und  Paderborn  dahin  antworten  zu  lassen  ge- 
ruhen wollen:  'dass  die  Sache  für  jezt  auf  sich  beruhen  bleiben  solle^  md 
die  Nothwendigkeit  der  Aufhebung  des  Klosters  Gohkirchen  sich  eist  a 
der  Folge  näher  ergeben  würde\  Alsdann  könnte  man  noch  immer,  weaB 
es  nöthig  sein  mögte,  darauf  wieder  surük  kommen,  und  dem  Ffirst-Biflcbof 
mit  Orund  vorstellen,  dass  das  Einsterben  von  Nonnen-Klöstern  nach  deo 
§  42  des  Reichs-Deputations-Beschlusses  völlig  frei  gestellt  worden,  hier 
aber  die  Nonnen  in  Klöster  desselben  Ordens  translociret  werden  sollten, 
und  in  der  Stadt  Paderborn  doch  noch  2  Nonnen-Klöster  blieben.«  .  •  • 

Jan.  29  Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme: 

»29.  Januar  1806. 
Approbirt.« 

Hiemach  Cabinets-Ordre  an  Angern  und  »an  des  Fürstbischofs  SQ 
Paderborn  und  Hildesheim  Liebden«,  Berlin  1805  Januar  29. 

B.  70.  Paderborn  IL  XXIV.  16.  Ansfertigong  und  R.  89.  Minftton  des  Cabindt». 
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787.    Immediat-Baricht  des  Staats-Mlnitters  v.  Voss.    Berlin  1806  j^^ 

Jannir  26. 

&  80.  92.  D.   Autetigimg. 

Die  Wahlen  der  Domkapitel  in  Qneeen  und  in  Posen  unter  Milmrkung  Kdniglieker 
Kommissare;  der  in  Qnesen  sei  ex  gremio  eapihtli  xu  nehmen.^) 

.  .  .  >In  dem  .  .  .  Berichte  yom  19.  d.  M.  ^)  habe  ich  schon  zu  er- 
wihnen  Gelegenheit  genommen,  dass,  nachdem  E.  K.  M.  den  Nachfolger  in 
ii8  finbisthom  Gnesen  zu  ernennen  geruhet  haben  würden,  der  bestimmte 
KsDdidat  von  dem  Domkapitel  anf  die  ihm  zn  machende  Präsentation  ge- 
wählt werden  mttsse.  Dieser  Fall  tritt  nunmehr  gleichzeitig  bei  den  Dom- 
kapiteln zu  Gnesen  und  Posen  ein,  bei  Warschau  hingegen  nicht,  weil  das 
dortige  Bisthum  neu,  bei  seiner  Errichtung  dem  Domkapitel  kein  Wahlrecht 
eingeräumt  worden  ist  und  es  also  nicht,  wie  die  Kapitel  zu  Gnesen  und 
Posen,  YerfassQDg  und  Observanz  fttr  seine  Wahlbefngniss  anzuführen  hat, 
aondeni  sich  ohne  solche  die  Nominazion  des  neuen  Bischofes  gefallen  lassen 
mnfls.  Fttr  die  Kapitel  zu  Gnesen  und  Posen  bedarf  es  daher  eines  Prftsen- 
tationsschreibens  und  ich  verfehle  nicht,  diese  Schreiben  zu  E.  K.  M.  ... 
YoUziehimg  hiemit  submissest  zu  fiberreichen.  Eben  so  sind  zur  Leitung 
des  Wahlgeschftfts  bei  letztgenannten  Kapiteln  die  Wahl-Kommissarien  von 
E.  K.  M.  ...  zu  bestimmen  und  mit  Bevollmftchtigungs-Rescripten  zu  ver- 
sehen. Zur  Direkzion  des  Wahlgeschäfto  bei  dem  Kapitel  zu  Posen  schlage 
ich  den  dortigen  Kammerpräsidenten  v.  Koller  .  .  .  vor.  Dieses  stimmt  mit 
der  froheren  Observanz  fiberein,  und  ich  werde,  wenn  E.  K.  M.  solches 
aOergnadigst  zu  genehmigen  geruhen,  dem  genannten  Präsidenten  bei  Zu- 
fertignng  des  Präsentationsschreibens  für  das  Dom-Kapitel  zu  Posen  die 
erforderliche  Vollmacht  und  Instrukzion  zu  dem  in  Bede  stehenden  kommis- 
Btfisehen  Geschäfte  erteilen. 

Bei  der  letztem  kapitularischen  Wahl  des  zum  Erzbisthume  Gnesen 
landesherrlich  nominirten  Ffirstbischofes  Grafen  von  Earasicki  hat  der 
Posensche  Kammerpräsident  an  solcher  nur  insofern  Teil  genommen,  dass 
er  in  Qnesen  pers((nlich  gegenwärtig  gewesen  ist,  um  falls,  wie  es  zu  der 
Zeit  allenfalls  besorglich  war,  das  Elapitel  von  seiner  Pflicht,  den  nominirten 
Kandidaten  zu  wählen,  abweichen  sollte,  solches  ohne  Verzug  zu  derselben 
nrfiekf&hren  zu  können. 

Der  eigentliche  königliche  Kommissar  ist  aber  auf  allerhöchste  Ge- 
nehmigang  und  der  dortigen  besondem  Observanz  gemäss,  welche  man  zu 
^terbrechen  Bedenken  getragen,  der  Kanonikus  des  Erzstiftes  Gnesen,  von 
^^^^^nurski,  gewesen.  Dieser  Observanz,  den  Wahl-Kommissarius  ex  gremio 
<^pita]i  zu  nehmen,  wird  meines  allerunterthänigsten  Erachtens  auch  in 
S^nwärtigem  Falle  nachzugeben,  dabei  aber  dem  Kapitel  die  Kränkung  zu 
ersparen  seyn,   das   Wahlgeschäft;  noch  besonders   durch  den   Präsidenten 

1)  Cfr.  No.  813.  2)  No.  782. 
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1^  aft  oder  einen  andern  Givil-KommiBsar  bewachen  zn  lassen,  da  die  Anhlngiidh  , 
keit  des  erstem  an  £.  K.  M.  und  seine  Folgsamkeit  fOr  Allerhöehste  Be- 
fehle und  Intentionen  auch  ohnedem  keinem  Bedenken  unterliegt.  In  Vor- 
aussetzung E.  K.  M.  ...  Genehmhaltung  habe  ich  daher  das  beigeschlosseiie 
BeTollmächtigungs-Reskript  fttr  den  Wahl-Kommissar  ex  gremio  capitaii, 
jedoch  in  blanco  ausfertigen  lassen,  in  der  Absicht,  den  Nahmen  des  ra 
Bevollmächtigenden  dann  erst  einzurttcken,  wenn  ich  mich  bei  meiner  As- 
wesenheit  in  Posen  erst  nnterrichtet  haben  werde,  welchem  von  den  Prilaiea 
oder  Canonicis  des  Kapitels  mit  dem  gegrttndetsten  Vertrauen  dieses  kom- 
missarische Oeschüft  aufzutragen  seyn  wird.  .  .  . 

Nach  Vollendung  der  Wahlen  wird  fibrigens  zur  Ausfertagnng  der  K(h 
minationspatente  und  zur  Auswirkung  der  erforderlichen  päpstlichen  Bestt- 
tigung  fortzuschreiten  seyn.« 


... 


Jan.  31  Rand- Verfügung,  geschrieben  von  Beyme: 

»31.  Januar  1805. 
Bey  Remission  der  vollzogenen  Anlagen  zu  approbiren.« 

Hiemach  Cabinets-Ordre  an  Voss,  Berlin  1806  Januar  31. 

<}«iL-Direktoriiiiii  SftdpzwusAn.  Ortoehaftan.  282.  a.    Ansfertigong. 


Jan.  28         788.  Bericht  der  Pommerschen  Regierung  an  das  Geistliche  Dept^ 

tement.     Stettin  1805  Januar  28. 

R.  30.  169.  a.    Atlsfertignng,  ges.  t.  Siekstedt;  v.  d.  Oston;   SdiÜhnua;  Boebe;  Wicgu^; 
Heinpel;  Ookel;  Beck;  Oelsclüftgerj  Sohalti;  Eielniedt;  Bntli;  Brandt 

Die  Oehaltsverbesserung  für  die  beiden  katholisehen  OeisUiehen  in  SieUük^) 
Berichten  auf  eine  erneute  Vorstellung  des  p  Heinevetter  vom  13.  No- 
vember 1804:  .  .  .  »Dass  die  Stelle  des  zweiten  katholischen  Predigers  seit 
der  im  Jahre  1801  gesoheheneo  Versetzung  desselben  nach  Potsdam  unb^ 
sezt  geblieben  ist.  Durch  das  Hofrescript  vom  16.  November  desselben 
Jahres  wurden  wir  zwar  angewiesen,  uns  wegen  Mission  eines  zweiten  k»- 
tholischen  Predigers  aus  dem  Dominicaner-Kloster  zu  Halberstadt  an  die 
dortige  Regierung  zu  wenden,  da  es  denn  des  Klosters  Sache  sey,  des 
Missionarius  so  weit  zu  unterstflzzen,  dass  er  bestehen  könne.  Der  Prior 
des  Dominicaner-Klosters  hat  aber  nach  seiner  uns  von  der  Halberstfldtschefi 
Regierung  tiberschickten  .  .  .  Erklärung  vom  5.  Januar  1802  .  .  .  angezeigt, 
dass  sie  zwar  einen  Geistlichen  hieher  schicken  würden,  aber  auf  kebe 
Weise  für  seinen  Unterhalt  sorgen  könnten.  Indess  ist  auch  die  versproehene 
Mission  eines  Geistlichen  bisher  unterblieben,  und  der  P.  Heinewetter  tat 
nicht  nur  die  Amtsgesehäfte  des  zweiten  katholischen  Predigers  mit  ve^ 
richtet,  sondern  auch  dessen  jährlichen  Gehalt,  200  Gulden  aus  Rom,  von 


1)  Cfr.  No.  699,  781  und  796. 
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dem  Bisehof  m  Hildesheim  gezogen.     Die  Anstellung  eines  zweiten  Prodi-  «^^^ 
gen  seheint  aber  bei  den  yielen  Amtsgeschäften  der  hiesigen  katholischen 
Geistlichen  nm  so  mehr  nöthig  zu  seyn,  als  dem  P.  Heinewetter  nach  dem 
TOB  ihm  flbergebenem  Atteste  seines  Arztes  .  .  .  wegen  seiner  geschwächten 
Gesuidheit  die  Verwaltang  beider  Stellen  nicht  möglich  za  seyn  scheint. 

Das  Oehalt  des  ersten  katholischen  Geistlichen  besteht  übrigens  an 
¥bä»  in  200  Bthlr.  ans  der  Set.  Hedwigs-Eirchen-Casse  zn  Berlin,  nnd  das 
des  zweiten  Geistlichen  in  200  Gnlden  aas  Rom,  die  von  dem  Bischof  za 
Hildesheim  ausgezahlt  werden. 

Der  Prediger  P.  Heinewetter  bittet  deshalb  .  .  .  fflr  beide  GeistUche 
um  eine  jährliche  Zulage  von  400  Rthlr.  nebst  4  Faden  Deputat-Holz,  und 
es  seheint  keinem  Bedenken  unterworfen  zu  seyn: 

daas  eine  solche  Zulage  bei  dem  so  geringen  Gehalte  zur  nothdürf- 
tigen  Subsistenz  beider  Geistlichen  noch  erforderlich  ist, 
samal  da  beyde  .  .  .  gar  keine  Accidenzien  ausser  den  Gebtthren  haben,  die 
sie  für  die  zweimalige  Bereisung    der  Garnisonen  von  den  Pommerschen 
Regimentern  erhalten.«  .  .  . 

Oabinets-Ordre  an  Angern  s.  unter  dem  25.  Januar  1805,  No.  786.  Jan.  29 


Gabinets-Ordre  an  Voss  s.  unter  dem  26.  Januar  1805,.  No.  787.  Jan.  31 


789.  Cabinets-Ordre  an  den  Staats-Minister  Frhr.  v.  Schroetter.  Berlin  Jan.  3i 

1805  Januar  31. 

S.  89.    Uinüton  des  Gabinett.  119. 

^  Leitung  der  hcUholisehen  Angelegenkeüen  m  Neuoatpreussen  soll  ihm  verbleiben, 
nw  Über  die  Reglements  und  OesetxrEntiüünrfe  soll  er  sieh  mit  dem  Oeistliehen  De- 

partemeni  verständigen,^) 

»Da  Ihr  Euch  mit  eben  so  rühmlichen  als  glücklichem  Bifer,  wie  Ich 
ans  Euerm  Bericht  vom  20.  d.  M.  ^)  ersehe,  für  die  katholischen  Geistlichen 
und  Schul-Angelegenheiten  in  Neuostpreussen  interessirt,  so  will  Ich  Euch 
die  Leitung  derselben  durch  eine  Bessert- Verbindung  nach  dem  Antrage 
des  Staats-Ministers  v.  Massow  nicht  entziehen,  sondern  zn  Erhaltung  der 
Einheit  in  den  Grundsätzen  blos  festsetzen,  dass  Ihr  über  allgemeine  Ein- 
riehtangen,  Reglements  und  Gesetz -Entwürfe  in  diesen  Sachen  mit  dem 
Oeistliehen  Departement  gemeinschaftlich  zu  Rathe  gehen  und  in  dieser 
Rfleksicht  also  mit  demselben  Euch  über  die  etwanigen  näheren  Bestimmun- 
g^  vereinigen  müsset.« 

Auch  Angern  hatte  im  December  1804  gegen  Massow^s  Antrag  Ein- 
ipmeh  erhoben,  3)  und  die  Korrespondenz  zwischen  Massow  und  dem  ge- 
ll Cfr.  No.  666  und  911.  2}  No.  783.  3)  Cfr.  No.  911. 
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T^^i  sammten  General-Direktoriimi  ftüurte  bis  lom  Oktober  1806   nur  ni  da 
Jan.  31 

Ergebnisse,  dass  die  »bejderaeitigen  Meynnngen«  dem  Könige  yorgetragw 
werden  sollten. 

OeiL-DinktorivM.    Gwwral-PepMrteaini  LH.  (. 


Jan.  31         790.  Immediat-Vorstellung  des  Fflrsfen  Joseph  zu  Hohenlohe,  Bisehsii 

von  Breslau.    Breslau  1805  Januar  31. 

Bb  46.  B.  165«  a.    Ansfertigiuif. 

Gegen  U^ferlasaung  kaiholiseher  Kirehen  an  protesiantiaehe  Gemeinden;   wiü  du 

SimuUaneum  geataUen.^) 

»E.  K.  M.  haben  den  protestantischen  Gemeinden  in  Cnnan,  Saganschen, 
und  in  Giesmansdorff,  Loewenbergschen  Kreises,  die  darin  belegenen  katho- 
lischen Eorchen  mit  appertinentiis  znr  freien  Disposition  zn  flberlassen  . . . 
gerohet  Mehrere  Gemeinden,  dadurch  ermuntert,  haben  bereits  fthnlicb^ 
Gesuche  bei  Allerhöchst  Denselben  angebracht;  Im  Fall  der  Erhörung  ihrer 
diessfiUligen  Bitten  werden  über  Hundert  protestantische  Gremeinden  im  i 
Breslauer  und  Glogauer  Departement  dieselben  Bitten  wagen.  Die  katho- 
lische Religion  in  meiner  Diöces  ist  daher  in  Gefahr,  Aber  hundert  Kirchen 
mit  appertinentiis  zu  verliehren,  und  diese  werden  den  gänzlichen  Verfall 
von  einigen  Fünfzig  mit  Pfarrern  besezten  Parochien  nach  sich  ziehen,  weil 
die  Pfarrer  in  den  erwähnten  Departements  grösstentheils  von  den  Wieär 
muthen  dieser  Kirche[n]  leben,  die  alsdann  nicht  werden  subsistiren  können, 
wenn  diese  Kirchen  mit  appertinentiis  den  protestantischen  Gemeinden 
soUten  fibergeben  werden,  und  die  katholischen  Einwohner  dieser  Distriete, 
mehr  als  100000  Communicanten,  wflrden  aller  Religionsttbung  beraubt  sein. 

In  dieser  Rficksicht  unterwinde  ich  mich  meiner  Oberhirtlichen  Pffidit 
gemäss,  in  der  Anlage  >)  die  Ursachen  .  .  .  anzugeben,  die  mich  bestunnit 
haben,  E.  K.  M.  allerdemttthigst  zu  bitten : 

die  katholische  Religion  in  meiner  Diöces  noch  femer  in  dem  nüugsn 
Besitze  ihrer  eigenthümlichen  Kirchen  cum  appertinentiis  ...   zu  schtttsen 
und  zu  belassen,  die  protestantischen  Gemeinden  hingegen  mit  ihren  Bitten 
zur  Ruhe  yerweisen  zu  lassen.     Wenn  es  den   protestantischen  Gemeinden 
an  Kirchen  zur  Abhaltung  der  öffentlichen   Gottes-Yerehrung  mangelt,  so 
will  ich  gern  an  denjenigen  Oertem,  in  welche  sie  keine  eigene  kirchlichen 
Gebäude  besitzen,  ihnen,   so   wie  ich   es   bereits  in  Gleiwitz  nachgegeben 
habe,   den  Mitgebrauch    der   katholischen   Kirchen   oder  das   Simultancnm 
gegen  Reversales    erlauben  und   mich    bemfihen,   nach    Möglichkat  ihien 
Wünschen  zu  entsprechen.     Ich  lebe  daher  in  der  allerdemflthigsten  Hof- 
nung,    dass  Allerhöchst  Dieselben    meine   .  .  .  Bitte    zu  erhören  und  der 
katholischen  Religion  in  meiner  Diöces  ihre  Kirchen  und  WiedmnÜien  t^ 
ihr  Eigenthum,   [welches]  ihr  durch  viele  Friedensverträge  ist  ngerichert 

1)  Cfr.  No.  794.  2)  8.  u. 
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▼erden,  ferner  zu  belassen  .  .  .  gemhen  werden,  nnd  ersterbe  in  unver-  j^^i 
brfldüichster  Treue.« 


•  •  • 


[Anlage.] 

»Die  protestantischen  Gemeinden  in  Schlesien,  welche  katholische  Kir- 
dien  mit  ihrem  Vermögen,  pfarrliche  Gebäude  und  Wiedmuthen  verlangen, 
behaupten: 

L  dass  ihnen  diese  Kirchen  weggenommen  worden  und  sie  daher  die 
gegrfindesten  Ansprüche  auf  dieselben  zu  machen  berechtiget  wären. 

U.  Dass  der  §  171  et  172  Tit.  XI  Th.  U  des  allg.  Landrechts: 

'Auch  durch  Veränderung  ihrer  Rdiigions-Grundsätze  verliert  eine  Eir- 
diengesellschaft  nicht  das  Eigenthum  der  ihr  gewidmeten  Kirchengebäude', 

sowie  aueh: 

'Wenn  aber  die  Kirchengesellschaft  ganz  aufhört,  so  gUt  von  diesen 
Gebäuden  alles  das,  was  von  dem  Vermögen  erloschener  Gesellschaften  ttber- 
kupt  im  VI.  Tit  §  189  sqq.  verordnet  ist' 
iluen  Antrag  rechtmässig  begründen,  und 

in.  endlich  dass  in  dem  durch  Friedensschlüsse  zugesicherten  Status 
qno  nur  die  Gewissens-Freiheit  oder  freie  Religionsübung  verstanden  werde. 

Diese  Anftlhrungen  entkräften  nachstehende  Gründe,  wdiche  zugleich 
d6B  Katholicken  den  ferneren  Besitz  dieser  Kirchen  und  Wiedmuthen  be- 
grlbiden. 

I.  Die  Protestanten  können  nicht  behaupten,  dass  ihnen  die  Kirchen 
in  dem  Sinne,  in  welchem  sie  es  nehmen,  weg  genommen  worden  sind. 

Die  Katholischen  Kirchen,  auf  welche  sie  jezt  Ansprüche  machen,  sind 
nisprflDglich  alle  katholisch.  Sie,  wie  die  dazu  gehörigen  Oapitalien,  Wied- 
muthen und  Pfarr-Gebäude  rühren  von  katholischen  Wohlthätem  her  und 
smd  blos  för  die  Glaubensgenossen  dieser  Religion  bestimmt.  Als  die  Re- 
fonnation  in  Schlesien  ihren  Anfang  nahm,  eigneten  sich  die  Protestanten 
mit  Gewalt  an  sehr  vielen  Orten  die  katholischen  Kirchen  und  Parochien 
m,  obwohl  an  den  meisten  noch  viele  Katholicken  ansässig  waren.  Der 
Kaiser  bestand  daher  bei  der  Westphälischen  Friedens-Unterhandlung  darauf, 
dass  den  Katholicken  die  ihnen  weg  genommene  Kirchen  zurückgestellt 
▼erden  sollten.  Dieses  wurde  auch  genehmiget,  und  in  dem  Friedens-Tractat 
m  1648  §  39  dem  Kaiser  in  allen  Fürstenthümem  Schlesiens,  mit  Aus- 
nahme des  Briegschen,  Lignitzschen  und  Oelsnischen,  gleich  den  andern 
Königen  und  Fürsten  das  Recht  zu  reformiren  zugestanden. 

Da  nun  die  Protestantischen  Fürsten  des  deutschen  Reichs  von  diesem 
^ormationsrechte  Gebrauch  machten  und  die  ehemals  von  Katholicken  be- 
B^ssenen  Stiftungen  und  Kirchen  den  Evangelischen  übergaben,  so  schritt 
^eh  der  Kaiser  in  Schlesien  zur  Vollziehung  dieses  Friedensschlusses  und 
ordnete  Commissiones  an,  welche  1653  und  1654  die  Kirchen  und  Pfarr- 
welehe    sich  die  Protestanten  mit  Gtowalt   zugeeignet  hatten,  den 

^<«Ai«r  PnuMa  und  die  kaih.  Kiiehe.    IX.  19 


^ 
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T^^^l  ^^bo^^^^  wieder  snrflekstelleii  moBsten«  Dagegen  wurde  den  entern 
bewilliget,  sieh  in  den  alten  Erb-Fflrstenthflmem  and  zwar  in  Glogni 
Schweidnitz  nnd  Janer  einige  Kirchen  zu  ihrem  Qebranch  zn  erbauen. 

DiesB  ist  die  Wegnahme  der  Kirchen,  Aber  welche  sich  jezt  die  ent- 1 
gelisohen  Gemeinden  beklagen  nnd  anf  deren  Gnind  sie  die  Rückgabe  ?»- 1 
Bchiedener  Kirchen  nachsnchen.  Wollen  sie  diese  Kirchen-Üebergtbe  ftr 
unrechtmässig  erklären  nnd  daraus  ein  Recht  znr  Besitznahme  dieser  Q^ ' 
eben  herleiten,  so  mnss  auch  die  Oession  aller  ehemals  kattiolischer  En^fli  i 
nnd  Stiftongen  im  ganzen  deutschen  Reiche  an  die  eyangeüschen  (^nbe»| 
genossen,  welche  sich  auf  gleichen  Grund  stützen,  f&r  unrechtmässig  mid  im 
Katholicken  das  Recht  anerkannt  werden,  wieder  in  ihren  Besitz  za  ^ 
langen. 

Das  Benehmen  des  Königs  Ton  Schweden  Carl  Xn.,  des  eifrigsten  6»- 
ranten  des  westphälischen  Friedens,  beweist  es  selbst,  dass  die  eyang^isdiei 
Einwohner  Schlesiens  auf  diese  in  den  alten  Erbfflrstenthümem  ScUeneii 
belegene  Kirchen  kein  Recht  haben.  Denn  als  er  auf  die  genaueste  Yott- 
Ziehung  dieses  Friedensschlusses  gedrungen  und  desshalb  den  22.  Aug.  1707 
^e  Altranstädtsche  Convention  und  den  8.  Februar  1709  den  Exeontioiis- 
Recess  geschlossen,  bestand  er  auf  keine  Art  darauf,  dass  diese  Eircbea 
an  die  Protestanten  abgegeben  würden,  sondern  bezeugte  vielmehr  a&M 
Dankbarkeit  dafftr,  dass  der  Kaiser  den  Protestanten  in  den  alten  Erih 
fttrstenthümem  Schlesiens  auf  seine  Fürsprache  die  Erlaubniss  ertheilt  hstte, 
noch  sechs  neue  Kirchen  zu  errichten;  Wie  er  sich  darüber  in  demandei 
Kaiser  unmittelbar  erlassenen  Schreiben  d.  d.  Bender  den  21.  Min  1710 
erklärt: 

Nos  Carolus  Rex  p.  p.  Ex  relationibus  ad  nos  transmiasis  a  ICnistro 
et  Ablegato  nostro  Extraordinario  ad  Aulam  Majestatis  Vestrae  laetis  &ih 
ribus  percepimus,  Religionis  negotium  in  Silesia  conventione  Altranstadieofli 
cautum  et  ordinatam  tam  prosperos  habuisse  successus,  ut  non  modo  omsis 
et  singula  sint  adimpleta  atque  omni  modo  Executioni  mandata,  sed  Msj«- 
statem  Yestram  generöse  prorsus  animo  et  posteritati  ^)  commendando  exemplo 
id  dedisse  amicae  intercessioni  nostrae,  ut  sex  nova  templa  in  usum  et  flo- 
latium  August[anae]  Gonf[essionis]  addictorum  Subditorum  suorum  aedifieari 
permiserit,  confecto  super  hisce  omnibus  publice  Instrumente  seu  BeeeasOi 
ut  vocant,  formali. 

Auf  diese  Art  würde  der  König  von  Schweden  sich  wohl  in  keineiB 
Fall  geäussert  haben,  wenn  die  evangelischen  Einwohner  auf  diese  Kirob^ 
ein  Recht  gehabt  hätten  und  sie  ihnen  wider  den  Westphälischen  Frieden 
abgenommen  worden  wären ;  vielmehr  sind  in  der  Altranstädtschen  Conventum 
die  Earchen  bestimmt  worden,  welche  den  Protestanten  zum  Gebraaeh  soll- 
ten überlassen  werden. 


1;  Vorlage:  »posterltatem«. 
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Denekmähler,  dass  den  Kathoücken  die  in  den  alten  Erbfttrstenthümem 
Schlesiens  belegenen,  ihnen  nrsprflnglich  gehörigen  Kirchen  denselben  anch 
doreh  den  WestphiUisohen  Frieden  nnd  die  Altranstädtsche  Convention  sn- 
gwichert  worden  sind. 

In  dieser  Rttcksicht  störte  auch  König  Friedrich  TL.  bei  dem  1740  er- 
fi^gten  Einmarsch  in  Schlesien,  ehe  noch  Allerhöchst  Dieselben  den  statos 
fuo  zngenchert  hatten,  die  KathoMcken  nicht  im  mindesten  im  Besitz  dieser 
Kirchen  und  den  dazu  gehörigen  Wiedmnthen.  Allerhöchstdieselben  be- 
viOigten  den  Evangelischen  freie  Religions-Üebung,  aber  unter  der  ans- 
drflfiklichen  Bedingung,  dass  sie  sich  in  andern  Privat-Gebänden  versammeln, 
ihre  Prediger  selbst  unterhalten  und  die  Katholicken  in  nichts  beeinträchtigen. 

Unter  diesen  Umständen  Mit  daher  der  von  Protestanten  heute  an- 
gttttbrte  Grund,  dass  ihnen  die  Kirchen  weg  genommen  worden,  wohl  ganz 
Ton  selbst  weg.  Dagegen  ergiebt  sich  hieraus  um  so  deutlicher,  dass  alle 
diwe  Kirchen,  um  welche  sie  nachsuchen,  zum  Gebrauch  der  Katholicken 
bestimmt  sind. 

Wenn  nun  aber  selbst  das  Allgemeine  Landrecht  §  170  Th.  n  Tit.  XI 
8«gt: 

^Kirchen  und  andere  dahin  gehörigen  Gtobäude  sind  ausschüessend  das 
Sgenthum  der  Kirchengesellschaft,  zu  deren  Gebrauch  sie  bestimmt  sind': 
10  iit  es  wohl  ausser  allem  Zweifel,  dass  die  Katholicken  die  gerechtesten 
Ansprache  haben,  sich  wie  jede  Privat-Person  von  der  Landesregierung  den 
fflSchtigsten  Schutz  im  Besitz  dieses  ihres  Eigenthums  zu  versprechen.  Diesen 
§  Beheben  indessen  die  Protestanten  zu  übergehen  und  gründen  ihre  An- 
sprache 

n.  Auf  den  §  171  und  172,  in  welchem  es  heisst: 

'Auch  durch  Veränderung  ihrer  Religions-Grundsätze  verliert  eine  Kir- 
eheagesellschaft  nicht  das  Eigenthum  der  ihr  gewidmeten  Kirchengebäude.' 

'Wenn  aber  die  Kirchengesellschaft  ganz  aufhört,  so  gUt  von  diesen 
Qeb&aden  alles  das,  was  von  dem  Vermögen  erloschener  Gesellschaften 
ttbeihaupt  Tit  VI  §  189  verordnet  ist.' 

Allein  diese  Gtesetzstellen  passen  auf  die  gegenwärtigen  Fälle  nicht. 
Denn 

&)  haben  die  protestantischen  Gemeinden,  welche  jezt  auf  die  katho- 
ÜBehen  Kirchen  und  Wiedmnthen  Ansprüche  machen,  nicht  in  den  gegen- 
wärtigen Zeiten,  sondern  noch  vor  dem  westphälischen  Frieden  und  der 
Ahraast&dtschen  Convention  ihre  Religions-Grundsätze  verlassen;  und  den- 
noch sind  diese  Kirchen  mit  appertinentüs  als  ein  Eigenthum  den  Katholicken, 
weil  sie  durch  ihrer  Vorfahrer  Frömmigkeit  ftlr  Katholicken  gestiftet,  sie 
selbst  haben  zu  ihrer  Unterhaltung  und  Verbesserung  Beiträge  geleistet, 
^ut^li  den  westphälischen  Friedens-Tractat  und  die  Altranstädtsche  Conven- 
faon  zugesprochen  und  anerkannt  worden. 

19* 
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r.?^i  ^^  anderes  wftre,  wenn  gegenw&rtig  eine  ganse  ParochüdrGeaeQBdnft 

andere  Religions-Gnmdflätze  angenommen  hätte,  diess  ist  aber  der  Fall  nkk 
Aber  anch  angenommen,  dass  sftmmtliche  Einwohner  eines  Orts,  wo  nk 
eine  katholische  Kirche  befindet,  znr  eyangelischen  Religion  fiberg^aag« 
wären,  so  macht  diese  einzelne  Gfemeinde  des  Orts  noch  keine  KirelMB- 
Gfesellschaft  ans. 

Zufolge  des  §  11  des  allgem.  Landrechts  desselben  Titels  irerdei 
solche  Religions-Gesellschaften,  welche  sich  znr  öffentlichen  Feier  das  Gottei- 
dienstes  yerbunden  haben,  Eirchengesellschaften  genannt. 

Nicht  die  einzelne  Gemeinde  eines  Dorfs  kan  daher  eine  Kirchengo- 
Seilschaft  genannt  werden,  sondern  sie  ist  nnr  ein  Theil  der  in  saden 
Oertem  des  Parochial-Bezirks  zerstrenten  Kirchengesellschaft,  mit  weldiar 
sie  gemeinschaftlich  den  Gottesdienst  feiert  Wäre  diess  der  Fall  nicht,  so 
müsste  jede  Dorf-,  jede  einzelne  Gemeinde,  habe  sie  ihren  eigenen  Gottes- 
dienst oder  halte  sie  ihn  mit  andern  benachbarten  Gemeinden,  eine  Kirehen- 
gesellschaft  heissen,  was  sich  wohl  auf  keine  Art  behanpten  lässi 

Wenn  daher  anch  in  einem  Parochial-Bezirk  eine  einzelne  Gemeinde, 
welche  sich  sonst  mit  mehreren  andern  zusammen  zum  Gottesdienst  hieft, 
zn  einer  andern  Religion  übergegangen  oder  ausgestorben,  so  kan  des 
ungeachtet  nicht  gesagt  werden,  dass  die  Kirchen-Gesellschaft  reriosches 
ist.  Die  ttbrigen  in  dem  Parochial-Bezirk  befindlichen  Mitglieder  maches 
die  Gesellschaft  fortdauernd  aus  und  bleiben  daher  auch  im  Besiti  Ou« 
kirchlichen  Gebäude  und  des  dazu  gehörigen  Vermögens.  Der  Staat  selbst 
genehmigt  die  Vereinigung  mehrerer  einzelner  Kirchen  mit  ihrem  VermOgtt 
zur  Erleichterung  der  Kosten  zur  Unterhaltung  des  öffentlichen  Gottes- 
dienstes laut  §  246  Tit.  XI  Th.  EL,  wo  es  ausdrflcklich  heisst: 

'Wenn  aber  nach  Erfordemiss  der  Umstände  und  um  die  Kosten  mr 
Unterhaltung  des  öffentlichen  Gottesdienstes  zu  erleichtem,  mehrere  ParoelüeD 
und  deren  Kirchen  zusammen  geschlagen  werden,  so  heissen  diesdbeB  ver- 
einigte Mutterkirchen.' 

Und  es  kan  gegen  diese  Einrichtung,  dass  mehrere  Pfarr-E^irchen  nü 
ihrem  Vermögen  zu  einer  KirchengeseUschaft  geschlagen  worden,  nichts  e^ 
innert  werden.  Schon  nach  dem  Westphälischen  Frieden  wurden  mehrere 
dieser  Kirchen  mit  ihrem  Vermögen,  welche  gegenwärtig  die  Protestanten 
Tcrlangen,  zur  Unterhaltung  des  öffentlichen  Gottesdienstes  einer  Hanptkirclie 
adjungirt,  und  die  einzelnen  Gemeinden  dieser  Oerter  machten  mit  jener*] 
am  Wohnsitz  des  Pfarrers  eine  Kirchengesellschaft  aus. 

Diese  Vereinigung  geschah  bald  nach  dem  Westphälischen  Frieden,  w 
die  Katholicken  sind  daher  Aber  150  Jahre  in  dem  ruhigen  Besitse  dieser 
Kirchen  geblieben. 

Diese  Vereinigung  war  auch  um  so  nothwendiger,  als  nach  dem  ^ 


1)  Vorlage:  »jenen«. 
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gehobenen  nexns  Parochialis  solche  nicht  mehr  hätten  snbsistiren  können,  j^^ 
und  die  katholischen  Gemeinden  in  Niederschlesien  nicht  ihre  Religions- 
üebungen  wflrden  haben  fortsetzen  können.  Eine  solche  Vereinigung  ist 
aneh  von  dem  Staate  selbst  approbirt  worden,  indem  die  Pfarrer  auf  alle 
diese  adjong^rten  Kirchen  nnd  Wiedmnthen  das  Allerhöchste  Placitnm  er- 
Melten.  Es  sind  daher  die  Wiedmnthen  dieser  Kirchen,  so  wie  ihr  Ver- 
mdgen  ein  gemeinschaftliches  Vermögen  der  ganzen  Kirchen- Gesellschaft 
oder  aller  der  Gemeinden,  welche  znr  Feier  des  öffentlichen  Gottesdienstes 
in  einem  Parochial-Bezirk  nnter  einem  Pfarrer  verbunden  sind,  welchen  sie 
buher  gehörten  nnd  dnrch  Friedenstractate  als  ihr  Eigenthnm  zugesichert 
vorden  sind. 

Sey  es  aach,  dass  in  einem  Parochial-Bezirk  eine  einzelne  oder  meh* 
rere  Dorf-Gemeinden  znr  evangelischen  Religion  übergegangen,  so  ist  darin 
doch  nicht  die  ganze  Kirchengesellscbaft  erloschen  oder  von  ihrem  Glanben 
abgetreten,  sondern  in  jedem  Parochial-Bezirk  befindet  sich  ein  Pfarrer,  nnd 
in  demselben  noch  ein  grosser  Theil  der  Katholicken,  welche  das  gegrfln- 
deste  Recht  auf  diese  kirchlichen  Besitzungen  behalten.  Es  kan  auch  nicht 
behauptet  werden,  dass  aus  Mangel  der  Eingepfarrten  die  Stelle  des  Pfarrers 
bei  einer  Kirche,  welche  die  Protestanten  verlangen,  unbesezt  geblieben 
w9re.  Bis  jezt  hat  jede  Kirche  ihren  Pfarrer,  wenn  auch  nicht  am  Orte, 
doch  an  dem  Orte  der  Hauptkirche.  In  dem  Allgem.  Landrechte  §  308 
T^  XI  Th.  n  wird  aber  festgesezt : 

'Wenn  aus  Mangel  der  Eingepfarrten  die  Stelle  des  Pfarrers  länger  als 
10  Jahre  hindurch  unbesezt  geblieben,  so  kan  der  Landesherr,  wo  nicht 
besondere  Landes-Verfassungen  oder  Tractaten  entgegen  stehen,  ttber  die 
vacante  Kirche  verfügen,  und  alsdann  erlöschen  auch  die  etwannigen  Pa- 
lOchial-Rechte  derselben.' 

In  Schlesien  und  besonders  in  der  Breslauer  Diöces  stehen  Tractate 
dieser  Art  entgegen.  Der  feierliche  Westphftlische  Friedensschluss,  welcher 
den  blutigen  Beligionsstreitigkeiten  in  ganz  Deutschland  ein  Ende  machte, 
die  Altranstftdtsche  Convenüon,  welche  die  Erfüllung  dieses  Friedensschlusses 
in  Schlesien  executirte,  sichern  den  Katholicken  den  Besitz  dieser  Kirchen 
zu.  Femer  durch  den  Breslauer  Friedensschluss  vom  28.  Julii  1742,  welcher 
durch  den  Dresdner  Frieden  vom  25.  Decbr.  1745  und  zu  Hubertsburg  am 
15.  Februar  1763  erneuert  worden,  verbflrgten  sich  die  Könige  von  Preussen, 
die  katholische  Religion  in  statu  quo  und  die  sämmtlichen  Einwohner  im 
Besitz  des  ihrigen  zu  lassen,  auch  sich  ihrer  höchsten  Landesherrlichen 
Qeiechtsame  nicht  zu  bedienen,  in  Ansehung  des  Status  quo  der  Römisch- 
kafliolisehen  Religion  eine  Abänderung  zu  treffen. 

in.  Es  Ifisst  sich  nicht  behaupten,  dass  unter  dem  Status  quo  blos 
freie  Reügions-Uebung  verstanden  worden  sei. 

Wenn  diess  wäre,  so  hätte  wohl  das  Haus  Oestreich  nicht  nöthig  ge- 
liabt,  mit  einem  so  weisem  Könige,  als  Friedrich  EL.   war,  in  besondere 
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J^^l  Un^f^^i^^l^"^^^  2^  treten:  indem  Ton  Höohstderoeelben  Gfereehtigkut  n 
erwarten  war,  dass  ohne  Aufforderung  die  freie  ReUgions-üebung  den  £»- 
tholioken  bewilliget  würde,  und  diese  auch  schon  bei  dem  ersten  Einmandi 
der  Königl.  Preuss.  Truppen  in  Schlesien  durch  ein  Patent  d.  d.  Beiün  des 
1.  Decbr.  1740^)  Allerhöchst  Dieselben  feierlich  Terheissen  hatten. 

Aber  gesezt  auch,  dass  unter  dem  Status  quo  blos  freie  ReligioB»- 
Uebnng  bewilliget  worden  sey,  so  schliesst  diess  unumgftnglioh  in  sich,  da» 
den  Eatholicken  jene  Mittel  auch  gelassen  werden  müssen,  ohne  welche  ae 
ihre  Religion  schlechterdings  nicht  ausüben  können.  Da  nun  dieses  ii 
Niederschlesien  allein  die  Wiedmuthen  und  Capitalien  sind,  welche  gogen- 
wftrtig  die  Protestanten  yerlangen,  und  ohne  dieses  Eigenthnm  der  katlio-  ; 
liehe  Gottesdienst  ganz  aufhören  muss,  so  folgt  unwiedersprechlich  daraus, 
dass,  wenn  die  Katholischen  die  im  Friedensschluss  bewilligte  freie  ReHr 
gions-Uebung  behallten  sollen,  ihnen  auch  jene  unumgftnglioh  nöthigen  Mittel 
dazu,  in  deren  Besitz  sie  schon  damals  waren,  gelassen  werden  mflssen. 
Der  Einwand,  dass  jezt  in  diesen  Oertem  keine  ELatholicken  mehr  and, 
fällt  von  selbst  weg. 

Nicht  blos  die  Einwohner  dieses  Orts,  wo  die  ELirche  noch  heute  ist, 
sondern  alle  zugeschlagenen,  mit  ihr  yereinigten  Qemeinden  hatten  damals 
schon  den  Mitgenuss  dieses  Vermögens,  ohne  welchen  sie  keinen  Seelsoiger 
unterhalten  könnten,  und  dieser  muss  ihnen  bleiben,  wenn  ihnen  nodi  fener 
vergönnt  wird,  ihre  Religionsübungen  frei  auszuüben. 

Wollte  man  dagegen  sagen,  dass  ihnen  die  Freiheit  bleibt,  sich  selbst 
einen  Lehrer  der  Religion  auf  eigene  Kosten  zu  erhalten,  so  muss  auch 
eingestanden  werden,  dass  eben  dieses  auch  den  Protestantischen  Gemem- 
den  obliegt.  Denn  ist  dies  ein  angenommener  Grundsatz,  so  muss  er  bei 
allen  Religionspartheien  Statt  finden.  Wenn  aber  dem  ungeachtet  die  Ka* 
tholicken  die  kirchlichen  Güter,  welche  sie  durch  Jahrhunderte  ungestört 
besessen  und  zur  Unterhaltung  ihrer  Reiigionslehrer  angewendet  habeo, 
verlieren  und  ihnen  die  Em&hrung  des  Seelsorgers  allein  aufgebürdet  werden 
sollte,  und  dagegen  die  Protestantischen  Gemeinden  von  dieser  Verbindlich- 
keit freigesprochen  und  ihnen  zu  diesem  Behuf  die  den  Katholicken  ent- 
zogenen Güter  gegeben  würden,  so  Iftsst  sich  diess  mit  den  Grundsfttsen  der 
Reciprocitftt  nicht  vereinigen. 

Indessen  scheint  es  ausser  allem  Zweifel  zu  seyn,  dass  unter  dem  statos 
quo  nicht  blosse  Gewissens-Freiheit,  sondern  der  fortdauernde  Besitz  aller  der 
Güter,  Gerechtsamen  und  Freiheiten  zu  verstehen  sei,  welche  der  katho- 
lischen Religion  in  Schlesien  im  Jahre  1740  zugestanden. 

Dieses  geht  schon  aus  dem  Verfahren  Friedrich  EL.  hervor.  AllerhOehst 
Dieselben  haben  den  Katholicken  nicht  eine  einzige  der  ihnen  gehörigen 

1)  B.  n.  a.  in  J.  J.  Kornes  Schlesischer  Edicten-Sammlung,  Breslau  s.  a.,  I- 
1 — 4,  und  bei  Laspeyres,  Geschichte  pp.  der  Katholischen  Kirche  Preossens, 
HaUe  1840,  I.  352. 


SohloBien.  295 

Kirehen  nelrat  den  dabei  befindlioheB  Wiedmuthen  and  Capitalien  entzogen,  j^^^l 
sondern  die  Protestanten,  welefae  eigene  Prediger  haben  wollten,  angewiesen, 
sie  aus  eigenen  Mitteln  za  unterhalten  und  so  anch  die  nöthigen  Geb&nde 
infznffihren,  obsehon  bei  manchen  katholischen  Kirchen  dieselben  Verhiüt- 
Bisse  Statt  fanden,  welche  heute  obwalten  und  welche  die  Ansprüche  der 
eyangeüschen  Gemeinden  rechtfertigen  sollen. 

Aueh  nfther  giebt  das  beigelegte  absehriftliche  Königl.  Rescript  vom 
20.  April  1754  ^)  zu  erkennen,  dass  der  Status  quo  in  dem  eben  angeführten 
Sinne  zu  verstehen  ist. 

In  diesem  erkl&rt  Friedrich  ü.  ausdrficklich :  dass  er  vermöge  des 
Status  quo  die  katholische  Religion  ausdrflcklich  in  dem  Zustande  lassen 
wolle,  in  welchem  sie  sich  unter  Oestereichscher  Re^erung  befand,  und 
sest  deshalb  selbst  zur  Vermeidung  der  Streitigkeiten  das  Jahr  1740  zum 
anno  regulativo  fest. 

Wozu  wäre  diese  Versicherung,  wenn  unter  dem  Status  quo  blos  Oe- 
Wissensfreiheit  zu  verstehen  wäre,  die  die  Katholicken  immer  genossen 
haben?  In  Rttcksicht  dieses  Status  quo  hat  Friedrich  II.  durch  eine  Ver- 
ordnung vom  11.  Januar  1758')  alle  katholische  Geistlichen  und  Schullehrer 
aus  denjenigen  Oertem  im  Glogauschen  Departement  vertreiben  lassen,  in 
welchen  keine  Katholicken  existirten,  aber  die  Kirchen  und  die  Wiedmuthen 
sind,  obwohl  sie  von  den  Protestantischen  Gemeinden  verlangt,  den  Katho- 
lieken  dennoch  zur  Erhaltung  der  Seelsorger  bei  den  Hauptkirchen  belassen 
worden. 

Da  in  dem  Jahre  1740  die  Katholicken  im  Besitz  der  Kirchen,  welche 
ject  von  den  protestantischen  Gemeinden  verlangt  werden,  waren,  so  ge- 
hören auch  ihnen  solche  vermöge  des  Status  quo  zu  und  sie  verbleiben  ihr 
Bigenthum,  wenn  auch  eine  oder  die  andere  Gemeinde,  welche  dazu  ge- 
hörte, keine  Katholicken  oder  nur  wenige  zählt.  Genug,  dass  in  andern 
Oertem  in  dem  Parochial-Bezirk  solche  existiren,  die  den  Ikfitgenuss  von 
dem  diessfWigen  Vermögen  gehabt  haben  und  bis  jezt  haben. 

Wird  diess  nicht  als  gflltig  angenommen,  sondern  werden  noch  mehrere 
Kirehen  mit  ihren  Wiedmuthen  fttr  die  Protestanten  eingezogen,  so  werden 
£e  Ansprüche  der  lezteren  immer  weiter  gehen. 

Die  meisten  evangelischen  Gemeinden  werden  die  in  ihren  Wohnörtem 
befindlichen  Kirchen  und  Wiedmuthen  verlangen.  Sollten  sie,  wie  die 
Gemeinden  zu  Cunau  Saganschen  und  zu  Giesmansdorff  Löwenbergschen 
Kreises,  zuMeden  gestellt  und  Katholische  Kirchen  mit  ihren  Wiedmuthen 
erhalten,  so  wäre  diess  das  Signal  zur  Verdrängung  der  Katholicken  aus 
tS^  Niederschiesien.  Nach  einer  nicht  langen  Reihe  von  Jahren  werden 
^vm  im  Jauerschen,  Glogauschen,  Sprottauer,  Saganschen,  Carolat-Beuthen- 

1)  Gfr.  Band  IV,  No.  622,  am  Schlüsse. 

2)  Vielmehr  vom  31.  Dezember  1767,  s.  Band  III,  No.  824,  und  Band  IV, 
No.  3,  4. 
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T^^Sl  ^^^^^  Fflrstenthümeni,  auch  in  einem  grossen  Theile  des  BreBlaaselien  mi 
Schweidüitzschen  F^stenthnms  wenige  oder  gar  keine  katholiflche  Pfaner 
mehr  leben  können,  weil  diese  nnr  grössten  Theils  durch  den  Besitz  dieser 
Kirchen  und  Wiedmuthen  subsistiren,  und  die  katholischen  Einwohner  dieser 
Distriote,  mehr  als  100000  Gommunicanten,  werden  alsdenn  des  kostbsnten 
Kleinods,  was  der  Staat  den  Bürgern  sichern  kan,  der  freien,  nngestöitea 
Religions-Üebung  beraubt,  sich  genOthiget  sehen,  entweder  ihre  Wohnörker 
zu  verlassen  und  sich  dahin  zu  begeben,  wo  katholische  Seelsorger  nodi 
existiren,  oder  einige  Meilen  zu  laufen,  um  einen  Gfeistlichen  ihrer  BeUgion 
au&ufinden  und  den  Gottesdienst  abwarten  zu  können. 

Welchen  Eindruck  diess  auf  die  flbrigen  zur  Breslauer  Diöces  gehörigen 
und  auf  eine  Million  sich  belaufenden  Katholicken  machen  würde,  l&sst  ffick 
schon  aus  den  allgemeinen  Klagen  und  Besorgnissen  schliessen,  welche  sich 
bei  der  Wegnahme  der  Kirchen  zu  Gunau  und  Giesmansdorff  erhoben  haben. 

Nicht  nur  das  Band  der  Verträglichkeit  und  des  guten  Einverstind- 
nisses,  das  beide  Beligionsgenossen  gegenwärtig  so  genau  verbindet,  dsss 
sie  in  christlicher  Bruderliebe  und  Hand  in  Hand  nach  ihrem  Stande  und 
ihrer  Lage  zum  allgemeinen  Besten  ihr  Schärflein  beitragen  und  Medlidi 
zusammen  leben,  würde  ganz  zerrissen  werden,  und  dagegen  Hass,  Ver- 
bitterung, Neid,  Unduldsamkeit,  Verfolgung  die  Gemüther  einnehmen  nnd 
daraus  wechselseitige  Kränkungen  und  Vorwürfe  entstehen,  sondern  die 
gegenwärtigen  evangelischen  Geistlichen  selbst  würden  an  ihren  bisherigen 
Einkünften^)  durch  die  Gemeinden,  welche  auf  Kosten  der  Katholicken 
eigene  Seelsorger  anzustellen  und  eigene  Kirchensysteme  zu  formiren  ge- 
denken und  sich  von  ihnen  trennen  wollen,  vieles  verlieren  und  daher  der 
Gefahr  ausgesezt  werden,  nicht  zu  subsistiren. 

Uebrigens  wenn  ich  das  Eigenthum  der  katholischen  Religion  in  meiner 
Diöces  zu  erhalten  suche,  so  würde  mir  das  grösste  Unrecht  zugefQgt  werdra^ 
wenn  der  Grund  hiezu  intoleranten,  gehässigen  Gesinnungen  gegen  andere 
Glaubensgenossen  zugeschrieben  würde.  Ich  bin  verpflichtet,  für  die  Unter- 
haltung des  Gottesdienstes  bei  meinen  Diöcesanen  zu  sorgen,  und  ich  innss 
daher  auch  auf  Erhaltung  der  Mittel  bedacht  sein,  wodurch  solches  allän 
möglich  wird. 

Es  kan  mir  bei  diesem  Verfahren  eben  so  wenig  etwas  zur  Last  ge- 
legt werden,  als  den  Vorstehern  einer  Stadt,  die  ihre  reichlichen  nnd  über- 
flüssigen ELämmerei-Einkünfte  darum  nicht  an  andere  Städte  abtreten,  son- 
dern zur  Beförderung  des  Wohlstandes  und  der  Bequemlichkeit  ihrer  eignen 
Stadt-Gommunität  verwenden. 

Von  der  Gerechtigkeits-Liebe  und  der  zärtlichen  Fürsorge  Sr.  jezt  re- 
gierenden K.  M.  für  das  Wohl  der  Unterthanen  ohne  Unterschied  der  Beligion 
erwarte  ich,  dass  Allerhöchst  Dieselben  aus  den  aufgestellten  Gründen  nnd 


1)  In  der  Vorlage  folgt  hier  ein  »die«,  das  der  Satz  nicht  verträgt 
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naeh  der  bei  der  am  6.  Jnlii  1798  zu  Berlin  angenommenen  Erblandes-Hnldi-  j^  ^^ 
gnng  gemachten  feierlichen  Yersiehemng  es  in  aller  nnd  jeder  Hinsicht  bei 
dem  Zustande  der  katholischen  Religion  in  meiner  Diöces  zn  bewenden,  die 
Kirchen  mit  ihren  Wiedmnthen  noch  femer  der  katholischen  Religion  zn 
liebiSBen  nnd  die  Protestantischen  Gemeinden  mit  ihren  nngegrflndeten  An- 
sprüchen anf  das  Eigenthnm  der  Katholicken  abzuweisen  aUergnädigst  ge- 
ruhen werden. 

Breslau  den  31.  Januar  1805. 

Joseph  Fttrst-Bischoff. « 


791.  Immediat-Eingabe  von  katholischen  Einwohnern  der  Stadt  MUnster.   [1806 

8.  L  B.  d.  (1805  Februar).  ^^^^'^ 

B.  89.  58.  N.    Aiufertigiuig. 

Bitte  um  BeibehaUung  des  FranMakaner-  und  des  Kapuxmer-Klosters  m  Münster. 

»Erhaben  prangt  unter  E.  K.  M.  Glorreichen  Herrschertugenden  der  Geist 
der  Milde,  welcher  Religion,  Sittlichkeit  und  Humanität,  jene  schönsten  Blttthen 
lües  menschlichen  Strebens,  zwanglos,  aber  unwiderstehlich  zu  verbreiten 
bemttht  ist;  welcher  Gewissens-Freiheit  als  die  unerlftssliche  Bedingung, 
worunter  allein  Geistes -Veredlung  möglich  ist,  öffentlich  anerkennt,  und 
wdeher  jeder  zu  diesem  höchsten  Ziel  hinstrebenden  Gottes -Verehrung  den 
Allerhöchsten  Schutz  des  Landesherm  und  der  Gesetze  auf  das  bestimm- 
teste zusagt. 

Beseelt  durch  diese  herzerhebende  Zuversicht,  dürfen  E.  E.  M.  Katho- 
liache  ünterthanen  in  Allerhöchstdenenselben  den  erhabenen  Beschlltzer  ihres 
Glaubens  .  .  .  verehren,  dürfen  in  ihren  protestantischen  Mitunterthanen  mit 
beizlicher  Liebe  Brüder  umfassen,  die  sich  mit  ihnen  eines  gemeinschaft- 
lichen, jede  religiöse  Ueberzeugung  ehrenden  Landes-Vaters  ...  zu  erfreuen 
haben. 

Aber  so  sehr  E.  K.  M.  erhabenes  Augenmerk  dahin  geht,  Moralitftt  in 

AllerhGchst-Ihren  Staaten  zu  verbreiten  und  zu  erhalten,  eben  so  wenig  kann 

^  den  .  .  .  Unterzeichneten,   welche  einen  Theil  der  wohlhabendem   und 

gebadetem  Einwohner   hiesiger  Stadt   ausmachen,    gleichgültig    seyn,    wie 

S.  K.  M.  Intention  hierunter  entsprochen  werde.     Nicht  ohne  tiefe  Besorg- 

nifls  haben  sie  das  Gerücht  vernommen,  dass  das  Franziskaner-  und  Eapu- 

eiuer-Eloster   in  hiesiger  Stadt  aufgehoben   werden   solle.     So  wenig  diese 

Bekfimmemiss   mit  dem  zerstörenden  Geiste  des  Zeitalters  übereinstimmen 

^1  80  wagen  es  gleichwohl  die  Endesunterzeichneten,  in  der  innigsten 

üeberzeugnng,  dass  die  Aufhebung  gedachter  Klöster  den  Verfall  der  Mora- 

Htlt  hiesiger  Stadt-  und  Land-Bewohner  unausbleiblich  nach   sich  ziehen 

^Me,  dringend,  durch  das,  was  ihnen  heilige  Pflicht  ist,  aufgefordert,  mit 

Beiaeitesetznng  aller  Neben-Rücksichten ,   E.  K«^  M.  ihre  ...  mit  Gründen 

^^^^^cntatzte  Bitte  um  Beibehaltung  dieser  ElösterN^.  .  vorzutragen. 
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Y^^  Ein  von  allen  Lehrern  der  Katholischen  Kirche  auf  das  dringendi» 

empfohlenes,  Ton  allen,  ihrer  Religion  zogethanen,  Katholiken  soigfiQtigit 
als  Pflicht  benntztes  Mittel  znr  Erhaltung  der  Moralitilt  ist  der  Öftere  0«- 
branch  der  heiligen  Sakramente,  insbesondere  jenes  der  Beicht  nnd  Com- 
mnnion.  Diese  erfordern  aber  eine  ungleich  beträchtlichere  Anzahl  T<m 
Priestern,  um  selbige  ansznspenden,  als  es  dermalen  Weltgeistliche  in  dei 
Pfarrkirchen  giebt,  und  nach  Aufhebung  der  Armen-Klöster  wttrde  sich  eii 
beträchtlicher  Theil  von  Gläubigen,  aus  Mangel  an  Geistlichen,  in  die  NoSh 
wendigkeit  versetzt  finden,  jenes  geistlichen  Trostes  entbehren  zu  mUBsea, 
worunter  die  allgemeine  Sittlichkeit  nothwendig  leiden  würde.  Die  Ejpih 
ziner  allein  hören  nach  einem  massigen  ungefähren  üeberschlag  jAiüok 
26000  mal  die  Beicht,  und  haben  in  den  jflngstverflossenen  Weihnsebt- 
feyertagen  6000  Seelen  die  Gommunion  ausgetheilt,  indem  nicht  aDdn  £e 
Stadt-  sondern  auch  die  Landbewohner  ihrer,  so  wie  der  Franzdakaner-Kirdia 
haufenweise  zuströmen.  Aber  nicht  allein  auf  ihre  Kloster-Kirchen,  wdehe 
wegen  des  ordentlichen  und  einfachen  Gottes-Dienstes  sehr  häufig  besacht 
werden,  erstreckt  sich  ihr  Wirkungskreis,  sondern  sie  werden  häufig  von  des 
Landpfarrem  berufen,  welchen  sie,  weil  die  Pfarreien  nicht  mit  hinläng- 
lichen Weltgeistlichen  versehen  sind,  zu  ihren  Amtsverrichtnngen  dnrehins 
unentbehrlich  sind.  Ebenso  ämsig  und  von  ausgebreiteten  Nutzen  sind  sie 
im  Predigen  und  im  Besuchen  der  Kranken,  so  dass  in  dieser  letztem  Hiih 
sicht,  zumal  beim  Eintreten  ansteckender  Krankheiten,  ihre  Aufbebümg 
von  den  nachtheiligsten  Folgen  fOr  das  Publikum  seyn  wflrde.  Sie  speiMi 
täglich  mehr  Dürftige,  als  Individuen  im  Kloster  sind.  —  Sie  smd  ihres 
tadellosen  und  erbaulichen  Wandels  wegen  aligemein  geachtet  —  Sie  kostea 
dem  Staate  unmittelbar  gar  nichts  und  ziehen,  was  die  mittelbare  ÜBt6^ 
Stützung  von  Seiten  der  ünterthanen  angehet,  aus  den  nicht-preussischeB 
Antheilen  des  ehemaligen  Mflnsterlandes  weit  mehr,  als  aus  dem  hiesig«!) 
Erbfürstenthum,  indem  sich  ihr  Terndniren  bis  ins  Oldenburgische  hioeiii 
erstreckt  Der  den  armen  Ordensgeistlichen  in  manchen  Ländern  gemachte 
Vorwurf,  dass  sie  behuf  ihrer  Termine  das  Volck  im  Aberglauben  zu  f^ 
halten  suchten,  trift  die  hiesigen  nicht,  indem  die  unter  vorletzter  Begie- 
rung  in  dieser  Hinsicht  erlassene  Verordnung,  welche  noch  gegenwärtig 
genau  beobachtet  wird,  ihnen  blos  nfltzlich  zu  seyn  gestattet,  auch  ohoe- 
hin  bei  der  grflndlichen  Aufklährung  des  hiesigen  Volks  in  dieser  Rflckaieht 
nichts  zu  befürchten  wäre. 

Sollte  die  Stelle  dieser  Orden  durch  angestellte  Geistliche  in  den  ?hx- 
reyen  ersetzt  werden,  so  würde  nicht  allein  deren  Dotirung  dem  Statte 
unendlich  viel  kosten,  sondern  auch  diese,  mit  mannigfachem  Interesse  an 
Weltverhältnisse  hangenden  Weltgeistliche  dem  Publikum  nicht  den  Nntsen 
gewähren,  als  jene  unter  einer  strengen  Disciplin  stehenden,  dem  Heil  ihrer 
Nebenmenschen  und  ihrer  Pflicht-Erfttllnng  ungetheilt  und  rücksiohtloB  sich 
widmenden  Ordensleute.     Die  Zahl  der  Individuen  ist  auch  noch  nicht  da, 
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und  keine  Anstatt  kann  solche  auf  der  Stelle  erschaffen;    es  müsten  also    Q^. 

Febr» 
Llleken    nnd  Yerwirmng  entstehen   nnd    mehrere    Tausend  Menschen    des 

Trostes  der  Geistlichen  Hülfe  und  der  Sakramente  entbehren. 

Und  waa  wfirde  der  Staat  ans  ihrer  Anfhebung  anders  fOr  einen  Vor- 
iheil  ziehen,  als  jenen  nnbedentenden:  der  Benutzung  ihrer  Gebäude,  welche 
mit  dem  beträchtlichen  Kosten-Aufwande,  den  ihre  Einrichtung  erfordern 
wfirde,  eben  so  gnt  und  noch  angemessener  irgendwo  anders  ausgemittelt 
werden  können. 

Ans  allen  obigen  angefahrten  Gründen  dürfen  wir  uns  .  .  .  versprechen, 
dtts  E.  K.  M.  unser  devotestes  Gtosuch  .  .  .  gewähren  und  Alierhöchstdero 
hiesige  getreue  Katholische  Unterthanen,  welche  eifrig  an  ihren  Religions- 
pffiehten  hangen,  nicht  in  die  drückende  Lage  versetzen  werden,  sich  die 
Möglichkeit,  jene  Pflichten  auszuüben,  durch  die  Aufhebung  der  Armen- 
SlOster  Mesiger  Stadt  erschwert  zu  sehen,  ein  Gewissensdruck,  vor  welchem 
wir  uns  durch  £.  K.  M.  persönliche  erhabene  Gesinnung  und  den  Geist  der 
Duldung  Allerhöchst-Ihrer  weisen  Staatsverwaltung  auf  das  beruhigendste 
. . .  gesichert  fühlen.« 

Die  Eingabe  trägt  95  Unterschriften,  darunter  die  der  Fürstin  Gallitzin, 
des  Grafen  zu  Stolberg-Stolberg,  des  Weihbischofe  Droste  zu  Vischering  und 
noch  5  anderer  Drostes,  des  Landraths  v.  Eettler,  von  30  Geistlichen  und 
20  Frauen;  als  erster  unterschreibt  »Jos.  Tecklenborg,  Propst  und  Pfarrer 
in  Aegidii  binnen  Münster«. 

Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme:  Febr.  7 

»7.  Februar  1805. 
8.  M.  haben  bey  Aufhebung  der  Klöster  sowohl  das  wahre  Wohl  des 
Lindes  vor  Augen,   als  Sie  dafür  Sorge  tragen,  dass  die  Gottes-Verehrung 
dmh  Beförderung  achter  Religiosität  nicht  darunter  leide.   Hiemach  werden 
Bie  auch  in  Ansehung  der  beyden  qu.  Klöster  verfahren.« 

Hiemach  Cabinets-Ordre,  Berlin  1805  Februar  7,  >an  den  Propst 
imd  Pfarrer  Tecklenborg  und  Kaplan  Rohaus  zum  Heiligen  Aegidius  in 
Mflnster.« 

B.  89.    Minftten  des  Cabinet«.  119. 

Die  Ausfertigung  gedmckt  in  den  »Historisch- politischen  Blftttem«, 
Band  86,  S.  18.  München  1880. 
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Fei^ii        ^^'  Cabineb-Ordre  an  den  Grosskanzler  v.  fioldbeck.    BeiUn  1805 

Februar  11. 

B.  34.  69.    AofferUgimg. 

MissbiUigt  die  Inanspruehnahtne  einer  fremden  Beh&rde  in  der  Streitsdeke  des  Omertü- 
VikaricU-Amtes  xu  Münster  gegen  den  Pater  Sa/mmdmomn.^ 

.  .  .  »Aus  einer  Beschwerdeschrift  des  Mflnstersehen  General- Yieaiute- 
Amts  Aber  ein  durch  die  dasige  Regierung  Ton  der  Katholisch-theologiacheB 
Facultaet ')  zu  Wttrtzburg  eingeholtes  Gutachten  in  der  üntersachmigs-SadM 
gegen  den  Pater  ApoUinaris  Sammelmann  habe  Ich,  ausser  dem  üngnmde 
dieser  Beschwerde  ersehen,  dass  dem  Yicariat-Amte  noch  zu  viel  darunter 
nachgegeben  worden,  dass  man  eine  ausw&rtige  Behörde^)  um  MaassregclB 
gegen  die  Bekanntmachung  dieser  Yerketzemngs-G^esohichte  in  dem  Wes^ 
phftlischen  Anzeiger  requirirt  hat.  Ich  befehle  Euch  daher,  diese  Beqm- 
sitionen  sofort  zurückzunehmen,  wenigstens  denselben,  es  mdge  ihnen  genüget 
werden  oder  nicht,  keine  Folge  geben  zu  lassen,  da,  wenn  das  Vicariat-Amt 
glaubt,  dass  es  deswegen  Genugthuung  fordern  könne,  es  dessen  Prirat- 
Sache  ist,  des  wegen   selbst  bey  der  auswärtigen  Behörde  zu  agiren.« . . . 


Febr.  12        793.  Immediat-Bericht  des  Staats-Ministers  Frhr.  v.  Schroetter.  Bertis 

1805  Februar  12. 

B.  80.  31  B.    Aiufttrtigiuig. 

Das  barmkerxige  Schwestern-Kloster  xu  Kulm  solle  durch  die  Einkünfte  wm  2  auf- 

xuhebenden  Klöstern  unterstiUxt  und  ertoeitert  werden. 

»Bei  Zurttckttberreichung  der  von  E.  E.  M.  mir  unter   dem  13.  Jimn 
y.  J.  zur  Berichts-Erstattung  zugefertigten  Eingabe  der  Oberin  des  Klosten 
der  Barmherzigen  Schwestern  zu  Culm  vom  3^*^  desselben  Monats, 
worin  sie  auf  eine  Unterstfltzung  fOr  dieses  Institut  antrftgt, 
Tcrfehle  ich  nicht,  Allerhöchstdenenselben  folgendes  .  .  .  anzuzeigen: 

Um  E.  E.  M.  Befehl  hierin  vollstftndig  genflgen  zu  können,  habe  ich 

1.  Die  in  der  Vorstellung  enthaltene  Angabe:  dass  das  Eloster  durch 
Versandung  einer  Weichsel-Eampe  einen  merklichen  Theil  seines  Einkom- 
mens yerlohren  habe, 

2.  Den  sonstigen  Vermögens-Zustand  des  Elosters,  und 

3.  Die  nutzbare  Beschaffenheit  desselben  überhaupt  genau  untersuchen 
lassen. 

Hiebei  hat  sich  ergeben: 


1)  Gfr.  No.  630.  2)  Beete:  Juristen -Fakultät 

3)  Die  FürsUioh-Oranische  Begierung  zu  Dortmund  wegen  Ermittelung  dea 
Einsenders.  Der  »Westfälische  Anzeiger«  brachte  im  Juni  1803  die  »Process- 
gesohichte«,  und  im  Oktober  1804  das  Urtbeil  der  Würzburger  Juristen-Faknlt&t 
vom  24.  Oktober  1803,  das  P.  Sammelmann  von  allen  Elagepnnkten  fieiepracb 
und  gegen  das  breneral-Vikariat-Amt  einen  Verweis  konkludfrte. 


Münster.    Kulm.  3()1 

ad  1.    D«88  dieee  WeiehBel-Kampe  für  200  Thaler  jährlich  auf  zehn  p^^^^o 
Jahre  yerpaohtet  und  dass  solche  durch  den  im  verflossenen  Frfllyahr  ge- 
wesenen Eisgang  znm  Theil  yersandet  ist,   so  dass  der  Pächter  auf  eine 
Bemission  von  50  bis  60  Thaler  jährlich,  worüber  sich  das  Kloster  mit 
ihm  noch  nicht  geeiniget  hat,  wird  Anspruch  machen  können. 

ad  2.  Dass  dies  Kloster  durch  verpachtete  Gmndstflcke  nnd  Zinsen 
Yon  Kapitalien  ein  Einkonmien  von  etwa  715  Thaler  jährlich  hat,  wovon, 
und  von  den  einkommenden  Geschenken,  6  Ordens-Schwestem  nnd  deren 
Domestiken  und  etwa  zwölf  Kranke  erhalten  und  geheilt  werden. 

ad  3.  Die  Ordens-Schwestem  beschäftigen  sich,  ausser  ihren  Religions- 
Yemchtnngen,  mit  der  Wartung  und  Pflege  von  Kranken,  halten  überdies 
aaeh  noch  eine  Mädchen-Schule,  in  der  etwa  70  bis  90  Kinder  freyen 
Unterricht  bekommen. 

Die  Westpreussische  ELammer  giebt  diesem  Institut  ein  gutes  Zeugniss, 
imd  das  Erlöster  hat  sich  bereit  erklärt,  wann  dessen  Fonds  vergrössert 
werden  sollte,  die  Anstalt  noch  zu  erweitem  und  zu  vervollkommenen. 

£.  K.  M.  werden  hieraus  zu  ersehen  geruhen,  dass,  wenn  ein  Kloster 
der  Beibehaltung  werth  ist,  dies  wohl  dahin  gezählt  werden  kann.  Auch 
suche  ich  in  l^eu-Ostpreussen  die  Klöster  der  barmherzigen  Schwestern 
möglichst  zu  unterstützen.  Im  Ganzen  kommt  es  aber  nur  darauf  an,  dem 
religieusen  Eifer  der  Ordens-Schwestem  für  Wartung  und  Pflege  der  Kran- 
ken und  Unterricht  der  Jugend  eine  gehörige  Richtung  zu  geben. 

Jetzt  ist  der  Fonds  zu  klein,  als  dass  etwas  vorzügliches  erwartet  wer- 
den kann. 

Eine  einmahl  verabreichte  extraordinaire  Beihülfe  würde  auch  von 
wenig  Nutzen  seyn.  Es  existiren  aber  in  Westpreussen  noch  mehrere 
KlGster  anderer  Art,  welche  zum  Theil  nicht  ganz  unbeträchtliche  Omnd- 
stflcke  besitzen,  zum  Theil  eine  verhältnissmässig  bedeutende  Oompetenz 
erhalten. 

Wenn  eins  oder  zwei  dieser  Klöster  aufgehoben  und  der  Fonds  der- 
selben zu  Verbessemng  des  Klosters  der  barmherzigen  Schwestern  zu  Oulm 
verwandt  würde,  so  dürfte  durch  Aufhebung  jener  Klöster  und  durch  Er- 
weiterung dieses  Instituts  ein  doppelter  Nutzen  entstehen. 

Sollten  E.  K.  M.  dies  vorläufig  zu  genehmigen  gemhen,  so  stelle  ich 
•  • .  anheim: 

ob  AUerhöchstdieselben  mich  zu  authorisiren  gemhen  wollen,  dieser- 
halb  in  Gemeinschaft  mit  dem  Staats-Minister  von  Massow  die  Westpreussi- 
lehe  Kammer  und  Regierung  instruiren  zu  dürfen.« 

Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme:  Febr.  16 

»16.  Febraar  1805. 
Approbirt« 

Die  speciellen  Akten  hierüber  in  R.  7.  B.  24. 
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Febr^i4        ^^^'  Cabinets-Schreiben  an  den  Fürsten  Joseph  zu  Hohenlohe,  KscM 

von  Breslau.     Berlin  1805  Februar  14. 

S.  46.  B.  165.  ».    Absdinfk 

Nur  in  Orient  too  von  der  einen  Beligions-Oeaeüschafl  kein  einx4ffer  WirGi  mdvr 
vorhanden  ist,  soü  die  Kirche  der  anderen  überlassen  werden,  an  Protestanten  ebaito 
toie  an  Katholiken.    Anerkennung  der  BereüwUligkeit  des  Fürstbischofs,  das  Srnd- 

taneum  xu  gestaüenA) 

»Hochwflrdiger  p.     So  sehr  ich  es  bedauere,   dass  die  üeberlassoog 
der  leer  gestandenen  Kirche  in  Cunau  und  Giesmannsdorff  an  die  disigeH 
ganz  protestantischen  Gemeinden,  worin  sich  auch  nicht  ein  einziger  katiio- 
lischer  Wirth  befindet,  Ew.  Liebden  nach  dem  Schreiben  vom  31.  y,  }L\ 
welches  ich  nebst  beigefttgtem  Memoire  wohl  erhalten  habe,  zu  der  Besorg 
niss  veranlasst  hat,  dass  den  katholischen  Glaubens-Genossen  an  mdirerei 
Orten   ihre  Kirchen    entzogen    und  den  Protestanten   eingeräumt   werdet 
würden,  eben  so  sehr  gereicht  es  Mir  zur  Genugthuung,  Sie  hierflber  gisi 
vollkommen  beruhigen  zu   können.     Ich   bin   so  weit  davon  entfernt,  u 
irgend  einem  Ort,  wo  sich  noch  katholische  Wirthe  befinden,  denselben  ihie 
ELirchen  zu  entziehen,  dass  Ich  vielmehr  jeden  Antrag  'dieser  Art,  selbst  io 
F&llen,  wo  die  Katholischen  nicht  den  20sten  Theil  der  Einwohner  aoft- 
machten,  gänzlich  von  der  Hand  gewiesen  und  befohlen  habe,  dass,  wo 
sich  der  umgekehrte  Fall  befinden  mögte,   den  Katholischen  die  ehemals 
protestantischen  ELirchen  eingeräumt  werden   sollen.     Die   Religion  hsütet 
nicht  auf  Gebäuden  und  Grundstflcken,  sondern  umfasst  die  Mitg^eder  einer 
Stadt-  und  Dorfgemeinde,   die  sich  dazu  bekennen.     Nicht  jener,  sondern 
diesen  gehören  die  zum  Gottesdienst  gewidmeten  Gebäude,  Gmndstftoke  nnd 
Zubehörungen,  und  es  muss  also  auch  den  Gemeinden,  die  ihre  Religion»- 
Bekenntnisse  geändert  haben,  verstattet  werden,  sich  der  Kirchen  u.  s.  w. 
nach  ihrer  Confession  zu  bedienen.     Dies  ist  der  Sinn  der  Vorschrift  des 
Allgemeinen  Landrechts  Theil  U  Titel  XI  §  171  und  172.     Auch  durch 
Veränderung  ihrer   Religions- Grundsätze   verliert   eine  Kirchengesellsdisft 
nicht  das  Eigenthum  der  ihr  gewidmeten  Kirchen-Gebäude.    Es  ist  der  g^ 
Sunden  Vernunft  eben  so  angemessen  als  dem  Geiste  des  Ghristenthnms, 
und  Ich  werde  mit  der  strengsten  Gewissenhaftigkeit  darauf  halten  Isflsen? 
damit  keinem  Religions -Theile  in  seinem  Gewissen  der  geringste  Zwang 
geschehe,     üebrigens  erkenne  Ich  in  der  Erklärung  E.  Lbd.,   dass  Sie  so 
Orten,  wo  noch  katholische  Wirthe  sich  befinden,   die  Protestanten  aber 
keine  Kirchen  haben,  worin  sie  Gott  verehren  können,  den  leztem  den  Vi^ 
gebrauch  der  katholischen  Kirchen  verstatten  wollen,  den  Geist  der  Dnldnng, 
der  mit  Meinen  Grundsätzen  in  der  vollkommensten  üebereinstimninng  i^ 
Lassen  Sie  uns  immer  diesem  gemäs  handeln  und  dadurch  zwischen  beiden 
ReHgions-Theilen  den  Frieden  erhalten,  worin  sie  bisher  so  glttcklieb  wsreo. 
In  dem  festen  Vertrauen  hierauf  verbleibe  Ich  p.  p.« 


1)  Cfr.  No.  797.  2)  No,  790. 
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DiMe  Antwort  wird  durch  Oabinets-Ordre  Tom  gleiehen  Datum  an  ^^^14 
Hoym  und  Masaow  zur  »Nachricht  und  Achtung«  mitgetheilt. 

AjutuHgoag.    m.  %.  0.  

795.    Immediat- Bericht  des  Staats-Ministers  v.  Voss.    Berlin  1806  Febr.  15 

Februar  15. 

n.  89.  32.  D.    AiufiBrtigiiiig. 

AsUräg  auf  Mnxdekung  des  Franxükaner'Nonnen-Khstera  in  Kaliaeh  xur  Erwette- 

rung  der  dortigen  Frohnveste, 

»Um  die  Erbauung  eines  neuen  GefangenhauBes  zu  Wielun  oder  Sieradz 
ni  ersparen,  wird  die  Erweiterung  der  Frohnveste  zu  Kaiisch  nothwendig. 
Nach  dem  Vorschlage  der  dortigen  Kammer  kann  diese  durch  Zuhfllfe- 
nehmong  des  an  den  Inquisitoriats-Bezirk  unmittelbar  anstossenden  Franzis- 
ksner  Nonnen-EIlosters,  mit  Gewinnung  des  erforderlichen  grösseren  Raums 
imd  flberhaupt  weit  zweckmässiger,  als  durch  den  Anbau  eines  neuen  Flflgels 
bewirkt  werden,  und,  die  ELammer  hat  daher  die  Einziehung  des  gedachten 
Klosters  um  so  mehr  vorgeschlagen,  als  die  Oebäude  desselben,  bis  auf  ein 
einages  an  die  Strasse  stossendes  massiTes  Gebäude,  dermassen  baufiülig 
sind,  dass  solche  nicht  mehr  bewohnt  werden  können. 

Da  es  E.  K.  IL  Allerhöchste  Absicht  und  sehr  zweckmässig  ist,  dass 
die  Klöster  in  Sfldpreussen  successive  durch  Oombinationen  vermindert  und 
&  dadurch  zu  gewinnende  Gebäude  zu  andern  gemeinntizigen  Bestimmungen 
gebraucht  werden,  so  habe  ich  zuvörderst  wegen  Unterbringung  der  im 
Kloster  befindlichen  6  Nonnen  nähere  Erkundigung  eingezogen.  Ausser  dem 
in  Bede  stehenden  Kloster  sind  in  Sfldpreussen  nur  noch  zwey  Franziskaner 
odor  eigentlich  Minoriten  Nonnen -Klöster,  und  zwar  das  eine  zu  Gnesen, 
das  andere  zu  Szrimm  im  Posenschen  Departement.  Beide  wollen  nach  den 
^B  der  dortigen  Kammer  eingereichten  Protokollen  jedes  3  Nonnen  aus 
dem  Kloster  zu  Kaiisch  aufnehmen,  insofern  selbige,  wie  es  den  Grund- 
sätzen gemäss  ist,  die  bis  dahin  aus  den  eingezogenen  Gfltem  genossene 
Gompetenz  dahin  mitbringen  und  solchergestalt  fiDr  ihren  Unterhalt  selbst 
sorgen. 

Unter  diesen  Umständen  hat  die  Einziehung  des  Franziskaner  Nonnen- 
Klosters  zu  Kaiisch  Behufs  der  Erweiterung  der  Frohnveste  keine  Schwierig- 
keit, sie  ist  sehr  zweckmässig,  und  ich  trage  daher  bei  E.  K.  M.  aller- 
utertänigst  darauf  an,  huldreichst  zu  genehmigen,  dass  gedachtes  Kloster 
n  dem  beabsichteten  Behuf  eingezogen  werden  darf.« 

l>nidi  Gabinets-Ordre   an  Voss,    Berlin  1805  Februar  19,    wird  Febr.  19 
&Ber  Antrag  genehmigt. 

B.  SQ.   Kintten  dM  Oftbiaeto. 
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Febr^ö        ^^'   Rescript  des  Geistlichen  Departements  an  die  Pommerscke  Re- 
gierung.   Berlin  1805  Febmar  15. 

B.  30.  169.  a.    Coneepi,  g€S.  ÜMfOW. 

Die  OehaUsaufbessenmg  der  Stettmer  katholwsken  QeisÜichen  soU  aus  den  EkiküKfkn 
der  aufgeh43henen  Kloster  m  Magdeburg  und  EaXberstadt  erfolgen. 

»Ihr  habt  in  Eurem  Bericht  vom  28.  y.  M.^}  anf  Verbeasernng  d« 
dortigen  beiden  katholischen  Predigerstellen  angetragen.  Ueberzengt  tob 
der  Billigkeit  dieses  Antrags  und  des  Gesuches  des  dortigen  kaihoUsdiaB 
Feldpredigers  P.  Heinevetter,  wollen  Wir  zusehen:  ob  bei  Aufhebung  der 
katholischen  Klöster  im  Magdeburgschen  und  Halberstildtschen  diesem  dim- 
genden  Bedflrfiüsse  nicht  abgeholfen  werden  könne,  und  werden  Euch  dato 
zu  seiner  Zeit  die  erforderliche  Nachricht  darüber  zugehen  lassen.« 

Gleichzeitig  empfiehlt  Massow  die  Berflcksichtigung  Heinevetter^s  tt 
Angern,  der  in  seiner  Antwort  vom  4.  MArz  1805  hierbei  »kern  Be- 
denken« findet  "»f^^  V^* 

Febr.  16         Oabinets- Ordre  an  Schroetter  s.   unter  dem   12.    Februar  1805, 
No.  793.  

Febr.  19         Oabinets- Ordre  an  Voss  s.  unter  dem  15.  Februar  1805,  No.  795. 


Febr.  26        797,  Immediat-Vorstellung  des  FOrsten  Joseph  zu  Hohenlohe,  Bischob 

von  Breslau.     Berlin  1805  Februar  26. 

B.  89.  30.  G.    Aasfertigang. 

Bekämpft  die  in  der  Gabinets-Ordre  vom  14.  Februar  1805^)  ausgesprochene  Anti^ 
dass  die  Kirchengebäude  der  Gemeinde^  nicht  der  Konfession  gehören}) 

.  .  .   »AUergn&digster  König! 

Geruhen  Allerhöchstdieselben  mir  ...  zu  verzeihen,  wenn  ich  midi 
unterwinde,  dagegen  [auf  die  Cabinets-Ordre  vom  14.  d.  M.]  .  .  .  vorzustellen: 

dass,  obwohl  die  Reli^on  nicht  auf  Geb&ude  und  Grundstflcke  haftet, 
so  gehören  doch  auch  nicht  die  einer  Religion  gewidmeten  Gebftude  ond 
Grundstücke  einer  einzelnen  Stadt-  oder  Dorfgemeinde,  sondern  der  Kirchen- 
gesellschaft,  fflr  die  sie  gestiftet  sind.    In  dieser  Rücksicht  heisst  ea  in  den 

Friedenstraktaten,  in  welchen  den  schlesischen  Eatholicken  die  Kirchen  be- 

• 

lassen  und  den  Protestanten  katolische  Kirchen  übergeben  werden:  eorpon 
Catholicorum,  corpori  Protestantico. 

In  demselben  Sinne  nahm  es  Friedrich  11.,  glorreichen  AndenkenB,  als 
AUerhöchstderselbe  den  Protestanten  nicht  katholische  Kirchen  zur  itm^ 
Disposition  überliess,  sondern  ihnen  erlaubte,  neue  Kirchen  oder  Bethlw«'' 
zu  erbauen,  und  sie  anwies,  ihre  Prediger  zu  unterhalten.     Diess  stunffit 

1)  No.  788.  2)  No.  794.  3)  Cfr.  No.  808. 
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aveh  gins  mit  der  Yonchrift  des  «Ugemeinen  Landreehts  Th.  ü.  Tit.  XI.  „  ^^^ 
§  170,  worin  es  ansdrflcklich  heisst: 

'Eirehen  nnd  andre  dahin  gehörige  Gebflnde  sind  ansschliessend 
das  Eigenthom  der  Kirchengesellsehaft,  zu  deren  Gebrauche  sie  be- 
stimmt sind.' 
Nach  dieser  Vorschrift  gehören  daher  die  Kirchen  mit  ihren  Grundstücken 
lieht  einer  einzelnen  Stadt-  oder  Dorfgemeinde,  sondern  der  ganzen  Eirchen- 
gttellschaft  zu,  zu  deren  Gebrauche  sie  bestimmt  sind.  Im  Fall  auch  in 
«Bern  Orte,  wo  eine  katholische  Kirche  existirt,  sich  nicht  ein  einziger 
katholischer  YTirth  befinden  sollte,  so  befinden  sich  doch  in  dem  Parochial- 
Benrk,  wohin  diese  Kirche  gehört,  mehrere  Katholicken,  die  noch  immer 
eine  Kirchengesellschaft  ausmachen,  und  welcher  nach  der  angezogenen 
GeaetEstelle  die  Kirche  mit  ihren  Zubohörungen  als  ein  ausschliessendes 
Egenthum  zuerkannt  wird. 

Diese  Kirchen  sind  mcht  der  protestantischen  Gemeinde  oder  Kirchen- 
gesellBchaft,  sondern  der  katholischen  Kirchengesellschaft  und  dem  katholi- 
schen Gottesdienste  gewidmet. 

Werden  katholische  Kirchen  in  den  Oertem,  in  welchen  keine  katho- 
lische Wirthe  existiren,  fOr  die  protestantischen  Gemeinden  eingezogen,  so 
▼erden  viele  Parochien  aus  Mangel  der  Subsistenz  der  Seelsorger  ganz  auf- 
hören. In  den  mehrsten  Parochien  im  Gebflrge  leben  die  Pfarrer  von  den 
Wiedmnihen  derjenigen  Kirchen,  die  gegenwärtig  in  Anspruch  genommen 
werden.  Wuä  Urnen  dieser  Genuss  entzogen,  so  können  sie  nicht  bestehen. 
Im  Falle  auch  den  gegenwärtigen  Pfarrern  die  Einkflnfte  ad  dies  vitae,  wie 
^ess  in  Giesmannsdorf  geschehen,  zugesichert  würden,  so  werden  doch  ihre 
Nachfolger  ohne  diesen  Genuss  nicht  bestehen  können.  Viele  Parochien 
werden  daher  eingehen  und  die  in  solchen  Parochial-Sprengoln  zerstreut 
wohnenden  Katholicken  werden  ohne  Seelsorger  und  ohne  Religionsunter- 
richt verbleiben  mflssen.  Ein  so  trauriges  Loos  erwartet  die  Katholicken 
in  den  Parochial-Sprengeln  des*  schlesischen  Gebflrges. 

Zur  Erhaltung  der  guten  Harmonie  und  Einigkeit,  die  jetzt  so  glflck- 
lich  beyde  Religionsgenossen  verband,  werde  ich  aus  allen  Kräften  mit- 
wirken: ich  ftlrchte  aber,  dass  dieses  schöne  Band  zerrissen  werden  wird, 
wenn  die  Katholicken  ihr  Eigenthum  und  dadurch  ihre  Seelsorger  verlieren 
BoIHen;  denn  schon  die  Commissionen,  welche  wegen  den  in  Anspruch  ge- 
nommenen Kirchen  sind  abgehalten  worden,  haben  unter  den  Katholicken 
^e  ausserordentlich  grosse  Sensation  und  in  ihren  Gemttthem  Bestflrzung 
nnd  Unruhe  erregt.  Zur  mehreren  Befestigung  des  Bandes  der  Verträglichkeit, 
gegenseitiger  Duldung  und  wahrer  Christenliebe  wiU  ich  den  Protestanten 
^  denjenigen  Oertem,  in  welchen  sie  keine  kirchlichen  Gebäude  besitzen  und 
wo  OB  nnr  möglich  ist,  den  Mitgebrauch  der  katholischen  Kirchen  einräumen; 
^^)  E.  K  M.,  bitte  ich  .  .  .  sie  anweisen  zu  lassen,  ftlr  die  Unterhaltung 
^er  Geistlichen  zu  sorgen  und  die  Katholicken,  wie  es  bisher  geschehen, 

Ounier,  Preuien  and  die  Utii.  Kirche.    IX.  20 
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Feb   26  ^  ^^™  Besitze  des  Kirchenyermögens  nnd  der  Wiedmnthen,  die  znr  Untorlnl* 
tnng  der  katholischen  Geistlichen  nnentbehrlich  sind,  allergn&digst  zu  belisaei. 
Mit  Oesinnnngen  der  nnyerbrttchlichsten  Trene  ersterbe  iohc  . . . 


März  1         798.  Immediat-Bericht  des  Staats-Ministers  v.  Angern.    Berlin  1805 

März  1. 

B.  89.  58.  N.    Ansfertigong. 

Die  Fr ikdem' Stifter  in  den  Entschädifftmge'Landen  HohenhoÜe,  Freekenhoni  wi 
Nottuln  sind  xu  Versorgung  der  hilfebedürftigen  adlichen  Töchter  beixubduiMefL 

Berichtet  über  das  Fränlein- Stift  Hohenholte  im  Mttnsterschen  Amte 
Horstmar  nnd  empfiehlt  dieses,  sowie  die  Stifter  Freckenhorst  nnd  NottDin 
znr  Beibehaltong:  »Durch  die  Entschädignngs-Provinzen  haben  E.E.M.  eiofiB 
bedeutenden  Zuwachs  an  adelichen  Familien  erhalten.  Die  Vorfahren  de^ 
selben  haben  durch  Primogenituren,  Majorate  und  Seniorate  hauptslichlicb  den 
Glanz  der  Familien  und  Erhaltung  des  männlichen  Stamms  beabsichtigt,  daher 
die  Töchter  gewöhnlich  mit  sehr  unbedeutenden  Ausstattungen  abgefunden 
werden.  Deshalb  sind  sie  also  gewöhnlich  unverheirathet  geblieben  und 
haben  ihren  Recurs  zu  einem  adelichen  Stift  genommen,  um  darin  einoi 
anständigen  Aufenthalts-Ort  und  damit  zugleich  eine  nothdürftige  Yersoigiuf 
zu  finden.  Jezt,  wo  die  Domstifter  grössten  Theils  aufhören,  und  also  der 
männliche  alte  Adel  darin  nicht  mehr  sein  Fortkommen  finden  kann,  tritt 
noch  ein  neuer  Grund  hinzu,  weshalb  jetzt  mehr  noch  als  vorhin  die  Töehter 
aus  dem  alten  Adel  unverheirathet  bleiben.  Es  scheint  daher  die  Staats-Politik 
zu  erfordern,  die  bisherigen  Anstalten  aufrecht  zu  erhalten,  worin  die  bisheri- 
gen adlichen  weiblichen  Personen  durch  Acquisition  von  Präbenden  ihren 
anständigen  Aufenthalt  und  massigen  Unterhalt  haben  finden  können.«  •  •  • 

März  7  Die  Rand-Verfflgung,  geschrieben  von  Bejme,  bestimmt  die  Bei- 

behaltung der  3  Stifter  Hohenholte,  Freckenhorst  und  Nottuln. 

Hiemach  Cabinets- Ordre,  Berlin  1805  März  7,  an  Angeni  nnd  ao 
die  Haupt-Organisations-Kommission. 

B.  89.    MinMen  des  Cabinets. 


März  2         799.  Cabinets-Ordre  an  die  Staats-Minister  v.  Voss  und  v.  Massow. 

Berlin  1806  März  2. 

Oeii.-Direktoriii]n  SAdpreiUBen.  TtTITT.  370.    Anefertigang. 

Die  evangelieehe  Gemeinde  xu  Qrunxing,  Er,  MeeerUx,  hat  dem  katholikkm  Prop^ 
XU  Biesen  den  2Sehnten  weiter  xu  entrichten,  bis  xum  Erlasse  eines  €Ulgeniemen  Oe- 
setxes;  auch  die  Kirche  kann  ihr  vorher  nicht  eingeräumt  wadenA) 

.  .  .    »Nach  Euerm  Berichte    vom   25.  v.  M.   über   die  •  .  .  Vontel- 
lung  der  Gemeinde  und  des  Müllers  zu  Grunzig  im  Posenschen  KuniDOf' 

1)  Cfr.  No.  942. 
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Departement  mn  Befreynng  Yon  der  Zehent- Abgabe  an  den  katholiBchen  ^S^^ 
Propst  zn  Biesen  nnd  nm  Znrflckgabe  der  angeblich  ehemals  Intherischen, 
jetzt  dem  Kloster  in  Biesen  gehörigen  Kirche  in  Gmnzig,  bin  Ich  mit  Ench 
dahin  einverstanden,  dass  die  Sapplicanten,  was  die  erbethene  Befreynng 
betrifl,  mit  der  sie  angezeigtennassen  dnrch  3  Erkenntnisse  abgewiesen 
worden  sind,  bis  zur  Pnblicalaon  des  beabsichtigten  nenen  Gesetzes  wegen 
Absehaffnng  des  Normal-Zehnten  nnd  Decems  von  Protestanten  an  katholische 
Gdstiiehe  sich  werden  beruhigen,  so  lange  aber  den  Zehent  entrichten 
mllflsen,  nnd  genehmige  hiemäehst  auch,  dass  die  Sache  wegen  ZnrUokgabe 
der  Kirche  bis  zu  diesem  Zeitpunkte  ausgesezt  werden  kann.  Hiemach 
bbe  Ich  daher  die  Supplicanten  dato  beschieden  nnd  mache  Euch  solches 
va  llachricht  und  Achtung  hierdurch  bekannt,  indem  Ich  Euch  zugleich 
auffordern  will,  die  Verhandlungen  wegen  des  befohlenen  neuen  Gesetzes 
mO^chst  zu  beschleunigen.«  .  .  . 

Die  Kirche  in  Grunzing  stand  leer  und  die  »ohne  Ausnahme«  lutherische 
Goneinde  war  auf  die  Y2  Meile  entfernte  Kirche  zu  Weissensee  angewiesen. 
Dem  Immediat-Berichte  waren  Verhandlungen  hierflber  zwischen  Voss,  der 
Kammer  zu  Posen  und  dem  Bischöfe  von  Posen  vorausgegangen. 


800.  Immediat-Bericht  des  Staats-Ministers  v.  Angern.    Berlin  1806  März  2 

Hin  2. 

B.  S9.  58.  L.  Aiufariigimg.    Concept,  korrigirt  und  gezeiclmat  YOn  Angern,  nach  •inem  Vor- 
^«nehta  Ton  8«ek  und  Yosa,  B.  70.  HUdMlitim  II.  XXIY.  1. 

y^rfauung  und  Vermögens -Bestand  des  Damkapitels  xu  Hildesheim.    Antrag  auf 

seine  BeibehaUung  in  Eohe  von  12  MitgliedemA) 

Uebersendet  eine  44  Folio-Seiten  umfassende  »Darstellung  der  Ver- 
bmn^  des  Domstifls  in  Hildesheimc : 

»llach  dieser  Darstellung  ist  das  Hildesheimsche  Dom-Gapitul  ein  auf 
^  Präbenden  fundirtes  sogenanntes  Capitulum  clausum,  das  heisst  ein 
solches,  worin  eine  bestimmte  Anzahl  Präbenden  vorhanden,  welche  alle  auf 
^QU&ahl  besezt  sein  können,  jedoch  der  Zahl  nach  nicht  überschritten  wer- 
den dUrfen.  Daher  ergiebt  sich,  dass  eigentliche  Domicellaren  nicht  vor- 
laden sind  und  darunter  nur  diejenigen  verstanden  werden,  welche  wegen 
^gel  an  Alter  oder  anderer,  auf  ihre  Qualification  keinen  Bezug  haben- 
den Ursachen  ihre  Präbenden  nicht  haben  antreten  können  oder  wollen, 
^d  die  vor  Thomas-Tag  anfangende  Residenz  noch  nicht  angetreten  haben. 
hdesB  befinden  sich  selbige  in  so  weit  in  dem  Genuss  ihrer  Präbenden, 
^  die  Revenuen  davon,  bis  jenes  Impediment  gehoben  und  die  Residenz 
^on  ihnen  angetreten  ist,  in  einer  besondem  Rechnung  bei  dem  sogenann- 
^n  Schnlden-Amts-Register  berechnet  und  zur  Bestreitung  der  Administra- 

1)  Cfr.  No.  866. 
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vu^^o  tioBB-Eosieii,  so  wie  zur  Tilgnng  der  auf  dem  guuen  VennOgeB  ndieBdM 
Sohnlden  verwendet  werden.  .  .  . 

Da  selbige  sich  in  dem  Qenoss  ihrer  Prftbenden  befinden  nnd  danot 
nnterm  8.  Anglist  1792,  6.  Angnst  1793,  21.  Jnny  1798  nnd  3.  Jnly  1800 
anfgeschworen  worden  nnd  nnr  den  Niessbranch  wegen  der  in  den  Statotoi 
des  Capitnls  liegenden  Impedimenten  haben  entbehren  mttBsen,  so  leidet  ei 
mit  Bemehnng  anf  §  69  des  Beichs-Depntations-SchlnsBea  kein  Bedenkni, 
dass  sie,  so  bald  sie  das  statntenmftssige  Alter  erreicht  haben  nnd  fie 
Residenz  antreten  kOnnen,  znm  Gennss  ihrer  Prftbenden  ssogelaasen  warte 
mfissen. 

Nach  Abzng  dieser  vier  sogenannten  Domicellaren  bleiben  noch  38 
Prftbenden  übrig,  wovon  35  mit  den  §  7  anfgefBhrten  Mitgliedern  beMSt^ 
welche  sich  im  actnellen  Oennss  derselben  befinden.  Die  übrigen  drej . . « 
sind  dnrch  deren  resp.  am  26.  October  1802,  16.  May  nnd  12.  Jnnj  1804^ 
mithin  nach  der  Besitznahme  erfolgtes  Ableben  erledigt  nnd  nicht  wieder 
besezt  worden,  nnd  werden  die  Revennen  der  ersten  zn  Lanrentii  1805  und 
der  beiden  Leztem  zn  Lanrentii  1806  fttr  Rechnung  des  Staats  disponible, 
wenn  die  bisherige  Verfassung  des  Deservits-,  Onaden-  nnd  Fabrik-Jahn 
beibehalten  wird,  worüber  ich  mich  in  der  Folge  dieses  Berichts  niker 
ftnssem  werde. 

Uebrigens  hat  nach  bisheriger  Verfassung  das  Capitnl  nnter  seines  IGt- 
gliedem  zwei  Dignitarien  oder  Prftlaten,  nehmlich  einen  Dom-Propst  joA 
einen  Dom-Dechanten,  nnd  vier  Ofßcianten  gehabt,  nehmlich  den  Scholsster, 
Ktister,  Kantor  nnd  Kellner.  Die  beiden  erstem  sind  dnrch  canonische  WiU 
ex  gremio  capitnli,  die  Officia  des  Scholasters,  Küsters  und  Cantois  foi 
dem  Fflrst-Bischof  besezt,  und  der  Kellner  vom  Capitul  erwählt.  Die  Piir 
benden  selbst  sind: 

a.  in  den  reservirten  Monathen  Januar,  Mftiz,  May,  Julius,  Septento 
und  November  in  Gemftssheit  der  generellen  teutschen  Concordaien  nm 
dem  Papst  und 

b)  in  den  Monathen  Februar,  April,  Junius,  August,  October  imd  De- 
cember  von  dem  Capitul  selbst,  jedoch  nicht  in  concreto,  sondern  per  tat- 
num  conferirt.     Indess  hat 

c.  der  deutsche  Kaiser  das  Recht  der  ersten  Bitte  in  der  gewdhiüieheii 
Art  ausgeübt,  dass  er  bei  seinem  Re^emngs-Antritt  eine  Prftbende  veigebeD 
hat,  und  endlich  ist 

d.  bei  erledigtem  Pftpstlichen  Stuhl  das  jus  nominandi  in  den  päp>^ 
liehen  Monathen  jure  ordinario  vom  Capitul  exercirt  worden. 

Bei  der  erfolgten  Sftcularisation  des  Bisthums  EBldesheim  und  bei  den 
über  die  Uebergabe  desselben  an  £.  K.  M.  in  dem  Reichs-Deputations-ficiUnM 
enthaltenen  Bestimmungen  hören  alle  diese  Collations-Rechte  auf  nsd  die 
vacant  werdenden  Prftbenden  stehen  zu  Allerhöchstdero  alleinigen  CoUstioii 
und  Disposition. 


Hildeslieim.    DomkapiteL  3()9 

Das  YermOgen  des  Dom-Oapitols  zerfUlt  ...  in  zwey  Haapt-Abthei*  J^q 
hmgesy  nehmlieh 

1.  in  das  eigenthllnüiche  nnd 

2.  in  dasjenige,  irorftber  es  nnr  die  Administralaon  nach  den  bestehen- 
den Fnndationen  hat. 

üeber  die  Art  nnd  Weise  dieser  Administration  werde  ich  mich  weiter 
Uten  Snssem. 

Die  j&hrliche  Nntsnng  des  eigenthflmlichen  Yermdgens  ist  mit  Einschinss 
der  Snsen  von  den  Aetiv-Gapitalien  auf  .  .  141 068  RtUr.  4  Gr.  7  Pf. 
uid  nach  Abrag  der  daron  sn  prftstirenden 

jihrliehen  Ausgaben  anf 115499     -    28Mgr.^)5 - 

netto  angeschlagen  worden.  Indess  durfte  dieser  Anschlag  für  jezt  nicht 
woU  sn  evineiren  sein,  da  solcher  hauptsächlich  anf  die  Nutzung  der  leiten 
seehs  Jahre,  wo  die  Korn-Preise  sehr  hoch  standen,  berechnet  ist. 

üeber  die  Bestimmungen  wegen  der  Dom-Gapitul  enthält  der  Reichs- 
Depntations-Scliluss  folgendeste  citirt  die  §§  34,  36,  63,  61  und  62;  s. 
No.  551. 

. . .  »Wenn  alle  diese  geseslichen  Bestimmungen  in  Verbindung  ge- 
stellt und  dabei  §  35  und  62  mit  berflksichtiget  werden,  so  ergiebt  sich 
duraus  das  rechtliche  Resultat,  dass  der  abgetretene  Fflrst-Bischof  in  seiner 
Bgensehaft  als  Di(k»esan-Bischof  von  Hüdesheim  verbleiben,  und  daher  bei 
seinem  Leben  zur  Aufhebung  des  Dom-Capituls  nur  in  so  weit  geschritten 
werden  kann,  als  solches  als  curia  eclesiastica  flberflflssig,  oder  wenn  eine 
giiudidie  Auflösung  desselben  vorzunehmen,  alsdann  eine  neue  curia  ecle- 
siastica ftor  ihn  wflrde  zu  constituiren  sein.  In  beiden  Fällen  bedarf  es 
Merflber  einer  Uebereinknnft  mit  dem  Papst;  denn  das  jus  canonicum  be- 
Bthmnt  nicht  ganz  deutlich,  aus  wie  viel  Mitgliedern  die  curia  ecclesiastica 
anes  Bischofs  bestehen  mflsse,  und  das  Concilium  Tridentinum  hat  Sess.  24 
Cap.  12  de  reformatione  nur  festgesetzt,  dass  die  Mitglieder  der  Cathedral- 
Kiidie  zur  Hüfie  Priester,  ein  Drittheü^)  Diaconen  und  ein  Drittheil^)  Sub- 
&eonen  sein  sollen.  Ebenfalls  sollte  die  Hälfte  der  Domherrn  zu  Doctom 
oder  Magistern  in  der  Gottesgelahrtheit  oder  dem  canonischen  Recht  creirt 
sein,  welches  alles  jedoch  bei  den  wenigsten  Cathedral-Kirchen  beobachtet 
ist  Als  indess  das  Französische  Gouvernement  im  Jahre  1802  die  Ein- 
nohtong  der  neuen  Bisthttmer  und  Dom-Capitul  im  ganzen  Gebiet  des 
^anzöBischen  Reichs  vorgenommen  hat,  ist  nach  einer  langen  Verhandlung 
BUt  dem  Päpstlichen  Stuhl  ttber  die  Principien  der  Einrichtung  und  die  Zahl 
der  Bisthttmer  so  wohl,  als  auch  Aber  die  Zahl  der  Mitglieder  der  Dom- 
CqiitQl,  eine  Yereinignng  dahin  zu  Stande  gekommen,   dass  die  geringste 

1)  Mariengroschen. 

2)  bIc!  Es  muss  »ein  Yiertheil«  an  beiden  Stellen  helssen;  das  Dekret  be- 
sagt fibrigena  nur:  »ut  dimidia  saltem  pars  Presbyteri  sint,  ceteri^ero  Diaconi 
sat  Snbdiaconi.« 
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M^z^2  Zahl  der  Ifitglieder  einer  Metropolitan-Eirche  wemgatena  ans  15  und  ümt 
Gaihedral-Eirche  aus  12  bestehe^  und  von  den  Letztem  6  Priester,  3  Dia- 
Conen  nnd  3  Subdiaconen  sein  mflssen.  Nach  diesem  Maassstab  Yflidea 
von  dem  Hildesheimschen  Dom-Gapitnl  bis  zum  Ableben  des  Fllrst-Biscbob 
12  Mitglieder  beizubehalten  sein,  wogegen  die  übrigen  mit  Belassnng  fot 
*/io  ihrer  bisherigen  Einnahme  pensionirt  werden  können.  Jene  12  Mit- 
glieder würden  lebenslänglich  auch  Y^q  abzugeben  haben,  und  wenn  auf  n 
viel  das  Dom-Gapitnl  zusammen  gestorben,  wflrde  erst  deren  Nachfolg« 
kflnftiges  Einkommen  zu  bestimmen  nöthig  sein.  Auf  diesen  Fall  wird  ab« 
auch  der  Gultus  in  der  Dom-Kirche  von  neuem  regulirt  werden  m1l88eB| 
welches  alles  ohne  Zustimmung  der  geistlichen  Macht  und  ohne  vorherige 
Entwerfnng  eines  vollst&ndigen  Plans,  der  nur  von  einem  SackTersttod^ei 
und  aufgeklflrten  Geistlichen  ausgearbeitet  werden  kann,  nicht  in  AusObimg 
zu  bringen  ist,  weil  selbst  die  Suppression  der  Prftbenden  und  jede  Ver* 
änderung  dabei,  so  wie  bei  dem  ganzen  katholischen  Kirchen-Wesen  ohne 
die  Goncurrenz  der  obem  geistlichen  Obrigkeit  mcht  geschehen  kann,  wenn 
man  nicht  zu  Klagen  ttber  yerlezte  Gewissens-Freiheit  Veranlassung  gebei 
will.  Der  Staat  wflrde  auch  bei  der  Auflösung  des  Dom-Gapitnls  und  bei 
der  Uebemahme  der  Yermögens-Administration  ttber  das  ihm  schon  ge- 
bflhrende  Yio  vorerst  nicht  sonderlich  gewinnen,  da  er  alsdann  nicht  nur 
die  Administrations-Kosten  würde  tragen  mflssen,  sondern  auch  flbeihanpt 
in  die  Lage  gebracht  wird,  den  einzelnen  Gapitularen  ihre  bisherigen  Vit 
berechnen  zu  mflssen,  anstatt  dass  nun  das  Dom-Gapitul  in  dem  Pass?- 
Zustande  der  Rechnungslegung  verbleibt  und  dem  Fiscus  nicht  nur  das  ihm 
gebflhrende  V^O)  sondern  auch  die  sich  ergebende  Vaoanzen  nach  den  unten 
vorzuschlagenden  nähern  Bestimmungen  berechnen  muss.  Alle  diese  Ver- 
hältnisse bestimmen  mich  zu  dem  allgemeinen  prl^udiciellen  Antrage: 

das  Dom-Gapitul  unter  den  nachfolgenden  nähern  Modifioationen  be- 
stehen und  bis  auf  12  Mitglieder  aussterben  zu  lassen,  dann  aber 
die  Administration  seines  Vermögens  zu  flbemehmen,  den  flbrig  ge- 
bliebenen Mitgliedern  ihre  %o  &^  ^^^  Administrations-Fonds  n 
bezahlen,  und  diese  12  Präbenden,  so  wie  sie  aussterben,  zwar  niebt 
einzuziehen,  sondern  jede  von  neuem  in  baarem  Gelde  zu  fnndiren 
und  die  Vergebung  derselben  dem  Staat  vorzubehalten. 
Fflr  den  Antrag  zur  Belassung  von  12  Präbenden  sprechen  folgende 
Orflnde: 

Der  katholische  Adel  in  denjenigen  Provinzen,  worin  die  Dom-Capitol 
vorhanden,  hat  immer  darauf  gerechnet,  seinen  jflngem  Söhnen  durch  Er- 
wählung des  geistlichen  Standes  eine  hinlängliche  Versorgung  zu  verscbaffea, 
weshalb  selbige  aus  den  Gfltem  nur  eine  unbedeutende  Gompetenz  erhalten 
haben.  Auf  diese  Aussicht  sind  in  der  Vorzeit  theils  die  Familien-Verträge, 
theils  die  testamentarischen  Dispositionen  wegen  Abfindung  der  jftiig^m 
Söhne  aus  deikStamm-Gfltern  gebauet,  sie  wflrde  aber  gänzlich  versehwin- 
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den,  wenn  in  den  Entechftdigongs-Proyinzen  fttr  den  einlflndischen  Adel  die  %^^2 
Dom-Stifter  gänzlich  an%ehoben  werden  sollen,  nnd  gleiehwohl  müssen  die 
darauf  gegründeten  Familien-Vertrige  nnd  Dispositionen  anfrecht  erhalten 
▼erden.    Zwar  bleiben  dem  katholischen  gleich  dem  protestantischen  ein- 
Ubidischen  Adel  die  Wege  offen,  sich  entweder  im  Militair-  oder  Civil-Fach 
Min  Fortkommen  zn   verschaffen.     Allein  dnrch  Mangel   an  körperlichen 
Krifien  nnd  Geistes-Anlagen  werden  viele  behindert,   diese  Wege  zn  be- 
treten, nnd  bekanntlich  finden  diejenigen,  welche  Militär-  oder  Civil-Dienste 
▼Ihlen,  nnr  hauptsächlich  bei  ihren  Brüdern   oder  Verwandten,  welchen 
gdsüiche  Pfründen  zn  Theü  wurden,  die  nöthige  Unterstützung,   da  den 
Prftbendirten  keine  Sorge  für  Kinder  obliegt     Es  gehört  daher  gewisser- 
musen  zur  Fürsorge  des  Staats,  seinem  Adel  durch  Acquisition  von  geist- 
liehen Pfründen  die  Aussichten  zu  geben,  seinen  standesmässigen  Unterhalt 
sn  finden.    Bei  dem  grossen  Zuwachs,  den  der  Staat  an  katholischen  Unter- 
thinen  durch  die  Entschädigungs-Provinzen  erhalten  hat,  ist  es  zur  Be- 
rdugong  ihres  Olaubens  und  Qewissens  und  zur  Oberaufsicht  nothwendig, 
das»  zwischen   dem  Rhein  und  der  Elbe  eine  Metropolitan-Ejrche  gestiftet, 
und  derselben    ein   Metropolitan-Bischof  vorgesezt   werde.      Dazu   würde 
Monster  der  passenste  Ort  sein,  weil  daiin  die  katholische  Universität  und 
die  Seminarien  organisirt  werden.     Wegen  der  weiten  Entfernung  der  ein- 
zelnen Provinzen  vom  Sitze  des  Metropolitans  werden   demselben  in  den 
abgelegenem  entweder  Suffragane  oder  General-yicarien  oder  auch  Weih- 
Bischöfe  zu  Hfllfe  gegeben  werden  müssen,  welche  sodann  fOr  die  Nieder- 
fllehsiBchen   Provinzen    aus    dem   Dom-Gapitul    zu   Hildesheim   genommen 
werden  können,  wenn  demselben  die  Einrichtung  gegeben  wird,  dass  die 
einzelnen  Mitglieder  sich  dem  geistlichen  Amte  widmen  und  ordines  pres- 
byteriales,   diaconales  und  subdiaconales  übernehmen   müssen.      Hiemach 
balte  ich  es  für  die  Provinz  und  die  Stadt  Hildesheim  und  besonders  in 
RHkfflcht  auf  den  Nahmngs- Stand  der  Leztem,  welcher  schon  sehr  be- 
flchrftnkt  ist,    für  nothwendig,    dass   in    der   Folge    ein  Dom-Gapitul   von 
12  mtgliedem  belassen  werde. 

Jezt  werde  ich  nun  zu  denjenigen  Modificationen  übergehen,  unter 
denen  das  gegenwärtige  Dom-Gapitul  bis  zum  Aussterben  auf  12  Mitglieder 
za  belassen,  und  zu  dem  Ende  ist  es  nöthig,  die  .  .  .  gegenwärtige  Gapi- 
tnls-Verfassung  durchzugehen. 

1.  Die  .  .  .  YerhältnisBe  des  Dom-Gapituls  zu  dem  vormaligen  geist- 
lichen Fürsten  und  alles  was  auf  die  Goncurrenz  bei  der  Administration 
des  Landes  und  der  Hoheits-Oerechtsame  Beziehung  hat,  hört  durch  die 
ein^tretene  Säcularisation  von  selbst  auf. 

2.  Von  den  .  .  .  Vorzügen  und  Rechten  des  Gapituls  müssen  wegfallen: 

a)  das  Recht  der  Landesstandschaft, 

b)  das  Recht  der  Koppeljagd  im  ganzen  Fürstenthum,  und  muss  sich 
dasselbe  mit  der  Jagd  auf  seinen  Privat-Oründen  und  Feldmarken  begnügen. 
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m£z^2  ^^  ^^  Zollrecht  in  den  Aemtem  Marienbnig  nnd  Stdnbitek,  und 

d)  alle  nnd  jede  ihm  nach  bisheriger  Yerfassnng  zugestandene  Acoiae- 
Freiheit.  .  .  . 

3.  .  .  .  Die  Präbenden  [haben]  vier  Abstofiingen  raüone  qnanti  dei 
Genusses  gehabt,  nnd  [sind]  in  die  Nummern  42,  28,  24  nnd  15  ringe- 
theilt  .  .  .,  dergestalt,  dass  je  nachdem  ein  Capitnlar  resp.  nnter  die  88^ 
24  nnd  15  Ältesten  anfgerflkt,  seine  Einnahme  in  corpore  praebendae  ge- 
stiegen ist.     Es  entsteht  daher  die  Frage: 

ob  den  Dom-Capitnlaren  das  fernere  Aufrücken  zu  geatattoa  aey, 
oder  Fiscus  in  jede  vacant  werdende  Prftbende  ipso  jure  einireteB 
und  davon  die  Nutzung  beziehen  soll? 
Das  Dom-Capitnl  hat  um  die  Aufrechthaltung  dieses  Aacensions-Beobli 
gebeten,  wobei  alles  auf  die  Auslegung  des  §  53  des  Beichs-Deputatioair 
Schlusses  ankommt.     Dieser  bestimmt,  dass  jeder  einzelne  Vio   ^^^  ^^ 
was  er  bisher  genossen  habe,  behalten,  mithin  sich  seine  fernere  Nntzniessimg 
auf  den  Statum  quo  vom  1.  August  1802  beschrftnken  soll.     Dieser  statoB 
quo  scheint  noch  mehr  durch  den  §  38  begründet  zu  werden,  durch  welehen 
alle  Güter  der  Dom-Gapitul  den  Domainen  incorporirt,  mithin   die  CapHal 
au%elöset  und  ihr  bisheriger  Activ-Zustand  sistirt  worden.    Auf  der  andsm 
Seite  ist  es  aber  nicht  zu  Iftugnen,   dass  dieses  Ascensions-Becht  in  da 
Verfassung  völlig  begründet  gewesen,  auch  nicht  zu  verkennen,  dass  jeder 
Gapitular  durch  die  titulo  oneroso  geschehene  Acquisition  seiner  Pribeade 
ein  jus  quaesitum  futurum  et  radicatnm  auf  den  voUst&ndigsten  Gtonuss  der 
durch  die  Präbende  zu  erlangenden  Revenuen  erhalten  hat,   die  er  joä^ 
Wahrscheinlichkeit  berechnen  und  worauf  er  also,  als  auf  eine  sichere  Ein- 
nahme, bei  Anlegung  seines  Capitals  zur  Acquisition  der  Prftbende  caleo- 
liren  konnte.     Aus  diesen  Gründen  scheint  es  daher  in  der  grössten  BilUiT- 
keit  zu  beruhen,  dass  den  Mitgliedern  des  Capitnls  die  fernere  Ascension 
gestattet  werde,  und  daher  ist   dieses   Prindp  auch  von    den   mehresien 
Landesherm,  zum  Beispiel  von  Chur-Hannover  bei   dem  Dom-Capitoi  so 
Osnabrück,  angenommen  worden. 

Sollten  £.  K.  M.  solches  zu  genehmigen  geruhen,   so  würde  es  z^^ 
die  Folge  haben,  dass  Fiscus  bei  jeder  Vacanz  eine  der  leztem  Prftbenddo, 
nehmlich  in  No.  42  die   unterste   erhalten  würde;   weil  aber  alle  vaeast 
werdenden  Pr&benden  vom  Fiscus  eingenommen  werden,  so  rükt  er  iam^T 
mit  fort  und  befindet  sich  zulezt  im  Besitz  aller  Präbenden,  mithin  des  gamen 
Capitul-Vermögens.     Wenn  indess  E.  K.  M.  wider  die  Ascension  der  Cap>* 
tularen  zu  entscheiden  geruhen,  so  wird  doch  folgenden  Individuen,  nehmliea 
dem  Grafen  v.  Kesselstadt  sen.  und  dem  v.  Schell  ad  No.  15, 
den  Grafen  v.  Bocholtz  und  von  Nesselrode  ad  No.  24, 
den  V.  Bourscheid  und  Grafen  v.  Hoensbrock  jun.  ad  No.  28 
das  Aufrücken  deshalb  verstattet  werden  müssen,  weil  die  Ascension  schon 
vor  der  Besitznahme  Statt  gehabt  hat,  obgleich  sie  jezt  erst  in  den  Genast 
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tretoB,  welcher  ihnen  bisher  durch  die  Naclgahre  und  das  Fabrik-Register  m^a 
eateogen  ist 

4.  .  .  .  [Es]  sind  beim  Oapitnl  zwei  Dignitarien,   nehmlich  der  Dom- 
Piopst  in  der  Person  des  Freiherrn  v.  Wendt  nnd  der  Dom-Dechant  in  der 
Penon  des  y.  Weichs  vorhanden.    Nach  bisheriger  Yerfassnng  ist  der  Dom- 
Propst  aus  der  Mitte  des  Capitnls  erwählt,  so  dass  Niemand  als  ein  Capi- 
talar  zn  dieser  Dignitftt  gelangen  konnte.     Sie  ist  mit  besondem  Ofltem 
finidirty  weiche  von  dem  Vermögen  des  Capitnls  ganz  getrennt  sind  nnd 
one  besondere  Masse  bilden,  worüber  dem  Dom-Propst  die  nneingeschrftnkte 
Administration  zusteht.     Die  Einnahme  hiervon  ist  zn  638  Bthlr.  17  Or. 
Teransehlagt  nnd  die  davon  zn  prftstirenden  Ausgaben  betragen  1530  Rthlr. 
26  Mgr.  6  Pf.     Diese  Dignitftt  kann  nach  Ableben  des  p.  von  Wendt  so- 
^ich  eingezogen  werden,  da,  wenn  auch  in  der  Folge  ein  Oapitnl  zn  be- 
laiBen^  Bolches  ohne  I>om-Propst  bestehen  kann.    Ob  demselben  die  bisherige 
AosObnng  der  Patronat-Bechte  über  die  Pfarren  nnd  Schnlen  zn  belassen, 
wird  da  zn  benrtheilen  sein,  wo  von  den  sämtlichen  Patronat-Bechten  des 
Gapituls  die  Bede  sein  wird.     Zur  Propstei  gehört  eine  nicht  nnbedentende 
Lehns-Cnrie,  welche  ans  40  Lehnen  besteht,  nnd  wovon  14  extra  cnrtem 
Megen  sind.     Die  Lehnwaare,^}  welche  bei  sich  begebenden  Fftllen  in  mann 
donünante  et  serviente  entrichtet  werden  mnss,  steht  bei  jedem  Lehne  fest, 
^  betrftgt  in  Füllen  der  erstem  Art,  wo  sämtliche  Lehne  renoviret  werden 
mUflflen,  510  Bthlr.  13  Gr.  nnd   an  Schreibe-Gebühren  155  BtUr.  18  Gr. 
Da  diese  Lehns-Gnrie  zn  den  nnzbaren  Bechten  des  jezzigen   Dompropsts 
gebort,  80  mnss  er  bei  der  bisherigen  Benntsnng  in   der  Art  verbleiben, 
das»  er  von  den  bei  seinem  Leben  vorfallenden  Lehnsverftndemngen  %o 
der  Lehnwaare  behält  nnd  nnr  Y^o  davon  abgebt,  worauf  auch  von  der 
^^animer  bei  der  Decimation  Bfiksicht  genommen  worden.    Es  kommt  daher 
nur  Boeh  darauf  an,  ob  dem  Dom-Propst  die  Verwaltung  dieser  Lehns- 
^e  durch  den  angestellten  Lehns-Actuarius  Floecker  zu  belassen,  wobei 
leh  nichts  Bedenkliches  finde,  wenn  ihm  zur  Bedingung  gemacht  und  darauf 
gesehen  wird,  dass  er 

a)  apert  werdende  Lehne  gar  nicht  vergebe,  und 
^)  vegen  der  etwa  auf  den  Fall  stehenden  keine  Ezpectanzen  ertheile. 
Nach  dem  Abgang  des  Dom-Propstes  wird  es  zweckmässig  sein,  dessen 
^'^'^i'^-Curie  mit  der  Landesherrlichen  bei  der  Begierungs-Deputation  zu 
^desheim  in  so  weit  zu  verbinden,  dass  die  feststehende  Lehnwaare  dem 
^eng  zu  berechnen,  die  Schreib-Gebflhren  aber  der  Salarien-Easse  zu  be- 
*^^>MB.  In  Ansehung  der  demselben  zustehenden  einländischen  Jurisdiction, 
▼eiche  durch  qualificirte  Offiioianten  verwaltet  wird,  dürfte  es  ebenfalls  bis 
^^  Ableben  des  Dompropsts  bei  der  bisherigen  Verfassung  zu  belassei}. 
^  als  eine  schon  jezt  hierunter  zu  treffende  Veränderung  und  Eifösten 

1)  Vorlage:  »Lehnwaaren« ;  s.  u.  S.  326. 
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lA  2  leibnng  derselben  in  die  Aemter-Jorisdiction  manche  vorher  zn  beaeitSgoide 
Entschädigongs-Forderongen  herbeiführen  wllrde.  Von  den  zur  CoIIatiiOB 
des  Dom-Propsts  stehenden  Archidiaeonaten  wird  weiter  nnten  die  Bede  seiii. 
5.  Die  zweite  Dignitftt  ist  die  des  Dom-Deehanten,  dessen  Beehie, 
Vorzüge  und  Pflichten  §  6  der  Darstellung  yorkommen.  Es  ist  hierbei  n 
erwägen : 

A.  welche  dieser  Bechte  nnd  Vorzüge  ihm  zu  belassen,  und 

B.  ob  nach  Abgang  des  jezzigen  Dom-Dechanten  Freiherm  von  Weieks, 
wenn  das  Capital  bis  zum  Aussterben  bestehen  bleiben  soll,  eine  neue  WaU 
Yorzunehmen. 

ad  A.  hat  zu  seinen  Vorrechten  mit  gehört: 

a)  das  Becht  der  Zusammenberufung  der  LandstXnde  und  die  FUhnnig 
des  Directorii  in  den  Versammlungen  derselben. 

Da  ich  oben  ad  No.  1  auf  die  Aufhebung  der  Landstandschaft  dea 
Dom-Gapituls  angetragen  habe,  so  fällt  dadurch  das  besondere  Becht  des 
Dom-Dechanten  von  selbst  weg. 

b)  Das  alternative  CoUations-Becht  der  daselbst  genannten  17  Viearien 
mit  dem  Papst.  Das  Becht  des  Papstes  cessirt  durch  cUe  eingetretene 
Säcularisation  und  so  auch  das  Becht  des  Dom-Dechanten  dadurch,  dass 
die  Güter  der  Dom-Capitul  mit  allem,  was  denselben  annex  ist,  den  Do- 
mainen  der  neuen  Landesherm  incorporirt  worden.  Es  müssen  daher  alle 
diese  Vicarien  E.  E.  M.  Disposition  reservirt  bleiben,  und  in  jedem  einsei- 
nen Erledigungs-Falle  näher  beurtheilt  werden,  ob  der  Gultus  es  nothwendig 
mache,  solche  wieder  zu  besetzen. 

c)  Das  anmaassliche  Decanat-Becht  bei  dem  Stifte  St.  Johannis  in  HH- 
desheim  und  das  wirkliche  Collations-Becht  von  sechs  Canomcaten  bei  dem- 
selben. Auch  diese  Bechte  müssen  cessiren,  da  dieses  Stift  ebenfalls  xnr 
Disposition  E.  K.  M.  steht  und  sich  nach  dem  besonders  zu  erstattenden 
Bericht  zur  Aufhebung  qualificirt. 

Dahingegen  wird  es  kein  Bedenken  haben,  ihn  auf  Lebenszeit  in  dem 
Besitz  aller  übrigen  Bechte  und  Vorzüge  zu  belassen. 

ad  B.  sentire  ich  für  die  Bejahung  der  hier  aufgestellten  Frage,  weil 
ein  Gapitul  ohne  Dechanten  nicht  bestehen  kann;  jedoch  wird  die  Wahl 
des  Dechanten  nur  unter  Vorbehalt  E.  K.  M.  Genehmigung  geschehen  kön- 
nen und  durch  einen  Commissarius  der  Kammer  dirigirt  werden  müssen. 
In  wie  fem  alsdann  die  mit  dieser  Dignität  bisher  verbunden  gewesenen 
Emolumente  femer  dabei  zu  belassen,  wird  von  E.  E.  M.  Festsetzung  ab- 
hangen, üebrigens  sind  die  Bevenuen  derselben  auf  1697  Bthbr.  13  Gr. 
2  Pf.  angeschlagen,  und  die  davon  zu  entrichtenden  Abgaben  betragen 
^11  Bthlr.  7  Gr.  7  Pf. 

B.  Die  oben  bereits  erwehnten  vier  Offida  betreffend,  so  hat  der  Fürst- 

das  Auir 

^  wie  bemerkt,  die  Scholaster-Stelle  besezt,  und  sind  die  damit  ver- 

vor  der  Beb^^^j^^^^^  g  ^  ^^^  DarsteUung  entwickelt.     Die  besondera  Beve- 
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Bleu  dieses  Offieii  betragen  1424  Rthlr.  6  Qr.  und  die  Ausgaben  146  Rthlr.  ^^2 
16  6r.  6  Pf.    Der  Dom-Beholaster  hatte  noeh  das  Recht,  eine  Pfründe  oder 
■ogenannte  Monooolar^j-Präbende  bei  dem  Johannis-Stift  in  quocunque  mense 
n  beigeben.    Es  ist  unbedenklich,  dem  zeitigen  Scholaster,  Domherrn  von 
WredCy  schon  jezt  dieses  Recht  zu  nehmen  und  überhaupt  zu  bestimmen, 
dass  diese  Stelle  nicht  wieder  zu  besetzen,  die  damit  verbundene  Einnahme 
in  den  Domainen  einzuziehen,  auch  nach  Abgang  des  jezzigen  Scholasters  und 
Ks  dahin,  dass  das  Capitul  bestehen  bleibt  und  der  Cultus  neu  eingerichtet 
worden,  das  Temperament  zu  treffen,  dass  einer  der  übrigen  Gapitularen  die 
Offieia  des  Scholasters  gegen  ein  besonderes  condignum  übernehmen  muss. 
Die  Pflichten  des  Dom-Küsters,  welche  Stelle   ebenfalls   der  Bischof 
besezte,  bestehen  darin,  dass  er  eine  genaue  Aufsicht  über  den  Eirchen- 
Behatz  führen  und  darauf  sehen  muss,  dass  alles  in  der  Kirche  und  auf 
dem  Chor  rein   erhalten  und  die  zum  Kirchendienst  nöthigen  Paramente 
jederzeit  bereit  seien,  auch  die  Unter-Officianten  die  ihnen  hiebe!  obliegen- 
den Pflichten  erfüllen.     Dagegen  gehört  zu  seinen  Befugnissen,  den  unter- 
kflster,  die  Opferleute  und  die  Olöckner  zu  ernennen,  wobei  er  jedoch  einen 
Theil  der  zum  Cultus  gehörenden  Sachen,  als  Wachs,  Kohlen,  Weiraueh 
nnd  die  Glocken-Seile  anschaffen  muss.  Femer  gehört  zu  dieser  Dom-Küsterei 
ein  Hof  in  dem  Dorfe  Algermissen,  über  welches  Dorf  dem  Dom-Küster  die 
Inriadiction  zusteht,  womit  der  Genuss  aller  fructuum  jurisdictionis  gegen 
Trsgnng  der  Kosten  rerbunden  ist.     Die  jfthrliche  Einnahme  von  diesem 

Officio  betrügt 2372  Rthlr.    4  Gr.  6  Pf. 

nnd  die  Ausgabe,  worunter  allein  812  Rthlr.  22  Gr. 

aPf.  Cultus-Kosten, 1091      >      23    »    3   > 

lind  verbleibt  mithin  ein  Ueberschuss  von    .    .    .   1280  Rthhr.    5  Gr.  3  Pf. 
herbei  ist  noch  anzumerken,  dass  die  Gebäude  auf  dem  Hofe  zu  Algermis- 
sen ein  Eigenthum  des  zeitigen  Dom-Küsters  sind,  und  der  jedesmalige  Nach- 
folger verpflichtet  ist,  seinem  Vorgänger  den  Werth  derselben  zu  ersetzen. 
Dies  Officium  ist  durch  das   am  16.  May  pr.   erfolgte  Ableben  des 
^^nia  V.  Hoensbrock  erledigt,   die   hierauf  von  dem  Fürst-Bischof  ge- 
schehene CoUation  desselben  an  den  Grafen  v.  Merveldt  aber  von  E.  K.  M. 
nieht  genehmigt.    Indess  hat  der  Fürst-Bischof  unterm  8.  November  pr.  um 
die  Allerhöchste  Bestätigung  dieser  Collation  immediate  gebeten  und  nach 
^^  • . .  Cabinets-Ordre  vom  15.  ejusd.   haben  E.  K.  M.  Sich  vorbehalten, 
bei  Erstattong  dieses  Berichts  hierüber  zu  entscheiden,  weshalb  ich  nach 
dem  Vorstehenden  .  .  ,  anheimstelle : 

ob  für  dieses  Mahl  der  Bitte  des  Fürst-Bischofs  zu  deferiren  und 

*  die  Ernennung  des  Grafen  v.  Merveldt  zum  Dom-Küster  zu  bestätigen. 

K^hteu  indess  E.  K.  M.  das  Gegentheil  und  also  die  Einziehung  der  Dom- 

KUiterei  vorzuziehen  geruhen,  so  werden  fernerhin  davon  die  Oultus-Kosten 

(  ^)  So  statt:  »Monocular«. 
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m^^  und  fibri^n  Ausgaben  zu  beatreiten,  aaeh  den  Erben  des  p.  yon  HoenBbrodt 
der  Wertb  der  Gebäude  anf  dem  Hofe  za  Algermiasen  za  Tergfiten 


welcher  nach  der  von  Dom-Ban-Inspector  Held  revidirten  Taxe  5336  filUi; 
beträgt.  Indess  hat  das  Executorinm  des  von  Hoensbrock  erklärt,  sich  de»* 
halb  mit  4400  Rthlr.  Conventions-Müntze  abfinden  lassen  zu  wollen. 

Das  dritte,  gleichfalls  yon  dem  Fttrst-Bischof  bisher  besezte  Oi&enui  . 
ist  das  eines  Dom-Kantors,  dessen  Rechte  und  Pflichten  §  7  der  DaisM- 
Inng  entwickelt  sind,  und  welches  jezt  der  Dom-Gapitolar  Graf  ▼.  Boo« 
inne  hat.  Die  jährliche  Einnahme  davon  beträgt  375  Rfhlr.  4  Gr.  und  die 
Ausgabe  25  RtUr.  16  Gr.  Auch  steht  ihm  gleich  dem  Scholaster  das 
Collations-Recht  ttber  eine  MonocolariJ-PfrOnde  bei  dem  Johannis-Stift  sra, 
welches  aber  sogleich  wegfallen  muss.  Uebr^ens  ist  die  Beibehaltung  diesea 
Officii  nach  Abgang  des  jezzigen  Innhabers  nicht  nothwendig,  da  der  CSunv 
gesang  eigentlich  von  dem  Socio  cantoris  oder  dem  Succentor  dirigirt  wird. 
Nach  Ableben  des  p.  von  Boos  können  daher  die  Einkflnfte  sofort  m  den 
Domainen  eingezogen  werden. 

Das  vierte  Officium,  welches  von  dem  Capitul  bisher  durch  Wahl  con- 
ferirt  wurde,  ist  das  des  Dom-Kellners,  womit  eine  jährliche  Einnahme  tos 
525  Rthlr.  2  Gr.  und  nach  Abzug  der  Ausgaben  ad  70  RiUr.  ein  reinor 
UeberschuBS  von  455  Rthlr.  2  Gr.  verbunden  war.  Seine  Pflichten  bestehen 
nach  §  7  No.  4  der  Darstellung  hauptsächlich  darin,  dass  er  die  Oeconomie- 
Officianten  und  Rendanten  des  Capituls  controliren  muss.  Da  aber  von 
Seiten  des  Fiscus  eine  Controle  Aber  die  Administration  des  Domci^ita- 
larischen  Vermögens  angeordnet  wird,  so  kann  dieses  Officium  fOglieh  em- 
gehen  und  können  die  Revenuen  nach  Abgang  des  jezzigen  Dom-Keüners 
von  Ketteier  eingezogen  werden. 

7.  /Was  §  8  von  der  bisherigen  GoUation  der  Präbenden  in  mensibns 
papalibus  und  in  mensibus  ordinariis  und  in  den  leztem  von  dem  tomo 
errante  der  einzelnen  Gapitularen  enthalten  ist,  findet  nach  eingetretener 
Säcularisation  nicht  mehr  Anwendung ;  hievon  ist  die  rechtliche  Folge,  daas, 
wenn  E.  K.  M.  das  Dom-Capitul  vorerst  noch  bestehen  zu  lassen  geruh«!, 
alle  sich  erledigende  Präbenden  nach  den  bereits  vorgeschlagenen  und  noch 
zu  erörternden  Bestimmungen  dem  Fiscus  zur  Benutzung  anheim&llen.  Diese 
erstrekt  sich  nicht  nur  auf  das  Corpus  praebendae  selbst,  sondern  auch  auf 
alle  diejenigen  Emolumente,  welche  dazu  gerechnet  werden,  nehmlioh  die 
Chor-  und  Stadt-Präsenzen,  Memorien  und  Stipendien,  dergestalt,  dass  fkir 
den  Fiscus  wegen  jeder  vacanten  Präbende  das  Yerhältniss  eines  beständig 
anwesenden  Domherrn  fingirt,  er  in  Omnibus  horis  als  Praesens  auf  der 
Punctations-Tabelle  angesezt  und  ihm  so  alle  Präsenzen  und  zu  dem  Corpus 
praebendae  gehörenden  Emolumente  berechnet  werden.  Daraus  ergiebt 
sich,  dass  alles,  was  die  Darstellung  §  10 — 13  von  der  Residenz  entiiält, 


1)  B.  o.  S.  315. 
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anf  den  Rscqb   Dioht  anzuwenden  und  nur  von  den  jezzigen  nnd  den  zu  J^^^ 
leher  Zeit  eintretenden  12  Gapitalaren  zu  beobachten  ist,  obwohl  E.  E.  M. 
«Rbmommen  bleiben  mnss,  einzelne  Mitglieder  in  totom  oder  in  tantnm  von 
der  Reaidenz  za  dispenairen. 

8.  Betreffend  den  peremtoriflchen  Gennss-Termin  der  Präbende-Reve- 
Bten  beim  Absterben  eines  Dom-Gapitolaren,  so  hat .  .  .  bisher  ein  deservit- 
Jahr,  ein  Gnaden-Jahr  und  ein  FabriWahr  Statt  gefunden.     Es  entsteht 
bher  die  Frage,   ob   solche  femer  beizubehalten.     Wenn  man  von   dem 
flnindsatz  ausgeht,    dass   die  bisherigen  Gapitularen  selbst  in  dem  Falle, 
wenn  sie  residenzfiüiig  waren  und  die  Residenz  wirklieh  angetreten  hatten, 
dennoeh  den  Annum  desenritum  et  gratiae   des  Verstorbenen  haben  ent- 
behren mUssen  und  die  Prftbenden  titulo  oneroso  erworben  hatten,  so  scheint 
«  in  der  Billigkeit  zu  beruhen,   den  Erben  der  Gapitularen  das  Deservit- 
und  Onaden-Jahr  femer  zu  belassen.    Wenn  dagegen  der  §  53  des  Reiohs- 
Deputations- Schlusses  den  Gapitularen  nur  %o  ^^'  bisherigen  Einkllnfte 
slfl  Snstentation  zugesichert  hat  und  diese  Sustentation  mit  dem  Tode  des 
n  Snstentirenden  you  selbst  aufhört,  so  folgt  daraus,  dass  mit  dem  Tode 
des  Gapitularen   aller  Qenuss  und  mithin  auch  das  bisherige  Gnaden-  und 
DoflervitnJahr  aufhören  muss. 

Indess  bringe  ich,  faUs  £.  E.  M.  nicht  ans  dem  erwehnten  Billigkelts- 
Gronde  den  Genuss  der  gedachten  beiden  Jahre  denen  Erben  ...  zu  bö- 
swilligen geruhen  wollten,  folgendes  Temperament  ...  in  Vorschlag,   dass 
den  Erben  der  Gapitularen  nach  den  bisherigen  Bestimmungen  das  Deserrit- 
Jthr  zu  belassen,  das  Gnaden-Jahr  aber  aufzuheben.    Sollten  E.  E.  M.  nach 
^eaem  Vorschlage  zu  entscheiden  geruhen,  so  wird  dieses  doch  nur  erst 
bei  den  von  nun  an  mit  Tode  abgehenden  Gapitularen  zur  Anwendung  zu 
biiBgen,  in  Absicht  der  nach  der  Besitznahme  yerstorbenen  Gapitularen 
▼•  Hoensbrock,  v.  Eetteler  und  v.  Wendt  aber  deren  Erben  auch  das  Gnaden- 
3ahr  zu  belassen  sein.     Ausser  diesen  hat  noch  ein  besonderes  NachJahr 
ziim  Beaten   des  Fabrik-Reiters  statt  gefunden.     Aus   diesem  Regster, 
welches  ausser  diesen  Nachjahrs-Reyenflen  noch  besondere  Fonds  hat,  mllssen 
die  Reparaturen  von  folgenden  Gebäuden  bestritten  werden,   als  der  Dom- 
Dechsney,  des  weissen  Schwans,  des  kleinen  Hauses  dameben,   der  ehe- 
maligen Knchenbftckerey,   der  Wohnung  der  Dom-Pfarrer,   des  Glöckners, 
des  Balgentreters,  der  Häuser  der  Opferleute,   des  Succentors,   des  Schul- 
meuten,  des  Todtengräbers,   der  Schule,   der  Dom-  und  der  ehemaligen 
Jesoiter-Kirche.     Sollten  daher  dem  Fabrikregister   diese  Nadijahrs-Reve- 
vtlen  entzogen  werden,   so  wflrden   die   zur  Bestreitung  der  Reparaturen 
I     nöthigen  Fonds  geschwächt  werden.     Ich  finde  mich  dadurch  veranlasst, 
^^  die  Beibehaltung  des  Nachjahrs  fttr  das  Fabrikregister  um  so  mehr  . . . 
^'^'Q^agen,  als  das  Register  unter  die  Gontrole  des  Fiscus  kommt  und  bei 
I     ^  endlichen  Auflösung  oder  näheren  Be'stimmung  des  Gapituls  sämmtliche 
i     ^ondfl  desselben  mit  allen  Beständen  dem  Fiscus  anheimfallen  werden. 


^ 
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}h^9  ^'  ^^^  besondere  Gattang  der  Einkünfte  für  die  Gapitnlaren  ergeben 

...  die  Obedienzen,  deren  64  sind.  Ihr  jährlicher  Ertrag  besteht  in  174fti 
Rthlr.  18  Gr.  6  Pfg.,  nnd  die  davon  zu  bestreitenden  Aasgaben  betr^» 
1286  Rthlr.  22  Gr.  6  Pfg.  Sie  machen  einen  integrirenden  Theil  des  Dihii- 
capitolarischen  Vermögens  ans  nnd  die  jezzige  partielle  BenntEong  deradbes 
von  einzelnen  Domherrn  hat  daher  ihren  Ursprung,  dass  in  den  ftltestee 
Zeiten,  wo  die  Domherrn  noch  zusammen  wohnten  und  ein  gemeiiifleliaft- 
liches  Leben  führten,  der  Bischof  oder  Dom-Dechant  einzelnen  Capitalaren 
sub  obedientia  aufgegeben  hat,  einzelne  Theile  des  Eirchenguths  zu  ver- 
walten und  dem  Corpus  zu  verrechnen.  Nachdem  aber  späterhin  dieaelbea 
angefangen,  für  sich  und  nicht  mehr  gemeinschaftlich  zu  leben,  so  haben 
auch  jene  Theile  des  Eirchenguths  für  sich  behalten  und  genust, 
die  jezzigen  Obedienzen  entstanden  sind.  Zur  mehrem  Ordnung  in  Absidil 
des  Genusses  derselben  ist  in  der  Folge  beim  Capital  der  sogenannte 
Optionsstock,  das  heisst  die  Reihe-Folge  und  Ordnung  eingeführt,  wie  diese 
Obedienzen  von  den  einzelnen  Domherrn  optirt  werden  sollen.  Sie  und 
von  zweierlei  Art,  nehmlich: 

1.  die  wirklichen  Obedienzen  und 

2.  die  sogenannten  Hündchen. 

Leztere  sind  nur  von  geringerem  Ertrage  und  haben  das  besondere,  dass, 
wenn  ein  Priester  oder  Diaconus  vorhanden  ist,  welcher,  seitdem  er  Priiester 
oder  Diaconus  geworden,  noch  keine  Obedienz  optirt  hat,  derselbe  ansser 
der  Reihe  und  ehe  die  gewöhnliche  Nummer  ihn  trift,  dieses  Hündchen  in 
Rüksicht  der  mit  seiner  Priester-  oder  Diaconat-Präbende  verbundenen 
Lasten  hat  optiren  können.  Weil  bei  dieser  vormaligen  Einrichtung  der 
Obedienzen  es  vom  Zufall  abhing,  ob  ein  Capitular  von  diesen  Revennen 
viel  oder  wenig  participirte,  so  ist  zur  Einführung  eines  gleicheren  Genusses 
am  21.  Juny  1800  unter  Genehmigung  des  FflrstrBischofs  ein  Statut  gemacht 
worden : 

a)  dass  für  die  Folge  sämmtliche  Obedienzen  und  Hündchen  in  räie 
Kasse  vereinigt,  unter  gemeinschaftliche  Administration  gesezt  nnd 
durch  einen  vom  Capitul  zu  erwählenden  Administrator  verwaltet 
werden  sollen. 

b)  dass  zwar  der  Optionsstock  beizubehalten,  die  optirte  Obedienz 
aber  in  so  viel  Theile,  als  Theilnehmer  am  Stock  vorhanden,  ver- 
theilt  und  davon  derjenige,  welcher  einmal  optirt  hat,  einen  Theil^ 
derjenige,  welcher  zum  zweiten  Mahl  an  den  Options-Tumus  kommt, 
zwey  Theile,  und  so  femer  einen  Theil  mehr  erhalten  soll,  und 

c)  dass  endlich  die  Hündchen,  welche  die  vier  Priester  und  vier 
Diaconen  ratione  oneris  besitzen,  zusammengezogen  und  in  8  Hieile 
getheilt  und  davon  jedem  der  8  Individuen  ein  Theil  als  ein  prae- 
cipuum  gereicht  werden  soll. 
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£8  tritt  nmunehr  die  wichtige  Frage  ein :  ob  den  Dom-Capitnlaren  das  j^^a 
fieeht  ZOT  Option  der  Obedienzen  femer  zu  gestatten  sey  ?  worauf  das  Dom- 
Capitol  in  mehrem  Eingaben  angetragen  hat. 

Dafür  spricht,   dass   die  Obedienzen   einen  integrirenden  Theil   des 
psam  Domeapitolarischen  Venn^^ens  ansmachen,  anf  dessen  Benutzung, 
der  bisherigen  Verfassung  nach,  jeder  Capitular  durch  Acquisition  seiner 
Pribende  ein  jus  radieatum  ad  rem  erhalten  hat    Es  hat  durchaus  nicht  von 
to  Willklihr  des  Capituls  abgehangen,  die  Capitularen  vom  Qenuss  der  Obe- 
dienzen auszusehliessen,  yielmehr  hatte,   wenn  eine  solche  erledigt  wurde, 
de^enige,  den  die  Reihe  traf,  die  Befugniss,  sich  in  den  Genuss  derselben 
la  setzen.     Die  Obedienzen  sind  daher  als  anneza  der  Pr&benden  zu  be- 
tnehten,  in  deren  Genuss  die  Capitularen  nach  Abgabe  von  Vio  auf  ihre 
Lebenszeit  zu  belassen  sind.     Die  ihnen  ausgesezte  Sustentations-Summe 
vüide  gesohm&lert,  wenn  solche  blos  auf  den  Oenuss  desjenigen,   was  sie 
bisher  bezogen,  beschränkt,  und  ihnen  die  Option  der  Obedienzen,  worauf 
ne  ein  jus  quaesitnm,   obgleich  nur  futurum,   erhalten  haben,  genommen 
werden  sollte.    Auf  der  andern  Seite  steht  ihnen  aber  der  wörtliche  Inhalt 
des  Beichs-^] Deputations-Schlusses  §  63   entgegen,    womach   ein  jedes 
Indiridunm  nur  ^/lo  von  demjenigen,  was  es  bisher  genossen  hat,  behalten 
BoU.    Indem  also  dieses  Gesetz  die  Sustentations- Summe  der  Capitularen 
av  hierauf  beschränkt  und  übrigens  das  ganze  Domcapitularische  Vermögen 
den  Domalnen   des  neuen  Landesherm   incorporirt  hat,   ist  der  bisherige 
ActiT-Znstand  des  Capituls  sistirt  und  in  einen  passiven  verwandelt  worden, 
woraus  rechtlich  folgt,  dass  ein  Mehi^enuss,  als  am  3.  August  1802  statt 
^^^,  nicht  weiter  statt  finden  kann.     Es  ist  indess  einleuchtend,   dass, 
wenn  dieser  Status  quo  stricte  angenommen  werden  soll,  alle  jungem  Dom- 
herrn sehr  leiden  würden,  indem  sie  alsdann  auf  die  Hälfte  der  Einnahme 
wurden  beschränkt  werden,  worauf  sie  in  mehr  vorgertikten  Jahren  sicher 
leehnen  konnten  und  worauf  bei  den  dafür  bezahlten  honorarüs  ohne  Zweifel 
Bflksidit  genommen  ist.     Wenn  indess  die  Option  der  Obedienzen  in  der 
hiaheiigen  Art  beibehalten  werden  sollte,  so  würden  die  Capitularen  dabei 
0^^  gewinnen,  als  sie  vorher  bei  bestehender  Eapituls-Verfassung  jemahls 
^hslten  konnten,  weil  alsdann  die  zulezt  übrig  bleibenden  alle  Obedienzen 
erhalten  würden.     Um  diese  Vortheile  und  Nachtheile  gegen  einander  aus- 
^q^eichen,  hat  die  Halberstädtsche  p.  Kammer  den  Vorschlag  gethan,  dass 
^  Capitularen,  so  wie  sie  im  Optionsstock  eingetragen  sind,  ihr  Options- 
^ht  zwar  belassen,  dagegen  aber  Fiscus  in  die  Stelle  eines  jeden  ab- 
wenden Ci^itularen  gesezt  werde  und  in  seiner  Ordnung  ebenfalls  optire. 
"^  ich  diesen  Vorschlag  billig  finde,  so  submittire  ich  .  .  . : 

ob  mit  diesen  Modificationen  und  übrigens  unter  Beobachtung  des 
neuen  Statuts  w^en  Verwaltung  der  Obedienzen  vom  21.  Juny  1800 
den  Capitularen  das  Options-Becht  belassen  werden  soll. 

1)  Vorlage:  »Regierungs-«. 
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I^^2  I^snii^  wurden  die  dnrch  den  Tod  des  y.  Hoensbrock  und  y.  Wendt  er- 
ledigten beiden  Obedienzen  WalshanBen  nnd  Innensenl  in  OanXaaheü  dm 
am  13.  May  1799  gestochenen  Option»-Stock8  nnd  zwar  erstere  der  DondiaT 
y.  Haxtbausen  nnd  leztere  der  p.  y.  Sehell  zn  optiren  haben,  dagegen  wfirde 
Fiscns  fftr  die  seit  der  Besitamahme  abgegangenen  Domhemi  y.  Kettelei^ 
y.  Hoensbrock  nnd  y.  Wendt  in  den  Options-Stock  einsntragen  sein. 

10.    Mit  den  .  .  .  Aixliidiaconaten  ist  weder  Jurisdiction,  noch  aenst 
ein  Officium  yerbnnden,  sondern  sie  bestehen  lediglich  in  dem  Gentiss  be- 
sonderer Reyennen,  woyon  einiges  zn  gottesdienstlichen  Venichtnngen  ab- 
gegeben werden  mnss.     Es  sind  deren  12  yorhanden,  yon  weleheB   der  . 
Fflrst-Bischof  folgende 

1.  zn  Ahlfeld,  2.  Ehee,  3.  Goslar,  4.  Hildesheim,  5.  Nettfingen,  6. 

Sarstedt,  7.  Schmedenstedt,  8.  Stocken  und  9.  WaHensen 
zn  yergeben  hatte.     Die  flbrigen  drey,  nehmlich 

10.  Bamm,  11.  Denstorf  nnd  12.  Borsnm 
hingen  yon  der  Gollation  des  zeiligen  Dom-Propsts  in  der  Art  ab,  daaa  er 
nur  im  FaU  seiner  Abwesenheit  yerbnnden  war,  dieselben  zn  conferiren, 
nnd  bei  seiner  Anwesenheit  die  Reyennen  selbst  beziehen  konnte.  Die 
jfthrlichen  Einkflnfte  aller  dieser  Archidiaconate  sind  anf  4932  BtUr. 
31  Gr.  6  Pfg.  yeranschlagt  nnd  die  dayon  zn  entrichtenden  Abgaben  axd 
210  Rthlr.  14  Gr.  2  Pfg.  ausgemittelt. 

Nach  §  34  des  Reichs-Depntations-Schlnsses  hat  es  kein  Bedenken, 
dass  die  GoUations-Rechte  Ober  die  yon  dem  Fürst-Bischof  releyirenden  9 
Archidiaconate  wegfallen  müssen  nnd   die  Reyennen  bei  ihrer  Erledigung 
sofort  für  E.  E.  M.  disponible  werden.    Betreffend  die  yon  dem  Dom-Propsi 
abhängige  Archidiaconate,   so  ist  derselbe  nur  im  Fall  seiner  Abweaenhot 
znr  Gollation  yerbnnden  nnd  der  jezzige  Dom-Propst  kann  also  die  Reye- 
nnen dayon  bei  seiner  steten  Anwesenheit  selbst  beziehen.    Da  diea  an  den 
nutzbaren  Rechten  seiner  Dignität  gehört,  so  wird  er  dabei  auf  Lebenamt 
geschützt  nnd  ihm  die  Befngniss  zugestanden  werden  mflssen,  deren  Reye- 
nnen im  Erledignngsfall  selbst  zu  beziehen.     Dagegen  aber  ist  er  nicht 
berechtigt,   darüber  in  der  Art  zn  disponiren,   dass   er  solche  an   andere 
wieder  yergiebt  und  dadurch  die  Benutzung  dem  Fiscus  auf  weit  ansaehende 
Jahre  entzieht     Dies  ist  jezt  der  Fall  mit  dem  dnrch  den  Tod  dea  Gapi- 
tularen  y.  Wendt  erledigten  Archidiaconats  zu  Borsnm,  welches  der  Dom- 
Propst  seinem  Vetter,  dem  Dom-Gapitular  y.  Ledebur,  einem  jungen  Manne, 
conferirt  und  in  der  hierbei  wieder  zurükgehenden  Eingabe  die  desfallaige 
Allerhöchste  Bestätigung  nachgesucht  hat.     Die  Jfthrlichen  Reyennen  be- 
tragen 563  Rthlr.  21  Gr.  3  Pfg.  und  die  Ausgaben  dayon  27  Rthlr.  21  Or. 
4  Pfg.     Sollten  E.  E.  M.  diese  Gollation  zu  genehmigen  geruhen,  so  wird 
dem  Fiscus   dies  betrftchüiche  nutzbare  Object  yielleicht  auf  yiele  Jahre 
entzogen,  wogegen  es  bei  dem  Ableben  des  Dom-Propsta  y.  Wendt  mit  der 
Propstey  dem  Fiscus  zufallen  würde,  wenn  dieser  das  Axchidiaconat  selbst 
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in  benatseii  ffenöthigt  ist.   Ans  diesen  Oründen  mass  ich  daher  .  .  .  darauf  J^?^c^ 

utragen: 

dass   dem  Dom -Propst  v.  Wendt  die  Confirmation  seiner  Gollation 
des  Archidiaconats  aof  den  p.  v.  Ledebnr  verweigert  werden  möge, 
stelle  jedoch  auch  diesen  Punkt  der  Allerhöchsten  Bestimmung  .  .  . 
anheim. 
Auf  die  mit  diesen  Archidiaconaten  verbundenen  Patronatrechte  werde 

idi  in  der  Folge  zurflk  zu  kommen  Qelegenheit  haben. 

11.    Der  §  18  der  Darstellung  enthält  die  Verfassung  und  Bewandniss 

der  beim  Dom-Capitul  vorhandenen  Gurion,  deren  eigentlich  nur  18  sind, 

indem  die  sogenannte  Euchen-Bäckerey,  welche  der  Graf  von  Eesselstadt 

nuethsweise  bewohnt,  ein  Eigenthum  des  Dom-Gapitul  ist.     Das  Resultat 

davon  ist: 

1.  dass  in  filtern  Zeiten  sowohl  das  Grundeigenthum  als  auch  das 
dominium  utile  dem  ganzen  Gapitnl  gehört  und  dasselbe  diese  Häuser  ent- 
weder auf  Lebtage  gegen  einen  bestimmten  Zins  verliehen  oder  auch  auf 
Zd^acht  ftberlassen  hat,  ohne  dass  der  Besitzer  ein  Gapitular  sein  musste, 
d«B  jedoch  schon  damahls  auf  diese  Gurion  gewisse  Abgaben  und  Zahlungen 
S^egt  sind,  welche  Ministrationen  genannt  werden  und  entweder  in  Ge- 
mlssheit  alter  Stiftungen  oder  als  eine  Art  Grundzins  oder  auch  als  Zinsen 
von  Capitalien  zu  entrichten  sind,  welche  von  dem  Gapitul  zum  Neubau 
oder  zur  Beparatur  dieser  Häuser  voi^eliehen  worden.  Gleichwie  denn 
amüi  gegenwärtig  noch  auf  den  einzelnen  Gurion  die  §  18  der  Darstellung 
benchriebenen  Capitalien  haften,  welche  mit  5  Procent  an  das  sogenannte 
Ciineii-Begister  verzinset  werden  müssen. 

2.  dass  bei  dem  immermehr  zunehmenden  Verfall  der  Gurion  den  17.  Juny 
l'29l  ein  Gapituls-Bchluss  dahin  gefasst  worden: 

a)  dass  die  damaligen  Besitzer  der  Gurion  das  dominium  utile  davon 
haben  und  berechtigt  sein  sollen,  solche  zu  veräüssem  und  zu  ver- 
kaufen, jedoch  mit  der  Einschränkung,  dass  die  Veräusserung  nur 
an  dnen  wttrküchen  Gapitular  geschehen  und  ein  Gapitular  nicht 
mehr  als  eine  Gurie  besitzen  könne. 

b)  dass,  wenn  ein  Gurion-Besitzer  Aber  dieselbe  nicht  disponirt  und 
eine  solche  auf  diese  Art  vacant  geworden,  alsdann  der  £xecutor 
Testamenti  des  Verstorbenen  und,  wenn  deren  mehrere  wären,  der 
zuerst  genannte  oder  aber  der  nach  dem  senio  ^)  älteste  Optant  dieselbe 
sich  zueignen  könne,  jedoch  die  von  dem  Antecessor  darauf  contra- 
hirten  Lasten  übernehmen  oder  sich  der  Ausübung  seines  Rechts 
darauf  begeben  müsse. 

Nach  den  Bestimmungen  des  Reichs-Deputations-Schlusses  §  52  muss 
gegenwärtigen  Besitzern   ihr   daran   erworbenes   dominium  utile  auf 

^)  Vorlage:  »nach  dem  serioc. 

^^»itier,  Prenseen  und  die  kath.  Kirche.    IX.  21 
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M^x  2  ^^^^^^^^^  belassen  werden.  Da  sie  aber  daran  kein  dominium  plenoi 
sondern  nnr  ntile  als  Capitnlaren  gehabt,  das  domininm  direetom  lmi(;(igii 
dem  Capital  zugestanden  bat,  dieses  aber,  so  wie  das  dominium  utile,  uf 
den  Fiscus  übergegangen  ist,  so  folgt  daraus,  dass  mit  dem  Ableben  te 
jezzigen  Capitnlaren  ihr  dominium  utile  an  den  Curien  aufhOrt,  lettere  nm 
vollen  Eigenthum  des  Fiseus  übergehen  und  die  Erben  der  gegenwirtig« 
Capitnlaren  nichts  weiter  verlangen  können,  als  dass  ihnen  die  auf  dei 
Ankauf  verwandten  Auslagen  erstattet  werden  dürfen.  Hieraus  folgt  dm 
auch,  dass  das  Caducitäts-Eecht,  welches  die  Ezecutoren  der  veistoibeaa 
Capitnlaren  nach  bisheriger  Verfassung  ausgeübt  haben,  wegftlit. 

Ausser  diesen  Curien  finden  sich  noch  zwei  Gebäude,  welche  von  Dob- 
Capitnlaren  bewohnt  werden,  nehmlich 

a)  die  Dechaney,  welche  von  dem  p.  von  Weichs  als  Dom-DechuiteB 
bewohnt  wird,  dem  Dom-Capitnl  gehört  und  von  demselben  unteiiialtei 
werden  muss.  Sie  kann  unbedenklich  nach  dem  Tode  des  von  Weida 
eingezogen  werden,  ohne  dass  Fiscus  dafür  etwas  zu  vergüten  hat 

b)  die  sogenannte  Euchenbftckerey.  Sie  gehört  ebenfalls  dem  Capitd 
und  wird  von  dem  Capitular  Grafen  von  Kesselstadt  miethweise  bewohnt, 
es  haftet  jedoch  darauf  ein  Capital  von  540  Rthlr.,  welches  mit  5  ProeeDt 
verzinset  werden  muss.  Da  der  jezzige  Bewohner  dieser  Curie  nleU 
usufructuarius,  sondern  Miethsmann  ist,  so  kann  Fiscus  nach  AbUnf  des 
Mieths-Contracts  sofort  darüber  disponiren. 

12.  Alles  was  §  19  der  Darstellung  von  der  bisherigen  Befuffda 
der  Capitnlaren,  ihre  Präbenden  resigniren  und  permutiren  zu  können,  ge- 
sagt ist,  cessirt  nunmehr,  da  ohne  Allerhöchste  Genehmigung  weder  eise 
Kesignation  noch  Permutation  geschehen  kann. 

13.  Mit  der  Administration  des  eigenthümlichen  Domcapitolarischen 
Vermögens  ist  es  bisher  folgendergestalt  gehalten: 

aj  dasjenige  Vermögen,  welches  eigentlich  zum  Genuss  ftlr  die  Capitn- 
laren bestimmt  war,  ist  in  folgenden  Registern  verrechnet,  als  das 

1.  Komhaus-Register,  2.  Marienburger-,  3.  Steinbrücker-,  4.  Wiede- 
laher-  und  5.  Harsumsches  Oeconomie -Register,  6.  Obl^^i  '* 
Dingeibesche,  8.  üslarsche,  9.  Wein-Amts-  und  10.  Forst-BegW»- 

bj  Die  Obedienzen  sind  bisher  von  jedem  einzelnen  Domherrn  sou^^ 
administrirt  worden,  ohne  durch  eine  besondere  Rechnung  zu  laufen.  1^ 
dess  werden  die  von  nun  an  vacant  werdenden  nach  dem  Capitnls-^^^ 
vom  21.  Juny  1800  unter  Administration  gesezt. 

c)  Die  Präsenzen  und  Memorien  werden  im  dem:  1.  Boursariat,  2.  Bra- 
beckschen  Memorien,  3.  Brabeckschen  Officien,  4.  Rintorfschen  und  5.  Becb- 
tolsheimschen  Anniversarien-Registern  verrechnet 

d)  Dasjenige  Vermögen,  welches  lediglich  für  die  Kirche  nnd  gottes- 
dienstliche Verrichtungen  bestimmt  ist,   ohne  dass   die  Capitoltf^  ^^^ 
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piittdpiren,  wird  in  den  Registern  1.  der  Gruft,  2.  des  Sakraments-Brflder-  ^^< 
«chafts-Amts  nhd  3.  Tod-Angst-BrAderschaft  administrirt. 

e)  Das  theils  zur  Bestreitong  der  allgemeinen  Kirchen-  und  theils  der 
allgemeinen  Administralions-Ansgaben  bestimmte  Vermögen  wird  in 

1.  dem  Sclinld-Amts-,  2.  dem  Fabrik-,  3.  dem  Corien-,  4.  dem  Choral- 
ind  5.  dem  Musik-Register  vereinnahmt 

Es  kommt  nun  darauf  an:  ob  es  bei  dieser  Administration  Überhaupt 
ind  ob  solehe  insbesondere  dem  Dom-Gapitnl  nach  der  bisherigen  Ein- 
lichtimg  zn  belassen  sei. 

Wenn  £.  K.  M.  gerohen  sollten,  das  Gapitnl  snm  snccessiyen  Aussterben 
Ins  anf  12  bestehen  zu  lassen,  so  wird  es  fSr  den  8taat  yortheilhafter  sein, 
(Be  Administration  bis  zu  jenem  Zeitpunkt  von  dem  Gapitnl  fortfuhren  zu 
boBen,  und  ich  halte  mich  überzeugt,  dass  Fiscus  dabei  auf  keine  Art  ge- 
ftkdet  werden  kann,  wenn  jene  Administration  auf  folgende  Weise  geleitet 
and  eontrolirt  wird,  dass 

1.  sftmmtliche  Officianten   und  Rendanten  fdr  den  Staat  yerpflichtet, 

2.  sftmmtliche  Rechnungen  oder  Register  von  einem  Commissarius  der 
Kammer  mit  Zuziehung  eines  Galculators  abgenommen, 

3.  Die  Forsten  unter  Ober-Aufsicht  des  Ober-Forstmeisters  y.  Hflner- 
bein  gesezt,  von  demselben  mit  Zuziehung  des  Dom-Oapituls  ein  Forst- 
Kutzungs-Etat  entworfen,  solcher  durch  die  Kammer  zur  Approbation  des 
ProTincial-Departements  eingereicht  und  darnach  das  Forst-Register  bei  der 
B^cbnimga-Abnahme  controlirt,  auch  die  Forst-Bedienten  besonders  darauf 
Teipflichtet  werden*,  dass  dieser  Etat  nie  überschritten  werde. 

4.  Indem  Dignitario,  Obedientiario,  Officiali  und  Archidiacono  die  Ver- 
pflichtimg auferlegt  werde,  von  seinem  besondem  Einkommen  in  dieser 
Qnalit&t  eine  getreue  Administrations-Rechnung  zu  ftlhren  und  solche  eben- 
falls dem  Eammer-Commissarius  zur  Abnahme  einzureichen. 

5.  Die  bisherige  Register-Einrichtung  femer  genau  beobachtet,  aus  den 
Hegistem  nichts  zu  andern  herüber  genommen  und  daraus  nichts  mehr,  als 
was  wirklich  eingenommen,  vertheilt. 

6.  Alle  und  jede  in  der  Vermögens-Administration  sowohl  des  Gapituls 
^  der  einzelnen  Dignitarien,  Officialen,  Obedientiarien  und  Archidiaconen 
^orzonehmende  Veränderung,  mithin  alle  und  jede  Verpachtungen,  unter  Ge- 
nebnigang  der  Kammer  und  des  Provincial-Departements  gestellt  werden, 
^d  endlich 

7.  es  den  zur  Erhebung  des  Yio  anzustellenden  Rendanten  frei  stehen 
miua,  nach  Gutfinden  die  Domcapitnlarische  Güter- Verwaltung  zu  revidiren, 
uie  einzelnen  Register  einzusehen  und  die  dabei  sich  ergebenden  Mängel 
^d  Unordnungen  der  Kammer  zur  Abhelfnng  anzuzeigen. 

^4.  Wegen  der  dem  Dom-Oapitul  bisher  zustehenden  Gerichte  und 
Jnrifldieüonen  hat  folgendes  Verhftltniss  Statt  gefanden: 

21* 
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Mft^fi  a)  Es  hat  die  Jarisdiction  in  erster  Instanz  Aber  die  drei  Domeapitii- 

larischen  Aemter  Marienbnrg,  Steinbrflek  und  Wiedelah,  und  lisBt  sollte 
durch  qnalificirte  Officianten  verwalten.  Von  den  Erkenntnissen  dieser  0«> 
richte  ist  an  das  Capituls-Gericht  appellirt  worden^  nnd  dies  die  xveÜi 
Instanz  gewesen,  wider  deren  Erkenntnisse  sodann  die  weitem  remedU  bei 
den  Landesherrlichen  Jpstiz-Collegien  eingelegt  wurden.  Vor  der  Haii 
wird  es  kein  Bedenken  haben,  es  bei  dieser  Einrichtong  zn  lassen,  da  to^ 
das  Hagdebnrgsche  Dom-Capitnl  cUe  Jnrisdiclion  Aber  Personen  und  Gte 
in  zwey  Instanzen  ansttbt,  nnd  in  erster  Instanz  durch  das  DomTogtef^ 
gericht  und  in  zweiter  Instanz  durch  die  Dom-Syndicats-Gerichte  erkennet 
Iftflst.  KünfÜg  aber  werden  diese  Patrimonial-Gerichte  mit  den  Landet- 
herrlichen  Oerichten  zu  vereinigen  sein,  um  das  gemeinschädliche  Yereinnb 
der  Gerichtsbarkeit  möglichst  zu  yermindem. 

b)  Die  Griminal-Jurisdiction  aber,  welche  das  Oapitul  in  jenen  Aemten 
bisher  ezercirt  hat,  wird  bei  der  jezzigen  Inquisitoriats-Einrichtong  gleick 
aufhören,  mithin  alle  vorfallenden  Griminal-Untersuchungen  von  demselben 
geführt  und  in  erster  Instanz  von  der  Regierung  abgeurtelt  werden. 

c)  Die  dem  Dom-Gapitul  über  die  auf  der  Dom-Freiheit  wohnenden 
Personen  zustehende  Jurisdiction  dflrfte  indess  schon  jezt  eine  nShere  Be- 
stimmung dahin  erleiden  müssen,  dass  solche  blos  auf  den  Clerus  primarins 
und  secundarius  beschränkt  wird,  in  Ansehung  der  dahin  nicht  gehdiigei 
Personen  aber  aufhört,  und  nach  deren  Qualität  der  Regierungs-Depntatioa 
oder  dem  Magistrat  der  Altstadt  Hildesheim  untei^ordnet  wird. 

d)  Die  dem  Dom-Oapitul  sonst  noch,  theils  in  concreto^  theils  in  alh 
stracto  zustehenden  Patrimonial-Oerichtsbarkeiten  können  ihm  ebenfalls  bis 
dahin  noch  belassen  werden,  bis  es  au%elöset  und  ein  neues  Capital  fwr 
dirt  wird. 

e)  W^en  des  sogenannten  Decanat-Gerichts,  welches  der  Dom-Dechint 
qua  talis  mit  dem  Syndicus,  Dom-8ecretftr  und  Actuarius  constitnirt  uni 
hauptsächlich  die  Correctiv-Jurisdiction  Aber  die  Geistlichkeit  ansflbt,  wird 
es  bis  zur  nähern  Organisation  der  geistlichen  Gerichtsbarkeit,  worttber 
bereits  eine  Correspondenz  mit  dem  Hoheits-  und  Justiz-Departement  ein- 
geleitet worden,  bei  der  bisherigen  Einrichtung  verbleiben  können. 

16.  Inwieweit  die  aus  den  altem  deutschen  Rechten  entspringenden 
und  dem  Dom-Capitul .  .  .  zustehenden  Meyerdings-  und  Holtdings  ^j-Geriehte 
mit  der  jezzigen  Justiz-Verfassung  verträglich,  ist  bereits  bei  Organisabon 
der  Justiz-Aemter  zur  Sprache  gekommen,  wird  näher  untersueht  Qsa 
darüber  ein  Regulativ  mit  dem  Justiz-Departement  concertirt. 

16.  Im  §  26  der  Darstellung  sind  alle  Patronat-Rechte  zusammenge- 
stellt, welche  theils  dem  gesammten  Dom-Gapitul,  theils  einzelnen  DigmUrieS; 
Obedientiarien  und  Archidiaconen  über  katholische  und  protestantische  Pfai^° 


1)  Vorlage:  »Höltdingsc 
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ad  Sehnlen  znstehen.  Wegen  der  protestantisehen  Pfarren  nnd  Schalen  v^^o 
sind  solche  bereits  dnrch  die  Cabinets-Ordre  vom  6.  Augast  pr.^)  aufgehoben 
ind  Landesherrliche  Patronate  geworden.  Der  Gleichförmigkeit  wegen  scheint 
w  swecknütosig  zn  sein,  aach  in  Ansehong  der  katholischen  Pfarren  diese 
Patronat-Rechte  aofzoheben  and  sie  mit  den  Landesherrlichen  za  vereinigen, 
mshalb  ich  zur  Allerhöchsten  Entseheidang  snbmittire. 

17.  Das  Dom-Gapital  besizt  als  Corpus  6  Hanpt-Lehne,  welche  sftmmt- 
6eh  Yon  der  Landesherrlichen  Lehns-Gorie  releviren,  and  weshalb  dasselbe 
nr  Leistang  des  Lehns-Eides  stets  einen  Provasallen  gestellt  hat.  Sie  sind 
folgende: 

1.  Das  Yeltheimsche  oder  Dingeibesche  Lehn,  von  welchem  28  von 
dem  Dom-Oapital  beliehene  After-Vasallen  releviren. 

2.  Das  Uslarsche  Lehn.  Von  den  dazu  gehörigen  Kealitäten  benozt 
itt  Capital  einen  Theil  selbst;  mit  dem  übrigen  sind  9  After-Vasallen  be- 
liehen and  13  Zinslente  bemeiert. 

B.  Das  Baarssche,  4.  Friesesche  and  6.  Altenhofensche  Lehn,  werden 
Yom  Dom-Gapital  theils  selbst,  theils  durch  Zinsmeier  genuzt. 

Die  Lehnswaaren  ^),   welche    in  Benovations-Fällen  sowohl  von  dem 

C^dtol  als  Yon  den  After- Vasallen  entrichtet   werden  müssen,  sind  fizirt 

nnd  werden  in  dem  sogenannten  Dingeibeschen  Lehn-Register  resp.  in  Ein- 

uhme  and  Ausgabe  yerrechnet.     Da  das  Dom-Gapital  mit  allen  seinen 

BesitEimgen  den  Domainen  incorporirt,  folglich  das  dominium  utile  dieser 

Lehne  mit  dem  directo  consolidirt  worden,   so  kann  der   bisherige  Lohns- 

Nexns  zwischen  dem  Landesherm  und  Dom-Gapitnl  sofort  au%ehoben  werden, 

lun  demselben  die   Lehnwaare  zu  ersparen,  welche  blos  die  Lehnkammer 

btfog  nnd  die  Yon  Seiten  des  Dom-Gapituls  so  oft  erlegt  werden  musste, 

>1b  in  der  Person  des  Provasallen  sich  eine  Veränderung  zugetragen  hatte. 

^  Fiscus  hat  davon  den  Vortheil,  dass  die  Division  aus  dem  Lehns-Re- 

gister  nm  so  grösser  wird,  mithin  der  Dedmation  mehr  unterworfen,   und 

Boduin  der  Antheil  daraus  fOr  die  vacanten  Präbenden  um  so  grösser  aus- 

äüt.    Dagegen  wird  der  Lehns-Nezus  zwischen  dem  Dom-Gapitul  und  den 

Aftor-Yssallen  bestehen  bleiben  müssen,  auch  dasselbe  in  der  bisherigen 

Verwaltung  der  Lehns-Gurie  bis  dahin  zu  belassen  sein,  dass  die  Auflösung 

des  jezzigen  und  die  Ausstattung  eines  neuen  Dom-Gapituls  erfolgt,  wobei 

lieh  indess  von  selbst  versteht,  dass  sich  erOflßnende  gar  nicht  wieder  ver- 

)&)  auch  keine  Expectanzen  ertheilt  werden  dürfen.    Ausser  diesen  ge- 

noch  zur  Dom-Dechaney  vier  Lehne,  wovon  zwei  extra  curtem  be- 

l^n  sind,  und  welche  der  jedesmalige  Dom-Dechant  als  dominus  directus 

^wleiht,  auch  die  Laudemien  als  einen  Theil  seiner  Revenuen  bezieht.   Aus 

don  oben  bei  den  Dompropstejlichen  Lehnen  angefahrten  Gründen,  und  mit 

der  daselbst  bemerkten  Einschränkung,  wird  dem  Dom-Dechanten  von  Weichs 

1)  Vielmehr  vom  4.  August:  No.  742.  2)  s.  o.  S.  813. 
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rx^o  ^^  Verwaltmig  dieser  vier  Lehne  aof  seine  Lebensieit  belassen  irerdn 
können. 

18.  Zu  der  Dom-Glerisej  gehören  auch  die  Dom-Yicarien,  von  deiM 
jeder  eine  bestimmte  Vicarie  hat,  nnd  deren  33  sind.  Daa  GoUations-Seefak 
fiber  diese  Yicarien  steht  theils  dem  Bischof,  theils  dem  Dom-Capital)  theib 
einzelnen  Dignitarien,  Obedientiarien  nnd  Archidiaoonen  zn,  nnd  als  eise 
wahre  Anomalia  jnris  pnblici  eoclesiastici  hat  die  altematlTa  mensivm  mit 
dem  päpstlichen  Stnhl  statt  gehabt,  indem  die  Yicarien  nach  den  Go1leo^ 
daten  mit  der  deutschen  Nation  sonst  von  der  pftpstlichen  GoUatioii  tu- 
genommen  sind. 

Alle  diese  CoUations-Bechte  sind  jedoch  durch  die  Sftcnlarisalion  at 
£.  E.  M.  übergegangen,  und  dürfen  die  Yicarien  nur  in  sofern  wieder  be- 
sezt  werden,  als  es  der  Cultus  im  Dom  nothwendig  macht.  Yon  denselbeB 
ist  bereits  die  sub  titulo  trinm  regum  vacant  geworden,  welche  für  Beob- 
nung  des  Fisous  administrirt  wird. 

.  19.  Ausser  den  Yicarien  giebt  es  noch  sogenannte  Ck>mmend6n.  Dies 
sind  kleine  Pfirflnden,  welche  an  Geistliche  verliehen  werden,  um  dafOr  den 
Ghordienst  zu  verrichten  und  gleiche  Ghorprftsenzen  zu  verdienen.  Es  sind 
deren  fünf,  welche  von  einzelnen  Mitgliedern  des  Dom-Capitnls  vergeben 
werden,  und  ihre  GoUation  hängt  von  £.  K.  M.  ab,  im  Fall  der  Cnltiis 
deren  Wieder-Besetzung  erfordern  wird. 

20.  Nächstdem  giebt  es  noch  verschiedene  Arten  von  Geistlichen  nut 
Weihe  und  ohne  Weihe. 

Geweihte  sind  die  Lectoren,  deren  4  sind.  Sie  werden  vom  Gi^tol 
besoldet  und  müssen  an  dem  Altar  dienen. 

Ungeweihete  sind  die  acht  Ghorale,  welche  im  Ghor  zur  Yervollstln- 
digung  des  Gesangs  mitsingen  und  in  allen  horis  anwesend  sein  mflssen. 
Zu  ihrer  Unterhaltung  ist  eine  eigene  Fundation,  das  Ghoralen-Begister,  vor- 
handen. Sie  erhalten  aber  noch  ausserdem  etwas  aus  dem  Kom-Begister, 
theils  Präsenzen  aus  dem  Bursariat-Begister,  und  überdies  freie  Wohnnsg, 
Betten,  Holz,  Licht  und  Wäsche,  nebst  ganz  freiem  Ghorzeug. 

Die  Stöver-Röcke  und  Allelujanten.  Yon  jeder  Gattung  derselben  sind 
zwey,  welche  mit  zu  dem  feierlichen  Ghor-Gottesdienst  gehören  und  SQ^ 
dem  Fabrik-Register  salarirt  werden.  Ausser  ihnen  ist  noch  das  flbrige 
Personal  von  Kirchendienern  und  Musikern  vorhanden,  welche  aber  nicht 
zur  Clerisey  gehören,  sondern  gewöhnliche  Officianten  sind. 

Wegen  dieser  Lectoren,  Chorale,  Stöver-Röcke,  Alleli\janten  und  übrigen 
Kirchendiener  scheint  nur  vor  der  Hand  die  Bestimmung  nöthig,  dase  die 
sich  erledigenden  Stellen  nicht  ohne  Anfrage  bei  der  Kammer  und  Oeneb- 
migung  des  Provincial-Departements  wieder  besezt  werden  dürfen. 

Ausserdem  besizt  das  Dom-Gapitul 

a)  noch  eine  nicht  unansehnliche  Bibliothek,  für  welche  eine  eigoi^^ 
Fundation  und  Register  vorhanden,  woraus  solche  erweitert  werden  kam^- 
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Tor  der  Hand  wird  das  Capital  im  Besitz  derselben  verbleiben  können  und  J^o 
nur  feBtsosetaen    sein,   dass  ohne   Genehmignng  der  Kammer  keine  neue 
Btteker  angeschaft,  und  die  Eechnnng  Aber  das  Bibliothek-Register  ebenfalls 
nm.  derselben  abgenommen  werde. 

b]  Einen  bedeutenden  Schatz  von  goldenen  nnd  silbernen  Kirchen- 
Gefitesen,  welcher  zum  Gottesdienst  bestimmt  ist  .  .  . 

Bei  der  Frage  selbst,  welche  Objecto  der  Bezehntheilnng  zn  nnter- 
nehen,  sind  nachfolgende  Punkte  zur  Entscheidung  vorzutragen: 

Der  erste  Punkt  geht  die  besondere  Einnahme  an,  welche  der  v.  Ket- 
teler  als  Dom-Kellner  bezieht.  8ie  beträgt  456  Rthlr.  2  Gr.,  mithin  Vio 
=  45  Rthlr.  12  Gr.  Nach  bisheriger  Verfassung  ist  der  Dom-Kellner 
eigentlich  der  erste  Officiant,  auch  als  ein  solcher  nnd  nicht  durch  Cano- 
nisehe  Wahl  erwählt,  und  sein  Einkommen  als  Kellner, einzig  auf  die  Re- 
ifster angewiesen  worden. 

Sein  Officium  bestand  hauptsächlich  in  der  Ober-Aufsicht  Aber  die 
Yenndgens-Administration  des  Dom-Gapituls  und  der  Gontrolirung  der  dabei 
angestellten  Oeconomie-Ofificianten  und  Rendanten.  Da  er  in  diesen  Yer- 
bftltnissen  wirklich  Officiant  des  Gapituls  war,  so  submittire  ich  .  .  .: 

ob  die  besondere  Einnahme  des  p.  v.  Ketteier  als  Dom-Kellners  von 
der  Decimation  auszunehmen  sey? 

Der  zweite  Punkt  betrift  die  Frage:  ob  auch  diejenigen  Präsenzen, 
▼eiche  von  den  Capitularen  in  der  Kii'che  durch  gottesdienstliche  Hand- 
lungen verdient  werden,  der  Decimation  zu  unterwerfen? 

Schon  oben  sub  No.  7  habe  ich  ...  dahin  angetragen,  dass  Fiscus 
vegen  der  vacant  werdenden  Präsenzen  an  diesen  Chor-Präsenzen  mit  Theil 
nehmen  und  Behufs  der  Participation  auf  die  Punctations-Tabelle  gebracht 
▼erden  müsse.  Aus  eben  den  Gründen  sind  daher  auch  diese  Präsenzen, 
in  so  fem  solche  von  einzelnen  Capitularen  bezogen  werden,  der  Bezehntung 
H  unterwerfen. 

Der  dritte  Punkt  betrift  die  Frage:  in  wie  fem  die  sogenannten  Gene- 
Tsi-Oeconomie-Register  der  Bezehntung  zu  unterziehen. 

l^aehNo.  13  dieses  Berichts  gehört  dahin  1.  das  Schuld- Amts-,  2.  Fa- 
*^rik-,  3.  Curien-  und  4.  Choral-Register. 

Ersteres  enthält  die  besonders  angewiesenen  Fonds,  woraus  die  auf 
dem  Domcapitularischen  Vermögen  haftenden  Schulden  verzinset  und,  nach- 
dem es  die  Bestände  erlauben,  abgetragen  werden. 

Das  zweite  enthält  die  Fonds,  woraus  die  vielen  sub  No.  8  dieses  Be- 
nchts  gedachten  Gebäude  unterhalten  werden  müssen. 

Das  Curien-Register  enthält  die  Abgaben,  welche  jeder  einzelne  Cnrien- 
^tzer  entrichten  muss,  um  davon  die  auf  den  einzelnen  Curien  haftenden 
Lasten  und  Zinsen  zu  bestreiten. 

Ans  dem  Fonds  des  Choral-Registers  werden  die  Chorale  besoldet. 
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M&ra  2  ^^^  dieser  Bestimmung  der  Register  folgt,   dass  sie   der  Decimatkt 

nicht  unterworfen  werden  können,  weil  sonst  die  daranf  angewieflenen  Aoh 
gaben  nicht  bestritten  werden  könnten.  Auch  ist  die  Besehntong  der  jlb> 
liehen  Bestände  nicht  anräthlich,  vielmehr  scheint  es  besser,  solche  integn*^ 
Uter  zu  conserviren,  um  damit  Ausf&Ue  und  etwaige  extraordinaire  Ausgab« 
künftiger  Jahre  zn  decken.  Die  Kammer  hat  daher  auf  Befreiung  dieicr 
Register  von  der  Decimation  angetragen,  und  ich  trete  diesem  bei,  da  bei 
der  bisherigen  Administration  Fiscus  ftlr  die  Folge  nicht  gefiüirdet  weida 
kann,  indem  auch  diese  Register  von  der  p.  Kammer  revidirt  werden  imd 
dadurch  jeder  willkflhrliohen  Verwendung  vorgebeugt  ist  Bei  der  kSnftigeii 
gänzlichen  Auflösung  des  Gapitnls  fallen  diese  Fonds  sftmmüich  dem  8Uito 
anheim. 

Viertens  frftgt  es  sich:  ob  das  Dom-Capitul  und  dessen  einzelne  Mit- 
glieder von  ihrer  Getreide-Einnahme  Yio  ^^  Natura  abzugeben  schuldig,  oder 
ihnen  nachzulassen,  solches  in  Gelde  zu  reluiren. 

Der  Abtrag  in  natura  ist  der  vortheilhafteste  und  kann  naoh  den 
Reichs-Deputations-Schluss,  wo  alle  und  jede  Einnahme  der  Deeimatioii 
unterworfen  ist,  unbedenklich  gefordert  werden;  nur  werden  sie  ftlr  das  < 
Jahr  1803  mit  der  Natural-Ablieferung  zu  verschonen  und  dafiSr  der  be- 
scheinigte Hildesheimsche  Martini-Markt-Preis  anzunehmen  sein,  wie  auch 
schon  vorläufig  verfügt  ist,  da  die  Erhebung  des  Vio  ^^^  durch  die  . . . 
Oabinets-Ordre  vom  16.  Julii  pr.  befohlen  worden,  und  daher  die  nunmehiig« 
Ablieferung  des  Natural-Quantums  pro  1803  sehr  drückend  gewesen  n&n 
würde. 

Der  fünfte  Punkt  betrifft  die  Fragen: 

a)  ob  die  Pr&bende  des  im  October  1802  verstorbenen  Matäuas 
von  Ketteier,  dessen  Erben  sie  pro  1803  als  Naclgahr  nutzen,  zu  ^ 
zehnten,  und 

b)  ob  die  Capitidaren  v.  Kesselstadt  jun.  und  v.  Haxthausen,  welche 
sich  in  prima  residentia  resp.  fructuosa  et  infructuosa  befinden,  pro  1303 
zur  Entrichtung  des  Yio  angehalten  werden  können. 

ad  a)   spricht  für  die  Befreiung  von  der  Decimation    die  ebemaSg^ 
Capituls-Yerfassnng,  nach  welcher   der  p.  von  Ketteier  den  Erben  seines 
Vorgängers  ausser  dem  Deservit-Jahr  noch  ein  Nachjahr  hat  belassen  mflwdiif 
mithin  sein  Nachjahr  blos  Ersatz  desjenigen  ist,   was  er  vorher  entbehrt 
hat     Allein  nach  dem  No.  8  angeführten  können  die  Erben  eines  Cipi^ 
laren  nach  Bestimmung  des  Reichs-Deputations-Schlusses  auf  ein  NsaIÜ^^ 
keinen  rechtlichen  Anspruch  machen,  und  ich  habe  nur  darauf  angetrag*»!} 
dass  solches  den  Erben  des  p.  v.  Ketteier,  Hoensbrock  und  Wendt  ex  p^ 
belassen  werden  möge.     Um  so  mehr  aber  müssen  die  Einkünfte  davon 
decimirt  werden. 

ad  b)  hingegen  ist  es  unbedenklich,  den  p.  v.  Kesselstadt  und  v.  Hsxtr 
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luHisen  Ton  der  Bezehntnng  ihrer  ReTenflen  pro  1803  za  eximiren,  da  solche  J;^, 
Boeh  nicht  800  Fl.  oder  467  Ethlr.  Berl.  Conr.  ansmacheii. 

Der  Betrag  des  pro  1803  abzugebenden  Vio  "^^  ^^^^  ^^  (l^uin  erst 
Biher  festsetaien  lassen,  wenn  vorstehende  darauf  inflnirende  Punkte  werden 
entBchieden  sein.  Im  Allgemeinen  wird  er  gegen  10000  Ethlr.  zn  stehen 
kommen. 


Nach  dieser  nmstftndliohen  Entwickelnng  der  bisherigen  Capitols-Ver- 
fiMSQBg  vnd  inwiefern  solche  kUnftig  bestehen  bleiben  kann,  reassomire  ich 
rar  bessern  Uebersicht  meine  dabei  gemachten  Anträge  dahin: 

1.  Das  Dom-Gapitol  bis  anf  zwölf  Mitglieder  aussterben  zn  lassen, 
dum  aber  die  Administration  des  Vermögens  desselben  zn  übernehmen,  den 
Hbng  gebüebenen  ihre  %o  ^^  ^^^  Administrations- Fonds  zn  bezahlen, 
Dsd  diese  12  Frftbenden  bei  deren  Erledigang  nicht  einzuziehen,  sondern 
jede  Ton  nenem  in  baarem  Gelde  zu  dotiren  nnd  deren  Verleihnng  dem 
Staate  Torzabehalten. 

2.  Die  vier  bereits  an%eschwomen  Domherrn  .  .  .,  wenn  die  bis* 
herigen  statntenmässigen  Impedimente  gehoben,  einrücken,  auch  die  bisherige 
Gapitols-Yerfassnng  unter  folgenden  Modificationen  bis  zu  jenem  Zeitpunkt 
fortdauern  zu  lassen,  dass 

a)  die  Rechte  und  Vorzüge  der  Landesstandschaft,  der  Zollerhebung 
in  den  Aemtem  Marienburg  und  Steinbrück,  der  Acdse-Freiheit  und  der 
Koppel-Jagd  im  ganzen  Fürstenthum  aufhören  und  das  Dom-Gapitul  sich 
mit  der  Jagd  auf  seinen  privativen  Gründen  und  Feldmarken  begnügen  muss. 

b)  Die  bisherige  Abstufung  der  Präbenden  in  die  Nummern  42,  28, 
24  und  15  beizubehalten  und  darin  den  Capitularen  die  Ascension  mit  dem 
Fiflcns  zu  gestatten. 

c)  Die  Stelle  des  Dom-Propsts  nach  Ableben  des  Fhm.  v.  Wendt  nicht 
wieder  zu  besetzen,  übrigens  aber  denselben  in  Verwaltung  der  Lehns-Curie 
und  Ausübung  der  Jurisdiction  zu  belassen,  jedoch  mit  der  Bestimmung, 
dass  die  Criminal-Jurisdiction  auf  das  Inquisitoriat  übergeht. 

d)  Nach  Abgang  des  Dom-Dechanten  y.  Weichs  zwar  einen  neuen 
Deehanten  mit  Vorbehalt  E.  E.  M.  Bestätigung  wieder  zu  erwählen,  jedoch  fol- 
gende Vorrechte  desselben  schon  jezt  aufraheben:  als  das  alternative  Gollations- 
Becht  der  17  Vicarien,  die  anmaasslichen  Decanat-Rechte  über  das  Stift 
St  Johannis  und  das  Gollations-Recht  von  6  Canonicaten  bei  demselben. 

e)  Die  Stelle  des  Dom-Scholasters  nach  Ableben  des  p.  v.  Wrede  nicht 
wieder  zu  besetzen,  und  demselben  schon  jezt  das  Recht  der  Collation  einer 
Honocolari)-Präbende  beim  Johannis-Stift  zu  nehmen. 

Q  Es  der  Allerhöchsten  Entscheidung  zu  überlassen,  ob  die  von  dem 

1)  s.  0.  S.  316. 
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^^2  ^i^^Bischof  geschehene  Gollation  der  Dom-Eflster-Steile  an  den  Onfei 
Y.  Merveldt  zu  genehmigen. 

g)  Die  Stellen  des  Dom-Gantors  und  Kellners  nach  Ableben  der  jesigei 
Innhaber  y.  Boos  nnd  y.  Ketteier  nicht  wieder  zn  besetzen,  nnd  das  Be^ 
des  Dom-Cantors  zur  GoUation  einer  Pfrfinde  beim  Johannis-Stift  sehonjeil 
anfzuheben. 

h)  Fiscos  für  die  erledigten  Präbenden  die  Stadt-,  Ghor-  nnd  Kirchen- 
Präsenzen  mit  beziehe,  zn  dem  Ende  anf  die  Pnnktations-Tabelle  gebracht 
nnd  darnach  demselben  die  Präsenzen  berechnet  werden. 

i)  Den  Erben  der  Yon  nun  an  Ycrsterbenden  Gapitnlaren  entweder  irie 
bisher  das  Desenrit-  nnd  Gnaden-Jahr,  oder  blos  das  DeserYit-Jahr  nad 
den  bisherigen  Bestimmungen  zu  belassen,  das  Nachjahr  aber  aufzuheben 
und  das  Fabrik-Jahr  bestehen  zu  lassen. 

k)  Den  Dom-Gapitularen,  so  wie  sie  in  dem  Optionsstock  eingetragwi, 
das  Optionsrecht  der  Obedienzen  mit  Beobachtung  des  Statuts  vom  21.  Jvny 
1800  wegen  Verwaltung  der  Obedienzen  zu  belassen,  jedoch  Fiscus  in  die 
Stelle  eines  jeden  abgehenden  Gapitnlaren  angesezt  werde  und  in  der  Ord- 
nung optire. 

1)  Die  Yon  der  Bischöflichen  Gollation  abgehangenen  Archidiaconate 
nach  dem  Ableben  der  jezzigen  Besitzer  einzuziehen  und  dem  Dom-Propet 
Y.  Wendt  blos  nachzulassen,  die  you  ihm  releYirenden  3  Archidiaconate 
selbst  zu  benutzen,  nicht  aber  solche  zu  conferiren,  und  daher  die  Collation 
des  zu  Borsum  an  den  Yon  Ledebur  nicht  zu  genehmigen. 

m)  Die  bei  dem  Gapitul  Yorhandenen  Gurien  nach  Ableben  der  jezngen 
Besitzer  als  dem  Fiscus  anheim  gefallen  unter  der  Bedingung  zu  eriüSren; 
dass  ihren  Erben  die  auf  den  Ankauf  Yerwandten  Kosten  zu  erstatten. 

n)  Alle  bisherigen  Kesignationen  nnd  Permutationen  der  Präbendea 
aufhören. 

o)  Die  bisherige  Administration  und  Register-Einrichtung  mit  den  oben 
sub  No.  13  Yorgeschlagenen  Modificationen  foiigehen  zu  lassen. 

p)  Es  bei  der  bisherigen  Jurisdictions-Verwaltung  unter  den  No.  U 
Yorgeschlagenen  Einschränkungen,  so  wie  bei  der  Meierdings-  und  Holt- 
dings^)- Verfassung  bis  zu  dem  darüber  zu  treffenden  Arrangement  zu  belassen. 

q)  Sämmtliche  Patronat-Kechte,  welche  sowohl  das  Gapitul  als  einielne 
Dignitarien,  Obedientiarien  und  Archidiaconen  ausgeübt,  aufzuheben  nnd  mit 
den  Landesherrlichen  zu  Yereinigen. 

r)  Den  Lehns-Nexus  zwischen  dem  Landesherm  und  Dom-Capitnl 
wegen  der  fünf  Lehne  sofort  aufzuheben,  dagegen  das  Lehns-Verhlltniss 
zwischen  dem  Dom-Gapitul  und  den  After-Vasallen  fortgehen,  auch  dem- 
selben vorerst,  so  wie  dem  Dom-Dechanten  Yon  Weichs  wegen  der  von  ihm 
relevirenden  vier  Lehne,  die  Verwaltung  der  Lehns-Gurien  zu  belassen. 


1)  Vorlage:  »Höltdings«,  w.  o.  S.  324. 
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b)  Sämmtiiche  Yicarien  und  Gommenden  der  Allerhöchsten  Disposition  Jl^^ 
sa  reserviren.   • 

t)  Die  Stellen  der  Lectoren,  Chorale,  Stöyer-Röcke,  Allelajanten  und 
flhi%en  Kirchendiener  nicht  anders  als  mit  Yorwissen  nnd  Genehmigung 
der  Kammer  und  des  Provincial-Departements  zu  besetzen. 

n)  Die  besondem  Einnahmen  des  Dom-Kellners  y.  Ketteier,  als  solches, 
ffm  der  Dedmation  frei  zu  lassen. 

y)  Dagegen  die  Kirchen-Präsenzen  der  Capitularen  zu  bezehnten. 

w)  Die  General-Oeconomie-Register,  als  das  Schuld-Amts-,  Fabrik-, 
Cnrien-  und  Choral-Regster  von  der  Bezehntung  zu  eximiren. 

1)  Von  den  Getreide-Einnahmen  das  Yio  in  natura  zu  entrichten,  pro 
1803  aber  nach  dem  Hildesheimschen  Martini-Marktpreis  zu  bezahlen,  und 

y)  Das  Nachjahr  des  p.  v.  Ketteier  pro  1803  zu  bezehnten,  dagegen 
aber  die  Capitularen  y.  Kesselstadt  jun.  nnd  y.  Haxthausen  ftlr  das  Jahr 
1803  nicht  zu  decimiren. 

(3.)  Da  zu  Erhebung  und  Berechnung  des  dem  Staate  gebührenden 
%o,  80  wie  der  demselben  anheimfallenden  RcYcnuen  der  Yacanten  Pr&- 
benden,  imgleichen  zur  Controlirung  der  ganzen  Administration  des  Dom- 
Capitnls  ein  besonderer  Officiant  nöthig  ist,  so  bringe  ich  dazu  den  bis- 
herigen Administrator  des  Kloster-Amts  Gerode  im  £^chsfelde,  Reiche,  mit 
einem  Gehalte  Yon  800  Rthlr.  ...  in  Vorschlag,  und  würde  es  nicht  un- 
billig sein,  demselben  bei  einer  sich  darbietenden  Gelegenheit  eine  zur 
Disposition  kommende  Curie  oder  anderes  geistliches  Gebäude  zur  freien 
Bowohnung  einzuräumen. 

Sollten  E.  K.  M.  die  Anstellung  des  p.  Reiche  genehmigen,  so  werde 
ich  fitr  denselben  eine  besondere  Instruction  entwerfen  lassen,  nach  welcher 
er  sieh  nicht  nur  beim  Empfang  und  Berechnung  der  dem  Fiscus  gebühren- 
den BcYenuen,  sondern  auch  bei  Führung  der  Controle  über  die  Dom- 
etpHnlarische  Administration  zu  Ycrhalten  hat.  Auch  werden  dem  zur 
Beebnmgs-ReYision  und  Abnahme  jährlich  nach  Hildesheim  zu  sendenden 
Kunmer-Commissariu^  und  Calculator  bei  der  mit  diesem  Geschäfte  Ycr- 
bnndenen  besondem  Mühe  und  der  demselben  besonders  zu  widmenden 
Aufinerksamkeit  doppelte  Diäten  zu  bewilligen  sein. 

(4.)  Ausser  jenem,  dem  Dom-Capitul  eigenthümlichen  Vermögen  sind 
bd  demselben  noch  Ycrschiedene  Fundationen  Yorhanden,  worüber  es  nur 
die  Administration  hat.     Diese  sind: 

1.  Das  katholische  Waisenhaus,  welches  für  keine  bestimmte  Anzahl 
^der  fondirt  ist  und  worin  jezt  24  Knaben  und  18  Mädchen  so  lange 
unterhalten  werden,  bis  sie  sich  ihren  Unterhalt  selbst  Ycrschaffen  können. 
Nach  der  Fandation  ist  der  jedesmalige  Dom-Dechant  ProYisor  dieser  Anstalt. 

2.  Der  sogenannte  Johannishof,  welcher  eine  wirkliche  Armen-Fundation 
wt  und  woYon  die  ProYisoren  4  Dom-Capitularen  sind,  nehmlich  der  Dom- 
Dechant  als  proYisor  primarins,   ein  Priester,  jezt  der  Graf  y.  Boos,  ein 
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m^  Q  DiaconoB,  jezt  der  Graf  v.  Nesselrode,  und  ein  Babdiaeonns,  jest  der  Don- 
Bcholaster  v.  Wrede.  • 

3.  Das  Johannis-Hospital,  worüber  der  jedesmalige  Dom-Decbant  die 
Aufsicht  hat.  Es  ist  fOr  katholische  Jungfern  nnd  kinderlose  ^ttwea 
bestimmt. 

4.  Das  Arme  Studenten-  oder  Johannis-Hans,  in  welches  arme  Knder, 
welche  stndiren^)  wollen,  aufgenommen  werden.  Von  dem  Dom-Dedumtoi 
als  Provisor  dieser  Anstalt  hängt  die  Aufnahme  der  Schfiler  ab. 

5.  Das  sogenannte  Gurrenden -Register.  Dies  ist  zur  üntersttttzimg 
armer  katholischer  Kinder  bestimmt,  welche  die  Domcapitolarische  Trirul- 
oder  sogenannte  Eomschule  besuchen  und  daraus  wöchentlich  Brodt,  nebit 
den  benöttugten  Behüben,  Strumpfen  und  Handschuhen  erhalten.  IKe  Zahl 
der  Kinder  ist  unbestimmt  und  besteht  jezt  aus  74,  welche  der  Dom- 
Scholaster  ernennt. 

6.  Die  Armen-Fundationen  des  Propst  von  Landsberg,  des  Ton  Kessd, 
von  Falkenberg,  von  Schorlemmer,  von  Baumann  und  Kerkerten,  worüber 
der  jedesmalige  Dom-Dechant  die  Administration  hat 

Dass  diese  Fundationen  wie  jedes  Privat-Eigenthum  unter  Landesherr- 
licher Leitung  derselben  femer  zu  conserviren,  ist  §66  desReichs-Deputationa- 
Schlusses  festgesezt.     Durch  die  Landesherrliche  Leitung  wird  indesa  dem 
Dom-Oapitul  das  Recht  zur  Fortführung  der  Administration  nicht  benommen, 
worauf  es  nach  den  Fundationen  den  gegrflndetesten  Anspmch  hat   Wenn 
man  aber  von  dem  Grundsatz  ausgeht,  dass  das  Dom-Capitul  als  morafiflche 
Person  für  anfgelöset  zu  achten  und  dessen  Besitzungen   und  Rechte  den 
Domainen  des  neuen  Landesherm  incorporirt  worden,  so  sind  auch  dessen 
Rechte  zu  der  Verwaltung  aus  den  Fundationen  extinguirt  und  auf  den 
neuen  Landesherrn  übergegangen.    Das  Dom-Capitul  würde  sich  daher  über 
Unrecht  nicht  beklagen  können,  wenn  ihm  die  Administration  dieser  Fun- 
dationen  genommen  und  andern  übertragen  würde.  Ich  berühre  diesen  Posl^ 
deshalb,  weil  es  Plan  ist,  in  Hildesheim  eine  al^emeine  Armen-Anstalt  für 
katholische  und   evangelische  Glaubensverwandte  z^  errichten  und  solche 
durch    ein   Almosen -CoUegium,    dessen    Mitglieder    aus    beiden   Religions- 
Parteyen  bestehen,    dirigiren  zu   lassen,    auch  zu  dem  Ende  simmtliebe 
Armen-Fonds  unter  eine  gemeinschaftliche  Administration  in  der  Art  xn 
vereinigen,  dass  die  einzelnen  Administrations-Kosten  gespart,  jedoch  die 
Haupt-Bestimmung  jeder  einzelnen  Fundation  beibehalten  und  nur  die  üeber- 
Schüsse  zwekmftssig  verwendet  werden.     Zu  dem  Zwek  ist  auch  das  Dom- 
Capitul  nebst  den  übrigen  CoUegiat- Stiftern  angegangen,  ihre  FundationeD 
unter  Beibehaltung  ihrer  privativen  Bestimmungen  mit  in  die  gemeinschaf^- 
liche  Masse  zu  bringen,   und  insbesondere  ist  von  dem  Dom-Capitnl  i^ 
fordert,  dass  es  den  Johannis-Hof  sub  no.  2  zur  Administration  des  AÜ- 


1)  Vorlage:  »sutiren«. 
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mosen-Gollegii  abgeben  solL  Die  Coll^at- Stifter  haben  sieh  bereitwillig  J?^a 
erklArt,  das  Dom-Eapitol  aber  solches  abgelehnt,  weil  die  Administration 
der  einzelnen  Fnndationen  nach  dem  Willen  der  Stifter  mit  seiner  Capitnls- 
Yer&ssung  so  genan  yerbnnden  sei,  daas  es  solche,  ohne  darin  eine  will- 
kohrliehe  Aenderong  zn  treffen,  nicht  abgeben  könne.  Indess  hat  es  sich 
doch  erboten,  darans  jährlich  600  Rthlr.  an  das  Allmosen-GoUeginm  abzu- 
geben. Wenn  man  die  einzelnen  Fnndationen  nach  den  desfallsigen  Etats 
durchgeht,  so  ist  es  richtig,  dass  darans  viele  Memorien,  Anniversarien  nnd 
Messen  in  der  Dom-Kirche  dm*ch  die  höhere  nnd  niedere  Dom-Geistlichkeit 
gehalten  werden  müssen  nnd  daher  der  Gmnd  des  Capitols  nicht  zn  ver- 
werfen ist,  insofern  die  pllnktliche  ErfUlnng  dieser  Fnndationen  mit  der 
noch  bestehenden  Ghor-Verfassnng  in  Verbindung  steht,  die,  ohne  den  Cnltos 
sa  stOren,  nicht  sofort  sistirt  werden  kann. 

Ans  diesen  Gründen  bin  ich  der  Meinung: 

dass  dem  Dom-Gapitul  vor  der  Hand  noch  die  Administration  der 
einzelnen  Fnndationen  in  der  Art  zu  lassen,  dass  es  davon  jährlich 
500  Rthlr.  an  das  Allmosen- GoUegium  abgebe  und  die  darflber 
gefnhrten  Rechnungen  j&hrlich  zur  Revision  an  die  Kammer  ein- 
sende.«  .  .  . 

Rand-Verfügung^},  geschrieben  von  Beyme:  März  14 

»Ad.  1.  können  S.  M.  sich  aus  den  vorliegenden  datis  noch  nicht  über- 
sengen,  dass  ausser  dem  Bistiium  und  Dom-Kapittel  zu  Hildesheim,  auf  dessen 
immerwfthrende  Beybehaltung  angetragen  wird,  zwischen  dem  Rhein  und 
der  Elbe  noch  eine  Hetropolitan-Eörche  nothwendig  sejn  werde,  vielmehr 
Kheinet  es  Sr.  M.  völlig  hinreichend  zu  seyn,  f&r  sämmtliche  Entschädi- 
googa-Lande  einen  bischöflichen  Stuhl,  welches  allenfals  ein  Erzbischoflicher 
aep  kann,  zn  errichten.  Daher  können  Allerhöchstdieselben  den  Antrag 
Ad.  1.  vorjetzt  nur  erst  bis  zum  Absterben  des  zeitigen  Fürstbischofs  ge- 
nehmigen und  müssen  sich  Ihre  Definitiv-Resolution  bis  nach  diesem  Ereig- 
niflse  oder  wenigstens  bis  dahin  vorbehalten,  dass  auch  von  den  übrigen 
Dom-Kapitteln  AUerhöchstdenenselben  Bericht  erstattet  und  dadurch  eine 
Tolbtindige  Uebersicht  alles  dessen,  was  die  Entscheidung  motiviren  kann, 
gegeben  seyn  wird. 

Ad.  2.  zu  approbiren  mit  folgenden  Ausnahmen: 

ad  c)  Huss  der  Dompropst  die  Kosten  der  Griminaljurisdiction,  welche 
ilun  abzuiehmen  und  mit  dem  Inquisitoriat  zu  verbinden,  nach  wie  vor  tragen. 

ad  f )  soll  die  Gollation  der  Domküster-Stelle  an  den  Grafen  v.  Meer^ 
^ftldt  bestätigt  werden. 

1)  Yergl.  die  reassumirende  Zusammenfassung  der  Anträge  am  Schlüsse  des 
Wichts,  oben  S.  329. 
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-t^^H  A         ad  i]  soll  den  Erben  bloss  das  deservit-Jahr  belassen,  das  GnadeihJdir 
März  14  ^  ' 

aber  aufgehoben  und  das  Fabrik-Jahr  beybehalten  werden. 

ad  1)  kann  dem  Dompropst  weder  die  fernere  Collation  der  Aido- 
diaconate  nachgelassen,  noch  gestattet  werden,  solche  selbst  zn  benutuiL 
Ersteres  hat  Ref.  selbst  bereits  dargethan  nnd  ist  daher  die  Besiitiguig 
der  Collation  des  Archidiaconats  zu  Borsnm  an  den  p.  y.  Ledebur  abn- 
schlagen.  Lesteres  aber  ist  dämm  nnznlftssig,  weil  der  Dompropst,  wie 
alle  Dom-Kapitnlaren,  nur  auf  die  Einkünfte  Ansprach  machen  kann,  in  dem 
Genuss  er  am  1.  Ang.  1802  sich  befunden,  dieses  Archidiaconat  aber  nadi 
der  Zeit  erst  erOfuet  worden  ist. 

q)  die  Aufhebung  der  Patronat- Rechte  über  Protestantische  Kirehet 
nnd  Schulen  p.  p.  versteht  sich  von  selbst,  die  Patronatrechte  Aber  ka^ 
lische  Ejrchen  und  Schulen  aber  konnten  dem  Dom-Eapittel,  so  lange  m 
besteht,  noch  gelassen  werden.  Inzwischen  haben  S.  M.  auch  gegen  derai 
Aufhebung  nichts  zu  erinnern,  nur  muss  das  Dom-Eapittel  zu  den  Koatoi, 
die  mit  dem  Patronat-Kechte  verbunden,  nach  wie  vor  das  Seinige  bejtrageB. 

ad  r)  Würden  S.  M.  bey  Aufhebung  des  Lehnsnexus  zwischen  dem 
Kapittel  und  dem  Landesherm  nur  Schaden  haben,  da  Qiren  Gassen,  m 
lange  der  Lehnsnexus  bestehet,  die  gantze  Lehnwaare  gebtlhret,  nach  Auf- 
hebung desselben  aber  Fiscus  an  den  Ersparnissen  des  Dom-fijipittels  nur 
einen  geringen  Theil  nehmen  wird.  Es  soll  daher  dieser  Lehnsnexoa  bej- 
behalten  werden. 

ad  u)  Da  das  Amt  des  Kellners  überflüssig  ist  und  um  deswillen  nach 
Abgang  des  jetzigen  dignitarii  solches  eingehen  soU,  so  finden  S.  K.  Sidi 
auch  nicht  bewogen,  es  von  der  Bezehntung  zu  eximiren. 

Ad  8.  zu  approbiren. 

Ad  4.  Der  Plan  zu  Errichtung  einer  allgemeinen  Armen- Anstaült  ii 
Hildesheim  für  Protestantische  und  Katholische  Glaubens -Genossen  lo 
approbiren,  zu  dem  Ende  aber  auch  darauf  zu  halten,  dass  das  Doifr- 
Kapittel  gleich  den  Collegiat-Stiftem  seine  Fundationen  unter  Beybehaltong 
ihrer  privativen  Bestimmungen  mit  in  die  gemeinschaftiiche  Masse  biinge, 
weil  solches,  wenn  S.  M.  das  Dom-Kapittel,  wie  Sie  dazu  die  BefogniM 
haben,  aufhöben,  von  selbst  folgen  würde  und  die  Memorien,  AnnlTersariei 
und  Messen  dessen  unbeschadet  in  der  Dom-Kirche  gehalten  werden  können.« 

Hiernach  Cabinets-Ordre  an  Angern,  Berlin  1805  Mftrz  14. 

R.  89.  Min&ten  des  Cabinets.    Ansferiigang  a.  a.  0.  des  Coneeptes. 
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801.  Siaats-Minister  v.  Voss  an  den  Sfaats-Minister  Frhr.  v.  d.  Reck.  |^^5 

Berlin  1805  Mftrz  5. 

B.  7.  C.  7&.  G.G.    Aiuftrügiuig. 

Die  Beswri-VerkäUnisae  xwiaehen  dem  Hoheüs-Departement  und  den  Provinxial- 

DepartemenU  hei  BesetsMng  erledigter  Bistkümer. 

»Aensserst  willkommeii  ist  mir  das  von  E.  E.  in  dem  .  .  .  Rückschreiben 
Tom  31*^  Januar  d.  J.  bezeigte  Einverständniss  wegen  der  zu  verhütenden 
Concnrrenz  des  päpstlichen  Hofes  bei  Anordnung  des  Qeneral-Administrators 
des  erledigten  Bisthnms  Warschan,  so  wie  wegen  Deroselben  Theilnahme 
in  den  Expeditionen  bei  der  jetzt  im  Werke  begriffenen  Wiederbesetznng 
des  erzbischdflichen  Stuhles  zn  Gnesen  nnd  der  Bisthümer  Warschau  und 
Posen  gewesen ;  ich  habe  mir  dieses  indessen  um  so  mehr  schon  im  voraus 
Tersprechen  dürfen,  als  die  von  E.  E.  Selbst  in  jenem  Schreiben  angezogene 
Cabinets-Ordre  vom  S^""  Oktober  1793 1)  dem  Königlichen  Cabinets-Mini- 
steTinm  ausdrücklich  nur  die  Ausfertigung  des  Nominations-  und  Bewirkung 
des  Confirmatioiis- Patents  in  dergleichen  Fällen  vorbehält  und  ich  hierzu 
den  Königlichen  Auftrag  zu  bewirken  mich  in  dem  .  .  .  Schreiben  vom 
27^  Januar  d.  J.  bei  Erwähnung  dessen,  was  bis  dahin  in  Beziehung  auf 
die  anderweite  Disposition  über  die  vakante  erz-  und  bischöfliche  Würden 
^Beheben,  bereit  erklärt  habe. 

Nachträglich  bleibt  mir  daher  nur  noch  ...  zu  bemerken  übrig,  dass 
dagegen  das  von  E.  E.  in  dem  .  .  .  Schreiben  noch  angezogene  Regulatif 
vom  6^  Dezember  1802  ^j  die  Geschäftstheilung  zwischen  E.  E.  und  Herrn 
Grafen  v.  Haugwitz  .  .  .  bezweckt  und  dabei  Letzterem  nicht  mehr  hat  ab- 
genonunen  und  E.  E.  nicht  mehr  beigelegt  werden  können,  als  das  .  .  . 
Cabmets-Ministerium  vorher  besessen,  wozu  aber  die  Concnrrenz  zu  den 
PiSUminarien,  zur  Auswahl  der  Subjekte,  zu  den  Scheinwahlen  bei  bischöf- 
liehen  Yacanzen  und  Besetzungen  nicht  gehört  hat.  Sind  bei  den  vorigen 
Vacanzen  der  Bischöflichen  Stühle  zu  Posen  und  Gnesen  Gorrespondenzen 
ndt  dem  .  .  .  Departement  der  auswärtigen  Angelegenheiten  in  seiner  da- 
inaügen  Verfassung  vorgefallen,  so  haben  sie  die  damalige  politische  Ver- 
lüütnisse  mit  Fohlen  betroffen  und  zur  Veranlassung  gehabt.« 


Cabinets-Ordre  an  Angern  s.  unter  dem   1.  März  1805,  No.  798.  März  7 


802.  Das  SOdpreussische  Departement  an  das  Ober-Kriegs-Kollegium.  März  9 

Berlin  1805  März  9. 

6en.-Dii«ktorinm  Sftdprevsseii.  LYXTT.  237.   CoBC«pt,  gez.  Voss. 

^  Versuch  xur  Vereinigung  der  Müitair-  und  Bürger-Sehule  in  Fraustctdt  ist  am 
Widerstände  der  kaiholisehen  Gemeinde  wiederum  gescheitert.^) 

»Der  der  Posenschen  Kammer  unterm  29.  December  v.  J.  aufgegebene 
^ederholte  Versuch  zur  Realisirung  der  von  E.  E.  .  .  .  gewünschten  Kombi- 

1)  Band  VII,  No.  80.  2)  Cfr.  No.  634,  Anm.  4.  3)  Cfr.  No.  767. 
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-J?^^  nation   der   Oamison-  und  Bürger- Schule   in   Franstadt  ist  wieder  olne 
März  9 

gtlnstigen  Erfolg  geblieben:   denn  nach  dem  .  .  .  Kammer-Bericht  [vom  & 


Februar]  .  .  .  verweigert  die  Bürgerschaft  beharrlich  ihre  Einwilligong 

Für  jetit  wird  daher  von  dieser  Schnl-Kombination  zu  abstrahiren  seji 
Da  sie  indess  unbedenklich  von  Nutzen  ist,  so  wird  die  Kammer  hedi 
angewiesen,  sie  nicht  aus  dem  Auge  zu  lassen,  sondern  wo  möglidi  in  te 
Folge  bei  eingetretenen  günstigem  Umständen  noch  zu  Stande  zu  bringen.« 


Würz  14  Gabinets-Ordre   an  Angern  s.  unter  dem  2.  März  1805,  No.  800. 


MSrz  14         803.    Cabinets-Schreiben  an  >des  Herrn  Fürsten  und  Bischoh  n 

Breslau  Liebden«.     Berlin  1805  März  14. 

B.  89.    Minttten  dee  Cabinets. 

Ablehnende  Anhoort  auf  die  Vorstellung  vom  26,  Februar  1805^)  wegen  der  Udfef 
lassung  katholischer  Kirchen  an  protestantische  Gemeinden, 

.  .  .  »Ich  habe  darin  aber  keine  neuen  Gründe  gefunden,  die  Mick 
bewegen  könnten,  von  meiner  dem  Geiste  wahrer  Religiosität,  den  FriedesB- 
Schlüssen  und  der  Gesetzgebung  ganz  entsprechenden  Entachliessung  ahn- 
gehen  und  bin  auch  fest  versichert,  dass  der  grosse  Haufen  an  der  Aitf- 
führung  derselben,  die  nur  immer  dann  Statt  haben  wird,  wenn  die  gtu 
veränderten  Umstände  es  erfordern,  kein  Aergemiss  nehmen  werde,  ireoi 
Ew.  Liebden,  wie  Ich  das  gegründete  Vertrauen  habe,  auf  die  Ihnen  1l]lte^ 
gebene  Geistlichkeit  durch  alle  Ihnen  anvertraute  Mittel  wirken,  dsss  die- 
selbe die  Absichten  der  Regierung  in  ihrem  wahren  Lichte  erkenne.  In 
diesem  Vertrauen  verbleibe  Ich  mit  der  aufrichtigsten  Freundschaft  und 
Werthschätzung  E.  L.  freundwilliger  Vetter,  c  .  .  . 


März  14        804.  Das  Dem-Kapitel  zu  Gnesen  an  den  Papst  Gnesen  1805  Min  U 

B.  7.  C.  26.  B.  B.    Absdhrifk. 

Bitte  um  Bestätigung  der  Wahl  des  Qrafen  Bacxynski  xrnn  Erxbisehof  ton  Qnesm.*! 

>Beatissime  Pater! 

Liceat  Gapitulo  Metropolitano  Gnesnensi,  inter  oscula  pedum  Sanctitstii 
Vestrae  humillima  precum  expositione  notum  facere,  post  obitum  olun  Cel- 
sissimi  Principis  Archi-Episcopi  Gnesnensis  Ignatii  Eirasicki  Die  14a  Mensis 
Martii  Anno  1801  subsecutum,  vacanti  Sedi  Gnesnensi  ad  Literas  Nomi- 
nationis  Serenissimae  Regiae  Majestatis  Friderici  Vilchelmi  (sie!)  Donmu 
Nostri  Olementissimi  in  Archi-Episcopum  Ecdesiae  Nostrae  ülustrififflOiiuB 
et  Reverendissimum  Ignatium  Comitem  Raczynski  Ecclesiae  Posnamensis 
Episcopum,  Virum  Generis  Nobilitate,  virtutum  studio  et  meritis  in  EccIesiAm 
suam  percelebrem,  pro  consuetudine  Gapituli  Nostri  concordi  animomm  sensu 


1)  No.  797;  cfr.  No.  806.  2)  Cfr.  No.  808  und  814. 
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ft  Nobis  dectom  esse.  Qnare  sappliees  siimiis  Banctttati  Vestrae,  nt  Eleo-  m|^^]^4 
Hoiem  hane  pro  snprema  Apostolieae  Sedis  Anthoritate  ratam  esse  yelit 
Mmqiie  snpremo  sno  in  terris  oracnlo  Sanetitas  Yestra»  cohfinnet.  Nos 
literea  pro  longaevo  Banetitatii  Yestrae  illoque  anspieatissimo  nniTersae 
Beelesiae  rQgimine  ad  Aras  preces  ftmdimiis  benedictionernque  Apostolioam 
Hobis  impeortiri  postulamus. 

Sanetitatis  Yestrae 

Obedientiasimi  Filii 

i  et  Canonici  Ecclesiae  Metropolitanae  Gne8n6nsis.€ 


805.  Der  Bischof  von  Posen,  6raf  Raczynski,  an  den  Sfaats-Minister  HSrz  17 

tVosi.    Berlin  1805  Mars  17. 

0«n.-Direktoriiun  SüdpmuMB.  LTTIT.  282.  a.    Aufttrtigiing. 

Die  Noikwendigkeit  der  Erhöhung  der  Einkünfte  des  Erxbüthuma  Qnewn,  für  das 

Baexyneki  deeigmrt  ieiA) 

>L'£iYeqne  de  Posen,  designö  Aroheyeqae  de  Gnesne  et  Eveqne  de 
YanoTie,  fesant  nsage  de  cetie  conflance  k  laqnelle  les  bont^s  de  S.  B. 
MiMiadgiiear  le  Ifinistre  de  Yoss  raatorisent,  et  animö  par  des  sentixaens 
fiberanx  du  Goavemement,  a  llionnenr  de  Lni  presenter  ses  obserrations 
BOT  les  obligations  du  poste,  dont  il  vient  d'etre  honor^  Ge  n'est  pas  qne 
rSyeque  de  Posen  ait  Tintention  d'etre  k  charge  k  8.  E.;  mais  sachant, 
eombien  EUe  desire  que  tons  les  Emploj^  publics  qni  ressortent  de  Bon 
Deptrtement  remplissent  dignement  les  devoirs  de  lenrs  oharges,  il  prend 
la  libert^  de  repr^enter  k  8.  £.  qne  la  pension  de  80000  Eens  qni  doit 
^  assignte  k  rArcbeveqne,  ne  repond  pas  k  r^tendue  de  ses  obligations. 

Par  sa  translation  k  l'ArcheTechd  de  Gnesne,  les  revenns  de  l'Eveqne 
de  Posen  n'aogmenteront  qne  de  17  600  Eons.  Oetie  angmentation  parait 
^  aasez  flattense,  mais  si  8.  £.  vent  bien  permettre  qn'il  entre  dans  quel- 
ques details  lä  dessns,  Elle  sc  convaincra  qne  oette  Somme  est  de  bean- 
^P  trop  modiqne,  pour  faire  tdte  aox  charges  qn'a  k  porter  le  fdtnr 
^'^▼^qne. 

li^Archevechd  de  Gnesne  etant  si  vaste  et  fesant  presque  les  denx 
^  de  la  ProTince,  la  Jurisdiction  Episcopale  ne  peut  pas  etre  administr^ 
^▼ee  ttsance  et  commodit^,  autant  pour  le  Gouvernement  que  pour  le  Glerg6, 
^  psr  trois  Officialats,  savoir  de  Gnesne,  de  Ealisz  et  de  Lowicz.  8.  E. 
^^^Jt  pas,  combien  sont  rares  k  pr^ent  les  Ecclesiastiques  oapables  de 
f^etir  eonune  il  taut  les  postes  des  Grands  Yicaires  et  des  Juges  8urrogn6s; 
^^^ien  de  di£Bcnlt6  a-t-on  de  trouver  des  subalternes  absolument  necea- 
^'^^^  La  perspeetiye  de  la  promotion  fiitnre  est  si  peu  flatteuse  et  si 
^<ngn^  que  peu  de  personnes  Tculent  sc  vouer  aux  affaires,  ou  si  elles 

1)  Cfr.  No.  782  und  807. 
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M^^?  '^'^  ▼o^^i^t,  elles  davent  bien  mettre  un  prix  k  lenrs  traTsni.  Cette  St 
ütuli6  de  trottver  des  gens  pareils,  ce  mmque  de  perspective  de  Is  pn» 
motion  fdture  est  la  eanse  qne  les  Officialats  qni  nagaeres  ne  eeataieit 
rien  auz  devanoiers  des  Eveques  d^acgoordhnii  absorbent  maintenant  u 
portion  importante  de  lenr  eompetenoe. 

Si  l'Eveqne  de  Posen  prend  ponr  regle  son  Officialat  de  Pesen,  et  I 
se  repnterait  henrenx,  si  cette  [reg]le  ponvait  6tre  applicable  k  l'AreheT«eU 
de  Gnesne,  [les]  salaires  annnels  de  chaqne  Officialat  monterost  [k  la  sodd^bi 
de  2350  Ecns.  En  y  ajoutant  rOffidajlat  de]  YarsoTie  qni  doit  abBotfr* 
ment  subsister,  pnisque  [le  fator]  Archeveqne  sera  anssi  Ereqne  de  Ytf* 
Bovie,  (la  somme  aujgmentera  de  2350  Ecns,  de  maniere  qne  [l'admioistn}- 
tion  de  la  Jurisdiction  contera  k  1' Archeveqne  [de  Onesne]  9400  Em; 
ainsi  d'apr^s  ce  Calcnl  il  ne  [reste  an]  fatnr  Archeveqne  de  la  Somme  dl 
17500  Ecns  qne  8100  Ecns. 

En  mettant  an  snrplns  en  ligne  de  compte  les  firaix  de  la  represo- 
tation  inseparable  de  la  qnalit6  dn  Chef  dn  Glei^  de  la  Provinee,  IV 
menblement  et  l'entretien  des  maisons  Arohiepiscopales,  snrtont  de  celle  de 
Varsovie  qni,  etant  immense,  occasionne  chaqne  ann6e  ponr  la  consffvw 
dans  nn  bon  etat  plns  de  depenses  qne  ne  penvent  rapporter  les  loyen 
des  attenances,  enfin  les  fraix  de  la  translation,  S.  E.  tombera  d'aeeoid 
qn^  est  presqne  impossible  qne  la  pension  assign^e  k  rAreheveqne  pniitt 
snffire  k  tant  de  depenses. 

L'Eveqne  de  Posen  n'aime  pas  k  thesanriser  et  n'est  pas  avare,  n 
vie  pass^e  en  est  le  plns  snr  garant,  mais  il  aime  k  etre  Eveqne  eomne 
il  le  doit,  et  il  connoit  trop  bien  Tesprit  dn  Gonvemement  et  le  geiiie  de 
S.  E.,  ponr  ne  pas  croire  qne  le  Gonvemement  agira  envers  le  fntor  Arche- 
veqne de  la  maniere  plns  liberale,  et  oertes  la  justice  semble  demander  qne, 
si  on  Ini  ajonte  le  Diocese  de  Varsovie  k  administrer,  11  m^te  qu'on  fao 
laisse  U  competence  Archiepiscopale  dans  son  entier.c 


März  18        806.  Immediat-Vorstellung  des  FOrsten  Joseph  zu  Hohenlehe,  Bischofs 

von  Breslau.    Berlin  1805  Mftrz  18. 

B.  46.  B.  165.  a.    Ansfertigiuig. 

Bea/ntragt  seine  oder  seines  Vikariai-Ämtes  Zuxfehtmg  bei  Ueberlassttng  kaiholisdier 
Kirchen  an  protestantische  Gemeinden.     Vorschlag  einer  gemeinsehaßiehen  Kotn^ 
jnission  für  die  öravamina  Müisehen  Protestanten  und  KaihoWcmS) 

»E.  K.  M.  haben  .  .  .  geruhet,  unter  dem  14.  d.*)  mir  zu  erkennen  n 
geben,  in  meiner  .  .  .  Voi-stellnng  vom  26.  v.  M.s)  keine  neuen  Gründe  ge- 
funden zu  haben,  die  Allerhöchst  gefasste  Entschliessnng  in  Betref  der  Ein- 
räumung der  in  Anspruch  genommenen  katholischen  Kirchen  und  deren 
Vermögen  an  die  Protestanten  ...  zu  Ändern.     Da  ich  nun  so  unglücUidi 


1)  Cfr.  No.  809.  2)  No.  803.  3)  No.  797. 


Gii60en.    Sehlesien*  33g 

oliilteD  und  das  mm  Unterhalte  katholiaeher  Seelsorger  nnmiigftiiglioh 
■Mdge  KirehenyenaOgeB  in  Gemeinden,  wo  die  Protestanten  darauf  An- 
ipnieh  machen,  nicht  retten  zu  können,  meine  oberhirtliehe  Pflicht  mir 
iber  gebeut,  fiOr  die  Sedsorge  und  den  Beligionsnnterricht  auch  der  firmsten 
b  der  Volksklasse  der  Katholicken,  deren  in  solchen  Gemeinden,  wenn  nicht 
n  eigentlichen  Wirthen,  doch  an  Hftaslem,  Dienstbothen  nnd  dergleichen, 
hmer  noch  yorhanden  sind,  all  mein  Bemühn  cn  verwenden:  so  unterfange 
loh  mich,  allersabmissest  E.  E.  M.  eu  bitten,  auf  meine  gegenwärtige  Vor* 
ibdtang  nochmals  allergnädigst  Rllcksicht  za  nehmen. 

Das  General-Vicariat-Amt  zu  Breslau  hat  mir  angezeigt,  dass  nach 
aemer  Abreise  von  dort  noch  mehrere  in  den  LGwenberg-Bunzlau-,  Landes- 
kstr  und  Hirschbergschen  Kreisen  belegene  Kirchen  mit  ihren  Realitäten 
^B  protestantisohen  Gemeinden  wlren  in  Anspruch  genommen  und  des^ 
wegen  bereits  Localcommissionen  abgehalten,  ohne  dass  dasselbe  davon  wäre 
beBachriohtiget  und  dadurch  in  Stand  gesetst  worden,  die  Pfarrer  zu  in- 
iWieB,  wie  sie  sich  dabey  zu  verhatten  haben. 

Nach  den  .  .  .  Landeshenrliehen  Gesetzen  sowohl,  als  nach  den  cano» 
siseheu  Statuten  stehen  Kirchen  mit  ihrem  Vermögen  und  pfarrliche  Grund* 
ttteke  unter  der  Aufsicht  der  geistlichen  Obern,  und  nach  dem  allgemeinen 
Landrechte  Th.  U  Til  XI  §  239  und  247  sollen  bey  Veränderungen  in 
fchon  errichteten  Parochien  alle  diejenigen  rechtlich  gehOrt  werden,  welche 
«m  Interesse  dabey  haben,  und  die  unter  einem  gemeinschaftlichen  PlEarrer 
tOMmmeBgeschlagene  Kirchen  können  nur  unter  der  (Genehmigung  der  geist- 
&be]i  Obern  getrennt  werden. 

Bey  dieser  für  meinen  bischöflichen  Sprengel  so  traurigen  Angelegen- 
Ut  YSTBirt  nicht  wenig  mein  Interesse :  denn 

1)  werden  durch  den  Verlust  dieser  Kirchen  meine  Gerechtsame  und 
meine  Jurisdiction  geschmälert,  die  mir  beym  Antritt  des  Bissthums  und  von 
£.  K.  H.  Allerhöchst  Selbst  bey  der  1798  angenommenen  Erblandshuldignng 
>ä»ü  zugesichert  worden. 

2)  werden  viele  Pfarrer  ihrer  Unterhaltung  und  das  corpus  Catholi- 
^^'foin  der  Mittel  beraubt,  ihre  Seelsorger  zu  unterhalten.  Diese  ihre  Unter- 
^^^liong  wflrde  alsdann  mir  zur  Last  fallen,  wenn  nicht  ganze  Parochien 
^lien  sollen. 

In  dieser  Rttcksicht  bitte  ich  E.  K.  M.  .  .  . :  wenn  Allerhöchst  Dieselben 
^bi  •  • .  geruhen,  die  protestantischen  Gemeinden  mit  ihren  unbilligen 
petitis  pure  abzuweisen,  wenigstens  Allerhöchst  Deroselben  Landes-Collegia 
^erholdreichst  anzuweisen,  damit  in  jedem  einzelnen  FaUe  entweder  ich 
oder  mein  General- Vicariat-Amt  benachrichtiget  und  mir  die  Befugnüss  ein- 
S^omt  werde,  jeder  wegen  einer  in  Anspruch  genommenen  Kirche  abzu- 
>^teiideii  Commission  einen  geistlichen  Gommissarium  beyzufügen,  damit  er 
^c  bisehöflichen  Jura  wahrnehme,  und  Allergnädigst  zu  erlauben: 

22* 
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M&^8  ^^^  ^^^  ^^^  ^  jedem  einzelnen  Ftlle,  ehe  eine  kidioliBehe  EM|< 

mit  ihren  Gnmdstfloken  zom  Besten  der  Proteetanten  eingeeogen  irird,  i 
E.  K.  M.  unmittelbar  wenden  darf.  Yielleieht  bin  ich  noch  im  Stande,  Yo» 
BohlAge  anfEnsteUen,  wodurch  die  WUneche  der  protestantiBchen  Gemenite 
befriediget  werden,  die  Unterhaltong  der  katholischen  Sedso^er  aber  nA 
gesichert  bleibt 

Da  ich  befttrchte,  und  nach  den  nenerdings  an  mich  eingegaageifla 
Berichten  mit  Becht  befflrchten  mnss,  dass  noch  mehrere  protestaniisdil 
Gemeinden  Antrftge  dieser  Art  wagen  werden,  so  nnterwinde  ich  nueh,  hl 
Fall  Allerhöchst  Dieselben  sie  nicht  abiuweisen  gemhn,  unmassgeblidi  vn» 
anschlagen: 

Nach  Eingang  der  Untersachnngsacten  ^e  gemeinschaftliohe  Com 

mission  nach  dem  Beysj^ele  deijenigen,  welche  im  Jahre  1750  Ü 

gravamina  zwischen  den  Protestanten  nnd  Eatholidcen  b^^gte,  .  •• 

ernennen  za  lassen. 

Gewiss  wttrde  dnrch  eine  solche  Oommission  diese  kritische  Angriifpea- 

helt  znr  gegenseitigen  Zufriedenheit  bejder  Gonfessionen  in  Ordnung  gebniti 

werden.    Denn  seit  der  Anmassung  der  protestantisohen  Gemeindes,  die  ii 

den  mehresten  Dörfern  schon  eigene  Beligions-Systeme  fonniren  und  fll 

Kirchen  und  Predigern  versehen  sind,   hat  in  jenen  Gegenden  das  Bai 

der  Eintracht  und  Freundschaft,  welches  bisher  zwischen  beyden  Beligwtf* 

genossen  so  gut  bestand,  schon  sehr  gelitten  und  bereits  wirklich  su  is^ 

leranten  Auftritten  Anlass  gegeben,  weil  der  gemeine  Mann  in  dem  Walm 

steht,  als  fordernder  Theil  in   seinen  Anmassungen  niemals  zu  weit  gelii 

zu  können;  der  bedrohte  Theil  dagegen  fürchtet  ab  sey  es  auf  seine  V«^ 

tUgung  angelegt! 

Sowohl  meine  Treue  gegen  E.  E.  M.,  als  mdne  Hirtenpflicht  forderttt 
mich  auf,  diesen  Umstand  Allerhöchst  Denselben  ...  zu  eröfnen;  enteibesd 
in  der  unyerbrflchlichsten  Treue«  etc. 


März  19        807.  Staats-Minister  v.  Voss  an  den  Bischof  von  Posen,  Graf  RaezyntkL 

Berlin  1805  März  19. 

GeiL-Direkioriiim  SQdpreimeii.  LXXn.  282.  a.    Coneept^  gei.  Tom;  Anweisimg  tob  Kk^ 

Darlegung,  dctss  die  besHmmten  Einkünfte  für  den  neuen  Srzbisekof  wn  (hM^ 

ausreichen  unirdenA) 

>Le  memoire^)  dont  V.  E.  a  bien  voulu  mlionorer,  expose  avec  con- 

fianoe  et  franchise  les  motifs  qui  La  fönt  douter,  si  les  revenus  qne  S-^ 

a  eu  la  grace  d'attacher  aux  nouvelles  dignit^s  auxquelles  Y.  E.  ^ent  d  etre 

nomm^,  suffiront  ponr  faire  honneur  k  ces  emplois  distingu^s.    C^est  sor- 

tout  sur  les  salaires  des  officialats  qui  tomberont  k  la  Charge  de  V-  ^'i 

qu'Elle  a  fond6  oes  doutes.     Je  les  ai  examin6  d'autant  plus  scmpoleose- 

1)  Ofr.  No.  811.  2)  No.  805. 
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■Mut  qua  je  mds  d'aoeord  sveo  Y.  B.  qne  Bes  appointemeiui  fatan  doiyent  h^^a 
ttie  meaur^  ayeo  tonte  ia  cirGonspeetioii  düe  k  l'importanoe  et  k  l'^tendne 
da  BOB  fonetioiiB,  et  qne  daas  les  propoBitions  qne  J'ayois  faites  an  Boi  k  ce 
ayety  j'ayoiB  en  nn  sein  partionlier  de  ne  paa  m'^earter  de  ce  point  de  yne. 
Oe  n'est  donc  qu'en  cons^qnenoe  d'nne  refleetion  mtbre  et  reiter^e  qne  j'ai 
fhonnenr  d'obseryer  k  V.  E.  qne  je  ne  sanrois  partager  les  craintes  qn'BUe 
a  Men  yonin  me  confier. 

Les  reyenns  aocord^s  ä  Y.  E.  en  qnalit6  d'Archey^qne  de  Gnesen  et 

i'Ey^ne  de  Yarsoyie  montent  aotnellement  k  30943  ecns  15  g.  4  f.   et 

leront  encore  angment^s  de  1200  ^ons  annnels,  lorsqne  la  pension  qne  S.  M. 

a  assign^  ad  mterim  an  jenne  Comte  de  Hohenzollem  snr  les  reyenns  de 

f  Abbaye  eommendataire  de  Lnbin,  ponrra  toe  transför^e  snr  cenx  de  TAb- 

baye  eommendataire  de  Paradis  qni  selon  tonte  apparance  ne  tardera  pas 

de  deyenir  yacante  par  le  dec^  de    son  possessenr  actnel.     n  est  yrai 

qne  les  saliures  des  OfficialatB  qne  Y.  E.  anra  k  payer,  qnoiqn'ils  ne  seroi- 

ent  pas  ansai  grands  qn'EUe  Fa  snppos^  dans  son  calcnl,  seront  pent-etre 

•OMiderables.    Mais  il  est  egalement  bors  de  donte  qn'on  ponrroit  diminner 

le  nombre  des  Officialats,  et  qne  les  Ghapitres  des  Eglises  GathMrales  et 

(Mlegiales  ne  manqneront  pas  de  snjets  qni  sons  la  direction  de  Mrs.  les 

Sv^qnes  se  formeront  et  seront  deja  form^s  anx  affaires 'ocelesiastiqnes,  qne 

de  bons  benefices  offerts  et  accord^s  ponr  prix  de  lenr  application  les  y 

eieiteront,  et  qne  de  oette  maniere  11  deyiendra  par  la  snite  et  plns  ais^ 

et  moins  dispendienx  de  ponryoir  anx  Gbarges  differentes  des  Officialats. 

Ponr  faire  d'aillenrs   nne  jnste  snppntation  des  frais  d'administration 

qiie  Y.  E.  anra  k  debonrsser,  et  de  la  diminntion  qn'en  sonffiiront  ses  reye- 

HOS,  il  fant  natnrellement  prendre  .ponr  base  dn  compte  le  total  de  ces 

leve&ns,  sans  en  dednire  le  montant  de  cenx  dont  Y.  E.  a  joni  jnsqn'a  prd- 

Nnt  dans  sa  qnalit6  d'Ey^ne  de  Posnanie.    Le  calcnl  fait  de  oette  maniere 

et  en  y  admettant  m6me  la  somme  exorbitante  de  9400  ecns  ponr  les  gages 

deB  Officialats,  le  residn  des  reyenns  de  Y.  E.  sera  d'abord  de  21 543  ^ns 

15  g.  4  f.  et  dans  la  snite  de  22743  ecns  15  g.  4  f.  par  an,  somme  qni, 

^  la  comparant  anx  appointements  attacb^  anx  Gbarges  les  mienx  dot^s 

de  TBtat  ciyil  et  militaire,  non  senlement  est  tr^s  considerable,  mais  sans 

donte  enffisante  k  tons  les  besoins  de  Y.  E.,  sans  qn'EUe  seit  oblig^e  de 

deroger  a  8a  dignit^. 

Qoant  k  rentretien  des  Palais  de  Yarsoyie  et  de  Skemiewice,  il  sera 
^ord  recbercb^  par  la  Gbambre  de  Yarsoyie,  si  les  demiers  possessenrs. 
out  neglig6  de  faire  les  reparations  necessaires,  et  on  anra  reconrs  dans  ce 
^  anx  beritiers  de  Mr.  l'Ey^qne  de  Miaskowski  et  anx  fonds  destin^es  k 
1  amoiiaflation  des  dettes  de  fen  Mr.  le  Prince  Arcbey^qne  de  Gnesen^], 
Comte  de  Erasicki,  ponr  qne  les  palais  soient  mis  en  bon  etat.    Je  yiens 


1)  Cfir.  No.  866. 
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Mi^^9  ^^  ^^^^^^  ^^  ordres  ponr  cet  eflEet,  et  je  m^empreaaerai  de  sonUger  Y.  £., 
qnant  k  cet  objet,  autant  qa'il  d^pendra  de  moi.  C'eat  an  reate  le  mA 
mojen  par  le  quel  je  pnisse  conconrir  k  raccompÜBaement  dea  Toeox  de 
y.  E.y  k  moins  qn'EJle  ne  desire  d'^tre  enti^rement  qoitte  dn  PaiaSa  prima» 
tial  de  YaraoYie  et  de  le  ceder  k  ia  dispoaition  dn  goayernement  eontn 
nne  indenmit6  pecnniaire,  k  raison  dn  loyer  qn^EUe  seroit  oblig6  de  paytt 
ponr  nne  antre  habitation  dana  cette  ville,  et  qni  tont  an  plns  n'excedeioit 
pas  la  sonune  de  1000  ecns  par  an.« 


Mäiz  21         808.  0er  nominirte  Erzbischof  von  Gnesen  und  Biachof  von  Warseku, 
Ignaz  Graf  Raczynski  (an  daa  Cabineta-Miniaterium).   Berlin  1805  Min  21. 

K.  7.  G.  25.  B.  B.    Awfertipmg. 

Zeigft  seine  WM  zum  Erxbiachofe  voih  Onesen  und  xum  Bisehofe  von  WanehM 
an  und  bittety  ihm  in  Born  die  Adminisiration  in  spiriUnilibus  auszuwirken,^] 

»Ans  dem  in  original!  einliegenden  Wahldecret  werden  £.  K  M.  . . . 
sn  ersehen  gernhen,  dass  ich  Allerh(}ch8tdero  Emennnng  genütes  von  isit 
Dohm-Capitel  zn  Gnesen  znm  dortigen  Erzbischof  erwählt  worden  bin. 
Allerh(k)hstdenselben  ist  es  nicht  nnbekannt,  dass  dieses  Erzbisthnm  Bdl 
4  Jahren  vacant  geworden  ist  und  von  dieser  Zeit  an  bis  jezt  nur  interi- 
mistisch administrirt  wird. 

Das  nemliche  ist  der  Fall  mit  dem  Bisthnm  von  Warsohan,  wovon  ick 
gleichfalls  znm  Bischof  ernannt  worden  bin.  Anch  dieses  wird  gegenwirtif 
interemistisch  administrirt 

E.  E.  M.  ist  sehr  wohl  bekannt,  wie  sehr  das  geistliche  Wohl  dieser 
Dioecesen  durch  eine  solche  interemistische  Administration  leidet  Da  im 
dieses  mir,  als  kfinftigen  Oberhirten  derselben,  sehr  am  Herzen  liegt  ob^ 
ich  dennoch  einsehe,  dass  die  vor  meiner  wirklichen  Einsetzung  annodi 
vorhergehenden  Präliminarien  noch  mehrere  Monate  dauern  werden,  ao  wi^ 
ich  es,  E.  K.  M.  .  .  .  zu  bitten: 

AllerhOchstdero  Residenten  zn  Rom  aufzugeben,  fdr  mich  eine  Ad- 
ministration in  spuritualibus  -  sowohl  im  Erzbisthum  Onesen  als  im 
Bisthnm  Warschau  bei  dem  p&pstlichen  Stuhle,  und  zwar  mit  der 
möglichsten  Eostenerspamng,  zu  bewirken.« 


1)  Cfr.  No.  804  und  815. 
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809.  Gabineis-Ordre  an  dio  Sfaait-Minister  6raf  Hoym,  Frbr.  v.d.  Reck  j^^^s 

md  V.  Massow.     Berlin  1805  März  23. 

IL  46.  B.  16&  a.    Avstetiguig. 

Für  jede  üeberUusung  hcUhoKaeker  Kirchen  an  protestantisehe  Oemeinden  4n  SeM^ 
IM»  scü  der  Bischof  oder  sein  Vikaria^Ämi  herangezogen  werden.  Prüfung  des 
Vorsehlage  einer  gemeinsehafüiehen  Kommission  xu  UniersuGhtmg  der  BeHgions' 

besehioerden.     Vermeidung  intoleranter  Auftritte.^) 

»Aus  der  beykommenden  Eingabe  des  Ffirstbiscbofs  zu  Breslau^),  wel- 
cher der  Einziebnng  vormals  katholiseher  Kirchen   in  Dörfern,   wo   kein 
einziger  Wirth  mehr  der  katholischen  Religion  zngethan  ist,  zum  Besten  der 
nnmehro  ganz  Protestantischen  Gemeinden  fortwährend,  wiewohl  mit  unrecht 
widerspricht,  werdet  Ihr  ersehen,    dass  derselbe  eventoaliter  den  billigen 
Antrag  macht,   dass  in  jedem  einzelnen  solchen  Falle   entweder  er  selbst 
oder  das  Vicariat-Amt  zu  Wahmehmnng  der  Bischöflichen  Rechte  zngezogen 
oder  ihm  erlaubt  werde,  Sich   deswegen  unmittelbar  an  Mich  zu  wenden, 
wofeme  es  nicht  noch  rathsamer  seyn  mögte,  dieser  Angelegenheit  wegen 
llberluHipt  eine  gemeinschaftliche  Gommission  zn  Untersuchung  der  Religions- 
Beaehwerden  niederzusetzen.    Da  es  nun  Meine  Absicht  im  geringsten  nicht 
ist,  diese  Angelegenheit  einseitig  behandeln  zu  lassen,  Ich  vielmehr  voraus- 
gMezt  habe,  dass  die  befohlene  Untersuchungen  der  angezeigten  Umstände 
mit  Zuziehung  des  katholischen  Religions-Theils  angestellt  worden:   so  be- 
ttUe  Ich  Euch,  dem  ersteren  Antrage  des  Fürstbischofs  willfahren  zu  lassen, 
den  leztem  aber  sorgfältig  zu  prflfen  und  gutachtlich  zu  berichten.     Sollte 
es  anoh,  wie  der  Fürstbischof  anzeigt,  ganz  gegen  Meine  Absichten,  aus  Ver- 
anlaiwTiug  der  bisher  erörterten  Fälle  hie  und  da  zu  intoleranten  Auftritten 
gekommen  oder,  dass  es  geschehe,  zu  besorgen  seyn,  so  muss  mit  allem 
£ni8t  und  Nachdruck  dem  entgegen  gewirkt  werden,  weshalb  Ihr  nöthigen 
FaDg  Uerdureli  authorisirt  werdet.  Mir  Vorschläge  wegen  des  in  solchen 
Men  zu  beobachtenden  Verfahrens  zn  machen,  damit  dabey  nicht  tumul- 
turiBch,  sondern  mit  Ruhe  und  Ordnung  und  nach  festen  Grundsätzen  einer 
vernünftigen  Toleranz  zu  Werke  gegangen  werde.«  .  .  . 

Diese  Cabinets-Ordre  wird  dem  Bischöfe  mittelst  Cabinets-Schreibens 
^m  gleichen  Tage  mitgetheilt  mit  dem  Zusätze: 

>Ich  hoffe,  dass  Ew.  Liebden  dadurch  vollkommen  zufrieden  gestellt 
Bein  und  Meinen  gerechten,  toleranten  Oesinnungen  keine  Hindemisse 
femer  in  den  Weg  legen  werden.«') 


1)  Cfr.  No.  803. 

^  Vom  18.  März  1805,  No.  806. 

8)  Cfr.  No.  818. 


n 
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Mä?23        ^^^-  Immediat-Bericht  des  Staats-Ministers  V.  Voss.  Magdebug  1805 

Mftrz  23. 

B.  89.  32.  D.    Ansfertiguig. 

Antrag  auf  Zulage  für  die  Dekane  in  Südpreusam  xmr  BaÜung  von  Vikarm  mi 
»u  den  Reisekosten  aus  den  Beveniien  des  erledigten  Bisihume  Warsthau, 

»Die  Dekane,  welche  in  E.  K.  M.  katholischen  Provinzen  f(tt  denStuI 
hauptsächlich  eben  die  Geschäfte  zu  besorgen  haben,  welche  in  den  Fmk 
testantischen  den  geistlichen  Inspectoren  obliegen,  sind  nicht  nur  in  Hb* 
sieht  auf  die  Kirchenzucht  äusserst  wichtige  Personen,   sondern  sie  lubei 
auch  auf  die  Moralität  des  Volks  und  dessen  Oesinnungen  gegen  denStuil 
vorzüglich  Einfluss.     Ihre  Pflichten  bestehen  hauptsächlich  in  der  Avlädil 
auf  den  moralischen  Lebenswandel  der  ihnen  untergeordneten  Pfarrer,  auf 
deren  Lehrart  und  die  Verwaltung  des  Gottesdienstes.     Auch  mtlssen  ae 
die  Pfarren  bereisen  und  nachsehen,  ob  auch  die  Eirchenbflcher  und  Bedi- 
nungen  gehörig  gefOhret,  die  Verordnungen  in  geistlichen  Angelegenbaten 
befolgt,  die  Kirchen  und  Pfarr-Gebäude  gehörig  erhalten  werden,  und  bd 
vorfallenden  Vaiäm^en  fOr  die  einstweilige  Verwaltung  der  Pfarren  Borgen 
und  hiemächst   den    neuen  Pfarrer  einfahren.     Dies   veruTBacht  natfirlieh 
^  manche  Reisen  und  macht  dem  Dekan  einen  Gehfllfen  noihwendig,  der  bei 
dessen  Abwesenheit  und  Versäumnissen  seine  eigene  Pfarr-AngelegeididisB 
besorgt.     Besonders  in  Südpreussen  sind  die  Geschäfte  eines  Dekans  vos 
grossem  Umfange,  indem  dort  zu  einem  Dekanat  mitunter  27  Kirchspiel« 
gehören,  im  Durchschnitt  aber  auf  jedes  16  gerechnet  werden  können,  jbA 
nirgends  sind  dagegen  die  Pfarren  ärmer  dotirt  als  in  Sfldpreussen.    Sie' 
gewähren  grOsstentheils  kaum  den  nothdürfdgsten  Unterhalt  und  es  Uttt 
sich  leicht  erachten,  dass  bei  einer  solchen  Pfarre  der  Dekan,  wenn  aach 
nicht  aus  Mangel  an  gutem  Willen,  doch  durch   seine  beschränkte  Lsge 
an  der  gehörigen  Ausübung  seiner  Pflichten  gehindert  wird,  da  es  ihm  so 
Mitteln  fehlt,  die  Amts-Beisen  zu  machen  und   zur  Verwaltung  der  Bed- 
sorge  in  seiner  Abwesenheit  einen  GehtUfen  zu  halten.     Auf  der  anden 
Seite  bedürfen  die  ihm  untergebenen  Pfarrer  einer  desto  strengeren  Kon- 
trolle, da  für  schlechte  Einkünfte  meistens  auch  nur  schlechte  Subjecte  so 
haben  sind. 

Der  Bischof  von  Posen  hat  daher  darauf  angetragen,  denen  Deksnes 
in  Südpreussen  ftlr  ihre  mühsame  und  wichtige  Amtsverwaltung  eme  Re- 
muneration von  Seiten  des  Staats  auszusetzen,  und  ich  selbst  halte  dies 
nicht  nur  zur  mehreren  Verpflichtung  gegen  letzteren  für  dienlich,  sondern 
auch  in  Bücksicht  auf  Bedürfiiiss  für  nothwendig.  Eine  jährliche  (Inte^ 
Stützung  von  41  Thalem  zur  bessern  Subsistenz  und  Haltung  eines  Viksrins 
und  von  3  Bthlr.  auf  jedes  Kirchspiel  zu  den  Beisekosten  wird  hinreichen, 
um  den  Diensteifer  der  Dekane  zu  befördern  und  sie  ftr  das  aUgemeine 
Beste  mehr  zu  gewinnen.    Dies  beträgt  auf  66  Dekanate  oder  Dekane,  s» 
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10  viel  sich  in  Sfldpmuaen  befinden  k  41  RtUr 2706  Bthlr.  nj^gs 

ud  1040  äMXü  gehörige  Eirohspiele  k  3  Bthlr .  8120      > 

snaammen  5826  Bihlr. 
also  im  Doichscluiitfc  oder  in  runder  Summe  etwa  90  Rihlr.  auf  den  Dekan. 
In  Nen-Ostprenssen,  so  wie  in  dem  fiHher  aeqnirirten  Antlieil  des 
ekemaligen  Pohlens  verwalten  swar  die  Dekane  ihr  Amt  ohne  Qehalt  und 
Bmolomente,  indessen  mögen  sie  dort  wohl  so  arm  nicht  sein,  besonders 
aber  die  Fonds  dasn  fehlen.  Ftlr  Sfldprenssen  durften  solche  jedoch  in 
den  Revenuen  des  erledigten  Bisthnms  su  Warschau  von  9992  Rfhlr.,  welche 
M  dessen  Kombination  mit  dem  Enbisthnm  Onesen  erspart  worden,  vor* 
iMaden  sein  nnd  diese  zu  keinem  nlltzlioheren  und  wohlthfttigeren  Zwecke, 
in  ngleioh  ihrer  bisherigen  Bestimmung  ftr  das  geistliche  Wesen  gans 
ent^rieht,  verwendet  werden  können.«  .  .  . 

Rand-Yerfflgung,  geschrieben  von  Beyme: 
»Accordirt.« 

ffiemach  Cabinets-Ordre  an  Voss,  Potsdam  1805  April  3.    **         April  S 

B.  80.    Mintttoii  des  Csbiiiet«. 


811.  Der  neminirte  Erzbischof  von  Gnesen,  Graf  Raczynskii  an  den  Man  28 

V.  Voss.    Berlin  1805  Mftrz  28. 


G«n.-DiraUoriiim  8fidpr«iiM«n.  TiXITT.  282.  «.    Eig«iüiiiidig«  AiiifiBrti(ui(,  g«.  »Sae^Tadd, 
Bond  Azelicnreqiie  de  Gnesne  et  Ereqve  de  Vanorie.« 

ft^  um  üniersiüUung  seines  ImmedicU' Gesuches  toegen  Erhöhung  der  Einkünfte 

des  Erxbisthums  OnesenA) 

»Bien  que  la  lettre  qu'il  a  plü  k  V.  E.  de  m'adresser  le  19  mars^), 
Boit  ioui-ä-fidt  negative  k  la  demande  que  je  me  suis  pris  [la  libert^]  de 
presenter  k  Y.  E.  au  sujet  de  la  diminution  non  merit^  de  ma  competence, 
et  bleu  que  Y.  E.  a  bleu  voulu  sc  donner  la  peine  de  refnter  les  motifs 
qm  m'ont  engag6  k  faire  cette  demande,  j^ai  crü  pourtant  entrevoir  dans 
son  contenu  qu'EUe  ne  cedoit  qu'ä  la  deeision  deja  prise  et  qu^EUe  me 
lefosoit  presque  k  contre  coenr.  Getto  idee,  dans  laquelle  je  me  suis  con- 
^6  par  le  souvenir  de  ce  qu'il  a  plü  k  Y.  E.  de  me  temoigner,  lorsque 
i  ^  eu  llionneur.  de  l'entretenir  de  mon  affaire,  m'a  fait  prendre  le  parti 
^  m'adresser  au  Roi  par  la  lettre,  dont  je  joins  ici  la  copie. 

Comme  seien  toutes  les  probabUit^  ma  lettre  sera  remise  au  rapport 
^^  T.  E.,  je  ne  puis  que  me  flatter  qu'alors,  ayant  l'occasion  de  m'etre 
^^}  Y.  E.  voudra  bien  appuyer  les  motifs  qui  m'engagent  k  supplier  le 
^i  de  m'accorder  l'augmentaiion  de  ma  pension. 

De  tout  temps  et  dans  toutes  les  affaires  je  n'avois  de  confiance  que 
^  les  bont6s  de  Y.  E.,  et  jamais  mon  attente  n'a  pas  6t6  frustr^e.    J'ai 

1)  Cfir.  No.  812.  2)  No.  807. 
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M^23  ^^^^  ^^^  ^^^  d'esperer  que  dans  cette  affidre  aussi  grave,  oü  rinteiet  k 
TEtat,  du  Glerg^  et  le  mien  sont  amalgam^Si  je  n^anrai  qvCk  ajovter  om 
nouvelle  Obligation  k  celles,  dont  je  snis  deja  redevable  k  Y.  £.c 


Mftrz28        812.  Immedfat-Gesuch  des  nominirten  Erzbischofs  ven  Gnesen,  M 

RaczynskL    Berlin  1805  März  28. 

G«n.-Direktoriiun  Sftdpreiusen.  LXHL  282.  a.    Alwcluift. 

Bütd  um  ErhShmg  der  JSMcünfte  des  Brxbisthums  Gnum,^) 
»Sire!   Ayant  €i6  nonun6  par  la  bont^  de  Y.  M.  k  l'Aieheveeb^  de  Qmm 
et  ä  la  fois  k  l'Ey6ch6  de  Yarsovie,  je  n'ai  pas  pü  m'attendre  qn'en  devnl 
porter  an  plns  grand  fardean  qne  mon  Predecessenr  fen  Areh^y^qne  de  GoesM^ 
j'anrais  du  voir  la  comp6tence,  nne  fois  attaeh^e  k  ee  poste  Eminent,  prte  d'a 
lierg  ^minn^,  le  Ministre  d'£tat  de  Yoss  m'ayant  d^dar^  qne  ma  pensktt 
Bereit  senlement  de  30943  Eons  15  g.  4  p.,  ontre  Texpectative  de  U  penan 
de  1200  ^ons  sur  les  revenns  de  TAbbaye  eommendataire  de  Lnbin,  IsqueD« 
expectative  ponrra  ne  se  r^aliser  qn'apr^s  ma  mort.  —  Je  Ini  ai  foit  li 
dessns  des  repr^sentations  qne  la  somme  qn^il  a  plü  an  GonvememeBt  k 
fixer  ponr  moi  6tant  bien  snfGsante  ponr  vivre  commodement,  ^üdt  de  beao- 
conp  trop  modiqne  ponr  faire  t^te  anx  cbarges,  qne  j'anrai  k  porter.  Um 
snr  tontes  mes  repr^sentations  aiant  re^ü  la  resolntion  que  la  somme  qn 
me  resterä,  apräs  avoir  pay6s  les  Ofifieialats,  sera  encore,  en  companiaoi 
des  appointemens  attacb^s  anx  Obarges  le  mienx  dot^es  de  l'Etat  OiTÜ  et 
Militaire,  tr^s  considerable  et  assez  snffisante  ponr  maintenlr  la  digmt^  d« 
mon  rang)   11  ne  me  reste  qne  de  mettre  tonte  ma  confiance  dans  b  (S^ 
menee  et  dans  la  jnstiee  de  Y.  M.  et  de  Lni  repr^senter  qn'il  y  a  entre 
ma  eharge  et  la  cbarge  militaire  on  civile,  de  qnelqne  rang  qn^elle  soit,  nne 
bien  grande  differenoe.  —  D'abord  11  n^  a  ancnne   dignit^  militaire  on 
eivile  qni  occasionne  tant  de  d^penses  pr^liminaires  et  in^vitableS)  eomme 
le  seront  ponr  moi  les  Bnlles  de  Rome,  la  joyense  entr^e  k  payer  aa  C^ 
pitre  de  Gnesne,  T^uipement  convenable  k  mon  nonvean  rang,  Tamenble- 
ment  et  l'entretien  des  denx  maisons  anssi  vastes  qne  Celles  de  YarsoTie  et 
de  Skiemiewice.    Tont  cela  va  absorber  en  entidr  les  revenns  d'one  ann^ 
je  dois  donc  m'attendre  k  cette  triste  alternative,  on  de  m'abimer  danflies 
dettes,  on  de  vivre  fort  retir^  pendant  nn  an  ponr  cacher  ma  panvret^  anx  : 
yenx  dn  pnblio.  —  En  second  lien  ancnne  dignit6  eivile  on  militaire  n'a  point  i 
tant  de  charges  k  porter  comme  moi,  oelles  de  salarier  qnatre  OfficialatB,  saToir  ] 
de  Gnesne,  de  Ealisz,  de  Lowitz  et  de  Yarsovie,  ontre  l'Officialat  de  Kamin 
dans  la  Pmsse  Occidentale  et  les  fraix  de  la  Chancellerie  priv^  qni  formeit 
anpr^s  de  la  personne  de  TArcbev^qne  le  bnrean  central,  oü  aboutiront  tonfl 
les  rapports  et  d'on  ^maneront  les  d^cisions  definitives;  tandis  qne  les  antres 


1)  Cfr.  No.  811. 
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dignitures  militidres  ou  Civila  ont  lemr  sonsordres  paj^s  par  TEtat  —  Enflii  ^J^^a 

je  dois  metlre  en  ligne  de  oompte  les  fraix  de  la  repr^ntation  ins^parable 

de  la  quaiitö  du  Chef  de  Clerg^  de  ia  Provinoe,  et  cet  artiole  est  de  la  plus 

gnnde  importance,  oü  Hionnenr  do  Oonvemement  et  le  mien  est  interess^,  le 

puhlie  ^tant  aceontimi^  k  exiger  des  Archeveques  de  Onesne  de  sontenir  la 

fignit^  de  lenr  rang  avec  nn  oertün  6elat  et  splendenr.  S^il  n'avait  pas  plü 

m  Gouvememeiit  de  fixer  la  r^sidence  des  Archev^qnes  k  VarsoTie,  la  neeea- 

nt^  d'nne  certalne  repr^sentation  plus  grande  ne  serait  pas  la  mSme.  — 

Le  Ministre  d'£<tat  de  Voss  et  tonte  la  Provinee  me  rendra  justice  qu'6tant 

£?^e  de  Posen,  j'ai  sü  faire  nn  bon  nsage  de  mes  revenns  bien  qne 

■odiqnes.     J'ai  r^bli  k  grands   fraix  le  Palais  £piscopal  k  Posen,  j'u 

9M  le  jardin,  j'ai  aehevö  la  batisse  de  TEglise  Gathedrale,  j'ai  tir6  de  la 

iemi^  mine  le  Palais  dans  les  Domaines  de  Y.  M.  k  Giazeni  et  les  am^ 

Borstions  qne  j'ai  faites  dans  ee  Domaine,  me  content  de  mon  propre  aigent 

des  flommes  tr^s  considerables;  ce  n'est  done,  Sire,  ni  l'amonr  de  l'aigent 

in  l'avarice  qni  m'engagent  k  snpplier  tr^s  hnmblement  V.  M.  ponr  l'ang- 

mentation  de  ma  comp^tence,  mais  nniqnement  le  d^sir  qne  j'ai  de  repondre 

dignement  aox   obligations  et  convenances  de  mon  rang  et  de  remplir  les 

ms  bienfiteantes  de  Y.  M. 

Sirel     C'est  an  pied  dn  Trdne  de  Y.  M.  qne  j'ose  chereher  l'amelio* 
lation  de  mon  sort  et  le  sonlagement  dans  mes  peines.« 

Die  Oabinets-Ordre  an  Raczynski,   Potsdam  1805  April  4,   findet  April  4 
die  Einkflnfte  des  Bischofs  »tr^  oonsiderable  et  en  proportion  k  la  dignit^ 
de  votre  rang«.     Die  Ersparnisse  sind  nnr  gemacht  worden   »ponr  ang- 
BWDter  les  fonds  d'^coles,  egalement  qne  la  pension  des  Doyens«. 

n.  89.    mnUsn  des  OabineiB.  120. 


813.  Immodiat-Bericbt  des  Staats-Ministers  v.  Voss.    Dom  Havelberg  April  i 

1805  April  1. 

B.  89.  32.  D.    AufertigaBg. 

^  foOxogene  Wahl  bei  den  Dom-Kapiteln  xu  Qnesen  und  Posen,    Füraten-THel  ^  n^ 

und  Würde  auch  fUr  den  neuen  Erxbisehof  von  OnesenA) 

>B.  EL  M.  zeige  ich  in  Yerfolg  meines  .  .  .  Berichts  vom  26.  Jannar 

i    ^'^•')  • .  .  an,  dass,  nach  den  von  Allerh(k)hst  Deroselben  Kommissarien  zn 

I    Veranlsssnng    nnd  Leitung   der  kapitnlarischen   Scheinwahlen    wegen  der 

ttdfirweit  TCTgebenen  eizbischöflichen  nnd  bischöflichen  Würde  zn  Onesen 

^^  Posen  nnnmehr  eingegangenen  Nachrichten  nnd  Protokollen,  gedachte 

;    WtUen  von  den  Dom-Kapiteln  zn  Gnesen  nnd  Posen  mit  schuldiger  Folg- 

^^  ftr  £.  K.  M.  Allerhöchste  Intentionen  nnd  Befehle  einstimmig  anf 

^0  Ton  Allerhöchst  Denenselben  nominirte  Snbjecte,  den  bisherigen  Bischof 

1)  Cfir.  No.  814.  2)  No.  787. 
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A^^  1  ^^^  Poseii  Qrafen  von  Racxynski  ^)  und  den  zeitherigen  I>om-Propit  nl 
General -Administrator  von  Malcsewaki  gerichtet  worden  sind.  Zvglädi 
überreiche  E.  E.  M.  ich  auch  ein  zn  Ailerhöchstdero  Erdfiinng  beitiminta^ 
an  mich  von  dem  Gnesenschen  Wahl-Oommissar,  Domherrn  nnd  Kuulv 
von  Bardzinski,  mit  eingesandtes  Schreibeni  worin  ohne  Zweifel  jener  Er*' 
folg  des  ihm  aufgetragen  gewesenen  Geschifts  E.  K.  M.  beaonden  afls»' 
nnterthänigst  angezeigt  wird. 

In  Hinsicht  anf  das  Erzbisthnm  Gnesen  bleibt  mir  noch  naektri^ 
sabmissest  zu  bemerken,  dass  in  dem  dessen  letzten  Inhaber,  Grafen  ym 
Krasicki,  nnterm  23ten  April  1795  landesherrlich  ertheilten  Oonfirmstai* 
Patente  demselben  nnd  dem  Erzbisthnme  zu  ewigen  Zeiten  der  filisffiok 
Titel  nnd  Würde  versichert  worden,  nnd  dieses  in  der  nach  Absterben  dei 
Torherigen  Erzbischofes  nnd  Primas  regni,  Fürsten  von  Poniatowski,  g^ 
schehenen  Ansmittelnng  seinen  Gmnd  gehabt  hat,  womach  die  Ffirstaa* 
Würde  ursprünglich  das  Agregat  des  erzbischöffichen  Amtes,  nicht  aber  dv 
Primatie  gewesen  ist  Unter  diesen  Umständen  wird  es,  wie  ich  Tonm- 
setzen  darf,  E.  K.  M.  Allerhöchsten  Absicht  entsprechen,  dass  es  bd  dkier 
Bestimmung  bleibe  nnd  anch  bei  Ausfertigung  des  ConfirmationiF'Patfliifi 
fOr  den  Grafen  von  Raczynski  demselben  Fürsten-Titel  und  Würde  bei- 
gelegt werde.«  .  .  . 

Band-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme: 
»Approbiric 

Hiemach  Cabinets-Ordres  an  Voss  und  an  Beck  und  Hardenberg 
wegen  des  Fürsten-Titels  fOr  Gnesen  und  der  Päpstiichen  Bestttigugr 
Potsdam  1806  April  9. 

G«]i.-Direktoriiim  Sttdpreusen.  LIXTI.  282.  a.  Ansferttgnng  an  Ton,  und  S.  89.  lÜBtte  i« 
CabinetSy  an  Reck  and  Hardenbei^. 


April  2         814.  Staats-Mini8ter  v.  Voss  an  den  Staats-Minister  Frhr.  v.  d.  Reek. 

Dom  Havelberg  1805  April  2. 

■"'  n.  7.  C.  25.  B.  B.    Ansferiiguns. 

Die  voUxagene  Bisekofa-Wahl  in  Qneaen  und  Posen.  Für  das  Bisihum  Wamtikm 
bedürfe  es  nur  der  Kbniglichen  NommaUon.  AusferUgung  der  KonfimuHtm  ^ 
Nominaüon.  Schickt  die  verschlossene  Anxeige  der  WaMy  die  der  Domherr  p.BardxiiiM 

an  den  Papst  gerichtet  hatJ) 

>E.  £.  habe  ich  die  Ehre  zu  benachrichtigen,  dass  bei  den  yerbaffap- 
massig  eingeleiteten  Schein- Wahlen  zur  anderweiten  Besetzung  des  Enbifl- 
ihums  Gnesen  und  des  Bisthums  Posen  die  Stimmen  der  dortigen  Capitid 
ohne  Ausnahme  auf  die  Ton  des  EOnigs  Maj.  zu  diesen  Würden  nomiiii^ 
Subjecte,  den  bisherigen  Bischof  von  Posen  Grafen  v.  Racxynski  und  den 


1)  Vorlage  hier  und  unten:  »Radoynskit.  2]  Cfir.  No.  813  und  815. 
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:  addiflogeii  Dom-Prepst  und  General-Administrator  des  Erzbiafhums  Gnesen  i}^a 

T.  MalczewBki  pflichtmAssig  gerichtet  worden  sind,  wie  aolehes  die  abachrift- 

:  M  anliegende  Wahl-ProtoeoUe  vom  14.  nnd  18.  d.  M.  bezeugen.    In  Ab- 

i  aidit  des  erledigten  Bisthnms  Warschau,   wozu  des  Königs  Miy.  den  p. 

i  Grafen  y.  Raezynald  gleichfaUs  Inhalts  H(k)hster  Cabinets-Ordre  vom  22. 

Jtnnar  d.  J.  an  nominiren  geruhet  haben ,   ist  es  anf  eine  capitolarische 

Wahl  nicht  angekommen,  weü  das  Bisthnm  neu  nnd  bei  seiner  Erriohtong 

:  dam  dortigen  Dom-Gapitnl  kein  Wahlrecht  eingeräumt  worden  ist.  Das  Oapitul 

I  Ist  folglieh  nicht  wie  die  Gairiitul  zu  Gnesen  und  Posen  Verfassung  und 

;  Observanz  fttr  seine  Wahlbefugniss  anzuAlhren  und  mnss  sich  ohne  weiteres 

;  die  landesherrliche  Nomination  zum  bischöflichen  Sitze  gefallen  lassen. 

BiemaJh  wird  es  nunmehr  auch  in  Hinsicht  auf  das  Bisthum  Warschau 

nur  eines  Nominations- Patents  bedllrfen,  wohingegen  in  Hinsicht  auf  das 

Sabisthum  Gnesen  und  das  Bisthum  Posen  Gonfirmations*Patente  erforder* 

I  lieh  sind,  nach  deren  Allerhöchster  Vollziehung  die  pftpstliche  Bestiligungs» 

[  und  Conseerations-Bullen  auszuwirken  sein  werden. 

Da  die  diesfiHlige  Besorgung  sich  zwischen  dem  .  .  .  Landeshoheits- 
I  Departement  und  dem  Departement  der  auswSrtigen  Angelegenheiten  theilt, 
I  80  habe  ich  bei  des  Königs  Maj.  anf  deren  desfiUlige  respeetive  Beauf- 
trsgong  heute,  angetragen.  £.  £.  aber  habe  ich  hieven  vorlAufig  ...  zu 
I  benschrichtigen  nicht  unterlassen,  zugleich  aber  Denenselben  eine  von  dem 
i  Gneeenschen  Wahl-Gommissar,  Domherrn  und  Kanzler  v.  Bardzinski,  ein- 
gogsogene  verschlossene  Eingabe  an  das  Oberhaupt  der  römisch-katholischen 
Kirehe,  welche  zur  Anzeige  von  dem  Erfolge  des  durch  ihn  eingeleiteten 
I  Wahlgesch&fls  bestimmt  zu  sein  scheint,  mit  dem  Ersuchen  flbersenden 
wollen,  Bolche  dem  .  .  .  Gabinets-lfinisterium  zur  .  .  .  Insinuation  durch  den 
KönigL  Residenten  zu  Bom  mit  zukommen  zu  lassen,  wenn  Dieselben  solches 
luch  erfolgter  Ausfertigung  und  Vollziehung  der  resp.  Gonfirmations-  und 
HomhialionB-Patente  gefällig  veranlassen  werden^  wegen  deren  Bestätigung 
die  erforderliche  Demarchen  am  römischen  Hofe  machen  zu  lassen. 

üebrigens  bemerke  ich  nur  noch  in  Absicht  dieses  Beischlusses,  dass, 
ds  der  p.  v.  Bardzinski  von  solchem  keine  Abschrift  eingereicht  hat,  er 
^  annoch  aufgefordert  worden,  damit  man  dadurch  die  erforderliche 
Eeoatnifls  erhalte,  ob  nicht  etwa  die  dem  pftpstlichen  Stuhl  gemachte  An- 
nige mit  einer  den  Verhältnissen  unangemessenen  Postulation  in  Verbindung 
gesetzt  und  deshalb  zu  unterdrflkken  sey,  und  werde  ich  nicht  ermangeln, 
E.  £.  diese  Abschrift i),  sobald  ich  sie  erhalte,  annoch  .  . .  mitzuteilen.« 


1)  Cfr.  No.  804. 
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Amif2        '^^'    ^^  nominirte  Erzbischof  von  Gnoson,  Ignaz  Graf  RaezyMli| 
(an  das  Hohoits-Departemont).    Berlin  1805  April  2. 

B.  7.  C.  25.  B.  B.    Aiufertigiuig. 

Bittet  um  Veneendung  in  Born  wegen  seiner  Konfirmation,  um  deren  Kuten 

einMuekränhenA) 

.  .  .  »Es  wird  also  nmunehro  erfordert,  dass  von  Seiten  des  Pi 
BtnUes  ein  Commiasarins  ad  conficiendnm  processnm,  hiemicht  aber, 
Beendigung  dieses  Prozesses,  die  Confirmation  des  PftpsÜiolien  Stahles 
die  Ansfertigung  der  nöttiigen  Bnllen  erfolge. 

Zorn  Commissarins  ad  confidendnm  prooessnm,  wie  aneh  nun  A] 
lisohen  Gommissario  zur  Yolbdehnng  der  Pftpstliehen  Bnllen,  bringe  idi 
Wdhbisehoff  von  Onesen  von  Lubienski  in  VorBoUag. 

Da  nnn  aber  die  Kosten  der  Ansferügong  dieser  Bnllen  aebr 
sind  und  E.  EL  M.  ...  gembet  baben,  die  mir  znatebende  Oompeteni 
ansebnliob  bemnterznsetzen,  so  wage  icb  es,  AUerbOobstdieaelben  . . . 
bitten: 

a)  Allerhöobstdero  Residenten  zn  Rom  .  .  .  aufzugeben,  die  Era< 
eines  Commissarü  ad  conficiendnm  processnm  in  der  Person  des  Wc 
biscboffs  von  Onesen  von  Lubienski  nachzusucben. 

b)  demselben  gleichfalls  aufzugeben,  eben  diesen  WeihbLschoffTonlA-j 
biensld  als  Apostholischen  Commissarinm  zur  Vollziehung  der  Pflpsffi« 
Bulle  in  Vorschlag  zu  bringen. 

o)  endlich  demselben  au&utragen,  bei  der  Ausfertigung  der  Pi 
Bullen  auf  die  mdglichste  Vermeidung  der  Kosten  bei  der  Aposthol 
Ganzlei  zu  dringen.« 

April  3  Cabinets-Ordre  an  Voss  s.  unter  dem  23.  März  1806,  No.  810. 

April  4  Cabinets-Ordre  an  Raczynski  s.  unter  dem  28.  Mftrz  1805,  No.  812. 


April  6         816.    Immediat-Bericht  des  Staats-Ministers  v.  Voss.    Berlm  idOd» 

April  6. 

B.  89.  SO.  D.    Ansfertiganf. 

Bittety  die  VertcaÜung  der  kaiholis^-geiMehen  und  Sekul-AngelegenheHen  auch  femer 
dem  Siidpreussischen  PravinMol-Depeurtement  xu  blassen, 

.  .  .  »Dem  Chef  des  lutherisch-geistlichen  Departements  die  kaAoIiseben 
Angelegenheiten  zu  übergeben,  ist  insofern  gar  kein  Orund  vorhanden,  als 
die  Prinzipien  der  Verwaltung  völlig  verschieden  sind,  in  protestanüMheii 
der  Landesherr  zugleich  Bischof  ist,  in  katholischen  aber  der  Bischof  sowol 
dem  Staat  als  dem  Papst  angehört  und  die  Orenzen  zwischen  diesen  diei 
Behörden  sehr  scharf  gezogen  und  bewacht  werden  müssen. 


1)  Cfr.  No.  808  und  829. 


Gneseo.    BeeaortverhiQtiiifla.    Posen.  35j[ 

Yielmehr  wltarde  die  katholische  Oeisflichkeit  ihre  Angelegenheiten  nicht  /^g 
tos  Ifistrauen  in  den  Händen  eines  Ghe&  vom  protestantisch  gastlichen 
Departement  sehen.    Dagegen  kann  der  Provinzial-Ghef,  nicht  so  ine  jener 
lareh  dessen  eigene  Bestimmung  an  die  einseitige  Rücksicht  des  geistlichen 
md  Schnlstandes  erinnert,  bei  seinen  steten  BerOhrnngen  mit  allen  Ständen 
ten  Oeistiiohen  und  Schnlmann  daran  gewöhnen,  sich  nicht  als  dne  eigene 
Eiste,  als  angehOrig  einem  besondem  geistlichen  Staat,  sondern  als  Diener 
ad  Ifitgüeder  de]»  weltlichen  Staats  zu  betrachten,  in  welchem  er  lebt 
ünä  um  ihn  hierzu  mehr  nnd  mehr  zu  machen,   stehen  dem  Provinzial- 
I3ief  die  IJebersicht  aller  Polizei-Maasregeln  im  Znsammenhange,  die  Poliiei- 
IBwalt  selbst  nnd  die  Finanzquellen  sogleich  zu  Oebot,  weswegen  ein  blosser 
Chef  des  geistlichen  Departements  erst  requiriren  und  durch  Schreiberei  die 
beste  Zeit  zur  AusfUirung  yerlieren  mUste. 
E.  K.  M.  bitte  ich  daher  .  .  . 
dem  südpreussischen  Provinzial-Departement  die  fernere  Verwaltung 
der  Katholisch-geistlichen  und  Schul-Sachen  in  Südpreussen  . . .  femer 
zu  belassen, 
80  wie  solche  bereits  in  Neuostpreussen  dem  Staats-Minister  Frhm.  y.  Schrötter 
.. .  bewilligt  ist.«  ^)  .  .  • 

Rand-Yerfflgung,  geschrieben  von  Beyme:  April  13 

»13.  April  1805. 
Unter  Bezeugung  des  Allerhöchsten  Beyfalls  zu  approbiren.« 


817.    Immediat-Bericht  des  Staats-Mintoters  v.  Vom.    Berlin  1805  April  7 

Apiü  7. 

a.  89.  32.  D.    AufertigiiBg. 

^iiß^ntng  der  PMipptner-Konffregaiion  mmt  Eeüiffen  Margarethe  4n  Paaen^  die  der 

Bischof  von  Posen  beantragt  hat, 

»Die  Philippiner  Oongregation  zur  heiligen  Margaretha  in  Posen,  welche 
Bieli  der  Stiftung  aus  drey  Prälaten,  zwey  Canonicis  und  vier  Mansionarien 
l^^hen  soll,  ist  schon  seit  einiger  Zeit  auf  zwey  Mitglieder  vermindert, 
obe  Discipiin,  zur  Erfftllung  ihrer  fiondationsmässigen  Obliegenheiten  un- 
^  und  ihres  unzulänglichen  Numerus  wegen  selbst  nach  päpstlichen 
^dsftzzen  zur  Aufhebung  angethan.  Diese  hat  daher  der  Bischof  unter 
EmBümmung  des  Gapitels  als  Fundator  jener  Oongregation  in  Antrag 
S^bnchi  Die  Seelsorge,  welche  die  Oongregation  bisher  verwaltet,  wtode 
^  Kathedral-Eirche  mit  beigelegt,  ihre  Kirche  subsidarisch  fflr  Taufen 
^  ausserordentliehe  Fälle  conservirt,  die  Einkaufte  derselben,  welche 
i&rUch  1002  Thaler  betragen,  würden  aber  halb  zur  Besoldung  und  Yer* 
WMemng  des  Untern  Olerus  bey  der  Kathedral-Kirche  und  halb  zur  Ver- 

1)  Cfr.  No.  783. 


1 
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A^  7  ^^^^^™?  ^^  Hospital-Fonds  ftr  abgelebte  Pfarrer,  einer  nlltBliohen,  flir  da 
Bedtlrfiuss  der  bischöflichen  Diöces  aber  nicht  gennngsam  dotirten  Stiffanft 
verwendet  werden  können.«  .  .  . 

Band-Verfflgang,  geschrieben  von  Bejme: 
»Approbirt« 

April  13         Hiemach  Cabinets-Ordre  an  Voss,  Potsdam  1805  April  13. 

B.  89.    Itinftien  de«  Cabinets;  Abflchrift  in  B.  89.  92.  D. 


AprU  7        818.  Eingabe  des  FUrsten  Joseph  zu  Hohenlohe,  Bischofs  von  BretI« 
(an  das  Cabinets-Ministerium).    Berlin  1805  April  7. 

B.  46.  B.  166.  a.    Auafertigang,  ges.  JoMph  Fftni-BisdLof  tob  Breslav. 

Die  ZuMehung  des  Oeneral-Vikariat-Ämtea  bei  Einräumung  katMiseher  KMm 

an  proteetantieehe  Gemeinden.^) 

Dankt  für  die  Cabinets-Ordre  vom  23.  M&rz  1805«):  ...  »Pflr  die« 
Allergnftdigste  Resolntion,  die  mir  neues  Leben  einflösst,  statte  ich  d« 
AUenmterthänigsten  Dank  ab.  Indessen,  da  schon  so  viele  CommisaioBAi 
in  dieser  Angelegenheit  ohne  Zuziehung  eines  Gommissaiii  von  meiner  Seite 
sind  abgehalten  worden,  ausser  dass  die  Pfarrer  die  YerzeichnliBBe  dei 
Eirchenvermögens  und  ihrer  Einkünfte  den  Königlichen  CommissariiB  ?«^ 
legen  mussten,  und  die  diessfiUligen  Untersuchungs-Acten  E.  E.  M.  kv  Ane^ 
höchsten  Decision  bereits  werden  vorgelegt  worden  seyn:  so  bitte  ich  .*•  i 
verfügen  zu  lassen,  damit,  ehe  eine  solche  Kirche  mit  ihren  Bealititen  des 
Protestanten  zur  freien  Disposition  efaigerftumt  wird,  mir  davon  Naduidt 
gegeben  würde,  um  nach  der  mir  .  .  .  ertheilten  ErlanbnflSB  mich  an  E.  K. 
M.  .  .  .  wenden  zu  können. 

Meine  Amtspflicht  und  meine  ungeheuehelte  Treue  an  £.  K.  IL  v«^ 
bindet  mich  .  .  .  anzuzeigen,  dass  diese  Kirchen,  welche  von  den  M^ 
stauten  in  Anspruch  genommen  werden  und  von  welchen  es  heisst,  diSB 
sie  vormals  katholisch  gewesen,  ursprünglich  katholisch  und  seit  1654  bis  m 
heute  noch  in  katholischen  Händen  sind;  und  dass  nach  einer  mir  gemadM 
Anzeige  noch  mehrere  protestantische  Gemeinden  in  den  WirthdiioMra 
zusammenkommen  und  berathschlagen,  auf  was  für  Art  und  Weise  sie  die 
katholischen  Kirchen  mit  ihren  Realitäten  erhalten  und  dieses  Eägenthns 
der  Katholicken  an  sich  ziehen  könnten. 

Auf  E.  K.  M.  ...  Befehl  vom  14.  Februar  d.  J.»)  und  nach  melitf 
beständige  Fürsorge  und  Denknngsart  habe  ich  bereits  mein  General-*^i6>^ 
Amt  angewiesen,  den  Pfarrern  in  den  Gfebürgsgegenden  nachdrficUiewt 
einzuschärfen,  damit  sie  ihre  Oemeinden  zur  Duldsamkeit  gegen  ibre  pa^ 


1)  Cfr.  No.  822.  2)  No.  809. 

3)  No.  794. 
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liantischen  Br&der,  zur  Bohe  nnd  zur  heiligsten  ErflUlnng  der  Allerhöchsten  ^^  „ 
Terf&gnngen  ermahnen  nnd  sich  selbst  damach  verhalten. 
Ich  ersterbe  in  nnyerbrtlchlichster  Trene«  etc. 


Cabinets-Ordres   an  Voss  nnd  an  Reck  nnd  Hardenberg  s.  nnter  April  9 
dem  1.  April  1805,  No.  813. 


819.  Iromediat-Bericht  der  Staats-Minister  Graf  Hoym  und  v.  Massow.  April 

Berlin  nnd  Breslau  1805  April  10  nnd  14.  ^^/^^ 

B.  89.  30.  G.  iLUBfertignng. 

üe&er  »das  Gesuch  der  Gemeinden  Babiachau  und  Haine  im  Loewenbergschen  Kreise 
Sckiesiens  vom  11.  Novembris  1804  u>egen  Zurückgabe  der  katholischen  Kirche  und 

Wiedemuth.€i) 

»Ener  Majestftt  haben  .  .  .  gemhet,  uns  das  anbei  zurückgehende 
Orighuü-Qesnch  der  Gemeinden  zn  Rabischan  nnd  Haine  vom  11.  Novembris 
1804  nm  Znrflckgabe  der  katholischen  Kirche  nebst  Znbehör  in  Gnaden 
nzofertigen  nnd  nnsem  Bericht  darfiber  zn  erfordern. 

Nschdem  wir  dnrch  das  Breslansche  Ober-Gonsistorinm  diese  Sache  mit 
Zn&ehnng  sAmtlieher  Interessenten  haben  nSher  nntersnchen  lassen  nnd  der 
Toüstlndige  Bericht  dieses  CoUegii  an  nns  eingegangen,  so  verfehlen  wir 
ftunmehro  nicht,  E.  M.  folgendes  .  .  .  anzuzeigen: 

Die  Zeit  der  Erbannng  der  katholischen  Kirche,  deren  Znrttckgabe  die 
Gemeinden  gegenwärtig  yerlangen,  fWt  in  das  grane  Alterthnm  nnd  es  hat 
sieht  ausgemittelt  werden  kOnnen,  ob  sie  von  der  eyangelischen  Gemeinde 
oder  dem  katholischen  Patron  gebanet  worden.  An  der  Decke  der  Kirche 
stehet  der  Vermeik:  '1568  gebaut'.  Hieraus  schliesst  die  Gemeinde,  welche 
danuds  schon  notorisch  der  evangelischen  Religion  zngethan  gewesen,  dass 
ibe  Vorfahren  solche  erbanet  haben  mttssten.  Dagegen  behauptet  der 
Patron,  dass,  nach  der  Aehnlichkeit  der  Geschichte  aller  Patronat-Kirchen 
in  Sehlesien  zu  schliessen,  diese  Kirche  lediglich  aus  den  alleinigen  Ver- 
m(%en8krftften  der  Patronen  gebauet  und  nebst  den  ünterhaltungs- Quellen 
Ar  Pfarrer  und  Glöckner  gestiftet  worden.  So  viel  ist  unstreitig;  dass  diese 
^ehe  im  Jahre  1654  der  evangelisch- protestantischen  Gemeinde  gehört 
^d  dass  sie  den  25.  Februarii  1654  der  evangelischen  Gemeinde  weg- 
genommen und  dem  katholischen  Ordens-Geistlichen  Joachim  Rils  von  der 
^ncüons-Commission  übergeben  worden.  Hierauf  hielte  sich  die  evan- 
geügehe  Gemeinde  in  Ansehung  ihres  Gottesdienstes  zu  den  evangelischen 
Kidieu  in  den  Grenzdörfem  von  Sachsen. 

Wie  aber  Schlesien  in  der  Folge  der  Zeit  unter  Preussischen  Scepter 
^  erhielten  diese  Gemeinden  die  Erlaubniss,  sich  ein  eigenes  Bethhaus 
Chanen  zu  dflrfeii,  auch  einen  eigenen  Prediger  zn  halten. 

1)  Cfir.  Nb.  822. 

^'»Aier,  Preueen  nnd  die  kath.  Künke.    OL  23 
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f  ^  Der  Bau  dieses  Bethhauses,  die  ünterlialtaiig  des  Predigen  imd  Sobi*  | 

10/14  halters,  auch  der  Baa  einer  Wohniing  f&r  erstem  geschähe  ans  den  alleiiig« 
Kräften  beider  Gemeinden ;  Aach  kauften  sie  einige  Jahre  nachher  ein  Prival- 
hans  zum  Schalhanse,  wovon  sie  vermöge  eines  Abkommens  mit  der  Herr- 
schaft alle  20  Jahre  von  200  Rthlr.,  als  dem  damaligen  Ean%elde,  10  Proeent 
Landemium  an  die  Herrschaft  entrichten,  üebrigens  hat  die  Herrschaft  M 
diesen  Bauten  die  Bau-Materialien  hergegeben,  auch  sonst  die  Gemdsda 
unterstüzt.  Das  anftnglich  blos  hölzerne  Bethhaus  ist  schon  vor  diüg« 
Jahren  baufällig  geworden  und,  da  sich  die  Gemeinden  seit  1740  um  100 
Feuerstellen  vermehrt,  das  Bethhaus  daher  ftlr  diese  Gemeinden  zu  kldi 
war,  so  wünschten  sie  sich,  eine  neue  massive  Earche  nebst  Thurm  erbtvM 
zu  dürfen. 

Nach  vorgftngiger  Untersuchung  erhielten  sie  dazu  die  Erlaubnias. 
Diese  neue  Kirche  stehet  bereits  erbauet  da  und  wird  darin  schon  eriih 
gelischer  Gottesdienst  gehalten. 

Die  Baukosten  haben  8442  Rthlr.  18  Sgr.  7  P%.  betragen  und  kcMn 
der  hiezu  gemachten  Schulden  und  der  noch  erforderlichen  Einriehtongi- 
kosten  ist  noch  ein  Deficit  von  5797  Rthlr.  vorhanden.  Das  Kireheo-Yer- 
mögen  beträgt  zwar  nur  826  RÜür  1  Sgr.  7^^  P%»  «U^ui  die  GeDeindB, 
welche  in  Rabischau  aus  17  Bauern,  40  Gärtnern,  298  Hinsleni,  86  Ii- 
liegem,  in  Haine  aus  58  Häuslern,  3  Inliegem  bestehet,  hat  sich  bey  Naek- 
suchung  der  Erlaubniss  um  Erbauung  dieser  neuen  massiven  Kirche  T8^ 
bindlich  gemacht,  in  4  Jahren  die  Baukosten  zu  entrichten  and  ahzuftlrai; 
sie  soll  auch  nach  der  Versicherung  der  Herrschaft  im  Wohlstände  seyi 
und  durch  Verkauf  der  Kirchen-Stände  sehr  leicht  in  den  Stand  gemt 
werden  können,  die  rückständigen  Schulden  zu  berichtigen. 

Bey  Nachschlagung  des  Hypothequenbuchs  hat  sich  ergeben,  dass  etws 
der  20.  Theil  der  Grundstücke  mit  hypothecarischen  Schulden  belastet  iit 

Die  katholische  Kirche  hat  nach  dem  Abschluss  der  Kirchen-Bechmog 
am  31.  Decembris  pr.  2811  Rthlr.  21  Sgr.  1  Pfg.  Capital,  152  Rthlr.  1  Sgr. 
9  [Pfg-]  haaren  Bestand  gehabt. 

Die  Pfarr-Wiedemuth  hat  116  Scheffel  Aussaat.  Der  Acker  ist  ver- 
pachtet und  der  zeitige  katholische  Pfarrer,  welcher  in  Friedbeig  voluit, 
hat  hiervon  eine  jährliche  Einnahme  von  172  Rthlr.  24  Sgr.  Der  Giöebisr 
daselbst  16  Rthlr.  12  Sgr.  und  1  Scheffel  2  Hetzen  Korn  als  Decem. 

Üebrigens  ist  gegenwärtig  kein  katholischer  Wirth  weder  in  Babiflcbo 
noch  Haine  vorhanden,  sondern  nur  7  Familien,  welche  sich  zur  kitho- 
lischen  Religion  bekennen,  aber  nicht  eigentlich  als  Kirchen-MitgKeder  za 
betrachten. 

Die  Kirche  wird  nur  alle  Jahr  einmal  am  Kirchwei^-Fest  gebn»^ 
Die  evangelischen  Gemeinden  wünschen  nun  hauptsächlich  die  Bfiekgsbe 
dieser  Kirche  aus  dem  Grunde,  weil  sie  das  vorhandene  VerftiQgen  deisdbeD 


\ 

■ 


SchleBien.    Pomil  355 

nr  Abtnm  üirer  8«hnlden,  eo  wie  die  Pfur-Wiedemuth  sar  Verbewenrng   ]^ 
der  Emktliifite  ihrer  Eirehe  yerwenden  wollen.  10/14 


Wir  sind  aber  der  aUenmterthftnigsten  Meinung, 
dftss  beide  Gemeinden  mit  diesem  ihrem  Oesnch  abznweisen. 
Denn 

1.  Gebranchen  sie  diese  Kirche  nicht,  da  sie  sich  ganz  kürzlich  erst 
eine  ganz  neue  Kirche  erbauet 

2.  Wenn  sie  anch  hierauf  noch  Schulden  haben,  so  sind  sie  doch  im 
Stande,  solche  nach  und  nach  zu  berichtigen,  und  haben  sich  dazu  aus- 
drflcklich  bei  firtheylung  der  Erlaubniss  zur  Erbauung  dieser  Kirche  ver- 
bindlich gemacht. 

3.  Die  Katholicken  brauchen  zwar  diese  Kirche  jetzt  nicht  nothwendig, 
allein  der  katholische  Patron  protestirt  durchaus  gegen  deren  Ueberlassung, 
teilfl  weil  in  der  Folge  die  Nachkommen  sich  in  Greifenstein  niederlassen 
und  alsdenn  diese  Kirche  nothwendig  für  sich  gebrauchen  werden,  teils 
weil  auch  mehrere  Katholicken  sich  in  künftigen  Zeiten  dorten  ansflssig 
machen  könnten. 

4.  Der  zeitige  Pfarrer  zu  Friedeberg  ist  unterm  7.  M&rz  1800  von  der 
Gloganschen  p.  Gammer  ausdrfieklieh  auf  diese  Pfarrthey  angesetiet  und 
kdirnen  ihm  die  Einkflnfte  der  Pfarr-Wiedemuth  nicht  entzogen  werden. 

5.  Eben  dieses  tritt  bei  dem  Glöckner  ein. 

6.  Werden  bei  den  vielen  eingekommenen  Gesuchen  dringendere  Fälle 
eintreten,  wo  die  Abtretung  der  Kirchen  an  die  Evangelischen  nothwendig 
aeyn  dürfte,  dahero  es  zur  Beruhigung  der  katholischen  Religions-Parthey 
erforderlich,  da,  wo  der  Fall  nicht  dringend  ist,  dergleichen  Gesuche  von 
der  Hand  zu  weisen. 

E.  M.  .  .  .  Entscheidung  stellen  wir  solches  indessen  .    .  anheim.« 


Cabinets-Ordre  an  Voss  s.  unter  dem  7.  April  1805,  No.  817.        April  13 


820.  Das  Sfldpreussische  Departement  an  die  Kriegs-  und  Demainen-  April  14 
Kammer  zu  Posen.    Berlin  1805  April  14. 

G«B.r-I>inktOThui  SAdprmiawii.  LXXIL  1108.    CoBcept,  g«i.  Vom. 

%  Unterbringung  der  4n  dem  aufgehobenen  Beformaten- Kloster  xu  Posen  xurück- 

gebliebenen  3  ChisÜieken, 

m 

»Die  Maasregeln,  welche  Ihr  nach  Euerm  Berichte  vom  19.  v.  M.  zur 
Unterbringung  der  ssum  Dienste  der  dasigen  Cathedral-Eirche  aus  dem  auf- 
geliobenen  Beformaten- Kloster  zurückgebliebenen  3  Geistlichen  in  schon 
▼orbandenen  Wohnungen  in  der  Nähe  ihrer  Kirche  genommen  habt,  sind 
Sua  zweckmässig,  und  es  wäre  nur  zu  wünschen,  dass  sie  bessern  Erfolg 
«ehabt  hätten. 

23* 
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A^Hi^id  ^^  Anbau  einer  eigenen  Wohnung  fiOlr  diese  3  GeistUehe  bei  der 
Kirche  des  eingezogenen  Klosters  ist  .  . .  nnsnlflssig,  nnd  eben  so  irem^ 
kann  die  von  dem  Bischof  Grafen  von  Baosynski  vorgeschlagene  Unter- 
bringung derselben  in  dem  ehemaligen  Beformaten-Kloster,  jetsigen  Semh 
nario,  gestattet  werden. 

Wenn  daher  der  Orden  die  ihm  vorgeschlagenen  Gelegenheiten  nr 
Unterbringung  der  gedachten  Geistlichen  durchaus  nicht  benutzen  inll,  ab 
weshalb  Ihr  eine  nochmalige  Bücksprache  zu  veranlassen  habt,  so  inA 
freilich  nichts  anders  flbrig  bleiben,  als  ihm  nach  Euerm  Vorschlags  a 
überlassen,  selbige  selbst  irgendwo  einzumiethen,  doch  habt  Ihr  auch  nf 
diesen  Fall  nach  Möglichkeit  behfllfüch  zu  sein. 

Wir  tragen  Euch  auf,  hiemach  das  Nötige  zu  verf&gen,  auch  vom  E^ 
folge  Bericht  zu  erstatten,  und  bemerken  übrigens,  dass  Wir  dem  Bisoliof 
von  Posen,  Gr.  v.  Raczynski,  von  diesem  Beschluss  Nachricht  gegeben  haben.  < 

Der  Beformaten-Orden  hatte  sich  unterm  2.  März  1805  besehwert: 
»wegen  nicht  erfolgter  Anweisung  von  Wohnungen«. 

Die  drei  Geistlichen  wurden  schliesslich  doch  noch  »in  ihrem  som 
Schullehrer-Seminario  eingeräumten  ehemaligen  Kloster«  untergebracht 

Bescript  an  die  Posensche  Kammer  d.  d.  1805  September  17. 

a.  a.  0.  

April  16        821.    Immedia^Bericht  des  Staate-Ministers  v.  Voss.    Berlin  1805 

April  16. 

B.  89.  32.  D.    Ansferiigong. 

Die  Besetxung  der  Dompropatei  xu  Qnesen  durch  den  Domherrn  v.  Wciicii 
»E.  K.  M.  beabsichten  nach  . . .  Cabinets-Ordre  vom  8.  d.  M.  dem  tw 
dem  Erzbischof  von  Gnesen,  Grafen  v.  Baczynski  ^],  empfohlenen  Domhem 
V.  Wolicki  von  den  erledigten  Dom-Propsteien  zu  Posen  und  Gnesen  die- 
jenige zu  verleihen,  welche  ihm  am  meisten  conveniren  wird. 

Ich  war  eben  im  Begrif,  wegen  dieser  Vakanzen  und  wegen  der  dnicb 
Tod  erledigten  Propstei  des  KoUegiat-Stifts  in  Lenczyc  meine  VoiscUlge 
.  .  .  vorzulegen,  und  glaubte  dabei  den  p,  von  Wolicki  zu  keiner  dieser 
Propsteien  proponiren,  sondern  nur  auf  andre  Weise  berficksichtigen  zu  dtufes* 
In  den  protestantischen  Provinzen  haben  Domstifter  und  ihre  Vor- 
steher nur  mit  der  Verwaltung  ihrer  eigenen  Privatangelegenheiten  zn  ihiiB 
und  berühren  insofern  den  Staat  nicht.  Allein  in  den  katholischen  ProTinseii 
sind  sie  die  Kollegien  und  Bathgeber  der  Bischöfe  und  diese  gehören  nieht 
blos  dem  weltlichen,  sondern  auch  einem  auswärtigen  geistlichen  Arm  ad; 
sie  nehmen  an  der  öffentlichen  Verwaltung  Anteil  und  können  bei  hierarem- 

1)  In  der  Cabinets-Ordre  vom  gleichen  Datum  (8./IV.)  an  den  Enbiwhof  heiast 
es:  »Die  in  Ihrem  Schreiben  vom  4.  d.  M.  geäusserten  guten  Gesinnniigen  b^^ 
Mir  besonders  angenehm  gewesen,  und  verdienen  Meinen  Beyfall.«  eto. 
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Beben  Oesmnimgen  damit  in  KoIMon  treten.  Sehr  wesentlieh  und  rathaam  .  ^^.^ 
ist  es  daher,  an  die  Spitze  dieser  Stifter  solelie  PrOpste  sn  stellen,  die 
ioflser  allem  Zweifel  der  Landesregienmg  ergeben  sind,  zu  ihren  Zweeken 
treu  mitwirken  nnd  hieranter  mit  einem  aofgekUürten  Bisehof  übereinstimmen. 
Mit  Ueberzengong  kann  ieh  dies  von  dem  p.  v.  Wolieki  keineswegs 
Tenpiechen.  Er  war  seither  Offieial  des  Grafen  Baezjnski  als  Biseho& 
von  Posen  nnd  hat  sich  dabei  zwar  als  ein  gesehiokter,  thfttiger  Mann, 
ngleidi  aber  oft  so  störrisch  als  katholischer  Geistlicher  gegen  die  Kammer 
geze%ty  dass  er  nicht  Mos  von  ihr,  sondern  selbst  von  mir  zurechtgewiesen 
werden  mnste.  Am  wenigsten  würde  er  mit  diesen  Gesinnungen  und  mit 
Beinem  Feuer  zum  Propst  des  Posenschen  Kapitels  sich  eignen,  wo  er  mit 
dem  Domherrn  y.  Miaskowski,  welcher  als  verdflchtig  einer  Teilnahme  an 
der  Insarrection  sich  den  erlittenen  Arrest  in  Gflstrin  und  Glogau  zur  Strafe 
inreebnen  lassen  muste,  zusammentrift  und  mit  dem  künftigen,  sehr  auf- 
geUbten  Bischof  y.  Malczewski  nicht  harmoniren  würde ;  daher  auch  dieser 
Om  mdit  zum  Propst  zu  erhalten  wünscht  Eher  würde  er  Air  das  Gnesen*' 
sehe  Domkapitul  passen,  welches  durch  seinen  bisherigen  Dompropst,  Bischof 
y.  Malezewski,  sowohl,  als  durch  seine  Mitglieder  ganz  der  Landesregierung 
angehört«  ... 

Die  Cabinets-Ordre  an  Voss,  Potsdam  1805  April  25,  überträgt  die  Aprü  25 
DonnPropstei  zu  Gnesen  dem  Wolieki,  weil  >die  von  ihm  bisher  in  Geist- 
liehen  Dingen  bewiesene  Störrigkeit  gegen  die  Yerftgungen  der  Cammem 
imd  des  Departements  am  besten  durch  Beweise  des  Vertrauens  gemildert 
und  derselbe  dadurch  ganz  für  die  Absichten  der  Regierung  gewonnen, 
werden  kann.« 

B.  89.    Minftteii  des  Cabinets. 


822.  Cabinets-Ordre  an  die  Staats-Minister  Graf  Hoym  und  v.  Massow.  April  18 

Potsdam  1805  April  18. 

R.  46.  B.  165.  s.    Aufertigniig. 

Wegen  der  Katholischen  Kirehe  xu  Babischau;  allgemeine  Orundaätxe  über  die  Ueber' 
lassung  kaiholiseher  Kirchen  an  rein  evangdisehe  Gemeinden  in  SchlesienA) 

>Da  die  Gemeinden  zu  Rabischau  und  Haine  im  Löwenbergischen  Kreise, 
Aber  deren  Gesuch  um  Zurückgabe  der  katholischen  Kirche  nebst  Wiede- 
mvOi  Ihr  unterm  10^  und  14^  d«  Mt.  berichtet  habt,  eine  eigene  neugebaute 
protestantische  Kirche  besitzen,  folglich  der  katholischen  Kirche  nicht  be- 
<htrfen,  so  ist  es  nicht  nOthig,  dieselbe  Urnen  einzuräumen.  Da  aber  Letzere 
aiteh  für  die  Katholischen  nicht  nöthig  ist,  weil  kein  einziger  katholischer 
WirÜi  in  beyden  Dörfern  sich  befindet  und  die  Möglichkeit,  dass  künftig 
^  katholischer  Guths-Besitzer  dort  wohnen  könne,  die  Fortdauer   eines 


1)  Gfr.  No.  819  und  823. 
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.  ^^.g  kathoÜBohen,  im  Omnde  durch  sich  selbst  anfgei^seten  Kirchen-BystoBi 
nicht  rechtfertigen  kann:  so  mnss  dieses  System  sogleich  an^eldset  irerdea. 
Dem  zufolge 

1.  kann  die  katholische  Kirche  geschlossen  nnd  das  Yerm^^en  ^ 
selben  nebst  der  Pfarr-Wiedemnth 

2.  dem  Protestantischen  Kirchen-Systeme,  jedoch  dergestallt  baf» ^ 
gelegt  werden,  dass  der  zeitige  Pfarrer  nnd  01(k)kner  die  bisher  dsvm 
gehabte  Einnahme  auf  ihre  Lebenszeit  behalten. 

3.  Alle  Abgaben  nnd  Pflichten  der  Protestantischen  Gemeinde-Miti^iedBr 
in  Rücksicht  der  katholischen  Kirche,  Pfarr-  nnd  Schnigebftnde,  mtum 
cessiren  nnd  in  so  weit,  als  sie  nicht  bisher  schon  doppelt  an  die  Piote» 
stantische  nnd  katholische  Kirche  entrichtet  wnrden,  an  die  ProtestantiMhe 
Kirche  nnd  Schnle  übertragen  werden. 

4.  Was  an  solchen  Gaben  und  Pflichten  dem  Pfarrer  nnd  EirdieiK 
dienern  als  Oehalt  oder  Emolnmente  gebührte,  soll  denselben  noch  auf  Ibie 
Lebenszeit  entrichtet  werden,  nach  ihrem  Abgange  aber  dem  protestantisehea 
Pfarrer  nnd  Kirchendienern  zufallen  oder  dem  Befinden  der  Umstinde  naeh 
cessiren. 

5.  Endlich,  wenn  der  zeitige  katholische.Pfarrer  und  Kirchendiener  nut 
Tode  abgehen,  müssen  ihre  Stellen  nicht  wieder  besezt  und  ihre  Einkflnfte 
entweder  zum  Kirchen-  und  Schul-Yermögen  geschlagen,  oder  zuVerbessenmg 
der  Protestantischen  Kirchen-  und  Schuldiener  bestimmt  werden. 

Ich  gebe  Euch  auf,  hiemach  das  weiter  Erforderliche  zu  yeranbtsseft 
und  in  allen  ähnlichen  FfiUen,  wenn  sich  Gemeinden  mit  solchen  GesnolieD 
an  Euch  oder  an  Mich  wenden  und  Ich  Euch  die  Vorstellimgen  remittireD 
lasse,  nach  vorgängiger  Untersuchung,  wobey  das  General-Vioariat-Amt  lo- 
zuziehen  ist,  zu  verfahren.  Wegen  des  in  allen  ähnlichen  Fällen  zu  be- 
obachtenden Verfahrens  will  Ich  hierdurch  annoch  generaüter  zu  Eurer 
Richtschnur  festsetzen: 

a)  dass,  wenn  Patron  und  Gemeinde  über  die  Auflösung  des  katholi- 
schen Kirchen-Systems  einig  sind,  dieselbe  unbedenklich  zu  bewilligen. 

b)  Wenn  aber  der  Patron  widerspricht  und  derselbe  in  dem  Orte 
wohnet,  so  soll  dem  einseitigen  Antrage  der  protestantischen  G^emeinde  aof 
Einräumung  der  katholischen  Kirche  und  ihres  Vermögens,  wenn  aueh  k^ 
einziger  Wirth  in  der  Gemeinde  katholisch  seyn  sollte,  niemals  nachgegebeo, 
vielmehr  so  lange,  bis  der  Patron  einwilliget,  alles  beym  Alten  gelawen 
und  die  Gemeinde  nur  von  den  Gaben  und  Pflichten  zur  Unterhaltung  des 
katholischen  Kirchen-Systems,  Jedoch  dergestallt  dispensirt  werden,  daas  die 
Geistlichen  und  Schuldiener  ihr  Einkommen  auf  Lebenszeit  behalten  nnd 
solches  nach  ihrem  Tode  erst  den  Protestantischen  Geistlichen  und  Sehnl- 
lehrem  zufalle. 

Von  diesen  Grundsätzen,  welche  als  Regel  dienen  sollen,  werde  Ich  nur 
aus  ganz  überwiegenden  Gründen,  die  das  General-^oariat-Amt  etwa  nach- 
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veiMD  mOgte,  Ausnahmen  gestatten,  mache  es  Euch  aber  zur  Pflicht,  1^7  a^^iq 
Aawendimg  derselben  mit  der  grössten  Sorgfalt,  Mftssignng  nnd  Elogheit 
n  Werke  zn  gehen,  damit  Meine  anf  flehte  Christliche  Toleranz  gerichteten 
Absichten  nicht  in  ein  gehässiges  Licht  gestellt  werden  können.  Wenn  Ihr 
es  20  dem  Ende,  irie  Ich  inmier  geneigter  werde  dafitr  zn  halten,  fOr  ge- 
nttiener  achten  solltet,  diese  Onindsfttze  zur  allgemeinen  fiichtschnnr  öffent- 
M  bekannt  zn  machen,  so  habe  Ich  nichts  dagegen,  dass  Ihr  solche  in 
em  Regulativ  zusammenfasset  und  Mir  dasselbe  zur  Vollziehung  einreichet. 
Bis  dahin  aber  mnss  in  jedem  einzelnen  Falle  nach  beendigter  Untersuchung 
Meine  Qenehmignng  eingeholt  werden,  ehe  zur  Ausftkhmng  geschritten 
werden  darf.« 

823.  Cabinets-Ordre  an  die  Staats-Minister  Graf  Hoym  und  v.  Mattew.  April  20 

Potsdam  1805  AprU  20. 

B.  46.  B.  Ift5.  a.    Ausfertigung. 

Qrvndsätxe  bei  der  Ueberlassung  kcUholüeher  Kirchen  an  protesUmtiaehe  Gemeinden 

in  Schlesien. 

»Mit  Bezug  auf  Meine  ordre  rom  18.  d.  M.^),  worin  Ich  die  Gmnds&tze 
urteilt  habe,  welche  bei  Prüfong  der  vielen  einkommenden  Gesuche 
Protestantischer  Gemeinden  in  Schlesien  um  Einräumung  katolischer  Kirchen 
beobachtet  werden  sollen,  übersende  Ich  Euch  die  anliegenden  Vorstellui^n 

1.  der  Gemeinde  zu  Ober-  und  Nieder-Woitsdorff^), 

2.  des  Grafen  y.  Boedem  und  der  Gemeinde  Eroischwitz^), 

3.  der  Gemeinde  zu  Bftrsdorff, 

4.  der  Gemeinde  zu  Peterwitz,  und 

5.  des  Dominii  und  der  Gemeinden  zu  Goglau,  Käntschen,  Weiskirsch- 
dor£f  und  Bergthal, 

M  hierauf  in  Gem&ssheit  jenes  Befehls  die  nähere  Untersuchung  einzuleiten 
^i  die  Supplicanten  vorläufig  dartlber  zu  bescheiden.  Da  Ich  aber  aus 
der  Vorstellung  ad  5  ersehen  habe,  dass  die  Dominia  nicht  immer  das 
Patronatrecht  haben,  so  will  Ich  Euch  zur  Vermeidung  aUes  Missverstandes 
eröfiien,  dass,  was  Ich  in  der  ordre  vom  18.  d.  M.  von  den  Patronen  ge- 
^habe,  eigentlich  die  Dominia  betreffen  soll.« 


824.  immediat-Bericht  des  Staats-Ministers  v.  Angern.    Berlin  1805  April  23 

M  23. 

B.  89.  S8.  L.    iLUflfertignng. 

J>(u  KoOegicO-SUft  8t,  Moritx.  vor  Eüdesheim  und  seine  Aufhebung.^) 
>Ohnweit  von  dem  Dammthore  vor  Hildesheim  ist  auf  dem  sogenannten 
VotitarBerge  das  Gollegiat- Stift   St.  Moritz  belegen.     Nachdem  von  der 

1)  No.  822.  2)  Bei  Oels. 

3)  Bei  Schweidnitz,  ebenso  die  im  folgenden  genannten  Dörfer. 

4)Cfr.  Ko.879.  ^..  .-^e 
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Ajrif 28  ^«^*'  !'^  Halbemtadt  die  Verhandlungen  Aber  den  YennQgeubeitai 
und  die  bisherige  kapitullarische  Verfaflsung  desselben  eingesandt  wordeSi 
so  nehme  ich  keinen  Anstand,  £.  E.  M.  jext  dartlber  .  .  .  Vortrag  an  tlnau* 

Es  ist  dieses  Stift  in  dem  Jahre  1068  von  dem  Bischof  Headlio  ge*  \ 
stiftet  worden  nnd  besteht  gegenwärtig,  einschliesslich  eines  DecbaaieBi  - 
Scholasters  nnd  Kantors,  ans  14  Kapitnlaren,  von  welchen  znm  Behuf  der 
Qnalification  nichts  weiter  als  der  Beweis  der  rechtmässigen  Grebnrt  bis 
znm  vierten  Grad,  des  erreichten  21j&hrigen  Alters  nnd  des  erhaltenen 
Diakonats  erfordert  werden. 

Der  jährliche  Revennen-Ertrag  des  Stiftes 

ist  anf 17100  Rthlr.  22  Mg.  —  Pf 

veranschlagt,  nnd  die  Ausgaben  davon  anf.    .     2611      »      12    »      3    » 
ansgemittelt  worden,  so  dass  ein  üeberschnss  von  14489  Rthlr.    9  Mg.     5  PI 
verbleibt,  wobei  in  Ansehnng  der  Getreidepächte  ein  SOjShriger  Fraktlona- 
Preis,  in  Ansehnng  der  Nntznng  von  liegenden  Gründen  nnd  Zehnten  die 
leztere  Nutzung  nach  sechsjährigen  Durchschnitten  angenommen  wordezL 

Es  ist  kein  Grund  vorhanden  dieses  CoUegiat-Stift  bestehen  zn  lassen, 
jedoch  aber  auch  fttr  jezt  nicht  anräthlich,  solches  aufEuheben,  weU  Fiskas 
sodann  die  Administration  würde  übernehmen,  die  Kosten  derselben  tragen 
und  den  einzelnen  Ganonicis  ihre  Vio  ^^^  vollen  bisheiigen  Einkommens 
nach  dem  §  64  des  Reichs-Deputations-Beschlusses  vom  25.  Februar  1803 
berechnen  müssen.  Es  scheint  daher  für  den  Fiskus  vorteilhafter  zn  sein, 
das  Collegiat-Stift  zum  successiven  Aussterben  unter  der  gehörigen  Bestim- 
mung der  wirklichen  Einnahme  eines  jeden  Mitgliedes,  und  unter  der  sich 
von  selbst  verstehenden  Bedingung,  dass  alle  vakant  werdende  Präbenden 
dem  Fisco  anheim  fallen  und  dieser,  wenn  er  gleich  die  unterste  Präbende 
erhält,  doch  sogleich  nach  Ablauf  des  Deservit-Jahres  fQr  einen  die  Resi- 
denz wirklich  angetretenen  Kanonikus  gehalten  werde,  mithin  zum  völligen 
Genuss  der  Präbende  gelange,  bis  zu  jenem  Zeitpunkt  bestehen  zu  lassen, 
wo  es  Fiskus  vorteUhaftor  erachtet,  die  Administration  des  Stiftischen  Ver- 
mögens selbst  zu  übernehmen  und  den  alsdann  noch  vorhandenen  Kapitn- 
laren ihre  %o  ^^  verabreichen,  bis  dahin  aber  die  bisherige  Stifts-Verfassung 
unter  denjenigen  Modifikationen  fortdauern  zu  lassen,  welche  ich  jezt  näher 
.  .  .  vortragen  werde.  Um  dabei  einen  Leitfaden  zu  haben,  fSge  ich  Ab- 
schrift des  ProtokoUes  vom  5.  October  vorigen  Jahres  ...  bei,  worin  die 
bisherige  Verfassung  dieses  Stiftes  vollständig  auseinander  gesezt  worden  ist^} 

1.  Nach  dem  §  13  dieses  Protokolls  ist  dieses  Stift  ein  aus  14  Prä- 
benden  bestehendes  Gapitulum  dausum,  das  heisst  ein  solches,  wo  aüe 
Präbenden  gleich  besezt  werden  und  deren  Anzahl  nie  überschritten  werden 
darf,  und  Domicellaren  bei  demselben  sind  nur  diejenigen,  die  nicht  wegen 
ihrer  sonstigen  Qualification,  sondern  wegen  der  in  den  Statuten  liegenden 


aus  ^  P|s  Protokoll  umfasst  23  Folio-Seiten, 
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emporelleii  Impedimente  die  Residenz  noch  nicht  haben  «ntreten  nnd  zum  k^^au 

]eniis8  der  Prftbende  gelangen  kOnnen.    Von  diesen  sogenandten  Domicel* 

«ea  sind  nnr  zwei  bei  dem  Stifte  Torhanden.  ...    Da  selbige  bereits  vor 

kr  Besiznahme  ein  wohlerworbenes  Recht  anf  den  vollständigen  Oenuss 

Inrer  Prftbende  erhalten  haben,  so  leidet  es  hiemach  sowohl,  als  nach  den 

r0a  K  K.  M.  bereits  bei  dem  Dom-Kapital  genehmigten  Bestimmungen  kein 

Bedenken, 

dass  die  beiden  Domicellaren  .  .  .  nach  cessirenden  statatenmässigen 
Impedimenten  ihre  Residenz  wirklich  antreten  nnd  so  mit  zum  wirk- 
lichen völligen  Gennss  ihrer  Prftbenden  gelangen  kOnnen. 
2.  Hat  das  Stift  nach  dem  §  4  ausser  dem  Recht  der  Landstandschaft, 
velehes  jezt  von  selbst  wegfUlt,  folgende  VorzUge  und  Freiheiten  gehabt,  als 

1.  Die  Immunität  fiir  sich  und  seme  Hintersassen,  nemlich  die  Be- 
vdmer  des  Berg-Flekkens,  von  allen  Abgaben  des  onerablen  Standes  und 
ton  den  Accise-Abgaben  zur  Landes-Kasse. 

2.  Die  Civil-Oerichtsbarkeit  Aber  diese  Hintersassen,  welche  bei  jedes- 
naUger  Besetzni^  der  Dechanei  den  Eid  der  Treue  leisten  mflssen. 

3.  Das  Recht  Krug-,  Krämer-  und  Handwerks-Concessionen  und  den 
hden  Beiwohnungsrechte  zu  ertheilen,  dessen  Ausübung  jedoch  dem  Stifte 
seit  der  Besiznahme  untersagt  worden. 

4.  Das  Recht  von  seinen  Hintersassen  Schutzgeld,  Accise  vom  Bier, 
Wein  mid  Brandwein,  Concessions-  und  Juden-Beiwohnungsgelder  zu  erheben, 
vifih  diejenigen  Steuern,  wozu  das  Stift  selbst  als  exemtes  Corpus  ver- 
pflichtet gewesen,  auf  seine  Hintersassen  zur  Halbscheid  anzulegen. 

5.  Das  Recht  der  Brauerei  zur  eignen  Consumtion  unbestritten,  zum 
feilen  Verkauf  aber  bestritten,  oder  wenigstens  nicht  ausgeübt,  und 

6.  Das  Recht  der  Brandweinbrennerei:  welche  auch  von  den  Einwoh- 
nern des  Berg-Flekkens  betrieben  werden  kann. 

Ursprünglich  hat  dieser  Bergflecken  zu  dem  platten  Lande  und  beson- 
ders zu  dem  Amte  Steuerwald  gehört,  welches  auch  die  Criminal-Jurisdiction 
^'^^  ausgeübt  hat.     In  der  Zeitfolge  haben  sich  darin  einige  Krämer  und 
I^fessionisten,  obwohl  mit  Widerspruch  der  Stadt  Hildesheim  angesezt,  und 
^<u  leztere  sich  gegen  ihren  vorigen   geistlichen  Fürsten  immer  als  eine 
^ie  Kreisstadt  angesehen  und  sich  darnach  gegen  das  übrige  Land  benom- 
^^  bat,  so  hat  man  dieselbe  ihre  sich  angemasste  Exemtion  vorzüglich 
^oreh  empfinden  lassen,  dass  man  die  Vermehrung  des  Städtischen  Ge- 
werbes in  diesem  Flecken  durch  Ansetzung  von  Kaufleuten,  Kr&mem,  Pro- 
'ttsionisten  und  Handwerkern  beförderte  und  es  dadurch  so  weit  gebracht 
H  dass  die  Bewohner  des  Bergfleckens  einen  sehr  grossen  Teil  der  städti- 
I  ^ben  Nahrung  und  des   bürgerlichen  Gewerbes  zum  Nachteil   der  Stadt 
I  ^  sieb  gezogen  haben,  so  dass  dieser  Bergflecken  als  eine  Vorstadt  von 
^desbeim  anzusehen  ist.     Dies  hat  daher  die  Veranlassung  gegeben,  dass 
^t  dem  1.  July  v.  J.  die  Accise  in  diesem  Flecken  in  ihrem  ganzen  Umfange 


\ 
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.  ^^ggOingefUirt  und  darin    ein  Accise-Ami   etablirt  worden  ist     Da   die   Be» 
wohner  dieses  Flekkens  also  der  Offentliohen  Bestenening  unterworfen  am^ 
so  ist  es  Selbstfolge,  dass  nnnmehr  die  Abgaben,  welche   aie  tob  ihrer 
Nahrung  und  ihrem  Gewerbe  an  das  Stift  bisher  entrichtet  hahea,   a]a:i 
Schntsgeld,  die  Accise  vom  Bier,  Wein  nnd  Brandwein,  aufhören,  die  Go»rj 
eessions-   nnd  Jnden-Beiwohnnngsgelder   zn    der   Landesherrlicheo   Kaaat! 
übergehen,  auch  das  Recht  des  Stiftes,  diejenigen  Abgaben,  wozu  daiBselh«. 
als  exemtes  Corpos  selbst  yerpflichtet  gewesen,   anf  diese  HinterausoB  is- 
repartiren,  wegfallen  müssen.     Indem  nun  die  Bewohner  des  Bergfleekena 
in  Ansehung  ihrer  Nahrung  und  Oewerbe  gleich  den  Binwohnem  der  Btadfc : 
ffildesheim  besteuert  werden,  so  folgt  daraus,   dass  sie   auch  mit   fiesea 
gleiche  bUrgerliche  Rechte  gemessen  müssen.     Daher  ist  ea  nothwendlg^- 
dass  die  Kaufleute,  Erftmer,  Handwerker  und  Professionisten  den  BtIdtisdMft 
Gilden  und  Innungen  inkorporirt  werden.     Und  eben  diese  IncoipormtiM 
macht  es  durchaus  nothwendig,  dass  der  Bergflecken  sowohl  in  PoIiaeilidMr 
Hinsicht,  als  in  Ansehung  der  Rechtspflege  des  nicht  exemten  Standes,  der  | 
Jurisdiction  des  Magistrats  untergeordnet  werde,  mithin  von  nun  an   d«  ; 
Recht  des  Stiftes  wegfalle,  Krug-,   Krftmer-  und  Handwerks-CooGessionen  | 
zu  ertheilen.     Bei  diesen  Verhftltnissen  muss  ich  daher  .  .  .   darauf  aoln* 
gen,  dass 

1.  der  Bergflecken  für  eine  Vorstadt  von  Hildesheim  erklärt,  den  Bür- 
gerliche Nahrung  und  Geweri>e  treibenden  Einwohnern  mit  den  Bürgen  \ 
der  Stadt  gleiche  Rechte  und  Vorteile  eingeräumt  und  sie  zu  dem  E^de 
den  Gilden,  Zünften  und  Innungen  inkorporirt,  auch  der  ganze  Berg-Fleeken  ' 
mit  aUen  seinen  Einwohnern  nach  den  Bestimmungen  des  Theü  1  Tit  2 
der  Allgemeinen  Gerichts-Ordnung  vom  Gerichtsstande  in  Ansehung  der 
Gerichtsbarkeit  resp.  dem  Magistrat  und  der  Hildesheimschen  B^eranga- 
Deputation  untergeordnet  und  daher  alle  Givil-Gerichtsbarkeit  des  Stiftes 
aufgehoben  werde; 

2.  die  Befreiung  desselben  von  der  Accise-Abgabe  wegfalle; 

3.  das  Recht,  Krug-,  Krämer-  und  Handwerks-Concessionen,  so  wie  den 
Juden  Beiwohnungsrechte  zu  erteilen,  aufhöre; 

4.  das  Recht,  von  seinen  Tormaligen  Hintersassen  Schutzgeld,  Acdse 
vom  Bier,  Wein  und  Brandwein  zu  erheben,  so  wie  die  Steuern,  wozu  das 
Stift  als  exemtes  Corpus  selbst  verpflichtet  gewesen,  auf  seine  Hintersassea 
einzulegen,  wegfalle; 

5.  demselben  das  Recht  der  Brauerei  zur  eigenen  Consumtion  gegen 
Entrichtung  der  Accise-Abgaben  zu  belassen^  zum  feilen  Verkauf  aber,  so  wie 

6.  das  Recht  der  Brandweinbrennerei  nach  Befinden  der  Umstände 
gänzlich  au&uheben. 

W^en  der  bisher  ausgeübten  Gerichtsbarkeit  werde  ich  in  dar  Folge 
das  Nähere  berühren. 


I 
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3.  Sind  bei  dem  Stifte  bisher  fünf  Dignitarieii,  worunter  swei  Prälaten,  a  ^nn  23 
■mlich  der  Prop&t  nnd  Dechant,  gewesen. 

a)  mit  der  ersten  Dignitit  des  Propstes  bat  es  die  Bewandnis  gehabt, 
Itts  die  Propstei  bis  1585  in  jedem  Monat  von  dem  Römischen  Hofe  ver- 
geben worden  ist,  der  damalige  Propst,  EurfOrst  Ernst  zu  Colin  nnd  Bischof 
m  Hüdesheim,  aber  die  Pröpstlichen  Oflther  den  sich  in  der  Mitte  des 
16.  Jahrhunderts  zn  Hfldesheim  etabHrten  Jesniten  flberlassen,  die  Pröpst- 
khen  Gerechtsamen  Idngegen  für  sich  nnd  seine  Nachfolger  reservirt  hat. 

Durch  die  Bnlle  des  Papstes  Paul  V.  vom  11.  Jannar  1762  sind  daranf 
hm  Jesniter-Coliegio  die  Einkflnfle  der  Propstei,  mit  Ausnahme  der  Jnris- 
üetions-Frflchte,  nnter  der  Bedingung  beigelegt,  alle  den  Pröpsten  obliegende 
Ltsten  und  Ausgaben  davon  zu  leisten,  dabei  auch  festgesezt,  dass  die 
kttoniBch  erwählten  Bischöfe  zu  Hildesheim  fernerhin  beständig  Pröpste 
he  Horiz-Stiftes  sein  sollen,  und  es  beschränken  sich  daher  die  Rechte  des 
Propstes: 

1.  auf  die  Bestätigung  des  ihm  von  dem  Stifte  präsentirten  Gerichts- 

2.  auf  die  Oollation  der  Scholasterey,  Thesanrie,  Kantorei  und  6  Oble- 
giea  sn  Stifts^Mitglieder, 

3.  auf  die  Collation  der  Pfarre  zu  Bierbergen  und 

4.  auf  die  Bestätigung  des  ihm  von  dem  Stiftsgerichtsvog^  präsentirten 
^carii  praepositi. 

Da  nach  dem  §  35  des  Haupt-Reichs-Deputations-Beschlusses  dieses 
Wft  Hiit  aUen  seinen  Gtttem  £.  K.  M.  freien  und  vollen  Disposition  unter- 
worfen worden,  so  ist  solches  schon  jezt  fOr  sekularisirt  zu  achten,  wenn 
«  gleich  einstweilen  bis  zum  Aussterben  noch  fortdauern  sollte,  und  es 
grii&it  daher  der  abgetretene  Fürstbischof  wegen  seiner  bisherigen  Qualität 
ib  Stiftepropst  in  die  Eathegorie  der  säkularisirten  Pröpste,  woraus  folgt, 
hgg  lue  seine  bisher  ala  Propst  ausgeübte  Rechte  extinguirt  worden  und, 
vom  lie  femer  fortdauern  sollen,  auf  E.  K.  M.  ttbergegangen  sind.  Ueb- 
iigenB  befindet  sich  gegenwärtig  das  Gymnasium  Josephinum,  worin  das 
Tomudige  Jesuiter-Kollegium  verwandelt  ist,  in  dem  Besiz  und  Qenuss  der 
ekmaigeii  Propsteilichen  Güter. 

b)  Die  zweite  Prälatur  und  Dignität  ist  die  des  Dechanten,  welche 
in  den  reservirten  Monaten  vom  Papst,  in  den  übrigen  sechs  Monaten 
'^^'^gogen  von  dem  Eapitul  durch  kanonische  Wahl  besezt  worden.  Die 
>^^nderen  Revenuen  der  Dechaney  sind  nach  Abzug  der  davon  zu  prästi- 
^den  Abgaben  auf  732  Rthlr.  veranschlagt  Wenn  gleich  das  Stift  einst- 
weilen bis  zum  Aussterben  noch  fortdauern  sollte,  so  ist  doch  in  keinem 
M  die  Wiederbesetznng  der  Dechaney  nothwendig,  da  dessen  Functionen 
^OB  dem  ältesten  Kapitularen  um  so  mehr  wahrgenommen  werden  können, 
\  ^  der  Dechant  nie  eine  entscheidende  Stimme  in  dem  Eapitul  gehabt  hat. 

^)  Eben  so  unbedenklich  ist  es,  dass  die  übrigen  drei  Dignitäten,  als 
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Ad^23^^^  des  Scholaster,   des  Thesanrarii  und  Kantors,  womit  ebenfallB 

dere  Revenuen  verbanden,  und  die  resp.  zu  124  Räür.,  225  BAIr.  VBi| 
283  Rthlr.  veranschiagt  sind,  nach  dem  Ableben  der  jetzigen  Dignitaiiea; 
eingezogen  werden  können,  da  keiner  der  Ejipitolaren  ein  beatimmtea  BeeU; 
hat,  darin  aufiEnrflcken,  weil  es  lediglich  von  der  WiUkflhr  doB  Fropstet 
abgehangen,  an  wen  er  diese  Dignitftten  veigeben  wollen. 

4.  Ausser  diesen  Dignitäten  ist  noch  ein  besonderes  Officium,  imd  zwi 
das  des  Kellners,  welches  bisher  unter  den  ELapitnlaren  vom  älteateo  taitl 
zum  jüngsten  mit  Ausschluss  des  Dechanten  altemirt  hat  und  von  jedem ' 
immer  ein  Jahr  verwaltet  worden.    Bein  Amt  besteht  in  der  Adminiatralkiti 
der   zum  KeUnerei-Register   gehörigen   Güther  und   in  der   Fflhmiig    im 
Kellnerei-Registers.     Da  es  für  den  Fiskus  anräthlich  ist,  die  VermögeB»^ 
Administration  in  der  bisherigen  Art,  jedoch  unter  Oberaufsicht  der  Kammer! 
und  unter  eben  derjenigen  Kontrolle,  als  bei  dem  Dom-Ejipitul  festgeseit 
worden,  noch  bestehen  zu  lassen,  so  kann  das  Amt  des   Kellnera  TOtrail: 
nicht  füglich  eingehen.    Es  muss  aber  dem  Gutfinden  der  Kammer  flbeiiasMB 
werden^  ob  sie  das  Amt  des  Kellners  fernerhin  unter  den  Kapitalaren  alter* 
niren  lassen,  oder  wem  sie  solches  mit  Genehmigung  des  provincial-Depaite^ 
ments  überlassen  will. 

5.  Das  besondere  Officium  des  Fabrikatoris,  welches  nach  neneren 
Festsetzungen  von  dem  Stifte  per  majora  vergeben  worden,  besteht  in  der  1 
Führung  des  Fabrik-Registers  und  der  Aufsicht  und  Besorgung  der  voii 
dem  Kapitul  beliebten  Bauten  und  Reparaturen.  Auch  dieses  Offidnm  kann 
vorerst,  jedoch  mit  der  Einschränkung  beibehalten  werden,  dass  das  Stift 
ohne  Genehmigung  der  Kammer  und  nach  Befinden  des  provincial-Departe- 
ments  keine  Bauten  und  Reparaturen  von  einigem  Belang  ausführen  dai£ 

6.  Das  Stift  ist  gegenwärtig  mit  den  im  §  13  des  inliegenden  Proto- 
kolls nahmentlich  aufgeführten  Mitgliedern  besezt,  von  denen  aber  der  Km* 
nonikus  Schiller  am  6.  Februar  1803  verstorben  ist  und  von  dessen  vakaDfteft 
Präbende  die  Revenuen  pro  1804  für  den  Fiskus  disponible  geworden  mniL 

7.  Zu  den  Pr&bende-Einkünften  eines  Canonici  qua  talis  gehören: 

1.  das  Corpus  praebendae,  welches  diejenigen  Einkünfte  enthält,  welche 
durch  den  Besiz  der  Pfründe  an  und  filr  sich  selbst  verdient  werden.  Dieaee 
ist  jedoch  nicht  für  alle  Kapitniaren  gleich,  sondern  darin  verschieden,  dass 

a)  die  sechs  Senioren  die  Aufkünfte  des  Registers  Espenden, 

b)  die  vier  Senioren  des  Testamenti  Breiens, 

c)  die  beiden  Senioren  die  Emolumente  des  Hospitals  Alten, 

d)  jährlich  vier  Kapitularen  von  den  vier  ältesten  an  bis  zu  den  so- 
genanten  Domicellaren  herunter  den  Kleinen  Gieser  Korn-Zehnten  gemessen. 

e)  jeder  der  sechs  ältesten  Kapitularen  einen  sogenandten  inoptablen 
Garten  oder  Werder  benutzt.  

f)  jeder  einzelne  Kapitular  in  die  noch  vorhandenen  20  Gärten  oäer~ 
Werder  einzeln  succedirt,  so  dass,  wenn  ein  Kapitular  stirbt,  der  z.  E.  vier 
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Mdeher  Oftrton  besessen,  alsdann  diese  denjenigen  vier  ELapltnlaren,  welche  a  ^^oa 
üdi  dem  Antritt  der  Pr&benden  dem  Kapitnlaren  folgen,  der  bei  der  lezten 
Fseans  den  lezten  Garten  erhalten,  anheim  fallen,  nnd  der  filtere  von  diesen 
lieh  immer  den  Besten  wählen  kann;  und  endlich 

gj  dass  jeder  der  vier  Aeltesten  Priester  einen  Ochtemnnd  besizt. 

80  wie  nun  durch  den  Tod  eines  filteren  Ejipitnlaren  in  den  Emolu- 
■enten  ad  a,  b  nnd  c  eine  Yacanz  entsteht,  so  rflckt  derjenige  Eapitnlar, 
hr  bis  dahm  nach  dem  Alter  der  An&chwöning  respective  der  3^,  5^  nnd 
1^  gewesen,  per  se  in  die  höhere,  ihm  lebenslfinglich  bleibende  Nutzung, 
il  e  und  f  aber  derjenige  Eapitnlar,  der  demjenigen  in  senio  folgt,  der  zu- 
lut  einen  Oarten  erhalten,  dagegen  in  der  Benutzung  ad  a.  jährlich  vier 
Kapitnlaren  unter  der  Bedingung  altemiren,  dass  der  oder  diejenigen,  welche 
L  £.  die  Emdte  1805  gemessen  wollen,  vigiliam  Jacobi  erlebt  haben  müssen. 

Zu  einem  solchen  vorbeschriebenen  Aufrflcken  hat  es  nach  der  bis- 
hsrigen  Verfassung  keiner  besondem  Yerftigung  als  der  bedurft,  dass  sich 
te  läorflckende  als  nunmehriger  Besitzer  in  dem  Protokoll  notiren  lassen, 
v«il  jeder  Eapitnlar  mit  der  Präbende  zugleich  ein  jus  quaesitum  auf  die 
ToDstbidigste  Nutzung  erhalten  hat. 

Ausser  jenen  ad  corpus  praebendae  gehörigen  Revenuen,  welche  durch 
&  KeUnerei-Rechnung  laufen,  haben  die  Eapitnlaren  noch  besondere  prä- 
kendsl-Einkflnfte,  welche  durch  keine  Rechnung  laufen,  nemlich: 

a]  die  Eanonikathufe,  einer  gewissen  zur  Präbende  gehörigen  Länderei, 

b)  die  Fasten-Fladen, 

e)  das  wöchentliche  oder  Residenz-weiss-Brod. 

d)  die  Zungen  von  dem  auf  dem  Moritzberge  geschlachteten  Rindvieh, 
vnd  die  Benutzung  der  oben  sub  a  bis  g  erwehnten  Parcelen. 

£8  kömmt  also  wegen  der  ad  corpus  praebendae  gehörenden  Einkünften 
dnaof  an,  ob  darinn  den  Eapitnlaren  das  Aufrücken  in  der  bisherigen  Art 
faiier  zu  gestatten  sei?  Bei  dem  Dom-Eapitul  zu  Hildesheim  hat  in  An- 
Kipling  der  Präbendal-Einkflnfiie  ein  ähnliches  Ascensions-Recht  statt  gefun- 
fcn  und  E.  E.  M.  haben  aus  den  von  mir  in  dem  Bericht  vom  2.  März  c. 
^fflber  ausgeführten  Gründen  den  Dom-Eapitularen  das  bisherige  Ascen- 
aon^Becht  belassen.  Da  bei  diesem  GoUegiat-Stifte  eben  die  Gründe  des 
S^ts  und  der  Billigkeit  eintreten,  so  trage  ich  .  .  .  darauf  an: 

den  Eapitnlaren  dieses  Stiftes  auch  das  Aufrflcken  in  der  bisherigen 
Art  femer,  jedoch  mit  der  von  sich  selbst  verstehenden  Bestimmung 
...  zu  gestatten,  dass  der  Fiskus  wegen  der  ihm  anfallenden  Prä- 
bende in  der  ihn  treffenden  Ordnung  mit  aufrücke,  und   [ihm]  von 
jeder  ihm  zufallenden  Präbende  die  besondere,  durch  keine  Rechnung 
lanfende  Revenue  überwiesen  werde. 
2*  Die  zweite  Gattung  von  Einkünften   der  Eapitnlaren  sind   die 
^^uzen,  welche  sich  in  die  Eapitnls-Präsenzen  und  in  Chor-  und  Eirchen- 
^^'^wnaen  theilen; 
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ÄDrU  23         ^*  ™^^  ^^^  dritte  Art  der  Einkflnfte  besteht  in  den  Memerieit 

Da  naeh  den  bei  dem  Dom-Eapitnl   festgeBteliten  Qnmdflitei 
fiseo  wegen  der  ihm  anfallenden  Prftbenden  sftmtliohe  Priaenaeii  uak 
morien  berechnet  werden  müssen,  so  wird  dies  aneh  wegen  der  bei  dii 
Stifte  sn   desenrirenden  Präsenzen  nnd  Hemorien  nicht  nnr  statt  tm 
sondern  auch  die  Fon  den  einzelnen  Kapitalaren  zn  beziehenden 
nnd  Memorien  bezehntet  werden  mflssen. 

8.  Was  in  dem  §  15  nnd  17  des  obigen  Protokolls  von  der 
enthalten  ist,  welche  die  Kapitalaren  bisher  nnd  femer  beobachten  m\ 
dies  Alles  findet  aof  den  Fiskns  wegen  der  ihm  anfallenden 
keine  Anwendung,  vielmehr  mnss  derselbe  deshalb  sofort  als 
gesehen  werden  nnd  solchemnach  nach  Ablauf  des  Deservit-Jahres 
in  den  Qenoss  der  PriU>ende  gesezt  werden,  daher  auch  bei  demseUwa 
bei  einem  Neo-proviso  statt  gefondenen  vier  Garenz-Jahre  wegfallen 

9.  Nach  dem  §  22  des  mehr  allegirten  Protokolls  sind  bei  diesem 
die  nahmentlich  bestimmten  15  Obedienzen  Yorhanden,  welche  in  dar 
selbst  beschriebenen  Ordnung  von  den  Kapitularen  bisher  optiret  woi 
Das  Kapital  hat  um  die  Beibehaltung  dieses  Options-Bechtes  gebeteiL 
Hildesheimschen  Dom-Kapitularen  haben  £.  K.  M.  solches  belassen,  imd 
die  Mitglieder  dieses  Btiffces  sind  eben  die  Gründe  der  Billigkeit  und  des 
yorhanden,  ihnen  solches  nicht  zu  entziehen.     Da  aber  der  Fidnis 
der  ihm  anfallenden  Präbenden  mit  in  die  Options-Ordnung  eintreten 
so  würde  er  bei  der  Option  sehr  verkürzt  werden,  wenn  er  stets  in 
subdiaconatus,  da  er  keine  Weihen  ertialten  kann,   verbleiben  und  nv 
solcher  in  die  Option»-Ordnung  eintreten  würde,   dagegen  die  Kspi^ 
durch  Acceptimng  höherer  Weihen  sich  die  Ordnung  anssnchen  kOnntso, 
welcher  sie  die  Obedienzen  optiren  wollten. 

Bei  dem  Dom-Kapitnl  zu  ^desheim  hat  die  Beibehaltung  des 

rechtes  deshalb  keine  Schwierigkeit  gefunden,  einesteils  weil  die  Optio» 

Obedienzen  nicht  von  der  Weihe  der  Kapitularen  abhfingig,  und  andemi 

weil  durch  das  Statut  vom  21.  Juny  1800  eine  Administration  aller 

werdenden  Obedienzen  eingeleitet  und  darinn  die  Grundsätze  bestinunt 

wie  die  Bevenüen  unter  den  auf  dem  Options-Stab  stehendes  Kap 

za  vertheilen,  wobei  der  Fiskus  auf  keine  Weise  gefiüirdet  werden 

Es  ist  daher  nothwendig,  dass  wegen  der  vakant  werdenden  Obedi 

ein  neues  Regulativ  und  VerhAltnis  festgesezt  werde,  in  welcher  Ordn 

Fiskus  die  vakant  werdenden  Obedienzen  optiren  soll.    Hierüber  Voi 

zu  thun,  fehlt  es  mir  an  den  erforderlichen  Datis.    Ich  kann  daher  w^ 

der  Obedienzen  meinen  .  .  .  Antrag  vorerst  im  Allgemeinen  nur  dahin  richteoi 

dass  den  Kapitularen  das  bisherige  Optionsrecht  mit  dem  I^^ 

wegen  der  ihm  ansterbenden  Prtbenden,  jedoch  unter  den  dtfüber 

noch  näher  festzusetzenden  Modalitäten  belassen  werden  soll. 

Wenn  E.  K.  M.  dies  genehmigen,  so  werde  ich  darüber  die  goW»- 
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liehen  Vonotillge  der  p.  Kammer  einzieheii   und   demnäohBt  den  Modnm  «^^»s 
optioaia  naeh  dem  Allerh(tohBt  festzoBetsenden  Gnmdsats  regoliren,  oder  im 
Fall   obwaltender  Bedenken  darüber  meinen  nähern  Bericht  .  .  .  erstatten. 

10.  Bind  nach  der  §  23   des  Darstellon^Protokolls  bei  dem  Stifte 
respectiye  Oblegien  nnd  Archidiaconate  vorhanden,  welche  bisher  von 

Ffiniti>i8chof  in  der  Eigenschaft  als  Propst  vergeben  worden.  Es  ist 
schon  oben  bei  Gelegenheit  der  Propsteilichen  Rechte  angeführt  worden, 
dmas  solche  durch  die  eingetretene  Sftcnlarisation  extingnirt  sind,  nnd  daher 
Ist  es  unbedenklich,  diese  Oblegien  und  Archidiaconate  nach  dem  Ableben 
der  jetzigen  Besitzer  sofort  einzuziehen.  Die  mit  diesen  Archidiaoonaten 
weifoundenen  Patronatrechte  werden  aber  znm  Landesherrlichen  Patronat- 
leehte  ftbeigehen  mOssen. 

11.  Qehdren  zn  dem  Stifte  11  Eanonikat-Gorien.  In  wie  fem  die 
jetsigen  Beritser  davon  ein  solches  priyat^Eigenthum  hergebracht  haben, 
dsss  sie  darflber  pro  lubitn  disponiren  können,  oder  dass  ihnen  daran  nnr 
em  l^idEniessnngsrecht  oder  dominium  utile  zusteht,  dass  sie  nach  ihrem 
Ableben  das  Eigenthum  dem  fiseo  nach  dem  §  62  des  Reichs-Deputations- 
Schlnsaes  fiberlassen  mOssen  und  nur  die  auf  den  Ankauf  oder  Optimng 
deradben  gehabten  Auslagen  veigfitiget  yerlangen  können?  darflber  ist 
dSe  Smebe  in  faeto  noch  nicht  ganz  aufgeklirt  und  muss  darflber  noch 
erst  eine  nähere  Untersuchung  Torausgehen,  bcTor  deshalb  etwas  definitiv 
fes^esetzt  werden  kann. 

12.  Das  Vermögen  des  Stiftes  zerfällt  in  drei  Haupt-Abteilungen: 

1.  in  dasjenige,  welches  ganz  eigentlich  nur  primario  zum  Genuas  für 
die  Kspitularen  bestimmt  ist,  und  wovon  die  Revenflen  teils  das  Corpus 
prsebendae  bilden,  teils  zum  besondem  Genuss  unter  die  E^apitularen  ver- 
teilt sind.     Das  erstere  wird  in  folgenden  Registern  verrechnet  als 

a)  das  Eellnerei-Register, 

b)  Begistrum  espendae, 

c)  Begistrum  Allodii  Bierbeigen, 

d)  Begistrum  Allodii  Heynde  und 

e)  Begistrum  Wallomm; 

md  EU  dem  zweiten  gehören  die  Obedienzen,  Oblegien,  Canonioat-Hufen, 
Girten  u.  s.  w. 

2}  in  dai^enige  Vermögen,  welches  teils  für  die  Canonicos,  teils  für 
die  llbrige  Stiflsgeistlichkeit,  jedoch  in  Beziehung  auf  Gottesdienstliche  Hand- 
lungen bestimmt  ist  und  in  dem  Bursariat-Beglster  berechnet  wird. 

3.  in  dasjenige  Vermögen,  welches  teils  fflr  die  Kirche  und  gottes- 
dienstliche  Handlungen,  teils  zum  Besten  der  Allgemeinen  Administrations- 
Abgaben,  der  Beparaturen  an  den  Stiftsgebftuden,  der  real-Steuem  von  dem 
8tifl8-Vermögen  und  der  Besoldung  der  Officianten  bestimmt  ist  und  in  dem 
Fabrik-  nnd  Choralen-Begister  verrechnet  wird. 

Aus  den  gleich  anfänglich  angefflhrten  Gründen  halte  ich  es  vorteil- 
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Ad^23  ^^  ^  ^^°  Fiskas,  dass  dem  Stift  noch  znr  Zeit  die  YermOgeiui-AdaM 
stration  belassen  nnd  anch  die  jetzige  Register-Einteilung  beibehalteB  werii| 
jedoch  mit  folgenden  Bestimmungen,  dass 

(1.)  die  Officianten  des  Eapituls  und  Bendanten  der  einzelnen  Begiali 
fflr  den  Staat  yerpflichtet, 

(2.)  die  einzelnen  Regster  jährlich   von   einem  ELammer-Coi 
unter  Zuziehung  eines  Kalkulators  abgenommen, 

(3.)  ohne  Yorwissen  der  p.  Kammer  und  ohne  Genehmigung  des 
TOicial-Departements  keine  Verpachtungen  und  Neubauten  oder  Bei 
▼orgenommen,  und 

(4.)  jedem  einzelnen  Kapitularen  die  Verpflichtung  auferlegt  werda, 
denjenigen  Revenuen,  welche  seiner  besondem  Hebung  und  A 
überlassen  sind  und  nicht  durch  die  Register  laufen,  eine  getreue 
zu  fahren,  und  dass  auch  diese  Rechnungen  jährlich  von  dem 
Gommissario  abgenommen  werden,  ingleichen  über  die  besonderen  Nui 
und  Hebungen  der  einzelnen  Kapitularen  ohne  Vorwissen  der  p.  Kiaav 
und  Genehmigung  des  Provincial-Departements  keine  Verpachtongea  W' 
genommen  werden,  und  endlich 

(5.)  dem  zum  Kontrolleur  der  Dom-Kapitularischen  VermOgens-Adnoip 
stration  angestellten  Administrator  frei  stehen  muas,  zu  jeder  Zeit  £i 
ELapitulsregister  und  die  Rechnungen  der  Kapitularen  einzusehen. 

unter  diesen  Bestimmungen  glaube  ich  nicht,  dass  Fiskus  gefiArM 
werden  könne,  wenn  dem  Stifte  vor  der  Hand  die  VennOgenfr-Admiiiistrft- 
tion  belassen  wird. 

Ausserdem  hat  das  Stift  zum  Teil  in  Verbindung  mit  dritten  Personei 
die  Ober-Aufsicht  und  Direktion  über  folgendes  Vermögen,  als 

a.  des  Registers  der  Mädchenschule, 

b.  des  Hospitals  St.  Barbara 

c.  des  Kirchen-Registers  der  Moriz-Berger  Pfarre  und 

d.  der  Ochtersumschen  Pfarre,  endlich 

e.  des  Registers  des  Kapituls  Alten  in  Hildesheim. 
Ob  dem  Stifte  diese  Oberaufsicht  und  Directionsrechte  über  die  bier 

genandten  Fundationen  schon  jezt  zu  entziehen  und  wem  solche  zu  fll^ 
tragen,  darüber  lässt  sich  jezt  noch  nichts  definitives  bestimmen,  weil  die 
Verhältnisse  der  einzelnen  Fundationen  noch  nicht  genug  aufgeklärt  sdo. 
Ich  werde  solche  näher  durch  die  Kammer  untersuchen  lassen  und  behilto 
mir  die  anderweite  Berichtserstattung  darüber  .  .  .  vor. 

13.  Das  Stift  hat,  wie  schon  oben  angeführt  worden,  die  JvriBdiküon 
über  den  Bergflecken  Morizberg  ausgeübt  und  sind  die  AppeUationen,  ^ 
der  Verklagte  ein  weltlicher  gewesen,  an  die  Regierung,  wenn  er  aber  eui 
Geistlicher  gewesen,  an  das  Officialat-Gericht  gegangen.  Da  ich  schon  »d  ^ 
dieses  Berichtes  .  .  .  darauf  angetragen,  dass  die  Civil-Geriohtsbarkeit  respec* 
Ve  zutly  Jf  agistrat  und  der  Regierungs-Deputation  übei^ehen  solle,  so  koinin 
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«  BBT  noeb  auf  die  Beibelialtiiiig  der  OeiBtiiehen  Geiiohiaibarkeit  an,  welche  a  ^^90 
B  eTSter  Inatewit  dem  Offidalat^Gericht  unter  den  wegen  EinBchrinknng  der 
Seiidieheii  Gtarjchtsbarkeit  2a  treffenden  nttbeni  Bestimmnngen  ganz  fOglich 
Ibertragan  werden  kann.  Ansierdem  hat  das  Kapitul  noch  die  Hegerding»- 
ikrifihtBbarkett  ttber  seine  Heyerdingagftter  aoBgeflbt,  welche  demselben  vor 
lar  Hand  moeh  nnd  bis  überhanpt  wegen  dieser  Oerichtsrerfassnoi^  ein 
kfinitiTea  Arrangement  getroffm  worden,  sa  belassen  sein  wird. 

14.  Bei  dem  Stifte  befinden  sieh  nach  dem  §  29  des  allegirten  Pro- 
tskoHs  aeht  Vieaiien,  wekhe  mit  den  nahmentlich  genannten  Personen  besest 
sind.     Die  aeehs  ersten  sind  in  den  reservirten  Monaten  vom  Papst  nnd  in 
ißn  flbrigen   6    Monaten  von  dem  Gapitnl  per  tnmariom  bisher  vergeben 
worden.     Die  anb  No.  7  hat  der  jedesmalige  Gerichtsvogt  des  Stiftes  nnd 
die  snb  No.  8   der  Kantor  des  Stiftes   vergeben.     Bei   der   eingetretenen 
Blenlarisation    hören    alle    diese  Collations- Rechte   anf    nnd   die  Yicarien 
fidleUf  80  wie  aelbige  erlediget  werden,  £.  K.  M.  Disposition  anheim.    Zu  den 
Yiearien  sab  ao.  1,  2,  3,  4  nnd  6  gehören  eigene  Gnrien,  welche  die  nenen 
Besitser  von  den  Erben  des  Verstorbenen  kanfen  müssen.    Nach  der  Ana- 
^^^  %'  52  des  BeichfhDepntations-Beschlasses  wird  es  kein  Bedenken  haben, 
daas,  wenn  Fiakns  diese  Cnrien  nach  Abgang  der  jetzigen  Besitzer  an  sich 
nehmen  will,  er  denselben  die  anf  den  Ankauf  derselben  gemachten  Anlagen 
wird  erstatten  müssen.     Ob  dem  Fiskns  im  eintretenden  Fall  mit  der  Adqni- 
ution  einer  solchen  Curie  gedient  sei,  das  Ifisst  sich  a  priori  nicht  beur- 
teilen, nnd  scheint  es  daher  angemessen  zn  sein,  diesem  Punkt  die  Bestim- 
mimg dahin  zu  geben,  dass  es  von  der  Wahl  des  Fiskns  abhAngen  soll, 
•b  er  die  Cniie  an  sich  nehmen  nnd  den  Erben  des  lezten  Besitzers  die 
erweislichen   Ankanfskosten  erstatten,   oder  denselben  das  Eigenthnm  der 
Oorie  znr  beliebigen  Disposition   überlassen  will.     Das  zur  Yicarie^)  sub 
No.  8  gehörige  Haus  ist  ein  Eigenthnm  des  Kapituis  und  fUlt  daher  nach 
dem  AUeben  des  jetzigen  Beritzers  £.  K.  M.  Disposition  anheim. 

15. ^Ausser  diesen  Yicarien  gehören  zu  dem  Stifte  noch  zwei  sogenandte 
Cenunissariate,  als 

1)  sub  titulo  Beatae  Mariae  Viiginis,  und 

2)  sab  titulo  Stae  Gfertmdis. 

Das  erstere  ist  seit  einer  Beihe  Y&a  Jahren  mit  der  Pfarre  bei  der 
Vatgirethen-Eirche  auf  dem  Moritz-Berge  zu  Lntzingerode  nnd  Oehtersum 
^wbnaden,  ohne  jedoch  derselben  f5rmlieh  einverleibt  zu  sein.  Die  Reve- 
ntlen  dieses  Beneficii  betragen  ohngefilhr  200  Rthlr.  Wann  die  übrige 
I^tion  der  Pfarre  von  der  Art  sein  sollte,  dass  der  Pfarrer  ohne  dieses 
^^■^cinrn  nicht  subsastiren  kann,  so  halte  ich  dafür,  dass  solches  in  per- 
P^uot  damit  komfeinirt  bleibe,  sonst  aber  nach  dem  Ableben  des  jetzigen 
Ritzers  eingezogen  werde. 

1)  Vorisge:   »zu  Viearien«. 

^'»aier,  PrmuMn  und  di«  kath.  Kirch«.    EL  24 
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A^^23  ^^  zweite  CommissarUt  ist  bisher  Yon  dem  Stifte  per  Mijon  gewA^ 
lieh  dem  ältesten  Chorälen,  wenn  gegen  dessen  Anffilhmng  niehts  za  erimifitf! 
gewesen,  konferirt  worden.  Die  jährlichen  Aufkflnfte  davon  betragen  200Bdh!c 
und  ausserdem  hat  der  Beneficiat  freie  Wohnung  in  einem  auf  Kosten  dfli 
Fabrikregisters  zu  unterhaltenden  Hause.  Da  das  Stift  zum  Aussteita  W 
stimmt  ist,  so  liegt  darinn  schon  die  Bestimmung,  dass  dieses  Benefimoi 
nebst  dem  dazu  gehörigen  Hause  nach  dem  Tode  des  jetzigen  Benefidite 
einzuziehen  ist.    Die  übrigen  beiden  Sänger  oder  Choräle  haben  keine  gelil- 


liche  Weihe  und  ihre  Bestimmung  ist,  im  Chor  zur  YervoUständigiuig  im 
Gesanges  zu  singen.  Sie  geniessen  Kostgeld  aus  dem  Ghoralen-B^ister, 
Präsenzen  und  yerschiedene  andere  Emolumente,  ausserdem  freie  Wolmug) 
Bette  und  freies  Chorzeug.  Da  das  Stift  aussterben  soll,  so  können  uA 
diese  beiden  Stellen  nach  dem  Ableben  der  jetzigen  Innhaber  eingehen,  u 
dem  Choralenregister  die  Ausgaben  für  sie  zu  ersparen. 

Das  übrige  Eorchen-Personale  besteht  aus  dem  Organisten,  Opfemaan, 
Balgentreter  und  drei  Glookenziehem;  sie  sind  blosse  Kirchen-OffidaiiteB, 
welche  beibehalten  werden  müssen,  da  die  Kirche  eine  Pfarrkirche  geveses 
ist  und  als  solche  bleiben  muss. 

Anlangend  den  terminum  a  quo,  von  welchem  die  Stifts-Mit^eder  difl 
Yio  Theil  abzugeben  haben  werden,  so  ist  es  unbedenklich,  dass  deshalb, 
wie  bei  dem  Dom-Kapitul,  der  25.  July  1803  anzunehmen,  wenn  gleich  dflis 
Stifte  E.  K  M.  .  .  .  Willens-Erklärung  hierüber  noch  nicht  zugekommen  k^  i 
indem  die  Verbindlichkeit  dazu  schon  früher  in  dem  Reichs-Depatations- 
Beschluss  vom  25.  Februar  1803  festgesezt  ist. 

Indem  ich  nun  die  bisherigen  Verhältnisse  und  die  Verfassung  dieses 
Stiftes  vollständig  auseinander  gesezt  habe,  reassumire  ich  zur  geschvinderei 
Uebersicht  meine  gemachten  einzelnen  Anträge  .  .  .  dahin, 

das  Stift  unter  der  gehörigen  Bezehntung  der  wirklichen  Einnahme 
und  unter  der  sich  von  selbst  verstehenden  Bestimmung,  dass  aOe 
vakant  werdende  Präbenden  dem  fisco  anheimfallen  und  dieser  so- 
gleich nach  Ablauf  des  deservit-Jahres  für  einen  wirklich  residireodes 
Kanonikus  gehalten  werde,  zum  successiven  Einsterben  bis  zu  jenem 
Zeitpunkt  bestehen  zu  lassen,  wo  Fiskus  es  für  vortheilhafiter  aehiet, 
die  Administration  des  Stiftischen  Vermögens  selbst  zu  überaehmeB 
und  den  alsdann  noch  vorhandenen  Kapitularen  ihr  Vio  '^^^  ^ 
verabreichen,  bis  dahin  aber  die  bisherige  Verfassung  fortdaneni  w 
lassen,  dass 

1.  die  beiden  sogenandten  Domicellaren  Zeppenfeld  und  Abel,  n^ 
aufhörenden  statutenmässigen  Impedimenten,  die  Besidenz  wirklich  antreten 
und  so  mit  zum  wirklichen  völligen  Genuss  ihrer  Präbenden  gelangen  können. 

2.  Das  Recht  der  Landstandschaft  des  Stift»  aufhöre. 

3.  Der  Bergflecken  Moritz-Berg  fftr  eine  Vorstadt  von  Hüdesheim  er- 
klärt,  den  ^bü^erliche  Nahrung  und  Gewerbe  treibenden  Einwohnern  d" 

\ 
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ien  Bfiigem  der  Stadt  gleiche  Rechte  und  Vorteile  eingeräumt  und  [sie]  zu  ä  ^^og 
iem  Ende  den  Qilden,  Zünften  und  Innungen  inkorporirt,  auch  der  ganze 
Bergfleeken  mit  allen  seinen  Einwohnern  nach  den  Bestimmungen  des  Theil  1. 
nt  2  der  Allgemeinen  Qerichts-Ordnung  in  Ansehung  der  Geriohtsbarkeit 
rasp.  dem  Magistrat  und  der  Regiemngs-Deputation  untergeordnet  und  daher 
de  CiYfl-6eriehtsbarkeit  des  Stiftes  aufgehoben  werde. 

4.  Die  Befreiung  desselben  von  den  Accise-Abgaben  wegfalle, 

5.  das  Recht,  Krug-,  Erllmer-  und  Handwerks-Goncessionen,  so  wie 
ihn  Juden  Beiwohnungsrechte  su  ertheilen,  aufhöre, 

6.  das  Recht,  von  den  Yormaligen  Hintersassen  Schutzgeld,  Aocise  vom 
Bier,  Wein  und  Brandwein  zu  erheben,  so  wie  die  Steuern,  wozu  das  Stift 
tb  ezemtes  Corpus  selbst  verpflichtet  gewesen,  auf  die  Hintersassen  einzu- 
legen, wegfalle, 

7.  dem  Stifte  das  Recht  zur  Brauerei  zur  eigenen  Gonsumtion  gegen 
Satrichtung  der  Accise-Abgaben  zu  belassen,  zum  feilen  Verkauf  aber,  so 
wie  das  Recht  der  Brandweinbrennerei  nach  Befinden  der  Umst&nde  gftnzlich 
an&nheben. 

8.  Die  von  dem  Ffirstbischof  in  der  Eigenschaft  als  Propst  des  Stiftes 
Uahei  ausgeübten  Rechte  aufzuheben, 

9.  die  Dignität  des  Dechanten  und  die  damit  verbundenen  besonderen 
KevenUen  nach  dem  Ableben  des  jetzigen  Dignitarii  einzuziehen,  und  dessen 
etwa  noch  nötig  seienden  Functionen  auf  den  ftltesten  Kanonikus  zu  über- 
tragen, 

10.  die  Dignitäten  des  Scholasters,  des  Thesaurarii  und  Kantors  nach 
dem  Ableben  der  jetzigen  Dignitarien  einzuziehen, 

11.  es  der  Beurteilung  der  p.  Kammer  zu  überlassen,  ob  sie  das  Amt 
des  Kellners  fernerhin  unter  den  Kapitularen  altemiren  lassen,  oder  wem 
ne  solches  mit  Genehmigung  des  provincial-Departements  übertragen  will. 

12.  Das  besondere  Officium  des  Fabrikatoris  vorerst  beizubehalten, 
jedoch  das  Stift  ohne  Genehmigung  der  £[ammer  und  nach  Befinden  des 
Provincial-Departements  keine  Bauten  und  Reparaturen  von  einigem  Belange 
•"^afchren  könne. 

13.  Den  Kapitularen  das  Aufrücken  in  die  höheren  Pr&bendal-Nutz- 
oiesBimgen  in  der  bisherigen  Art,  jedoch  mit  der  sich  von  selbst  verstehenden 
^^^^uiunni^  zu  gestatten,  dass  Fiskus  wegen  der  ihm  angefallenen  Pr&benden 
^  der  ihn  treffenden  Ordnung  mit  aufrückt  und  ihm  von  jeder  zusterbenden 
^wende  die  besonderen,  durch  keine  Rechnung  laufenden  Revenuen  über- 
lesen werden,  dass 

14.  dem  fisco  wegen  der  vakanten  Präbenden  die  Kapitnls-,  Chor- 
^d  Kirchen-Präsenzen  und  Memorien  berechnet  und  die  von  den  einzelnen 
^pitnlaren  zu  deservirenden  Präsenzen  und  Memorien   bezehntet  werden, 

15.  den  Kapitularen  die  Option  der  Obedienzen  mit  dem  Fiskus,  nach 

24* 
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An^2B  ^^  ^^^  ^^  EjuHuner  za  entwerfoMleft  oad  AUsrhöolut  sa  gendungvite 
näkem  BegnlatiY  zu  gaataiten, 

16.  die  Oblegien  und  ArchiduLkanate,  so  wie  sie  vaoant  werdn,  » 
nudeheE  und  die  damit  Ferbundeoen  Patronatreehte  den  Landeaherrfidtt 
Patronafcreohten  einzuverleiben. 

17.  über  das  Eigenthum  der  Torhaadeaen  11  CanoniealrOinea  dmIi 
erst  eine  nähere  Untersuchung  anzustellen  und  dann  dardber  anderw«! 
berichten  zu  dürfen. 

18.  Dem  Stifte  die  Vermögens-  A  dministration  vor  der  Hand  a  )^ 
lassen,  auch  die  jetzige  Register-£intheilung  beizubehalten,  und  zwar  mrlier 
folgenden  Bestimmungen: 

a.  die  Officianten  des  Eapituls  und  Eendanten  der  einzelnen  Begistar 
fOr  den  Staat  zu  verpflichten, 

b.  die  einzelnen  Register  jährlich  von  einem  Eounmer-Gommissaria  imter 
Zuziehung  eines  Kalkulators  abzunehmen, 

c.  ohne  Yorwissen  der  Kammer  und  Genehmigung  des  provindal-De- 
partements  keine  Verpachtungen  vorzunehmen, 

d.  jedem  einzelnen  Kapitularen  die  Verpflichtung  au&ulegen,  von  des- 
jenigen Revenuen,  welche  seiner  besonderen  Hebung  und  Administralki 
überlassen  sind,  eine  getreue  Rechnung  zu  führen,  auch  diese  Beduumg 
vor  dem  Kammer-Oommissario  abzulegen,  imgleichen  über  die  besondcm 
Nutzungen  und  Hebungen  von  den  einzelnen  Kapitularen  ohne  VorwisseB 
der  p.  Kammer  und  Genehmigung  des  provincial-Departements  keine  Pacht- 
Kontrakte  abzuschliessen,  und  endlich 

e.  dem  zum  Kontrolleur  der  Dom-Kapitnlarischen  Vermdgens-AdmlBi- 
stration  angestellten  Administrator  Reiche,  der  auch  für  dieses  Stift  mit 
angestellt  werde,  frei  bleiben  müsse,  die  Kapitnlsregister  und  Beduapgen 
der  einzelnen  Kapitularen  zu  jeder  Zeit  einzusehen. 

19.  Die  Verwandniss  der  einzelnen  Fundationen,  worüber  das  Stift  wiA 
Teil  in  Verbindung  mit  dritten  Personen  die  Oberaufsicht  und  Kreotion 
fahrt,  näher  zu  untersuchen  und  darüber  anderweit  zu  berichten. 

20.  Die  Geistliche  Gerichtsbarkeit,  welche  das  Stift  bisher  ausgetiyt, 
aufzuheben  und  solche  dem  OfiScialat-Gericht,  unter  den  wegen  ESnschrlnbQif 
der  Geistlichen  Gerichtsbarkeit  zu  treffenden  näheren  Bestimmungen,  ia  enter 
Instanz  zu  übertragen,  dagegen  demselben  die  Meierdings-Geriohtsbarkeit  Aber 
seine  Meierdingsgflter  vorerst  zu  belassen, 

21.  die  bei  dem  Stifte  vorhandenen  acht  Vicarien,  so  wie  sie  erlediget 
werden,  einzuziehen  und  dem  fisco  die  Wahl  zu  überlassen,  ob  er  die  des 
Vicarien  sub  No.  1,  2,  3,  4  und  6  gehörigen  Gurien  künftig  an  ueh  netasea 
und  den  £rben  der  Besitzer  die  auf  den  Ankauf  derselben  gemaebten  Aus- 
lagen erstatten,  oder  ihnen  das  Eigentiium  daran  zur  beliebigen  Dispos^^^' 
überiassen  will,  dagegen  das  zur  Vicarie  sub  No.  8  gehdrige,  dem  Stift  tf^ 
stehende  Haus  nach  dem  Ableben  des  jetzigen  Besitzers  einsuziehea. 
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22.  Das  CoomiiBfiarUt  sab  Titolo  Be«tae  lüuriae  Virgius  nvr  dann  ein-  .^^» 
mUbeaj  wenn  die  Fbm  bd  der  Hargsrethen-Kirehe  anf  dem  Moritabeige, 


wwaü  solches  bisher  verfonnden  gewesen^  so  dotirt,  dass  der  Pfarrer  ohne 
fleies  Benefieinm  snbsistiren  kann,  sonst  aber  solches  mit  der  Pfarre  auf 
innier  zn  rereimgen. 

23.  Das  Commissariat  snb  Titnio  8tae  Oertradis  nnd  die  damit  ver- 
tandeiie  Wohnnng  nach  dem  Tode  des  jetogen  Benefieiaten  einsnziehen. 

24.  Die  Stellen  der  beiden  Chorälen  nicht  wieder  zn  besetzen  nnd  das 
ihrige  Unter-Kircben-Personale,  als  Organist^  Opfermann,  Balgentreter  nnd 
fflockenmeher,  beizubehalten,  nnd 

25.  das  ^/iQ  Theil  von  den  Eapitolaren,  in  so  weit  sie  Aber  800  Gnlden 
vom  25.  Jnly  1808  an  zn  erheben.«  .  .  . 


Band-Yerfllgnng,  geschrieben  vonBejme:  Mai  4 

>4.  Mai  1805. 
Approbiri  < 

Die  hiemaeh  erfolgende  Gabinets-Ordre  an  Angern,  Potsdam  1805 
Mtt  4,  die  das  »anccessive  Einsterben«  approbirt,  befiehlt  aber  zugleich  noch 
onige  weitere  Anfklirnngen,  worüber  Angern  am  30.  Oktober  1805^)  be» 
Tiditei 

825.  Immediat-BericM  des  Staats-Ministers  v.  Angern.    Berlin  1805  April  25 

April  23. 

IL  89.  68.  L.    Assftrtigiuif. 

Das  Koüegiai-SHft  ad  8t  Johannem  in  Hüdeshewn  und  seme  Aufhebung, 
>Za  Hildesheim  befindet  sieh  das  GoUegiat- Stift  ad  Banct  Johannem. 
£b  ist  solches  von  Beinoldns  Grafen  ron  Dassel  nnd  Dompropst  zn  Hildes- 
Iteim  gestiftet  nnd,  als  dasselbe  in  Abwesenheit  des  Stifters  in  Abnahme 
gekommeD,  im  Jahr  1205  Tom  Bischof  Heribertns  wiederhergestellt  worden. 
Die  bisherige  Verfassung  dieses  Stifts  ist  in  dem  abschriftlieh  . . .  bei- 
S«%ten  Darstellnngs-ProtokoU  rem  17.  September  pr.  vollständig  ansein«* 
*]^^6rge8etzt  worden.  ^)  Die  Anzahl  der  Gapitnlaren  ist  Anfangs  anf  Acht 
^^^^mt  gewesen;  nach  dem  aber  ein  Ganonicat  an  das  yormaüge  Jesnitef^ 
^eginm  abgegeben  werden  mtissen,  sind  davon  nnr  noch  7  geblieben, 
wekhe  mit  den  im  Darstellnngs-ProtokoU  namentlich  genannten  Mitgliedern 
^tzt  sind,  wovon  aber  der  Ganonikns  Lammers  am  6.  Jnly  1803  ge^ 
Btorben  ist  nnd  dessen  Pr&bende-Revenüen  fttr  den  Fiscns  seit  dem  20.  Januar 
1806  disponible  geworden. 

Dignitarien  sbd  bei  dem  Stifte  nicht  vorhanden,   sondern  der  älteste 


1)  No.  879. 

2)  Das  Protokoll  nmfasst  4  Folio-Seiten. 


374  Urkunden  Ko.  825--896. 

^^    CanoniknB  versieht  die  Fnnciionen  eines  Deehanten,  wofilr  er  einige  mbe- 
deutende  praeoipna  geniesst,  die  zu  5  Rthlr.  16  8gr.  4  P%.  berechnet  n 


Auch  befinden  sich  bei  dem  Stifte  weder  Obedienzien  noch  Yiktriei. 
üeber  5  Präbenden  hat  bisher  der  zeitige  Dom-Dechant,  Aber  die  sedttte 
der  Dom-Scholaster  nnd  Aber  die  siebente  der  Dom-Gantor  die  Collation 
ausgeübt,  welche  Gollations- Rechte  jedoch  anf  meinen  wegen  des  Doift- 
Capitols  zu  j^desheim  erstatteten  .  .  .  Bericht  E.  K.  M.  bereits  durch  & 
.  .  .  Cabinets -Ordre  vom  14.  vorigen  Monats^)  aufzuheben  geruhet  hab«i. 
Der  gesamte  Reventten-Ertrag  des  Vermögens  des  Stifts  ist  nach  Abntg 
der  davon  zu  prästirenden  Ausgaben  auf  1689  Rthlr.  3  Gr.  3  P%.  avft- 
gemitteit  worden.  Eine  BezehntuDg  der  Gapitnlar-Revenfien  kann  hier  nidrt 
eintreten,  da  jeder  Capitnlar  bei  weitem  keine  800  Golden  oder  =  457  BtUr. 
bezieht. 

Es  ist  übrigens  kein  Grund  vorhanden,  dieses  Stift  filr  die  Folge  stehen 
zu  lassen,  aber  auch  nicht  anrithlich,  es  schon  jetzt  au&uheben,  da  Flekm 
von  der  auf  seine  Kosten  zu  führenden  Administration  keine  Vortheiie  be- 
zieht, indem  er  alle  Nutzungen  den  Gapitularen  belassen  muss. 

Es  dürfte  daher  zweckmässig  seyn,   das  Stift  zum  Aussterben  zu  be- 
stimmen und  dessen  bisherige  Verfassung  und  Administration  unter  gewiflsen 
Modificationen  bis  dahin  bestehen  zu  lassen,  dass  Fiskus  sich  in  den  Beaits 
von  4  Praebenden  befindet.     Alsdann  wird  es  aber  fOr  E.  K.  M.  Interesse 
vortheihaft  sejn,   die  Administration  des  Stiftischen  Vermögens  fahren  n 
lassen  und  die  alsdann  noch  vorhandenen  drej  Gapitularen  wegen  ihrer  jlhr- 
lichen  Nutzung  abzufinden.    Ich  trage  demnach  bei  E.  K.  M.  darauf . . .  m: 
das  Stift  bis  dahin,  dass  Fiskus  sich  im  Besitz  von  vier  PriLbendei 
befindet,  bestehen  und  immittelst  die  bisherige  Verfassung  und  Admiiu- 
stration  unter  folgenden  Modifikationen  fortdauern  zu  lassen,  dsss 

1.  wie  sich  schon  von  selbst  versteht,  die  vakant  werdenden  Prftbendeii 
dem  Fisko  anheimfallen; 

2.  die  unbedeutenden  Seniorat-Revenüen  dem  ftltesten  Ganoniko  belassen; 

3.  Der  Nachgenuss  bloss  auf  das  DeservitnJahr  beschrankt,  das  Gnsdeo- 
Jahr  aber  so  wie  das  Fabrik -Jahr,  letzteres  aus  dem  Grande  aufgehoben 
werden,  weil  das  Stift  keine  Geb&ude  zu  unterhalten  hat  und  es  daher  eine 
unerlaubte,  ohnehin  seit  einigen  Jahren  erst  eingeftihrte  Observanz  gewesen 
ist,  wenn  dasselbe  zum  Nachtheil  der  Neo-Provisoram  ein  Fabrik-Jahr  fingirt 
hat  und  die  Emkünfte  desselben  unter  die  Gapitularen  getheilt  sind,  dsher 
die  Revenuen  der  vakanten  Lammerschen  Prftbende  ftlr  den  Fiskus  seit  dem 
20.  Januar  1805  zu  berechnen  und  einzuziehen  seyn  werden; 

4.  Die  von  dem  Ganoniko  Zeppenfeld  junior  zu  fahrenden  Stifts-Bech- 
nungen  von  einem  Gammer-Gommissarius  mit  Zuziehung  eines  Calkolstors 
abzunehmen  und  das  Stift  anzuweisen,  ohne  Genehmigung  der  p.  Csnun^ 


•—   1)  Cfir.  No.  800. 
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id  des  ProvinzUl-Departements  keine  Yerpachtongen  von  Omndstacken  .^^00 
M  Naturalien  yonnnelmien.c  ^^"^  ^ 

Rand-Yerfflgnng,  geschrieben  von  Beyme:  Mai  4 

>4.  Mai  1805. 
Appiobirt.  < 

In  entsprechender  Weise  berichtet  Angern  am  gleichen  Tage  über  die 
KoUegiat-Siifter  »Beatae  Mariae  Magdalenae  oder  der  Schflsselkorbc 
und  >ad.  St  Andreamc  in  Hildesheim^  deren  Anfhebong  er  beantragt, 
was  durch  Gabinets -Ordres  yom  4.  Mai  1805  approbirt  wird.  Den  Be- 
richten liegen  Protokolle  über  die  Verfassung  nnd  den  VermOgensstand 
dieser  Stifter  bei,  die  4  und  8  Folio-Seiten  umfassen. 


826.    Schriftwechsel  des  Staats-Ministers  Frhr.  v.  Hardenberg  und  April  23 
Frhr.  v.  d.  Reck.    Berlin  1805. 

S.  8.  145. 

Abweitung  des  Oesueke»  des  Kcurdinah  Albani^)  um  ExspekUmx  auf  die  Abtei  Para- 
diesy  üe  der  Preussisehe  Oeaandie  in   Wien,   Qraf  KeUer,  am  31.  Jamia/r  1806 

empfohlen  haiß) 

Hardenberg;  April  23.  April 23 

Coneept^  Anweiflang  ron  Bftiiaer. 

. .  .  »Ueberhaupt  scheint  es  mir  nicht  räthüch,  dergleichen  Frftlaturen 
Anslftndem  anzuwenden.«  .  .  . 

Beck,  August  3.  Aug.  3 

Anafertigiuig. 

Bemerkt  »wie  auch  ich  der  Meinung  bin,  dass  es  nicht  räthlich  sey, 
Amlftndem  Priüaturen  bey  einlftndischen  Stiftern  zuzuwenden,  und  stelle 
daher  £.  E.  ganz  ergebenst  anheim,  den  Cardinal  Albani  auf  sein  Gesuch 
Tun  die  Anwartschaft  auf  die  Gommendatur-Abtey  Paradies  mit  einer  ab- 
lehnenden Antwort  zu  versehen. 

Uebrigens  betragen  die  Einkflnfte  von  den  Schlesischen  Gütern  der 
Abtey  Paradies  jährlich  1200  Rthlr.,  als  wofllr  sie  jetzt  von  dem  Cardinal 
Harqnis  d'Antici^)  an  den  Landrath  des  Schwiebusschen- Greises  von  Sommer- 
feld verpachtet  sind;  von  den  Südprenssischen  Gütern  aber  geniesst  derselbe 
eine  jährliche  Competenz  von  395  Rthbr.  18  Gr.  7  Pfg.c 


1)  D.  h.  des  jüngeren;  der  alte  Kardinal  Albani,  sein  Oheim,  war  am  16.  Sep- 
tember 1803  zu  Born  gestorben.  2)  Cfr.  No.  433. 
3)  0fr.  No.  746,  am  Schlüsse. 
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A^24        '^'    ImiMdiat-Berieht  de$  Staats-MMften  v.  Angern.    B«rMii  im 

'"^      April  24. 

R.  89.  58.  L.    Aosfertigaiig. 

Verfassung  des  Koüegiai- Stiftes  St,  Orucis  in  BUdeshewn^  dessen  BeibehaÜung 

empfohlen^  aber  nicht  genehmigt  mrd. 

»Es  befindet  sich  in  Hildesheim  das  EoUegi&t- Stift  Sanctae  CrodB, 
worüber  ich,  nachdem  die  Aufnahme-Verhandlungen  davon  eingegangen  sisdf 
E.  E.  M.  jetzt  .  .  .  Vortrag  zu  thun  mich  im  Stande  sehe. 

Schon  im  Jahre  996  hat  der  Bischof  Bemwardus  an  der  Stelle,  wo 
jetit  die  Stifts-Eirche  stehet,  eine  Eorohe  erbauet  und  eingeweihei  Diese 
ist  wegen  der  grossen  Frequenz  aus  den  damaligen  benachbarten  Ortschaften 
zu  einer  Pfarr-Eirche  erhoben,  you  dem  17.  Bischof  Hezilo  neu  gebaizet, 
erweitert  und  dabei  ein  GoUegium  Canonicorum  gestiftet.  Diese  neae 
Eollegiat-Eirche  ist  um  das  Jahr  1079  eingeweiht  und  der  Bisehof  He&lo 
und  dessen  Nachfolger  haben  die  Eirche  und  das  Stift  mit  Hegenden  GMnden, 
andern  Einkünften  und  Gerechtsamen  dotirt^  welehe  nachher  yob  ¥fMBB, 
Privatpersonen  und  selbst  Mitgliedern  des  Stifts  vermehrt  worden^  wodmch 
das  jetzige  Stifts- Vermögen  entstanden  ist 

Die  bisherige  Verfassung  des  Stiits  ist  in  dem  absehiifitUeh  beygeftgttt 
Darstellungs-Protokolle  ij  vom  26.  September  pr.  vollständig  aIIseinsnde^ 


Da  so  viele  nachher  weiter  auseinander  m  setzende  Qrflnde  vorhanden 
sind,  die  für  das  Stift  sprechen  und  dessen  Aufhebung  uicht  aarftthlich  maebeO) 
so  finde  ich  mich  veranlasst,  die  bisherige  Verfassung  nach  Anleitosg  des 
Darstellungs-Protokolls  durchzugehen  und  die  Modifikationen  . . .  vorzutragen, 
unter  welchen  das  Bestehen  des  Stifts  nur  statt  finden  dürfte.  [Geschieht 
auf  7  Folio-Seiten;  dann  folgen:]  die  Gründe,  welche  dafiOr  sprechen,  das 
Stift  nicht  aufzuheben,  sondern  solches  bestehen  zu  lassen. 

Es  haben  bisher  in  der  Stadt  Hildesheim  folgende  geistliehe  mftu^^ 
Eorporationen  ausser  dem  Dom-Eapitul  und  den  schon  vorhin  aufgehobenen 
Oarth&user-  und  Jesuiter-Elöstem  bestanden: 

1.  das  Michaelis-Eloster, 

2.  das  Godehardi-Eloster, 

3.  das  Baftholomäi-Eloster  zur  Sülte, 

4.  das  Moritz^Eapitul, 
6.  das  Andreas-Eapitnl, 

6.  das  Johannis-'Eapitnl, 

7.  das  Eapitnl  ad  Beatam  Mariam  Magdalenam,  und 

8.  das  heüige  Ereutz-Eapitul. 

Alle  diese  Anstalten  haben  die  Honoratioren  vom  Bürger-Stande  und 
die  übrigen  Einwohner  in  Hildesheim  dazu  benutzt,  dezgenigen  Ton  üffc^ 


1}  Dies  Protokoll  umfasst  19  Folio-Seiten. 
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gakneo,  welche  dnreh  Mangel  an  Erftflen  und  Öeistes-Anlagen  behindert  ^  ^^23 
worden,  sieh  dnreh  Stadien  oder  Ergreifdng  irgend  eines  andern  UMers 
Qir  Fortkommen  xn  yersehallen,  darin  eine  Versorgung  zu  bewirken. 

Diese  Gelegenheiten  sind  schon  dnreh  die  Aufhebung  der  drey  Klöster 
«ad  dadurch,  dass  die  vier  KoUegiat- Stifter  Set.  Moritz,  Andrft,  Johannis 
and  Beatae  Maiiae  Magdalenae  nach  den  deshalb  in  meinen  besondem  .  .  . 
Beriditen  darflber  gethanen  YorschlAgen  zum  Aussterben  zu  bestimmen  sein 
dflrften,  grOstenteils  verschwunden  und  würden  durch  die  Aufhebung  des 
EoUegiat-Stifts  zum  heiligen  Kreutz,  weiches  sich  durch  Anstand  und  liberale 
Toleranz  ausgezeichnet  hat,  gänzlich  genommen  werden. 

Es  scheint  mir  daher  in  der  grOssten  Billigkeit  zu  beruhen,  von  allen 
d«n  vorhin  genannten  acht  geistlichen  Anstalten,  deren  Vermögen  doch 
eigenffich  ans  Fundationen  von  privatis  entstanden  ist,  eine,  nemlich  die 
tes  Stifts  zum  heiligen  Kreutz,  bestehen  zu  lassen,  damit  die  Honoratioren 
in  ffildesheim  ihren  Söhnen,  welche  zur  Ergreifung  eines  andern  Erwerbs- 
Ifittsls  unfiüng  sind,  darin  eine  Versorgung  verschaffen  können. 

Auf  der  andern  Seite  erfordert  es  der  Nahrungs-Zustand  der  Stadt 
B3desheim,  dass  nicht  alles  Vermögen  der  geistlichen  Korporationen  her- 
tmgezogen  werde,  sondern  etwas  davon  der  Girkulatlon  unterworfen 
bleibe.  Ausser  der  gewöhnlichen  bürgerlichen  Nahrung  und  dem  unbe- 
deutenden Oamhandel  sind  in  HUdesheim  weder  Fabriken  noch  Manufak- 
turen und  die  Stadt  selbst  hat  nicht  einmal  eine  Feldmark;  mitiiin  geht  ihr 
aueh  der  Ackerbau  ab.  Die  Revenuen  der  aufgehobenen  drey  Klöster  so 
wie  die  der  zum  Aussterben  bestimmten  4  Stifter  sind  gröstentheils  in  der 
Stadt  veizehrt  worden.  Nach  Abgang  der  pensionirten  Kloster-Oeistlichen 
und  der  Stifls-Mitglieder  gehen  alle  Revenuen,  welche  diese  Klöster  und 
Blifter  gehabt,  in  die  Staats-Kasse  über. 

Der  jetzt  abgetretene  Fürst-Bischof  und  dessen  Vorgänger  haben  den 
grHten  Theil  des  Jahrs  in  Hildesheim  residirt  und  ihren  Hoffstaat  gehabt, 
mithin  einen  nicht  unbedeutenden  Theil  ihrer  Revenuen  in  Hildesheim  ver* 
i^hrt  Mit  dem  Tode  des  erstem  Wli  dessen  Pension  wieder  in  die  Staats* 
Kaase  zurük  und  wird  der  Girkulation  entzogen. 

Obgleich  E.  K.  M.  Sich  über  das  Bestehen  eines  Dom-Kapituls  mit  12 
Kt^edem  noch  nicht  definitive  zu  erklären  geruhet  haben,  so  geht  doch 
aneb,  wenn  ein  solches  Dom-Kapitul  verbleibt,  der  grösste  Theil  des  Ver- 
mögens des  jetzigen  Dom-Kapituls  ebenfalls  zu  den  Staats-Kassen  über. 

Es  scheint  daher  schon  die  Fürsorge  fOr  den  Nahrungs -Zustand  der 
Btadt  ffildesheim  zu  erfordern,  dass  das  Stift  zum  heiligen  Kreutz  bestehen 
bleibe,  damit  dessen  Einkünfte  in  der  Stadt  verzehrt  und  der  Cirkulation 
^terworfen  werden. 

Veberdem  ist  mit  diesem  Stifte  von  Jeher  eine  Pfarrey  verbunden,  wozu 
auch  die  Kirehe  sehr  gelegen  ist,  und  die  Vollstftndigkeit  des  catholischen 
Oottesdienstes  bey  feyerlichen  Gelegenheiten,  die  Weihen  und  Ordinationen 
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Ad^24  erfordern  ein  grösseres  Personale,  als  die  blossen  PCur-Geistüdifli  gewiba 
können. 

Alles  das  jetzt  mit  einem  male  abznsehaffen  nnd  einznschiftnken,  dllifti 
keinen  guten  Eindmek  machen,  zumal  wenn  auch  dieses  Stift,  welches  vid 
äusseres  Ansehen  geniesst,  ganz  eingehen  soUte.«  .  .  .  [Folgen  YorscUig« 
wegen  der  Besteuerung  u.  s.  w.  im  Falle  der  Beibehaltung.] 

Mai  4  Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme: 

>4.  Mai  1805. 
Die  von  dem  Ref.  fOr  die  Beybehaltung  dieses  Stifts  angeführten  Orflnde 
überzeugen  S.  M.  nicht    Der  einzige  erhebliche  Grund  ist  der,  welcher  vn 
dem  Nahrungszustande  der  Stadt  Hildesheim  hergenommen  wird.    Disflct 
widerlegt  aber  der  jetzige  nichts  weniger  als  blühende  Zustand  der  GeweilK 
samkeit  dieser  Stadt,   ungeachtet  seyt  einem  Jahrtausend  so  viele  reioke 
Stifter  darin  bestanden.    Dies  beweiset  vielmehr  dort  wie  überall,  dass  mä» 
Stiftungen  vielmehr  die  Industrie  tödten   als  sie  beleben.     Eine  oder  die 
andre  bedeutende  Fabrik-Anlage  würde  dagegen  von  weit  h^lsamem  E^ 
folge  seyn  und  S.  M.,  welche  es  den  Kammern  in  den  EntschAdigioip- 
Provinzen  zur  Pflicht  gemacht  wissen  wollen,  die  Anlagen  von  nfltslidte 
Fabriken  und  Manufakturen  an  die  (!)  Stelle  eingezogner  Stiftungen  zu  be- 
fordern^  werden    mit  Vergnügen   die  dazu   erforderlichen    ünterstfltnnga 
bewilligen.     Dagegen  aber  wollen  Allerhöchstdieselben  dieses  Stift  eben  N 
wie  die  übrigen  zum  Aussterben  bestimmen  und  demgemftss  die  andenreüa 
AntrAge  des  Ref.  erwarten.« 

Hiemach  Cabinets-Ordre  an  Angern,  Potsdam  1805  Mai  4. 

n.  89.    Kinftt«!!  des  Cabinet«. 

Auf  diese  Cabinets- Ordre  beantragt  Angern  am  11.  Mai  1805 
»successive  Aussterben«  dieses  Stiftes  in  analoger  Weise  wie  fttr  die  flbi^ 
Mai  16  Stifter,  was  durch  Cabinets -Ordre  vom  16.  Mai  1805  gutgeheisscB 

Einen  Ergänzungs-Bericht  erstattet  Angern  noch  am  4.  November  1805, 
den  die  Cabinets-Ordre  vom  9.  November  1805  »approbirt«. 


April  26  Gabinets-Ordre  an  Voss  s.  unter  dem  16.  April  1805,  No.  821. 


April  27        828.    Das  Kriegs -Konsistorium  an  den  Staats -Minister  v.Anfm 

Berlin  1805  April  27. 

S.  70.  M&nater.  Oeistliolie  Sachen.  11.    Aiufertigang,  gez.  Böhm. 

Zahl  und  Befugnisse  der  KaihoUsehen  QamisonpredigerS) 
Antwortet  auf  das  Schreiben  vom  13.  April :    »Dass  ausser  den  liw^f^ 
Praepositum  und  Catholischen  Feldpropst  nur  in  den  Festu|igeii  so  Hagd^ 

1)  Cfr.  No.  786. 


. 
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baiS  imd  Stettin  eatholLHshe  G«ni»oii-Prediger  d.««gen  aber  bei  »tamir ^ J8», 
lidien  Begimentem  und  Bataülons  der  Königlichen  Arm^  .  .  .  keine  eigene 
eaftolisehe  Feldprediger  angestellet  sind.  Nnr  zu  Kriegs-Zeiten  werden 
eitholifldie  Feldprediger  zun  Behuf  der  Arm6e  nnd  zur  Haltung  und  Ab- 
▼artiing  des  catholisehen  OotteBdienstes  angenommen.  Sowohl  der  hiesige 
eathoUsche  Praepositus  als  auch  die  vorgedachten  beiden  catholischen  Oar* 
mson-Prediger  dflrfen  jedoch  nur,  zu  Folge  ihrer  Bestallungen  und  Instruk- 
tionen,  bei  denen  Königlichen  Truppen  die  Römisch-catholische  Beelen-Gur 
Teisehen,  hingegen  keine  actus  parochiales,  als  Taufen ,  Proclamiren  und 
Copuliren,  so  wenig  wenn  beiderseits  Eltern  nnd  neuangehende  Eheleute,  als 
▼enn  nur  der  eine  Theil  von  denselben  sich  zur  römisch-catholischen  Be- 
figion  bekennet,  Tcrrichten;  die  ihnen  zur  geistlichen  Beelen-Gur  in  den  alten 
Kdmglichen  Provinzen  angewiesenen  Begimenter  müssen  sie  alle  Yierte^ahre 
bereisen  und  mit  denen  darunter  befindlichen  catholischen  Soldaten  Com* 
manionen  halten,  wozu  ihnen  die  nOthigen  Fuhren  und  ausserdem  eine  un* 
bestimmte  Bemuneration  von  den  Gompagnle-  und  Esqnadrons-Ghefs  gegeben 
werden.  Soviel  die  yorgenannten  catholischen  Militair-Prediger  an  Qehalt 
eriialten  und  aus  welchen  Königlichen  Gassen  sie  dasselbe  beziehen,  ist  dem 
EriegeB-ConsiBtorio  nicht  bekannt  Nach  dem  IQlitair^Gonsistorial-Beglement 
Yom  15.  July  1750  mlissen  die  Taufen  bei  einem  Begiment,  Bataillon  oder 
Otmisons-Gemeine  ohne  Unterschied  von  dem  ordentlichen  Feld-  und  Oar- 
niflon-Prediger  yerrichtet  werden,  die  Eltern  mögen  reformirt,  lutherisch 
oder  catholisch,  das  Kind  ein  Knabe  oder  Mildgen,  in  oder  ausser  der 
£he  erzeugt  seyn.  Oleichermassen  darf  kein  Stadt-  und  Landprediger  einen 
Soldaten,  er  sei  von  welcher  Beligion  er  wolle,  proclamiren  und  Gopuliren, 
der  nicht  ein  dimissoriale  von  seinem  eigentlichen  Feldprediger  aufweiset, 
wogegen  derselbe  die  bestimmten  jura  stolae  erhfllt;  indem  sowohl  die  luthe- 
risehen  als  reformirten  und  catholischen  Soldaten  von  dem  Feldprediger  des 
Be^ents  oder  Bataillons  copuliret  werden  mfissen.  Nach  der  Besitznahme 
TOB  Schlesien,  wo  fast  an  allen  Orten  Gatholiquen  sich  befanden,  sind  die 
Tanfen  und  Trauungen  durch  die  Begiments-Prediger  verrichtet  und  von 
diesen  die  Kirchenbücher  gefohret  worden,  und  in  Ansehung  der  Beichte 
und  des  Abendmahls  haben  die  Gatholiquen  sich  zu  den  Givil-Oeistlichen 
gebalten.  Im  Jahre  1774  ist  aber  auf  Vorstellung  des  Weih-Bischofr  von 
Breslau  v.  Strachwitz  von  des  Höchstseeligen  Königes  Friedrichs  U.  Miy. 
bewilliget  worden,  dass  das  catholische  Militair  die  Erlaubniss  haben  solle, 
ibre  sacra  sich  von  Qeistlichen  seiner  Gonfession  oder  von  dem  Feldprediger 
▼errichten  zu  lassen,  doch  so,  dass  sie  im  erstem  Falle  einen  Schein  Aber 
die  dem  Feldprediger  bezahlten  Stol-Gebtihren  beibringen,  die  catholische 
Qeiatlichkeit  filr  diese  Handlung  nichts  fordern,  ja  selbst  wenn  ihr  eine 
remoneration  angebothen  werde,  sie  solche  nicht  annehmen  und  das  Yer- 
leichniss  der  verrichteten  geistlichen  Handlungen  vierte\jfthrlich  dem  Feld- 
prediger einsenden  sollen.     Auf  diese  Verordnung  sind  die  Feldprediger  in 
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A^^97  ^^^~  ^"^^  Nea-Ofitprensson  yerwiesen,  so  dass  lie  keine 

AiiBehinig  der  dimisMiialieii  bei  Cfttholiqnen  maehea  sollen,  MbM  ikaa 
die  Stolgebtihren  bezahlet  werden.  Die  in  Sehleden  gamisonirenden  HouniH 
Regimenter,  die  kerne  Feldprediger  haben,  imgleiehen  die  Fflsilier-BatiiUon, 
insofern  s^bige  nicht  in  Festungen  liegen,  wo  eigene  Garnison-Prediger  oder  ' 
deren  Stelle  vertretende  Feldprediger  befindlieh  sind,  so  wie  die  InTalidoh 
Compagnien,  halten  sich  zu  der  Giyil-Oemeine  des  Oainison-Orts  nach  der 
Verschiedenheit  der  Religion.  In  Sttd-  nnd  Nenostprenssen  hingegen  M 
bei  den  daselbst  gamisonirenden  Hnsaren-Begimentem  nnd  Fdailiei^BatiilkiiB^ 
wegen  der  alldort  mangelnden  protestantischen  Parochien,  diesseits  der 
Weichsel  drei  protestantische  Distrikts-Feldprediger  nnd  eben  so  viel  jeaseits 
der  Weichsel  angestellt,  die  monathlich  die  ihnen  angewiesenen  £^;imeiitBr 
nnd  Bataillons  zur  Haltung  des  Gottesdienstes  nnd  Yerrichtong  der  geist- 
lichen Handlangen  bereisen  müssen.  Bei  dem  catholischen  Militair  werden 
aber  so  wenig  in  den  vorgenannten  beiden  Provinzen  als  in  Ober-  und 
Nen-Schlesien  die  sacra  durch  einen  hemm  reisenden  catholischen  Oeistildiai 
verrichtet,  weil  dergleichen  in  allen  dortigen  Garnisonen  vorhanden  smd.« 


Hai  3  829.    »Confirmatlons-Patent  für  den  bisherigen  Bischof  ven  Posasr 

Ignatlus  Graf  von  Raczynsici,  als  Erzbischof  ven  Gnesen.«^)    Beiün  Id06 

Mai  8. 

B.  7.  0.  2ft.  B.  B.    GoBcept,  gei.  B«ck. 

»Wir  Friedrich  Wilhelm  von  Gottes  Gnaden  König  von  Preussen  (tei 
tit.)  Thun  kund  und  Algen  hierdurch  jedermänniglich  zu  wissen:  dass  Wir, 
nachdem  durch  das  vor  einigen  Jahren  erfolgte  Ableben  des  Hochwtrdigvi 
und  Hochgebohmen  Fflrst- Erz -Bischofs  zu  Gnesen  Ignatins  Grafen  vos 
Bieberstein-Erasicki  Unsers  besonders  lieben  Freundes  und  lieben  GetreMS 
der  dasige  erzbischdfliche  Stuhl  erledigt  worden,  aus  Undesviterlicher,  flr 
das  dortige  Metropolitan-Gapitul  und  Unsre  getreue  ünterthanen,  wie  nidit 
weniger  für  sämtliche  zur  Gnesenschen  ErzbischOfiiehen  und  Bisehdffieheo 
Dioeces  gehörige  Kirchen  und  Gemeinen  tragenden  huldreichen  Vorw^ 
den  emstlichsten  Bedacht  darauf  gerichtet,  dass  derselbe  zur  Bef5rderost^ 
der  Ehre  Gottes  und  seines  heiligen  Dienstes  durch  einen  würdigen,  durch 
einen  untadelichen  Lebens-Wandel,  reine  Gotte&-Fureht  und  treue  Beligioni- 
Uebung  ausgezeichneten  und  in  der  Römisch-cathoHschen  Christenheit  so 
wie  sonst  überall,  geliebten  nnd  geehrten  Prälaten  hinwiederum  besetst  «nl 
eingenommen  werde;  und  da  Wir  diese  ruhmwflrdige  Eigensclnften  in  dea 
Hochwfirdigen  und  Hochwohlgebohmen  Unserm  besonders  Lieben  und  liebes 
Getreuen  Ignatius  Grafen  von  Raczynski,  seitherigem  Bischöfe  von  Posei, 
welcher  dieses  Bischöfliche  Amt  seit  mehreren  Jahren  zu  Unsrer  Alleigsl- 
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üffAm  Zufriedenheit  und  zu  ünseim  Wohlgefallen,  aneh  unter  sichtbarem  J^^ 
flaggen  GoCtea  g^Okret  nnd  verwaltet  hat,  vereiniget  gefimden,  Wir  Unfter 
pftdigBies  Augenmerk  auf  ihn  geriefatet  und  denselben  verm^e  des  Uns 
ab  Landes-Henrn  anstehenden  Jnris  Patronatns  nnd  anderweitiger  Gerecht- 
Mne  sa  dem  Era-Bisthnm  Qnesen  ernannt  nnd  förmlich  nominlrt  haben; 
wdchemnitohst  denn  derselbe  dnrch  einstimmige,  einmflthige,  pfliohtmAssige 
Wahl  des  Metropolitan-Gapitnls  zn  Gnesen  zn  dessen  Oberhaupt  nnd  znm 
Sn-BiBchof  zn  Gnesen  rite  et  eanonioe  nnd  nnter  Beobachtong  der  ge- 
wöhnlichen Feierlichkeiten  nnd  Gebränche  gewfthlet  worden. 

Wenn  es  nnn  der  YoUgflltigkeit  der  in  Gemäsheit  nnd  Folge  Unsrer 
Nomination  von  dem  Metropolitan-Gapitnl  zn  Gnesen  vorgenommenen,  zn 
Unserem  Allerhöchsten  Wohlgefallen  nnd  Zufriedenheit  ausgefallenen  Wahl 
des  obgedaohten  zeitherigen  Bischofs  von  Posen  Ignatius  Grafen  von  Rac- 
^naki  znm  Erzbischof  von  Gnesen  noch  an  Unsrer  Königlichen  Gonfirmation 
imd  Bestätigung  gebricht,  bevor  derselbe  zur  Ablegung  des  Uns  in  dieser 
Eigenschaft  zu  leistenden  Eides  der  Treue  zugelassen  und  in  den  Besitz  der 
mit  dem  Erz-Bisthum  Gnesen  verbundenen  Gompetenz  gesetzt  werden  kann: 

So  confirmiren  und  bestätigen  Wir  hierdurch  und  in  Kraft  dieses  aus 
E&niglicher  und  Oberlandesherrlicher  Macht^Yollkommenheit  mehrerwähnten 
Tonnahligen  Bischof  von  Posen  Ignatius  Grafen  von  Baczynski,  Unsem  be- 
sonders Lieben  nnd  lieben  Getreuen,  als  wflrklichen  FOrst-Erz-Bischof  von 
Gnesen;  verleihen  demselben  und  dem  dasigen  Eiz-Bisthum  fttr  Uns  und 
ünsre  Nachfolger  am  Königreich,  wie  solches  von  Unsers  Höchstseeligen 
Herrn  Vaters  Maj.  geschehen  ist,  zn  ewigen  Zeiten  den  Fflrstlichen  Titel 
nnd  Wurde,  welcher  Ihm  und  den  jedesmahligen  Erz-Bischöfen  von  Gnesen 
lieht  nur  aus  Unsem  Hof-  und  andern  Ganzelleien,  sondern  auch  von  Un- 
sem sämtlichen  Unterthanen,  geist-  und  weltlichen  Standes  jederzeit  beige- 
li^  nnd  gegeben  werden  soll;  und  wollen,  befehlen  und  verordnen,  dass 
derselbe  nun  sofort  in  den  wttrklichen  Besitz  der  mit  dem  Erz-Bisthum 
Gnesen  verbundnen  Temporalien  und  Gompetenz  gesetzt  werde  und  solche 
nf  gleiche  Weise,  wie  solche  von  seinem  Vorfahren  im  Erz-Bisthum  ge- 
nossen und  genutzet  worden,  ebenfalls  zu  gemessen  und  zu  nutzen  haben 
solle. 

Wir  gebieten  und  befehlen  denmach  Unsem  Sfldpreussischen  Regie- 
ningen, Krieges-  nnd  Domainen-Gammem  und  allen  andem  von  Uns  Aller- 
l^Sehst  angeordneten  Obrigkeiten,  wie  auch  allen  Unsem  Vasallen  und 
ünterthanen,  geist-  und  weltlichen  Standes,  dass  sie  mehr  beregten  den 
Hochwflrdigen  und  Hochgebohmen  Unsem  besonders  Lieben  und  lieben 
Getreuen  Ignatius  Grafen  von  Baczynski,  nunmehrigen  Flirst-Erz-Bischof  von 
Gnesen,  als  solchen  anerkennen  und  achten,  auch  denselben  alles  dasjenige, 
vss  an  Ehren,  Würden,  Nutzung  und  andem  Vortheilen  von  dem  Erz- 
Bisttnini  Gnesen  abhängig,  dazu  gehörig  oder  sonst  damit  vereinigt  seyn 
nug,  gemhig,  vollkommen  und  ungehindert  besitzen,  haben  nnd  gemessen 
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•it^a  iMsen,  bei  Yermeidimg  Unsrer  Königlichen  Ungnade  nnd  sdiwerer 

bleiblicher  Ahndang ;  jedoch  alles  Uns  nnd  Unsem  Königlichen  and  Ludoi» 
herrlichen  Gerechtsamen  aaf  alle  Weise  anabbrfichig. 

Des  zn  Urknnd  haben  Wir  gegenwärtiges  Confirmationa-Patent  Höehit» 
eigenhändig  onterschrieben  and  demselben  Unser  grösseres  Königliches  b» 
Siegel  beifBgen  lassen.« 

Das  Konfirmations-Patent  fElr  »Franciscas  Skarbek  Ton  Malcievekic 
als  Bischof  von  Posen  datirt  ebenfalls  vom  3.  Mai  1805. 

Coneept»  gex.  Beck.    &.  7.  G.  25.  E.  B. 


Mai  4           Gabinets-Ordres  an  Angern  s.  anter  dem  23.  and  dem  24.  April  1805, 
No.  824;  825  und  827.  

Mai  13         830.    Immediat- Bericht  der  Staats -Minister  Frhr.  v.  Hardenlterg, 
V.  Massow  und  v.  Angern.    Berlin  1805  Mai  13. 

B.  89.  138.  N.    AuBffirtignng. 

Die  toeehsekeäigen  Einkünfte  der  durch  den  Rhein  getrennten  geistliehen  Korpmh 
iionen  und  die  Vertcendung  der  rechtsrheinischen  Revenuen A) 

».  .  .  Es  theilt  sich  diese  ganze  Angelegenheit  in  folgende  drej  Ab- 
schnitte, nemlich: 

I.  betreffend  das  diesseits  Rheins,  in  E.  K.  M.  Provinzen  belegene  Ye^ 
mögen  der  jenseits  Rheins  befindlichen  aafgehobenen  geistlichen  Kor- 
porationen, and  das,  was  die  diesseits  Rheins  befindlichen  geistliebei 
Korporationen  jenseits  Rheins  besessen  haben; 

IL  betreffend  das  wechselseitige  Vermögen  der  sonstigen  KlreheiH, 
Schal-,  Erziehongs-,  Armen-Anstalten,  Familien-  and  Privat-Fondatioiien, 
imgleichen  der  Stadt-  and  Dorf-Oemeinheiten; 

in.  die  Yerwendnng  der  von  beyden  in  den  diesseiügen  Proyinicii 
disponible  bleibenden  Revenuen. 

za  I.  sind  die  säomitlichen  Revenuen  von  den  im  Cleve-MftrekjBcheD 
vorhandenen  Besitzangen  der  jenseits  Rheins  sapprimirten  geistlichen  Ko^ 
poratlonen  aofgenommen,  and  es  sind  nnr  diejenigen  aasgelassen,  welche 
in  den  Distrikten  von  Haissen  and  Sevenaar  belegen,  weü  es  von  den  üebe^ 
tragnngs-ünterhandlangen  mit  der  batavischen  Repablik  abhftngt,  von  wel- 
chem Zeitpunkt  ab  diese  Reventten  mit  za  fibertragen  seyn  werden,  dilier 
vorerst  solche  besonders  seqaestrirt,  die  darauf  rahenden  Lasten  dsrsnd 
bezalt  werden,  das  übrige  aber  besonders  deponirt  ist.  So  wie  indessen, 
nach  den  mit  der  Batavischen  Repablik  bestehenden  Tractaten,  die  Befe- 
nflen  dieser  Distrikte  bis  zar  förmlichen  wirklichen  Abtretung  diesseits 
noch  gezogen  werden,  so  ist  es  auch  unbedenklich,  Aber  diese  geistücZi^ 
Revenfien  bis  dahin  mit  zu  disponiren;  und  so  können  sie  im  Ganzen,  bis 


1)  Cfr.  No.  525  und  834. 
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SD  diesem  Zeitpunkte,  zum   Geistlichen  Bostentations-Fonds  gezogen  und  „^^^ 
demnächst  pro  rata  den  diesseitigen  Pensionairs  angewiesen  werden. 

Die  in  dem  ftbrigen  Gleyeschen,  dem  Mftrckschen  nnd  Essen-Werden* 
lelien  befindlichen  Revenflen  der  jenseits  Bheins  snpprimirten  Gorporationen 
betragen  nnn  znsanmien 14625  Bthlr.  14  Stb.  10  Pf. 

Dagegen  aber  haben  die  diesseits  Bheini- 
Bohen  geistlichen  Gorporationen,  an  ihren  jen- 
uiti  gelegenen  Bevenfien,  jährlich  verloren, 
nuammen  ....  5682  Rthlr.  4  Btb.  2  Pf. 
Berliner  Gonrant. 

Davon  werden, 
▼ttl  es  die  Seelsorge 
tngeht)  znbonificiren 
wyn 396     »     44    »    6  > 
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die  flbrigen  .  .  5285  »  19  >  4  » 
werden  nach  dem  Daf&rhalten  der  Landes-Gol- 
I^en,  welchem  wir  beypfiichten,  nicht  zu  ent- 
Mhidigen  seyn,  weil  es  nur  Erlöster  nnd  katho- 
bche  Stifter  betrift,  welche  selbst  der  Säku- 
larisation unterworfen  sind. 

Solchergestalt  werden  von  den  acquirirten 

Re?entten  zuvörderst  abgehen 396  Rthlr.  44  Stb.    6  Pf. 

UBd  flbrig  bleiben 14128      ^     30    -      ^^ 

worüber  disponirt  werden  kann. 

Wenn  der  Reichs-Deputations-Beschluss  vom  25.  Februar  1803  §  34 
—36  in  Ansehung  der  übrigen  säcularisirten  Geistlichen  Gttther  angenommen 
lu.t,  dass  die  Zubehörungen  derselben,  wo  sie  auch  belegen  sind,  dem  Landes- 
berrn  mit  zufallen,  in  dessen  territorio  die  Haupt-Korporation  belegen  ist, 
so  liat  dagegen  der  §  37  den  Grundsatz  in  Ansehung  der  durch  den  Rhein 
getrennten  Besitzungen  angestellt,  dass  derselbe  die  bestimmte  Eigenthums- 
(^toe  ausmachen  solle,  sowol  in  Ansehung  der  eigentlichen  geistlichen 
Korporationen,  als  der  den  Spitälern,  frommen  Stiftungen,  Kirchen,  Schul-, 
^ehongfr-Anstalten,  Stadt-  und  Dorf-Gemeinden  zugehörigen  Besitzungen. 
Wa8  davon  diesseits  Rheins  liegt,  bleibt  der  Disposition  der  Landesherm, 
in  deren  Territorien  es  belegen,  überlassen,  jedoch  sollen  daraus  nach  §  76 
^0  zu  den  Geistlichen  aufgehobenen  Korporationen  gehörigen  Geistlichen 
^d  Diener  zuvörderst  lebenslänglich  sustentirt  und  erst  nach  deren  Tode 
«ttderweit  darflber  disponirt  werden. 

Za  n.  Was  daher  insbesondere  die  Revenuen  von  Kirchen,  milden 
Btiffamgen,  Armen-Anstalten,  Schul-Anstalten,  Familien-  und  Privat-Funda- 
^i^on,  auch  Städte  und  Dorf-Gemeinheiten  betrift:  So  ist  es  überall  auf 
S^iiaue  Aufnahmen  in  Ansehung  dessen,  was  wechselseilig  verlohren  geht, 
^"»gekommen,  wobey  aber  vorzüglich  nur  das  Herzogthum  Cleve  in  Betracht 
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J^P^f^  ta  ziehen  gewesen  iai,  4a  in  den  Übrigen  dieBseitigen  Provinzen 
nur  sehr  nnerheblich  gewesMi.  .  .  . 

Wir  tn^n  nun,   aufl  Grfinden   der  nllgemeinen  BiUi^eit,  .  .  . 
an,  daes  E.  K.  M.  an  genehmigen  gemhen, 

das8  in  der  Regel  die  diesBeits  gelegenen  Anstalten  ftr  ihren 
ans  den  von  jenseits  Rheins  her  zn  E.  K.  M.  ...  Dispoudon 
lenden  Revenuen  dortiger  gleichartiger  Commnnitäten,  so  weit  <fii 
hinreichen,  entschädiget  werden,  dagegen  aber  das,  was  von  lei 
übrig  bleibt,  zum  Ersatz  des  noch  bleibenden  Yerlnsts  der  mtM 
dieselbe  Gathegorie  gehörigen  Anstalten  verwendet,  wegen  des 
aber   noch    fehlenden  Ausfalls    zur  Deckung   ans   den   Geistii 
Reventten-Fonds  sab  Nnm.  I  bey  E.  K.  M.  Antrag  gelhan  werden 

Denn  es  wird  sich  bey  veranlasster  näherer  Untersnchung 
der  öffentlichen  nnd  Privat-Fandationen  nnd  des  Yerlastes  der  Stadt- 
Dorf-Qemeinheiten    denmäohst   erst   ergeben,    in    wiefern   dieselben    ein( 
partiellen  Entschädigung  bedürfen,  auch  in  wiefern  sich  die  Fandadonei 
dazu,  oder  aber  nach  den  Grundsätzen,  die  bey  den  Säkularisationen  in 
Entschädigungs-Provinzen  in  Ansehung  der  Vicarien  und  der  simplen  Ben 
fielen  unter  E.  EL  M.  .  .  .  Genehmigung  angewandt  werden,  gar  zur  Auf- 
hebung und  zur  Bestimmung  für  Eorchen  und  Schul-Anstalten  quaüficiren^ 
daher  wir  auch  bis   dahin  über  dergleichen   nur  in  einzelnen  Fällen 
den  Umständen  gemeinschafdiohe  Verfügungen  erlassen  haben. 

Alle  diese  Revenüen-Ausgleichungen  werden  übrigens  von  dem  Tage* 
anfangen,  wo  die  Sequestration  der  wechselseitigen  Revenuen  geschehen  ist; 
und  wenn  nur  E.  K.  M.  jene  allgemeinen  Grundsätze  zu  genehmigen  ge- 
ruhen, so  werden  wir  das  weitere  demnächst  ausmitteln  zu  lassen  nicht 
verfehlen. 

Zu  ni.  Aus  dem  Vorstehenden  ergiebt  sich  so  viel,  dass  von  den  snb 
No.  I  angeführten  diesseitigen  disponiblen  Revenuen  der  jenseits  Rheins 
an%ehobenen  geistlichen  Korporationen  zu  dem  Bedttr&iss  ad  II  nur  wenig 
abgeht,  und  dass  daher  für  jetzt  um  so  weniger  Rücksicht  darauf  genomm^ ' 
werden  darf,  als  diese  Revenuen  durch  bessere  Verwaltung  noch  beträcht- 
liche Zuwächse  erhalten  werden.  Sie  können  daher  als  vöUig  disponibk 
angesehen  werden;  und  naoh  den  oben  prämittirten  Grundsätzen  des  Reiehs- 
Deputations-Beschlusses  haben  darauf  die  unglücklichen  Individuen  der  jen- 
seits Rheins  au%ehobenen  geistlichen  Koiporationen  den  ersten  Anspmeh  zu 
machen,  den  E.  K.  M.  ihnen  auch  durch  mehrere  .  .  .  Cabinets-Ordres  zn 
zusichern  geruhet  haben. 

Dieserhalb  sind  nun  durch  Kommissarien  der  Cleve-lCärcksehen  Landes- 

Gollegien,  mit  Zuziehung  des  Gleveschen  Dechants  Ruys,  als  Depotirten  der 

-viwainiiien  Glevischen  Geistlichkeit,   die   genauesten  üntersnchoi^a  ver- 

1)  CiM|e-^«/«r.  dieser  Snstentaüon  anzunehmenden  Grundsätze  weitlänfig 
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«ÜMotirt  und  ein  Snstentations-Etat  entworfen  worden.    Alles  dieses  ist  von  A^o 

Mai  13 

nns  soTgftltig  geprüft,  nnd  das  Besnltat  davon  ist  folgendes: 

1.  In  dem  französischen  Beschlnss  vom  4.  Messidor  Jalir  10  (23.  Juny 
1802],  wodurch  die  geistlichen  Gorporationen  in  den  vier  neuen  deutschen 
Departements  aufgehoben  und  ihre  Oflter  zu  Domainen  erklärt  wurden,  sind 
den  jenseits  Bheins  gebürtigen  Geistlichen,  wenn  sie  unter  60  Jahr  alt, 
jährlich  ==  500  Livres  ausgesetzt,  welche  ä  6Y3  Ggr.  pro  Livre  ausmachen 
ISlRthlr.  22%  Ggr. 

Die  60  Jahr  und  darüber  alten  Geistlichen  aber  haben  600  Livres 
oder  158  Rthlr.  8  Ggr.  bekommen;  dagegen  die  diesseits  Rheins  gebohmen 
Geistlichen  nur  mit  einem  l^tico  von  150  Livres  überhaupt  entlassen 
Bind.  Nachher  wurden  sämmtUche  Geistliche,  ohne  Rücksicht  des  Geburts- 
orts, auf  jene  Pensionen  gesetzt.  In  der  ersten  Zeit  sind  solche  auch 
besalt;  seitdem  aber  die  geistliche  Güter  theils  verkauft,  theils  den  Sena- 
toren und  der  Ehren-Legion  zugewiesen  worden,  erfolgt  die  Zalung,  dem 
Yeniehmen  nach,  nicht  mehr  und  es  ist  auch  in  der  Zukunft  wenig  mehr 
ds7on  zu  erwarten. 

2.  Dagegen  haben  die  Holländer  den  aus  ihren  Provinzen  gebürtigen 
Geistlichen  solcher  jenseits  Rheins  aufgehobenen  Korporationen  aus  den 
in  dem  Batavischen  Gebiethe  gelegenen  Revenuen  derselben  ausgesetzt 
=  500  PI.  Holländisch  oder  k  13  V2  ögr.  pro  Gulden  =  277  Rthlr. 
l^Vs^*  Der  letzte  Maasstab  ist  nun  von  den  Gomniissarien  der  Clevi- 
sehen  Landes-CoUegien  in  Ansehung  der  E.  K.  M.  ganz  oder  zum  Theil 
nr  Last  bleibenden  Individuen  für  die  Canonici  in  den  Capituln  zu  Gleve, 
Xanten  und  Oranenburg  als  billig  zum  Grunde  gelegt  und  also  das  Quantum 
von  277  Rthlr.  18^/3  Ggr.  zur  Norm  angenommen,  worauf  ihnen  erst  das^ 
j^ge,  was  die  Franzosen  bezalen,  computirt  und  das  Supplements-Quantnm 
aisdaim  zugelegt  wird.  Weil  aber  die  französischen  Pensionen  nicht  voU- 
stlndig  mehr  bezalt  werden,  so  halten  wir  es  für  billig,  dass  einem  jeden 
von  ihnen  überhaupt  noch  62  Rthlr.  5  Y3  Ggr.  zugelegt  werden,  damit  sie 
^  in  mnder  Summe  340  Rthlr.  erhalten.  Den  60  Jahr  und  darüber  alten 
Personen,  welche  nach  dem  Vorschlag  gedachter  Commissarien  zu  dem  fran- 

»Waehen  Quanto  von 158  Rthlr.  8  Ggr. 

m  hinzuerhalten  müssen 119      »     IOV3  > 

«m  gu  bekommen 277      »     I8V3  » 

▼ttrde  man  aber  ausserdem  noch  24  Rthlr.,  mithin  über- 

^^pt 86      >        5V3> 

^^%en  können,  so  dass  sie  incl.  der  französischen  Pension    364     »        —   » 
ehalten. 

^  gleicher  Art  sind  für  die  Canonici  des  Capitels  zu  Wissel,  wobey 
^<^n  der  geringen  Revenuen  der  französische  Normal-Satz  von  131  Rthlr. 
^^  n  ^.  zuerst  angenommen  worden,  resp.  160  Rthlr.  und  170  Rthlr.  als 
Norm  angesetzt. 

Planier,  Prevasen  und  die  kath.  Kirche.    IX.  26 
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rlf^Q  ^*  Nach  diesem  letztem  Satze  sind  billig  auch  die  Yiearien  angeaeli^, 

die  sonst  von  den  Franzosen  den  Canonids  gleich  gestellt  worden,  ahor 
viel  weniger  vorhin  an  Berenflen  gehabt  haben. 

6.  Auf  diese  Pensionen  können  aber  nur  diejenigen  Benefidirten  recht* 
liehen  Anspruch  machen,  deren  jenseits  Rheinische  Corporation  in  im^ 
diesseitigen  Provinzen  Revenuen  gehabt  hat,  insoweit  diese  Revenfien  daa 
ausreichen. 

6.  Zwar  keinen  Rechts-begrttndeten,  aber  doch  billigen  Ansprach  ttf 
einige  Unterstützung  haben:  diejenigen  hfilfiBbedflrflsgen  Benefidatenf  defet 
Corporation  zwar  in  E.  E.  M.  Provinzen  diesseits  Rheins  nichts  besesso, 
die  aber  doch  wegen  der  ehemaligen  Verhältnisse  mit  den  Cleveschen  joi 
Jülichschen  Stiftern  von  E.  K.  M.  ihre  Prftbenden  titnlo  oneroso  aeqninit 
haben.  Wir  haben  daher  mit  den  Clevischen  Landes-Collegien  und  0<mb- 
missarien  fQr  billig  gehalten,  fELr  die  Canonici  der  Cleveschen  Eapitnl,  die 
schon  nach  No.  3  Pensionen  erhalten,  drey  Procent,  und  fftr  die  auswirtigai, 
wo  dieses  nicht  der  FaU  ist,  6  p.  Cent  von  ihrem  bezalten  Kapital  soseo- 
setzen. 

7.  Wo  dieses  nicht  der  Fall  ist,  haben  solche  Geistliche  eigentfiei  gtf 
keinen  Anspruch  auf  Sustentation  aus  den  diesseits  Rheinischen  Geistiiehn 
Revenuen;  Es  finden  sich  aber  doch  mehrere  Hfllfs-Bedflrftige,  die  als  dies- 
seitige Eingebohme  ohne  Entschädigung  auf  das  diesseitige  Rheinufer  ge- 
wiesen sind  und  fttr  weiche  sehr  dringende  Gründe  des  Mitleids  sprechen 
Darum  haben  wir  es  fUr  gut  gehalten,  ein  generelles  Quantum  von  25CX)  B<Ur. 
dieserhalb  zum  Etat  zu  bringen  und  werden  wir  gemeinschaftlich  jedesmal 
genau  prüfen  und  bestimmen,  was  an  Unterstützung  einem  oder  dem  anden 
Individuo  daraus  gegeben  werden  kann. 

8.  Die  im  §  3  und  4  bestimten  Pensionen  setzen  immer  noch  voniiS; 
dass  das  französische  Gouvernement  den  Geistlichen  die  ausgesetzten  Pen- 
sionen femer  bezalen  wird,  und  es  ist  nur  auf  die  Zweifelhaftigkeit  der 
Zalung  bej  Bestimmung  der  diesseitigen  Bupplements-Quanta  billige  BAxk' 
sieht  genommen  worden.   Man  wird  auch  vorerst  sich  daran  halten  mflsaeiL 

Wenn  aber  demnächst  mit  Gewissheit  sich  ergeben  möchte,  ditt  die 
armen  Individuen  nichts  mehr  davon  erhalten,  so  erfordert  die  Billig^^^ 
sie  successive,  als  Pensionen  vacant  werden  und  der  Fonds  reicht,  n^ 
dem  Alter  soweit  zur  Verbesserung  aufrücken  zu  lassen,  bis  die  oben  be- 
stimmten Normal-Quanta  erreicht  werden. 

9.  Die  Zalungen  werden  ihren  Anfang  mit  der  Zeit  nehmen,  wo  &^ 
Revenuen  diesseits  sequestrirt  worden,  von  wo  an  auch  der  Bestand  dm 
in  der  Casse  vorhanden  ist.  In  sofern  aber  solcher  nicht  hinreichen  mOehte, 
kann  von  Trinitatis  1804/5  an  die  Zalung  nur  erfolgen. 

10.  Von  allen  Supplements-Pensionen  sind  die  gebohmen  HoliiUider 
ausgeschlossen,  weil  diese  von  der  batavischen  Republik  aus  den  inchtigen 
dort  gelegenen  Revenuen  der  jenseitigen  Corporationen  ihre  Sustentatioii^ 
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gelder  erhalten.  Wo  aber  von  Eingebohmen  der  sonstigen  diesseits  Rheini-  J^o 
sehen,  andern  deatsehen  Fürsten  gehörigen  Territorien  die  Bede  ist,  in 
deren  Gebiethe  sich  solche  Bevenflen  befinden,  z.  B.  im  Yeste  Becklinghansen, 
wo  das  Capital  za  Xanten  3796  Bthlr.  jährliche  Bevenflen  zu  erheben  gehabt 
haif  fernerhin  dem  Salmschen  Gebiethe  des  Mllnsterlandes  p.  p.,  da  wird 
ihnen  solches  pro  rata  angewiesen.  Dieses  wird  demnächst  auch  in  An- 
sehung der  Reyenflen  geschehen,  die  sich  in  den  Hnissen-  und  Sevenaer- 
aehen  Districten  befinden,  und  die  vorerst  zn  dem  generellen  diesseitigen 
Fonds  gezogen  werden. 

11.  Diejenigen,  welche  ganze  Pensionen  erhalten,  werden  anznhalten 
seyn,  solche  in  £.  K.  M.  Provinzen  zn  verzehren;  wo  aber  dieselben  den 
grOsten  Theil  vom  Auslände  ziehen  und  nur  diesseits  Snpplements-Pensionen 
n  erheben  haben,  wird  darauf  nicht  strenge  bestanden  werden  können. 

12.  Den  Erben  der  inmittelst  verstorbenen  Geistlichen  wird  in  der  Begel, 
da  nur  von  Snatentations-Geldem  die  Bede  ist,  nichts  zu  vergüten  seyn; 
oniehie  Ansnahmen  müssen  durch  besonders  dringende  Umstände  begrflndet 
▼erden.  Nachjahre  können  aber  aus  demselben  Grunde  gar  nicht  statt 
finden;  vielmehr  wird  mit  dem  Sterbe-Quartal  die  ganze  diesseitige  Susten- 
tation  aufhören. 

l^ach  diesen  Grundsätzen  haben  wir  den  .  .  .  hierbeigefttgten  Normal- 
Btat  entwerfen  lassen,  dessen  .  .  .  Vollziehung,  im  Fall  E.  K.  M.  denselben 
n  genehmigen  geruhen,  wir  .  .  .  erbitten.     Es  sind  darin  sowol  die  dis- 
poniblen Einnahmen  als  die  Ausgaben,  in  der  beygefttgten  Pensions-Liste 
aber  die  zu  pensionirenden  Geistlichen  angesetzt;  und  es  ist  blos  in  Ansehung 
des  Dechants   Buys   und   des  Canonici  Jorissen   eine    Ausnahme   gemacht 
▼Orden.    Bejde  haben  sieh  während  des  Unglücks,  so  die  jenseitigen,  vor- 
n^  £.  K.  M.  zugehörigen  Provinzen  betroffen,  mit  ausgezeichneter  Thätig- 
keit  und  Eifer  fOr  die  Eingesessenen,  so  wie  auch  fttr  die  geistlichen  Kor- 
pontionen  und  ihre  Mitglieder  verwandt,    und  E.  K.  M.  haben  daher  in 
molirem  .  .  .  Cabinets-Ordres  sie  Allerhöchst-Ihrer  besondem  Gnade   ver- 
»^hert.  .  .  . 

£.  EL  M.  ...  Bestimmung  stellen  wir  noch  schliesslich  .  .  .  anheim: 
0^  das  westphälische  Provinzial-Departement,  nach  den  obigen  und  nach 
den  vorstehenden  Grundsätzen,  diese  ganze  Sustentations -Angelegenheit 
unrcli  £e  Cleve-Märcksche  Krieges-  und  Domainen-Kammer  behandlen,  in 
zweifelhaften  Fällen  mit  den  concemirenden  mit  unterzeichneten  Departe- 
i&eiitB-Ohefs  Bflcksprache  nehmen  und,  nachdem  durch  Abgang  der  sänmit- 
uchen  Pensionairs  diese  Fonds  völlig  disponible  geworden,  nach  Vorschrift 
^^  • . .  Cabinets-Ordre  vom  7.  April  1799*)  deshalb  weitere  gemeinschaft- 
*^^ke  . . .  Vorschläge  abgeben  soll?« 


t 


1)  Cfr.  No.  625,  S.  727,  Anm.  1. 
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1805  331^  Bericht  dos  Residenten  Frlir.  v.  HumboML   Bom  1805  MaiU. 

Mu  lf> 

B.  7.  A.  25.  D.  D.    Ansfmüffnng. 

Verfiihren  bei  dem  kanondsehen  Proxesse  und  der  KontekraHon  des  Büchofa  vm 

Wigry,  v.  GoUicxewskiA) 

...  >Ich  wage  es  aber  hierbei  .  .  .  zn  bemerken,  diuss  es  auf  koni 
Weise  nöthig  ist,  dass  der  Römische  Hof  von  der  von  E.  K.  M.  zn  tretTeft* 
den  Wahl  des  lor  Gonsecration  zu  bestimmenden  Bischöfe  Kenntoiss  eriuüt^ 
Der  Gang  dieser  Sache  ist  vielmehr  der,  dass  ich  nach  erhaltener  Brfis 
lediglich  im  Namen  des  Bischofs  ein  Gesuch  eingebe,  statt  von  drei  BiBchtfei 
nur  von  einem  und  zwei  Dignitarienc  onsecrirt  zu  werden,  und  dass  & 
hiesige  Behörde  hierAber  ein  eignes  Beeret  ausfertigt,  in  welchem  die  WaU 
des  Bischofs,  welcher  die  Gonsecration  verrichten  soll,  ohne  dessen  nsmest- 
liche  Erwähnung  lediglich  dem  zu  consecrirenden,  welchem  E.  EL  M.  abdiu 
.  .  .  Befehle  deshalb  ertheilen  können,  flberlassen  bleibt.  Auf  gliche  Weise 
ist  es  auch  neulich  bei  der  Gonsecration  des  Bischöfe  von  Snprasl  geschdieii, 
nur  mit  dem  einzigen  Unterschiede,  dass  da,  wo  die  Expedition,  wie  in  jeiefl 
Falle,  per  viam  Guriae  geschieht,  dieser  Zusatz  nicht  in  einem  besondenn 
Decret,  sondern  in  der  Bulle  selbst  gemacht  wird. 

Da  es  aus  diesem  Grunde  schlechterdings  unnütz  seyn  wflrde,  die  Ab- 
fertigung der  Bestfttigungs-Bullen  des  p.  von  Golaszewski  femer  aofeahitteni 
so  glaube  ich,  wenn  ich  mich  auch  von  den  Buchstaben  des  erhaltonu 
Befehles  entferne,  doch  E.  K.  M.  .  .  .  Absicht  entsprechend  zu  handehi, 
wenn  ich  diese  [r]  Angelegenheit  sogleich  Gours  gebe,  und  das  um  so  mehr, 
als  unstreitig  gleich  nach  der  mo^en  festgesetzten  Ankunft  des  Papstes ') 
ein  Gonsistorium  gehalten  werden  wird,  nachher  aber  mehrere  Monate  bis 
zur  Haltung  eines  zweiten  verstreichen  könnten.«  .  .  . 

Beck  giebt  dem  Verfahi-en  Humboldt's  am  14.  Juni  1805  »vollen  Bd- 
fall«.  Die  Proklamation  Golaczewski's  erfolgte  im  Gonsistorio  secreto  «s 
26.  Juni  1805.  

Hai  IH  Gabinets-Ordre  an  Angern  s.  unter  dem  24.  April  1805,  No.  827. 


Mai  20         832.  Rescript  des  Hoheits-  und  des  Niedersicbsischen  Departements 
an  die  Kammer  zu  Heiligenstadt.    Berlin  1805  Mai  20. 

B.  47.  10.    Cone«pt,  ges.  Reck  und  Schroetter  (Ar  Angern);  Anireisang  Ton  Bauter. 

[}ie  Adressirung  römischer  Expeditionen  an  den  Mainxsr  Officicd  sei  ungehörig,  oa 

der  Nexus  mit  Mainz  aufgehört  habe. 

.  .  .  »Wir  übersenden  Euch  hierbei  die  in  Rom  gratis  ausgewirkte  Ehd- 

Dispensation   .  .  .   mit  dem  .  .  .  Befehl,   solche   an   das   dortige  Qeisäicb^ 


1)  C£r.  No.  748. 

2)  Von  der  Reise  nach  Frankreich. 
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Cammissariat  gelangen  am  lassen,  damit  lezteres  den  Partheien  diese  Dispen-  w^f^ 
lation  noüfieire.  Zugleich  habt  Ihr  gegen  das  Commissariat  dabei  zu  äussern, 
diss,  da  diese  Ehe  nach  den  Landes-Oesetsen  erlaubt  sey^),  Wir  mitVer- 
gBlIgen  zur  Gewissens -Beruhigung  Unserer  geliebten  catholisehen  Unter- 
fbanen  durch  Römische  Negotiation  gewirkt  und  der  obgedachten  Römischen 
Expedition,  jedoch  blos  ad  effectnm  dieser  Gewissens-Beruhigung,  Cours  ge- 
geben hätten.  Femer  habt  Ihr  hinzuzuftlgen,  dass  diese  Expedition  irrig  an 
den  Officialen  Cuiiae  Moguntinae  gerichtet  sey,  indem  alle  Maynzische  Geist- 
ßehe  Jurisdiction  und  Authoritaet  in  Preussischen  Landen,  wie  bekannt, 
gftnzüch  cessire.«  .  .  . 

Eine  Vorstellung  des  »Königl.  Preuss.  Commissariats  des  Eichsfeldes«, 
i  d.  Heiligenstadt  1805  September  2,  die  darlegt,  der  Nexus  mit  Mainz  Sept  2 
bestehe  in  jure  et  facto  solange,  bis  eine  andere  Dioecesan-Eäntheilung  ge- 
troffen sei,  wird  am  22.  April  1806  vom  Nieders&chsischen  dem  Hoheits- 
I>epartement  flbersendet  und  von  Raumer  am  26.  Oktober  1806  unerledigt 
>ad  acta«  geschrieben. 

833.    Immediat- Bericht  des  Staats-Ministers  v.  Voss.    Berlin  1805  Mai  22 

Mai  22. 

B.  89.  S2.  B.    AoBfertigiiiig. 

^  Paiuliner'Sl€>8ter  in  Warschau  aoü  von  Bezahlung  der  xur  russischen  Quartier* 
gelderkasse  rückständigen  Beiträge  entbunden  werden. 

»Der  Prior  des  Pauliner-Klosters  in  Warschau,  von  Trompczynski,  bittet 
in  der  .  .  .  von  E.  K  M.  mir  zur  Berichts-Erstattung  zugefertigten  Vorstellung 
vom  25.  M&rz  d.  J.,  das  Kloster  von  Bezahlung  der  durch  das  Policey- 
I^inetorium  geforderten,  fOr  das  Jahr  1795  noch  rückständigen  Abgaben 
^  den  Grund  der  demselben  von  dem  damaligen  Gouverneur  von  Bux- 
Wden  zugesicherten  diesf^Uigen  Befreyung  zu  entbinden. 

Nach  dem  Berichte  der  Warschauer  Kammer  werden  von  dem  Pauliner- 
Cimvent  nicht  aus  dem  Jahre  1795  rückständige  landesherrliche  und  städ- 
tische Abgaben,  sondern  die  auf  seine  in  Warschau  befindliche  Grund-Stücke 
TepMtaite,  für  den  Zeitraum  vom  8*«°  November  1794  bis  zum  8*«"  Juny  1796 
itoeh  restirende  Beiträge  zu  den  russischen  Einquartirungs-Kosten,  von  779 
Roien  pohlnisch  oder  129  Thalem  20  Groschen  brandenburgisch,  gefordert. 
Von  deren  Bezahlung  hat  aber  der  von  Buxhewden  den  gedachten  Convent 
80  wenig  befreyen,  als  diese  Reste  nach  dem  Antrage  des  Priors  jetzt 
luedergeschlagen  werden  können,  da  sie,  so  wie  alle  übrigen  auf  die  nicht 
^  der  rassischen  Natural-Einquartirung  betroffene  Bürger  vertheilten  Bei- 
^0,  theils  zur  Entschädigung  der  bequartirt  gewesenen  Individuen,  theils 
^  Bezahlung  deijenigen,  welche  Behufs  dieser  russischen  Einquartirung 
Holz  nnd  andere  Bedürfiiisse  geliefert  haben  und  die  jetzt  auf  ihre  Be- 

.  ]  Mit  der  Schwester  der  verstorbenen  Frau. 
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1/^9  fnedigimg  dringen,  bestimmt  sind.  Ans  diesen  Ursachen  haben  aneh  E.  K. 
M.  auf  den  wegen  der  rflckständigen  Abgaben  der  Stadt  Warsehan  nntem 
20"^>^  May  1802  von  mir  erstatteten  ausführlichen  Bericht  durch  die  . . . 
Cabinets-Order  vom  23"^^  desselben  Monats  zu  befehlen  gemhet,  dass  alle 
zur  russischen  Servis-Casse  rückständige  Beytrftge  eingezogen  werden  soUen; 
ich  kann  also  um  so  weniger  fttr  die  Niederschlagung  dieser  Bflckstiiidfl 
sentiren,  als  dieser  Fonds  flberdiess  zur  Befriedigung  sftmmtlicher  Greditona 
insufficient  ist  und  ihm  daher  nichts  abgezogen  werden  kann.  Wenn  indesMi 
der  Pauliner -Gonyent  auch  Ansprüche  an  die  ehemalige^  im  Jahre  1795 
aufgeldsete  pohlnische  Servis-Commission  wegen  rückständiger  IGetiie  flr 
das  ehemals  dem  pohlnischen  Policey-Corps  eingeräumte  Gelass  macht  imd 
solche  durch  das  Anerkenntniss  des  Generals  v.  Buxhewden  yerificirt,  so  ist 
es  billig,  selbige  bei  der  dem  Gonvente  obliegenden  Zahlung  der  oben  gt- 
dachten  Bückstände  zu  berücksichtigen.  Zwar  würde  die  erwähnte  Mietbe 
Üi  das  Gelass  des  PoUcey-Gorps  von  der  ganzen  Bürgerschaft  aul^ebradift 
werden  müssen,  es  würde  jedoch  die  Bepartition,  wenn  solche  auf  alle 
Individuen  der  Bürgerschaft  angelegt  werden  sollte,  in  zu  viele  kleine  Par- 
celen  zerfallen,  deren  Einziehung  und  Beitreibung  um  so  mehr  mit  sehr 
grossen  Schwierigkeiten  verbunden  seyn  würde,  als  viele  der  damals  zum 
Mitbeitrag  verpflichtete  Bürger  nicht  mehr  vorhanden  sind.  Es  hat  daher 
die  Kammer  vorgeschlagen,  das  Pauliner-Eloster  zur  Entschädigung  fOr  edne 
Ansprüche  wegen  der  Miethe  von  der  Bezahlung  der  zur  russischen  Quarti«^ 
Gelder-Gasse  rückständigen  Beiträge  zu  entbinden  und  dagegen  den  Betrag 
der  letztern  mit  129  Thalem  20  Groschen  zur  BeMedigung  der  erwihotAD 
Gasse  aus  der  Warschauer  Gämmerey-Gasse,  die  aus  ihren  Beständen  diese 
Ausgabe  foumiren  kann,  zu  bewilligen. 

ich  finde  dieses  billig  und  muss  daher  E.  E.  M.  den  diessfiüligen  Tor- 
schlag zur  .  .  .  Genehmigung  .  .  .  submittiren.  c 

Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme: 
»Aocordirt.« 

Mai  28  Hiemach  Gabinets-Ordre  an  Voss,  Körbelitz  1805  Mai  28. 

&.  89.    Kinftttti  dw  Gsbineta.  130. 


Mai  23         834.    Cabinets- Ordre  an  die  Staats- Minister  Frhr.  v.  Hardenberi, 
V.  Massow  und  v.  Angern.    Berlin  1805  Mai  23. 

B.  S4.  67.    Anifertigong. 

Die  Verwendung  der  Einkünfte  der  jenseits  des  Bheins  aufgehobenen  getsUiehef^ 
Korporationen^  die  in  diesseitigen  Provinxen  fundirt  sind,^) 

Genehmigt  die  im  Berichte  vom  13.  Mai')  gemachten  Vorschlage  ad  l 
und  n.:  >Was  dagegen  die  ad  III.  gemachten  Vorsehlftge  wegen  BestimmiiBg 
1.  —  ^X  g57.  2)  No.  830. 
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und  Verwendmig  der  in  Meinen  diesseitigen  Provinzen  belegenen  und  Mir     1905 

rar  Disposition  anheim  gefallenen  Einkflnfte  von  den  jenseits  Rheins  snppri-     ^^ 

nurten  Geistlichen  Gorporationen,  deren  Betrag  Ihr  zu  14128  Rthlr.  30  Stb. 

i  P%.  ansgendttelt  habt,  betrift,  so  scheinen  Mir  die  deswegen  anfgesteUten 

Gnmdsfttze  zn  gekünstelt.     Nach  dem  Beichs-Depatations-BescUnss  haben 

BOT  diejenigen  Geistlichen,  deren  jenseits  Rheins  aofgehobene  Gorporationen 

diesseits  Rheins  in  Meinen  Staaten  Einkünfte  gehabt  haben,  die  nun  zu 

Memer  Disposition  anheim  gefallen  sind,  rechtlichen  Anspruch  auf  Pensionen 

ans  diesen  Einkünften,  soweit  solche  dazu  hinreichen,  und  nftchstdem  kann 

Ifih  nur  solchen  hülfsbedürftigen  Geistlichen,  die  als  diesseitig  Eingebohme 

ohne  EntschAdignng  auf  das  diesseitige  Ufer  angewiesen  sind  und  für  welche 

dringende  Gründe  des  Mitleids  sprechen,  einen  Billigkeits-Anspruch  in  der 

Maasse  einräumen,  dass  diejenigen,  welche  ihre  jenseits  supprimirten  Pfründen 

Yon  Mir  oder  Meinen  Vorfahren  titulo  oneroso  adquiriert  haben,  vor  andern 

^deh  hülfsbedürftigen  Geistlichen  den  Vorzug  yerdienen.     Für  die  erste 

CUsse  derjenigen,  die  einen  gerechten  Anspruch  auf  Pensionen  haben,  halte 

leh  den  Holländischen  Pensions- Satz  von  500  Fl.  mit  einem  Zusatz  von 

24  Rthbr.  für  die  Greise  von  60  Jahren  und  drüber,  wie  Ihr  solches  vor- 

BcUaget,  ganz   angemessen,   so  dass  dasjenige,  was  sie  anders  woher  als 

Pension  beziehen,  darauf  in  Abzug  gebracht  werden  mnss.    Es  würde  auch 

an  sich  unbedenklich  seyn,  wegen  der  Ungewissheit  der  französischen  Pen- 

sions-Zahlungen  noch  den  vorgeschlagenen  Zusatz  anzunehmen,  wenn  dies 

nur  nicht,  wie  es  bej  Berechnung  der  Pension  des  Dechanten  Ruys  ge- 

Behehen,   dahin  ftlhrte,   für  diejenigen  Individuen,   welche  bloss   von   Mir 

pensionirt  werden,   wo  es  also  dieses  Zusatzes  nicht  bedarf,   solchen  den- 

noeh  ebenfaÜB  anzunehmen  und  so  auf  einem  Umwege  den  Pensions-Satz 

IQ  Begünstigung  Einzelner  zu  erhöhen. 

Für  die  zwejte  Classe  derjenigen  Beneficiirten,  sowie  sie  oben  näher 
bestimmt  ist,  können  in  der  Regel  niedrigere  Pensions -Sätze  statt  finden, 
jedoch  können  auch  besondere  Umstände,  als  vorzügliches  Verdienst,  Grösse 
des  Yerlusts  nnd  dringendes  Bedürfniss,  Ausnahmen  motiviren,  die  aber  eine 
BorgfUtige  Untersuchung  aller  Verhältnisse  der  Individuen  erfordern,  damit 
Ubei  Ungleichheit  der  Behandlung  keine  gerechten  Beschwerden  entstehen 
können.  Zu  solchen  Beschwerden  würde  es  unstreitig  Veranlassung  geben, 
wenn  nach  Eurem,  auch  in  sich  selbst  nicht  consequenten  Vorschlage  die- 
jenigen Geistlichen,  welche  ihre  Stellen  von  Mir  oder  Meinen  Vorfahren 
titulo  oneroso  erworben  haben,  ohne  auf  die  oben  von  Mir  bestimmten  Be- 
^ingnisse  Rücksicht  zu  nehmen,  resp.  6  und  3  pro  Gent  des  bezahlten 
Kan^eldes  erhalten  sollten,  da  doch  die  Käufer  der  jenseits  ebenfalls 
supprimirten  Zehnten,  die  noch  mehr  Recht  als  jene  haben,  gar  keine  Ent- 
B^h^tdigong  bekommen.  Die  Berechnung  der  Pension  des  Dechanten  Ruys 
dient  znm  Belag,  zu  welchen  Willkührlichkeiten  es  fElhret,  wenn  man  sich 
ron  der  einfachen  Natur  der  Sache  entfernet.    Ihr  berechnet  die  Pension, 


^ 
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M^3  welche  er  nach  den  von  Euch  aufstellten  Gmnda&tzen  zu  erhalten  haba 
würde,  anf  1100  oder  eigentlich  1200  Rthlr.  nnd  schlaget  vor,  solche  sebuf 
Verdienste  wegen  bis  anf  1400  Rthlr.  an  erhöhen.  Zn  dem  Ende  gebet  Ik 
ihm  als  Dechant  und  Canonicns  eine  doppelte  Portion,  wie  es  ausser  ilim 
bey  keinem  Individuo  geschiehet,  nnd  leget  ihm  ebenfalls  wieder  ganz  eiimif 
für  die  Yicarie  zn  Weetz  ^)  noch  eine  dritte  Pension  bey.  Ihr  setzet  sogar 
bey  einer  jeden  Pension  noch  den  Znsatz  an,  der  bloss  ffir  die  Individnfla 
angenommen  worden,  die  eine  französische  Pension  erhalten,  ungeachtet  «r 
sich  nicht  in  diesem  Falle  befindet,  nnd  gebet  ihm  endlich  noch  3  pro  (M 
nicht  bloss  von  dem  Kanfgelde  der  beyden  Prftbenden,  die  er  von  Mir 
titnlo  oneroso  erhalten,  sondern  anch  noch  von  den  darin  verwendeten  Bia* 
kosten.  Den  Canonikns  Jorrissen  dagegen,  dem  Ihr  gleiches  Yerdifflut 
beyleget,  bringet  Ihr  nnr  mit  einer  Pension  von  500  Bthlr.  in  Ansati, 
welches,  wenn  es  gleich  an  nnd  filr  sich  angemessen  zn  seyn  scheint,  den- 
noch mit  dem  reichlichen  Antrag  fflr  den  Rnys  in  gar  keinem  Verhilt- 
nisse  steht  nnd  dnrch  die  überwiegende  Grösse  des  Yerlnsts,  den  LetEterer 
erlitten,  nm  deswillen  nicht  gerechtfertiget  werden  kann,  weil  sonst,  den 
niedrigeren  Ansatz  fQr  die  Canonici  des  Kapittels  zn  WisseP)  und  fOr  ät 
Vicarien  ausgenommen,  anf  die  Grösse  des  Yerlnsts  nirgends  Rflcksieht 
genommen  worden.  Ich  will  nm  deswillen  hiermit  noch  nicht  sagen,  dtfs 
der  Rnys  nnd  Jörns  (I)  nicht  einen  Yorzng  verdient  haben,  aber  es  mnss  ent 
richtig  ansgemittelt  werden,  was  ihnen  nach  obigen  von  Mir  bestünmteD 
Gmndsfttzen  gleich  andern  znkömt,  nnd  dann  mflssen  ihre  Yerdienste,  mn 
derentwillen  sie  vorzflglicher  zn  behandeln,  näher  entwikkelt  und  ansfüu&b 
angezeigt  werden.  Ueberhanpt  aber  kann  Ich  die  anf  irrige  Gmndsttze  mid 
fehlerhafte  Anwendung  derselben  gebauten  Etats  nicht  vollziehen,  sonden 
befehle  Euch,  solche  den  obigen  Bestimmungen  gem&ss  nach  den  darin  ent- 
haltenen zwey  Classen  umarbeiten  zu  lassen,  dergestalt,  dass  Ich  auch 
übersehen  kann,  was  eine  jede  jenseits  supprimirte  Corporation,  deren  Mit- 
glieder disseits  Pensionen  erhalten  sollen,  diesseits  für  Reveuues  hat,  nnd 
solche  mit  Euerm  anderweiten  Gutachten  über  die  zu  machenden  Ausnahmen; 
besonders  in  Ansehung  des  Ruys  und  Jorrissen,  einzureichen.« 


Mai  24  835.  Note  des  Cabinets-Ministeriums  an  den  Kaiserlich  Oesterreiehi- 
schen  Ausserordentlichen  Gesandten  und  bevollmächtigten  Minister,  6nl 
Metternich-Winneburg*    Berlin  1805  Mai  24. 

B.  67.  B.  I.  G.  21.    Coneept,  geschrieben  Ton  Klister,  gez.  Hardenberg. 

Antwort  <mf  das  Beacript  des  K,  K.  Ministeriums^  Wien  1805  Januar  10^  >bär.  die 
allgemeinen  Reichs- Angelegenkeiten*,  i.  e.  die  Reiehsrittersekaft,  die  Vir^-Stim^f*^ 

im  Fiirstenrathe  und  das  deutsche  Konkordat. 

...    »Da  ein  solcher  Verein   [das  Konkordat],   wenn  er   fllr  andere 
katholische  deutsche  Länder  noch  zu  Stande  kommen  sollte,  in  kdoem  FiU 

1)  Weeze,  Kr.  Geldern.  2)  Kr.  Kleve. 
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die  hiesigen  K(^nigliclien  Staaten  bei  deren  eigenen  YerhftltniBsen  und  Hechten  ^^^ 
irgend  mit  angehen  kann,  so  hat  anch  der  Königliche  Hof  nnr  das  ent- 
ferntere Interesse  dabei,  als  Beichsstand  mitznwttrken,  aaf  dass  nicht  andern 
Ifitsttnden  von  dem  Römischen  Hofe  solche  Verbindlichkeiten  zugewendet 
werden,  die  den  Warnungen  der  Oeschichte  von  der  Päpstlichen  Hierarchie, 
den  gelftnterten  Begriffen  und  Grundsätzen,  welche  in  neuem  Zeiten  schon 
▼en  dem  katholischen  Deutschland  selber  aufgestellt  worden  sind,  und  den 
wohlbegrflndeten  Rechten  der  Landesherm  und  dem  wahren  Interesse  ihrer 
Stmaten  widerstreiten  möchten.  Der  Königliche  Hof  wird  indess  den  wei- 
tem vertraulichen  Eröffiiungen,  welche  ihm  der  K.  K.  Hof  auch  über  diese 
vor  der  Hand  ruhende  Angelegenheit  im  Voraus  zugesagt  hat,  jederzeit  mit 
Vergniigen  entgegen  sehen,  c 


*  >  • 


Diese  »Note«  wird  unter  gleichem  Datum  mitgetheilt  an  Qoertz,  und 
an  die  »Geheimen  Räthe«  zu  Dresden,  München,  Kassel,  Stuttgart,  Karls- 
ruhe, Darmstadt,  Weimar,  Gotha,  Braunschweig,  Schwerin,  Strelitz,  Olden- 
burg, Dillenburg  (fOr  Oranien-Nassau)  und  Fulda. 


836.  Das  Fränkische  Departement  an  den  Sfaats-Minister  v.  Massow.  Mai  25 

Berlin  1805  Mai  25. 

B.  44.  C.  20.    Absehrift^  gez.  Hardenberg;  Anweisimg  toh  Nagler. 

Den  KaikoUken  xu  Kulmbach  ka/nn  hei  ihrem  Simultan- Gottesdienste  in  der  Hospital- 
kirche  der  Gebrauch  der  Glocken  torläufig  nicht  gestattet  toerden. 

,  .  .  »£.  p.  statte  nun  zuförderst  den  yerbindlichsten  Dank  fflr  die 
Bereitwilligkeit  ab,  mit  welcher  Dieselben  die  Aufnahme  des  katholischen 
Gottesdienstes  in  die  Hospital-Kirche  zu  Culmbach  bewilligt  haben.  Ich 
habe  die  Yerfflgung  getroffen,  dass  wegen  des  den  Katholiken  zugestande- 
nen Mitgebrauchs  der  Kirche  zu  den  Baulichkeiten  derselben  aus  den  vor- 
mals Kloster-Langheimischen  Revenuen  ein  jährlicher  Zuschuss  von  25  Fl. 
rhein.  geleistet  wird.  Was  aber  den  hierbei  nachgesuchten  Gebrauch  der 
Glocken  betrift,  so  kann  ich,  da  die  Katholiken  in  den  am  meisten  be- 
günstigten Städten  Ansbach  und  Baireuth  bei  ihrem  Gottesdienste  sich  keines 
Geläutes  bereuen  dürfen,  nicht  für  räthlich  halten,  bei  Culmbach,  wo  nur 
ein  ganz  precaires  Privat-Religions-Exercitium  der  Katholiken  existirt,  eine 
Ausnahme  zu  machen,  zumal  diese  Bewilligung  bei  der  Regulirung  der 
katholischen  Diöcesan-Yerhältnisse  in  den  fränkischen  Provinzen,  welche 
dermalen  im  Werk  ist,  neue  Verwickelungen  herbeiführen  würde.  Ich  .  .  . 
halte  für  das  Beste,  die  Sache  bis  zu  beendigter  Regulirung  der  Dioecesan- 
Verhältnisse  beruhen  zu  lassen.«  .  .  . 


Cabinets-Ordre  an  Voss  s.  unter  dem  22.  Mai  1805,  No.  833.  Mai  28 
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y^lß         837.  Das  BischSfliche  General-Vikariat-Aint  zu  Breslau  an  ien  Stadi  i 
Minister  Graf  Hoym.    Breslau  1805  Mai  30. 

StaatB-ArelilT  BreaU«.  M.  B.  Zm.  10.  d.    Ausfertigung,  ges.  E.  t.  Sdümoasky;  v.  HKUiqi 

T.  Wostrowsky. 

Vorsteüung  gegen  »die  Abtretung  der  Kirche  xu  Eabi8chau  an  die  fViofesfatifeaj 

.  .  .  »Diese  .  .  .  Verftigang  [die  Gabinets-Ordre  vom  18.  April  1805^i 
hat  uns  nm  so  empfindlicher  gebengt,  als  dnrch  Einziehung  des  KiitlM» 
aerariums  und  der  Wiedmuth  zu  Babischau  die  Katholiken  in  dem  Friede- 
berger  Parochie-Bezirk  unendlich  leiden,  da  nach  Abgang  oder  Absteita 
des  gegenwärtigen  Pfarrers  kein  Seelsorger  katholischer  Religion  aus  Mtigel 
der  Subsistenz  in  Friedeberg  wird  bestehen  können. 

Der  Gutsbesitzer  von  Babischau  ist  der  Graf  Schaffgotsch,  der  sidi  n 
katholischen  Beligion  bekennt,  und  als  solcher  ist  er  ein  katholischer  Wiift 
am  Orte.  Nebst  diesem  befinden  sich  noch  in  Babischau  nnd  Hajae 
13  Gommunicanten  kathoUscher  Beligion.  Wenn  auch  diese  keine  kafiio- 
lische  Wirthe  sind,  so  bleiben  sie  doch  so  lange  dem  Corpori  Catholioonn 
einverleibt,  als  sie  sich  in  dem  gedachten  Orte  befinden.  Daher  ist  dji 
katholische  Kirchen-System  in  Babischau  noch  nicht  aufgelOset. 

Haben  aber  £.  K.  M.  die  Einziehung  der  Wiedmuth  und  des  Eiithen- 
Aerariums  zu  Babischau  definitive  beschlossen,  so  bitten  wir  .  .  . ,  die  lJntla^ 
haltung  des  katholischen  Pfarrers  zu  Friedeberg  so  wohl  für  jezt  sls  ftr 
immer  ...  zu  fixiren  und  zu  sichern,  denn  es  wflrde  den  Katholicken  ift 
dem  Friedeberger  Parochie-Bezirk,  der  194  Gommunicanten  enthalt,  dBmnter 
sich  22  possessionirte  Wirthe  befinden,  um  so  schmerzlicher  fallen,  obne 
Seelsorger  zu  seyn,  als  diese  Parochie  mit  den  adjungirten  Kirchen  von 
Katholicken  fundirt  und  dotirt  ist.  Dieses  traurige  Loos  erwartet  sie,  wesa 
Allerhöchst  Dieselben  die  Wiedmuth  und  das  Kirchen-Aerarium  zu  B^^ 
schau  den  Protestanten  zu  übergeben  und  nicht  die  Unterhaltung  des  kiäMh 
lischen  Seelsorgers  in  dem  Friedeberger  Parochie-Bezirk  fOr  immer  n 
sichern  .  .  .  geruhen  wollten. 

Im  Fall  es  bei  der  Allerhöchsten  Yerftlgung  in  Betref  der  Kirßbe  a 
Babischau  sein  unabänderliches  Bewenden  haben  soll,  so  bitten  wir  . .  •) 
uns  .  .  .  informiren  zu  lassen,  was  der  Gommissarius  von  unsrer  Beite  dabei 
thun  soll.«  .  .  . 

Junill  Hoym  weist  am  11.  Juni  1805  diese  Vorstellung,  was  Babiflchaa  be- 

trifft, ab:  »indem  ünsre  Allerhöchste  Person  die  Schliessung  der  katho&eieo 
Kirche  .  .  .  Allerhöchst  Selbst  unmittelbar  zu  resolviren  befanden  haben. 
Uebrigens  ist  es  Sache  Eures  Gommissarii,  bei  den  diesfiüligen  comin&tf- 
rischen  Verhandlungen  die  Bechte  des  katholischen  Pfarrers  zu  Friedeber^} 
wenn  Ihr  solche  fdr  beeinträchtigt  erachtet,  bestens  wahrzunehmen,  ^ 
diesfUligeu   Gründe  zum  ProtocoU  zu  geben  und  wegen  Sicherang  s^^^^ 

1)  No.  822. 
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die  £iich  nöthig  scheinendeB  Anträge  su  machen.    Hiemieh  mnas  jiZTit 

Euch  ja  yon  selbst  einleuchten,  dass  die  Wahrnehmung  der  CJerechtsame 

ir  katholischen  Kirche  zn  Friedeberg  die  eigentliehe  Bestimmung  des  von 

»h  za  ernennenden  Commissarii  ist,  nnd  bleibt  es  lediglich  Eure  Sache, 

selben  zur  gründlichen  Darstellung  dieser  venneintlichen  Qereehtsame 

id  Fonnirung  zweckdienlicher  Anträge  mit  voUständiger  Information  zn 

lenc. 

a.  a.  0.  CoBcept,  gez.  H071D. 


838.  Der  nominirte  Erzbischof  von  Gnesen,  Graf  RaczynsU,  an  dan  Juni  16 
its-Minister  v.  Voss.    Ciazen  1805  Juni  16« 

OeiL-Direktorinm  SUdpreuseB  LXXTT.  282.  m.    Bigwi^indig»  AosfetttfUf . 

ire  über  mehrere  Wünsche  für  seine  neue  Steüung  als  BrMsehof  wm  Gnesen 

und  Bischof  von  WarschauS] 

»L'Archeveque  de  Gnesne  a  iHionneur  de  presenter  i  8.  £.  Monseigneur 
le  Mlnistre  d'Etät  Baron  de  Voss  les  objets  ci  dessous,  et  esp^re  des  boa- 
t^  de  8.  £.  une  decision  favorable. 

1™^  La  competence  de  TArcheTeque  provenant  des  trois  Chambres, 
Celles  de  Yarsovie,  de  Ealisch  et  de  Posen,  sa  perception  est  sujette  i 
beaoconp  d'incommodit^ ;  l'Archeveque  supplie  8.  £.  de  Tonloir  bleu  donner 
MB  ordres,  pour  que  cette  competence  püt  etre  pay<te  en  entier  ou  par  la 
Ohunbre  de  Posen,  ou  par  celle  de  Kaiisch. 

2^^  L^etat  du  bois  k  bruler  fiz^  pour  TArchereque  est,  d'apr^  les 
renseignemens  que  TArchereque  a  regu,  de  70  cordes  pour  8kiemiewice  et 
de  30  ponr  Gnesne.  Cet  etat  est  trop  modique  et,  puisque  TArchereque 
eat  d&DB  Tintention  de  passer  un  certain  tems  ä  VarsoTie,  oü  cet  artide 
est  d'one  grande  importance,  il  supplie  8.  £.  de  vouloir  bien  donner  ses 
ordres  k  la  Ghambre  de  Yarsovie  de  fixer  les  besoins  de  TArchereque  d'une 
mani^re  plus  conyenable  et  de  les  assigner  sur  les  forets  situ^  prte  de 
VsnoYie. 

3^.  Comme  l'Archeyeque  n'a  rien  taut  en  Yue  que  de  repondre  k  Tat- 
teilte  du  Goayemement,  et  k  cette  fin  il  a  l'intention  de  resider  chaque 
ann^  quattre  mois  k  Yarsovie,  il  supplie  8.  E.  de  vouloir  bien  lui  accorder 
ime  petite  ferme  convenable  situ^e  entre  Yarsovie  et  8kiemieinee,  d^^*« 
poisse  tirer  les  denr^s  necessaires  pour  entretenir  sa  maison  et  etre  *  bewil- 
de  la  necessit^  couteuse  d'avoir  des  magasins  k  Yarsovie  et  k  8k^'  Plocker 

4^.  La  Chambre  de  Posen  a  donn^  plusieurs  fois  Tassu^ 
eheYeque  comme  Bailli  de  Ci^en  de  lui  faire  batir  les  etahJ^^^f  Gelegen- 
ttil,  la  [ho-]^)t^llerie  qui  n'existe  plus  depuis  deux  aus,  ^  Kranken-  und 
tombe  en  ruine,  et  un  Grenier  k  bled.     On  pourroit  fai^ter  andern  ver- 
eit  der  öffentlichen 

1)  Gfr.  No.  840.  ich  auch  nicht  im 

2)  Die  Yorlage  fBi  an  den  eingeklammerten  Stellen  s  verwenden  werden. 
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J^^5  ™^^^  ^"^  grenier  [k  b]led  du  Pavillon  da  Chatean  de  Ciazen  qni  [n^ejst  |Hi| 
acher^,  et  on  poorroit  Tarranger  de  maniere  k  faire  des  sonterruns  existia 
des  oaves,  dont  le  Chatean  manqne  absolnment     L'Archeveqne  snpplie  &| 
E.  de  Yonloir  bien  se  faire  rendre  compte  de  ces  objeta  EeonomiqaeB 
le  Gonseiller  dn  Departement,  et  de  donner  les  ordres   qn'EUe  jngera 
cessaires. 

5^.  L'ArcheTech6  de  Gnesne,  etant  infiniment  [^tjendn,  anroit 
des  trois  Snf&agans,  comme  [des]  trois  Ofificialats.  Celni  de  Gnesne  €& 
nn;  ponr  [rETejch^  de  Yarsovie  et  Lowicz  sera  le  Suffira[gant]  de  Loin( 
mais  ponr  le  Departement  de  [Kalisch]  il  n'y  a  personne;  jnstement  il 
presente  nn  snjet  qni  vent  faire  les  fonctions  de  8nf&agant  de  Kalifleh 
etre  k  cbarge  k  rArcheveqne.  Cet  Eccl^siastiqne  Test  Mr.  de  Raczynskil 
Abb^  de  Lende,  qni,  etant  ponrvü  de  TAbbaye  de  Lende,  est  en  etat 
faire  tote  anx  depenses  de  la  Dignit^  de  Snfiragant  sans  demander  nnc 
pension.  H  ne  s'agit  senlement  que  d'obtenir  ponr  [Ini  dn]  8t.  8i( 
r£yech^  in  partibns.  L'Arche[yeqne  esjpere  des  bont^  de  S.  E.  qn'l 
[vondra]  bien  agreer  ce  projet  qni,  n'etant  prejndiciable  [ni  ä  r£]ta^  si 
anx  Arcbeveqnes  fntnrs,  n'offre  qn'nn  [Snffragant]  de  plns  sans  anenne  ehaige. 

6"^.  L'Archeveque  est  persnad^  qne  8.  E.  rend  justice  an  merite  tm- 
nent  et  anx  plus  aimables  qnalit^s  de  Mr.  l'Abb^  Praimowski,  Grand  Pre- 
vdt  [de  VJarsovie,  et  ce  sont  surement  des  considerations  [particnljierefl  qu 
n^ont  pas  permis  qu'il  füt  ponrvü  de  la  Prevot^  de  la  Collegiale  de  Leih 
czyca.  Mais  il  est  tonjonrs  an  pouvoir  de  B.  £.  de  le  dedonmiager,  et 
rArcheveque  croit  etre  de  son  devoir  de  le  recommander  k  la  protectioB 
de  8.  E.,  en  cas  que  T^colatrie  de  la  Collegiale  de  Lenczjca  qui  est  de 
la  CoUation  Royale,  venait  k  vaquer.« 


Juni  18        839.  Immedtat-Bericht  des  Staats-Ministers  Frhr.  v.  Schroetter.  Beriüi 

1805  Juni  18. 

B.  89.  32.  G.    AoBfertigung. 

Den  barmherxigen  Schwestem-histituten  xu  Plock  und  PuUusk  möge  eine  jährii^ 
Beihilfe  von  200  und  300  Thalem  aus  den  Domänen-Revenüen  von  Neuo^eussen 

bewilligt  tcerden. 

^nter  den  geistlichen  Gesellschaften  in  Nenostprenssen  zeichnen  sich 
Juni  11  0^  ^.^  Convente  der  barmherzigen  Schwestern  durch  einen  entschei- 

,    '  ^  '    «Itigen  Einfluss  auf  das  gemeine  Beste  ans. 

'  '  *.  ^  "zweck  dieser  religiösen  Verbindungen,  deren  Mitglieder  nicbi 

,       ®  ,3n  und  daher  nicht  dem  Beruf  einer  ewigen  Armntb,  Ehe- 

-  ,    dienz  unterworfen  sind,  bestehet  in   der  Pflege,  WartnA^ 

^      Xranken   ohne  Unterschied  ihres   Glanbensbekentnisfl«*) 

^  sm  Unterrichte  der  weiblichen  Jugend  und  in  Be^^ 

1]  No.  822.  i.     Beide  Bestimmungen,  und  h^onders  die  erstere, 
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«rftUen  sie  aus  remer  ReligiositAt  und  Liebe   zur  Sache   mit  einer  höchst  j^  {ig 
seltenen  Uneigenntttsigkeit,  Aufopferung,  Gewissenhaftigkeit  und  BehaiTÜch- 
kdt;  ihre  Kranken-Yerpflegungs-Anstalten  können  als  Muster  für  alle  flbrige 
ilmliche  Anstalten  aufgestellt  werden  und  Aber  ihre  Nutzbarkeit  ist  durch- 
aus nur  eine  Stimme  rorhanden. 

Von  diesen  barmherzigen  Schwester-Instituten  haben  jedoch  die  beiden, 
welche  an  Plock  und  Pultnsk  vorhanden  sind,  durch  die  lezte  Theilung 
Polens  und  durch  die  damit  in  Verbindung  stehenden  Ereignisse  in  ihren 
ffinkfinften  sehr  viel  verlohren.  Das  Institut  zu  Pultusk  hat  in  dem  Bau- 
qnier  Tepperschen  Concurs  ein  Capital  von  6000  Rthlr.,  durch  die  Abgren- 
nmg  mit  Oestereich  ein  jenseits  hjpothecirtes  Capital  von  3000  Rthlr.,  und 
durch  die  Einziehung  der  Bischöflichen  Tafel-Güther  die  ihnen  von  dem 
Bischöfe  auf  diese  Güter  ausgesetzte  Gompetenz  von  100  Rthlr.  baar  und 
mehrere  Naturalien  eingebüsst.  —  Das  Institut  zu  Plock  hat  in  dem  vor- 
gedachten und  einem  andern  Concurse  2  Capitalien  von  resp.  11000  und 
2000  Bthlr.  bis  auf  geringfügige  Procente  verlohren.  Ueberdies  ist  die 
Nidon  gegen  dergleiche  fromme  Institute  nicht  mehr  so  freigebig  als  ehe- 
mals; sie  sind  deshalb  sowohl,  als  bey  der  steigenden  Theuerung  aller 
Lebensmittel,  die  mit  ihren  Einkünften  nicht  in  Verhllltniss  stehet,  genötigt, 
die  Zahl  der  etablirten  Kranken -Lagerstellen  allmählig  immer  mehr  und 
mehr  einzuschränken.  Um  diesem  Nachtheile  vorzubeugen  hat  die  Plocksche 
Kammer  auf  eine  fortlaufende  jährliche  Unterstützung  für  beide  Institute 
MS  £.  K.  M.  Landes-Revenüen  angetragen. 

Da  die  grosse  Nutzbarkeit  beyder  Convente  durchaus  keinem  Zweifel 
miterworfen  ist,  da  sie  mit  beyspielloser  Resignation  Pflichten  erfÜUen,  deren 
Fürsorge,  wenn  jene  Institute  nicht  vorhanden  wftren,  der  öffentlichen  Re- 
korde obliegen  würde,  da  der  glückliche  Erfolg  ihrer  Bemühungen  unmittel- 
bar die  Erhaltung  von  Menschenwohl  und  Menschenleben  betrift,  und  da 
sie  bisjetzt  fflr  die  Cur  und  Verpflegung  der  unvermögenden  Unterthanen 
ins  £.  E.  M.  Domainen  gar  keine  Vergütung  erhalten,  so  erdreuste  ich  mich, 
diese  Institute  E.  K.  M.  Gnade  zu  empfehlen  und  .  .  .  darauf  anzutragen: 
dass  von  Trinitatis  k.  J.  ab  aus  den  zu  erwartenden  mehrem  Do- 
mainen-Revenuen  von  Neuostpreussen  dem  Institute  zu  Pultusk  eine 
fortlaufende  jährliche  Beihülfe  von  300  Thaler,  und  dem  Institute 
zu  Plock  eine  jährliche  Beihülfe  von  200  Thaler  huldreichst  bewil- 
ligt und  «mir  erlaubt  werden  möge,  solche  auf  den  Etat  der  Plocker 
Landes-Revenuen-Casse  in  Ausgabe  zu  bringen. 
^  wie  die  barmherzigen  Schwestern-Klöster  schon  jetzt  bey  jeder  Oelegen- 
aeit  den  Vorschlägen   der  Behörde  zur  Verbesserung  ihrer  Kranken-   und 
Schal-Anstalten  gern  und  willig  Gehör  gegeben  und  sich  unter  andern  ver- 
pffiehtet  haben,  ihre  Rechnungen  und  Register  zu  jeder  Zeit  der  öffentlichen 
Behörde  und  deren  Commissario  vorzulegen,  so  zweifle  ich  auch  nicht  im 
ödesten,  dass  sie  jene  Beihülfe  ganz  dem  Zweck  gemäss  verwenden  werden. 
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J^nll8  ^^^  schmeichle  mir  um  so  mehr  mit  einer  huldreichen  Gcwfthnmg  mein 

.  .  .  Antrages,  da  eines  Theils  zur  Zeit  in  der  Provinz  Nenostpreuasea  mi 
keine  einzige  öffentliche  Krankenanstalt  vorhanden  ist,  nnd  da  die  EiftI 
rang  in  Betref  der  von  des  Königs  Friedrich  11.  Maj.  bald  nach  der  WIed« 
erobemng  Schlesiens  gestifteten,  mit  den  barmherzigen  Sehwestem-InstiMi 
ganz  ähnlichen  barmherzigen  Brfider-E^löster  erwiesen  hat,  dass  ein  gewüie 
Grad  von  religiöser  Begeisterung  das  wirksamste  Mittel  zur  YervoUkom 
nung  dergleichen  Anstalten  istc 

Juli  1  Band-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme: 

>1.  Juü  1805. 
Accordirt. « 

Hiemach  Cabinets-Ordre  an  Schroetter,  Alezanderbad  1805  Juli  1 

S.  80.    Minfttea  des  Cabinets.  120. 


Juui  19        840.  Staats-Minister  v.  Voss  >an  des  Fürsten  Erzbischofs  von  Smmi 
Herrn  Grafen  v.  Raczynski  FOrstlicbe  Gnaden.«    Posen  1805  Juni  19. 

G^ML-Direktorimn  SftdpreiiMen.  LXHL  28Z  a.    GoBcept,  gn.  Von;  Amreisnaf  toi  ShmL 

ZuBtimmende  Erklärung  wegen  der  vom  Erxbisehofe  geäusserten  TFämekf) 

.  .  .   »Was  den  ersten  Gegenstand  der  [Zuschrift],   nehmlich  das  Tor* 

langen,   die  von  allen  3  sfldpreussischen  p.  Kammern  zu  zahlende  Q^ns^ 

tenz  künftig  nur  durch  eine  derselben,  und  zwar  entweder  durch  die  \oaßfi 

oder  die  zu  Ealisch  an  £.  p.  abliefern  zu  lassen,  betrift,  so  Itfson  od 

zwar  die  Competenz-Etats  der  p.  Kammern  nicht  fflglich  ftndem,  woU  «bff 

die  Zahlungen  nach  Dero  Wunsche  durch  die  resp.  Cassen  unter  sich  rego- 

liren,  und,  hierin  den  letztem  nach  Möglichkeit  zu  Hülfe  zu  kommen,  m- 

den  die  gedachten  Kammern  heute  ausdrücklich  instruirt.     Es  wird  dakv 

nur  darauf  ankommen,  dass  E.  p.  vor  Eintritt  des  jedesmaligen  Hebvngft- 

Termins  diejenige  Kammer,   deren  Etatsmftssige  Kompetenz-Zahlnng  Di^ 

selben   auf  die    Kassen   einer  anderen   Kammer    angewiesen   zu  erhaltei 

wünschen,  davon  zeitig  genug  benachrichtigen.  , 

Ueber   die  zu  2.,  3.  und  4.  in  Anregung  gebrachten  Punkte,  wegw 

Vermehrung  des  Brennholz-Deputats,  wegen  der  Pacht  eines  kleinen  Kflebet-j 

Guts  in  der  Nähe  von  Warschau  und  wegen  Erbauung  der  nötigen  Gofxssi 

Amts-^Qebftude,  muss  ich  mir  bis  nach  Eingang  der  deshalb  von  den  betrerj 

fenden  Kammern  erforderten  Berichte,  so  wie  auch  zu  5.  bis  lumeiB^i 

erfolgten  jR^^ckkehr  nach  Berlin  eine  nähere  Erklärung  ganz  eigebenst  ytn- 

behalten. 

TFenn   Aiemächst  E.  p.  zu  6.  noch  den  Wunsch  zu  äussern  beüeW» 
dass  dezD  B^tm  Abt  v.  Prazmowski  die   Scholasterie  beim  Coliegiste  rt 

V  Ott.  J^^- 1838  und  847. 
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MoeiyeaE  im  Erledi^nnga-Falle  verliehen  werden  mögte,  so  bitte  ich,  yer-  j  I{^9 
idiert  sn  seyn,    dass  ich  hierzu  bei  der  Yerdienstüohkeit  des  Herrn  p. 
K  Phttmowski  sehr  gern  mitwirken  nnd  bei  eintretender  Yacanz  E.  p.  An- 
kag  deshalb  mit  Vergnügen  entgegensehen  werde.« 

Nach  mehrfachem  Schriftwechsel  mit  der  Warschauer  Kammer  kann  Okt  29 
7o8B  am  29.  Oktober  1806  dem  Erzbischofe  mittheUen,  dass  das  »Depntat- 
Brennholz-Qnantnm  auf  das  Duplum  erhöhet  werden  soll«,  und  zwar  zur 
BUfte  aus  der  Skiemiewicer  Forst,  und  zur  Hälfte  aus  den  Piaren-Forsten; 
ftr  den  Transport  aus  den  letzteren  müsse  dem  Erzbischofe  allerdings  »das 
ni  treifende  Arrangement«  selbst  überlassen  werden. 

Conecpi,  gem.  Yom,  a.  a.  0. 


841.    Immediat-Bericht  der  Staats-Minister  Frhr.  V.Schroetter  und  Juni 21 

V.Massow.     BerMn  1805  Juni  21. 

S.  89.  30.  a.    AufesÜgimg. 

Die  iathoiis^ie  Qemeinde  xu  Manenwerder  ist  xu  arm  xur  Errichtung  und  Unier- 

haUimg  eines  eigenen  Beihauses. 

»Bey  Zurück-Üeberreichung  der  you  E.K.M.  uns  zur  Berichts-Erstattung 
^gefertigten  Eingaben  der  Deputirten  der  katholischen  Qemeine  zu  Marien- 
wesrder  Jacob  Qlodt  und  Gonsorten  vom  9.  November  1801  und  1.  Mftrz  1803 
wid  auf  den  Qrund  der  .  .  .  Cabinet»-Ordre  vom  24.  November  1801  *)  ver- 
tuen wir  nicht,  über  das  Gesuch  der  Bupplicanten  um  Errichtung  eines 
eigenen  Bethauses  daselbst  E.  K  M.  befohlnermassen  folgendes  .  .  .  anzu- 
uogen: 

Es  sind  in  und  um  Marienwerder  Emhundert  Fünf  und  Vierzig  Familien 
^^olischer  Glaubens-Genossen.  Darunter  befinden  sich  Einhundert  und 
Zwanzig  Eftthner  und  Einlieger-Familien.  Die  Westpreussischen  Landes- 
Kottegia  haben  untersucht:  ob  ein  Theil  der  dortigen  lutherischen  Kirche, 
oder  der  Theil  derselben,  welcher  zum  Gottesdienst  der  Reformirten  benutzt 
^rd,  etwa  den  Katholiken  eingeräumt  werden  könne.  Es  hat  sich  aber 
^eben,  dass  die  lutherische  Kirche,  ungeachtet  sie  sehr  gross  ist,  doch 
von  der  lutherischen  Gemeine,  insbesondere  bei  Festtagen  gefOllt  wird,  und 
^e  sogenannte  reformirte  Kirche  nur  alsdann  zum  Gottesdienst  benutzt 
▼erden  kann,  wenn  in  der  daran  stossenden  lutherischen  Kirche  keine  kirch- 
liehe Handlungen  vorgehen.  Dies  hindert  zwar  nicht  den  reformirten  Gotte»- 
^enst,  weil  solcher  nur  selten  verrichtet  wird;  allein  dem  katholischen,  der 

1)  Diese  Ordre  an  Schroetter  und  Massow  befahl:  »die  Zuläasigkeit  dieses 
^träges  zu  untersuchen«;  die  gleichzeitige  Ordre  an  Jacob  Giodt  enthiüt  noch 
den  Sats:  »Da  ich  nun,  wenn  es  die  Umstände  zulassen,  den  Katholischen  eben 
^  gen  den  Gebrauch  einer  protestantischen  Kirche  eiur&nmen  und  ihren  Gottes- 
^enst  befördern  will,  als  ich  es  umgekehrt  von  den  Katholischen  erwarte«  . .  ■'^ 
^'  %.  Minuten  des  Cabinets.  109. 
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J^i21  ^^^^  ^^^  insbesondere  an  Sonntagen  gehalten  wird,  würde  solches dmdii 
ans  hinderlich  sein.  Die  Westprenssische  Kammer  und  Begienmg  baka 
deshalb  einen  Plan  znr  Errichtung  einer  besondem  katholischen  Kipdl 
aufgestellt,  womach  die  Kosten  dazu  und  zu  Erbauung  eines  PredigerbniHi 
Siebentausend  Einhundert  Neun  und  Fünfzig  Thaler  betragen,  mit  Ausseblm 
des  Grund-Zinses  fftr  den  Bau-Platz  und  der  Erhaltung  des  bei  dieser  K&pefla 
anzustellenden  Priesters. 

Die  Gemeine  ist  zu  arm,  wie  schon  aus  der  Menge  Käthner-  und  Ba- 
lieger-Familien  hervorgeht,  um  etwas  zum  Eitablissement  der  Kapelle  oder 
zur  Erhaltung  des  Geistlichen  beitragen  zu  können ,  und  hat  deshalb  ai 
E.  K.  M.  Gnade  provocirt. 

Die  nächste  katholische  Kirche  ist  zu  Tiefenau,  welches  nicht  eiM 
Meile  von  Marienwerder  entfernt  liegt,  und  die  gedachte  Landes-CoD^ 
sind  des  unmaassgeblichen  Dafürhaltens: 

dass,  wenn  E.  K.  M.  den  katholischen  Glaubens-Genosaen  zu  Marifii- 
werder  nicht  als  eine  blosse  Gnade  die  Kosten  des  Etablisseme^ 
zu  schenken  geruhen  Rollten,  sie  nach  wie  vor  ihren  Gottesdieiutn 
Tiefenau  verrichten  könnten. 
Wir  stimmen  ihnen  darin  bey,  als  bey  der  Kleinheit  der  Gemeude  ihr 
selbst  die  Unterhaltung  der  Kirche  wahrscheinlich  sehr  listig  fallen  wSrde. 
Wir  können  es  deshalb  nur  £.  K.  M.  Gnade  .  .  .  anheim  stellen: 

ob  Allerhöchstdieselben  den  katholischen  Glaubens-C^enossen  zu  ^ 

um  Marienwerder  die  vorbemerkte  Summe  von  Siebentausend  fis- 

hundert  Neun  und  Fünfzig  Thaler  zu  bewilUgen  und  extraordinfir 

anzuweisen  geruhen  wollen. 

Die  Erhaltung  des  dabei  anzustellenden  Priesters  wird,  nach  der  Meyning 

der  Westpreussischen  Regierung,  dadurch  geschehen  können,  dass  man  itai 

ein    mit  keiner  cura  animarum  verbundenes  Beneficium  bey   entstehend« 

Vacanz  zuweiset.« 

Juli  3  Rand- Verfügung,  geschrieben  von  Beyme: 

>3.  July  1806. 
Da   hiemach   die  Errichtung    eines   eignen   Bethauses  weder  nötiugt 
noch  die  arme  Gemeinde  im  Stande  ist,  die  Unterhaltungskosten  eines  eigMB 
Kirchen-Systems  zu  tragen,  so  muss  letztere  nach  wie  vor  ihren  besonden 
Gottesdienst  in  Tieffenau  halten,  c 

Hiernach  Cabinets-Ordre  an  die  katholische  Gemeinde  zu  HarieD- 
werder,  die  an  Schroetter  und  Massow  mitgetheilt  wird,  Alexanderbad 
Juli  3. 

R.  S9.    M infttmi  des  Cabinets. 


\ 
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842.  Staafs-Minister  Frhr.  v.  d.  Reck  in  den  Staats-Minitter  v.  Massew.  j^^s 

Beilm  1805  Juni  25. 

Bw  84.  203.  a.   CoBMpl^  (W.  B«ek;  AmreUuif  tob  Bjhui«!, 
Die  Neu-Binriektung  des  KoUegiai' Stiftes  ad  Si.  Pairoeium  lui  SoeeL 
»£.  E.  .  .  .    ZoBohrift  vom  27.  t.  M.  in  Betoff  des  GoUegiatstiftB  ad 
Sanetom  Patroclom   zu  Soest  habe  ich  erhalten  nnd  ennangele  nieht  .  .  . 
den  . .  .  Berieht  der  GleY-Märckschen  Kammer  zn  Hamm  Tom  30.  April  c.^) 
...  in  remittiren. 

Was  die  Yorschlilge  der  lezteren  wegen  ktknftiger  besseren  Einrichtang 
des  gedachten  Capitoli  betrift,  so  bin  ich  der  Meinung,  dass  fttr  ixt  nach 
MaU  des  Königlichen  Befehls^)   zu  yerfahren   nnd  allgemeinen  länrich- 
tnngen  so  lange  Anstand  zn  geben  ist,  bis  bei  der  mit  den  Gapitnln  nnd 
Btiftem  in  den  alten  Königlichen  Landen  Torznnehmenden  Yerandemng  nnd 
neuen  Einrichtung  die  Reihe  auch  dieses  Stift  treffen  wird;  dass  man  aber 
slsdum  yermeiden  mnss,  irgend  einen  catholischen  Geistlichen  zuzuziehen, 
indem  es  sehr  wohl  angehen  wird,  auch  ohne  einen  solchen  die  Vorschlage 
des  Stifts  zu   prüfen  nnd  darflber  nach  Maassgabe  der  von  Sr.  K.  M.  all- 
gemein Yorgeschriebenen  Normal-Principien  Entscheidung  zu  treffen.     Die 
Zmiehimg  catholischer  Geistlichen  hiebei  würde  der  landesherrlichen  geist- 
lichen Gerichtsbarkeit  Schaden  thun,  welche  im  Glevischen  Sr.  M.  auch  Aber 
Catholioos  salva  eorum  conscientia  zustehet,  und  es  könnte  jene  Zuziehung 
die  eatholische  Geistlichkeit  sogar  yeranlassen,  dass  sie  die  hierarchischen 
Onmds&tze  dahin  zu  benutzen  versuchen  mögte,   um  in  Rom  selbst  durch 
aUerhand  Umwege  und  Intriguen  Sensation  zu  erregen,  welches  nothwendig 
M  vermeiden  ist.«  ... 

Beck  erklart  sich  am  25.  Juni  1805  gegen  ein  Regulativ. 

Die  Vergebung  der  StiftssteUen  war  bis  zum  Reichsdeputationshaupt- 
sehlnsse  z.  Th.  im  PftÜzischen  Mitbesitze,  woran  u.  a.  die  vom  Stifte  selbst 
beantragte  Einziehung  von  17  Pfrflnden,  z.  Th.  zum  Besten  der  Schulen, 

scheiterte. 

Umfangreiche  Verhandlungen  darüber  zwischen  dem  Auswärtigen,  Geist- 
Hohen  und  Hoheits-Departement  und  mit  dem  Mflnchener  Hofe  vom  Januar 
1800  bis  zum  Februar  1802  in  R.  34.  203.  a. 

Bp&ter  cessirte  das  »PfUzische  Gompatronat«  in  Folge  der  stillschwei- 
Aufhebung   des  preussischen  in   Düsseldorf  und   Kaiserswerth. 

1)  Dieser  Bericht,  24  Folioseiten  umfassend,  betrifft  die  Einrichtung  des 
Stiftes  für  Katholiken  und  Protestanten. 

^  Cabinets-Ordre  an  Massow,  d.  d.  Berlin  1806  Januar  31,  die  bei  einer  er- 
ledigten Praebende  des  Stifts  verfügte:  »dass  die  Resignation  auch  an  einen  sonst 
^^Uficirten  Protestanten  soll  geschehen  können.« 

^^»Aittr,  Preii88«n  und  di«  Inth.  Kirehe.    IX.  26 


I 


^ 
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J^^^  Reaisripte  an  die  Mllnstersohe  Ref^emiig  vom  19.  September  1804,  m 

ans  Korrespondenzen  zwiischen  Beck^  Haagwitz  nnd  Massow  hervoipng,  w 
an  die  Regierung  zu  liGnden  und  die  Ejunmer  zu  Hamm  vom  12.  Mai  ISOd 

B.  S4.  67. 


(Juni  26)        843.  Entwurf  zu  einem  Immediat-Berichte  der  Staats-Miniater  FrkiK 
V.  d.  Reck  und  v.  Hardenberg  (und  v.  Angern).    Berlin.  1805  (Juni  26). 

B.  33.  93.  a.    Coneept,  ron  Bamner,  and  Aosfertigimg,  b^e  gw.  Beek;  Haidtabeig;  tiM 
»bgeguigeo,  s.  jl    Abschriften  «ich  in  B.  34.  69;  B.  44.  C.  20;  B.  70.  Hanpi-Koamimon.  U.  TI  t 

Antrag^  die  OrganistxÜon  der  Dtoeceaan^VerhäUnisse  in  den  JEMsehädigungdankä 
jetxt  varxunehmen,  in  der  Weise,  dass  in  Münster  und  in  Erfurt  vorläufig  fmj^ 
einen  OeisÜiehen  die  Fakultäten  in  Rom  ausgewirkt,  später  dort  je  ein  Bistkum  er*' 

richtet  toerden  soUeA) 

>E.  E.  M.  erlauben,  .  .  .  dass  wir  .  .  .  Aber  die  geistlicben  Angelegt 
heiten  in  den  Entschädigungs-Landen  und  in  den  durch  den  Vertrag  nl 
Pfalzbaiem  zu  den  Fränckischen  Fürstenthümem  acquirirten  Stocken  doi 
gegenwärtigen  Bericht  .  .  .  erstatten  dflrfen. 

Der  Zeitpunkt  ist  ganz  Yorzüglich  dazu  geeignet  Einestheils  ist  dnztl 
die  von  E.  K.  M.  genehmigten,  von  mir,  .  .  .  "Hardenberg,  getroffenen  Tor- 
kehrungen  jeder  etwanige  Versuch,  das  zwischen  dem  deutschen  Beiehe  mri 
dem  Papst  zu  schliessende  Goncordat  auf  E.  E.  M.  Staaten  auszndeiuieB 
und  wircksam  zu  machen,  gänzlich  abgewendet,  da  der  Papst  selbst  ia 
seiner  Ton  Paris  den  1.  Febr.  d.  J.  dadirten  Bulle  die  Österreichischen  m^ 
Preussischen  Eirchen  von  der  Metropolitan- Autoritaet  des  Churftirsten  En- 
Eanzlers,  jetzigen  Erz-Bischofs  von  Regensburg,  nach  erfolgter  TransUix« 
der  Metropole  von  Mainz  nach  Begensburg,  ausnimmt.  So  wenig  auch  ^ 
Gegentheil  und  irgend  eine  päpstliche  Anmassung  hierunter  E.  E.  M.  BechieB 
etwas  entziehen  konnte,  so  ist  es  doch  angenehm,  solche  von  dem  BAo^ 
sehen  Stuhle  anerkannt  zu  sehen. 

Die  inländischen  Verhältnisse  stimmen  zusammen,  um  ebenfalls  den 
jetzigen  Zeitpunckt  als  günstig  zu  einem  etwas  nähern  Schritte  so  einer 
zweckmässigen  Einrichtung  darzustellen. 

Hildesheim  und  Paderborn  haben  ihren  landsässigen,  dem  jnn  eins 
Sacra  E.  E.  M.  unterworffenen  Bischof. 

Aber  in  Münster,  Essen,  Elton,  Werden,  Eichsfeld  und  Erfurt,  so  vi« 
in  den  durch  den  Tausch  mit  Pfalzbaiem  erworbenen  beträchtlichen  BtQekeo 
der  Fränckischen  Fflrstenthttmer  fehlt  es  daran. 

Durch  die  Cabinets-Ordre  vom  13.  Septbr.  1803 »)  haben  E.  K.  M.  be- 
fohlen, in  denjenigen  Entschädigungslanden,  welche  jetzo  keinen  Bischof 
haben,  die  Ernennung  eines  solchen,  bis  zum  Abgang  des  Ft!rst-Bis(i^^ 
von  Hildesheim  und  Paderborn,  auf  sich  beruhen  zu  lassen  und  sich  ^^ 


1)  Gfr.  No.  634  und  869.  2)  No.  642. 
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ien  WdhbisdiOfeii,  Yiearien  und  Offieialen,   die  man  Yorfindet,  so  gut  ^/il^og) 
iii|;dien  wül,  zu  behelfen. 

Diese  bisher  schuldigst  befolgte  Maassregel  war  solange  die  zweck- 
Bisrigste,  als  die  noch  nicht  entwickelten  Umstibide  es  nothwendig  machten, 
ihre  Entwieklnng  zn  beobachten  nnd  zn  leiten. 

Ilso,  nachdem  solche  vorgedachtennassen  gflnstig  entwickelt  sind,  scheinet 
kr  Zei^nnckt  zn  einem  thfttigen  Schritte  einzutreten.  Zögerang  nnter 
fiesen  ümst&nden  könnte  neue  naohtheüige  Versuche  von  Seiten  derer,  die 
das  Concordat  wünschen,  herbeyfUiren. 

Femer  zeigt  auch  der  innere  Qang  der  geistlichen  Angelegenheiten  im 

Mtlnsterschen,  Essen,  Elten,  Werden,  Eichsfeld  und  Erfdrt,  dass  mit  jenen 

Wdhbischöfen,  Yiearien  und  Offidalen  nichts  YoUstftndiges  auszurichten  ist 

•  Denn  1)  ist  ihre  Autoritaet  immer  nur  eine  von  ihren  ehemaligen  Obern 

«DÜebnte  und  lauft  also  schon  daher  dem  Omndsatz  zuwider,  keine  fremde 

Hetropolitan-   und  Dioecesan-Autoritaet    anzuerkennen  noch  zn  gestatten; 

2)  bey  dem  Abgange  eines  solchen  Subjects  entstehet  Verlegenheit;  3)  selbst 

bey  dem  Verbleiben  desselben  ist  man  niemals  sicher,   dass  er  nicht  bey 

leinem  ehemaligen  Obern  oder  zu  Rom  anfrage  und  Befehle  einziehe  nnd 

befolge,  die  dem  hiesigen  Staats-Interesse  zuwiderlaufen;  und  4)  die  heil- 

asme  Einrichtung,  dass  niemand  sich  nach  Rom  wende,  als  mittelst  E.  K.  IL 

Osbinetfr-Ministerii  und  Hoheits-Departements,  ist,  wie  die  Erfahrung  zeigt, 

in  vollem  Umfange  nicht  durchzusetzen,  solange  jene  fremde  Autoritaet  ihre 

bcöxnUche  Einwircknng  äussert.   5)  Endlich  in  E.  E.  M.  Frftnckischen  Fflrsten- 

ftHmeni  ist  in  Ansehung  der  yon  Pfalzbaiem  erworbenen  Stficke,  aus  Pfrdz- 

baimcher  Zeit  her,  fremde  Dioecesan-Autoritaet;  die  Bambergische,  Wttiz- 

bnrgische,  Augsburgische  und  besonders  die  Eichstftdtische,  zwar  hergebracht, 

und  der  Bischof  von  Eichstaedt  macht  immer  erneuerte  Versuche,   solche 

beyzabehalten.     Dies  kann  aber  nach  E.  K.  M.  R^erungs-Grundsfttzen  gar 

lucbt  gestattet  werden,  und  ich,  .  .  .  Hardenberg,  werde  daher  rorlftufige 

Sehritte  thun  und  diese  Versuche  abzuhalten  suchen. 

Die  allgemeinen  zu  nehmenden  Maassregeln  aber  submittiren  wir  alle 
gememsehaftlich  E  K.  M.,  da  solche  in  vielen  Beziehungen  mit  einander  in 
genauer  Verbindung  stehen. 

Es  sind,  wie  wir  glauben,  zween  Plane  von  einander  zu  unterscheiden: 
^6r  eine  entfernte,  kflnfüge,  wie  es  nach  Abgang  des  jetzigen  Fflrstbischofs 
von  ffildesheim  und  Paderborn  werden  soll,  zur  Consolidation  der 
besten  Einrichtung,  der  andere  nahe,  wie  es  gleich  jetzo  werden  kann; 
^obey  demi  nur  dahin  zu  sehen  ist,  dass  dieser  jenem  keinen  Abbruch 
toe,  vielmehr  solchen  vorbereite. 

KUnftig,  nemlich  nach  Abgang  des  Bischofs  von  Hildesheim  und  Pader- 
^ni,  geheint  es  am  besten  zu  seyn :  dass  der  neue,  von  Metropolitan-Autori- 
^t,  i?ie  der  jetzige,  exemte  Bischof  von  Hildesheim  und  Paderborn  nicht 
Anr  diese  zwey  Dioecesen  erhalte,  sondern  auch  das  Preussische  Fflrsten- 

26* 
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T^^PLix  thnm  Mflnster  nebst  Essen,  Elten  und  Werden  seiner  Dioeeesaa-AntorilMt 
Jnni  86]  ' 

nnterworffen  nnd  ihm  eine  schickliehe  Residenz  angewiesen  werde;  bing^pti 
ein  zweiter  neuer,  von  aller  Metropolitan-Autoritaet  exemter  Bischof  emsiit 
werde,  der  zu  Erfurt  residire  und  zu  seiner  Dioeoes  Erfurt,  Eichsfeld  oi 
jene  yon  Pfalzbaiern  neu  acquirirte  Stfloke  erhalte,  dagegen  aber  in  Gemit- 
heit  E.  K.  M.  Cabinets-Ordre  yom  13.  Septbr.  1803^)  in  dem  alten  Bezink 
der  Fränckischen  Fflrstenthflmer,  exdusiye  jener  Stücke,  gai  keine  Dioeeesa»- 
Autoritaet  anerkannt,  yielmehr  die  landesherrliche  geistliche  Jurisdiction  sitk 
Aber  Gatholicken  salva  conscientia  aufrecht  erhalten  und  nur  in  eigentüebM 
Qewissens-Sachen  und  bey  Actibus  ordinis  mit  Requisition  an  ihn  veiiahni 
werde. 

Damit  nun  dieser  Plan,   welcher  nach  des  Bischofs  von  Hüdesbeni 
Tode  durch  die  dadurch  zu  erhaltende  Fonds  begOnstigt  wird,  jetao  ab« 
bey  Lebzeiten  des  jetzigen  Fürstbischofs  von  Hildesheim  und  Paderboni  noek 
nicht  realisiret  werden  kann,  dennoch  sofort  vorbereitet  und  der  jetzige,  m 
den   oben  angeführten  Gründen   sehr  missliche  Zustand  yerbessert  werde, 
konnten  (als  vorläufiger  Plan)  I.)  auf  einen  zu  Münster  residirenden  Geist- 
lichen, wozu  wir  den  .  .  .^)  vorschlagen,  facultates  spirituales  zur  sphitotK 
cura  von  Münster,  Essen,  Elten  und  Werden,  ü.)  auf  einen  zu  Erfurt  resi- 
direnden Geistlichen,  wozu  wir  den  .  .  .^)  vorschlagen,  gleiche  Facuttitei  n 
gleicher  cura  für  Erfurt,  Eichsfeld  und  für  jene  bestimmte  neue  Stücke  der 
Fränckischen  Fürstenthümer,  zu  Rom  negocüret  und  III.)  diese  Negodition 
zu^eich  dahin  gerichtet  werden,  dass  diese  Subjecte,  unter  landesherrlicheD 
Placet,  qualificirte  Personen  zu  geistlichen  Gerichten  in  zwey  Instanzen  be- 
stimmen, wogegen  fllr  die  dritte  Instanz  für  beide  Bezircke  (I.  et  11.],  wäan 
respective  zu  Münster   und  Erfurt,  Prosynodal-Richter  dritter  Instani  voi 
den  genannten  8ubjecten  in  Antrag  zu  bringen  und  nach  erfolgter  Lsndei- 
herrlicher  Genehmigung  mit  Römischen  Facultaeten,  wie  gewöhnlich,  zu  ▼e^ 
sehen   seyn  würden.     IV.)  Für  Hildesheim  und  Paderborn  wäre  nur  ^ 
letzte,  nämlich  die  Einrichtung  des  Prosynodal-Gerichts  dritter  Instanz,  nOtig, 
da  die  zwey  ersten  Instanzen  für  diesen,  durch  die  neuesten  EinrichtiiBges 
von  aller  Metropolitan-Autoritaet  exemten  Bischof  sich  unter  LandeBller^ 
lieber  Genehmigung  von  selbst  verstehen.«  .  .  . 

Aug.  10  Dieser  Bericht  wurde  am  26.  Juni  von  Reck  und  Hardenberg  an  Angern, 

der  die  Sache  am  29.  November  1804  selbst  wieder  angeregt  hatte,  gesanlt, 
der  aber  die  Mitzeichnung  am  10.  August  1805  beanstandete:  naohdem  er 
mit  Spiegel  in  Münster  persönlich  verhandelt,  schiene  ihm  ein  Erzbisehof 
zwischen  Elbe  und  Rhein  Wünschenswerther,  welche  Stelle  zu  übernehmeD 
Spiegel  bereit  sei;  auch  müsse  für  die  alten  NiedersAchsischen  undWeil^- 
fiüischen  Provinzen  mit  gesorgt  werden;  würden  doch  zwei  Bischöfe  be- 
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wuagij  so  Bei  fDr  Mttnster  Spiegel,  fttr  Erfnrt  der  bisherige  Ffirstbischof  . ^^^ 
TonKonrey,  Baron  y.  LUning,  »ein  guter,  sanfter  Mann«,  geeignet.    Angern 
idiilgt  eine  mfindliche  Konferenz  vor,  wosn  auch  Spiegel  nnd  Schmedding 
■aek  Berlin  kommen  sollten.') 

a.  a.  0.  Avsfartigiuig;  CoBeept^  Ajurdimmr  toh  Back,  B.  70.  Hinpi-KoamiiMion.  H  YL  1. 


844.    Staats-Minister  Frbr.  v.  Hardenberg  an  den  Staats-Minister  Jnni  28 

f.  Angern.    Berlin  1805  Juii  28. 

B.  5t.  69.  Concept)  ohne  ünteraekrift,  g««c]m«beB  tob  Kftstsr.  -> 

Die  ekemaUgen  Jesuüer^OiUer  im  Münsteraehen  bleiben  ad  pios  usus  bestimmt  und 

gehören  dem  Landesherm  des  HauptsUxes. 

»In  dem  von  £.  £.  mir  unter  dem  29.  April  d.  J.  . . .  mitgetheilten  . . . 
Bericht  der  Mtinsterschen  p.  Kammer  [yom  9.  April  1805]  ist  Aber  die  ganze 
Angelegenheit  wegen  der  Jesuiten-Gflter  im  Mtinsterschen  ein  voUständiges 
lacht  yerbreitet  und  insbesondere  die  Frage: 

ob  die  den  .  .  .  £x-Jesuiten-Collegien  zu  Mflnster  (incl.  Geist)  nnd 
Coesfeld  und  die  der  Residenz  zu  Meppen  geh()rigen  Gflter  und 
Dependenzen,  welche  in  einem  andern  Mflnsterschen  Landestheil 
liegen^  jenen  ihren  Hauptsitzen  folgen  oder  aber  dem  Landesherm 
des  Gebiets,  worin  sie  liegen,  anheimfallen  sollen? 
von  neuem  mit  vieler  Orflndlichkeit  erörtert  worden. 

Das  wesentliche  dieser  Erörterung  kOmmt  darauf  zurflck,  dass  die 
genannten  Jesuiten-Institute  bei  der  Aufhebung  des  Ordens  yon  dem  Mflnster- 
schen Landesherm  allerdings  zu  permanenten  Endzwecken  —  nämlich  ausser 
^  Pensionirung  der  Ex-Jesuiten  und  Abtragung  der  yorgefimdenen  Gorpo- 
rationsschulden  —  wflrklich  zur  Unterhaltung  yon  Lehr-  und  Bildungs-An- 
stalten m  Mflnster,  Coesfeld  und  Meppen,  Bestreitung  der  gottesdienstlichen 
Bedflrfnisse  und  Oberhaupt  ad  pios  usus  —  gewidmet  und  verwandt,  zu  dem 
Behnf  die  Revenuen  der  Fonds  fflr  jedes  dieser  Ex-Jesuiten-Institute  abge- 
sondert verrechnet  und  letztere  in  solcher  modificirten  Art  die  ganze  Zeit 
^dnrch  bis  zu  dem  Eintritt  des  Entschftdigungswerkes  fortgeführt  worden  sind. 
Da  sich  dieses  factisch  so  verhftlt,  so  gehe  ich  gern  von  der  in  meinem 
Schreiben  vom  2*^  October  v.  J.  geäusserten  Meinung  wieder  ab  2)  nnd  trete 
w  besser  begrflndeten  bei,  dass  die  genannten  Institute  wohl  als  seither 
beibehaltene  und  jedes  fflr  sich  bestandene  fromme  Stiftungen  betrachtet 
^vden  können,  dass  mithin  die  Disposition  des  Deputationsrecesses  §  65 
'Fromme  und  milde  Stiftungen  sind,  wie  jedes  Privateigenthum,  zu 
conserviren,' 

1)  Cfr.  No.  869. 

2)  KUster  schreibt  hierüber  an  Baumer,  am  15.  Juni :  »Nach  meiner  eigenen 
Denkongsart  darf  auch  das  Departement  es  nicht  scheuen,  einer  besseren  Ueber- 
^^ng  Eanm  zu  geben,  noch  fürehten,  sich  damit  ein  dement!  zu  geben«; 
^mner  »aceedlrt  nach  genauer  Prfifungc.    a.  a.  0. 
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j^^l^  fttr  den  Yorliegenden  Fall  angewendet  werden  dflrfe  nnd  dass  hiemadider 
Orandaati  behauptet  werden  mOge,  dass  die  in  fremden  Landeatheilen  liegiM- 
den  Oüter  und  Dependenzen  dem  Jesuiter-GoUegio  oder  der  Residenz,  vm 
sie  zuletzt  gehört  haben,  als  Hauptsitz  folgen  und  dessen  Ljuideslieixii  sni 
Eigenthum  anheimfallen.«  .  .  . 

Weitere  Akten  hierüber  in  B.  70.  Mtlnster  ü.  XXXL  35. 


Juni  28        845.    Rescript  des  Hoheits-  und  des  Geistlichen  Depariemeirts  u 
den  FOrst-Blschof  von  Hildesheim.    Berlin  1805  Juni  28. 

S.  64.  LingeiL  Eeelae.    Conoept^  ges.  BMk;  Kmmw. 

Einspruch  gegen  direkte  Verfügungen  an  den  Lmgensehen  Brxprieeter  mü  Umgf^kmg 

der  Kriege-  und  Domäfnen-Kaimmer* 

.  .  .  »Es  ist  uns  Ton  der  Kammer  zu  Münster  angezeigt  worden,  dui 
Ew.  Lbd.  Dero  Verordnungen  in  geistlichen  Sachen  dem  Erzpriester  Orauert  n 
PlanÜtlnne^)  immediate  zufertigen  lassen,  ohne  solche  ante  publicadonem 
zur  Kenntniss  besagter  Kammer  zu  bringen.  Da  dieses  den  Pr.  Geflesei 
und  der  Lingenschen  geistliehen  Verfassung  zuwider  ist,  deren  Beobaehtaag 
Ew.  p.  in  unserm  Bescript  vom  20.  December  pr.^),  womit  wir  Denensdba  ^ 
die  fOr  Sie  in  Bom  ausgewirkte  Facultaeten  oommunioirt  haben,  zur  Pflieht 
gemacht  worden,  so  können  Wir  nicht  umhin,  E.  p.  bei  dieser  YeranlaasuQg 
auf  jene  Verpflichtung  zu  yerweisen  und  gesinnen  an  Dieselben  hiemit,  kflnf^ 
nicht  unmittelbar,  sondern  jedesmal  mit  Vorwissen  und  Oenehmigung  der 
Mflnsterischen  Kammer  Dero  in  geistlichen  Angelegenheiten  zu  treffende 
VerfOgungen  zu  erlassen.«  .  .  . 

Sept  30  Auf  des  Fürstbischofs  Oegenbeschwerde  bemerkt  Beck  am  30.  September 

1806:  »Wie  es  scheint,  gehet  der  Bischof  quoad  principia  zu  weit;  imeis- 
zelnen  aber  scheint  die  Cammer  allerdings  hin  und  wieder  Anlass  zu  Bo- 
schwerden gegeben  zu  haben.« 

Juni  28        846.  Rescript  des  Hoheits-  und  des  WestflUischen  Departements  tn 
die  Kammer  zu  MOnster.    Berlin  1805  Juni  28. 

B.  34.  69.    Gonoept,  gez.  Seok  und  Bdiroeiter,  Ar  Angtrii;  Anweisung  von  Banner. 

Dem  Qeneral-Vikar  »u  Münster  steht  eine  Synodai-Bekannltmachung  ohne  vorieri^ 

Anfr(tge  bei  der  Ka/mmer  nicht  xu. 

»Euren  Bericht  yom  21.  Maertz  d.  J.']  in  Betreff  des  yon  dem  Oenen^ 
Yicarius  von  FOrstenberg  an  die  gesammte  Geistlichkeit  der  MttnsterscheD 

1)  Der  Erzpriester  wurde  bald,  wie  sein  YorgXnger,  nach  der  Stadt  Lbg«* 
versetzt 

2)  Worin  dem  FQrstbischofe  die  faoultates  spirituales  et  sacri  ordines  ^ 
Lingen  Übertragen  wurde;  cfr.  No.  167,  Anm.  3. 

3}  Von  Angern  am  8.  April  an  Beck  mit  Shnliohen  Bemerkungen  fibeniadt 
Weitere  Akten  hierttber  auch  in  B.  70.  Mttnster  11.  VI.  1. 
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DiOoM  erlassenen  Bynodal-Decrete  haben  Wir  erhalten  und  mtlssen  Euch  j^^^oo 
Aber  diesen  gründlichen,  auf  richtige  OrnndsAtse  gebauten  Bericht  Unseren 
besondem  Beifall  hiemit  bezeigen. 

Was  die  speciellen  Oegenstftnde  desselben  betrift,  so  tragen  Wir  Euch  auf: 

1.  Nomine  B^s  in  sehr  gn&digen,  doch  bestimmten  Ausdrflcken  dem 
6eneral*Vicar  anzubefehlen,  ohne  Anfrage  bei  Euch  und  ohne  Eure  Erlaub- 
oifls  keine  Synodal-Versammlungen  auszuschreiben,  mit  dem  Hinzufftgen,  daBS, 
sobald  keine  OrOnde  des  Oegentheils  eintreten,  diese  Erlaubniss  immer  gern 
werde  ertheüt  werden. 

2.  Habt  Ihr  den  Synodal-Beschluss  yom  15^^  Maertz  1805,  der  die 
TiHigen  Examinatoren  und  die  alten  Synodal-Decrete  bestätigt,  keinesweges 
ZQ  a^robiren,  auch  nicht  einmal  mit  der  Clausul:  in  so  fem  die  besagten 
Bcschltlsse  den  Landes-Oesetzen  und  der  Verfassung  nicht  zuwider  laufen; 
sondern  Ihr  habt 

3.  vom  General->/lcar  die  Namen  der  Examinatoren  zu  begehren,  und  dann 

4.  diesen  nach  Maassgabe  ihrer  Eigenschaften  das  erforderliche  Pla- 
eetam  regium  zu  dieser  ihrer  Bestimmung  zu  ertheilen  oder  zu  versagen,  und 

&.  diejenigen,  welchen  Ihr  das  Placet  ertheilet,  den  Eid  der  Treue  und 
ünterthänigkeit  an  Unsre  Höchste  Person  schwören  zu  lassen.  Endlieh 
habt  Ihr 

6.  die  alten  Synodal-Decrete,  welche  durch  jenen  neuem  yermeintlichen 
Sehluss  bestätigt  worden,  ingleichen  die  ftlteren  geistlichen  Verordnungen 
vom  Oeneral-Vicar  abzuverlangen  und  solche  demnächst  mit  Eurem  gut- 
achtlichen Bericht  über  deren  respective  Beibehaltung  oder  Verwerfung 
ünaorm  Hoheits-  und  Provincial-Flnanz-Departement  einzureichen. 

Alles  Yorstehende  müsset  Ihr  in  einer  ganz  bestimmten  Vorschrift 
&88en,  ratione  modi  aber,  besonders  in  introitu  auf  die  glimpflichste  Weise 
dahm  einkleiden,  dass  gegenwftrtige  Verordnungen  Ausfiflsse  des  landesherr- 
lichen Hoheitsrechtes  cira  sacra  seyen  und,  weit  entfemt,  dem  Wohl  der 
^he  zuwider  zu  laufen,  dasselbe  beförderten,  als  welche  Beförderung 
ihr  Eiaeh,  da  Wir  Euch  dazu  angeordnet  hätten,  um  die  Zweige  des  landes- 
herrlichen Hoheitsrechts  circa  sacra  zu  bearbeiten  und  die  Ausfltlsse  des- 
scüben  in  Austtbung  und  Anwendung  zu  bringen,  angelegen  seyn  lassen, 
d^i  aber  die  qu.  landesherrlichen  Bechte  stets  wahmehmen  und  handhaben 
▼Qrdet«  . . . 

Cabinets-Ordre  an  Schroetter  s.  unter  dem  18.  Juni  1805,  No.  839.   Juli  t 
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Jnu  2         ^^^'  ^^^  nominirte  Erzbischof  vnn  Gnesen,  Bisehof  von  Posm,  (M 
RaczynskI,  an  den  Staafs-Mlnister  v.  Voss.    C^n  1806  Jnli  2. 

0«B.-DinktoriiUB  SftdpniUMiL  LXXIL  383.  a.    Sigvoliladige  A«sftetigiui|^  g«.  »Bvtqii  li 
PoMB.  N.  A.  de  0.« 

BUtä  um  Jnstandsetxuing  des  Bisehöflichen  Palais  tri  Warschau  auf  Siaabkoäm,^ 

»Mooseignenr!    Dans   ces  henrenx  momens,   oü  Y.  £.  a  bien  Twdi 
m'honorer  de  Sa  presenee  k  Oiasen,  j'etaia  si  plein  da  pUiair  de  Lt  pos-* 
seder  efaes  moi  qne  je  n'ai  pas  yonlu  entretenir  Y.  E.  sor  plnmeors  aiENnii 
dont  la  dedsion  depend  nniqnement  d'Elle.     Muntenant  qne  j'espers  qH 
Y.  E.  est  de  retonr  i  Berlin,  et  qne,  s'^tant  oonyamond,  eombien  tou  lei 
habitans  de  la  Province  L'honorent,  La  respeotent  et  eonooment  de  toutM 
lenrs  forees  ä  seeonder  les  vnes  bienfaisantes  de  Y.  £.  ponr  la  prosperitf 
dn  pays,  Elle  se  tronre  raffermie  par  ^k  dans  les  sentunens  de  U  bieo- 
yeillance  et  de  l'affection  qn'EUe  yent  bien  Nons  porter,  je  me  flatte  ^ 
j'en  anrai  anssi  ma  part,  et  motiy^  par  cette  idee,  je  m'sdresse  i  Y.  E. 
ayec  confianee  an  snjet  dn  Palais  Arcbiepiscopal  k  Yarsoyie.    J^ai  deja  ei 
iHionnenr  de  representer  k  Y.  £.,  eombien  l'Etat  minenx  oü  se  troa?e  ce 
Palus,   serait  ä  Charge  ä  moi  et  ä  mes  Snccessenrs,  si  le  OonFeraemflst 
ne    yonlait   pas    yenir  i  mon   seeonrs.    Y.  E.  a  bien  yonlft  m'aasnrer  i 
Gilden  qn'Elle  a  assign^  la  somme  de  dix  mille  £cns  ponr  les  fraiz  de 
la  reparation  de  ce  Palais,  d'apr^  le  deyis  qni  en  a  6t6  fait.   Je  recoinoiB 
dans  cette  decision  de  Y.  E.  les  senüments  liberanx  qni  La  earactezuoBt, 
et  la  jnsüce  qni  est  le  senl  gnide  de  son  administration,  et  je  ne  doole 
nnllement  qne  Y.  E.  yondra  bien  agreer  la  demande  qne  j^ai  l'hoimeiir  de 
Lni  presenter,  de  me  charger  dn  sein  de  cette  reparation  et  de  me  £ure 
deUyrer  la  somme  ci  dessns  menttonn^e.     Ce  n'est  pas,  Mgr.,  qne  je  doate 
de  l'exactitade  de  cenx  qni  ponrraient  etre  charg^  dn  sein  de  cette  sbatj 
mais  je  pnis  obsenrer  ä  Y.  £.  qn^il  y  a  nne  grande  difference  eatre  U 
maniere  de  batir  de  celni  qni  btöt  ponr  lni  memo,   et  de  celni  qm  bi^^ 
par  entreprise.     Y.  E.  n'ignore  pas  qne  dans  tontes  les  batisses,  dont  j» 
^t^  oharg^,  j'ai  tach^  de  remplir  mon  engagement  ayec  la  plus  sempnleoie 
exactitnde,  et  il  doit  6tre  nn  prejng^  en  ma  fayenr  qn'en  fösant  la  repa- 
ration dn  Palais  qne  je  dois  habiter,  je  sanrais  combiner  les  obligstioDS 
dn  deyis  ayec  ma  commodit^  et  mon  interet  personel,  d'antant  plus  ^^  ^ 
reparation  de  cette  natnre  anra  la  plns  grande  inflnence  k  Tayenir  svr  ^ 
fraix  annnels  de  l'entretien.    J'ai  tont  lien  d'esperer  qne  Y.  E.  ne  me  vhr 
sera  pas  cette  grace  qni  ne  deyrait  point  tronyer  de  difBcnM  anpr^  ^^ 
la  Ghambre  Boyale  de  Yarsoyie,  laqneUe  n'a  pas  encore  pass^  le  ^^^ 
ä  ce  snjet 

n  y  a  encore  nn  grand  snjet  d'inqnietnde  ponr  moi,  et  c'est  rameoble- 
ment  dn  Palais  en  qnestion.    D'apr^s  les  rapports  qne  j'en  ai  re9n8,  ü  est 


1)  Cfir.  No.  840. 
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toit  k  faii  Sana  menblea,  et  on  m'assnre  qne,  ponr  le  mettre  dans  un  etat  j^a 
eonvenablement  logeable,  U  fandra  d^penaer  du  dela  de  dix  mille  £eiifl. 
Peat-toe  j  a-t-il  dea  fonda,  dont  V.  £.  pouiroit  diapoaer  aana  charger 
l'EUt,  et  daiia  ce  oaa  lä,  je  anpplie  V.  E.  de  vouloir  bien  m^onorer  de 
8a  proteetioii  et  de  m'aceorder  qnelqne  aeoonra  anr  oea  fonda  anppoB^a. 
Je  m^obligerais  k  rendre  nn  oompte  exact  de  la  depenae  qne  j'en  feraia^ 
et  eet  amenblement  aera  nn  grand  bien&it  ponr  moi,  et  plna  enoore  ponr 
nee  Sncceaaenra,  dont  la  condition  aera  anrement  plna  penible  qne  la  mienne, 
et  e'eat  ä  Y.  iL  qn'ila  aeront  redevables,  a'ila  tronvent  nn  jonr  lenr  Palaia 
tut  seit  pent  menbU. 

Pardonnez,  Mgr.,  qne  j'oae  Yona  entretenir  anaai  long  tema  et  anaai 
KNiYent  an  aiyet  dea  affiurea  preaqne  peraoneUea;  mala  la  bienveillanee  de 
y.  E.  ponr  moi  etant  inepniaable,  ma  eonfianee  dana  8ea  bont^a  etant  aana 
bornea,  c'eat  Vena  m^me,  Mgr.,  qni  etea  la  eanae  qne  je  Tunportnne. 

Daignez,  Mgr.,  ne  le  paa  prendre  ä  mal,  daignez  me  continner  Yotre 
proteetion,  et  agreez  lea  aaanrancea  de  la  plna  reapeotnenae  conaideration.«  . . . 

Rand-Yerfügnng,  geachrieben  von  Klewiz:  jnM  8 

>Franz58i8cli  nnd  verbindlich  zn  antworten,  daaa  von  Instandaetznng 
des  bischöflichen  Palaia  in  Warschan  der  dortigen  Kammer  ein  Anschlag 
abgefordert  sei  nnd  nach  dessen  Eingang  S.  E.  sieh  bemühen  würden,  den 
Kosten-Beitrag  ganz  oder  znm  Teil  von  des  Königs  M.  zn  bewirken.  Nach 
erfolgter  Bewilligung  würden  S.  E.  die  Ansf&hmng  des  Anschlags  sehr  gern 
dem  H.  Fflrat-Erzbischof  überlassen.  Dagegen  sei  wenig  oder  keine  Hofnnng 
Toihanden,  daaa  S.  K.  M.  auch  znm  Amenblement  etwaa  bewilligen  würden, 
da  solches  anch  bei  andern  Dienstwohnnngen  nicht  statt  finde.  B.  8.  Jnli 
1805.« 

Das  Antwortschreiben  wird  adressirt:  »A  Son  Alteaae  Monaienr  le  Comte 
de  Raezynski  Eveqne  de  Posnanie  et  nomm^  Prince  Areheveqne  de  Gnesen. « 


848.  Bericht  des  Minister-Residenten  ^)  Frlir.  v.  Humboldt.  Rom  1805  jnu  3 

JafiS. 

R.  XL  Bon.    EiganKlBdig«  cUfiirte  Antfertigiug;  nftch  der  DeehüHnuig. 

^^i^xifgenmg  der  Sendung  della  Oenga^s  nach  Begenahurg  trotx  der  durch  DaXberg 
^^nifdaMim  Mahnungen  des  KardindU  Fesehy  wegen  der  Ahgeneigtheü  des  Wiener 

Bofes, 

• . .  »La  Gonr  de  Bome  peraiste  tonjonra  dana  aon  aiat^me  de  ne  traiter 
de  eea  objeta  qn'ä  Ratiabonne  par  nn  Nonce  qn'elle  ae  propoae  d'y  envoyer, 
«Q  renon^ant  an  moina  tacitement  ä  Teapoir  d'engager  Y.  M.  d'entrer  ^ale- 

1)  Wegen  dieaes  Titele  cfr.  die  Annoferknng  L  zn  No.  473. 
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J^S  ment  dans  cette  n^ooialion.     8.  A.  S.  r£lecteiir  de  Bayi^re  dMiennt  k 
s^en  exempter  dgalement,  nuds  il  prend  point  de  mesores  asaei  TigoareoMi 
ponr  Y  parvenir.    Les  £leotenr8  de  Bade  et  de  Wnrtembeig  ne  t^rnrngneit 
ancnn  int6r§t  d'arranger  les  affaireB  ecd^iastiqaes  de  lenrs  snjets  Galk- 
liqnes,  et  les  d^marohes  des  autres  Prinees  d'Empire  moins  pmssante  n'ori 
point  assez  de  poids  poor  exercer  nne  influenee  ri6elle.    Dans  ces  «iitoB- 
stances  il  ne  s'a^t  donc  plus  qne  de  fixer  r^poqne  du  d6part  de  Monsjgior 
della  Oenga.    Le  Cardinal  Seer^taire  d'£tat  m'a  assnr^  qne  le  Prdat  aeioit 
tont  an  plus  tard  le  V  de  Septbr.  k  Batisbonne;  mais  comme  le  CtidiDil 
Fesch  qui,  sor  la  pri^re  de  l'^lectenr  Archi-Chancelier,  re^it  de  tems  « 
tems  ordre  de  l'Empereor  Napol^n  de  presser  cette  affiure^  m'a  dit  im 
mtoe  que  dans   la  demi^re  note  qn'il  avoit  remise  k  la  Ck>nr  de  Brnne 
ponr  cet  effet,  il  avoit  insist^  senlement  qne  le  Nonce  papal  y  fot  le  premer 
de  Novembre,  j^ai  lien  de  donter  qne  cette  assertion  se  r^alisera.   Ilesti 
croire  qne   les  Prinees  qni  anront  le  plns  k  craindre  de  Tinflnenoe  de  It 
Conr  de  Rome,  ne  mettront  pas  plns  d'empressement  qne  la  Diöte  s'oecojis 
de  la  fixation  des  limites  dioc^saines,  on  qn^ils  tronyent  des  obstades  i  j 
parvenir;  car  il  est  tr^s  oertain  qne,  ce  point  arrang6,  il  ne  restera  pnftioe 
plns  d'objet  ponr  le  Concordat  et  qne  la  Conr  de  Rome  seroit  bientot  oUig^ 
d^acc^der  k  ce  qne  la  Di^te  anroit  conclne.     A  pr^ent  j^apprends  d^oae 
mani^re  tr^s  positive  qne  T^lectenr  Archi-Chancelier  consent  k  fidie  entxer 
dans  le  Concordat  tont  ce  qui  regarde  les  droits  ^piscopaux,  Archi^iseopui 
et  Papals  m^me  et,  si  cela  s'ex^nte  en  effet,  il  est  certain  que  la  Com  de 
Borne  7  gagnera  consid^rablement  ponr  le  präsent  et  se   m^agera  eneore 
une  ample  occasion  k  6lever  des  discnssions   et  k  6tendre  ses  droits  dias 
la  snite.    Ce  qni  est  enti^rement  clair  dans  tont  ceci,  c'est  que  la  Com  de 
Vienne  exerce  nne  influenee  tr^s  grande  sur  tonte  la  marche  de  cette  $Stinj 
et  la  grande  r^erve  et  la  pr^cantion  extreme  avec  laquelle  le  Pape  # 
en  cette  occasion,  vient  m^me  en  grande  partie  de  la  crainte  qn^il  ^  ^ 
d^plaire  k  cette  Conr,   k  laqneUe  il  croit  utile  dans  ce  moment  de  s'aOi^ 
et  avec  laquelle  cependant  il  ne  pent  point  s'accorder  encore  surplofflOB^ 
points.     Dans  cette  Situation  des  choses,   il  ne  sera  gu^res  fädle  de  bßt 
les  rapports  des  Prinees  de  TEmpire  et  du  Clei^^  Catholique  en  ABeaap^ 
en  g^n^ral  avec  le  St.  Si^,   avant  qne  les  premiers  ne  seront  conreiHtf 
avec  TEmpereur  d' Antriebe  de  la  mani^re  de  laquelle  ils  vondront  srnn^ 
cette  affaire.«  ... 

Sept28  lieber  die  Abreise  della  Oenga's  berichtet  Humboldt  am28.S<^ 
tember  1805:  »il  vient  de  faire  ses  visites  de  cong^<;  am  6.  Oktober:  >I^ 
Prälat  della  Oenga  a  iM  oblig^  par  une  indisposition  qni  cepeadsntnisi» 
pas  d'antres  snites,  k  ce  qn'il  paroit,  de  diffdrer  encore  son  d^ptftc;  ^ 
am  13.  November  1805:  »Le  Pr^at  deUa  Genga  qui  avoit  remis  d'oDJov 
k  l'antre  son  d^part  d'ici,  ik  eü  Ordre  de  suspendre  encore  son  roj^  ^ 
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«'attendre  nn  moment  plua  fnnqaiUe  et  jAm  favorable  k  U  n^gotiation  de  g/^J^gg 
lurafille  il  est  ch&rff6.«il 


biqnelle  il  est  charg^.«^] 


Csbinets- Ordre  an  Schroetter  nnd  Massow  s.  nnter  dem  21.  Juni   Juli  3 
1806,  No.  841.  

849.  Staats-Minister  v.  Voss  an  den  Staats-Minister  Frhr.  v.  d.  Reclc  JnU  6 

BerlJn  180ö  Jnli  6. 

B.  7.  0.  25.  «1.    Ansfartigiuig. 

Dk  Qdnihren  für  die  Ausfertigtmg  der  römischen  FakuUäien  für  die  Poseruehen 
Prosynodairickier  sind  aus  öffentlichen  Fonds  %u  befahlen, 

>Aii8  £.  E.  ...  Schreiben  vom  29.  y.  Mts.  nnd  dem  .  .  .  Originalbe- 
richt der  Posenschen  Kammer  vom  4.  dess.  M.  habe  ich  ersehen,  dass  so- 
woU  der  bisherige  Bischof  von  Posen  nnd  jetzige  Fürst-Erzbischof  von 
Gnesen,  Graf  von  Raczynski,  als  die  für  die  Posener  Dioeces  bestätigten 
Prosynodal- Richter  sich  weigern,  die  Oebtthren  fOr  römische  Facnltaeten 
sa  entrichten.  Soviel  ans  den  Akten  des  slldprenssischen  Departement  kon- 
stiret,  ist  bey  der  ersten  Einrichtung  der  Prosynodal-Gerichte  in  Absicht 
dieser  Gebfihren  nichts  bestimmt  worden,  anch  von  Bezahlung  derselben  bei 
Ansh&ndignng  der  ersten  apostolischen  Breve  fiOr  den  verstorbenen  Dom- 
Bechaaten  von  Rogalinski  nnd  die  Domherren  von  Zamowiecki  nnd  Cndnie- 
wioK  idcht  die  Bede  gewesen.  Indessen  l&sst  sich  nicht  in  Abrede  stellen, 
dasB  die  Weigerung  von  beiden  Seiten  Grund  hat,  da  der  Bischof  nie, 
sondern  nur  das  Oberhaupt  der  Kirche  Jurisdiktionarius  des  Gerichts  dritter 
histanz  gewesen  und  die  Prosynodal-Richter  lediglich  auf  Verlangen  des 
Staats,  um  der  Avokazion  der  Prozesssachen  nach  Rom  vorzubeugen,  an- 
geordnet sind,  die  Prosynodal-Richter  selbst  aber  von  ihrem  Amte  keine 
^^^iikünfte  geniessen. 

Bei  diesen  Umständen  bleibt  nichts  weiter  übrig,  als  die  Gebühren  ftlr 
Ansfertigong  der  römischen  Fakultäten  für  die  Posensche  Prosynodal-Richter, 
den  verstorbenen  von  Rokossowski,  den  Domdechant  von  Przyluski  und  den 
Aiehidiaconus  von  Golecki,  aus  öffentlichen  fonds  zu  bezahlen.  Ich  habe 
^^  die  Geheime  südpreussische  Kanzley-Gebühren-Kasse  angewiesen,  den 
^^  derselben  von  26  Scudi,  in  Gourant  ä  1  Rthlr.  13  Ggr.,  mit  40  Rthlr. 
^  ^.  an  die  Banquiers  Friedlaender  &  Compagnie  zu  berichtigen,  und  stelle 
^'  ^  • . .  anheim,  sowohl  letztere  zur  Einziehung  anderweit  instmiren,  als 
Meh  die  Posensche  Kammer  hiemach  auf  den  vorliegenden  Bericht  be- 
zu  lassen.« 


1)  Cfr.  No.  917.  ^f 
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Jidfefis        ^^'    Immediat-Berieht  der  Staats-Minister  Graf  Hoym  md  v.  Vm 

Berlin  nnd  Breslau  1805  Juli  6  und  13. 

B.  89.  32.  D.    Ansfertigimg. 

Aupubung  des  Sdhanhreehts  der  katholiaehen  Pfarrer  und  Klöster  in  SüdpreussMm 
und  Neuschlesisehen  Domänen ^  gegen  bülige  BntsehädigungA) 

»In  den  Domänen-Oütem  E.  EL  M.  vormals  polnischer  Provinzeii  flbei 
die  katholische  Pfarrer  und  Kloster  zum  Teile  noch  das  Schankreeht  aii% 
welches  ihnen  als  ein  Teil  ihres  Einkommens,  so  wie  nach  den  Eiidi«- 
Erekzionen  zustehet.  So  unstreitig  diese  Propinazions-Berechtigung  ut,  M 
widerrechtlich,  unanständig  und  schädlich  aber  ist  es  auch,  dass  die  buko- 
lische Geistlichkeit  davon  direkten  Gebrauch  macht.  Schon  das  kanoniBdi 
Recht  verbietet  den  Pfarrern  und  Klöstern  die  eigene  Ausübung  des  Schsiik- 
rechts;  auch  ist  es  mit  dem  geistlichen  Stande  an  sich  incompatible,  und 
zwar  um  so  mehr,  wenn  dieser  aus  eigennützigen  Absichten  und  am  »ms 
Erugnahrungen  einträglicher  zu  machen,  statt  den  verderblichen  Hang  des 
gemeinen  Mannes  zum  Trünke  zu  unterdrücken,  solchen  weckt,  nnterUtt 
und  begflnstigt.  Dass  dieser  Misbrauch  wirklich  stattfindet,  lehrt  die  £r- 
fahrung ;  die  Klagen,  dass  die  Krüge  der  Geistlichkeit  in  den  Domänen  »ek 
als  ein  Haupt-Bef5rderungsmittel  der  Völlerei  bewähren,  sind  allgemein  and 
gegründet,  vorzüglich  in  Südpreussen  und  in  Neuschlesien,  wo  nicht,  wie  in 
Neuostpreussen,  gleich  anfänglich  die  Einziehung  der  Krüge  und  Schuk- 
häuser  der  Geistlichkeit  berücksichtigt  worden  ist. 

Der  Wunsch,  diesem  Uebel  vollständig  zu  steuern,  dabei  aber  £.  K  IL 
höchste,  mehrmals  geäusserte  Intenzion  wegen  Einführung  möglichst  gleidur 
Administrazions-Principien  in  den  vormals  polnischen  Provinzen  zu  erfisll^ 
hat  uns  veranlasst,  uns  zu  einem  gemeinschaftlichen  .  .  •  Anträge  wegei 
gänzlicher  Abstellung  der  Propinazions -Ausübung  der  katholischen  Qds^ 
lichkeit  in  den  Domänen  dieser  Provinzen,  so  wie  zu  Ausmittelnng  nsd 
Proposizion  der  Prinzipien  zu  vereinigen,  nach  welchen  der  Geistlichkdit  daftr 
die  billige  vollständige  Entschädigung  zu  gewähren  seyn  wird. 

Nach  unserm  .  .  .  Erachten  wird 

1.  Die  Einziehung  sämmtlicher  Propinazionsstätten  der  kathoüBdieD 
Geistliehkeit  und  Klöster  in  den  Domänen  mehrgenannter  Provinzen  m 
verfügen, 

2.  deren  gegenwärtiger  effektiver  Ertrag  nadli  Kanmier-Prinzipie&  ^ 
veranschlagen,  und  dieser  den  Geistlichen  zu  ihrer  vollständigen  Sebad/os- 
haltung  ohne  Abzug  zu  bewilligen  seyn. 

3.  Insofern  die  geistliche  Brau-  und  Brennerej-Gebäude  nach  der  Eis- 
ziehung überflüssig  sind  und  zu  keinem  andern  wirthschaftlichen  Gebrsnehe 
der  bisherigen  Eigenthümer  eingerichtet  und  genutzt  werden  können,  werdea 


1)  Cfr.  No.  866. 
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toldte  durch  Lizitazion  zu  yeräussero,  die  daraus  geUtoete  Summen  C»^§>^^  t,^^i  3 
ZuiBen  unterzubringen  und  diese  den  Oeistüchen  zu  fiberlassen  seyn. 

4.  Die  KrOge  aber  werden  nach  und  nach,  gleich  den  Krflgen  in  den 
Domlnen,  am  besten  in  Erbpacht  ausgethan  werden,  so  dass  der  Kanon 
davon  den  bisherigen  Eigenthllmem  zu  gut  kömmt. 

£.  K.  M.  ...  Ermessen  submittiren  wir  diese  Grundsätze,  so  wie  die 
lidehste  Entscheidung  .  .  .,  ob  nach  solchen  in  den  Provinzen  Sfldpreussen 
und  Neuschlesien  verfahren  werden  soll,  da  in  Neuostpreussen,  nach  der 
ms  durch  den  Etatsminister  Freiherm  von  Schrötter  gewordenen  Nachricht, 
aUes  in  dieser  Hinsicht  bereits  regulirt  ist,  daher  derselbe  auch  an  diesem 
fieridit  kernen  TeU  genommen  hat« 

Band-Yerfflgung,  geschrieben  von  Beyme:  Juli  83 

»23.  July  1805. 
Approbirt « 

Hiemach  Gabinets-Ordre  an  Hoym  und  Voss,  Gharlottenburg  1805 
M23. 

S.  89.    Minfttea  des  Cabxneta.  120. 


Bescript  an  den  Bischof  Raczynski  s.  unter  dem  2.  Juli  1805,  No.  847.    Juli  8 


851.  Bericht  des  Minister-Residenten  Frhr.  v.  Humboldt    Bom  1805  Juli  13 

JofilS. 

B.  XL  Born.    BigMihlDdige  eliüEdrt«  Ansfertigiuig;  iimIi  der  Deehüfrirong. 

UAenendä  die  Protokolle  der  Pariser  Konferenzen  wegen  des  deutsehen  Konkordats^ 

dessen  Unannehmbarkeü  er  ausführlich  darlegt^) 

»Je  viens  de  recevoir  dans  ce  moment  Copie  de  deux  Conferences  te- 
nutt  [ä  Paris]  entre  S.  A.  8.  Msgr.  rElecteur  et  les  Cardinaux  Antonelli, 
^  Fietro  et  GasellL  .  .  .  Ces  pi^ces^}  sont  d*un  contenu  si  interessant  que 
j^ai  crn  devoir  les  transmettre  ä  V.  M.,  m6me  au  risque  qu'EUe  les  ait  ddjä 
regaes  d'autre  part.  Gar  je  dois  commencer  par  avouer  que  cela  me  par- 
oit  d'antant  plus  k  v^rifier  que  ce  n'est  pas  dHci  que  je  me  les  suis  pro- 
cnräeB,  mais  que  de  Batisbonne  m6me  un  heureux  hazard  les  a  fait  tomber 
entre  mes  marns.  Ici  on  n^enveloppe  non  seulement  du  plus  grand  mist^re 
tont  ee  qui  est  relatif  ä  Taffaire  du  Concordat  d'Allemagne,  mais  ce  qui 
est  ineroyable  et  n^anmoins  positif,  c'est  qu'on  n'a  pas  m6me  ici  dans  ce 
niomeat  aucune  des  pi^s  ^crites  sur  cette  affaire  ä  Paris;  car  tous  les 

1)  Cfr.  No.  767. 

2)  Die  Protokolle  dieser  beiden  Pariser  Konferenzen  vom  30.  December  1804 
imd  vom  2.  Januar  1805  sind  gedruckt  bei  Sicherer,  Staat  und  Kirche  in  Bayern, 
Münelieii  1874,  Urkunden  No.  6,  nach  einer  Abschrift  aus  dem  Cabinet  des  Kur- 
^^iBten  Enkanslers,  ganz  übereinstimmend  mit  der  hier  vorliegenden  Abschrift. 
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JnUlS  P^^^^^  4^  y  etoient  relatift,  forent  mis  p«r  ezrenr  dans  les  Caiaaei  f 
devoient  premi^rement  saivre  le  Pape  et  qni  ne  acut  pas  enoore  airivM 
et  cela  est  si  vrai  qae  Monsignor  della  Genga  a  demand^  et  oUenn  eofi 
des  mdmes  pi^oes  que  j'ai  rhonnenr  d'enyojer  ci-jointes  k  Y.  M.,  et  qil 
n'avoit  pas  Tiies  jnsqu'ici,  anssi  pen  qae  U  Carte  Dioc^aine,  dont  il  y  <| 
qnestion.  Y.  M.  daignera  voir  en  pareonrant  rindiiBe  qn^elles  renfennenth 
observatioDS  des  Cardinaux  qui  avoient  aceompagn^  le  Pape  k  Paris,  H 
le  projet  d'an  Concordat  pr6sent^  par  l'^lectenr  ArcM-Chancelier  ii  Is  Gm 
de  Rome.  Qnelque  peine  qae  je  me  suis  donn^  poor  me  proGorer  ce  pnfi 
lai  m^me,  je  n^y  ai  pas  r^assL  Peat-etre  serai-je  plus  henrenx  k  pHm 
qae  j'en  connois  one  partie,  sartoat  lorsqae  les  papiers  seront  srriT^  i 
Paris.  En  attendant  on  peat  en  qaelqae  fa9on  se  passer  de  eette  pite 
pnisque  les  conförences  ci-jointes  montrent  clairement  et  jasqn^ä  dem  « 
trois  articles  pr^s,  les  dispositions  qa'elle  renferme.  n  me  paroftroit  e» 
ti^rement  inatile  d'accompagner  oes  deax  pi^ces  d'an  Gommentaire  d^taOii 
Presqae  chaqae  Article  montre  olairement  dans  qael  esprit  est  eon^  k 
projet  de  ce  Concordat,  et  j'ose  me  flatter  qae  Y.  M.  y  troavera  plus  qm 
confirm^  tont  ce  qae  j'eas  Thonnear  de  Lai  dire  dans  mea  th.  rapports  dt 
11.  F^vrier  et  da  17.  Novembre^)  de  Tann^e  pass^,  concemant  lesiBtn« 
tions  de  T^lectear  Archi-Chancelier;  qa'Elle  me  fasse  aeolement  U  grt^ 
de  me  permettre  encore  les  observations  saivantes: 

Les  points  les  plas  frappans  dans  ce  projet  annex^  et  cenx  qni  V^ 
tent  principalement  atteinte  aax  droits  de  Boaverainet^   des  Prinees,  06 
paroissent  6tre  les  dispositions  snr  les  Dotations  Cldrieales;  nr  to 
Commnnications  libres  avec  le  St.  Si^ge;    sor  le    maintien  des 
Concordats  de  Nicolas  Y.   et  snr  ane  eertaine  inflaence  qne  Ui 
J^Y^qaes  devroient  exercer  snr  l'instraction  pnbliqiie.     Le  piioe^ 
qae  toates  les  Dotations  Cl^ricales  seront  faites  en  bien-fonds  et  qae  ees 
biens  seront  abandonn^  ä  l'administration  des  fiv^qaes  ^tablis  —  Art  H 
de  ce  projet  —  rendroit  ceax-ci  en   qaelqae  fa9on  ind^pendans  de  le«» 
Sonverains,  sartoat  qaand  ils  savent  qae  ces  demiers  n'osent  pss  d'*P^ 
l'Article  X  commaer  cette  dotation  dans  ane  pension  annnelle  et  qn» 
n'ont  qa'ä  s'addresser  aa  Nonoe  da  Pape  poor  demander  le  maintieB  di 
Concordat  dans  ce  point.     On  aooorde  par  lä  ä  la  Coar  de  Borne  on  ^ 
qa'elle  ne  devroit  jamais  avoir,  de  s'immiscer  dans  le  temporel  dn  deig^  ^ 
Von  devra  s'y  opposer  donblement  platöt  qae  de  voir  qae  les  biens  da  Clerir 
soyent  mal  administr^s,  on  qae  oelai-ci  par  son  indnstrie  oa  par  raagmentanon 
da  prix  des  denr^es   devienne  beaacoap  plas  riebe  et  plas  pnisssat  (fl^ 
avoit  ea  l'intention  de  le  faire.     Et  qaand  m^me  les  Princes  ne  se  pn^ 
roient  pas  enli^rement,  en  accMant  k  ces  dispositions,  da  prinoipsl  moj^ 
de  s'assarer  de  Tob^issance  da  haat  clerg^,  je  veax  dire  la  sappressios  ^^ 

1)  No.  767. 
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reyennSy  il  est  Evident  qn^ils  s'en  rendront  mfiniment  plus  difBoile  l'ex6-  jr?^3 


La  libre  communication  avec   la  Cour  de  Rome,   dont  parle 

l'^Artiele  2LY11,  ne  semble  avoir  ^t^  aocord^  danB  le  projet  de  r£lectear 

.Ajnelii-Oliaiioelier  qn'aux  £ydqneB  senls.     LeB  Cardinanx  en  ont  d^sir^  Tex- 

tenaioB  k  tous  leB  Gatholiques  saiiB  exception  et  T^leeteiir  Arehi-Ghaiicelier 

«'est  empiesB^   d'y  eonsentir.     üne  pareille  libert^  öte  k  l'antorit^  eivile 

tonte  posaibilit^  de  snrveüler  les  d^marches  de  la  Oonr  de  Borne,  et  m^ine 

Jm.  loi  qne  niil  D^ret  Bomain  ne   devroit  6tre  publik  sana  le  placet  du 

QouTeniement,  deviendroit  nulle  par  eile  m6me;  pniBqne,  si  ces  D^rets  pen- 

▼eot  entrer  de  par  tontes  lea  royes  qnelconques  dans  le  pays,  il  ne  pent 

^a^res  plns  emp^her  qnW  grand  nombre  ne  a'en  tehappe  m€me  k  aa  tI- 

gllance.     Le  Minlatre  de  Y.  M.  a  tonjonra  regard^  avec  raison  la  dtfense 

de  tonte  conunnnieation  directe  arec  la  Gonr  de  Borne  comme  la  rentable 

baae  da  ayatäme  qu'EUe  a  ai  aagement  adopt^  ponr  lea  rapporta  de  8ea 

«ngets  Catholiqnea  arec  la  Conr  de  Borne,  et  certainement  ne  pent-on  aans 

de  granda  ineonv^niena  anivre  qn'nn  dea  deox  ayat^mes,  on  de  ne  point  ae 

mtter  de  tona  lea  rapporta  aveo  Borne,  lunai  qne  le  fönt  le  Dannemarc  et 

la  Sa^de,  la  Saxe  et  d'antre  paya,  on  de  lea  sonmettre  enti^rement  et  sana 

aneiue  reatriction  k  l'inapeelion  dn  Gonyemement    Nnl  antre  point  ne  me 

semble  anaai  important  qne  celni-ci. 

La  politiqne  de  la  Gonr  de  Borne,  ae  aervant  de  pr^textes,  en  appa- 
renoe  innocenta,  ponr  venir  k  aon  bat,  ae  montre  pleinement  dana  Fobaer- 
▼ation  dea  Gardinanx  k  TArtide  XIY.  En  parlant  dea  nominations  dea 
difförentes  placea  dana  lea  Ghapitrea,  ila  proposent  de  anbatitner  aox  parolea 
gdadralea:  d'apr^a  Tnaage  ^tabli  jaaqa'ici,  —  la  mention  expresae 
da  Concordat  de  Nieolaa  Y.  comme  l'orgine  de  ces  droita,  et  l'£ieotenr  Arcbi* 
Chancelier  y  eonaent  aana  ancone  dif&cnlt^.  Ila  proposent  encore  de  ne  paa 
parier  da  Droit  dea  premi^rea  pri^rea,  exerc^  joaqa'ici  par  TEmpereor, 
paree  qa'il  ne  falloit  paa  r^reiller  Tancienne  diapnte  aar  ^Obligation  de  la 
demande  de  l'Indnlte  Papale  poar  l'exercice,  extorqa^  dea  foibleaaea 
de  TEmperear  Fr^d^ric  lU.  Si  le  Goncordat  de  Nicolaa  Y.  6toit,  comme 
on  le  propoae  ici,  formellement  aanctionn^  aotuellement,  il  commenceroit 
premiteement  k  pr^ent  k  devenir  v^ritablement  pemicienx  k  l'Allemagne; 
ear  joaqalei  aa  validit^  6toit  miae  en  donte  k  toat  moment  par  lea  Princea 
et  m^mes  par  les  ^v^qaes,  et  il  y  avoit  dea  Provincea  enti^rea  en  Allemagne 
oü  il  n'avoit  jamaia  6t6  reconnn. 

Lea  diapoaitions  de  TArticle  XYI  ne  aont  paa  aaaez  dairement  indi- 
qn^,  ponr  qn'on  pniaae  en  jnger  aasez  complettement;  mais  l'observation 
qne  Tfilectenr  Arcbi-Ghancelier  fait  k  cet  article,  laiaae  anppoaer  qa'il  y 
aocorde  aax  £y^aea  ane  certaine  inapection  snr  les  Univerait^a.  Une 
pareille  inflnenee  opposeroit  sans  donte  les  plas  grands  obstades  aox  pro- 
grte  des  lami^res;  de  m6me  qae  le  droit  qae  lear  assigne  TArt  YI,  d'doi- 
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JnSlS  ^^'  ^^  ^^^"^  BömiiudreB  les  profeBaenn,  dost  Üb  n'approuTeroieDt  p» 
doctrine,  devroit  an  moins  6tre  assujetti  an  consentoment  pr^alable  du  ~ 
vernement.  D'aillenrs  oelni-ci  remettroit  entre  les  maiiiB  des  seolB 
l'^dnction  et  rinstraotioii  de  tons  lee  ecel^siastiqnes,  et  par  rinstradka 
morale  et  lee  Inmi^res  du  peuple  Im-m^me.  L'£lecteiir  Arehi 
n'a  pas  08^  contester  aux  PrinceB  le  droit  de  nommer  leurs  ^r^iiei; 
leB  obseryationB  h  TArtiele  Xn  prouvent  asses,  oombien  on  auoh  d^ 
le  faire.  L'expreBsion:  qne  les  Prinees  doirent  par  leor  libdralit^ 
rfiglise  m^riter  oe  droit,  qni  d6eouyre  tont  le  natorel  de  lenr 
oBt  bI  attentoire  ä  Fantorit^  Intime  des  PrinceB,  qn'il  fant  eap^rer  quo  e^i 
des  Gardinaux  et  non  pas  de  la  part  de  T^lectenr  Archichancelier  qi' 
est  venne.  An  snrplnB  U  est  ä  remarqner  qae  les  Cardinanx  ne 
point  dans  cet  Artide  rexpression:  qne  la  Rnssie  et  la  Prnflse 
ment  elles  m6mes  lenrs  ßy^qnes.     Malgr^  qne  la  Conr  de  Borne  n'es 

^  certainement  pas  mßme  se  flatter  d'empteher  jamais  V.  M.  d'exeroer 

Prärogative,  eile  ne  veut  ponrtant  pas  qn'il  existe  nne  seale  ligne, 
par  le  Pape,  dans  laqnelle  on  en  fasse  mention.    C'est  Ut  la  T^ritabto 
tiqne  romaine.     Les  tems  ponTroient  changer,  c'est  alors  qa'il  fant  a?oir 
mains  libres. 

Si  apr^s  tant  de  choses  nnisibles  anx  int^^ts  des  Prinees,  on  le 
mande  en  qnel  point  la  Cour  de  Borne  a  c^d^  de  son  cötö,  on  n^es 
Vera  absolnment  auciin.  Tont  est  ä  son  senl  avantage.  La  moä6r$6on 
taxes  de  la  Datarie  qn'il  est  tont  anssi  ais^  d'obtenir  sans  nn  Con< 
est  la  senle  cbose  qne  permettent  les  Cardinanx.  De  reste  la  Cm  A| 
Borne  ne  d^vie  pas  nn  moment  de  ses  prinoipes;  eile  ne  vent  pss  loi 
la  moindre  petite  expression,  par  laqnelle  on  ponrroit  croire  nn  max^ 
qn'elle  eonsentiroit  anx  demi^res  innovations  en  Allemagne;  eile  vent  mff 
le  reeäs  de  la  Deputation  de  T^mpire  de  la  m^me  mani^re  qn'elle  tn» 
encore  k  pr^ent  le  Trait6  de  paix  de  Westphalie.  Les  Cardinanx  s'opp^ 
sent  m^me  ä  ce  qne  T^lectenr  Arcbi-Chancelier  dit,  oomme  fl  9tam 
Tavoir  fait  an  premier  Artiele,  qne  les  diffdrentes  religions  doiveot  t^ 
dans  les  limites  qni  lenr  sont  assigndes  par  les  loix  de  TBrnpire;  ib  ^i^ 
qne  le  Pape  ne  pent  reoonnoitre  k  ancnn  pajs,  qnel  qn'il  soit,  poor  noi*^ 
la  rdligion  qni  y  est  librement  exerc^  et  k  laqnelle  nnl  hnmain  ne  M 
mettre  des  bomes  on  des  obstacles. 

Le  Conoordat  Italien  est  certainement  et  sans  ancnne  comparsiflon  ^ 
avantagenx  ponr  le  Pape  qne  celni  fait  avec  la  France.  H  a  Bern  ^ 
denunent  de  modMe  au  projet  de  l'^lectenr  Archichancelier,  mais  plnsi^^ 
dispositions  favorables  k  l'autorite  civile,  p.  ex.  celle  relative  an  W0^ 
qne  doit  prdter  le  Clergd ;  celle  ponr  radministration  des  fondationfl  pi^^i 
k  laquelles  doivent  intenrenir  les  Commissaires  du  Qonvemement  eic,  ^ 
ont  6t6  omises.  Tont  mürement  consid^rd,  il  est  non  senlement  eertain  4^^ 
la  Cour  de  Borne,  si  ce  projet  de  Concordat  s'ex6outoit,  jonissoit  pariii^ 
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nent  en  Allemagne  des  m^mes  droits  qu'autrefois,  mais  il  est  Evident  en-  y^^P^o 
»re  qae  ces  droits,  n'^tant  plus  comme  antrefois  contest6s,  mais  fond^  sar 
me  loi  rdcente  et  reconnae  par  tont  l'Bmpire  germaniqiie,  ils  deviendroient 
namtenaiit  senlement  bien  avantageiix  poür  Rome  et  yraiment  dangereux  k 
'tatoiit^  des  Princes  et  an  progr^s  des  Inmi^res.  Ge  danger  est  bien  plus 
paid  encore  ponr  1' Allemagne,  dont  la  Constitution  est  si  oompliqu^e,  qu'il 
le  seroit  dans  un  tltat  qui  ne  d^pendroit  qne  de  la  volonte  d'un  senl,  et 
I  deviendroit  pressant  en  effet,  si  le  seeond  projet  qne  V.  M.  daignera  trou- 
rer  dans  ces  pi^ces  et  l'^blissement  d'un  Nonee  perpetuel  k  Ratisbonne 
Koit  ex^at^.  Un  pareil  Nonce  seroit  un  Genseur  perpetuel  de  la  oonduite 
ks  Princes,  il  allumeroit  la  discorde  entr^eux  et  leurs  peuples  et  se  ser- 
liroit  de  l'autorit^  Imperiale,  pour  laquelle  il  seroit  k  son  tour  un  instm- 
nent  tr^  utile,  —  pour  lenr  üaire  la  loi. 

Les  persoimes  z^l^es  pour  le  bien  de  leur  patrie  ont  d^sapprouv^  dös 
le  commencement  l'id^e  d'un  Concordat  germanique,  puis  qu'ils  ne  vouloient 
point  que  les  Princes  reconnussent  par  un  pacte  l'influence  qu'ils  ne  per- 
mettent  k  la  Cour  de  Rome  que  par  condescendance  envers  leurs  sigets 
Cttholiques;  mais  on  auroit  pu  oublier  cet  inconv^nient,  si  par  le  Concor- 
dat m§me  on  6toit  parvenu  k  r^former  les  abus  ou  d'acqu^rir  une  libert^ 
plus  grande  au  Clerg6  national,  et  certes  auroit-on  pu  esp^rer  qu'on  force- 
roit  k  cette  occasion  la  Cour  de  Rome  k  introduire  une  autre  formule  de 
Krment  pour  les  £ydques;  cbanger  les  principes  pour  les  mariages  mixtes 
ou  sor  les  dissolutions  des  voeux,  si  non  des  meines,  au  moins  des  Cha- 
noines;  r6duire  le  nombre  des  Couvens  par  un  concert;  mis  une  plus  ample 
Um[i^  aux  £y6ques  etc.  Que  dire  k  präsent  d'un  Concordat  qui  ajoute 
SU  eontraire  k  l'autorit^  du  Pape  au  d^triment  de  celle  des  Princes! 

n  faut  esp^rer  qu'un  pareil  Concordat,  auquel  l'tllecteur  Arcbi-Chan- 
eelier  lui  m^me  ne  peut  pr^ter  les  mains  que  dans  l'id^e  de  se  pr^valoir 
de  Vautorit^  de  Rome  et  de  l'influence  de  la  Cour  de  Yienne,  pour  sauyer 
les  pr^tendus  droits  de  son  Si^e  Archi^piscopal  vis-ä-vis  des  Princes  moins 
pnisBans,  —  sera  rejett^  k  la  Diette  de  l'Empire.  Si  cependant  V.  M.  se 
borne  k  en  exempter  simplement  Ses  £tat8,  ce  qui  Lui  sera  infiniment 
uBd,  et  qu'Elle  ne  s'y  oppose  pas  directement  et  en  g^n^ral,  je  crains 
lUfanmoins  que  la  Cour  de  Rome  ne  parvienne  k  son  but;  car  tous  les 
antres  fitats,  m^me  y  oompris  la  Baviere,  sont  trop  foibles  pour  s'y  opposer 
^▼ec  BuccÖB.  Dans  cette  supposition,  les  Princes  qui  auront  sign^  ce  Con- 
^rdat,  ne  seront  plus  les  Mattres  dans  lenr  Clerg6  qu'avec  les  plus  grands 
«fforts  et  d'^temelles  disputes.  L'J^lecteur  Arcbichancelier  sentira  lui  m6me 
bientdt  le  joug  qu'U  s'est  impos^,  et  m^me  les  Princes  qui  n'auront  point 
pTu  part  k  cette  Convention,  souffriront;  car  la  Cour  de  Rome,  enorgueillie 
P&r  ce  nouveau  succös,  deviendra  plus  que  jamais  obstin^e  dans  ses  entre- 
PTV&««  iuY^t^r^es  et  hardies  dans  son  Systeme  usnrpatoire,  et  d^jä  k  pr^nt 

Princes  les  plus  puissants   ont  trop  peu  de  moyens  en   main  pour  la 

^iftftier,  Pieusen  und  die  kftth.  Kirche.    IX.  27 
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T^^A  diriger  selon  lenrs  intentions,  sans  heurter  de  front  leg  pr^jug^  de  leiom 
snjets  CathoUques.     Le  moyen  le  plns  effioaoe  de  parer  ä  tons  ees  inoon- 
y^niens  seroit  sans  doute  de  oonper  tont  conrt  k  tonte  n^goeiation  avee  le 
Pape  ä  la  Di^te  de    l'Empire^   en   d^clarant  fennement  qn'il  n'a  j 
exist^  de  rapport  entre  le  Pape  et  TEmpire,  mais  senlement  entre  Ini  et  1 
Prinees  Catholiqnes  de  rAllemagne;   que  la  Oonr  de  Bome  ne    peat 
cons^uent  pr^tendre  ä  ancnn  droit  snr  le  Corps  germanique  comme  tel,  et 
qn'elle  doit  se  bomer  k  faire  des  Gonventiona  [avee  cenx]  qni  veuleiit  bieaa 
s'y  sonmettre.     Cette  d^daration  reposeroit,  ee  me  semble,  sor  lea  droite 
ineontestables  da  droit  public  de  l'Allemagne.    Si  eependant  il  ^toit  impo»- 
sible  d'^loigner  enli^rement  la  n^ciation  avec  le  Pape,  il  seroit  pmdeot 
peut  6tre  d'insister  sor  ce  que  la  fixation  des  limites  dioe^saines  et  r^twb» 
lissement  des  nouveaux  ^y^ch^  fut  s^par^  du  Concordat  et  arrang^  prdfi^ 
rablement  k  tont  autre  objet.    Ge  point  essentiel  une  fois  termind,  on  ponr- 
roit  tratner  en  longuenr  les  n^ociations  sur  le  Gonoordat,  et  le  moyen  es 
seroit  ais^ment  trony^,  si  ayant  que  d^aceorder  k  la  Gonr  de  Bome   les 
ayantages  qu'elle  demandera,  on  Tinylteroit  k  rem^ier  anx  nombrenx  griefe 
que  l'^glise  germanique  porta  de  tont  tems  contr'elle.«  .  .  . 


Juli  16         852.   Immediat-Berieht  des  Staats-Ministers  v.  Massow.    Berlin  1805 

Juli  16. 

K  89.  32.  D.    Ansfertigang. 

Bei  Verleihung  geisUieher  Würden  soll  sieh  die  Befreiung  von  Oebühren  nur  auf 
die  öhargen-  und  Skm/pd-QebÜhren,  nicht  auf  die  der  Oeheimen  KancUei  bexieken. 

»Der  Staatsminister  y.  Voss  hat  mir  die  Kabinets-Ordre  yom  22.  No- 
yember  pr.   mitgeteilt,    naeh  welcher  E.  M.  dem  Rector  y.  Gorozyeiewsld 
die  Würde  eines  Gommendatur -Abtes  yon  Sulejewo  mit  einer  damit  ver- 
knüpften Einnahme  yon   152  Rthlr.   35  Gr.    7  Pfg.  zn  eonferiren   und  zu- 
gleich  die  Befreiung  yon  allen  damit  yerbundenen  Gebühren  zn  bewilligeB 
geruhet   Dieser  . . .  Ordre  gemäss  ist  auch  das  Patent  für  den  y.  Gorcsjcsevaki 
ansgefertiget  und  yon  E.  K.  M.  yollzogen  worden.    Der  bisherigen  YerfaaBn^ 
gem&ss  sind  bey  Dispensationen  yon  Ghargen-  und  Stempel-Gebühren  jeder- 
zeit Geheime  Eanzelley-Gebühren  genommen  worden.     Meine  Geheime  Kan- 
zelley  kann,  bey  der  Beschränktheit  ihrer  Einnahme,  diese  Gebühren,  wenn 
die  darauf  angewiesenen  Besoldungen  gedeckt  werden  sollen,    nicht  woU 
entbehren;  daher  ich  E.  M.  ...  bitten  muss,  in  diesen  und  ähnlichen  Dia- 
pensations- Fällen   die  gnädigst  bewilligte  Dispensation  blos  auf  Chaigen- 
und  Stempel-Gebühren  einzuschränken.  Die  Stelle  des  Rectors  y.  Gorozyosewski 
trägt  mit  der  yerliehenen  Würde,  wie  oben  gedacht,  152  Rthlr.  35  Gr.  7  P|g., 
daher  würde,   wie  ich  glaube,  der  schon  mit  Rücksicht  hierauf  gemässigte 
Satz  yon  28  Rthlr.  20  Gr.  gegen  die  bei  weiten  hohem  Sätze  der  Geheimen 
Kanzelley-Taxe  pag.  18  und  19  in  gegenwärtigen  Fall  yon  dem  Impetranten 
zn  nehmen  seyn.« 


i 


Konkordat.    Kanzleigebtthren.    Halle.  4j[9 

Band-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme:  jir^ 

»23.  July  1805. 
Fflr  jezt  und  fOr  die  Zukunft  zu  approbiren. « 

Hiernaeh  Cabinets-Ordre  an  Voss,  Charlottenbnrg  1805  Juli  23.       Juli  23 

B.  89.    MinftUn  des  Cabinets. 


853.  Berioht  der  Magdeburgsehen  Kriegs-  und  Domainen-Kammer  an  Juli  17 
das  Niedersachsische  Departement.    Magdeburg  1805  Juli  17. 

6«]i.-I>ir«kioriiia  Kagdebiirg.  CLUL  23.    Ausfertigong,  gez.  t.  Bfilow;   SehOnwald;  OoMler; 
JasamMia;  Toigtel,  Sp«&gler. 

Die  man  Wiederaufbau  des  Kaiholüehen  Predtger-Hauses  in  Baue  xu  betoÜligende 

KoOekie, 

Der  Magistrat  zu  Halle  hat  berichtet:  »dass  ein  sich  dort  ehemals  auf- 
gehaltener (sie!)  polinischer  Graf  Ignaz  Oginsky  das  jetzt  abgebrannte i) 
Pre^erhaua  im  Jahre  1774  für  die  dortigen  katholischen  Geistlichen  erkauft, 
es  denselben  eigentümlich  zur  Wohnung  geschenkt  hat,  und  dasselbe  seit 
jener  Zeit  von  den  katholischen  Geistlichen  teils  aus  eigenen  Mitteln,  teils 
durch  die  erhaltenen  Unterstützungen  im  baulichen  Stande  erhalten  ist. «... 

Die  KoUecte  »in  den  Städten  hiesiger  Provinz  und  von  den 
katholischen  Klöstern«  hatte  die  Kammer  bereits  am  1.  März  1805 
beantragt,  da  das  Gebäude  nur  zu  400  Bthlr.  in  der  Feuerkasse  versichert 
sei  nnd  dessen  Wiederaufbau  wenigstens  1500  Bthlr.  koste. 

Angern  ersuchte  hierauf  am  9.  April  1805  Massow:  »Da  die  .  .  . 
Kollekte  in  solcher  Art,  aller  Wahrscheinlichkeit  nach,  nur  wenig  aufbringen 
^tlide,  gleichwohl  aber  dem  Bedürfniss  dieser  Gemeinde  abgeholfen  werden 
01188,  .  .  .  nach  dem  Circulare  vom  7.  Januar  d.  J.  in  sämmtlichen  Provinzen, 
eiel  8üd-Preussen,  Schlesien,  Franken  und  den  Entschädigungs-Provinzen, 
eine  Eirchen-Collecte  ausschreiben  zu  lassen,  in  welchem  FaUe  ein  gleiches 
ui  Kncksicht  der  katholischen  Kirchen  in  den  Entschädigungs-Provinzen  von 
mir  yerfOgt  und  wegen  der  Haus-Collecte,  die  bey  den  katholischen  Glaubens- 
OenoBsen  durch  die  Unterbehörden  zu  halten  ist,  das  nöthige  von  mir  ver- 
anlasst werden  soll.« 

Aach  das  Magdeburgische  Konsistorium  empfahl  am  18.Aprill805 
^e  Kollekte  bei  der  Armuth  der  katholischen  Gemeinde  zu  Halle  angelegent- 
licliBt,  nnd  am  9.  und  26.  August  1805  wurde  sie  von  Massow  und  von 
ungern  aosgeschrieben.  Der  Erfolg  war  so  gering,  dass  sie  Angern  und 
Hasgow  am  25.  März  und  4.  April  1806  nochmals  in  Erinnerung  brachten. 
Doch  ergab  auch  dann  die  Haus-Kollecte  in  der  Kurmark  nur  7  Bthlr. 
ß  ör.    (Bericht  vom  19.  Juni  1806.) 

i)  Am  6.  Januar  1805. 
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Jnu^8         ^^-    Entwurf  eines  Schreibens  der  Staats-Minister  Frlir.  v.  d.  Rede 
und  V.  Massow  an  den  Staats-Minister  Graf  Hoym.    Berlin  1805  Jnli  18. 

R.  46.  B.  166.  a.    Aosfertigiug',   Goncept,  gez.  B«ck,  gesehiiebwi  von  Banmer.    Hiekt  mhg^ 
gangen,  wegen  der  inzwischen  an  Hoym  und  Massow  erlassenen  Cabinets-Ordre  vom  18.  April  tSOS,  Ho. $22. 

Die  beabsiehttgte  gememsehafüiehe  Kommission  fwr  die   Ueberiassung  katholdsekfr 

Kirchen  cm  protestantische  OemeindenA) 

Uebersenden  die  Cabinets-Ordre  vom  23.  März  1805  ^j: 

.  .  .  »Wir  haben  .  .  .  wegen  aller  froheren  Vorgänge,  welche  hierin 
einschlagen,  im  Archive  nachsehen  .  .  .  lassen  und  sind  nunmehro  im  Stande, 
E.  E.  hierüber  ein  vollständiges  Resultat  mitzuteilen. 

Dagegen  erbitten  wir,  was  fOr  den  vorliegenden  Fall  bei  weitem  das 
wichtigste  bleibt,  diejenigen  auf  Local-Kenntnis  gegründeten  Data,  welche 
am  besten  dazu  geeignet  sind,  zweckmässige  Beschlüsse  bei  Sr.  M.  gemein- 
schaftlich in  Antrag  zu  bringen. 

Um  hierzu  zu  gelangen,  erlauben  wir  in  dieser  Sache  uns  folgendes 
D^taU. 

In  der  Gunauer  Sache  sind  Sr.  M.  die  vom  Schlesischen  Friedenaschlnaa- 
massigen  statu  quo  hergenommenen  Qründe  wider  die  Einräumimg  sehlesischer 
katholischen  Kirchen  und  besonders  des  Vermögens  derselben  an  Protestanten 
vorgetragen,  indess  von  Sr.  M.  nicht  genehmigt  worden. 

Es  kömmt  also  bloss,  und  da  S.  M.  noch  in  der  jetzigen  Gabinet»- 
Ordre  die  Beschwerden  des  Fürstbischofs,  dass  katholische  Earchen  in  Dörfern, 
worin  kein  einziger  katholischer  Wirth  mehr  ist,  an  Protestanten  gelanges, 
für  ungegründet  erklären,  darauf  an: 

ob  etwann,  nach  dem  was  der  Fürstbischof  von  intoleranten  Auf- 
tritten einmischt,  eine  Stimmung  existire  und  wohl  gar  von  der 
katholischen  Geistlichkeit  befördert  und  unterhalten  werde,  Vorgänge 
der  Art  dazu  anzuwenden,  Misvergnügen  zwischen  den  Eünsassen 
beiderlei  Religion  hervorzubringen,  oder  auch  vermeintliche  Be- 
schwerden in  das  Ausland  zu  bringen  und  sey  es  im  Lande  oder 
Auslande  Sensation  zu  erregen. 

Wäre  das  der  Fall,  so  würde  Grund  seyn,  einstweilen  entweder  gar 
nicht  oder  doch  sehi*  sparsam  und  vorsichtig  mit  dergleichen  Veränderungen 
zu  Werke  zu  gehen,  und  daher  Sr.  M.  diesen  Stand  der  Sache  anzuzeigen. 

Hierüber  also  erbitten  wir  besonders  E.  E.  erleuchtetes,  auf  den  eigent- 
lichen temporellen  und  Local-Stand  der  Sache  gegründetes  Senlament. 

Was  demnächst  den  obenerwähnten,  nach  Sr.  M.  allergnädlgsten  Aeusse- 
rung  zulässigen  Antrag  des  Bischofs  sub  A.  betrifift,  so  ist  in  einzelnen 
Fällen  das  Wesentliche  davon  schon  beobachtet  worden  und  würde  aller- 
dings der  Bischof  als  part  zu  hören  seyn.  Wir  beziehen  uns  auf  einzelne 
Specialschreiben,  die  wir  zu  den  einzelnen  Sachen  abfassen,  wegen  der  An- 


1)  Cfr.  No.  822  und  868.  2)  No.  809. 
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Wendung,  welche  von  jenem  Orondsatze  auf  die  gedachten  emzehien  Fälle   j^^q 
ni  machen  seyn  möchte. 

Da  indess  auf  alle  Fälle  ein  Bericht  an  S.  M.  nötig  seyn  wird,  so  wird 
dabei  ein  sehr  bedenklicher  nnd  verfänglicher  Anadmck  in  der  bischöflichen 
Yoratellnng  zu  releviren  seyn.  Es  ist  der,  wo  der  Bischof  von  einem  geist- 
lichen Commissario  spricht,  den  er  einer  jeden  Commission  wegen  einer  ab- 
nnehmenden  Kirche  beifügen  wolle. 

Dieser  lauft  wider  alle  Verhältnisse  des  Fflrst-Bischofs  als  ünterthan 
SU  dem  Könige  als  Landesherm.  Commissarien  ordnet  nnr  der  Landesherr 
an.  Wollte  man  dergleichen  dem  Bischof  gestatten,  so  träte  er  mit  einem- 
male  anstatt  als  snbordinirte  geistliche  Behörde,  als  coordinirte  geistliche 
Macht  anf  . 

Die  Commission  nnd  die  Commissarien  sind  königlich  nnd  müssen 
königlich  seyn.  Einen  Bevollmächtigten  mag  der  Bischof  zur  Commission 
senden.  Dieser  aber  ist  alsdann  Partey,  nnd  Commissio  instmirt,  berichtet 
nnd  regolirt. 

Die  Ansdrttcke  sind  gar  nicht  gleichgültig.  Sie  sind  von  Einflnss  anf 
die  Sache.  Die  Form  dient  zur  Erhaltung  des  Materiellen  und  in  Sachen 
lechtmässiger  landesherrlicher  Rechte  circa  sacra  kann  ohne  Schade  und 
Gonsequenz  nicht  um  einen  Schritt  nachgegeben  werden. 

Wir  gehen  zur  Alternative  b  über,  welches  gerade  diejenige  ist,  über 
welche  8.  M.  Bericht  erfordert  haben. 

Hier  ist  es  nun  von  Seiten  des  Fürstbischofs  geradehin  auf  nichts  ge- 
nngeres  angesehen,  als  auf  eine  gemeinschaftliche  Commission  zur  Unter- 
ftnchnng  der  Religionsbeschwerden. 

Hier  ist  also  geradezu  das  ausgedrückt,  was  vorhin  nur  angedeutet 
wnrde.    Und  hier  ist  die  Form  und  die  Materie  gleich  bedenklich. 

1.  Die  Form.  Wir  haben  so  eben  das  unschickliche,  unpassende  einer 
zinschen  dem  Könige  und  dem  Fürstbischof  gemeinschaftlichen  Commission 
erwähnt  und  bemerken  hier  nnr,  dass  sich  der  Fürstbischof  ganz  vergelbich 
^  ein  vermeintlich  oder  nicht  wirklich  ähnliches  Beispiel  von  1750  bezieht. 
Allerdings  hat  1750  eine  Commission  wegen  gegenseitiger  Religions- 
Beschwerden  der  Protestanten  und  Katholiken  Statt  gehabt.  Aber  nicht 
eine  gemeinschaftliche,  sondern  eine  blos  Königliche,  welche,  wie  recht, 
billig  nnd  natürlich,  beide  Theile  hörete  und  zu  concUiiren  suchte,  nicht 
&ber  selbst  als  transignirender  ^)  und  mit  der  katholischen  Geistlichkeit 
padscirender  Theil  auftrat 

l^e  beiden  Minister  von  Cocceji  und  Graf  Münchow  berichteten  viel- 
inehr  an  den  König  und  der  König  entschied. 

Sa  ist  aber  auch  femer  gar  nicht  abzusehen,  warum  in  materialibus 
itzo  eine  solche,  wann  auch  wie  damals  in  der  Form  richtig  organisirte 
ConaniaBion  angeordnet  werden  sollte. 

1]  Bic!  wohl  »transigirender«. 
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r3?^fi  Damals  waren  noch  alle  VerhältDiBBe  neu.     Die  klareaten,  leiebterten, 

billigsten  Dinge  fanden  nicht  selten  annoch  Schwierigkeiten  bei  den  Scbl«- 
schen  Katholiken.     Jene  Maassregel  war  also  angemessen. 

Itzo  nnter  ganz  verflnderten  umständen,  nach  einer  mehr  als  seehasig- 
jährigen  Ruhe  nnd  Toleranz,  nach  flberall  in  Thätigkeit  gesetzten  riditigen 
Grundsätzen  des  Migestätsrechts  circa  sacra,  wtlrde  eine  solche,  wenn  aneh 
richtig  organisirte  Commission  ganz  zweckwidrig  wirken. 

Im  Lande,  wie  im  Aaslande  würde  Sensation  nnd  die  Id6e  entstehen, 
dasB  doch  wohl  grosse  Differenzien  vorhanden  seyn  mflssen,  wenn  man  sogar 
eine  eigne  Commission  zu  ihrer  Beseitigung  niedersetzen  mtlsse.  Ja  ^ 
Commission,  welche  den  Zweck  haben  soll,  die  vermeintlichen  Differenaen 
zu  beseitigen,  wUrde  selbst  dergleichen  herbeif&hren ,  so  wie  in  maneben 
Ländern  die  Zahl  der  Advocaten  der  Frozesssncht  Nahmngsstoff  giebi. 

Man  wird  also  wohl  nicht  anders  als  dieser  Id^  sehr  entgegen  seyn 
können.  Dagegen  aber  wird  man  versichern  können,  dass,  fernerhin  wie 
bisher,  jede  etwanige  Religionsbeschwerde  von  den  Behörden  gern,  willig, 
gründlich  nnd  nnparteyisch,  nach  vorgängiger  Vemehmnng  des  BiscliofB, 
untersucht  und  bei  befundenem  Qmnde  abgestellt  werden  solle. 

So  erscheinet  wenigstens  uns  die  Sache  nach  unsem  Datis.  Wir  werden 
aber  E.  E.  ganz  besonders  verbunden  seyn,  wenn  dieselben  unsere  Awgwht 
durch  das,  was  sich  Ihnen  aus  Ihren  eben  so  tiefen  als  auj^ebreiteten  Local- 
Kenntnissen  darbietet,  zu  vervollständigen  geruhen  wollen. 

Gerade  um  dieses  letztere  ersuchen  wir  auch  E.  E.  in  Ansehung  der 
einem  blossen  Wink  ähnlich  sehenden,  vaguen,  aber  nichts  destoweniger 
höchstinteressanten  Angabe  von  den  angeblichen  intoleranten  Auftritten, 
deren  der  Fürstbischof  erwähnt. 

Diese  Materie  coincidirt  wiederum  mit  der  gleich  Anfangs  erwähnten. 
Sind  dergleichen  Auftritte  vorgefallen  oder  auch  nur  zu  besorgen,  ist  irgend 
ein  Grund  da,  dass  die  Vorgänge  mit  katholischen  Kirchen,  die  den  Protestanten 
eingeräumt  worden  sind,  entweder  von  selbst  nachteilige  Sensationen  er- 
regen, oder  auch  zu  einer  solchen  Erregung  gemissbraueht  werden,  so  scheint 
uns  Grund  genug  vorhanden  zu  seyn,  fttr  itzo  von  dergleichen  Veränderungen 
zu  abstraMren  oder  sie  nur  sehr  einzeln  und  auf  sehr  zuverlässige,  un- 
nachteilige individuelle  Grundlagen  zu  gestatten  und  darnach  Bericht  und 
Antrag  an  S.  M.  zu  erstatten  und  zu  forndren,  zumal  wenn,  was  nicht  unr 
mögUoh  ist,  die  jetzige  Calamität  der  Theurung  von  unruhigen  Köpfen  mit 
jenen  Differenzien  in  Verbindung  gesetzt  würde,  da  es  dem  Listigen  nur 
zu  leicht  ist,  bei  Unwissenden  heterogene  Dinge  zusammen  zu  bringen  und 
zu  Gährungsstoffen  zu  machen. 

E.  E.  ersuchen  wir  demnach  um  baldige  Mittheilung  von  Datis  und 
von  Dero  erleuchteten  Meinung,  worauf  wir  den  Bericht  zu  Dero  geMüger 
Mitzeichnnng  abfassen  werden.« 


SehlMien.    Gnesen.    Wancban.  423 

855.    iminediat-BerieM  des  Staats-Ministers  v.  Voss.    Berlin  1805  j^^ 

GMU-Direktoriun  BUdprenueii.  LXXIL  2S2.    Concept^  gM.  Voss. 

Aus  dem  Uebersehusse  des  Ämortüaiionsfonda  der  SchtddenmoBse  des  verstorbenen 
Enbischofa  von  Onesen  sollen  die  Schlösser  xu  Warschau  und  Skiemiewiee  für 
dessen  Naehf<^er  hergestellt  und  die  Mitglieder  der  Schulden-Beguiirungs-Kommis- 

sion  remunerirt  werdenA) 

»Die  R^aliraog  des  Schuldenwesens  des  verstorbenen  Fttrsten-£rz- 
bischofe  von  Gnesen,  Grafen  y.  Erasicki,  ist  nach  dem  von  dem  Regiemngs- 
Prftsidenten  ▼.  Meyer  zn  Warschan,  als  Direktor  der  deshalb  niedergesetzten 
Kommission,  eingegangenen  Bericht  nnnmehro  so  weit  gediehen,  dass  mau 
die  Znl&nglichkeit  des  vorhandenen  Amortisations-Fonds  im  voraus  berechnen 
kaui.  Wie  E.  EL  M.  ans  der  .  .  .  angebogenen  Uebersicht  A  zu  ersehen  ge- 
mhen  werden,  ist  nach  den  Angaben  des  p.  v.  Meyer  auf  einen  üeberschuss 

Ton 40503  Rthlr.  5  Ggr.  3  Pfg. 

zu  rechnen,  jedoch  davon  der  in  der  Uebersicht 
uigeftlhrten  Umstände  wegen  vor  der  Hand  noch 

die  Summe  von 21729      -       3    -    11    - 

abgesetzt  worden,  und  also  der  Üeberschuss  fdr 

jetzt  wenigstens  auf 18774     -       1     -     -    4 

anznnehmen,  wegen  dessen  vorläufigen  Verwendung  ich  mich  erdreiste,  E.  E.  M. 
folgendes  .  .  .  anheim  zu  geben: 

Es  sind  nehmlich  bisher  sowohl  das  bischöfliche  Palais  in  Warschau, 
wo  der  Erzbischof  künftig  zum  Teil  wohnen  soll,  als  das  erzbischöfliche  in 
Skiemiewiee    aus  der'  Hand   des   einen  Bischofs   in   die   des  andern  über- 
gegangen, ohne  dass  dabey  auf  deren  gehörige  Erhaltung  Rücksicht  genommen 
worden,   mithin  in  schlechte  Verfassung  gerathen,   und  es  lässt  sich  mit 
Grande  besorgen,  dass  bey  einem  solchen  ferneren  Verfahren  die  Gebäude 
am  Ende  ganz  unbrauchbar  werden.    Um  diesem  vorzubeugen,  scheint  mir 
dieüebergabe  an  den  neuen  Fürst-Erzbischof  von  Gnesen,  Grafen  v.  Raczynski, 
i^h  einem  Inventario,  mit  der  Bedingung  der  Unterhaltung  und  künftigen 
Rückgabe  in  eben  dem  Zustande,  am  zweckmässigsten.   Damit  letzterer  nun 
gut  sey  und  bleibe,    wird  eine  Herstellung  vorangehen  müssen,    weil  die 
jetnge  Beschaffenheit  sich  zu  einer  solchen  Ueberlieferung  nicht  eignet.    Die 
KoBten  dazu  werden  sich  auf  12  bis  höchstens  15000  Rthlr.  belaufen,  und 
lun  so  mehr  aus  den  vorhandenen  Ueberschüssen  des  Schulden-Tilgungs- 
fonds erfolgen  können,  als  solchergestalt  ein  Teil  dieser  Gelder  dem  Erz- 
bisthnm  auf  eine   zweckmässige  Art  zu  gut  kömmt.     In  so  fem  E.  E.  M. 
^esen  pflichtmässigen  Vorschlag  zu  genehmigen  geruhen  sollten,  werde  ich 
ffid  erforderliche  Eosten  gehörig  veranschlagen  lassen,  und  bey  Allerhöchst- 
äenenselben  hiemächst  den  weiteren  Antrag  .  .  .  machen.    Nach  Abzug  der 
vorerwähnten  15000  Rthlr.  würden  nun  gegenwärtig  noch  3774  Rthlr.  1  Ggr. 

1)  Cfr.  No.  807. 


424  Urkunden  No.  865— 857. 

/r^  4  Pfg.  disponible ,  und  woraus ,  da  E.  K.  M.  durch  die  nur  zur  Schulden- 
tiigung  bestandene  Vakanz  des  erzbischöflichen  Stuhls  nicht  gewinnen  woU^ 
diejenigen  Persohnen  remunerirt  werden  kdifhen,  welche  mit  der  Regnlimiig 
des  erzbischöflichen  Schuldenwesens  beschäftiget  gewesen  sind.c  .  .  .  Folgen 
die  Vorschläge  zur  Renumeration. 

Juli  29  Die  Cabinets-Ordre  an  Voss,  Charlottenburg  1805  Juü  29,    findet 

diese  Vorschläge  »ganz  zweckmässig«,  bestimmt  aber,  dass:  »das  gänzlidifi 
Ende  dieser  Schulden-Regulierung  abgewartet,  und  eher  keine  RemuneraüoB 
angewiesen  werden«  muss. 

Ausfertigimg  a.  a.  0. 

Juli  23  Gabinets-Ordres  an  Hoym  und  Voss  und  an  Voss  s.  unter  dem  6. 

und  dem  16.  JuU  1805,  No.  850  und  852. 


Juli  29  Cabinets-Ordre  an  Voss  s.  unter  dem  22.  Juli  1805,  No.  855. 


Juli  29         856.    Rescript  des  SOdpreussischen  Departements  »an  sämmtlieke 
3  sOdpreussische  Kammern«.    Berlin  1805  Juli  29. 

Gtoii.-Direktoriam  Bikdpreassen.  TtXXITT.  17.  (Oeneral-Yerordniuigen).  Abscliiift,  gez.  T«ib. 

Äbstelhmg  der  ProptfuUtonS'Äusübimg  der  katholischen  OeisÜiehkeii  und  Klöster  in 

den  Südpreussischen  und  Neuschlesischen  Domänen. 

»Da  es  eben  so  unanständig  als  schädlich  ist,  dass  die  katholische 
Geistlichkeit  direkten  Gebrauch  von  der  Schankgerechtigkeit  macht;  so  habes 
Wir  Allerhöchstselbst  mittelst . . .  Cabinetsordre  vom  23.  d.  M.^]  zu  genehmigen 
geruhet,  dass  die  Ausübung  dieser  Propinationsberechtigung  auch  in  den 
Domainen  von  Südpreussen  überall  abgestellt  und  zu  dem  Ende 

1.  die  Einziehung  sämmtlicher  Propinationsstätten  der  katholischen 
Geistlichkeit  und  Klöster  in  den  Südpreussischen  Domainen  verfügt; 

2.  deren  gegenwärtiger  effektiver  Ertrag  nach  Kammer-Prinzipien  ver- 
anschlagt und  dieser  den  Geistlichen  zu  ihrer  vollständigen  Schadloshaltung 
ohne  Abzug  bewilligt  werde;  hiemächst 

3.  in  so  fem  die  geistlichen  Brau-  und  Brennereigebäude  nach  der 
Einziehung  überflüssig  sind  und  zu  keinen  andern  wirthschaftlichen  Ge- 
brauche der  bisherigen  Eigenthümer  eingerichtet  und  genuzt  werden  können, 
solche  durch  Lizitation  veräussert,  die  daraus  gelösten  Summen  gegen  Zinsen 
untergebracht  und  diese  den  Geistlichen  überlassen,  und 

4.  die  Krüge  selbst  nach  und  nach  in  Erbpacht  ausgethan  werden;  so 
dass  der  Kanon  davon  den  bisherigen  Eigenthümem  zu  Gute  kommen  soll.« 


1)  Cfr.  No.  860.     \ 
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857.    Immediat- Bericht  der  Staats -Minister  Frhr.  v.  Hardenberg,  a^^^3 
V.  Massow  und  v.  Angern.    Berlin  1806  Angnst  3.  ^' 

S.  88.  138.  N.  Ansfertigong,  ges.  Hardenberg;  Seltroetter  »Name&i  des  BtMti-Miniftors 
T.  Ingera«  und  Hawow ;  du  Coneept  entstand  in  Angem's  Departement,  S.  34.  67. 

Die   Verwendung    der  Revenuen  der  jenseits  des  Rheines  aufgehobenen  geistlichen 
Korporationen^  xum  Behuf  der  damnificirten  OeisUiehenA) 

Bemerken  zn  der  Cabinets-Ordre  vom  23.  Mai  18052):  »Bey  der  sehr 
sorgsamen  nnd   gründlichen  Verhandlnng  dieser  Angelegenheit  durch  Com- 
missarien  aus  der  ehemaligen  Cleveschen  Regierung  und  der  Cleve-Märck- 
Bchen  p.  Kammer  ist  über  die  Grundsätze  weitlftnftig  gehandelt,   womach 
die  Sustentation  der  Geistlichen  von  den  jenseits  Rheins  aufgehobenen  Cor- 
porationen  ans  den  diesseits  befindlichen  Revenuen  bestimmt  werden  solle. 
Die  Regierung  hat  aus  der  .  .  .  Allerhöchsten  Versicherung  vom  20.  März 
1801 3],  so  wie  aus  dem  Allgemeinen  Landrecht,  Einleitung  §  75  und  76, 
ein  Recht  für  sämmtliche  Damnificirte  Geistliche  auf  eine  billige  Entschädi- 
gung hergeleitet.    Allein,  wenn  gleich  dieses  nicht  anerkannt  werden  kann, 
da  vielmehr  nach  dem  §  76  des  Reichs -Deputations -Beschlusses  nur  die- 
jenigen ein  jus  quaesitum  auf  angemessene  Sustentation  gehabt  haben,  deren 
Ck>rporationen   diesseit  Rheins   in  E.  K.  M.   Provinzen  Revenuen  bezogen 
haben,  die  in  diesseitigen  Provinzen  geboren  sind  oder  darin  schon  während 
des  Krieges  ihre  Wohnungen  genommen,  auch  schon  bisher  diese  Revenuen 
genossen  haben:  so  hat  man  doch,  da  sonst  zufiUUg  einige  viel,  die  mehrsten 
gar  nichts  bekommen  hätten,  es  allerseits  für  billig  gehalten,  sich  auf  das 
Ganze  zu  erstrecken,  die  Revenuen  sämmtlicher  jenseits  Rheins  aufgehobenen 
geistlichen  Corporationen,  welche  sich  in  den  diesseitigen  Provinzen  £.  K. 
M.  befinden,  zusammen  zu  werfen  und  nun  auf  die  Sustentation  sänmitlicher 
durch  die  Commissarien  zum  Etat  aufgenommenen  Geistlichen  in  der  Maasse 
Bttcksicht  zu  nehmen,  dass 

a)  für  diese  sämmtliche  Geistliche  gleichmässige  Sustentations- Sätze 
uigenommen  würden,  zumal  ex  post  nach  dem  Reichs-Deputations-Beschluss 
französischer  Seits  solche  ohne  Rücksicht  des  Geburts-Orts  ebenfalls  gleich 
behandelt  worden; 

h]  denjenigen,  welche  titulo  oneroso  von  E.  K.  M.  ihre  Präbenden  er- 
worben haben,  ein  Gewisses  darauf  zu  Gute  gethan; 

c]  extraordinarie  auf  sonstige  Hülfsbedürftigkeit  oder  sonstige  dringende 
Umstände  besondere  Rücksicht  genommen  werde. 

Nach  diesen  Grundsätzen  sind  von  den  Commissarien 
sab  a)  in  der  Regel  bey  den  Mitgliedern  der  Capitel  zu  Xanten,  Cleve 
^^  Cranenburg  der  holländische  Pensions-Satz  ad  277  Rthlr.  18^3  Sgr., 
W  dem  Capitel  zu  Wissel  der  französische  Satz  ad  131  Rthlr.  222/3  Sgr. 
genommen,  darnach  Supplements-Pensionen  vorgeschlagen,  die  Vicarien 
aber  bey  dem  französischen  Satze  belassen  worden. 

1)  Cfr.  Nr.  861.  2]  No.  834.  3)  No.  293. 
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A^^^q  anb  b)  sind  von  den  bezalten  Honorarien  bey  den  Gleveaehen  Oa|iiteiB 

3  p.Gent  vorgeschlagen,  weil  diese  schon  snb  a)  Pensionen  erhalten,  bey  dea 
anslftndischen  aber  6  p.Gent,  weil  diese  davon  ansgesehlossen  sind. 

sub  c)   sind  nach  den  besondem   Umständen   angemessene  Pensions- 
Qnanta  in  Antrag  gebracht. 

Diese  Grundsätze  sind  von  uns  sab  b  nnd  c  als  billig  anerkannt;  aber 
der  snb  a  hat  eine  nothwendige  Abänderung  dadurch  erleiden  mflssen,  das 
das  französische  Gouvernement  nachher  mit  der  Zalung  der  den  sämmtlidut 
Geistlichen  ausgesetzton  Pensionen  inne  gehalten  hat,  ohne  jedoch  zu  er^! 
klären,   ob  es  in  der  Folge  wieder  zu  zalen  fortfahren   wflrde.     Dadnrekj 
sind  wir  genötigt  gewesen,  ein  anderes  Princip  anzunehmen,  waa  aber  b^^ 
der  Ungewissheit  der  Verhältnisse  nichts  weniger  als  bestimmt  hat  s^%; 
sondern   sich  nur  nach   den  vorräthigen   Revenuen   und   darnach   einigep^l 
maassen  hat  richten  können,   dass  die  Geistlichen  unterdessen  doch  euagtl 
Sustentation  diesseits  erhalten  möchten.    Darum  haben  wir  die  Normal-SilMj 
in  unserm  Berichte  vom  13.  May  a.  c.  respective  bis  auf  340  nnd  360  Bftr^  | 
160  und  170  Rthlr.  erhöhet.     Wir  haben  dabey  nicht  verkannt,   vielmehr  j 
ausdrücklich  angefahrt,   dass  nach  dem  Reichs-Deputations-Beschlnase  avj 
diejenigen   Geistlichen  einen  rechtlichen  Anspruch   auf  die   diesseitige!  i 
Revenuen   hätten,    deren  Gorporationen  dergleichen  besessen   hittea;  wir 
haben  aber  auch   die  Billigkeits-Grflnde  in  Betracht  ziehen  zu  mfissen  ge-  ! 
glaubt,  welche  fflr   die  llbrigen  Geistlichen  sprechen,    indem  sie  ehemali 
bona  fide   filr  ihre  Stellen   an   das   diesseitige  Aerarium  oder  an  andere 
Officien,   denen  die  Präbenden  von  E.  K.  M.  geschenkt  waren,   ansehnlieht 
Summen,   oft  ihr  ganzes  Vermögen  oder  was   sie   sich   als  Kirchen-  vaA 
Schulbediente  sauer  verdient  hatten,  hingegeben  haben,  um  auf  immer  dar 
durch  ihres  Unterhalts  versichert  zu  seyn.     Besonders  haben  wir  geglanbt| 
dabey  die  ehemaligen  Allerhöchsten  Versicherungen,  sich  derselben  nseh 
Möglichkeit  anzunehmen,  berücksichtigen  zu  müssen ;  und  da  hier  dazu  an 
passender  Fonds  vorhanden  gewesen  ist,  so  haben  wir  hier  nicht  so  stroDge 
rechtlich  zu  Werke  gehen  mögen,  als  z.  E.  bey  den  Zehndtbesitzem  jenselii 
Rheins  der  Fall  ist,  wo  es  an  einem  solchen  Fonds  gefehlt  hat,  nnd  dei^ 
Unterstützung  aus  E.  K.  M.  Länder-Entschädigung  zu  vielen,  nicht  zu  über- 
sehenden Folgerungen  gefOhrt  haben  würde. 

Wenn  E.  K.  M.  befehlen  sollten,  dass  diese  Grundsätze  verlassen  we^ 
den  und  dass  man  sich  bloss  an  das  strenge  Recht  halten  solle,  so  wfl^ 
den  sehr  wenige  eine  nur  irgend  auskömmliche  Sustentation  bekommeiL 
Denn  es  besitzen  bloss: 

Das  Xantensche  Gapitel  in  diesseitigen  Provinzen 
an  Revenuen 4562  Rthh:.  —  Qgr 

und  das  Earthäuser- Erlöster  nach  dem  unterm 
13.  May  c.  vorgelegten  Sustentations-Etat  praeter 
propter 5000     -      —    - 
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da  Abb  Gapitel  zn  Cleve  nur 190  Rihlr.  —  Qgr.    /^^g 

das  Gapitel  sa  Granenbni^  gar  niehtB, 

das  Gapitel  sa  Wissel  nur 377      -       12     - 

und  das  Ehester  Fflrstenberg  nur 337      -       14     - 

in  Beyenfien  in  E.  K.  M.  Provinzen  zu  erheben  gehabt  haben. 

Die  westseits  Bheinisehen  anBlAndisehen  Gapitel  zn  Jülich,  Hinsberg, 
ftnster-Eyffel,  Sittart,  Wassenberg  nnd  Eerpen,  imgleichen  das  diesseits 
Qieins  im  Bergiaehen  gelegene  Gapitel  zn  Kayserswerth,  sowie  die  Fränlein- 
ttifter  nnd  übrigen  Klöster,  anf  die  in  dem  Snstentations-Etat  Rücksicht 
pnommen  worden,  haben  in  diesseitigen  Provinzen  nichts  besessen,  und 
Mudb  haben  also  die  Revenuen  von  sonstigen  geistlichen  Gorporationen, 
lelfihe  jenseits  Rheins  anfgehoben  worden  nnd  in  diesseitigen  Provinzen 
tevenllen  besessen  haben,  zn  Hülfe  genommen  werden  müssen. 

Was  die  Hülfsbedürftigkeit  der  Geistlichen  betrift,  so  ist  von  den 
Dommissarien  solche  allgemein  behauptet,  nnd  es  Iftsst  sich  solche  um  so 
Btelir  jetzt  annehmen,  da  diese  Personen  in  so  geraumer  Zeit  von  dem 
frtDz^^sischen  Qonvemement  nichts  erhalten  und  sie  in  der  Regel  ihr  Ver- 
ii9gen  auf  Acquisition  ihrer  Prftbenden  verwendet  haben.  Bei  Einzehien 
iind  besondere  Gründe  des  Mitieids  oder  der  Armuth  angeführt,  wie  solches 
fie  Bemerkungen  zu  dem  diesseitigen  Substentations-Etat  enthalten. 

Wir  verkennen  übrigens  nicht,  dass  die  diesseits  angenommenen  Grund- 
litze unmer  etwas  Willkürliches  haben;  Allein  bey  der  Ungewissheit  der 
Verhältnisse  ist  dieses  noth wendig  gewesen:  da  wir  auf  der  einen  Seite 
Ivch  bestimmte  Nachfragen  bey  den  französischen  Behörden  nicht  haben 
TeTanlasBen  mögen,  dass  die  dortigen  Pensionen  den  Percipienten  ganz  und 
Air  immer  inne  behalten  würden,  wenn  sie  etwa  dergleichen  sonst  noch  er- 
kielten,  auf  der  andern  Seite  aber  auch  die  Noth  dieser  Leute,  die  uns  in 
einzefaien  Fällen  zur  Wissenschaft  gekommen,  uns  bedenklich  gemacht  hat, 
^B  generellen  Etat,  mithin  auch  die  Unterstützungen  so  lange  aufzuschieben, 
ns  sieh  solches  von  selbst  entwickelt  haben  würde,  unter  diesen  Um- 
>t&nden  halten  wir  noch  jetzt  für  das  angemessenste,  die  unterm  13.  May 
^  c.  . . .  vorgetragenen  Grundsätze  vorerst  anzunehmen  und  allenfalls  nur 
ulgemem  die  Bestimmungen  hinzuzufügen: 

1-  dass  bey  der  Pensionirung  nach  den  vorgeschlagenen  Normal-Sätzen 
Qiejenigen  den  Vorzug  haben  sollten,  die  zu  den  jenseits  Rheinschen  Gleve- 
seilen  Corporationen  gehörten,  welche  in  diesseitigen  Provinzen  Revenuen 
gehabt  haben,  dann  erst  die  wirklich  Hfllfsbedürftigen  andern  Geistlichen, 
^d  endlich  die  mit  Pro  Genten  abzufindenden  aus  fremden  Stiftern  folgen 


) 


^'  dass  ihnen  auf  die  Normal-Quanta  aUes  angerechnet  würde,  was 
^«  vom  Auslände  erhielten ; 

^-  dass,  wenn  die  französischen  Pensionen  ganz  cessiren  mögten,  nur 
^*  8*tz  von  resp.  277  Rthlr.  I8V3  Ggr.  und  131  Rthlr.  22V3  Ggr-,  nicht 
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1805    aber  die  von  uns  unterm  13.  May  c.  vorgeschlagenen  erhöheten  SStae  ab 
höchster  Satz  verbliebe,  womit  demnftchst  die  ganze  Sostentation  anaatOibe. 

Mögten  E.  E.  M.  dieses  nicht  zu  genehmigen  geruhigen,  so  bittoi  vir 
solches  wenigstens  interimistisch  ftlr  die  Hfllfsbedtlrftigsten  festzosetEen,  in- 
dem demnilchst  nur  die  wenigen,  die  diesseits  Rheins  in  der  Provinz,  worin 
die  Revenuen  liegen,  gebohren  sind,  ein  jus  quaesitum  auf  Pension  haben, 
und  dann  die  Hfllfsbedflrftigkeit  der  sonst  sich  meldenden  Geistlicheii  vi» 
neuem  im  Einzelnen  genau  wird  untersucht  werden  müssen. 

Was  die  besonders  in  Vorschlag  gebrachten  Pensionen  des  DechrnnteB 
Ruys  und  Canonici  Jorissen  betrift,  so  können  wir  nach  unsem  Akten  be- 
zeugen, dass  beyde  sich  nicht  bloss  f&r  die  Geistlichkeit,  sondern  anch  filr 
das  Land  und  sftmmtliche  Eingesessene  in  der  ganzen  Zeit  der  unglttck- 
liehen  Krieges-Jahre  bestens  verwendet  und  mit  Aufopferung  eines   Theils 
ihres  Vermögens  ihnen  Linderung  und  die  Conservation  des  öffentlichen  und 
privai-Vermögens  zu  bewirken  gesucht  haben.    Insbesondere  haben  sie  durch 
Kegociationen  mit  den  französischen  Gonmiissairs  die  Impositionen  und  Re- 
quisitionen aller  Art  bey  mehrem  Gelegenheiten  gemildert    Im  Jahr  1796 
haben  sie  durch  eine  auf  ihre  Kosten  nach  Paris  unteniommene   Reise  die 
Devastation  der  Holzungen  der  Domainen-  und  Geistlichen  Gflter  abgewendet, 
und   im  Jahre   1798  ist  der  Ruys  mit  Vorwissen   des  Cabinets-Ministerii 
nach  Rastadt  gegangen,  um  bey  dem  damals  Allerhöchst  gut  gefundenen 
separaten  Cessiona-Tractat   wegen  der  jenseits  Rheinschen  Provinzen  zn 
concurriren,    der  freilich  durch  die  Eröfhung  der  zweiten  Campagne  zin- 
schen Oesterreich  und  Frankreich  unterbrochen  worden  und  nachher  nicht 
zu  Stande  gekommen  ist.    Dieses  hat  die  damalige  Landes-Depntation,  unter 
deren  Augen  alles  geschehen  ist,  ihnen  .  .  .  unterm  14.  April  1800  rOhm-  < 
liehst  bezeugt,  die  frühere  Verdienstlichkeit   derselben  ist  auch  durch  die 
.  .  .  Cabinets-Ordre  vom  1.  December   1797  Allerhöchst  Selbst  anerkannt, 
und  auf  alle  diese  Umstände  haben  wir  bey  Bestimmung  der  Pensionen  ftr 
dieselben  Rücksicht  nehmen  zu  müssen  geglaubt     Wir  sind  aber  weit  ent-   ! 
femt  gewesen,  solche  denselben  über  die  Gebühr  zu  erhöhen. 

Die  Commissarien  der  Cleveschen  Landes-CoUegien  haben  für  den 
p.  Ruys  wegen  seines  mannichfachen  Verlustes  und  in  Rücksicht  der  ob- 
gedachten  besondem  Umstände  überhaupt  eine  Pension  von  1800  Rthlr.  in 
Vorschlag  gebracht,  und  diese  hat  er  sich  selbst,  so  wie  für  den  Canonicos  , 
Jorissen  die  Belassung  der  vollen  Prftbende- Einkünfte  ad  600  Rtiilr.  als 
Pension  erbeten.  Allein  wir  haben  für  erstem  nur  1400  Rthlr.  und  Ar 
letztem  nur  500  Rthlr.  in  Antrag  gebracht.  Dabey  müssen  wir  bemerken, 
dass  nach  der  Verfassung  des  Cleveschen  Capitels  der  Dechant  eine  dop- 
pelte Präbende-Portion  gehabt  hat,  welches  bey  den  übrigen  Capiteln  nicht 
eingetreten  ist;  daher  ist  er  mit  den  Normal-Sätzen  von  2  Pr&bende-Por- 
tionen  und  von  der  Vicarie  zu  Wetze  angesetzt,  die  ihm  nicht  wol  ver- 
weigert werden  können,  und  da   er  die  Clevesche   und  Eayserswerthsche 


j 
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Plrftbende  von  E.  K.  M.  titnio  oneroso  acqnirirt  hat,  so  haben  nach  den-  }^^n 
gelben  Grundsätzen  ihm  3  pro  Gent  competirt,  da  er  nachgewiesener- 
maassen  dafür  8000  Rthlr.  bezalt  nnd  an  Bankosten  auf  die  verfallene  Curie 
4000  Rthlr.  verwandt  hat,  dergleichen  von  andern  nicht  nachgewiesen  ist. 
Hierdurch  kommen  freylich  immer  nur  1200  Rthlr.  heraus,  die  übrigen 
200  Rthlr.  haben  wir  aber  als  eine  Onaden-Bezengnng  und  zur  ErfOllung 
der  in  der  .  .  .  Cabinets-Ordre  vom  1.  December  1797  enthaltenen  .  .  .  Zu- 
sicherung einer  Präbende,  welche  ihm  nicht  zu  Theil  geworden  ist,  so  wie 
m  Verhältniss  gegen  den  Verlust,  der  ohne  das,  was  er  von  den  Eaysers- 
▼erthschen  Revenuen  diesseits  Rheins  noch  zu  hoffen  hat,  1925  Rthlr.  be- 
trlgt,  in  Vorschlag  gebracht,  und  in  gleichem  Verhftltniss  haben  wir  für 
den  p.  Jorissen,  der  nur  600  Rthlr.  an  Revenuen  verloren  hat,  eine  Pension 
?on  500  Rthlr.  für  angemessen  gehalten.«  .  .  . 


Schreiben  Reck' s  an  Hardenberg  s.  unter  dem  23.  April  1805,  Nr.  826.  Aug.  3 


858.    Die  Staats -Minister  Frhr.  v.  d.  Reclc  und  v.  Massow  an  den  Aug.  8 
Staats-Minister  Graf  Hoym.    Berlin  1805  August  8. 

R.  46.  B.  165.  a.    Concept,  gez.  Beek;  Xmsow.    Anweisong  Ton  Banmer. 

*Die  Üeb&rla88t4ng  der  ccUholiachen  Kirchen  an  protesUmttsehe  Qememden  in  Sckle- 
nen.€    Die  gemeinsehaftliche  Kommission  wegen  der  Eeligionsbeschwerden  müsse 

immer  eine  Königliehe  seinA) 

Uebersenden  die  Cabinets-Ordre  vom  23.  März  1805: 2)  >£s  ist  nun 
zwar  seitdem  die  neuere  Cabinets-Ordre  vom  18.  April  c.^]  ergangen,  welche 
eine  allgemeine  Norm  fOr  dergleichen  Angelegenheiten  giebt:  indessen  sind 
doch  noch  folgende  Gegenstände  aus  der  frflheren  Cabinets-Ordre  vom 
23.  Mart.  c.  zn  erledigen,  nehmlich: 

1.  der  Bericht,  welchen  S.  E.  M.  über  die  letztere  Alternative  des 
ftntbischöflichen  Vorschlages  verlangen,  und  zwar  über  den  Vorschlag  einer 
gemeinschaftlichen  Commission  zu  Untersuchung  der  Religions-Beschwerden. 

In  Rüksicht  dieses  Puncts  sind  wir  Seitens  des  Hoheits-  und  Oeist- 
lichen  Departements  der  Meinung,  dass  quoad  formam  von  einer  gemein- 
schaftlichen Commission  nicht  die  Bede  seyn  könne,  indem  diese  Commission 
öne  Königliche  seyn  würde,  zu  welcher  der  Fürst-Bischof  und  das  General- 
Vieaiiat-Amt  keine  Commissarien  senden  dürfen,  vielmehr  dabei  blos  als 
Parihei  entweder  selbst  oder  durch  Bevollmächtigte  erscheinen  müssen. 
Eben  dieses  würde  auch  in  einzelnen  Fällen  zu  beobachten  seyn,  wenn 
einzelne  Commissionen  in  Sachen  einzelner  Kirchen  und  Gemeinen  ange- 
ordnet werden. 

Qnoad  materialia  aber  würde  unsers  Erachtens  eine  allgemeine  Com- 
nÜBsion  wegen  Religions-Beschwerden  sehr  nachtheilig,  also  höchst  bedenk- 

1)  Cfr.  No.  864  und  868.  2)  No.  809.  3)  No.  822. 


430  Urkunden  No.  85&-8e0. 

1806  ||q]|  seyn,  indem  dadaroh  grade  erst  Beschwerden  herbeigefiahrt  weaAa 
dürften,  so  wie  in  manchen  L&ndem  die  grössere  Zahl  der  Advocaien  dis 
Processe  vermehrt. 

Knrtze  Zeit  nach  der  Eroberung  der  Provinz  Schlesien  hat  zwar  das 
dergleichen  allgemeine,  jedoch  blos  Königliche,  nicht  gemeinschafUidie  Cowt- 
mission  Statt  gehabt,  welche  beide  Theile  hörte  nnd  dann  decidirte:  da- 
mahls  aber  haben  manche  noch  schwankende  Verhältnisse  eine  solche  Com- 
mission  motivirt,  welche  jetzo  nach  fixirten  Verhiütnissen  nnd  nach  65  Jahiw 
der  wohlthätigen  Preussischen  Regierung  unnöthig,  ja  schfidlich  ist. 

2.  Fragt  es  sich:  ob  intolerante  Auftritte  Statt  gehabt  haben  ote 
zu  besorgen  sind,  auch  welche,  und  wie  eventuaüter  ihnen  entgegen  n 
wflrken  sey? 

üeber  vorstehende  Gegenstände  erbitten  wir  uns  demnach  E.  E.  ... 
Sentiment.«  .  .  . 

Ang.  12        859.  immediat-Bericht  des  Staats-Ministers  Frhr.  v.  Schroetter.  Beriii 

1805  August  12. 

B.  89.  32.  C.  Ansfertigang.    Concept,  korrigirt  und  gM«ielui«t  von  S^ro«it«ir,  0«L-nink> 
torinm  Nenostprenssen.  CXGVIL  5. 

Dem  Bischöfe  von  Wigry  solle  die  war  Bexahlitng  der  römiaeßten  Daiarie  und  der 
heimischen  Chargenkasse  etc.  nöthige  Summe  aus  dem  bis  xu  seiner  K[}nseiraU(m 

vakanten  bischöflichen  QehaUe  vorgeschossen  werden. 

»Der  von  E.  K.  M.  mittelst  .  .  .  Gabinets-Ordre  vom  24^^  MSn  v.  J. 
zum  Bischof  von  Wygry  in  Neuostpreussen  nominirte  Official  von  Goia- 
czewski  muss  fOr  die  Ausfertigung  des  päpstlichen  Consecrations-Breve,  dai 
mit  jedem  Tage  erwartet  wird,  975  Rthlr.  zur  Gasse  der  römischen  Datirie 
einzalen,  er  wird  überdies  f&r  die  Ausfertigung  des  Nominations-PateDti, 
sobald  nur  erst  seine  Gonseoration  erfolgt  ist,  eine  bedeutende  Somme  voi 
mehreren  Tausend  Thalern  an  Ghaigen-,  Stempel-  und  Geheimen  Canjdey- 
Gebühren  entrichten  müssen. 

Verfassungsmässig  muss  er  jene  vorschiessen,  und  eben  so  kann  er 
nicht  eher  zum  Genuss  des  bischöflichen  Gehalts  gelangen,  bevor  er  diese 
nicht  berichtigt  hat.  Der  v.  Golaszewski  besizt  indessen  kein  eigenes  Ver- 
mögen; zur  Bestreitung  dieser  Gebühren  würde  er  dahero,  wenn  er  seinen 
Stande  nur  irgend  gemäss  leben  sollte,  ein  Gapital  gegen  Zinsen  aofiaehmeB 
müssen,  hiedurch  aber  sein  Gewissen  mit  dem  Vorwurfe  belasten,  dass  er, 
wenn  er  vor  der  Berichtigung  dieses  bedeutenden  Anlehns  verstürbe,  seiner 
Eitelkeit  auf  Rosten  seiner  Rechtschaffenheit  ein  Opfer  gebracht  habe.  Der 
voi^  Golaszewski  ist  sonst  ein  moralisch  gut  gesinnter,  exemplarischer  Geis^ 
Ucher,  und  der  bey  den  dortigen  Einsassen  in  sehr  grosser  Achtung  steht, 
mithin  eines  Soulagements  in  jeder  Rüksicht  werth;  ich  erdreuste  mich 
daher,  E.  E.  M.  um  die  Erlaubniss  ...  zu  bitten: 

dass  sowohl  jener  ömische  Ganzley-,  als  die  Ghargen-Gassen-,  Stempel- 
und  Geheime  Ganzley-Gebühren,  aus  dem  vacanten  bisdbiöflichen  Oe- 
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halt  der  4000  Rthlr.  jährlich  vorgeschossen  und  hiemftchst,  wenn  a^^^^q 
der  von  Golaszewski  oonsecrirt  ist  nnd  zum  Qehalte  gelangt,  dnroh 
▼ierteyfthrige  Abzüge  von  500  RtUr.  wieder  ersezt  werden  mögen. 
Gegen  die  Besorgniss,  dass  der  von  Golaszewski  vor  endlicher  Berichtigung 
dieses  Vorschosses  versterben  könnte,  glanbe  ich  nur  anfuhren  zu  dürfen, 
dass  E.  K.  M.  sonst  den  neuen  Bischöfen  das  mit  der  Würde  verknüpfte 
Gehalt  vom  Tage  der  Nomination  zu  bewilligen  geruhet  haben,  der  von 
Golaszewski  solches  aber  erst  von  dengenigen  Viertel  Jahr  ab,  in  welches 
seine  Consecration  fiült,  beziehen  wird.  Wftre  der  p.  v.  Golaszewski  hierinn 
i;leieh  andern  Nominaten  begünstigt  worden,  so  würde  er,  da  die  huldreiche 
Nomination  schon  mittelst  .  .  .  Gabinets-Ordre  vom  24^^  Mirz  d.  J.  erfolgt 
ist,  durch  das  unterdessen  bezogene  Gehalt  fast  eben  so  viel,  als  die  sämt- 
üehen  Gebühren  betragen,  bezogen  haben,  dagegen  aber  auch  nur  eine 
Yierteljfthrige  Gehalts-Rate,  als  vaoant,  zu  £.  K.  M.  Casse  geflossen  seyn.« 

Band-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme:  Aug.  24 

»24.  August  1805. 

8.  M.  finden  es  natürlicher,  auch  in  diesem  Falle  dem  neuen  Bischöfe 
das  mit  der  Würde  verknüpfte  Gehalt  von  Zeit  der  Nomination  an,  es  ver- 
steht sich  nach  Abzug  der  Administrations -Kosten,  die  daraus  bestritten 
werden  müssen,  zu  bewilligen,  als  diesen  Vorschlag  anzunehmen.  Ref.  soll 
daher  das  Erstere  veranlassen,  wogegen  der  neue  Bischof  die  Roemischen 
Sportehi  sammt  den  Chargen-  und  Stempel-Gebühren,  auch  Eanzley-Gebühren 
▼orschriftsmftasig  bezahlen  muss.« 

Hiemach  Cabinets-Ordre  an  Schroetter,  Charlottenburg  1805  Au- 
gust 24. 

AnsfertigiiBg  a.  a.  0.  des  Conceptea. 


860.  Immediat-Bericht  des  Staats-Ministers  v.  Angern.    Berlin  1805  Aug.  20 

August  20. 

B.  89.  68.  H.    Aiufertigiuig. 

Die  Bmriehtung  der  Kloster-Ämts^Oekonomie  von  MarienmünsterA) 
»Das  Vermögen  des  säcularisirten  Klosters  Marienmünster  im  Fürsten- 
tham  Paderborn  und  insbesondere  die  dazu  gehörige  Kloster-Amts-Oeconomie 
ist  bisher  administrirt  worden;  jezt  ist  indessen  die  Vermessung  der  dazu 
^hörigen  Pertinenzien  und  die  darauf  gegründete  Veranschlagung  des  Er- 
^s^  derselben  beendiget.  Der  Anschlag  von  dem  Amts-Vorwerke,  welchen 
der  Kammer-Präsident  von  Vincke  selbst  an  Ort  und  Stelle  revidirt  hat, 
sehliesst  nach  dem  darüber  aufgenommenen  Revisions-ProtokoUe,  wogegen 
ich  überall  nichts  zu    erinnern    gefunden   habe,    mit   einem    Ertrage   von 


1)  Cfr.  No.  667. 
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Au^^20  ^^^^  ^^^^'  ^  ^'  ^^  ^^'^  dagegen  der  biaherige  Etatsm&ssige  Ertrig  t« 
1354  Bthlr.  8  Gr.  10  Pf.  gewesen  ist.  Wenn  dieses  Oeconomie-Amt  jüm 
anf  den  Grund  des  neuen  Anschlages  gegen  die  üblichen,  im  Padeibon- 
schen  eingeführten  Bedingungen  in  eine  General-Pacht  gegeben  wird,  n 
gewinnt  E.  K.  M.  Kasse  gegen  den  jetasigen  Etat  605  Rthlr.  23  Gr.  nol 
die  Provinz  erhält  eine  ihr  sehr  nötige  grössere  Oeconomie,  woran  m  m 
Beispiel  besserer  Kultur  und  grösserer  Industrie  bekommt,  welches  ihr  noek 
sehr  fehlt,  und  wovon  nach  dem  Beispiel  E.  K.  M.  älterer  Provinzen  fti 
die  steigende  Landes-Kultur  sehr  viel  zu  hoffen  ist. 

Jezt  ist  die  Oeconomie  zwar  noch  von  geringem  Umfange,  da  ihr  nv 
494  Morgen  34  D  Ruthen  Acker,  270  Morgen  92  D  Ruthen  Wiesen  m^ 
15  Morgen  133  D  Ruthen  Gartenland  beigelegt  werden  können,  die  prinr 
tiven  Hflthungs-Reviere  sind  aber  zum  Teil  einer  besseren  Benutzung  all 
Ackerland  fähig;  und  ausserdem  sind  sowohl  bei  diesem  Amte,  als  bd 
einigen  andern  benachbarten  säcularisirten  Klöstern  noch  einzelne  Gnm^ 
stücke  vorhanden,  worüber  noch  auf  einige  Zeit  schon  pachtweise  disponiit 
ist,  die  aber  wegen  ihrer  passenden  Lage  vorteilhafter  bei  MarienrnflEsiv 
benuzt  werden  können.  Die  Absicht  geht  nun  dahin,  durch  diese  die  leiten 
Amts-Oeconomie  nach  und  nach  zu  verstärken,  dadurch  den  Ertrag  dei 
Amts  zu  erhöhen  und  der  Landes-Kultur  im  Allgemeinen,  welche  im  Pader- 
bomschen  noch  sehr  zurück  ist,  fortzuhelfen.«  .  .  . 

Aug.  29  Randverfügung,  geschrieben  von  Beyme; 

»29.  August  1805. 
Approbirt,  doch  muss   bey  der  Einziehung  der  noch  anf  ZeitrPBxht 
ausgethanenen  Aekker  sorgfältig  dahin  gesehen  werden,  dass  nicht  der  Nah- 
rungs-Stand  der  Unterthanen,  die  solche  Aekker  bisher  etwa  in  Zeitpaobt 
gehabt,  darunter  leide.« 

Hiemach  Cabinets-Ordre  an  Angern,  Gharlottenburg  1805  Aagast29. 

B.  89.    Mintten  des  Gabineta. 


Aug.  24  Cabinets-Ordre  an  Schroetter  s.  unter  dem  17.  August  1805,  No.  Sb9. 


Aug.  26        861.    Cabinets-Ordre  an  die  Staats-Minister  Frbr.  v.  Hardenberg? 
V.  Massow  und  v.  Angern.    Charlottenburg  1805  August  26. 

B.  89.    Uinftien  des  C»bi]ieta. 

Der  SustentationaeUU  für  die  QetsUichen  aus  den  jenseits  des  Rheins  ctufgeholiff*^ 

Korporationen.  *) 

>Euer  Bericht  vom  3.  d.  M.^)  enthält  so  wenig  etwas,  wodnroh  ^^ 
bey  Entwerfung  des  Sustentations-Etats  für  die  Gfeistlichen  aus  den  jenseits 


1)  Cfi-.  No.  910.  2)  No.  857. 
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Rheins  angehobenen  Gorporationen  willkllhrlich  aufgesteUten  und   eben  so  ^^^^/. 
willkfllirlich  m  der  Anwendung  modificirten  Prineipien  gerechtfertigt  werden 
können,  daas  Ich  viebnehr  darin  nenen  Anlass  finde,  Euch  auf  die  Befol- 
IfOBg  Meines  so  deutlich  abgefassten  Befehls  Tom  23.  May  d.  J.  ^),  dass  es 
deswegen  keiner   neuen  Anfrage  bedurfte,  bestimmt  zurückzuweisen.     Die 
ganze  Angelegenheit  ist  so  einfach,  dass  Ich  es  kaum  begreife,  wie  Ihr  habt 
zugeben  können,  dass  dieselbe  so  yerwikkelt  und  entstellt  werden  konnte. 
Der  Reichs-Depntations-Schluss  bestimmt   die  Geistlichen,  welche  aus   den 
dissseitigen  Bevenuen  jenseits  aufgehobener  Oorporationen  sustentirt  werden 
lailen.    Alle  übrigen  haben  darauf  keinen  Anspruch  und  es  kann  in  Rück- 
licht ihrer   nur    drauf  ankommen,  einzelne  solcher  Individuen,  die  vorhin 
Mitgiieder  in  solchen  Oorporationen  waren,  die  in  Meinen  abgetretenen  jen- 
fldtigen  Provinzen  belegen  waren,  jetzt  sich  in  Meinen  diesseitigen  Staaten 
niedergelassen  haben  und  sich  in  dürftigen  Umständen  befinden,  nothdürftige 
Pensionen   auszusetzen.     Diese   müsset  Ihr  nach  den  Umständen,   welche 
jetzt  schon  hinlänglich  bekannt  seyn  sollten,   erbitten.     Es   gehört   wenig 
dazu,  um  einzusehen,  dass  Geistliche  aus  Oorporationen  in  solchen  Landen, 
die  vorhin  nie  meine  Landesherrschaft  anerkannt  haben,   auch  in  Meinen 
Zeitigen  Staaten  keine  Einkünfte  besassen,  nur  von  dem  Staate,   der  die 
Corporation  aufgehoben    oder  deren   Vermögen    eingezogen  hat,  Unterhalt 
verlangen  können,  wenn  sie  gleich  ihre  Beneficien  vorhin  titnlo  oneroso  von 
Mir  erhalten  haben.     Wenn  einzelne  Hülfsbedürftige  unter  ihnen  einen  Zu- 
flnehtsort  in  Meinen  disseitigen  Staaten  genommen  haben,  so  kann  fOr  diese 
anr  ebenfalls  eine  nothdürftige  Pension  besonders   erbeten  werden.      Der 
ZafaU  aber,  dass  in  Meinen  disseitigen  Staaten  ihnen  ganz  fremde  vormals 
Geistliche  Revenues  vacant  geworden,  kann  denselben  keinen  Anspruch,  am 
▼enigsten  einen  vorzüglichem  darauf  geben,  als  denen,  die  ihre  verlohmen 
Zehntrechte   von  Mir  erkauft  haben,   deren   Entschädigungs-Reclamationen 
Ihr  mit  Recht  nicht   beachtet.     Denn  sehr  viele  von  diesen  dienen  noch 
heute  dem  Staate  in  der  Armee  und  in  Civil-Aemtem,  während  jene  dem 
Staate  nie  genutzt,  sondern  sich  grösstentheils  nur  dem  Müssiggange  ergeben 
htben.    Ich  befehle  Euch   daher  wiederholentlich,  den  Sustentations-Etat 
nsch  diesen  einfachen,  sowohl  gerechten  als  billigen  Grundsätzen  einzurichten 
^d  bey  jedem,  sowohl  von  Rechtswegen  als  aus  Billigkeit  zur  Pension 
vorzaachiagenden  Subjecte  die  Umstände,  welche  das  Recht  begründen  oder 
^aeh  dem  obigen  eine  billige  Rücksicht  verdienen,  speciel  anzufahren.   Da 
die  Torgangigen  Recherchen  Eurem  Anführen  nach  mit  so  grosser  Sorgfalt 
gestellt  sind,  so  kann  es  deswegen  keiner  weitem  Rückfrage  oder  vor- 
lA^en  Authorisation    zur  interimistischen  Auszahlung  nach  den  jetzigen 
^onaal-Bfttzen  bedürfen.    SoUte  ^es  aber  wider  Erwartung  dennoch  nöthig 
seyn,  ao  genehmige  Ich  diese   einstweilige  Auszahlung  nach   den  Normal- 

1)  No.  834. 

^'»Bier,  PrmisMn  und  die  toth.  Kirche.    H.  28 
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A      ^fi  ^^^^^  ^^  diejen^en  Geistlichen,  denen  der  Reichs-Depntations^hhitt  ä 
vollkommenes  Recht  beylegt,  und  erwarte  in  Ansehung  der  Uebrigen,  St. 
nur  der  Billigkeit  nach  mit  nothdflrftigen  Pensionen  zu  bedenken  sind,  aliei- 
falls  nähern  vorläufigen  Bericht,  weil  es  sonst  der  Fall  werden  könnte,  da»! 
einem  Geistlichen  die  vorläufig  ausgezahlte  Pension  nicht  zugestanden  wQrdfli 
Was  übrigens  die  Pensionen  ftlr  den  Dechant  Ruis  und  Canonikus  Joniswi 
betrift,  so  muss  Ich  dem  Zeugnisse  von  ihrer  besonderen  Yerdienstiidikeit 
jetzt  Glauben  beymessen  und   will    daher  dem  Erstem  eine  Penäon  tob 
800  Rthlr.  und  dem  Letztem   eine  dergleichen  von  300  Rthlr.  exelnm! 
dessen,  was  ihnen  auf  fremdherrische  Gassen  angewiesen  wird,  hierdankj 
zugestehen.     Da  von  den  Corporationen,  wozu  der  Ruis  gehörte,  nni  dm\ 
Capittel  zu  Cleve  190  Rthlr.  jährliche  Revenuen  disseits  besessen  hat, 
hat  derselbe  von  Rechtswegen  gar  nichts  zu  fordem  und  Eure  wieder 
genommene  Liquidation  von  1400  Rthlr.  ist  ganz  unbegründet,  ja  mit  tej 
selbst  aufgestellten  verwickelten  und  willkührüchen  Principien  in  Widet^j 
Spruch.     Die  auf  800  Rthlr.  bestimmte  Pension  ist  also  eine  sehr 
liehe  Belohnung.     Der  Jorissen  hingegen,   für  den  Ihr  aus  Meinen  Casaei' 
nur  einen  Zuschuss  zu  der  Französischen  und  Ahrenber^schen  Pension  e^ 
bittet,  würde  dadurch  um  so  weniger  eine  angemessene  Belohnung  erkalto, 
als  das  Capittel  zu  Xanten,  wozu  er  gehörte,  sogar  überschiessende  Bere- 
nuen  diesseits  hatc 

Aug.  26        862.    Schriftwechsel  zwischen  den  Departements  der  LutherischeB 
und  der  Reformirten  Geistlichen  Sachen  und  dem  Grosskanzler  v.  fiold- 

beck.     Berlin  1805  und  1806. 

B.  47.  S.  a.  1. 

Die  VcUMehu/ng  von  Mimstenal-Handlungen  durch  kcUholiseke  OdsUiehe  bei 

Protestanten. 

Thulemeier  und  Massow  an  Ooldbeck,  Berlin  1805   August  26. 

Goncept,  eigeah&ndig  Ton  Massow. 

»In  den  Orten  und  Provintzen,  wo  gar  keine  oder  nur  wenige  prote- 
stantische Parochien  sich  befinden,  welches  vorzüglich  in  Neuost-,  Süd-  mi 
Westpreussen  und  im  Münster-Paderbornschen  der  Fall  ist,  lassen  dievoD 
Pfarrzwange  eximirten  oder  da,  wo  gar  keine  geschlossne  Parochien  sind, 
auch  andre  Protestanten  zuweilen  ihre  Taufen  und  Trauungen  von  ksöio- 
lischen  Geistlichen  verrichten,  wenn  gleich  ein  protestantischer  Feld-  oder 
andrer  lutherischer  oder  reformirter  Prediger  an  dem  Ort  oder  in  dessen 
Nähe  gegenwärtig  ist. 

Dieses  Benehmen  bestärkt  bei  den  Katholiken  die  durch  das  Beispiel 
so  vieler  Officianten  erzeugte  Meinung,  dass  den  Protestanten  ihre  Keb'gioD 
nicht  so  wichtig  und  heilig  sei,  als  dem  Eatoliken  die  Seinige,  und  ksiua 
auch  demnächst  den  katolischen  Geistlichen  leicht  Veranlassung  geben,  Pro- 
seliten   zu    machen.      Ob    nun    gleich  der  protestantische  Feldprediger  zn 
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Bialistok,  der  ad  interim,  so  wie  andre  Militairprediger  in  Neuostpreussen,  4^^^ß 
die  interimistiBche  Seelen-Chnr  obwohl  ohne  Pfarrzwang  bei  den  Protestanten 
besorgt,  sich  hierUber  bei  dem  lutherisch  Qeistl.  Departement  schon  anno 
1802  beschwerte,  so  fand  man  doch  damals  bedenklich,  dieserhalb  eine 
algemeine  Inhibition  zn  erlassen,  und  besohied  denselben  den  29.  April  1802, 
dass  er  durch  Ermahnungen  denen  sich  in  solchem  Fall  befindenden  Pro- 
testanten das  unschickliche  und  nachtheilige  der  Sache  vorhalten  und  sie 
ermahnen  möchte,  sich  eines  protestantischen  statt  des  katholischen  Geist- 
heben  zu  bedienen. 

Indessen  macht  ein  Vorfall  neuerer  Zeit  in  der  Stadt  Paderborn  es 
Bothwendig,  der  Sache  näher  zu  treten.  Dort,  wo,  so  wie  im  gantzen 
Ftirstenthum  Paderborn,  keine  protestantische  geschlosne  Parochien  und  keine 
CiTÜ-Geistliche  dieser  Confessionen  sind,  respicirt  der  Feldprediger  interi- 
imstiseh  die  Seelen-Chur  der  sich  an  ihn  wendenden  Civil-Protestanten.  Ein 
aus  Minden  nach  Paderborn  gekommenes  lutherisches  Mädchen  lies  ihr  in 
Paderborn  anserehelich  gebomes  Kind  bei  einem  katolischen  Geistlichen 
taufen,  und  als  der  Feldprediger  von  demselben  die  nötige  Anzeige  von 
dieser  Handlung  erforderte,  um  selbige  in  seinem  Eirchenbuche  einzutragen, 
weil  er  behauptete,  die  Handlung  habe  ihm  gebttret,  so  verweigerte  der 
katolische  Geistliche  solches,  weil  er  sich  zu  dieser  Taufe  und  deren  Ein- 
tragung in  seinem  Kirchenbuch  berechtigt  hielt.  Die  Kammer  zu  Münster 
berichtete  dieserhalb  an  das  lutherische  Geistiche  Departement,  war  aber 
in  den  Meinungen  geteilt. 

Der  eine  Theil  des  Collegii  nahm  an,  die  Taufe  eines  unehelichen 
Kindes  gebflre  zwar  nach  dem  alg.  L.-R.  Th.  2  tit.  11  §  448  dem  Pfarrer 
der  Mutter,  allein  da  die  Mutter  im  vorliegenden  Fall  zu  Paderborn  eine 
fremde  gewesen,  so  könne  der  evangelische  Feldprediger  als  interimistischer 
Seelsorger  nicht  hindern,  dass  sie  ihr  Kind  bei  einem  katolischen  Geist- 
^ehen  taufen  lasen,  weil  nach  dem  L.-R.  1.  c.  §  260—262  zur  Begründung 
des  Pfarrzwangs  ausdrücklich  ein  Wohnsitz  im  Pfarrdistrict  erfordert  werde; 
M  kOnne  also  nach  §  450  ein  solches  uneheliches  Kind  ohne  weitre  Rück- 
frage von  jedem  Pfarrer  des  Niederkunftorts  getauft  werden,  da  diese  Sanc- 
tion  wahrscheinlich  zur  Absicht  habe,  das  Geheimnis  solcher  gefallenen 
Mädchen  möglichst  zu  schonen. 

Dagegen  aber  behauptet  der  andre  Theil  der  Kammer  mit  Recht,  die 
allgemeine  Vorschrift  des  §  450  verstehe  unter  dem  Ausdruck  Pfarrer 
des  Orts  der  Niederkunft  nur  einen  solchen  Geistlichen,  der  mit  der 
Mutter  von  der  nemlichen  Confession  sei.  Diese  Restriction  liege  zwar 
iiicht  wörtlich  im  Gesetz,  scheine  aber  auch  besonders  den  §  431  für  sich 
Kn  haben,  womach  ohne  Erlaubnis  des  Staats  keine  Amtshandlung  von 
einem  Geistlichen  einer  verschiedenen  Religions-Parthei  vorgenommen  wer- 
ben solle. 

Das  lutherische  Geistliche  Departement  hat  auf  den  Vortrag  im  Justitz- 
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j}^^2ß  ^^'^^^^  nntenn  16.  April  1805  über  diesen  PaderbomBoben  Fall  sra 
geäosert,  dass 

der  Feldprediger  diesen  und  lüinliehe  Fftlle,  wo  Protestanten  M 
katoliscben  Geistlichen  Aetus  Ministeriales  verrichten  lassen,  b  m 
Kirchenbuch  einzutragen  befugt  und  der  katolische  schuldig  sd,  iha 
dergleichen  Handlungen  zu  diesem  Behuf  anzuzeigen, 
behielt  sich  aber  vor,  bei  der  Qesetzgebungs-Behdrde  und  bei  Sr.  M.  daMi 
anzutragen,  dass  gesetzlich  allgemein  bestimmt  werde: 

dass  Protestanten,  wenn  sie  gleich  nicht  parochialpflichtig  zu  ma 

evangelischßu  Pfarre  sind,   dennoch  ihre  Beli^ons-Handlangen  bd 

Taufen,  Aufgeboten  und  Trauungen  in  dem  Fall  tob  einem  prot^* 

stantischen  Prediger  verrichten  und  in  dessen  Kirchenbuch  einenget 

zu  lassen  verbunden,  wenn  ein  solcher  Prediger  an  dem  Ort  der 

Handlung  zur  Yolziehung  derselben  zu  haben  ist,  und  übrigens  dift 

Handlung  für  den  protestantischen  Geistlichen  gehören  würde,  wenn 

die  selbige  Verlangenden  parochialpflichtig  wären. 

Die  Gründe  zu  diesem  Gesetz-Antrag  sind  im  Eingange  dieses  Selirei- 

bens  oben  bemerkt  und  wir  erbitten  uns  daher  E.  E.  ...  Meinung  hierflber, 

da  wir  dann  nötigenfals  zu  einem  gemeinschaftlichen  Bericht  aji  des  Kfinlgi 

Maj.  bereit  sind. 

Das  eintzige  der  Sache  obstirende  Bedenken  möchte  darin  li^n,  da» 
beim  MiHtair  und  nach  der  Verfassung  der  katoliscben  Gemeinden  in  dnigei 
alten  Provintzen  die  Katoliken  ihre  Taufen  und  Trauungen  nicht  von  ihreSf 
sondern  von  protestantischen  Geistlichen  volziehen  lassen  müssen,  mithin  da, 
wo  dies  der  Fall  ist,  eine  Art  von  Intolerantz  gegen  die  Katoliken  in  medio 
zu  sein  scheint,  wenn  man  die  Willkühr  der  nicht  parochialpflichtigen  Pro- 
testanten zum  reciproco  einschränken  wollte.  Allein  dies  obmotum  Beheint 
uns  doch  überall  nicht  erheblich  genug  und  am  wenigsten  in  den  ehemals 
polnischen  und  in  den  Indemnitäts-Provintzen,  wo  vorher  die  katolische  BeÜ- 
gion  dominirte  und  jene  Verfassung  einiger  alten  Provintzen  nicht  existirei« 


1806 
Febr.  8 


Goldbeck  an  Thulemeier  und  Massow.     Berlin  1806  Februar  8. 

Absehrift. 

Erwiedert:  »wie  ich  völlig  mit  Denenselben  dahin  einverstanden  bin^ 
dass  in  der  Allgemeinen  Vorschrift  des  Theils  2  Tit.  11  §  450  des  Allge- 
meinen Landreehts  unter  der  Bezeichnung:  des  Pfarrers  des  Orts  d«r 
Niederkunft,  nur  ein  solcher  Geistlicher,  der  mit  der  Mutter  von  der  nUh 
liehen  Confession  ist,  verstanden  wird.  Ungezweifelt  ist  daher  der  erwiiai^ 
Fall,  welcher  zu  der  bemerkten  Differenz  der  Mitglieder  der  Mflnstersdien 
Kammer  Veranlassung  gegeben  hat,  von  den  Membris  dieses  Gollegii,  ^^^^ 
der  entgegengesetzten  Meinung  zugethan  gewesen,  unrichtig  beurteilt  worden. 

Ich  halte  ferner  dafür,  dass  es  in  Beti*ef  der  von  E.  E.  in  VorseU*^ 
gebrachten  aligemeinen  Bestimmung,  um  deshalb  oder  aus    dem  Oronde, 
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weil  bejm  Militair  die  CatholiBchen  üire  Taufen  nnd  Tranangeii  nicht  von  p^v^o 
ihren,  sondern  von  protestantischen  Oeistliehen  vollziehen  lassen  müssen, 
nieht  einmal  des  vorgeschlagenen  Berichts  an  Sr.  K.  M.  bedttrfen  wird,  weil 
der  letztere  Umstand  allein  in  der  besondem  Militair-Yerfassnng  seinen 
Grand  hat.  Das  eigentliehe  Bedenken  liegt  aber  in  der,  in  dem  geehrten 
Behreiben  übergangenen  Vorschrift  des  Allgemeinen  Landrechts  Th.  2  Tit.  11 
§  288  nnd  der  im  §  128  des  ersten  Anhanges  znm  Landrecht  enthaltenen 
Btl&ntemng  desselben,  indem  znfo^e  dessen  [die]  Bestimmnng  gesetzlich 
feststehet,  dass  alle  vom  Pfarr-Zwang  Eximirte  die  geistlichen  Handlungen 
auch  von  einem  Oeistliehen  einer  andern  Religions-Partey  verrichten  lassen 
können.«  .  .  . 

Thulemeier  an  Massow.     Berlin  1806  Februar  23.  Febr.  23 

Aiufertigimg. 

Uebersendet  obige  Antwort  Ooldbeck's: 

»Da  die  in  diesem  Schreiben  angeführten  Gesetze  des  Allgemeinen 
Landrechts  Unserm  Antrage  entgegen  sind,  so  würde  es  nur  die  Frage  sein: 
ob  Gründe  genug  vorhanden  sind,  bey  des  Königs  Maj.  auf  eine  Abände- 
rung des  Gesetzes  anzutragen  ?  Da  der  Fall  nur  selten  vorkömmt  und  die 
Taufe  die  Gonfession  des  Täuflings  an  und  für  sich  nicht  bestimmt,  ein 
Zwang  in  diesem  Sttlcke  aber  doch  immer  einigen  Schein  von  Partheilich- 
kdt  bei  sich  führt,  so  würde  ich  der  Meinung  seyn,  dass  es  bey  der  Er- 
lanbniss,  die  das  Gesetz  verstattet,  bleiben  könne.  Nur  müste  der  catho- 
lische  Priester,  der  das  Kind  protestantischer  Eltern  tauft  oder  eine  Trauung 
verrichtet,  es  auch  jedesmal  dem  nächsten  protestantischen  Givil-  oder 
Militair-Prediger  anzeigen.«  .  .  . 

Massow  an  Thulemeier.     Berlin  1806  April  9.  April.  9 

Antwortet:  >dass,  da  die  Vorschrift  des  Allgem.  L.-B.  Tbl.  II  Tit.  XI 
§  288,  besonders  aber  der  §  128  des  ersten  Anhangs  ganz  bestimmt  ist, 
es  bei  dieser  gesezlichen  Vorschrift  sein  Bewenden  haben  und  es  wohl  nicht 
listig  seyn  wird,  deshalb  noch  an  des  Herrn  Gross-Kanzlers  £.  eine  Ant- 
wort zu  erlassen.  Jedoch  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  die  allegirte  SteUe 
4o8  L.-R.  nicht  auf  den  Erfolg  Bücksicht  genommen  hat,  welchen  diese 
^lUkflhr  zum  Nachtheil  der  äussern  Achtung  der  Protestanten  fOr  ihre  Re- 
^gion  nach  sich  zieht.  Dieser  ist  besonders  in  den  polnischen  und  deutschen 
neuen  Provintzen  sehr  bedenklich  nnd  ich  behalte  mir  daher  vor:  dieserhalb 
Q^^chste  Remedur  zu  seiner  Zeit  in  Anregung  zu  bringen. 

Was  aber  den  Antrag  betrift,  dass  der  katholische  Prediger,  der  ein 
^^  protestantischer  Aeltem  tauft  oder   eine   solche   Trauung  verrichtet,    * 
solches  dem  nächsten  protestantischen  Civil-  oder  Militair-Prediger  zur  Ein- 
tragiing  in  das  Kirchen-Buch   anzeigen  muss,   so  glaube  ich,  dass,   wenn 
^er  katholische  Prediger  durch  das  Gesetz  das  Recht  zu  taufen   und  zu 
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n  du  Kiiehen.bQdK  g 
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baiise  anderweitig  vermietheten  Wohnzimmer  zn  dem  obigen  Zwecke  ver-  a^^^ 
vandt  werden,  wofür  aber  alsdann  das  nicht  schnldenfireie  Kirchen-Aerarinm, 
dem  diese  Miethszinsen  bisher  zugefallen,  entschi&digt  werden  mflste. 

2.  Hierzu,  so  wie  zn  einer  zweckmässigen  Einrichtung  der  katholi- 
when  Schule  überhaupt  ist  aber  eine  jährliche  Summe  von  500  Rthlr.  er- 
forderlich. 

Der  Fürst  von  Hatzfeld,  welchem  ich  das  Resultat  dieser  Untersuchung 
nittheilte,  überzeugte  sich,  dass  der  Schule,  auf  die  von  dem  Commissario 
rorgeschlagene  Art,  wesentlich  geholfen  werden  würde,  zumal,  wenn  bei 
lern  Abgange  des  jetzigen  Propstes  und  der  etwanigen  Versetzung  der  zeitigen 
Ki^Une,  mehr  als  bisher  der  Fall  gewesen  ist,  auf  die  Wahl  von  Geist- 
Bdien  gesehen  würde,  welche  mit  den  erforderlichen  pädagogischen  Ein- 
sehten  auch  die  Geneigtheit  verbänden,  auf  die  heranwachsende  Generation 
woUthätig  zu  wirken.  Er  glaubt  übrigens  sich  mit  der  Gewährung  seiner 
Bitte  am  so  mehr  schmeicheln  zu  dürfen,  da  £.  K.  M.  unter  dem  28.  Februar 
1798  den  damaligen  Vorstehern  der  St.  Hedwigs-Kirche  die  nachgesuchte 
Erweiterung  des  Schul-Gebäudes  zu  versprechen  geruhet  hätten,  diese  aber, 
ne  sich  nunmehro  bei  näherer  Erwägung  des  gesammten  Bedarfs  der  Schule 
befanden  hat,  kein  so  dringendes  Bedürfnis,  als  die  pekuniäre  Unterstützung 
lerselben  wäre. 

3.  Ich  stelle  E.  K.  M.  ...  anheim:  ob  Allerhöchstdieselben  durch  Be- 
«üligong  der  gedachten  jährlichen  Summe  von  500  Rthlr.  der  hiesigen 
biüiolischen  Gemeinde  einen  Beweiss  von  Allerhöchstdero  Huld,  den  gewiss 
uch  sämmtliche  übrige  katholische  Einwohner  in  Allerhöchstdero  Staaten 
Imkbar  verehren  würden,  ertheilen  wollen,  und  glaube,  dass  allenfalls  die 
Fonds  der  in  den  Deutschen  Provinzen  aufzuhebenden  katholischen  Klöster 
eine  der  angemessensten  Verwendung  derselben  zu  diesem  Behuf  erhielten, 
wenn  in  der  Folge  die  gnädigst  vom  1^*^  Juni!  c.  an  aus  einem  andern 
Fonds  vorläufig  anzuweisenden  jährlichen  500  Rthlr.  aus  den  aufkommenden 
KIoster-Revenüen  gedeckt  würden. 

4.  Folgende  Umstände  scheinen  mir  für  das  Gesuch  des  Fürsten  von 
Hatzfeld  zu  sprechen.  Die  Eltern  derjenigen  Kinder  nämlich,  welche  die 
Uoaige  katholische  Schule  besuchen,  gehören,  der  bei  weitem  grössern  Zahl 
>^h,  zu  der  armem  Volksklasse ;  zum  grösten  Theil  dienen  ihre  Väter  in 
den  hier  gamisonirenden  Regimentern.  Sie  ziehen  die  katholische  Schule 
den  übrigen  Elementarschulen  theils  aus  Anhänglichkeit  an  ihre  Religion, 
Aöls  auch  deshalb  vor,  weil  ihre  Kinder  in  derselben  die  Wohlthat  des 
^entgeldlichen  Unterrichts  gemessen,  ja  sogar  mit  den  nöthigen  Lehrbüchern 
versorgt  werden.  Der  Unterricht,  welcher  von  den  protestantischen  Elemen- 
isisehollehrem  in  den  positiven  Religions-Grundsätzen  ihrer  Gonfession  er- 
teilet wird,  und,  wie  E.  K.  M.  Sich  Allerhöchstselbst  bei  Gelegenheit  der 
ßüffiehtong  des  Schulwesens  in  Neu-Ostpreussen  erklärt  haben,  ertheilt 
werden  mass,  wenn  nicht  der  Geist  des  Indifferentismus  die  Oberhand  ge- 
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A^^^^  winnen  soll,  hält  sie  ab,  ihre  Kinder  in  die  ihnen  oft  nSher  bdegenei 
lutherischen  nnd  reformirten  Schnlen  zu  schioken ,  wo  ihnen  überdies  dai 
Schulgeld  nicht  erlassen  werden  dttrfte.  Hiemftchst  ist  zu  hoffen^  dass,  Cdb 
£.  E.  M.  die  Unterstfltzungs-Summe  der  500  Rthlr.  anweisen  zu  lassen  ge- 
ruhen sollten,  die  katholische  Schule  eine  der  bessern  Bttrgerschulen  BerUna 
werden  würde,  indem  sich  theils  der  Fürst  von  Hatzfeld  mit  einem  ihm 
sehr  zur  Ehre  gereichenden  Eifer  dieser  Unterweisungs-Anstalt  annimmt, 
theils  die  bei  derselben  angestellten  Lehrer,  wenn  ihnen,  wie  dies  gesebd» 
soll,  ein  guter  Lehrplan  eingehändigt  wird,  zur  zweckmässigen  Eiftlliug 
ihrer  Pflichten  geschickt  genug  sind,  theUs  endlich  bei  der  Wahl  des  aesfli 
Lehrers  und  den  künftig  anzustellenden  Geistlichen  mit  derjenigen  Sor^t 
verfahren  werden  soll,  welche  nur  irgend  die  Umstände  gestatten.« 

Sept.  6  Rand-Verfügung  geschrieben  von  Beyme: 

»5.  September  1805. 
Approbirt,   jedoch  muss   die  wirkliche  Anweisung  so  lange  Anstsnd 
haben,  bis  solche  auf  den  ad  3.  vorgeschlagenen  Fonds    ertheilt  werden 
kann.« 

Hiemach  Cabinets-Ordre   an  Massow,    Charlottenborg  1S05,  Sep- 
tember 5. 

R.  89.    MinftUn  dea  Cftbinets. 


Aug.  31        864.    Immediat- Bericht  des  Staats -Ministers  v.  Voss.    Beriin  1806 

August  31. 

B.  89.  32.  D.    Aiutnügaag. 

EimMiung  einiger  Nutzungen  der  Dompropstei  xu  Pudewitz  %ur  Domänen^Admim' 

atraiian  des  Vorwerke  Polskawies. 

»Bei  Wiederbesetzung  der  durch  Beförderung  des  General- Administnton 

nnd  Dompropstes  von  Malczewski  zum  Bischof  von  Posen  vaoant  gewoidenfls 

Propstei  zu  Pudewitz  ist  die  Einziehung  nachstehender  propsteilicher  Nutziiog<oB 

zur  Domainen-Administration,  namentlich  zum  Pudewitzer  Domainen*Amt9- 

Vorwerk  Polskawies  zur  Sprache  gekommen: 

1.  eines  Vorwerks  von 

375  Magdeb.  Morgen  Acker, 
10        -  -        Wiesen  und 

66        -  -        Bruchland. 

2.  Der    Propination    in    einem    in    der    Stadt    Pudewitz    belegenen 
Ej*uge,  und 

3.  verschiedener  Bauer-Nahrungen,  wovon 

a.  eine  in  dem  Königlichen  Dorfe  Gieseyn  auf  Zins  ausgethan  ist) 

b.  sechs  in  dem  Königlichen  Dorfe  Koccanowo  von  eben  so  viel  Aeke^ 
wirthen  pachtweise  benutzt  werden,  und 
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e.  zwei  in  dem  adelichen  Dorfe  Pomorzanowiee  dem  propsteilichen  Vor-  «^^^»^ 
werke  Natnraldienate  gewähren. 

Durch  die  Einziehung  des  propsteilichen  Vorwerks  wfirde  das  Amts- 
Vorwerk  zu  einer  der  bedeutendsten  Wirthschaften,  woran  es  in  den  Sfld- 
preussisehen  Domainen  so  sehr  fehlt,  besonders  nach  zu  bewirkender  Sepa- 
mtion  der  Dominial-  und  Bitrger-Aecker  erhoben  werden,  der  fttr  die 
Wirthschaft  so  nachtheilige  Umstand,  dass  in  der  Mitte  der  Amts-Aecker 
geistUche  Grundstücke  belegen  sind,  wegfallen,  das  Land  auch,  da  die 
Pröpste  solches  nie  selbst  bewirihschaftet,  sondern  an  einen  Bfirger  in 
Padewitz  verpachtet  und  mit  den  Pächtern  oft  gewechselt  haben,  in  bessere 
Cnltar  gesetzt,  und  namentlich  das  Bruch  von  66  Morgen,  welches  jetzt  nur 
als  schlechte  Htttnng  benntzt  wird,  entweder  nach  einem  geringen  Kosten- 
Anfvande  in  Wiesen  verwandelt,  oder  mit  Ersparung  dieser  Kosten  eben 
80  Yortheilhaft  zum  Torfstich  benutzt  werden  können,  indem  es  dem  Vor- 
werke eben  so  sehr  an  Wiesen,  als  an  Holz  fehlt 

Die  Gänziehnng  der  Propination  muss  schon  auf  den  Grund  £.  K.  M.  .  . . 
Ctbinetsordre  vom  23ten  v.  M.^)  geschehen,  und  gewährt  ausser  den  all- 
gemeinen Zwecken  noch  den  Nutzen,  dass  die  der  Amtspropination  schäd- 
Hehe  Concurrenz  aufhört. 

Durch  Einziehung  der  Bauer-Nahrungen  in  den  Dörfern  Gieseyn  und 
Koocanowo  entsteht  der  Vortheil,  dass  die  Einwohner  eines  und  desselben 
Dorfes  nicht  mehr  zu  verschiedenen  Dominien  und  unter  verschiedene 
Jorisdictionen  gehören,  mithin  auf  Befolgung  der  policeilichen  Anordnungen 
mit  mehrerm  Nachdruck  gehalten  werden  kann.  Ueberdies  fehlt  es  dem 
Vorwerk  Polskawies  auch  an  hinlänglichen  Natural-Diensten,  und  diesem 
Kuigel  könnte  theils  durch  die  beiden  Dienstbauem  in  Pomorzanowiee,  theils 
ÜAdnrch  abgeholfen  werden,  dass  die  in  Koccanowo  befindlichen 
^  propsteilichen  Bauern  auf  Dienste  gesetzt  werden. 

Der  Grund,  warum  das  in  Rede  stehende  propsteUiche  Vorwerk  nebst 
Attinenzien  nicht  schon  bei  der  allgemeinen  Einziehung  der  geistlichen  Güter 
^nigezogen  worden,  liegt  wahrscheinlich  in  der  allgemeinen  Bestimmung: 
^  einzelne  Pfarr-  und  Kirchen -Güter,  die  blos  zur  Unterhaltung  des 
P&irers  oder  zur  Bestreitung  der  nothwendigen  Ausgaben  des  Eirchen- 
Aerarii  dienen,  nicht  eingezogen  werden  sollen. 

Diese  Bestimmung  kann  jedoch  nach  meinem  DafOrhalten  in  vorliegen- 
dem Falle  deshalb  nicht  Anwendung  finden,  weil  ausser  dem  Ertrage  von 
dem  propsteilichen  Vorwerke,  ausser  den  Zinsen  von  den  Bauer-Nahrungen 
^d  ausser  der  Propination  die  propsteilichen  Revenuen  an  Messalien,  Decem- 
^mpoBiten,  an  Grab-*  und  Glocken-Gelde  und  an  Tauf-,  Trau-  auch  Be- 
S^iÜBs-Gebühren  nach  der  Detaxation  jährlich  noch  528  Rihbr.  7  Gr. 
^Vs  Pf*  betragen,  und  hiervon  sämtliche  propsteiliche  Bedürfhisse,    welche 

1)  Cfr.  No.  850. 
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A^^l  ^^  ^^^  ^^^'  ^^  ^^'  ^^^'  ^^'  ^^^^^®^  worden,  mit  einem  Ueberaehui 
von  118  Rthlr.  14  Gr.  8  Pf.  fOr  den  Propst  bestritten  werden  können,  diesen 
Ueberschuss  auch  noch  die  Competenz  von  dem  eingesehenen  Vorwerk  Wsgrov 
mit  jfthrlich  83  Rthlr.  8  Gr.  6  FL  nnd  die  kttnfüge  Entsehidigiing  Air  m^ 
gedachte  einzuziehende  Nutzungen  zutritt,  und  die  Messalien  dem  Propst  jikp* 
lieh  unge&hr  300  Schffl.  Roggen  nnd  Hafer  gewähren,  ihm  also  den  Katan^ 
Besitz  des  propsteilichen  Vorwerks  wenigstens  entbehrlich  machen. 

Zur  Entschädigung  für  oben  specificirte  einzuziehende  Nationgen  wtid» 
der  neue  Propst  und  zwar  für  das  Vorwerk  und  die  Bauer-Nahrungen  ^ 
prindpienmftssige  Competenz,  fflr  die  Propination  aber  nach  obale^^rter  alle^ 
höchster  Cabinetsordre  vom  23.  v.  M.  den  gegenwärtigen  effecüven  Ertng, 
nach  Eammer-Principien  veranschlagt,  ohne  allen  Abzug  erbalten. 

Erstere  beträgt 131  Rthlr.  3  Gr.  6  Pt 

letztere  aber 61  10    -  —  • 

der  Propst  würde  also  zusammen  mit 192     -      13    -    6  - 

jährlich  zu  entschädigen  seyn,  und  incl.  des  obgedachten  Ueberachusses  foi 
118  Rthlr.  14  Gr.  8  Pfg.,  so  wie  der  Competenz  von  Wagrow  von  8dBtfa]r. 
8  Gr.  6  Pf.  jährlich  eine  reine  Reyenne  von  394  Rthlr.  12  Gr.  8  K 
gemessen.«  .  .  . 

Sept.  6  Rand-Verfflgung  geschrieben  von  Beyme: 

»5.  September  1805. 
Approbirt,  jedoch  da  diese  Gflther  nicht  nach  dem  allgemeinen  Eis- 
ziehungs-Gesetz  eingezogen  werden,  so  soll  dem  Propste  davon  nicht  blou 
die  Competenz,  sondern  der  effective  Ertrag  nach  Eammer-Principien  mr 
Entschädigung  gegeben  werden.  Uebrigens  können  S.  M.  es  nicht  ge- 
nehmigen, dass  Bauern,  die  bisher  keine  Dienste  geleistet 
haben,  künftig  auf  Dienste  gesezt  werden.« 

Hiernach  Cabinets-Ordre  an  Voss,  Charlottenburg  1805  September  5. 

B.  89.    Minuten  des  CabineU. 


Sept.  2         865.  Immediat-Bericht  der  Staats-Minister  v.  Massow  und  v.  Angifli' 

Berlin  1805  September  2. 

B.  89.  34.  S.    Auftfertiguig. 

Die  Mnspraehe  des  OeisÜiehen  Kammissartats  in  Beiligensiadt  gegen  die  BeseM^ 
einiger  Lehrstellen  am  dortigen  Gymnasium  mit  protestantisehen  Iiekrem  isi  i"*^ 

gründet. 

»In  Heiligenstadt  befindet  sich  ein  katholisches  Gymnasium,  welchtf 
aus  den  Fonds  des  ehemaligen  Jesuiter-CoUegii  dotirt  und  auf  Sieben  Le^' 
Stellen  fundirt  ist.  Dieses  Gymnasium  bedarf  einer  Beform,  da  dasselbe  a 
Hinsicht  auf  Lehr-Objecte  und  Lehr-Methode  dem  Geiste  des  Zeit- Alters  nol 
der  durch  ihn   nothwendig  gewordenen  mehrseitigen  Bildung  junger  Leute 
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80  wenig  aBgemessen  ist  und  die  Gebrechen  der  inneren  Einrichtang  so  q^^o 
groBfi  sind,  dass  einem  Vater,  welcher  seinem  Sohne  eine  zweckmässige  und 
den  Bedflr&iissen  des  jetzigen  Zeit-Alters  angemessene  Bildung  zu  geben 
wünscht,  nicht  anzumnthen  ist,  ihn  in  diese  Lehr-Anstalt  zu  thun.  Daher 
haben  nach  der  Yersicherung  der  p.  Kammer  zu  Heiligenstadt  die  mehresten 
der  bei  diesem  Gymnasio  angestellten  Lehrer  schon  seit  Jahren  eine  Vei^ 
bessemng  desselben  gewünscht.  Diese  ist  auch  wegen  der  in  Heiligenstadt 
aagestellten  protestantischen  Officianten  um  so  nothwendiger,  da  mehrere 
derselben  weder  so  vermögend  sind,  ihre  Kinder  in  eine  auswärtige  £r- 
nehongs-Anstalt  zu  schikken,  noch  ihnen  einen  Hauslehrer  zu  halten. 

Zu  dieser  Reform  bietet  sich  jetzt  die  schicklichste  Gelegenheit  dar, 
indem  durch  den  Tod  des  Professor  Frohne  und  die  Beförderung  dreyer 
anderer  Lehrer  zu  Pfarrern  vier  Lehr-SteUen  erlediget  sind.  Die  p.  Kammer 
hat  daher  den  Vorschlag  gethan,  von  diesen  Lehrstellen  eine,  welche  ganz 
filglich  entbehrt  werden  kann,  eingehen  zu  lassen  und  das  erledigte  Amt 
des  Directors  und  die  übrigen  drei  Lehrstellen  in  der  Art  wieder  zu  be- 
setzen, dass 

1.  der  bisherige  2^  Lehi'er  Professor  Lingemann,  katholischer  Religion, 
der  sich  als  ein  sehr  branchbarer  Mathematiker  und  auch  sonst  als  ein 
gater  Schulmann  ausgezeichnet,  zum  Director  ascendire  und  ihm  neben 
seinem  bisherigen  Gehalte  von  330  Rthlr.  eine  Zulage  von  170  Rthlr.  ge- 
geben und  er  also  auf  500  Rthlr.  gesetzt  werde. 

2.  zum  zweiten  und  dritten  Lehrer  die  bisher  bei  der  Dom-Schule  zu 
Halberstadt  gestandenen,  yOllig  qualificirten  Collaboratoren  Marx  und  Sachs, 
evangelischer  Religion,  und  zum  vierten  Lehrer  der  bisher  bei  der  Universität 
zu  Brfnrth  gestandene  ausserordentliche  Professor  der  Philosophie  Jurin, 
firsterer  mit  einem  Gehalte  von  450  Rthlr.  und  beide  Letztem  jeder  mit 
350  Rthlr.  Gehalt  angestellt  und 

3.  dem  fünften  und  sechsten  Lehrer  Professor  Schneider  und  Ludolph, 
katholischer  Religion,  wovon  Ersterer  bisher  150  Rthlr.  und  Letzterer 
127  Rthlr.  Gehalt  gehabt,  jedem  eine  Zulage  von  50  Rthlr.  gegeben  werde. 

Gegen  diese  Vorschläge  und  die  in  Antrag  gebrachten  Geh&lter  und 
Zulagen  finden  wir  nichts  zu  erinnern,  da  die  Fonds  dazu  in  dem  dote 
äieses  Gymaasii  vorhanden  sind. 

Ausserdem  aber  hat  die  p.  Kammer  noch  in  Antrag  gebracht,  eine 
Erziehungs-Anstalt  für  Kinder  weiblichen  Geschlechts  zu  errichten  und  als 
Vorsteherin  derselben  eine  gewisse  Sophie  Frommichen,  die  dazu  vollkommen 
qualificirt  ist,  mit  einem  jährlichen  Gehalt  von  300  Rthlr.  vorgeschlagen, 
welches  ebenfalls  aus  dem  dote  dieser  Anstalt  erfolgen  kann.  Zum  Locale 
sollen  der  letztem  Anstalt  die  beiden  geräumigen  Zimmer  in  der  zweiten 
^^e  des  G3nnnasii  angewiesen  werden,  welche  einen  eigenen  Ausgang 
haben,  so  dass  die  Mädchen  und  Knaben,  deren  Schul-Stuben  in  der  untern 
^^e  sind,  gar  nicht  zusammen  kommen. 
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^^  9  Indem  wir  nun  E.  K.  M.  diese  VorschUge  zur  .  .  .  Oenehnugmig  yw- 

tragen^  können  wir  nicht  unbemerkt  lassen^  dass  das  Geistliche  OonuiiisBariat 
zu  Heiligenstadt,  welchem  diese  Abänderungen  durch  das  Oerficht  bekannt 
geworden  seyn  müssen,  dagegen  proprio  et  Gatholicorum  nomine  bei  der 
p.  Kammer  eine  Protestaüon  eingelegt  und  gestützt  auf  den  §  63  dee  Haupt* 
Reichstags-Deputations-Beschlusses  gewissermassen  gefordert  hat,  daas  die 
Stellen  bei  dem  Gymnasio  nur  mit  katholischen  Glaubensgenossen  besetzt 
werden  sollen.  Diese  Anmassung  ist  aber  unbegründet.  Denn  wenn  gU^A 
der  §  63  des  Haupt-Reichstags-Deputations-Beschlusses  in  Benehung  auf 
den  Westphälisohen  Frieden  festsetzt,  dass  jeder  Religion  der  Beaits  oni 
Genuss  des  eigenthümlichen  Kirchen-Guts  und  Schnlfonds  verbleiben  soDi 
so  ist  doch  diese  Bestimmung  nach  einer  vernünftigen  Erklärung  nur  von 
den  Fonds  solcher  Schul- Anstalten  zu  verstehen,  die  einzig  und  aümi  ftr 
den  Religions^ünterricht  bestimmt  und  daher  als  annexa  exercitii  reMgiomB 
zu  betrachten  sind.  Dahingegen  sind  die  höheren  gelehrten  Schul- AnstalteBi 
als  Gymnasia  und  Universitäten,  solche  Veranstaltungen  des  Staats,  in  welchoi 
nicht  blos  der  kirchliche  Religions-Ünterricht,  sondern  alle  zur  AnabilduBg 
der  Menschen  und  Bürger  erforderliche  scientivische  Kenntnis  gelehrt  wizd 
Selbige  gehören  daher  weder  der  einen  noch  der  andern  Religions-Paithey 
an.  Es  kann  eine  jede  Religions-Parthey  im  Staate  nur  fordern,  dass  der 
Religions-Unterricht  nach  ihren  Grundsätzen  unter  Leitung  der  obem  Geist- 
lichen Behörde  ertheilt  werde,  und  bey  dem  Gymnasio  zu  Heiligenatadt  ist 
dafür  gesorgt,  dass  der  religiöse  Unterricht  nur  von  letztem  kaüioiischer 
Religion  gegeben  wird.  Bei  allem  übrigen  scientivischen  Unterricht  kömmt 
es  weder  auf  die  Religion  des  Lehrers  noch  die  des  Schülers,  sondern  in 
Ansehung  des  Erstem  blos  auf  dessen  Qualification  ohne  Rücksicht  auf 
sein  Glaubensbekenntnis  an.  Der  Staat  ist  daher  bei  Anstellung  der  Lehrer 
an  deren  Religion  durchaus  nicht  gebunden,  wenn  die  Wissenschaften,  welche 
sie  vortragen  sollen,  gar  keine  Beziehung  auf  Religion  haben.  Von  gleichen 
Grundsätzen  sind  E.  K.  M.  in  der  .  .  .  Cabinets-Ordre  vom  12.  Aprill  voriges 
Jahres^)  ausgegangen,  wodurch  Allerhöchstdieselben  die  Vereinigung  der 
Universitäten  Duisburg  und  Münster  zu  befehlen  gemhet.  Wir  sind  daher 
aus  diesen  Gründen  der  .  .  .  Meinung,  dass  die  Protestation  des  OeistlicheB 
Gommissariats  keine  Rücksicht  verdiene  und  daher  nach  den  Anträgen  der 
p.  Kammer  mit  der  Reform  des  Gymnasii  vorzuschreiten  sey.»  .  .  . 

SeptlO  Rand-Verfügung  geschrieben  von  Beyme: 

»10.  September  1805. 
Approbirt.« 

Hiemach  Cabinets-Ordre    an  Massow  und  Angern,   Charlottenburg 
1806  September  10. 

S.  70.  Heiligenstadt  II.  LXV.  2.    AiuifertigQng. 
1)  No.  703. 
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Vorstellung  des  >K.  Prenss.  Kommissariats  des  Eichsfeldes«  s.  unter  g^2 
lern  20.  Mai  1806,  No.  832.  ^^ 

866.  Immediat-BericM  des  Staats-Ministers  v.  Angern.    Berlin  1805  Sept  4. 

September  4. 

R.  89.  5S.  L.    Amfertiguig. 

Das  Domkapitel  %u  HUdeskeim  und  die  Abändentng  seiner  Verfassung, 
>£.  E.  M.  haben  auf  meinen  unterm  2.  März  d.  J.  ^)  über  die  Verfassung 
ies  Hildesheimschen  Dom-Eapitnls  erstatteten  Beriebt  durch  die  .  .  .  Cabinets- 
Ordre  vom  14. 2}  desselben  Monats  die  Modificationen  festzusetzen  geruhet, 
unter  welchen  die  bisherige  Eapitnls- Verfassung  hat  fortdauern  sollen.  Das 
Dom-Eapitul  hat  hierauf  in  der  Eingabe  vom  7.  May  d.  J.  gebeten,  dass 
diese  Festsetzungen  in  vier  Punkten  eine  allerhöchste  Abänderung  erleiden 
mögten,  womit  es  jedoch  durch  die  Eabinets-Verfügnng  vom  16.  May  d.  J. 
bis  auf  den  Punkt  wegen  der  Option  der  Obedienzen  zurück  gewiesen  ist. 
Dasselbe  hat  indess  wegen  der  flbrigen  drei  Punkte  am  9.  August  d.  J. 
tone  abermalige  Bittschrift  bei  mir  eingereicht,  und  da  wegen  eines  Punkts 
wilrend  der  Zeit  von  der  p.  Eammer  zu  Halberstadt  das  eigentliche  Sach- 
TeihSitDiss  vollständiger  als  vorher  aufgeklärt  worden,  so  nehme  ich  Ver- 
uüassimg,  E.  E.  M.  darüber  anderweit  .  .  .  Vortrag  zu  thun. 

[1.]  Der  erste  Punkt  ist,  [1] 

dass  fiscuB  für  die  erledigten  Präbenden  die  Stadt-,  Chor-  und  Eirchen- 
Präsenzen  mit  beziehen,  zu  dem  Ende  auf  die  Punctations-Tabelle 
gebracht,  und  danach  demselben  diese  Präsenzen  mit  berechnet  wer- 
den sollen. 
In  Ansehung  der  sogenannten  Stadt-Präsenzen  muss  es  nun  bei  der 
Allerhöchsten  Bestimmxmg  verbleiben,   weil  zu   deren  Beziehung  keine  be- 
sondere Qottesdienstliche  Handlung  erfordert  wird.     Was  aber  die  Chor- 
^d  Kirchen -Präsenzen    betrift,    welche    in    bestimmten    Geld-Einnahmen 
bestehen,  so  machen  zwar  solche  einen  integrirenden  Theil  des  Dom-Eapi- 
tölarischen  Vermögens  aus,  auf  welches  alle  Eapitnlaren  an  und  für  sich 
em  ganz  gleiches  Genuss-Recht  haben,  das  jedoch  nur  von  denjenigen  Ea- 
pitularen  bezogen  werden  kann,  welche  diejenigen  Gottesdienstlichen  Hand- 
i^en  abwarten,  für  welche  solche  fnndirt  worden  und  mit  welchen  sie  in 
^  Art  connex  sind,  dass  derjenige,  so  die  Handlung  nicht  abwartet,  da- 
^^Ä  auch  nicht  participiren  kann.     Denn  aber  auch  werden  diese  Prä- 
senzen Ton  den  anwesenden  Eapitularen  nicht  allein,  sondern  in  Gemein- 
schaft nüt  den  Vicarien,  Chorälen,  Lectoren  und  Commendatarien  deservirt, 
welche  daran  ihren  bestimmten  Anteil  haben  und  worin  gewissermassen  ihr 
Haupt-Einkommen  besteht. 

^ach  dem  §  53   des  Haupt-Reichs-Deputations-Beschlusses   sollen  die 

1)  No.  800.  2)  Cfif.  No.  800. 
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1805    Vicarien    ihr   ganzes   bisheriges   Einkommen   behalten   und  zngleieh  ihm 
Kirchendienst  einstweilen  fortsetzen.    Denenselben  wflrde  aber  ihr  biBheriga 
Einkommen   offenbar  geschmälert  werden,  wenn  fiscns  wogen  aller  Taeaot 
werdenden  Präbenden  in  omnibos  horis  für  gegenwärtig  geachtet  wird.  Um 
nun  auf  der  einen  Seite  den  Fiscns  von   dem   Qennss  der  Chor-  imd  Eu^ 
chen-Präsenzen  nicht  ganz  anszuschliessen,   nnd  auf  der  andern  Seite  sank 
den  Vicarien,  Lectoren,  Chorälen  und  Commendatarien  nichts  an  ihrem  tn»- 
herigen  Einkommen  zu  ktirzen,  hat  das  Dom-Kapitnl  den  Vorschlag  geüiu, 
dass  von  dem  Präsenzen- Verdienst  der  des   übrigen  Dom-Penomb 
gänzlich  abgesondert,  nnd  solcher  diesen  ohne  Abkflrzung  belasseUf  | 
die  danach  bleibende  Quote  der  Domkapitularen  aber  auf  das  ginze 
gremium  von  42  Personen  verteilt,  und  dem   Fisco   von  jeder  er- 1 
ledigt  werdenden  Präbende  ^42  berechnet  werden  mOgte. 
Dieser  Antrag  des  Domkapituls  ist  in  Ansehung  der  Vicarien,  Lectorea,  | 
Chorälen  und  Commendatarien  durch  den  §  53  des  Haupt-Reichs-Depatition»*  i 
Beschlusses  begründet;  und  in  Ansehung  der  Kapitularen  beruhet  er  uf 
der  grössten  Billigkeit.     Ich  glaube  daher  den  Vorschlag  des  Domkapitob 
dahin  unterstützen  zu  müssen, 

dass  provisorisch  und  bis  dahin,  dass  nach  Vernehmung  des  Bisdwft 
ein  anderer  Cultus  in  der  Domkirche  eingeführt  wird,  den  Yicarieo, 
Chorälen,  Lectoren  und  Commendatarien  ihr  Anteil  an  dem  Chor- 
und  Kirchen-Präsenzen- Verdienst  unverkürzt  belassen,  und  die  di- 
nach  übrig  bleibende  Quota  der  Domkapitularen  auf  das  ganze  gre- 
mium von  42  Personen  verteilt,  und  dem  Fisco  von  jeder  erledigt 
werdenden  Präbende  Y42  berechnet  werde. 
[2]  [2.]  Indem  ich  aber  deshalb  auf  allergnädigste  Entscheidung  submittire, 

muss  ich  bei  dieser  Gelegenheit  noch  einen  Punkt  zur  Sprache  bringen, 
welchen  die  Kammer  zu  Halberstadt  in  Antrag  gebracht  hat,  und  dtfin 
bestehet, 

in  wie  fern  von  den  erledigt  werdenden  Dom-Vikarien  für  den  FiskuB 
die  Chor-  und  Kirchen-Präsenzen  mit  einzuziehen  sind. 
Es  sind  nemlich  jetzt  zwey  Vikarien  bei  der  Dom-Kirche,  die  snb 
titnlo  Trium  Regum  und  sub  titulo  Scti  Thomae  erledigt,  wovon  die  Be- 
venüen  zur  Einziehung  disponible  sind.  Es  kommt  alBo  darauf  an,  ob  toi 
diesen  Vicai-ien  auch  die  Präsenzen,  welche  die  verstorbenen  Nutzniesser 
gehabt  haben,  mit  eingezogen  werden  sollen.  Diese  Präsenzen  sind  tos 
zweierlei  Art,  nemlich  sogenannte  Communitäts-  und  Chor-  und  Kirchs 
Präsenzen.  Die  ersteren  bestehen  in  dem  Ueberschuss  des  gemeinsclu/^ 
liehen  Registers  der  Vicarien,  welche  unter  die  in  der  Stadt  anwesend 
gewesenen  verteilt  werden,  und  die  letztem  werden  blos,  so  wie  bei  den 
Kapitularen,  durch  Kirchliche  Handlungen  verdient. 

Ich  bin  der  Meinung,  dass  die  Communitäts-Präsenzen  dem  fisco  zu 
berechnen  sind,   weil  selbige  durch  keine  Gottesdienstliche  Handlnngf  son- 
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den  blos  durch  die  Gegenwart  in  der  Stadt  verdient  werden,  dahingegen   J^^  4 
auf  die  Chor-  und  Kirchen-Präsenzen  vor  der  Hand,  nnd  bis  ein  anderer 
CoitDS  in  der  Domkirche  eingeführt  ist,  von  Seiten  des  Fiskus  zu  verzichten 
seyn  wird. 

[3.]  Wenn  E.  K.  M.  diese  gedoppelte  Anträge  zu  genehmigen  gernhen  [3] 
und  es  sich  ergiebt,  dass  bei  dem  Kollegiat-Stift  znm  heiligen  Kreuz  und 
Set.  Moriz  wegen  der  Chor-  und  Kirchen-Präsenzen  in  Ansehung  der  Vi- 
earien  gleiche  Verhältnisse  obwalten,  so  bitte  ich  .  .  ^  um  eventuelle  Ent- 
seheidong,  solche  auch  bei  diesen  beiden  Stiftern  in  Anwendung  bringen 
IQ  dflrfen. 

[4.]  Der  zweite  Punkt  bestehet  darin,  [4] 

dass  die  bei  dem  Kapitul  vorhandenen  Curien  nach  Ableben  der 
jezzigen  Besitzer  dem  fisco  anheim  faUen,  jedoch  ihren  Erben  die 
auf  den  Ankauf  verwandten  Kosten  erstattet  werden  sollen. 

Das  Dom-Kapitul  hat  gebeten,  in  Aesem  Punkt  das  Statut  vom  17.  Juny 
1791  aufrecht  zu  erhalten,  nach  welchem  den  Inhabern  der  Curien  das 
domiuinm  utile  davon  eingeräumt  und  ihnen  die  Befugniss  gestattet  worden, 
solches  jedoch  nur  an  einen  wirklichen  Kapitular  verkaufen  oder  sonst  ver- 
ftossem  zu  dflrfen,  eines  teils,  weil  die  Kapituls- Verfassung  vor  der  Hand 
noch  fortdauert  und  mehrere  der  anwesenden  Kapitularen  sonst  gezwungen 
seyn  wurden,  ihre  Wohnungen  in  entfernten  Gegenden  der  Stadt  zu  suchen, 
nnd  andern  Teils,  weil  mehrere  der  jflngem  Kapitularen  bereits  mit  den 
iltem  Besitzern  wegen  Ueberlassung  der  Curien  bestimmte  Verabredungen 
tmd  Verträge  geschlossen  hätten,  und  dass,  wenn  es  demohnerachtet  bei 
der  Einziehung  der  quaest.  Curien  verbleiben  sollte,  den  Erben  der  jetzigen 
Inhaber  ausser  den  Ankaufs-Kosten  auch  noch  die  auf  den  Anbau  und  die 
Melioration  derselben  verwandten  Kosten  erstattet  werden  müsten. 

Bevor  ich  mich  über  diese  Anträge  gutachtlich  äussern  kann,  muss  ich 
«08  dem  Bericht  vom  2.  März  d.  J.  in  Absicht  der  Curien-Verfassung  wieder- 
holen, dass  in  altem  Zeiten  sowohl  das  Grund-Eigenthum  als  auch  das 
dominium  utile  dem  ganzen  Kapitul  gehört,  und  dasselbe  die  Curien  in  der 
^  genutzt  hat,  dass  selbige  entweder  auf  Lebtage  gegen  einen  gewissen 
Sns  verliehen  oder  auch  auf  Zeitpacht  flberlassen  gewesen  sind,  ohne  dass 
J^och  der  Besitzer  eben  ein  Kapitular  seyn  müsse,  dass  jedoch  schon  da- 
inab  auf  diese  Curien  gewisse  Abgaben  und  Zalungen  unter  der  Benennung 
^on  Mmistrationen  gelegt  worden,  welche  entweder  in  Gemässheit  alter 
8tiftqngen  oder  auch  als  Zinsen  von  Kapitalien  haben  bezahlt  werden 
mttesen,  die  von  dem  Kapitul  zum  Neubau  oder  zur  Keparatur  der  Curien 
^Tgelieheu  worden,  weil  aber  bei  dieser  Verfassung  die  Curien  immer  mehr 
^  Verfall  gerathen  sind,  den  Inhabern  derselben  das  dominium  utile  davon 
^wigeräumt  worden,  mit  der  Bedingung: 

(1)  die  Curien  nach   den   nähern  Bestimmungen  des  Statuts  in  bau- 
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1805    i|q]|qi|  Zustande  zu  erhalten  und  sich  deshalb  der  j&hrlioh  vorEonohmeadea 
"'«'*•'  Eevision  zu  unterwerfen; 


(2)  mit  der  Befagniss,  solche  jedoch  nnr  an  einem  Kafutnlaren 
äussern  zu  dürfen. 

Wenn  ich  nun  in  meinem  Bericht  den  Allerhöchst  genehmigten  Aning 
gemacht  habe,  dass  nach  dem  Ableben  der  jetzigen  Besitzer  die  Cnii^i  ftr 
den  Fiskus  eingezogen  nnd  den  Erben  derselben  die  auf  die  Aeqnisitim 
derselben  verwandten  Kosten  erstattet  werden  sollten,  so  bin  ich  dab«  Ton 
dem  rechtlichen  Gesichtspunkt  ausgegangen,  dass  dnrch  die  eingetreten» 
Säcularisation  des  Dom-Eapituls  mit  Uebertragung  dessen  Vermögens  an  die  • 
Landesherrlichen  Domainen  das  dominium  utile  der  Kapitnlaren  an  ihrea 
Gurien  mit  dem  Staats -Vermögen  consolidirt,    solchemnach  das  dominlua- 

I 

utile  derselben,  so  wie  das  dominium  directum  des  Dom-Eapituls  an  diesen; 
Curien  gänzlich  au%elöset  worden,  und  die  jetzigen  Inhaber  nichts  w^tcr 
als  das  Benutzungs-Recht  auf  ihre  Lebenszeit  behalten  haben. 

Diese  rechtliche  Ansicht  bleibt  noch  immer  dieselbe,  und  daher  bk 
ich  der  Meinung, 

dass  es  bei  der  allgemeinen  Bestimmung  verbleiben  mflsse,  dass  £a 
Curien  nach  dem  Ableben  der  jetzigen  Inhaber  dem  fisco  anheim 
fallen. 

Wenn  aber  bereits  wegen  XJeberlassung  der  Curien  von  den  jetzigea 
Inhabern  derselben  vor  dem  24.  August  1802  gültige  und  bestimmte  Ver- 
abredungen und  Verträge  abgeschlossen  worden,  welche  eine  rechtliehe  Eini- 
Schädigung  gegen  die  Erben  begründen,  wenn  sie  nicht  erfüllt  werd^  ao 
würden  diese  Verträge  in  der  Art  zu  bestätigen  seyn,  dass  den  elnzelnea 
Kapitnlaren,  welche  auf  solche  Art  ein  dominium  utile  im  Voraus  adquiriit 
haben,  solches  auf  Lebenszeit  mit  der  Bestimmung  belassen  werde,  daas 
sie  die  Curien  Statutenmässig  in  baulichen  Stande  erhalten  müssen. 

Ich  bin  daher  der  Meinung,  dass  von  der  Allerhöchsten  Beslammnng 
nur  diese  einzige  Ansnahme  stattfinden  könne,  im  übrigen  aber  es  dabei 
verbleiben  müsse. 

üeberhaupt  dürfte  aber  bei  dieser  Gelegenheit  noch  Allerhöchat  fest- 
zusezzen  seyn,  dass 

(1)  bei  der  nach  dem  Statut  vom  17.  Juny  1791  jährlich  vonunehmendei 
Revision  der  Curien  entweder  der  Administrator  Reiche,  oder  nach  Befindes 
der  Umstände  ein  Baubedienter  mit  zugezogen  werden  müsse,  der  beson- 
ders darauf  sehe,  dass  nach  den  Statutenmässigen  Bestimmungen  die  Curiei 
in  baulichen  Stande  erhalten  werden,  und 

(2)  ohne  Vorwissen  der  Kammer  und  Genehmigung  des  Provindal- 
Departements  keine  wesentliche  Veränderung  an  und  in  den  Cnrien  vor- 
genommen werden  dürfe. 

Wenn  übrigens  das  Pom-Eapitul^  auf  den  Fall  dass  es  bei  der  Aller- 
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liOehsl  Terordneten  Einziehung  der  Curien  nach  dem  Ableben  der  jetzigen  Be-  a3^??4 
sltaser  Terbleibt,   auf  die  Allerhöchste  Interpretation  dahin  angetragen  hat, 
dass   ausser  den  auf  die  Acquisition  der  Curien  verwandten  Kosten  auch 
noch  diejenigen  ersetzt  werden  sollen,  welche  auf  den  Anbau  der  Gurion  und 
die  Melioration  derselben  verwandt  sind,  so  ist  das  Dom-ELapitul  qua  tale  gar 
aieht  ad  causam  legitunirt,  auf  eine  solche  Interpretation  anzutragen,  weil 
dabei  blos  die  Ourien-Besitzer  und  deren  Erben  interessirt  sind  und  den 
ersteren  der  Besitz  davon  auf  Lebenszeit  zugesichert  worden.    Welche  Aus- 
laden dieselben  deshalb  gehabt,   und  welche  davon  ihren  Erben  mit  An- 
irendung  der  in  dem  §  62  des  Haupt-Reichs-Deputations-Beschlusses  auf- 
gestellten Bestimmungen  und  der   bisherigen  Statutenmftssigen  YerhSltnisse 
zu  Tergllten  sind,  das  gehört  in  jedem  einzelnen  eintretenden  Falle,  weil 
die  Verhältnisse  sich  durchaus  nicht  gleich  sind,  zur  besondem  Liquidation 
zwiBchen  dem  Fiskus  und  den  Erben  des  Gurien-Besitzers,  wobei  auf  alles 
Beeht  und  Billigkeit  Rücksicht  genommen  werden  wird.     In  der  Art  die 
Interpretation  zu  erteilen,  halte  ich  für  den  Fiskus  ganz  unsch&dlich,  weil 
dadurch  demselben  alle  Rechte  vorbehalten  sind.     Wenn  endlich  das  Dom- 
kapital  sich  darüber  beklagt,   dass  durch  die  Einziehung  der  Gurion   die 
anwesenden  ELapitularen  in  die  Nothwendigkeit  gesetzt  sein   würden,   sich 
mit    der  Zeit   in   den   entfernten  Theilen    der  Stadt  ihre  Wohnungen  zu 
anehen,  so  muss  das  Dom-Elapitul  hierbei  erwogen,  dass  vor  EinfEIhrung  des 
Statuts  vom  17.  Juny  1791  kein  Eapitular  gerechten  Anspruch  auf  eine 
Cuiie  gehabt  hat,  indem  es  dem  Dom-Gapitul  frey  gestanden,  solche  auch 
anderen,   welche   keine  Kapitularen  gewesen,    miethsweise   zu   überlassen. 
Sollten  in  der   Folge   dem  f^sco  Gurion  anhein^jallen,  welche  der  fiscus 
niebt  selbst  gebrauchen  wollte,  und  einzelne  Elapitularen  wünschen,   solche 
auf  eine  oder  die  andere  Art  zu  adquiriren,  so  wird  man  sich  mit  ihnen 
darüber  in  nähere  Unterhandlungen  einlassen  können,  und  demnächst  darüber 
näherer  .  .  .  Vortrag  geschehen.     Ich  bin  daher  der  Meinung,  dass  es 

(1)  bei  der  Allerhöchsten  Bestimmung  zu  belassen,  dass  die  Gurion 
nach  dem  Ableben  der  jetzigen  Besitzer  für  den  Fiskus  eingezogen,  und 

(2)  davon  nur  dann  eine  Ausnahme  gemacht  werde,  wenn  bereits  von 
den  jetzigen  Inhabern  derselben  vor  dem  24.  August  1802  mit  jüngeren 
Kapitularen  wegen  üeberlassung  der  Gurion  solche  gültige  Verträge  abge- 
schlossen worden,  welche  eine  rechtliche  Entschädigung  gegen  die  Erben 
begründen;  wenn  sie  nicht  erfOllt  werden,  als  in  welchem  Falle  diese  Ver- 
trilge  in  der  Art  zu  bestätigen  sind,  dass  den  einzelnen  Kapitularen,  welche 
auf  solche  Art  eine  Gurie  adquirirt  haben,  solche  auf  Lebenszeit  mit  der 
Bestimmung  belassen  werde,  dass  sie  selbige  nach  den  statutenmässigen 
Festsetzungen  in  baulichen  Stande  zu  erhalten  schuldig  sind. 

(3)  Der  Funkt,  welche  Auslagen  den  Erben  der  Gurion -Besitzer  mit 
Anwendung  der  Bestimmungen  des  §  62  des  Haupt-Beichs-Deputations-Be- 
schlusses  und  der  übrigen  etwanigen  Verhältnisse  zu  ersetzen  sind,  in  jedem 

Or»nier,  Pr«UMn  und  die  kath.  Klrehe.    TL  29 
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aZr^A    eiBtretenden  einzelnen  Falle,  zur  nfthern  Discnssion  zwischen  dem 

nnd  den  Erben  zu  ziehen.  ^ 

(4)  Bei  der  nach  dem  Statut  vom  17.  Jnny  1791  jährlich  Yoisniieliiiiai»^ 
den  Reyision  der  Gurien  entweder  der  Administrator  Reiche  oder  bju^  Be- 
finden der  Umstände  ein  Baubedienter  znznziehen. 

(5)  Ohne  Vorwissen  der  Kammer  nnd  Genehmigong   des  Pnms€iali^< 
Departements   keine  wesentlichen  Yerftndemngen   an   nnd  in   den  Coimb 
vorzunehmen. 

(6)  Wenn  die  Eapitularen  in  der  Folge  erledigte  Guiien  zu  adqimireB  j 
Willens  sind,  deshalb  mit  ihnen  besonders  zu  unterhandeln  und  darfiber  wa^i 
berichten. 

[6]  [5.]  Der  dritte  Punkt  ist  der,  dass  nach  der  AUerhödbaten  Be». 

Stimmung  den  Erben  der  von  jetzt  an  verstorbenen  ELapitnlarea  bloi 
das  DeservitnJahr  belassen,  das  Onaden-Jahr  aber  au%ehobeii  wer-* 
den.  .  .  . 
Das  Domkapitul  hat  gebeten,  ihnen  auch  das  Gnaden-Jahr  zu  beiaaseB^ 
und  zu  dem  Ende  angeführt,  dass  solches  als  ein  eigentliches  Gnaden-Jalir 
im  rechtlichen  Sinne  nicht   angenommen  werden  könne.     Denn  nach  der 
bisherigen  Eapitels-Yerfassung  habe  der  Kapitular,  wenn  er  seine  Befiidenz 
wirklich  angetreten,  im  ersten  Jahre  nichts  verdienen  können,  sondern  & 
Revenuen  von  der  Präbende  den  Erben  seines  Vorgängers  belassen  mllBaen. 
Das  bisher  statt  gefundene  Gnaden-  oder  Nachjahr  sei  daher  blos  £i«ali 
desjenigen  gewesen,  was  er  im  ersten  Residenz-Jahre  habe  entbehren  mfiBseo, 
und,  weil  jeder  ELapitular  eigentlich  mit  dem  Antritt  der  Residens  aneh  in 
den  Genuss  der  Präbende  treten  solle,  so  würde  es  billig  seyn,  daaa  er  ftr 
so  viele  Jahre,  als  er  die  Residenz  gemacht,  die  Präbende-Revenflen  ge- 
messen müsse. 

In  facto  ist  es  richtig,  dass  die  Kapitularen  im  ersten 
die  Carenz  machen  müssen,  allein  die  daraus  hergeleitete  Folge,  dass  i] 
diese  Carenz  vergütet  werden  müsse,  ist  nicht  rechtlich.     Durch  die  einge- 
tretene Säcularisation  und  durch   die  Bestinmiung   des    §  34   des  H&iqpt- 
Reichs-Deputations-Beschlusses,  wodurch  alle  Güter  des  Domkapitols   den 
Domainen  incorporirt  worden,  ist  das  Kapitel  selbst  und  damit  dessen  bis- 
herige Verfassung  aufgelöst  worden,  und  es  sind  nach  dem  §  53  den  Eapi- 
tularen blos   %o  ^®8    bisherigen  Einkommens  belassen  worden.     Ea  ist 
daher  einleuchtend,  dass  von  der  Ausübung  solcher  mit  der  Präbende  ad- 
quirirten  Rechtsbefugnisse,  die  auf  die  bisherige  aber  aufgelösete  Kapiteb- 
Verfassung  beruhet  haben,  nicht  femer  und  nur  in  so  weit  die  Rede  seyn 
kann,  als  selbige  ex  gratia  bewilligt  werden. 

Dahin  gehört  denn  offenbar  die  Forderung,  dass  ihnen  die  Carenz  des 
ersten  Residenz-Jahres  durch  die  Bewilligung  des  Nachjahres  vergütet  werden 
solle.  Diese  Forderung  ist  den  Grundsätzen  des  §  53  zuwider,  welcher  den 
fernem  Genuss  der  Eapitularen  blos  auf  */io  ihres  bisherigen  Einkommens 
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ksehrinkt  hat.     Was  Urnen  ttberdem  durch  die  in  der  Allerhöchsten  Ca-  a^^, 
_  Sept.  4 

»inets-Besolution   Yom  14.  Mftrz  a.  0.   enthaltenen  Bestimmungen  bewilligt 

vmLen,  ist  Mos  Gnaden-Sache  gewesen,  und  deshalb  «halte  ich  dafür, 

dass  das  Dom-Kapital  anf  die  Bewilligung  des  Naclyahrs  rechtlich 
keinen  Anspruch  machen  könne; 
■dessen  stelle  ich  es  zu  E.  E.  M.  Allerhöchsten  Entscheidung, 

ob  dem  Gtosuch  des  Domkapituls  im  Wege  der  Onade  zu  deferiren  sey. 
Würden  E.  K.  M.  sich  .  .  .  dazu  entschliessen,  so  würde  diese  Gnade 
Hwh  den  übrigen  Kollegiat-Stiftem,  zum  heiligen  Kreuz,  St.  Moriz,  Johannis, 
Andree  und  8t.  Magdalenen  zu  Theil  werden,  bei  welchen  gleiche  Carenz- 
Jahre,  und  besonders  bei  dem  Andreas-Stifte  zweidergleichen  Statt  gefun- 
den haben. 

[5*.]  80U  es  aber  bei  der  Allerhöchsten  Festsetzung,  dass  kein  Nach-  [6»] 
oder  Gnaden-Jahr  zu  bewilligen,  verbleiben,  so  würden  doch,  wegen  der  bei 
dem  Andreas-Stift  seit  dem  3.  November  1802  vacanten  MöUeschen  Prä- 
bende,  die  beiden  Naclyahre,  welche  schon  gehoben  worden,  zu  bewUligen 
Myn,  da  wegen  der  drei  beim  Dom-Eapitul  vacanten  von  Eettlerschen,  von 
Hoensbroecksehen  ^)  und  von  Wendtschen  Präbenden  die  Nachjahre  nach- 
gegeben worden. 

[6.]  Viertens,  Ist  in  Ansehung  der  dem  Domkapitnl  auf  der  Domfrei-  [6] 
hell  zugestandenen  Jurisdiction  festgesetzt  worden,  dass  sich  solche  blos  auf 
den  clemm  primarium  und  secundarium  beschränken,  in  Ansehung  aller 
tttnigen,  in  diese  Gathegorie  nicht  gehörenden  weltlichen  Personen  aber 
aufhören,  und  diese,  je  nachdem  sie  zu  dem  ezimirten  oder  Bürgerstande 
gehöien,  dem  foro  der  Regierungs-Deputation  oder  des  Stadtgerichts  unter- 
geordnet werden  sollen.  Es  wohnen  aber  auf  dieser  Domfreiheit  noch  die 
Bomkapitularischen  Offizianten  und  Rechnungsführer,  ingleichen  andere  Unter- 
Kirchen-Bediente, nemlich  die  Choräle,  Opferleute,  Elöckner  und  dergleichen, 
weldie  zu  dem  Clerus  nicht  gehören. 

Das  Domkapitnl  hat  daher  bei  der  Eammer  darauf  angetragen,  dass 
demselben  die  Jurisdiction  über  diese  Offizianten  und  Unter-Eürchen-Be- 
diente  wie  bisher  in  erster  Instanz  belassen  werden  mögte.  Die  Eammer 
^t  dieses  Gesuch  unterstützt,  weil  es  in  mancher  Hinsicht  für  das  Dom- 
kapitnl und  die  Administration  desselben,  auch  per  indirectum  fElr  den  fiscus 
■aehteSig  seyn  könnte,  wenn  diese  Offizianten  bei  andern  Gerichten  belangt 
▼erden  sollten. 

Ans  diesen  Gründen  finde  ich  mich  daher  veranlasst,  .  .  .  auf  die 
^laration  der  .  .  .  Festsetzungen  in  der  Gabinets-Ordre  vom  14.  März  c. 
•^b  No.  15  dahin  anzutragen: 

dass  dem  Domkapitnl  die  Jurisdiction  in  erster  Instanz  über  die  auf 
der  Domfreiheit  wohnenden  Offizianten   und  Rechnungsführer,  im- 

1)  Vorlage:  »Hoersbroeck«. 
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J^Ä  gleichen  über  die  geringem  Ünter-Eirchen-Offieianten,  nemfieh  fii 

Ghorftle,  Opferlente,  Klöckner  nnd  dergleichen  beUusen  werde. 
[7]  [7.]  FünftenB,  Hat  die  Kammer  angezeigt,   dass  das  KoUegiat-ätifi  li 

Sctam  Mariam  Magdalenam  gebeten,  dass  wegen  der  yacant  werdendn 
Prftbenden  dem  fisco  die  Prftsenzen  nicht  berechnet  werden  dfirften.  ^uk 
der  Allerhöchsten  Cabinets-Besolntion  vom  4.  May  d.  J.  ist  die  Fortdauer  dieM 
Stifts  und  dessen  bisherige  Verfassung  bis  dahin  genehmigt  worden,  das 
dem  Fisco  vier  Präbenden  anheim  gefallen  sind.  Die  Kammer  hat  du 
Gesuch  des  Stifts  unterstützt,  und  da  nach  meinem  Bericht  vom  23.  Apil 
d.  J.  die  Einnahme  eines  jeden  Kapitularen  mit  Einschiusa  der  Prisenia 
nur  auf  =  175  Rthlr.  zu  stehen  kommt,  die  Prftsenz-Einkflnfte  des  fwt 
von  jeder  ihm  anfallenden  Präbende  nur  =  17  Rthr.  4  Gr.  betragen  wOrdei^ 
so  trage  ich  .  .  .  darauf  an: 

dass  bei  der  geringen  Einnahme  der  Kapitularen  von  den  dem  Fiam 
anheim  fallenden  Präbenden  die  Prftsenzen  nicht  berechnet  w^ei 
dürfen,  c 

Sept  10         Randverfügungen,    geschrieben  von  Bejme,  die  sich  auf  die  aa 
Rande  in  Klammem  gesetzten  Ziffern  beziehen: 

>10.  September  1805. 
Ad  1,  approbirt;  ad  2,   zu  approbiren;   ad  3,   desgleichen;  ad  4,  n 
approbiren;  ad  5,  wegen  des  Nachjahres  soll  es  bey  der  Festsetzmig,  dui 
solches  wegfällt,  yerbleiben;  [ad  5a,]  approbirt;  ad  6,  zu  approbiren;  ad 7, 
desgleichen,  c 

Hiemach  Cabinets-Ordre  an  Angern,  1805  September  10. 

B.  89.    Minftten  des  CftbineU. 


Sept  5  Cabinets-Ordres  an  Massow  und  an  Voss  s.  unter  dem  30.  und  dem 

31.  August  1805,  No.  863  und  864. 

Sept  10  Cabinets-Ordres  an  Massow  und  Angern  und  an  Angern  b.  unter 

dem  2.  und  dem  4.  September  1805,  No.  865  und  866. 


Sept  24        867.  Das  SUdpreussische  Departement  an  den  »FOrsten  EnblsM 
ven  Gnesen,  Grafen  Raczynsky«.    Magdeburg  1805  September  24. 

OeiL-Direktoriiim  Sftdpreiusen.  LXITr.  282.  ».    Conc«pty  gw.  Klewii. 

Die  Bestellung  eines  direkten  Erxbieehöfliehen  Suffragans  für  das  Kaliseker  Kam/Mt- 
Departement  kann  xiüar  staUhaben,  vorläufig  aber  kann  der  Abt  r.  Baexij/ful»  da^ 

nickt  ema/Mfd  vierden,'^) 

...  »Es  wurde  über  jene  Angelegenheit  der  Bericht  der  KönigL  Etfuner 
zu  Kaiisch  gefordert,  und  dieser  ist  jetzt  eingegangen,   ffiemach  findet  nun 


1)  Cfr.  No.  873. 
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die  Königl.  Eammer  es  zwar  zweokm&ssig,  wenn  jedes  der  3  BAdprenssi-  a^^oi 
■ehen  Kammer-Departemens  seinen  eigenen  erzbisehöflichen  General-Ofifizial 
hat,  Äussert  zngldch  aber  anch  das  Bedenken,  dass  sie  alsdann  den  Herrn 
von  Zaehariaszewski,  welcher  ihr  wegen  seiner  ausgebreiteten  Kenntnisse 
in  allen  Teilen  der  Eirchen-Yerfassüng  nnd  wegen  seiner  Bekanntschaft 
mit  dem  Lokale  so  ftnsserst  nfitzlich  sei,  verlieren  wUrde,  anch  dass  es  als^ 
dann  nothwendig  seyn  werde,  dem  Herrn  Abt  von  Raczynski  nicht  nur 
iSnuntliche  in  den  Konsistorial-Archiven  zn  Gnesen  nnd  Lowicz  vorhandene, 
das  KaÜBcher  Departement  betreffende  Yerhandlnngen,  sowie  alle  in  Qeist- 
fiehen  Bachen  an  die  Konsistorien  erlassene  Oeneral-Verordnnngen  znfertigen, 
sondern  anch  einen  der  deutschen  Sprache  kundigen  Sekretair,  sowie  einen 
weltlichen  Bichter  an  die  Seite  setzen  zu  lassen,  da  er  als  Kloster-Geist- 
Kcher  schwerlich  mit  der  Kirchen -Verfassung  vollkommen  bekannt  seyn 
dürfte,  und  grflndet  hierauf  den  Antrag,  die  Sache  fUr  jetzt  noch  in  ihrer 
gegenwärtigen  Lage  zu  lassen,  dereinst  nach  Abgang  des  H.  von  Zacharias- 
sewski  aber  einen  Geistlichen  an  dem  Kalischer  KollegiatrStift  zum  Offizial 
ftr  ihr  Departement  zu  ernennen,  um  in  nötigen  und  dringenden  Angelegen- 
heiten sogleich  mflndlich  mit  ihm  konferiren  zu  können. 

Ich  finde  jene  Bedenken  wichtig  und  diesen  Antrag  zweckmässig, 
aduneichele  mir,  dass  auch  E.  p.  damit  einverstanden  seyn  werden,  erbitte 
mir  aber  doch  noch  .  .  .  Dero  .  .  .  Erklärung  darüber.«  .  .  . 


Bericht  von  Humboldt  s.  unter  dem  3.  Joli  1805,  No.  848.  Sept.  28 


868.  Staats-Minister  Graf  Hoym  an  die  Staats-Minister  Frhr.  v.  d.  Reck  Sept  29 

und  V.  INassow.    Breslau  1805  September  29. 

B.  46.  B.  165.  a.    Ausfertlgimg. 

Die  gememsehafUiche  Kommission  wegen  der  Eeligionsbeschtperden  ist  uiwwecbmässig. 
Grosse  Vorsicht  bei  Ueberlasstmg  hcUhoHscher  Kireken  an  protestantische  Gemeinden! 

Antwortet  auf  das  Schreiben  vom  8.  August  1805^):  »wie  der  erste 
Antrag  .  .  .  ohne  Bedencken  zu  genehmigen  ist,  auch  bereits  durch  die 
speciellen  Noüficatoria,  welche  ich  an  das  Yicariat-Amt  in  der  Folge  er- 
lassen, seit  mehrem  Monathen  in  Erfüllung  gegangen  ist,  wie  ich  denn  auch 
die  schlesischen  p.  Gammem  häufig  angewiesen  habe,  die  mit  den  Ober- 
Amts-Regierongen  gemeinschaftlich  abzuhaltenden  Local -Recherchen  unter 
Zuziehung  des  Vicariat-Amtes  vorzunehmen.  Wenn  solches  in  einigen  frühem 
Fällen  nicht  geschehen  seyn  sollte,  so  werden  die  Landes-CoUegia  nur  pro 
informatione  Nachrichten  eingezogen  haben,  und  es  bleibt  dem  Fürstbischof 
und  dessen  Yicariat-Amte  unbenommen,  casus  speciales  anzuzeigen,  wenn 
er  dabei  zu  Wahrnehmung  seiner  Jnrium  noch  besonders  gehört  seyn  will. 
Es  ist  aber  vorauszusehen,  dass  er,  da  er  bey  diesen  commissarischen  Er- 


1)  No.  858. 
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fl^?29  ^^^^^S^^  nicht  im  mindesteii  in  seinen  biaohöflichen  Geiechtsameii  U&t 
worden,  nur  Wiederhohlongen  seiner  bisherigen  Behanptnngen  Toibring« 
kann.  Denn  die  Omndsfttze,  von  denen  er  bei  diesem  Geschäft  «nsgekli 
sind  gtazlich  verschieden  von  denjenigen  Principüs,  welche  durch  die  aOw- 
höchsten  Cabinets-Ordres  festgestellt  worden.    Sein  zweiter  Antrag: 

eine    gemeinschaftliche   Gommission    zu  Untersuchung    der  Be^giooi- 

Beschwerden  niederzusetzen, 
wflrde  daher  auch  ohne  Zweifel  nur  daUn  führen,  diese  festgesteUten  Prii- 
cipia  aufs  neue  durch  Widerspruch  anzufechten,  und  ich  bin  mit  E.  £.  vdB» 
kommen    einverstanden ,   dass  eine  solche   allgemeine  Gommission  eben  m 
wenig  rathsam  als  nOthig  ist 

Die  Gravamina  in  geistlichen  Sachen,  welche  durch  das  Reglement  tM; 
8.  August  1760^)  für  Schlesien  entschieden  und  vorher  commissarisch  erOrteit' 
worden,  betrafen  vielfache  Gegenstände,  um  die  katholische  und  evsiigeüifii 
Geistlichkeit,  so  wie  die  Gerichtshöfe,  in  Absicht  eines  billigen  Bedprod 
unter  beyden  Religions-Verwandten  in  kirchlichen  und  gerichtUchen  Ange- 
legenheiten  zu  vereinigen  und  zu  belehren.    Die  Menge  der  zur  Spnd» 
gebrachten  Puncto,    der   damals   herrschende  Yerfolgungs- Geist  ziriBdui 
der  Geistlichkeit  beider  Religionen,   und  der  Mangel  an  bestimmten  Ge- 
setzen konnten  zu  jener  Zeit  eine  commissarische  Erörterung  vor  EBUHh 
rung   des   gedachten  Reglements   nothwendig   und   nützlich  maehen;  jeit ; 
aber  würde   solche,   da  jene  Veranlassungen  hier   fehlen,   überflOssig  und 
schädlich  werden. 

Alles  dreht  sich  bei  der  gegenwärtigen  Materie  der  Uebergabe  katlioll- 
scher  Kirchen  und  ihres  Yermdgens  an  Protestanten  um  den  einzigen  Posct: 
ob  diese  Kirchen  nebst  Zubehör  dem  Corpori  Catholicomm  oder  den  ein- 
zelnen Gemeinen  anheim  fallen  müssen. 

E.  E.   erinnern   Sich  aus   den  in  dergleichen  Angelegenheiten  haiqit- 
säcUich  wegen  der  Kirchen  zu  Cunau,  Giesmansdorff  und  Mnschten  e^ 
statteten  Berichten,  wie  wir  gemeinschaflilich  dahin  sentirt  haben,  den  K&tbo- 
licken  das  Vermögen   dieser  Kirchen  zu  belassen,  und  wie  sogar  dsbey 
geäussert  worden,  dass  die  Abtretung  der  katholischen  Kirchen  zmn  eno- 
gelischen  Gottesdienst  eine  Verletzung  des  Status  quo  involvire.    Da  aber 
S.  M.    mittelst   der   Cabinets-Ordres   vom  6.  May  und   21.  Octbr.  1800, 
3.  April  1802,  17.  Febr.  1803  und  27.  Mari  und  18.  Junj  1804  gani  be- 
stimmt zu  declariren  geruht:  dass  hier  eine  solche  Verletzung  des  fi!iedeB^ 
schlussmässigen  Status  quo  nicht  existire;  dass  der  Grundsatz  der  kadioG- 
schen  Kirche,    dass  alles,   was  ehemals  ein  Eigenthum   der  kathoüflcto 
Gemeine  gewesen,  der  ganzen  katholischen  Christenheit  zugehöre,  eine  Er- 
findung der  ffierarchie  sei  und  in  protestantischen  Staaten  nicht  anerksiut 
werden   müsse;  und  dass  dergleichen  Vermögen  den  zu  einer  Kirche  ge- 
schlagenen Gemeinen   eigenthümlich  verbleibe,  wenn  auch  ihre  BeligieB*' 

1)  Band  III,  No.  322. 
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JnuidsÜse  eine  YerftDdenuig  erlitten;  so  ist  bereits  alles  landesherrlich  a^^oo 
liaehieden,  was  das  Object  einer  diesfiüligen  allgemeinen  Commission,  die 
lerdings  nicht  gemeinschaftlich  seyn  kann,  ausmachen  dürfte. 

Anch  zeigen  die  Immediat-Vorstollmigen  des  FUrst- Bischofs  vom 
Sl.  Jannar  nnd  18.  Mari  c.  ganz  deutlich,  dass  alle  Argumente  ans  den 
eanonischen  Begriffen  der  einen  nnd  nntheilbaren  Kirche  geleitet  nnd  damit 
die  Begriffe  des  allgemeinen  Landrechts  von  Kirchen-Gesellschaften  ver- 
vechseh  worden.  Wenn  nnn  8.  M.  Ilberdies  8ich  mehrmals  zu  äussern 
gemht,  gleiche  Omndsfttze  bei  Einräumung  evangelischer  Kirchen  an  Katho- 
ficken  stattfinden  zu  lassen,  so  ist  auch  in  Absicht  des  Reciproci  vorgedaoht, 
und  ich  muss  daher  in  rechtlicher  Hinsicht  dahin  sentiren,  den  Fürstbischof 
mit  diesem  zweiton  Antrage  abzuweisen,  so  sehr  ich  auch  wiederholt  meine 
dringende  Aeusserung  nicht  bergen  kann,  dass  die  üebergabe  der  katholi- 
schen Kirchen  und  ihres  Vermögens  an  evangelische  Gemeinen  den  katholi- 
Bchen  Glaubensgenossen  äusserst  gehässig  bleibt  und  ihre  Unzufriedenheit 
vennehrt,  je  häufiger  dergleichen  Gesuche  erfOllt  werden. 

Natflrlich  erbittert  dieses  die  verschiedenen  Glaubens-Yerwandten  wegen 
ilires  verschiedenen  Interesse  gegen  einander,  und  es  sind  allerdings  in- 
tolerante Auftritte  zu  besorgen,  die  nur  durch  ein  kluges  Benehmen  der 
änzelnen  Commissionen  zu  coupiren  und  im  Fall  ihrer  Entstehung  durch 
polizeiliche  Maasregeln  und  gesetzliche  Ahndung  zu  beheben  seyn  dflrften. 
£.  £.  stelle  .  . .  anheim,  in  wiefern  dieselben  hiernach  den  Bericht  an  8.  M. 
n  erstatten  belieben  wollen,  und  erwarte  ich  dessen  geneigte  Oommunication 
mr  IfitvoUziehung.  < 

869.  Memoire  des  Geheimen  Legationsratbs  v.  Raumer  (für  den  Staats-  Sept  30 
Minilter  v.  Angern).    Berlin  1806  8eptember  30. 

S.  93.  93.  ft.  Rigewlitadiget  Goneept^  für  Back;  dM  Begleitaehreiben  Tom  SO.  8«pt«niber  1805 
u  Angtn  ging  rar  Ißtieielmiuig  an  Hardeabarg. 

*üeb€r  die  Diöcesaneinriehiungen  in  den  Entsehädigungslanden  und  in  den  durch 
^  Vertrag   mit  Pf(d%Jbayem   xu  den  Fränkieehen  Fürstenthümem  erworbenen 

8Hieken.€i) 

»Erste  Frage:  Ob  eine  Metropolitanautorität  zu  errichten  sey? 

Alle  Gründe  stimmen  zusammen,  um  diese  Frage  zu  verneinen. 

Die  Bestimmung  des  26.  §  des  Reichsdeputationsschlusses,  dass  die 
Metropolitangerichtsbarkeit  des  Churfttrsten- Erzkanzlers  als  Metropolitan- 
Gnbischofs  und  Primas  you  Deutechland  sich  durchaus  auf  die  K.  Preussi- 
sehen  Staaten  nicht  erstrecken  soll,  ist  nicht  nur  ein  glückliches  Eräugnis, 
sondern  auch  ein  durch  die  richtigste  Politik  geleiteter  vortheilhafter  Erfolg, 
^i  es  hiesse  ein  beträchtliches  Theil  dieses  Yortheiles  aufopfern,  wenn 
^"^^  an  die  8telle  dieser  glücklich  entfernten  Autorität  eine  neue  ähnliche 
errichten  wollte. 

1)  Cfr.  No.  843. 
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S  ^?ao  ^^  diesen  Plan  zabeArdern,  mliBsten  die  Yortheile  desselben  die  Ki 

theile  llberwie^n.    Er  stellt  aber  bloss  nachtheilige  Seiten  und  gir  kc 
Yortheile  dar. 

Man   kann   die  dnrch  das  Landesherrliche  jus  circa  sacra  sn  oost 
lirende  nnd  in  Ordnung  zu  haltende  geistliche  Autorität  in  der  katiiol 
Kirche  in  drej  yerschiedene  Zweige  abtheilen; 

I.)  DiGcesanrecht,  geistliche  Gerichtbarkeit.  Diese  hat  der  Bischof 
wie  der  Erzbischof.  In  den  Di(toesen  der  von  Metropolitanautoritlt  tt} 
Bischöfe  sind  zwo  Instanzen  eingerichtet:  Das  Officialat  fftr  die  erste, 
Appellationsgericht  fOr  die  2te  Instanz.  Die  Prosynodalrichter  f&r  die  dni 
Instanz  müssen  bej  den  Metropolen  sowohl  als  in  den  Diöcesen  röi 
Facnltäten  haben.  Der  Bischof  oder  Erzbischof  schlagt  die  Snbjecte  roij^ 
der  Landesherr  verwirft  oder  genehmigt  sie  and  negocürt  fOr  sie  die  röm* 
sehen  Facnltates. 

Ermeland  nnd  Bresslan  geben  Beyspiele  von  Bischöfen,  weldie  frej 
von  Metropolitanautorität  sind.  Die  drei  Instanzen  sind  darin  angeflüirtar- 
maassen  eingerichtet  Ebenso  Warschan,  Wygry  nnd  SnprasL  BloBS  n 
Onesen  fand  man  einen  Erzbischof.  Der  einzige  Vortheil,  den  er  gewibet, 
ist  die  2te  Instanz  für  die  von  Alters  her  ihm  snbordinirten  DiOeeeseo. 
Aber  diesen  Vortheil  gewähret  das  Appellationsgericht  in  Ermeland,  Bresalu, 
Warschan,  Wjgry  nnd  Snprasl  anch,  nnd  so  ist  also  von  Seiten  der  Ge- 
richtbarkeit nnd  des  jnris  dioecesani  von  einem  Erzbischofe  gar  kein  Voi- 
theU  zn  erwarten. 

n.)  Dass  ein  Bischof  so  gut  als  ein  Erzbischof  actus  ordinis  episeopafis 
ausübt,  bedarf  keines  Beweises,  nnd  es  gewährt  also  der  Erzbischof  sneli 
von  dieser  Seite  keinen  Vortheil. 

in.)  Wirkliche  oder  anmaassliche  reservata  papalia  gestattet  der  Papst 
dem  Erzbischofe  so  wenig  als  dem  Bischöfe.  Der  König  gestattet  dem 
Papst  keine  Einmischungen  in  Temporalien.  Aber  in  blossen  Intemis,  snf 
das  Seelenheil,  die  Gewissensberuhigung  sich  beziehenden  Fällen  befördert 
man  die  Gesuche  der  Erz-  und  Bischöfe  um  römische  Facnltates,  und  ds 
ist  noch  kein  Exempel  vorhanden,  dass  der  Papst  einem  Erzbischofe  snch 
nur  eine  einzige  Facultaet  mehr  oder  ausgedehntere  facnltates  verliehe,  als 
einem  Bischöfe. 

Alle  äiey  obige  Hauptzweige  zeigen  also  den  Metropolitan  als  YÖlSi 
überflüssig. 

Erwägt  man  nun  1.]  dass  sogar  seine  Ernennung  ein  Feld  von  Con- 
flicten  zwischen  ihm  und  den  Bischöfen  eröffnet,  um  so  mehr,  da  er  gewifls 
geneigt  seyn  wird,  blosse  honorifica  zu  wirklichem  anmassHchen  Einfloas 
auszudehnen;  und  wenigstens  2.)  dass  er  an  Rang,  Ansehen,  Ehrgeiz,  wahren 
oder  vermeintlichen  Praerogativen  es  diesen  noch  zuvorthun  will;  3.)  dass 
seine  Einkünfte  auf  30/M  Thaler  in  AnscUag  gebracht  werden  (also  auf 
einige  male  mehr  als  ein  gut  belohnter  Bischof  kostet},  so  zeigt  sich  dieser 
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Plan  wohl  als  äusserst  nachtheilig  und  es  würde  also  fttr  Bischöfe,  die  von  g^^oQ 
aller  Metropolitan-Antoritaet  exemt  sind,  zu  sentiren  seyn. 

2te  Frage:  Ob  ein  päpstlicher  Vioarins  apostolicns  oder 
Commissarias  delegatns  anzustellen  sey? 

Sbenso  nachtheilig  wflrde  die  Anstellung  eines  Yicarii  apostolici  oder 
[Im  vollen  Sinne  des  letzten  Ausdrucks:)  Gommissarii  delegati  des  römischen 
Hofes  seyn.  Diesen  Plan  hat  der  römische  Hof  und  die  Catholische  Geist- 
tiehkeit  bej  jeder  ihr  schicklich  scheinenden  Gelegenheit  zum  Vorschein 
gebracht.  Hierbej  liegt  aber  das  Nunciatur-System  zum  Grunde  und  es 
Ütaift  -wider  die  im  Preussischen  Staate  stets  beobachteten  Maximen,  Nuncien, 
Apostolische  Tlcarien  und  dergleichen  zu  gestatten. 

Facnltates,  welche  der  Papst  in  exprimirten  Classen  von  Fällen  den 
£is-    und  Bischöfen  ertheilt,  gewisse  bestimmte,  wahre  oder  yermeintliche 
interna  betreffende  reservata  papalia  auszuüben,  femer  Ernennung  zu  Pro- 
synodalrichtem  in  Gausis  Gontentiosae  jurisdictionis  ecclesiasticae  und  Auf- 
trftge,   Spiritualem  Curam   zu  üben,  hat  man  gestattet.     Aber  ganz  etwas 
andres  ist  dieser  bestimmte,  vom  Landesherm  controllirte  und  nach  Befinden 
restringirte  Ausfluss  geistlicher  Autorität  und  ganz  etwas  andres  die  Autorität 
eines  Nancii  oder  eines  Yicarii  apostolici  oder  Gommissarii  delegati,  sensu 
latiori.   Wie  auch  irgend  ein  solches  Subject  sich  nennen  mag,  immer  wird 
dureh    seine   Gestattung   eine    Grundmaxime    der   preussischen  Regierung: 
nemlieh  alle  Gommunication  mit  Rom  durch  den  Gesandten  oder  residirenden 
Minister  zu  Rom  zu  führen,   intervertirt.     Die  Erz-  und  Bischöfe  wenden 
sich  durch  das  Hoheits-Departement  an  das  Cabinets-Ministerium  und  dieses 
befiehlt   dem  Gesandten.     Nur   so  kann   man   den  römischen  Einfluss  auf 
wabre  Interna  imd  Gewissens-Sachen  und  auf  das  Seelenheil  beschränken. 
80   wie   sich  Nebenwege  öffaen,    nimmt  der  Papst  Kenntnis  von   Gegen- 
stftnden,  die  ihm  nicht  zukommen.   Closter-Secularisationen,  Suppression  un- 
nOtfaiger  Beneficien  sind  Gegenstände,   worüber  weder  der  Papst  noch  der 
Erzbischof  noch  der  Bischof  zu  cognosciren  hat,  sondern  über  die  der  Landes- 
herr verfügt    Ist  aber  ein  Nuncius  oder  irgend  etwas  ähnliches  da,  so  ist 
den  ungebührlichen  Einmischungen  der  Weg  gebahnet 

Dritte  Frage:  Ob  die  alten  Provinzen  mit  in  die  neue  geist- 
liche Einrichtung  zu  ziehen  seyen? 

Diese  Frage  ist  unbedenklich  zu  verneinen.  Die  Sache  ist  auch  schon 
vom  Könige  entschieden,  als  dem  Bischof  von  Hildesheim  der  Plan,  Dioe- 
eesanbischof  von  Magdeburg  zu  werden,  vereitelt  wurde.  ^] 

Der  westphälische  Friede  legt  in  den  alten  Königl.  Landen,  als  Magde- 
burg, Halberstadt,  Oleve,  Mark,  Minden,  Ravensberg,  Mark  Brandenburg, 
Pommern,  dem  Landesherm  selbst  die  geistliche  Gerichtbarkeit  über  catho- 
lische ünterthanen  salva  Conscientia  derselben  bey  und,  wo  actus  ordinis 
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g   Yao  ^P^^P^  nöthig  sind,  hilft  man  sich  durch  Requisition  eines  inlSndisctei 
Bischofes,  ohne   sich  nm  einen  Schritt  von  den  Rechten  zu  entfernen,  9t^ 
der  Westphälische  Friede  dem  protestantischen  Landesherm  in  dioBen  Landet 
beylegt. 

Im  Lingenschen  hatten  yoUends  Gatholici  gar  keine  Religionsfllrang  nnd  | 
die  ihnen  bewilligte  Toleranz  ist  ebenfalls  salva  jniisdiotioiie  Bceieidasliflt 
des  Landesherm  accordirt  worden,  und  Gora  spiritoalis  von  Lingeii,  die  it» 
dem  Hildesheimischen  Bischof  committirt  ist,  lässt  jenes  landesherrliche  Recht 
nngekränkt.     Alles,  was  die  Bischöfe  von  SQldesheim  und  Paderborn,  deri 
Erzbischof  von  GöUn  und  ttberhanpt  fremde  Bischöfe  sich  in  Kdnl^^eil 
Landen  angemaasst  haben,  bemhet  anf  nicht  zu  gestattenden  MiBbrftnchca.  | 

Es  ist  demnach  rathsam,  in  den  alten  Provinzen  alles  bej  dem  Alien  j 
zn  lassen,  womach  resp.  die  Regierangen  und  Cammem  die  geisilielie  Ge-; 
richtbarkeit  und  das  jns  circa  sacra  respiciren,  hingegen  actus  ordinis  epii-  ] 
copalis,  Ordinirnng  der  Geistlichen  und  Firmelung  per  Requisitionem  vea  | 
Bischöfen,  itzo  von  inlftndischen  Bischöfen  besorgt  werden,  so  wie  auch  &  \ 
angestellten  Geistlichen  die  zur  römischen  Cognition  geeigneten  Gtowiasen»-  ; 
föile  zu  des  Hoheitsdepartements  Kenntnis  und  Prüfung  bringen  können.' 

Eine    Antwort    Angern's    liegt   nicht   vor;    ein   grade    aneh   toii 
30.  September  1805  datirtes  Schreiben  Angem's  an  Reck  und  Hardenberg  [ 
mahnt  an  die  Antwort  auf  sein  Schreiben  vom  10.  August^):    > indem  es  i 
sich  t&glich  mehr  zeigt,  wie  nothwendig  es  ist,  die  katholischen  Bin^eees-  \ 
senen  in  den  Westph&iischen  Provinzen  mit  einem  zuverlSssigen  und  auf- 
geklftrten  Oberhaupt,  es  sej  ein  Erz-Bischof  oder  Bischof,  zu  reraeheiD,  da 
der  Einfluss  des  Gegentheils  besonders  bei  den  jezigen  Militaiiisolien  Ver- 
anstaltungen sichtbar  ist.« 

ft.  a.  0.  Ansfertigang. 

Raumer  schreibt  diese  Stttcke  »ad  Acta  26.  August  1806.« 


Okt  7  870.  Immediat-Bericht  des  Staats-Ministers  Graf  Heym.  Breslau  1805 

Oktober  7. 

R.  S9.  80.  G.    Ausfertigang. 

>  Wegen  Uebergahe  der  katholischen  Kirchen  an  Protestanten,*^ 
>E.  M.  haben  mir  auf  anliegende  Vorstellung  des  Grafen  Schafl^tseh 
auf  Warmbrunn  wegen  der  yon  den  protestantischen  Gemeinden  der  Herr- 
schaft Greiffenstein  in  Anspruch  genommenen  katholischen  Kirchen  Beriehts- 
Erstattung  anbefohlen. 

Es  ftUt  mir  sehr  schwer,  nach  demjenigen,  was  E.  M.  in  derglmchen 
Kirchen-Ai^elegenheiten  teils  an  den  Fürst-Bischof  zu  Breslau,  teils  an  die 


1)  Cfr.  No.  843.  2)  Cfr.  No.  876. 
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Etate-lGnisten  Freihemi  ▼.  d.  Reck,  ▼.  Massow  und  an  mich  zn  erlassen  ^v?9 
geniht,  noch  irgend  eine  Bedenklichkeit  anfzostellen,  welche  die  pflnktliche 
AnsfiDhrQng  AllerhOchstdero  Befehle  anch  nur  im  mindesten  zn  behindern 
scheint;  meine  yie^fthrigen  Erfahrungen  Aber  die  Denknngs-Art  der  Schlesier 
Hessen  in  mir  Besorgnisse  erwachen,  nnd  mein  täglicher  Umgang  mit  den 
ELaiholiken  flberzengt  mich  immer  mehr,  welchen  tiefen  Schmerz  ihnen  die 
üebergabe  der  Katholischen  Kirchen  nnd  des  KirchenvermOgens  an  die 
Lutheraner  yerursacht.  Bis  jetzt  ist  dies  der  Fall  nur  bei  Boesnitz,  Ounau, 
Qiesmamisdorfr  und  Rabischau  gewesen;  allein  es  schweben  Aber  50  ähn- 
fiehe  Qesuche  in  commissarischer  Recherche,  und  da  dergleichen  Ansprüche 
der  Protestanten  fortwährend  geschehen  und  die  Zahl  der  Kirchen,  welche 
nach  dem  westphälischen  Frieden  den  Lutheranern  ab  nnd  von  den  Kar 
tholiken  zurflckgenommen  worden,  sich  in  den  Fürstenthttmem  Schweidnitz 
und  Jauer  auf  248  und  im  Ologauschen  auf  111  beläuft,  so  befflrchten  die 
katholischen  Glaubensgenossen,  dass  noch  die  meisten  dieser  Kirchen,  und 
wenigstens  deren  Vermögen,  in  protestantische  Hände  kommen  möchte. 

Deshalb  sind  die  Klagen,  welche  der  Graf  Schaffgotsch  jetzt  vor  £.  M. 
Thron  erneuert,  und  deren  motiye  er  durch  anliegende  Darstellung  zu  recht- 
fertigen sucht,  nicht  nur  unter  der  Geistlichkeit,  sondern  auch  unter  den 
Herrschaften  und  den  Untertanen  katholischer  Religion  so  allgemein,  dass 
ich  mit  inniger  Wehmuth  bemerke,  wie  sehr  die  weisen  und  gerechten  Ver- 
Algnngen  des  allgemein  geliebten  Monarchen  bei  diesem  Gegenstande  ver- 
kannt werden,  da  man  in  ihnen,  ganz  ihrer  Absicht  zuwider,  Unterdrückung 
der  Katholiken  auffindet,  und  sie  dem  bisherigen  Geiste  der  Duldung  unter 
Preuaaischer  Regierung  entgegen  stellt. 

Wenn  ich  mich  daher  unterstehe,  diese  Angelegenheit  als  sehr  wichtig 
nochmals  zu  AllerhOchstdero  Prüfung  submissest  vorzutragen,  so  hoffe  auf 
^  M.  Verzeihung,  da  mich  der  hohe  Bewegungs-Grund,  die  Liebe  der  ka- 
thofischen  Untertanen  für  ihren  8ouverain  nicht  vermindert  zu  sehen,  einzig 
cbon  leitet. 

Weit  entfernt,  die  Grundsätze  zu  bestreiten,  welche  in  dem  Allgemeinen 
Landrecht  über  das  Vermögen  der  Kirchen-Gesellschaften  festgestellt  wor- 
den, muss  ich  dennoch  anführen,  dass  die  Katholiken,  da  diese  Grundsätze 
von  dem  Gross-Canzler  v.  Carmer  ohne  besondere  Rücksicht  auf  Schlesiens 
Verhältnisse  in  Betref  des  Geistlichen  Wesens  zur  Allerhöchsten  Bestätigung 
^<^^elegt  worden,  solche  nicht  vollständig  anwendbar  finden,  und  dass  sie 
>ogtf  den  Stellen  des  Landrechts,  welche  hauptsächlich  in  der  Immediat- 
^^be  des  Fürstbischofs  vom  31.  Jan.  d.  J.  allegirt  sind,  eine  andre, 
uQ^n  Wünschen  angemessene  Deutung  geben. 

K*  H.  haben  zwar  den  Fürstbischof  darüber  unterm  14.  Febr.  c.  recti- 
fieirt,  er  ist  aber  dennoch  unterm  18.  Mart.  dagegen  wieder  eingekommen, 
^d  alles  beruht  auf  dem  Punkte : 

^ob  die  Kirchen  nebst  Gebäuden  und  Vermögen  den  Gemeinen  des 
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0^7  ^^^  zugehören,  wenn  auch  die  gegenwärtigen  Ifitglieder  der  6e 

meinen  einer  andern  Religion  zngethan  eind?^ 

Allerhdchfltdieselben  haben  zu  declariren  gemht,  dass  nicht  der  Bdi^ 
sondern  den  Gemeinen  solche  gehörten,  nnd  dass  also  aach  den  Gemdaai, 
die  ihre  Religions-Bekenntnisse  geändert  hätten,  verstattet  werden  mlliN^ 
sich  der  Kirchen  n.  s.  w.  nach  ihrer  Confession  zn  bedienen. 

Allein  die  Katholiken  behaupten,  dass  die  Lutheraner  in  den  Stidta 
und  Dörfern,  woselbst  sie  jetzt  die  katholischen  Kirchen  in  Anspruch  nehnei, 
gar  keine  Kirchengesellschaft  mit  ihnen  ausgemacht  hätten,  sondern  als  be- 
sondere Glaubensgenossen  auch  ihr  besonderes  Lutherisches  Ejrehen-Sjitn 
gehabt,  dass  zeither  die  Beiträge,  so  wie  der  nexus  parochialis  unter  dlTenei 
Religionsverwandten  völlig  au%ehoben  gewesen,  folglich  die  Protestsntoi 
keinesweges,  sondern  nur  die  katholischen  Patroni,  Pfarrer,  Eingepiairte  ml 
Kirchgäste  das  Kirchenvermögen  zusammen  gebracht  hätten,  dass  mitliiB  ifia 
Protestanten  [durch]  die  Uebergabe  der  katholischen  Kirchen  und  ihres  Ve^ 
mögens  fremdes  Eigenthum  zugeeignet  erhielten,  indem  ursprflnglieh  dleee 
Kirchen  katholisch  gewesen  und  auch  nur  von  Katholiken  dotirt  und  1I]lta^ 
halten  worden  wären.  Hiezu  gesellt  sich  noch  der  Begrif  vom  stata  qio, 
den  sie  auch  auf  die  Zahl  der  Kirchen  beziehen,  und  dies  nicht  undeoffiek 
aus  den  Ejuserlichen  Verhandlungen  nach  dem  Westphälischen  Frieden  imd 
der  Altranstaedter  Convention,  so  wie  aus  den  Zusicherungen  von  des  Kdoig* 
Friedrichs  ü^''  Miyestät  und  aus  der  unter  vorigen  Regierungen  unvennindezt 
beibehaltenen  Menge  katholischer  Kirchen  folgern  wollen. 

Keinesweges  will  ich  die  Richtigkeit  dieser  Gründe  vertheidigen;  sSlm 
soviel  ist  gewis,  dass  den  Katholicken  Allerhöchstdero  AeusserungeD  fiber 
den  statum  quo  und  das  Eigenthum  des  Kirchenvermögens,  so  sehr  de 
auch  den  Begriffen  einer  ächten  Toleranz  angemessen,  gans  etwas  neaes 
sind,   und   dass  ihr  Mismuth  immer  mehr  steigt,   jemehr  sie  deigläehei 
Kirchen  in  Anspruch  genommen  sehen;   der  Bischof  fürchtet  Schmlierang 
seiner  Dioecesanrechte  durch  Einziehung  der  Kirchen;  die  Geistlichen  ftreliteD 
Abbruch  an  dem  zum  Unterhalt  der  katholischen  Seelsorger  nothwendigen 
Kirchenvermögen,  die  katholischen  Patroni  finden  Schmälemng  ihrer  Beehte 
auf  Gelegenheit  zum  katholischen  Gottesdienst  und  auf  das  grösstenteilB 
von  ihnen  dotirte  Kirchen-Peculium,  und  behaupten,  selbst  die  jetzt  leer 
stehenden  Kirchen  fftr  ihre  Nachfolger  zu  deren  Gebrauch,  besonders  weim 
bei   einer  starken  Nachkommenschaft  mehrere    einzelne   Gutsbesitser  en^ 
stflnden,  oder  auch  zum  jetzigen  eignen  Bedarf,  wenn  sie  ihren  Wohneits 
dorthin  verlegen  weiten,  beibehalten  zu  müssen;  die  katholischen  üstertasen 
halten  die  Abtretung  ihrer  Eorchen  fttr  Zurücksetzung  ihrer  Religion,  wm 
kein  Beispiel  dermalen  aufgestellt  werden  kann,  dass  ein  gleiches  von  äen 
Protestanten  an  Katholiken  geschehen. 

Bisher  fanden  sich  die  Katholiken  in  ihrer  Meynung  bestärkt,  i^ 
jede  katholische  Kirche  nebst  deren  Vermögen  ein  ausschliessendes 
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thiim  der  katholischen  Glaabensgenossen  in  jeder  Dioeces  sei.  Es  ftUt  ^l^^ 
dem  dero  sn  hart,  diesen  mit  dem  System  der  Hierarchie  verwebten  Grund- 
sati  sogleich  an^ben  zu  sollen.  Fest  bin  ich  überzeugt,  dass  die  schlesi- 
schen,  jetzigen  sehr  toleranten  Katholiken  eher  sich  in  ihren  ersten  Olanbens- 
lehren  Abändemngen  gefallen  lassen,  als  in  die  Abtretung  der  Eorchen 
willigen  durften.  Sei  es  auch  ein  irriger  Wahn,  in  dem  sie  sich  befinden, 
80  lehrt  doch  die  Geschichte  eines  jeden  Volks,  dass  der  Kampf  gegen 
MoTuungen,  die  man  mit  Glaubenslehren  vermengt  hat,  stets  der  hari- 
nickigste  gewesen  und  selten  durch  Gründe  der  reinen  Vernunft  beigelegt 
worden  ist.  Nun  ist  zwar  kein  Bedenken,  dass  die  Katholiken  hiesiger 
Provinz  den  landesherrlichen  Befehlen  alle  Folge  leisten  müssen,  allein  im 
stillen  werden  sie  diese  Befehle  doch  als  Unterdrückung  genossener  Rechte 
beseufzen,  die  Stimmung  der  Gemüther  verfiült  in  Trübsinn,  das  Lob  ver- 
gangener Zeiten  bleibt  nicht  aus,  und  so  wird  ein  sehr  nachteiliger  Einfluss 
auf  die  bürgerlichen  und  gesellschaftlichen  Verhftltnisse  erzeugt,  die  zeither 
zwischen  Katholiken  und  Protestanten  in  der  besten  Eintracht  existirten; 
es  sind  die  Folgen  nicht  zu  berechnen,  die  durch  falschen  Beligions-Eifer 
herbeigeführt  werden  kennen. 

Hätte  der  Staat  einen  überwiegenden  Vorteil,  verschiedene  Kirchen  der 
Katholiken  in  den  Händen  der  Protestanten  zu  wissen,  so  würde  ich  weniger 
auf  die  Stimmung  der  hiesigen  Katholiken  reflectiren  und  £.  M.  Geduld 
meht  mit  diesen  details  ermüden.  Allein  das  Ganze  läuft  dahin  aus,  dass 
die  protestantischen  Gemeinen,  welche  zeither  ihre  Kirchen  und  Geistlichen 
aus  ihren  Mtteln  errichteten  und  unterhielten,  jetzt  durch  die  katholischen 
Eirehen  und  deren  Vermögen  bei  ihren  Bauen  und  Ausgaben  soulagirt 
werden. 

Es  entgeht  den  Bemerkungen  der  Katholiken  keineswegs,  dass  die 
htherischen  Geistlichen  nach  den  katholischen  Pfarrwidmuthen  geizen,  sich 
20  Parochis  erheben  und  den  Decem  gemessen  wollen;  daher  auch  dieser 
Gesuche  um  Abtretung  katholischer  Kirchen  immer  mehrere  werden,  indem 
^  an  gewinnsüchtigen  lutherischen  Predigern  nicht  fehlt,  die  ihre  Gemeinen 
^  dergleichen  Anträgen  aufhetzen. 

Der  Gewinn  der  Protestanten  auf  der  einen  und  der  Verlust  der  Ka- 
tholiken auf  der  andern  Seite  macht  Factionen  unter  den  verschiedenen 
OlaTLheusgenossen,  und  in  der  Stadt  Striegau  zeigen  sich  schon  Spuren  von 
f^useitiger  Animosität  unter  den  Bürgern,  da  die  Lutheraner  die  katho- 
^he  dortige  Pfarrkirche  in  Anspruch  nehmen,  wozu  tritt,  dass  diese  Kirche 
eine  Maltheser-Kirche  ist,  mithin  auch  deshalb  mit  dem  Maltheser^Orden 
lieue  Oontestationen  entstehen  würden. 

Es  hat  Zeit  und  Mühe  erfordert,  den  Schlesischen  Catholicismum  mit 
^em  in  den  Preussischen  Staaten  herrschenden  Geist  der  Aufklärung  ver- 
^^t  zu  machen,  und  ich  habe  durch  36  Jahr  darauf  nicht  ohne  Erfolg 
gearbeitet.    Er  schritt  bereits  zur  ächten  Duldung  gegen  die  Protestanten 
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OVt^l  ^'^^^^^^  ^^^  allem  die  filr  den  Staat  so  nfltzlielie  Harmonie  der 

denen  Olanbensverwandten  wird  jetzt   ohnfehlbar  unterbrochen,   aach 
Geist  des  Catholicismus  wieder  belebt,  wenn  sich  diese  Religiona-Parttie 
Verlost  gesetzt  glanbt  nnd  als  ecdesia  pressa  betrachtet 

Ganz  entfernt  bin  ich  za  behaupten,    dass  sie  hierzu  hinreicheB« 
Grund  habe;    dergleichen  Yolksmeinungen  lassen  sich  aber  dnrdi 
tische  Wahrheiten  nicht  schnell  besiegen,   sondern  diese  wirken  nur 
sam,  wenn  mit  der  Zeit  eigne  Ueberzeugung  entsteht  und  dadurch  die 
wissens-Sache  beruhigt  wird.     Sei  es  auch  nur  ein  blosser  Wahn,  in 
hiebei  die  schlesischen  Katholiken  stecken,  so  bleibt  er  dennoch  sehr 
weil  beinahe  eine  Million  Menschen,   als   so   hoch  sich  die  Zahl  der 
Schlesien  wohnenden  Katholiken   beläuft,  diesen  Wahn  hegt  und  ihn 
allen  übrigen  katholischen  Christen  gemein  hat. 

Schon  ist  der  Geist  der  Duldung  in  Schlesien  so  weit  yorgerttckt, 
die  Katholiken  in  ihren  Kirchen  den  Protestanten  einen  simultanen 
dienst  gern  nachgeben.  Wird  den  Protestanten  solcher  in  Nothfiülen 
geräumt,  jedoch  die  Kirche  nebst  Vermögen  und  Zubehör  den  Katholik< 
belassen,  und  letzteres  unter  Leitung  des  Staats  auf  den  Fall,  wenn  ea 
einem  einzelnen  katholischen  Kirchen-System  nicht  mehr  nötig  ist,  zu  aadeni 
Eärchen-  oder  Schul- Anstalten  fOr  Katholiken  rerwendet,  so  ist  bei  der 
katholischen  Geistlichkeit  und  den  katholischen  Grundherrschaflen  nnd  Unter- 
tanen jeder  Trübsinn  gehoben,  und  das  Band  mit  dem  Landesh^m  jetzt 
sodann  noch  fester  geknüpft. 

Hiemach  beurteile  ich  das  Gesuch  des  Grafen  y.  Schaffgotsch,  so  wie 
aller  übrigen. 

£.  M.  geruhen  der  Freimüthigkeit  zu  yergeben,  mit  der  ich  meine  Be- 
denklichkeiten als  ein  ehrlicher  und  wahrheitliebender  Mann  geäussert  habe; 
sie  entsteht  lediglich  aus  der  häufigen  Wahrnehmung,  dass  in  dieser  Saehe 
die  weisen  Absichten  des  allgemein  geliebten  Monarchen  yerkannt  werden. 
Allerhöchstdieselben  bitte  .  .  .,  wenigstens  auf  einen  günstigem  Zei^mikt 
die  schwebenden  Untersuchungen  suspendiren  zu  lassen,  im  Falle  ea  hd 
den  festgesetzten  Bestimmungen  verbleiben  solte.  Ich  erwarte  Allerhöehsi- 
dero  weitere  Befehle  und  werde  nicht  verfehlen,  sie  femer  in  gewohntem 
Pflichtgefühl  treu  und  redlich  ...  zu  vollziehen.« 


Okt.  11         871.    Immediat-Bericht  der  Staats-Minister  Frlir.  v.  Hardenberg  snd 
V.  Angern.    Berlin  1805  Oktober  11. 

S.  89.  58.  T.    Avsfertigniig. 

Das  Stift  ISten  ist  vorläufig  nicht  eifwuMehen,  wegen  seiner  in  der  Baiavis^en 
Bepublik  belegenen  Besüxungen,     Wiederbeeetxung  der  erledigten  AebOssinSdie. 

»Die  Frau  Fürstin- Aebtissin  zu  Elton  hat  in  der  . .  .  Immediat-Eän- 
gäbe  vom  21.  August  1802  gebeten,   das  8tift  Elton  bestehen  zu  lassen. 
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ireii  bei  weitem  der  grdBste  Theil  der  Stifts-Güther  in  der  batayisclien  Re-  aI^P^;« 
wblik,  so  wie  im  Amt  Lymers  belegen  sej,  und  daselbst  zum  Yortheil  die- 
«r  Republik  eingesogen  werden  wtirde,  wenn  die  Aufhebung  des  Stifts  er- 
bigen sollte.  E.  K.  M.  haben  unterm  4.  September  ej.  diese  Eingabe  den 
Kaats-lGnisteni  General  der  Kavallerie  Grafen  von  der  Schnlenburg  und 
trafen  von  Haagwitz  zur  Berichts-Erstattung  zufertigen  zu  lassen  geruhet, 
n^eil  damals  aber  die  Nachrichten  Aber  die  Verfassung  des  Stifts  Elten  und 
lessen  Beventten  noch  nicht  beysammen  gewesen,  und  die  letztem  voll- 
ittDdigsten  Nachrichten  von  der  vormaligen  Special-Organisations-Kommis- 
m  zu  Essen  erst  unterm  29.  October  1803  eingesandt  worden,  so  hat 
iieser  Berieht  der  Zeit  noch  nicht  erstattet  werden  kennen.  Nachdem  nun 
fiese  Nachrichten  ergeben  haben,  dass  von  den  Stifts-Revenuen,  und  zwar 

1.  der  Aebtissin 2851  Rthlr.  14  Gr.  2  Pf. 

2.  des  Gräflichen  Damens-Kapituls  .    .    .     1712      -       20 

und 

3.  desCanonichen-EapitulsundderVicarien     1842      -      — 

jtrKch  ans  der  batavischen  Republik  erhoben  werden  mllssen,  und  dass  bey 
1er  Aufhebung  des  Stifts  zu  besorgen  sey,   dass  die  batavische  Republik 
•Mann  die  in  ihrem  Gebiet  belegenen  nutzbaren  Besitzungen  einziehen  wfirde, 
80  ist  von  beyden  vorhin  gedachten  Staatsministem  es  ftlr  angemessen  ge- 
luvten worden,  das  Stift  noch  nicht  aufzuheben,  sondern  bey  der  wirklichen 
Abtretung  der  Lymers  an  die  batavische  Republik  es  zur  Bedingung  zu 
isachen,  dass  die  in  dem  Territorio  derselben  belegenen  Besitzungen  des  Stifts 
Eiten  ausdracklich  vorbehalten  würden,  weil  in  dem  Traktat  mit  Frankreich 
vom  23.  May  1802  art.  3  die  Abteyen  Essen,  Werden  und  Elten  avec  leurs 
däpendanoes  abgetreten  worden,  mithin  die  batavische  Republik  auf  jene 
BofÄtnmgen  im  Fall  der  Aufhebung  des  Stifts  keinen   Ansprach  machen 
k(tai]ite.    Weil  nun  in  der  Folge  diese  Abtretung  der  Lymers  noch  erheb- 
fifihe  Anstände  gefunden,  so  hat  darin  der  Grund  gelegen,   dass  das  Stift 
Bten  bisher  in  statu  quo  belassen  worden  ist.     Gegenwärtig  aber,  da  die 
^Q  Fflrstin-Aebtissin  Maximiliane  Franciska  von  Salm-Reifferscheid  ver- 
storben ist  und  das  Stift  zu  Elten  eine  neue,  jedoch  demselben  untersagte 
WsU  einer  Aebtissin  hat  vomehmen  wollen,  verfehlen  wir  nicht,  E.  K.  M. 
^f  die  Verfassung  dieses  Stifts  und  dessen  Yermdgens  hierdurch  .  .  .  Vor- 
*wg  zu  thun. 

Das  Stift  Elten  besteht 

1.  aas  der  Abtey  und  dem  damit  verbundenen  Gräflichen  Damens- 
^itnl,  welches  inclusive  der  Abtey  auf  6  Präbenden  fundirt  ist,  worunter 
sieh  öne  von  dem  Grafen  von  Salm-Reifferscheid  gestiftete  Bluts-Präbende 
^det,  und 

2*  aus  dem  Kanonichen-Eapitul,  deren  4  sind,  und  4  Yicarien  excl.  der 
^y  der  Pfarr-Kirche  noch  vorhandenen  3  Yicarien. 

Die  Abtey  und   das  damit  verbundene  Gräfliche  Damen-Kapitul  hat 


Okt.  11 


454  Urkunde  No.  871. 

\^P^i  seinen  Sitz  auf  dem   sc^enannten  Eltenberg,   einer  nnfem  des  Khans  nl^ 
nahe  bey  dem  Flecken  Eltern  sehr  anmnthig  gelegenen  H6he.    Wi( 
ehemaliger  Zutphenscher  Oraf  nnd  derzeitiger  Eltenscher  Landesherr, 
beydes  AosgangB  des  9.  Jahrhunderts  gestiftet  nnd  seine  Tochter  Lndgaidk] 
ist  die  erste  Aebtissin  gewesen.    Die  vielen  Gflther  nnd  Besitzungen, 
in  der  batavischen  Republik  nnd  besonders  in  dem  nahe  belegenen  Zatphai»l 
sehen  gelegen  sind,  nehmen  daher  ihren  Ursprung,  so  wie  dagegen  aUe  Sm 
Rechte,   welche   die  ehemaligen  Grafen,  nachherigen  Herzoge  von 
nnd  die  Grafen  von  Zutphen  im  Eltenschen  besessen,  wohin  auch  das  8t 
Markt-Gericht   gehört,   auf  die  Herzöge  von  Gleve  gekommen  and. 
1573  sind  die  Aebtissinnen  ans   den  Häusern  ManderBcheid-Blan< 
nnd  Salm-Reifferscheid  abwechselnd  gewählt  worden,   nnd  seit  dem  Ji 
1674  bis  1784  haben  ans  ersterm  Hause  fttnf  Aebtissinnen  hinter  einani 
nnd  aus  letzterm  seit  1790  bis  jetzt  zwey  Aebtissinnen   fnngirt    Die 
verstorbene  Fürstin  Maximiliane  Gräfin  von  Salm-Reifferscheid  war  die 
Aebtissin  seit  der  Fundation.     Die  Fundations-Urknnde  selbst  hat  sich 
dem  verwilderten  Archiv  noch  nicht  anffinden  lassen  wollen«    E.  EL  M. 
rechtsame  bey  den  vorigen  Aebtissinnen-WaMen  sind  durch  einen  Yeii^eHkJ 
vom  21.  Juny  1679  festgestellt  worden,   dem  zufolge  die  Glevesche  Bep^^j 
rung  immer  2  Räthe  auf  vorherige  Bekanntmachung  des  Wahl-Termins  daa 
deputirt  hat,  deren  Geschäfte  in  Ermahnungen  bestanden  haben,  eine  fiüogi' 
Person  zu  wählen,  auch  zuweilen  in  Empfehlung  gewisser  Personen.    Eintl 
nähere  Direction  dieser  Wahlen  haben  die  Kommissarien  nach  den  WaU*1 
Protokollen  nie  exercirt,  sind  vielmehr  immer  in  dem  Versammlimga-Smiiwr  \ 
zurfickgeblieben  und  haben   daselbst  erwartet,   dass  ihnen  die  WäUendea 
von  der  Kirche  aus  das  gewählte  Subject  per  deputatum  bekannt  genuMht 
haben.     Die  Wahl  selbst  ist  bisher  gemeinschaftlich   durch   das  Oriflidie 
Kapitul  und   durch  die  vier  Oanonichen  geschehen,  und  ausser  der  Pipst» 
liehen  Konfirmation  nnd  einigen  geringen  Feierlichkeiten  ist  sodann  nicUs 
weiter  erforderlich  gewesen. 

Die  Aebtissin  hat  bisher  alle  Damen-Präbenden  mit  Einschlaas  dar 
Dechaney  und  Kflsterey,  mit  welcher  letztem  unbedeutende  Revenuen  yer- 
bunden  smd,  vergeben,  jedoch  mit  Ausnahme  der  Salmschen  Blnt-  oder 
Familien-Präbende,  worüber  dem  regierenden  Grafen  von  Salm-R^fferscheid 
das  jus  praesentandi  zusteht.  Diese  Präbende  besitzt  g^enwärtig  die  Grlfis 
Charlotte  von  8alm-Reifferscheid. 

Die  Kanonikat-  und  Vikariats-Präbenden  beym  Canonichen-Ejtpitul  hat 
die  Aebtissin  abwechselnd  einen  Monat  um  den  andern  mit  dem  Papst  ver- 
geben, so  dass  dieser  mit  dem  Januar  angefangen  hat  Die  Yikariate  bey 
der  Pfan^Elrche  zu  Elton,  deren  drey  sind,  hat  die  Aebtissin,  mit  Aus- 
schluss der  Yikarie  des  Wienenbrugge ,  worüber  dem  p.  v.  Tennagel  im 
Mflnsterschen  die  Collation  zusteht,  allein  vergeben. 

Die  Aebtissin  hat  ausser  den  Abteylichen  Revenuen  anch  einen  Prir 
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bende-Antheil  boy  dem  Gräflichen  Damen -Kapital,  welches,  so  wie  das  ^i^. 
Caoonichen-Kapitn],  mit  keinen  Statuten  versehen  ist;  wenigstens  haben 
iergleichen  in  dem  unordentlichen  Archive  nicht  anfgefdnden  werden  können. 
Die  Chanoinessen  mnsten,  nach  bisheriger  Verfassung,  der  Römisch- 
Katholischen  Religion  zngethan  seyn  und  vor  der  Possession  sowol  das 
Glaubens-Bekenntniss  ablegen,  als  den  Reichsgräflichen  Stand  und  die  Voll- 
bfirtigkeit  durch  Stamm-Proben,  welche  von  zwey  regierenden  Reichsfürsten 
nnd  zwey  Grafen  attestu^  werden  müssen,  beweisen.  .  .  . 

So  viel  nnn  die  Revenuen  des  Stifts  Elten  betrift,  so  ist  dabey  vorab 
m  bemerken,  dass  die  Fflrstin-Aebtissin  als  Landes-Fttrstin  gar  keine  Lan- 
des- oder  Territorial-Revenflen  zn  erheben  gehabt  hat.  Die  von  der  Landes- 
Beeeptar  und  den  Gemeinheits- Kassen  durch  Ausschläge  aufgebrachten 
Gelder  sind  zur  Berichtigung  der  zur  Cleveschen  Kriegskasse  geflossenen 
BchntzgeldeT  ad  479  Rthlr.  12  Stbr.  verwandt  und  die  von  den  Nahrung- 
treibenden  aufgebrachte  Kessel- Accise  von  Wein,  Bier,  Brandtwein  und 
Sasig  ist  bisher  zu  £.  K.  M.  Renthey-Kasse  des  Amts  Lymers  zusanmien 
mit  144  Rthlr.  6  Stbr.  geflossen,  sind  aber  bey  der  bevorgestandenen  Ab- 
tretnng  der  Lymers  an  die  batavische  Republik  bereits  der  benachbarten 
Rentey  Emmerich  zugewiesen,  so  wie  die  obigen  Schutzgelder,  obgleich 
lieht  in  dieser  alten  Qualität,  sondern  als  Territorial-Abgaben  zur  Cleve- 
ttiickschen  Kriegskasse  fliessen. 

Diejenigen  Revenfien,  welche  das  Stift  als  geistliche  Corporation  be- 
logen hat,  sind  nach  6jährigen  Durchschnitten  ausgemittelt  worden  und 
betragen  nach  Abzug  der  davon  zu  prästirenden  Abgaben: 

1.  in  Ansehung  der  Abtey  3864  Rthlr.  2  Ggr.  8  Pf.,  wovon  aus  den 
Bedtzimgen  in  der  batavischen  Republik  2861  RtUr.  14  Ggr.  2  Pf.  erfolgen. 

2.  in  Ansehung  des  Gräflichen  Damen-Kapituls  5486  Rthr.  16  Ggr., 
wovon  aus  der  batavischen  Republik  1712  Rthlr.  20  Ggr.  erhoben  wer- 
den, nnd 

3.  in  Ansehung  des  Capituli  Canonicorum  und  der  4  Vicariate,  im- 
gleieben  der  3  Vicariate  bey  der  Pfarr-Eürche  3631  Rthlr.,  wovon  1842  Rthb. 
ebenfalls  aus  dem  Batavischen  erfolgen. 

Ausser  diesen  nutzbaren  Realitäten  gehören  zur  Abtey  noch  folgende 
Wobnnngen,  als 

>•  das  alte  Abteyliche  Gebäude,  welches  zwar  geräumig  genug  ist  und 
iiiehr  Platz  enthält,  als  die  Aebtissinnen  bey  ihrem  eingeschränkten  Haus- 
otlt  nötig  zu  haben  scheinen,  wovon  jedoch  mehrere  Theile  durch  die  Zeit 
*^enntzt  sind. 

^'  die  sogenannte  Bronckhorster  State,  welche  zur  Dienstwohnung  des 
^^teyliehen  Rentmeisters,  Raths  de  Neren,  bestimmt  ist. 

^u  Qräfliche  Damen -Kapitul,  dessen  Yersammlungs- Zimmer  in  der 
öttitjhKirche  ist,  hat  ausser  einem  alten  und  verfallenen  verpachteten  Kom- 

^  nnd  dem   Diensthause  des  Rentmeisters,    Richter  Terwerde,  keine 

^'»Bier,  PreoBMii  lud  di«  kath.  Kirche.    IX.  30 
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O^^ll  ^^^^^^  Oebäade  als  zwey  Familienhäaser,  wovon  das  Blanckenheimer  Hau 
für  die  sonst  anwesenden  Damen  von  der  Handerscheid-Blanckenheimer 
Familie  bestimmt  gewesen  nnd  jetzt  dem  Yicarins  Sparmakering  yermiethet 
ist.  Das  zweite  Familienhans  gehört  zur  Salmschen  Blnt-Prftbende  und  wirl 
jetzt  von  der  Oräfin  Charlotte  von  Salm-Reifferseheid  benntzt. 

Bey  dem  Capitnlo  Oanonicomm  haben  nur  die  beyden  Pastoren  Ten- 
back  nnd  Conrtois,  ferner  der  Canonicos  Lensing  nnd  Viearias  Maaeker 
freye  Wohnung. 

In  Ansehung  des  Nachgenusses  der  Prftbende-Revenüen  hat  bey  dem 
Gräflichen  Damen-Kapitul  das  Verh&ltniss  statt  gefunden,  daaa  der  Bere- 
nflen-Oenuss  mit  dem  Sterbe-Tage  der  Ohanoinessin  aufhört,  nnd  jede  neu 
Präbendirte  zwey  Carenz-Jahre  gehabt,  während  welcher  die  Aebtissin  die 
Revenflen  bezogen  hat. 

Indem  wir  nun  solchergestalt  die  bisherige  Verfassung  des  Stifis  a 
Elton  und  dessen  Vermögens-Zustand  .  .  .  auseinandergesetzt  haben,  be- 
merken wir  dabey  ehrfurchtsvoll,  dass  der  bey  weitem  gröste  Thefl  der 
Besitzungen  desselben  in  der  batavischen  Republik,  ein  Theil  in  der  an  die 
Bataver  abzutretenden  Lymers,  und  der  geringere  Theil  in  £.  K.  M.  Staaten 
belegen  ist,  und  dass  die  aus  dem  Batavischen  erfolgenden  Revenuen  jlr- 
lieh  6305  Rthlr.  betragen.  Es  wird  daher  eine  Aufhebung  des  Stifts,  Te^ 
bunden  mit  der  völlig  sichern  Einziehung  der  Reventten,  nicht  eher  folgen 
können,  als  bis  mit  dem  Batavischen  Gk>uvemement  Aber  die  Abtretoog 
der  Lymers  ein  definitives  Arrangement  zu  Stande  gekommen  und  dabej 
als  eine  unerlässige  Bedingung  stipulirt  seyn  wird,  dass  sämmtliche  dem 
Stifte  Elton  zugehörige,  in  der  batavischen  Republik  so  wie  in  der  Lymen 
belegenen  Besitzungen,  in  sofern  die  Abtretung  der  Lymers  noch  geschehen 
mögte,  als  E.  E.  M.  Privat-Eigenthum  in  Gemässheit  des  mit  Frankreiefc 
abgeschlossenen  Traktats  vom  23.  May  1802  reservirt  blieben. 

Daher  dörfte  es  nothwendig  oder  doch  wenigstens  anräthlich  seyn, 
das  Stift  Elten  vor  der  Hand  nnd  bis  dahin,  dass  wegen  der  Lyme»  ein 
finales  Abkommen  getroffen  worden,  als  eine  nunmehro  E.  K.  M.  Landes* 
Hoheit  untergeordnete  geistliche  Corporation  mit  der  allgemeinen  Modifica- 
tion  bestehen  zu  lassen,  dass  sämmtliche  Präbenden,  mit  Ausschlnse  der 
V.  Salmschen  Blutpräbende,  sowol  beim  Gräflichen  als  Canonichen-Kapitolt 
imgleichen  sämmtliche  Yicarien  von  E.  K.  M.  künftig  nur  allein  veigeben 
werden  sollten,  im  flbrigen  aber  die  bisherige  Stifts-Verfassung  und  Ter* 
mögens-Administration  fortgehen  zu  lassen.  Durch  dieses  Bestehenbleiben 
des  Stifts  wird  dem  batavischen  Gouvernement  alle  und  jede  Veranlassni^ 
zur  Einziehung  der  in  seinem  Territorio  belegenen  Stifts-Revenflen  be- 
nommen, und  E.  E.  M.  behalten  zugleich  wegen  Vergebung  der  Präbendas 
und  Vicarien  immer  fireye  Hände. 

Wenn  E.  K.  M.  diesen  .  .  .  Antrag  zu  genehmigen  geruhen  sollteo,  ao 
kann  auch  die  erledigte  Stelle  der  Aebtissin  nicht  unbesetzt  bleiben,  ^^e-   , 
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theils  weil  das  Stift  einen  Vorstand  haben  muBs,  anderntheils  um  dem  ^^^ 
bataviflohen  Gonvemement  alle  Veranlassung  zur  etwanigen  Einziehung  der 
im  dortigen  Territorio  belegenen  Abtejliehen  Revenuen  aus  einer  bleiben- 
den £h-ledignng  zu  benehmen.  Damit  aber  auch  durch  die  Wiederbesetzung 
dieser  Stelle  E.  E.  M.  Domainen-Interesse  einiger  Vortheil  erwachsen  mdge, 
so  bringen  wir  zur  Aebtissin  die  im  Stifte  Essen  präbendirte  Gräfin  Auguste 
¥on  Salm-Beifferscheid  hierdurch  ehrerbietigst  unter  der  Bedingniss  in  Vor- 
schlag, dass  diese  dagegen  ihre  Präbende  in  Essen  aufgeben  müsse,  wo- 
durch £.  K  M.  Casse  eine  Erspamiss  von  mehr  als  400  Bthlr.  järlich 
Tersehaft  wird. 

£s  hat  sich  zwar  der  regierende  Herr  Fürst  von  Salm-Reiffersoheid- 
Krauiheim  in  dem  Schreiben  vom  29.  April  c.  von  E.  E.  M.  erbeten,  bey 
Wiederbesetzung  der  Aebtissin-Stelle  auf  seine  im  Stifte  Elten  aufgeschwome 
Sch'wester  Gräfin  Charlotte  .  .  .  Rücksicht  zu  nehmen,  welche  die  von  dem 
Gräflichen  Hause  Salm-Reifferscheid  gestiftete  Blut-Präbende  besitzt,  wahr- 
geheinlich  in  der  Absicht,  um  alsdann  Gelegenheit  zu  haben,  wegen  der 
dadurch  erledigten  Präbende  wieder  das  Präsentations-Recht  ausüben  zu 
können,  welchem  Gesuche  jedoch  aus  obigen  für  E.  E.  M.  Domainen-Inter- 
esse sprechenden  Gründen  nicht  zu  deferiren  seyn  dörflie.  Wir  submittiren 
demnach  auf  £.  E.  M.  ...  Entscheidung: 

ob  Allerhöchstdieselben  geruhen  woUen,  die  erledigte  Stelle  der 
Aebtissin  zu  Elten  mit  der  Gräfin  Auguste  von  Salm-Reifferscheid 
wieder  zu  besetzen.« 

Die  Cabinets-Ordre   an  Hardenberg  und   Angern,    Potsdam  1805  Okt.  22 
Oktober  22,    stimmt  dem  vorläufigen   Bestehenbleiben  des  Stiftes  zu  und 
fordert  wegen  der  Neubesetzung  der  Aebtissin-Stelle  ein  Gutachten: 

»ob  und  welche  Hindernisse  es  finden  würde,  wenn  ich  die  erledigte 
Stelle  mit  einer  Protestantischen  Princessin,  die  durch  Jugend  und  andere 
Umstände  abgehalten  wird,  zu  residiren  und  dessen  Geschäfte  selbst  zu  ver- 
walten, besetzen  wollte.« 

R.  89.    MiaflUa  des  Gabinets. 


872.    Entwurf  eines  Immediat-Berichtes  der  Staats-Minister  Frhr.  okt.  12 
V.  d.  Reck  und  v.  Thulemeier  (für  Massow).    Berlin  1805  Oktober  12. 

B.  46.  B.  165.  a.  Ausfertigang,  nicht  abgegangen,  weil  Hoym  die  Mitzeicbnong  beanstandete: 
dessen  Schreiben  yom  25.  Oktober  1805,  No.  877. 

Die  Anträge  des  Bischofs  von  Breslau  in  Bexttg  auf  die  Ueberlassung  katholischer 

Kirchen  cm  protestantische  OemeindenA) 

Berichten  auf  die  Eabinets-Ordre  vom  23.  März  18052): 
.  .  .  »Was  nun  zuvörderst  den  Antrag  des  Fürstbischofs  betrift,  so  ist 
demselben  bereits  seit  mehreren  Monathen  dahin  gewillfahrt  worden,   dass 

Ij  Cfr.  No.  870  und  876.  2)  No.  809. 

30* 
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_^^-  die  Schlesisohen  p.  Kammern  angewiesen  sind,  die  mit  den  Ober-Amti- 
Regierungen  in  Kirehen-Einrftumungs-  und  Abtretnngs-FsUen  absuhaltende 
Local-Recherchen  unter  Zuziehung  des  Biachdflichen  Vicariat-AmtB  votzd- 
nehmen.  Wenn  solches  in  einigen  früheren  Fällen  nicht  geschehen  aeyn 
sollte,  so  werden  die  Landes-CoUe^a  nur  pro  informatione  Nachrichten  ein- 
gezogen haben,  und  es  wllrde  dem  Fürst-Bischof  und  dessen  Vicariat-Amte 
unbenommen  seyn,  besondere  Fälle  anzuzeigen,  wenn  er  dabei  zu  Wsbr- 
nehmung  seiner  Rechte  noch  besonders  gehört  seyn  will.  Es  versteht  ÖA 
jedoch,  dass  bei  jener  Zuziehung  des  Vicariat-Amts  dasselbe  keineswepei, 
wie  gleichwohl  der  Fflrst-Bischof  zu  verstehen  giebt,  als  concommissarifleher, 
die  Commission  mit  dirigirender  Theil  wird  betrachtet,  sondern  vielmehr  nur 
als  Parthey  zugezogen  werden  können, .  und  die  Commission  blos  Landen 
herrlich  seyn  und  bleiben  muss.  Gemeinschaftliche  Commissionen  setieA 
gleiche  Rechte  beider  delegirenden  Behörden  voraus;  es  wtirde  also  wider 
alle  Verhältnisse  laufen,  dergleichen  zwischen  £.  K.  M.  als  Landes-Hem 
und  dem  unterthänigen  Fflrst-Bischofe  anzuordnen:  auch  ist  dieses  nie  ge- 
schehen.    Wenn  daher  der  Fflrst-Bischof  s<^ar 

zweitens  eine  gemeinschaftliche  Commission  zu  Hebung  aller  venneiit- 
liehen  Religions-Beschwerden  in  Vorschlag  bringt,  so  steht  diesem  nidit 
nur  der  so  eben  bemerkte  Grundsatz  entgegen,  sondern  es  ist  auch  in  des 
Materialien  selbst  eine  solche  Id^e  ganz  verwerflich. 

Grade  dadurch  würden  erst  vermeintliche  Religions-Beschwerdeo  her- 
vorgesucht und  auf  die  Bahn  gebracht  werden,  zumahl  der  FOist-Bischof  in 
der  Materie  der  üebertragung  der  Kirchen  protestantisch  gewordner  Ge- 
meinen von  den  Katholiken  an  diese  Gemeinen  von  Grundsätzen  aosgehi, 
welche  der  wahre  Gegensatz  von  denjenigen  Prindpien  sind,  welche  die 
Allerhöchsten  Cabinets-Ordres  vorschreiben. 

Nicht  lange  nach  der  Eroberung  Schlesiens  hat  zwar  eine  Commisnon 
zur  Abstellung  von  Religions-Beschwerden  zwischen  Protestanten  und  Kir 
tholiken  Statt  gehabt,  allein  ftlrs  erste  keine  gemeinschaftliche,  sondern  eine 
blos  Königliche,  wobei  des  Höchstseeligen  Königs  Friedrich  ü.  Maj.  beide 
Theile  gehört  und  auf  grflndlichen  Bericht  selbst  entschieden  haben;  nnd 
zweitens  sind  auch  die  damaligen  Zeiten  von  der  jetzigen  ganz  verschieden 
gewesen.  Sätze  der  gegenseitigen  Toleranz,  welche  bei  der  damaligen  In- 
toleranz der  Katholiken,  ja  beider  Religions- Partheien,  als  zweifelhaft  be- 
stritten wurden,  stehen  jetzt  in  der  Theorie  und  in  der  Praxis  fest 

Eine  allgemeine  Commission  ftlr  diese  Angelegenheiten  im  jetzigen 
Zeitpunct,  wenn  sie  auch  in  richtige  Form  gebracht,  eine  bloss  Königliche, 
beide  Theile  hörende  Commission  wäre,  würde  dennoch  dahin  fuhren,  dtf 
schon  feststehende  Gute  von  neuem  durch  den  katholischen  Theil  in  Zweifei 
gezogen  und  wankend  gemacht  zu  sehen. 

Was  nun  aber 

drittens  die  besondre  Frage  betrift:  ob  Kirchen  und  besonders  Kirchen- 
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Qut  protestantifioh  gewordener  schlesischer  Gemeinen  an  diese  Gemeinen,  oder,  a^^o 
iwar  keinesweges  an  die  ganze  katholische  Kristenheit,  wohl  aber  an  die 
Seillesischen  katholischen  Kirchen  fallen  sollen,  so  haben  E.  K.  M.  solche 
bereits  auf  nnsre  gemeinschaftliche  Berichte  entschieden:  wir  halten  uns 
jedoch  verpflichtet,  Allerhöchstdenenselben  in  tiefster  Ehrfurcht  und  mit  ganz- 
lieher  Unterwerfung  auf  Allerhöchstdero  Entscheidung  anzuzeigen:  dass  die 
Uebergabe  der  katholischen  Kirchen  und  ihres  Vermögens  an  Evangelische 
Gemeinen  den  katholischen  Glaubens-Genossen  äusserst  gehftssig  bleibt  und 
ihre  Unzufriedenheit  vermehrt^  je  häufiger  dergleichen  Gesuche  erfüllt  werden. 
Es  ergiebt  die  Erfahrung,  dass  solches  die  Bluts- Verwandten  verschiedenen 
GUabens  wegen  ihres  verschiedenen  Interesse  gegen  einander  erbittert  und 
es  Buid  allerdings  intolerante  Auftritte  zu  besorgen. 

Ob  nun  £.  K.  M.  geruhen  wollen,  zu  befehlen,  solche  Auftritte  durch 
ein  kluges  Benehmen  der  einzelnen  Gommissionen,  wenn  es  möglich  ist, 
abzuwenden  und  im  Falle  ihrer  Entstehung  durch  polizeiliche  Masregeln 
ond  gesetzliche  Ahndung  zu  beheben,  oder  ob  E.  K.  M.  in  den  bisher  vor- 
geschriebenen Grundsätzen  Modificationen  vorzunehmen  geruhen  wollen,  sol- 
ches können  wir  nicht  anders  als  wflnschenswerth  ehrerbietigst  anheimstellen 
imd  zu  Allerhöchstdero  unmittelbaren  Entscheidung  submittiren.« 


873.    Der  Erzbischof  von  Gnesen,  Graf  Raczynski,  an  den  Staats-  Okt.  I6 
Minister  v.  Voss.     Ciazen  1806  Oktober  16. 

Geii.-Direktoriiiia  SUdprenasea.  TiXXTT.  282.  a.    Eigenh&ndige  Aosfertigong. 

Batet  nochmals  um  die  Auswirkung  der  Beförderung  des  Abtes  von  Bacxynski  xum 
Bisehofe  in  partibus  durch  den  Minister-Residenten  in  BomA) 

...  »Je  ne  peux  pas  trouver  assez  d'expressions  pour  temoigner  k 
V.  E.  toute  l'etendue  de  ma  gratltude  pour  l'int^ret  qu'Elle  veut  bien  prendre 
^  la  demande  que  j'ai  eu  l'honneur  de  Lui  presenter  k  ce  sujet  le  15  Juin. 
Mais  il  parait,  ou  que  je  me  suis  mal  expliqu^  la  dessüs,  ou  que  la  Chambre 
de  Kaiisch  s'est  mepris6  sur  mon  Intention.  II  n'entre  jamaas  dans  mon 
plan  ni  de  faire  Mr.  de  Raczynski  Yicaire  General  de  Kaiisch,  puisque, 
outre  d'autres  motifs,  les  observations  qu'en  a  faite  la  susdite  Chambre  ne 
Bont  que  trop  bien  fond^es,  ni  de  deposseder  Mr.  de  Zacharyaszewicz  de 
sa  Charge.  Mon  Intention  n'est  qu'obliger  Mr.  de  Raczynski,  lequel,  outre 
les  Ileus  de  Parent^  qui  existent  entre  lui  et  moi,  merite  d'etre  decor^  de 
la  cUgnit^  Episcopale,  et  me  donner  en  m§me  tems  un  CoUaborateur  dans 
mes  fonctions  pur^ment  Pontlficales.  Gar  ayant  k  gouvemer  un  Diocese 
anssi  vaste  que  celui  de  Gnesne  Joint  k  celui  de  Varsovie,  je  sens  surtout 
^pr^s  le  deces  de  Mr.  TEveque  de  Kosmowski  la  necessit^  d'avoir  un 
Biippleant  dans  l'Archidiaconat  de  Kalisz  dans  la  personne  de  mon  Parent 
^-  de  Raczynski   qui,   s'obligeant  k  aider  les  Archeveques    saus   aucune 

1)  Cfr.  No.  867. 
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r}^c  recompense,  ne  sera  ä  charge  ni  k  moi,  ni  k  mes  SaeceBseorB.  D'aprte 
cet  expos^  V.  E.  daignera  se  convaincre  que  la  marohe  du  OonvememeBt 
Eoclesiastique  ne  sera  nollement  entrav^e,  et  qne  la  promotion  de  Mr.  de 
Raczynski  k  la  dignit^  d'Eveqne  Titnlaire  ne  portera  prejndice  k  penome. 

J'ose  done  reiterer  ma  tr^s  hnmble  demande  qne  j'ai  en  Hionnenr 
d'adresser  k  V.  E.  le  15  Jnin,  et  La  snpplier  qn^EUe  veniUe  bien  enjoindre 
an  Ministre  Resident  de  S.  M.  k  Rome  de  faire  expedier  nne  oommisaioi 
ponr  la  fonnation  dn  Proees  de  Mr.  de  Baczynski,  et  de  faire  des  demarehes 
necessaires,  ponr  qn'il  aoit  promü  k  la  dignit^  d'Eveqne  in  partibna. 

L'asaentiment  de  V.  E.  k  ma  demande  sera  nn  nonvean  motif  de  la 
plns  yive  reconnoissance  tant  de  ma  part,  qne  de  la  part  de  tona  cenx  qvi 
portent  mon  nom.«  .  .  . 

Dec.  9  Die  Randanweisnng  von  Elewiz  zum  Goneepte  des  firanzösisdii  aus- 

gefertigten Antwortsehreibens  von  Voss,  Berlin  1806  December  9,  besagt: 
»dass  bei  dem  besten  Willen  dem  Herrn  Erzbisehof  geflUlig  zu  aejn,  doch 
die  jetzigen  politisehen  Ereignisse,  welche  so  manche  Stockung  In  den  Ge- 
schäften machten,  nicht  wohl  zuliessen,  eine  neue  Unterhandlung  mit  dem 
Päpstlichen  Stuhl  zu  erOffiien.« 


•  •  • 


Okt  19         874.  Immediat-Schreiben  des  FOrstbischofs  zu  Hildesheim  und  Pade^ 
born,  Franz  Egon  Frhr.  v.  FUrstenberg.    Hildesheim  1806  Oktober  19. 

B.  80.  31  K.    EiffenUndig. 

Beschwerde^  dass  die  toider  den  Vtearius  Becker  eingeleitete  Untersuchung  wen  der 
Bisehöfliehen  Kommission  vor  die  Begierungs-Deputaliwi  gezogen  werden  9o0e. 

»Die  Königl.  Regierungs-Depntation  zu  Paderborn  hat  auf  dem  Grunde 
einer  .  .  .  Eabinets-Ordre  vom  8.  May  c.  und  einer  von  dem  Herrn  Gross- 
Kanzler  V.  Goldbeck  untern  9.  ejusd.  erhaltenen  Weisung  dem  Yicariil 
daselbst  aufgegeben,^}  von  der  wieder  den  Yicarius  Becker  im  Jahr  1798 
ernannten  Bischöflichen  Commission  die  wegen  dessen  geistlichen  Ver- 
gehungen verhandelten  Untersuchungs-Acten  abzufordern  —  der  Regierungs- 
Deputation  einzuschicken,  und  daselbst  auf  das  Beckersche  Restitufions- 
Gesuch  durch  den  Fiscum  Ecclesiasticum  den  Beantwortungs-Bericht  zum 
weitern  Regierungs-Erkentnisse  einzureichen. 

E.  K.  M.  werden  aus  den  Anlagen  ...  zu  ersehen  geruhen,  dass  die 
Sache  des  Beckers  eine  blos  geistliche  Sachet)  und  mithin  auch  blos  f&r 
das  Forum  Ecclesiasticum,  nach  den  darin  angeführten  aUgemeinen  Prenssi- 
schen  —  so  wohl  als  canonischen  Rechten,  gehöre;  wesfaJs  auch  der  Becker 


1)  Am  1.  September  1805. 

2)  Becker  war  im  Jahre  1798  »puncto  oriminis  haeresis«  angeklagt,  ans  daa 
Arrest  entflohen  und  in  contumaciam  verurtheilt  worden. 
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vom  Eayserliehen  Beiohskammer-Geriohte  ^)  L.  C,  wie  anoh  von  der  Königl.   /^^I^P^q 
Paderb(^niischen   Organisations-Commission^),  Adj.  L.  B.,  dahin  verwiesen 
worden  ist 

Es  bleibt  daher  nnerklärbar,  wie  gemeldeter  Becker,  mit  Beseitigung 
seiner  rechtmässigen  geistlichen  Behörde,  seine  Sache  zur  Untersnchnng  einer 
weltlichen  Behörde  zn  bringen  sich  erdrenstet  hat,  wohin  sie  so  wenig  ge- 
hört, als  blos  mUitftr-Verbrechen  vor  die  civil-Commission. 

Da  nnn  durch  dergleichen  das  Bischöfliche  Ansehen  ganz  geschwächet 
und  die  ihm^)  nntergeordnete  catholische  Geistlichkeit  sich  endlich  ganz 
von  der  Authorität  ihres  Kirchlichen  Oberhirten  auf  die  Art  emancipiret 
glauben  dürfte ,  so  habe  ich  mich  in  den  festen  Vertrauen  auf  E.  E.  M. 
Ordnung-  und  Gerechtigkeits-Liebe  zu  der  festen  Hofnung  berechtiget  ge- 
halten, .  .  .  bitten  zu  döifen,  dass  Allerhöchstdieselben  durch  diesen  .  .  . 
Vortrag  veranlasset,  die  von  den  Vicario  Becker  wahrscheinlich  blos  durch 
onrichtige  Vorstellungen  der  Sache  erwirkte  .  .  .  Kabinets- Ordre  vom 
8.  May  c.  durch  Verweisung  derselben  an  die  ernannte  Bischöfliche  Unter- 
Bnchungs-Gommission  abzuändern ;  um  dadurch  das,  so  wohl  in  den  canoni- 
Bchen  —  als  Reichs-Satzungen  —  Reichsfriedens-Schlflssen  —  Reichsgericht- 
lichen  Erkentnissen,  ja  selbst  in  den  Königlichen  Preussischen  allgemeinen 
Land-Rechte  so  deutlich  fundierte  gerichtliche  Ansehen  des  catholischen 
Kirchen-Oberhaupts  sicher  zu  stellen  und  zu  bestätigen;  auch  dieserhalb 
das  Behuefige  an  die  Paderbörnische  Regierungs-Deputation  zu  erlassen  .  .  . 
gerahen  werden.«  .  .  . 

Rand- Verfügung,  geschrieben  von  Beyme:  Okt.  31 

>31.  October  180B. 
Da  die  Verfügung  des  Grosskanzlers  auf  Sr.  M.  unmittelbaren  Befehl, 
der  sich  auf  das  landesherrliche  jus  circa  Sacra  gründet,  erlassen  ist,   so 
niiiss  derselben  Folge  gegeben  werden.« 

Hiemach  Cabinets-Schreiben   an  den  Fürstbischof,  Potsdam  1805 
Oktober  31. 

S.  89.    Minflten  des  Cabinets. 


1)  d.  d.  26.  Januar  1801. 

2)  d.  d.  16.  Oktober  1802,  gezeichnet  Silberschlag;  v.  Hailesheim;  v.  Schleoh- 
tendahl.  3)  Vorlage:  »ihr«. 
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Okt^         ^^^'    Cabinets-Ordre  an  den  Staats-Minister  Graf  Hoym.    Potsdam 
1805  Oktober  22. 

B.  46.  B.  165.  a.    Absolirift 

Die  befohlenen  Maaaaregeln  wegen  UeberloMung  katholischer  Kirchen  an  ffratestan^ 
dache  Gemeinden  sollen  moar  nicht  geändert^  aber  bis  xur  Befestigung  des  Friedens- 

xustomdes  suspendirt  toerdenA) 

»Alle  in  Eurem  Berichte  vom  7.  d.  M.^)  gegen  die  Einr&nmimg  vor- 
mals katholischer  Earchen  an  ihre  nnnmehro  blos  ans  Protestanten  beste- 
henden Gemeinden  angeführten  Gründe  beruhen  blos  auf  das  (sie!)  unter 
den  Katholischen  dagegen  herrschende  Vomrtheil,  welches  durch  die  gerechte 
Empfindung  der  eben  so  zahlreichen  Protestanten  völlig  aufgew(^en  wird. 
Ich  kann  daher,  und  weil  Ich  Meinen  Protestantischen  Unterthanen  Ge- 
rechtigkeit schuldig  bin,  in  den  befohlnen  Maassregeln  nichts  ändern,  wohl 
aber  will  Ich  Euch  authorisiren,  alle  deswegen  eingeleitete  Untersnchungeü, 
welche  noch  nicht  beendigt  sind,  bis  dahin,  dass  der  jezt  bedrohete  Friedens- 
Zustand  meiner  Staaten  wieder  befestiget  seyn  wird,  zu  suspendiren.  Es 
muss  aber  auch  dafdr  gesorgt  werden,  dass  in  der  Zwischen-Zeit  weder 
über  solche  vacante  katholische  Pfarr-Kirchen-  und  Schulstellen,  noch  über 
das  dazu  gehörige  Vermögen  von  dem  katholischen  Religions-Theile  dis- 
ponirt,  vielmehr  alles  in  statu  quo,  wie  es  sich  jetzo  befindet  oder  bis  dahin 
ereignet,  belassen  und  keine  Neuerung  vorgenommen  werde.  Ich  überlasae 
Euch  hiemach,  den  Grafen  von  Schaffgotsch  auf  dessen  wieder  angeschlossene 
Vorstellung  zu  bescheiden  und  beyder  Theile  Religions-Verwandten  einst- 
weilen zur  Geduld  bis  dahin  zu  verweisen,  dass  Ich  Meine  Sorgfalt  wieder 
ganz  ungetheilt  auf  solche  Friedens-Einrichtungen  verwenden  kann.  Das 
Geistliche  Departement  habt  Ihr  ebenfalls  davon  zu  benachrichtigen.« 


Okt.  22           Cabinets-Ordre  an  Hardenberg  und  Angern  s.  unter  dem  11.  Oktober 
1806,  No.  871.  

Okt.  22         876.  Der  Evangelische  Feldpropst  Kletschke  an  den  Staats-Minister 

V.  Massow.     Potsdam  1805  Oktober  22. 

R.  47.  23.    AQBfertignng. 

Die  Änsteätmg  und  Vertheilung  der  katholischen  Feldprediger  bei  der  mobilen 

Ärmeeß) 

.  .  .  »Nach  dem  Beschlüsse  des  .  .  .  Ober-Eriegs-Collegii  sind  nun  die 
sämmtlichen  8  katholischen  [Feld] -Prediger,  nach  der  neuen  unterm  13^ 
dieses  befohlnen  anderweitigen  Vertheilung  der  Corps,  folgendergestalt  an- 
zuweisen : 

Zwey  gehen  zum  Ostpreussischen  Corps. 

Einer  gehet  zum  Südpreussischen  Corps. 


1)  Cfr.  No.  872  und  877.  2}  No.  870. 

3)  Cfr.  No.  961. 
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fimer  zum  OberBchlesischen  Corps  and  hat  sich  bey  des  Herrn  General-  z^^?^ 

Lient.  von  Orawert  Excellenz  zn  melden. 
Einer  zum  Corps  des  Fflrsten  za  Hohenlohe. 
Einer  zum  Westphftlischen  Corps. 
Einer  zum  Nidersftchsischen  Corps  und   meldet  sich  bey  des  Herzogs 

zu  Brannschweig  Dnrchlancht. 
Einer  ist  ftlr  die  Reserve-Arm^  bestimmt  nnd  bleibt  bis  anf  weitere 

Anweisung  in  Berlin. 

Da  mir  Ein  hohes  Ober-Krieges-Coll^um  aufgetragen  hat,  die  Namen 
Blmmtlicher  angestellten  Prediger  sobald  als  möglich  einzusenden:  so  er- 
Bache  ich  £.  E.  ...  das  Namen- Verzeichniss  der  8  katholischen  Prediger 
an  mich  flberschicken  zu  lassen.«  ^ 

Zuerst  hatten  nur  zwei  katholische  Feld -Prediger  bei  der  mobilen 
Arm^e  angesetzt  werden  sollen:  Eletschke  an  Massow,  Potsdam  1805  Sep- 
tember 15. 

Die  Ausmittelung  »tüchtiger  und  moralisch  guter  Subjecte«  hierzu  wurde 
vom  Geistlichen  Departement  dem  katholischen  Feldpropst  und  erstem  Prediger 
M  der  8t.  Hedwigs-Kirche  zn  Berlin  P.  August  Wegerich  flbertragen. 
Dieser  kann  am  31.  Oktober  1805  erst  vier  Geistliche  zu  Feldpredigem 
Torachlagen,  bei  dem  »Mangel  an  hierzu  qualificiiiien  Subjecten«  und  der 
»wegen  deren  Ausmittelung  damit  verbundenen  weitleuftigen  Korrespondenz«  ; 
ent  am  22.  December  1805  die  übrigen  vier,  »nach  ebenso  weitleuftiger 
ab  mfihsamer  Oorrespondenz.« 

».  a.  0.  

877.  Staats-Minister  Graf  Hoym  an  die  Staats-Minister  Frhr.  v.  d.  Recl(  okt  20 
Vnd  V.  Massow.     Breslau  1805  Oktober  25. 

a.  49.  B.  166.  a.    Ausfertigung. 

^  Suspension  der   Verkcmdhmgen  wegen   üeberlassimg  katholischer  Kirchen  cm 

Protestantische  Gemeinden.^) 

»Des  Königs  Maj.  haben  unterm  SO.  y.  M.  auf  eine  wiederholte  Immediat- 
Beschwerde  des  Orafen  Schaffgotsch  auf  Wannbrunn  wegen  der  von  den 
iotherisehen  Gemeinen  seiner  Herrschaft  Greiffenstein  in  Anspruch  genom- 
Bienen  katholischen  Kirchen  mir  befohlen,  darüber  Bericht  zu  erstatten. 

Bey  der  grossen  Unzufriedenheit  der  Katholicken  Aber  diesen  Gegen- 
^d  habe  ich  nicht  Umgang  nehmen  können,  Sr.  M.  die  Sache  wahrhaft 
^  schildern,  wie  E.  £.  aus  anliegender  Abschrift  meines  Berichts  vom  7.^) 
ueses  zu  ersehen  belieben  wollen  und  da  ich  darauf  so  eben  .  .  .  mittelst 
vabineta-Ordre  vom  22.  dieses  authorisirt  worden,  alle  in  dieser  Angelegen- 
heit eingeleitete  Untersuchungen,  welche  noch  nicht  beendigt  sind,  bis  dahin, 

1)  Ofr.  No.  872  und  919.  2)  No.  870. 


474  Urkunden  No.  877—878. 

• 

0^26  ^^^^  ^^^  ^^^^  bedrohte  Friedens-Zostand  der  Köni^.  Staaten  wieder  be- 
vestigt  seyn  würde,  zn  sospendiren,  ...  so  weise  ich  hiernach  dato  dk 
Bchlesischen  p.  Cammern  an  und  gebe  dem  Fürstbischof  von  Breslaa  hier- 
von Nachricht,  indem  E.  E.  .  .  .  anheimstelle,  die  schlesischen  Ober-Coi- 
sistoria  in  ähnlicher  Art ...  zu  instmiren. 

Bei  diesen  jetzigen  Verhältnissen  dürfte  es  daher  am  besten  seyn,  da 
von  E.  E.  mir  unterm  10.  d.  M.  mitgetheiiten  Bericht^)  an  des  Königs  Maj. 
wegen  der  vom  Fürst-Bischof  nachgesuchten  gemeinschaftlichen  Commisnoi 
nicht  erst  abgehen,  sondern  vor  der  Hand  diese  ganze  Angelegenheit  «d 
sich  beruhen  zu  lassen.  Unter  E.  E.  zu  hoffender  Beistimmnng  habe  ick 
daher  den  Bericht  nicht  abgesandt,  sondern  lege  ihn  im  Concept  und  Mundo 

«  hier  ohne  meine  Mitzeichnung  wieder  bei.« 

Nov.  7  Hierauf  bitten  Reck  und  Massow  am  7.  November  1805  Hojm  »ins- 

besondere um  Nachricht,  ob  die  p.  Gammem  nur  generallter  oder  in  jeder 
Special-Sache  beschieden  worden,  damit  gleiche  Verordnung  an  die  CoDsistont 
ergehe.« 

a.  a.  0.  Concept,  Anweisong  Ton  Bamner. 

Nov.  26  Hoym  antwortet  am  26.  November  1805,   die  Eommissarien  wflrdes 

in  jeder  speciellen  Sache  zur  Sistirung  ihrer  Untersuchung  angewieaei; 
dringenst  ersuche  er :  »in  ähnlicher  Art  an  die  schlesischen  Ober-CoDsistorii 
zu  Breslau  und  Glogau,  indem  zu  Brieg  keine  dergleichen  Fälle  jezt  vor- 
kommen, zu  verfügen,  weil  von  diesen  Collegiis  noch  die  UntersuebiiBgei 
fortgesezt  werden,  mithin  die  Katholiken  noch  nicht  beruhigt  worden,  welches 
bei  dem  jetzigen  Zeitpunkt  jedoch  aUe  Rücksicht  verdient.« 


Okt29  Schreiben    von   Voss   an    den   Erzbischof  von  Onesen    s.  unterdes 

19.  Juni  1805,  No.  840. 

Okt.  29         878.  Bericht  der  Posenschen  Kriegs-  und  Domalnen-Kammer  an  das 
Sfldpreussische  Departement    Posen  1805  Oktober  29. 

Oen.-DiTelctoriiiiii  Sftdpreussen.  LXXn.  ]0$2.    Aosfertigimg,  gex.  v.EAUer;  Pritivits;  WHti 
T.  Strachwitz;  Bntxer;  Bnchholx',  Hahn;  Aschenborn;  y.  Koenen;  t.  Bülow;  Boettger;  Sperlinf. 

*Dt€  Regulinmg  der  Statuten  des  hiesigen  Domeapüels.*^ 
.  .  .  »Ad  §  28  sub  rubre  Capitnla  würden  und  zwar  bei  den  Worta 
observandum  censemus  hinzuzufügen  seyn: 
wie  es  sich  von  selbst  verstehet,  dass  die  zu  bewirkenden  Benth- 
schlagungen  dem   im  allgemeinen  Landrecht  Theil  II  Tit  XI  70^ 
geschriebenen  Rechten  des  Souverain  circa  Sacra  nicht  zuwider  \^^  \ 
und  nichts,  was  diesen  Rechten   entgegen,  condudirt  werde.    Bo  i 
Conferirung  der  Beneficia  a  latere  wird  von  Seiten  des  BouveniD 


1)  No.  872.  2)  Cfr.  No.  303  und  904. 
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mit  dem  Bischof  and  dem  Dom-Kapitel  Rücksprache  genommen  wer-  /^u?^ 
den  müssen. 
Ad  §  30  snb  mbro  Capitnli  secreta. 

Jedoch  soll  sich  der   abzuleistende  Eyd  lediglich   auf  die  Angelegen- 
heiten des  Domcapitnls  einschränken  nnd  alles^  was  die  Sicherheit  des  Staats 
und  die  Befolgung  der  Landesgesezze  angehet,  davon  ansgeschlossen  seyn. 
Ad  §  18  snb  mbro  Sepnltnra  in  ecclesia  cathedrali  ist  der  § 
dahin  abzuändern: 

Insistendo  Decreto  Johannis  Episcopi  cum  sno  Capitulo  praelato 
adque  hucnsqne  yigenti  consuetudine  nnlli  in  cathedrali  sepnltnra 
permittatur,  nisi  Praelatus  vel  Canonicus  gremialis  aut  sacerdos  bene- 
ficatus  et  famulus  ejusdem  ecclesiae  fnerit. 

Ad  §§  19  und  57. 

Nach  der  in  Abschrift  beigebrachten  Constitution  vom  Jahre  1768  waren 
die  weltgeistlichen  Stiftungen  berechtiget,  von  dem  Nachlasse  der  ohne 
letztwillige  Disposition  verstorbenen  adelichen  Mitglieder  den  4^^*^  Theil  des- 
selben in  gratitndinem  loci  et  ecclesiae  zu  erheben,  und  nach  den  Resolu- 
tionen vom  Jahre  1779  und  1780  wird  ausser  dem  Foro  der  Regulirung 
des  Nachlasses  der  bürgerlichen  Mitglieder  bestimmt,  dass  die  bürgerlichen 
Erben  eben  so  wie  die  adelichen  nach  der  Constitution  von  1768  an  dem 
Nachlasse  Theil  nehmen  sollen. 

Das  allgemeine  Landrecht  biUigt  dergleichen  Stiftungen,  in  so  weit  es 
hergebracht,  ein  Erbrecht  zu  und  in  so  fem  würden  diese  bezogenen  §§ 
der  Statuten  um  so  weniger  Abänderung  erleiden  können,  als  dadurch  nur 
jura  tertii  der  Erben  bestimmt  werden,  die  ihre  Rechte  in  vorkommenden 
Fällen  wahrnehmen  können  nnd  daran  selbst  die  bestätigten  Statuten  des 
Dom-Kapitels  keinen  Eintracht  thun  können. 

Ad  §  60.     I.  Vormals  hatte  der  Souverain  zwei  Stellen 

1.  die  des  Dompropstes  und 

2.  eine  Canonicat-Stelle 

U.  der  Bischof 

1.  Vierzehn  Eanonikat-Stellen 

2.  Fünf  Fraelaturen 
in.  das  Dom-Kapitel 

1.  Fünf  ELanonikatstellen  und 

2.  Vier  Fraelaturen 
rV.  der  Propst 

zwei  Kanonikat-Stellen 
und 

V.  die  adeliche  Familie  v.  Goziemba 
1  Ejmonikat-Stelle 
zu  vergeben. 
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Okt^  Der  Bischof  und  das  Dom-Kapitel  haben  beschlossen,  dass  in  der  Fol^ 

nur  12  Kanonikate  incl.  der  Propststelle  und  den  Praelatoren  statt  findei 
sollen,  und  schlagen  vor,  dass  von  dieser 

1.  £.  K.  M.  mit  Verzichtleistung  des  Rechts,  das  Kanonlkat  zu  vezgeben, 
allein  die  Stelle  des  Propstes 

2.  der  Bischof  eine  Prfllatnr  und  5  Kanonikate 

3.  das  Domkapitel  eine  Prftlatnr  und  4  Kanonikate,  wovon  2  Doctom 
und  2  Paedagogen,  vergeben  und  sowol  die  Beftigniss  des  Fropitoi 
als  die  der  adelichen  Familie  von  Goziemba  zur  Vergebung  der  Kanoni- 
kate für  die  Zukunft  cessiret. 

Das  Dom-Kapitel  und  der  Bischof  sind  auch  darin  einig,  dass  die  ZiU 
der  Exspectanten  bis  auf  6  reducirt  werde  und  dass  hiervon  4  durch  des 
Bischof  und  2  durch  das  Dom-Kapitul  von  den,  welche  der  Bischof  üxBi 
vorschlftgt,  gewählt  werden. 

Ad  6  schlftgt  der  Bischof  und  das  Dom-Kapitel  vor,  dass  die  WiU 
des  Propstes  nur  in  der  Hinsicht  restringirt  werde, 

dass  der  jedesmalige  Propst  aus  den  vorhandenen  Gremialen  entanit 
werde. 

Ad  7  lässt  sich  das  Dom-Gapitel  gefallen,  dass  im  §  60  AbschmttUI 
diejenige  Stellen,  welche  von  der  Veränderung  und  jezzigen  Besehaffenbat 
der  Revenuen  und  in  sofern  sie  nicht  auf  die  Vertheilung  der  Reyeonei 
unter  die  Mitglieder  Einfluss  haben,  sprechen,  weggelassen  werden. 

Es  würden  daher  die  Worte  des  §  60  vom  Anfange  bis  zu  dem  Worte 
Necessario  consequitur  ganz  wegfallen  und  die  Zahl  der  exspectanten  nod 
Benennungen  der  Kanonikat-Stellen  nach  den  Bestimmungen  des  Uomü  o 
abzuändern  seyn. 

Ausserdem  stimmt  das  Dom-Kapitel  mit  dem  Bischof  zur  Venneidung 
aller  Streitigkeiten  für  die  Zukunft  dahin  flberein,  dass  in  den  Statuten  deä 
Domcapitels  bestimmt  werde,  dass  ein  jeder  neuer  Bischof 

1.  für  die  Bewillkommnung 500  BÜür. 

2.  fürs  Gnaden-Jahr 500    - 

3.  für  die  Administration  der  bischöflichen  Jurisdiction  fOr 

jede  halbjährige  Sedis-Vacanz 500    - 

an  das  Dom-Kapitel  bezale. 

In  sofern  schon  selbst  nach  dem  Schreiben  des  Bischofs  v.  BMßtp^^ 
dergleichen  Abgaben  unter  dieser  Benennung  vormals  existirten  and  ^^ 
Bestimmung  des  quanti  lediglich  von  der  Vereinigung  des  Domkapitels  ^^ 
des  Bischofs  oder  vielleicht  von  der  WiUkühr  des  neuen  Bischöfe  s^^i 
würde  eine  feste  Bestimmung  desselben  zur  Vermeidung  des  Streits  nm  ^ 
zweckmässiger  seyn,  als  jeder  neue  Bischof  vor  Annahme  dieser  Stelle  sieb 
nach  den  zu  entrichtenden  Summen  zu  erkundigen  verpflichtet  ist;  ^^ 
scheinen  diese  Summen  den  jezzigen  Einkünften  ganz  angemessen  zn  seyi^ 
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In  Rücksicht  des  Vorschlages,  dass  der  Bischof  verpflichtet  werde,  die  -.^^^ 
Forst-Kompetenz  zur  Unterhaltung  der  Kathedral-Kirche  zn  verwenden  nnd 
ibzQtreten,  so  gehet  die  Meinung  des  Bisehofs  nnd  des  Dom-Kapitels  dahin, 
iass  der  Bischof  nur  verpflichtet  werde,  denjenigen  Theil  der  Forst-Kom- 
petenz zur  Unterhaltung  der  Cathedral-Kirche  allj&hrlich  abzutreten,  welchen 
BT  nach  dem  Forst-Kompetenz-Etat  allj&hrlich  aus  den  ehemaligen  bischöf- 
Kdien  Gtttem  in  baarem  Gelde  ziehet,  wohingegen  der  Theil  der  Forst-Kom- 
petenz, welcher  in  natura  gegeben  wird,  dem  Bischof  verbleiben  soll. 

Das  Dom-El&pitel  behauptet  mit  Uebereinstimmung  des  Bischofs,  dass 
es  SU  polnischen  Zeiten  der  Gonfirmazion  der  Statuten  von  Seiten  der  Re- 
l^enmg  nicht  bedurfte,  und  trägt,  falls  eine  nähere  Nachweisung  hierüber 
Bdtig  werden  sollte,  dahin  an,  dieserhalb  die  Berichte  der  Domkapitel  zu 
Gnesen,  Plock  und  Wraclawek  zu  erfordern. 

Ohne  uns  jedoch  auf  diese  Aeusserung  einzulassen,  glauben  wir  auf 
die  allerhöchste  Approbazion  der  gedachten  Statuten  nach  den  gemachten 
Abänderungen  bei  £.  K.  M.  ...  antragen  zu  dürfen.« 


879.    Immediat-Bericbt  des  Staats-Ministers  v.  Angern.    Berlin  1805  Okt.  30 

Oktober.  30. 

R.  m.  5S.  L.    Ansfertiguiir. 
^änxende  üniersuektmgen  über  das  Koüegioitstift  St.  Moritx  vor  Hüdesheim. 

Berichtet  auf  die  Cabinets-Ordre  vom  4.  Mai  1805 :  i) 

•  .  .  »Was  den  Punkt 

ftd  1,  nämlich  den  bisherigen  modum  der  Option  der  Obedienzen  be- 
trift,  so  ist  in  meinem  .  .  .  Bericht  vom  23.  April  a.  c.  vorausgesetzt  worden, 
^s  bey  dessen  Beibehaltung  der  fiscus  verkürzt  werden  würde,  wenn  er 
Btets  in  ordine  subdiaconatus,  da  er  keine  Weihen  erhalten  kann,  verbleibt 
und  nur  als  solcher  in  die  Options-Ordnung  eintreten  würde,  dagegen  aber 
^e  Kapitularen  durch  Annahme  höherer  Weihen   sich  die   Ordnung  aus- 
suchen könnten,  in  welcher  sie  die   Obedienzen   optiren  wollen.     Bey   der 
^on  der  Kammer  angestellten  Untersuchung  hat   sich  aber  ergeben,   dass 
der  Mangel   der  Weihen  dem  fiscus  dieserhalb  nicht  entgegenstehen  kann 
^^d  der  jetzige  modus  optandi  unter  dieser  Voraussetzung  selbst  für  den 
fiscus  der  vortheilhafteste  bleibt.     Denn  die  Option  der  Obedienzen  hat  an 
^^  für  sich  selbst    nicht  von    der  Weihe  abgehangen,   sondern    letztere 
eigentlich  nur  die  Ordnung  bestimmt,  in  welcher  die  Kapitularen  optirten, 
^^d  e«  war  im  Grunde   die  ganze   Option  eigentlich  von  dem  Senio  ab- 
'^^^Sig-    Wollte  man  die  Weihe  rttcksichtlich  des  fisci  als  wesentlich   an- 
^^en,  Bo  würde  dieser  alsdann  überhaupt  keine  Obedienzen  optiren  können, 
^  schon  zur  Option  überhaupt  der  ordo  subdiaconatus  erfordert  wird,  wel- 

1)  Cfr.  No.  824. 


478  Urkunde  No.  879. 

Ok?^  eher  Bo  ^t  wie  die  Diaconat-  oder  Priesterweihe  eine  wirkliehe  Wdhe 
welche  vom  fisco  nicht  impetrirt  werden  kann.     Da  nun   fiscua  yon 
Option  der  Obedienzen  nicht  aasgeschloasen  werden  kann,  so  ergiebt 
daraas  schon  von  selbst,  dass  in  dieser  Hinsicht  die  Verüasanng  'als  ob 
ihn  eine  Weihe  erforderlich'  als  aufgehoben  betrachtet  und  er  ah 
angesehen  werden  mnss.    Und  da  keine  Ganonicat-Stellen  bei  diesem 
mehr  besetzt,  sondern  alle  eingezogen  werden,  mithin  fiscns  f&r  jede 
vacant  werdende  Pr&bende  jedesmal  in  der  Subdiaconat-Ordnimg 
werden  und  Zug  am  Zug  mit  den  Kapitalaren  optiren  moss,  so  wird 
selbe    bey  dem  bisherigen   modo  optandi  nicht  verkfirzt  and  kann 
solcher  am  so  mehr  anbedenklich  beybehalten  werden,  als  diejeii^ 
dienzen,  die  fiscas  einmal  optirt  hat,  nie  wieder  zor  Option  kommen, 
trage  also  .  .  .  dahin  an, 

dass  der  bisherige  modas  optandi  beybehalten  werde. 

ad  2.  Mit  den  bey  dem  Stift  vorhandenen  11  Kanonikat-Knrien 
es  folgende  Bewandniss: 

Die  ersten  Karien  waren  von  den  Kanonicis,  als  diese  sich  am 
des  12.  Jahrhunderts  dem  klösterlichen  Leben  entzogen,  aas  eigenen 
erbauet  worden.    Vermöge  des  dadurch  erlangten  Eigenthums-Rechts 
dieselben  diese  Karien  nach  Belieben  vertauschen   und  verkaofent  k5i 
und  es  hat  nur  die  einzige  Be8chrftnk^ng  statt  gefunden,  dass  sie  nnr 
an  wirkliche  Kanonici  haben  verkauft  werden  können,  wie   dies  der  § 
der  altern  Stifts-Stataten  ausser  allen  Zweifel  setzt     Bey   den  im  Ji 
1332,   1626  und  1632  eingetretenen  Verwüstungen   sind  die  Curien 
verwüstet  worden.     Erst  nach  1647  haben  6  Kanonici  ans   eignen  Mit 
ihre  Kurien  wieder  aufgebauet,  und  die  übrigen  fünf  sind   von  dem 
wieder  hergestellt  und  einzelnen  Kanonicis  überlassen  worden,  welche 
den  Besitz  auf  Lebenszeit  eine  gewisse,  dem  Zustand  der  Kurie  angem< 
Summe  von  cu'ca  100  bis  200  Rthlr.  bezalen  mussten. 

Jeder  solcher  Besitzer  ist  zu  weiter  nichts  verpflichtet  gewesen,  al& 
zur  Unterhaltung  in  Dach  und  Fach,  und  dass  er  die  Kurie  in  dem  Znstind 
wieder  abliefern  wolle,  in  welchem  er  sie  erhalten  habe ;  von  welcher  1^ 
richtung  der  immer  grössere  Verfall  der  Kurie  indessen  die  Folge  geweses 
ist,  so  dass  die  vorgedachten  Options-Oelder  oft  ganz  erlassen  werdet 
musten,  weil  wegen  des  schlechten  Zustandes  dieser  Kurien  Niemand  die- 
selben annehmen  wollen. 

Von  den  6  vorbemerkten,  von  den  Kanonicis  selbst  wieder  erbane^ 
Kurien  sind  drey  durch  Vermächtnisse  der  Besitzer  dem  Stifte  wieder  aa- 
heim  gefallen  und  die  übrigen  3  Kurien  .  .  .  sind  seit  dieser  Zeit  erblieh 
geblieben,  indem  sie  von  den  ersten  Erbauern  auf  ihre  Verwandte  veitihei 
und  von  diesen  auf  die  jetzigen  Inhaber  femer  entweder  vererbet  oder  ver- 
kauft worden. 

Piese  3  Kurien  stehen  also  in  dem  Privat-Eigenthum  der  jetzigen  Be- 
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)r  und  da  der  §  52  des  Haupt-ReicIi8tag8-Depatation&-Be8chliiS8es  den-  ^^^^ 
m  dieses  Privat-Eigenthnm  ausdrücklich  vorbehalten  hat,  so  fol^  daraus, 

diese  Kurien  nach  dem  Ableben  der  jetzigen  Besitzer  für  den  fiscus 
i  eingezogen  werden  können.  In  Ansehung  der  übrigen  8  Kurien  sind 
Innhaber  derselben  im  engsten  Wort- Verstände  bloss  usufructuarii  ge- 
b;  wohingegen  das  dominium  directum  davon  in  der  weitesten  Ans- 
ang dem  Stifte  zugestanden  hat.  In  der  Eigenschaft  als  usufructuarii 
da  sie  weiter  keine  Verbindlichkeit  gehabt  haben,  als  die  Qebäude  in 

und  Fach  za  erhalten,  haben  mit  ihrem  Tode  alle  Anrechte  an  den 
ien  und  jede  etwanige  Meliorations-Forderung  aufgehöret. 

Weil  aber  diese  Einrichtung  den  Verfall  der  Kurien  veranlasste,  so 
a 4t  das  Stift  am  3.  M&rz  1800  ein  besonderes  Statut  errichtet,  worin  fest- 
setzt ist: 

1.  dass  das  dem  Stifte  an  seinen  bisher  optablen  8  Kanonikat-Kurien 
^lein  zugestandene  Eigenthnms-Recht  den  dermaligen  Nutzniessem  dersel- 

I6Q  m  der  Maasse  übertragen  seyn  solle,  dass  selbige  von  nun  an  nicht 
sebi  als  blosse  nutzniessende  Innhaber,  sondern  als  domini  utiles  betrachtet 
isd  berechtigt  seyn  sollen,  ihr  an  den  Kurien  erlangtes  dominium  utile 
iiTch  jeden  beliebigen  Rechtstitel,  jedoch  nur  an  ein  Rechtsglied  trausfe- 
dren  zu  dürfen,  wobey 

2.  damit  ein  Besitzer  der  Kurie  und  seine  Erben   eines   billigen  Er- 
wtees  des  Behufs  der  Erhaltung  und  Verbessening  der  Gebäude  gemachten 
Aufwandes  in  dem  Falle  gesichert  seyn  möge,  wenn  mehrere  Domicellaren 
▼oihanden  und   keiner  von  ihnen  vielleicht  wegen  Mangel  der  zur  Resi- 
denz erforderlichen  Jahre  oder  aus  sonstigen  Ursachen  eine  Kurie  zu  acqui- 
weu  Neigung  hätte,  bestimmt  worden,  dass  derjenige  von  denen,  die  noch 
mit  keiner  Kurie  versehen  sind,  welcher  zuerst  zum  Besitz  einer  Präbende 
gekommen,  er  mag  Kapitular  oder  nur  noch  Domicellar  seyn,    die  vacant 
werdende  Kurie  ohne  Widerrede  anzunehmen  und  sich   eines  Billigen   mit 
den  nachgelassenen  Erben  zu  vergleichen  habe  und,  wenn  ein  solcher  Ver- 
gleich binnen  einem  Jahre   von  den   4  Wochen  nach  dem   Sterbetage  an 
gerechnet  nicht  zu  Stande  gebracht  werden  könne,   alsdann   das   Stift   als 
ausgewählter  Schieds-Richter  bemächtigt  seyn  solle,  über  die  Redemtions- 
oder  Vergütigungs-Summe  nach  Billigkeit  zu  arbitriren  und  das  Quantum 
festzusetzen,  wobey  es  als  ein  ludicat  ohne  weitere  Appellation  verbleiben, 
^  jedoch  bey  Abfassung  dieses   arbitrii  bloss   auf  die  etwanige  nützliche 
»erbesserung  in  und  an  den  Wohn-  und  Neben-Gebäuden,  keinesweges  aber 
*^  den  Werth  des  Grunds  und   Bodens   oder  auf  voluptueusen   Aufwand 
ßücksicht  genommen  werden  solle. 

Es  kommt  also  auf  die  Fragen  an: 

^)  ob  das  Stift  zur  Abfassung  dieses  Statuts  überhaupt  und  zur  Trans- 
lenrnng  des  dominii  utilis  an  die  jetzigen  Innhaber  der  Kurie  befugt. 
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^^  b)  ob  die   bischöfliche  Gonfirmation  zur  Gflltigkeit  dieses  Statuts  o- 

forderlich  gewesen,  and 

c)  in  wiefern  fiscns  bey  dem  Ableben  der  jetzigen  Innhaber  Yeiliogai 
könne,  das  dominium  utile  mit  dem  dominio  directo  ohne  Entschi^guQg 
der  Betheiligten  zu  consolidiren  ? 

Was  die  erste  Frage  betrift,  so  verbietet  das  kanonische  Recht  da 
Stiftern  und  geistlichen  Korporationen  nur  solche  Alienationen  und  Zezsplit- 
terungen  des  Stifts-  und  Kirchen-Vermögens,  wodurch  das  Dotal-Yermö^ 
geschwächt  oder  vermindert  wird.  Dieser  Fall  ist  aber  hier  nicht  vorhaa- 
den,  indem  das  Stift  das  völlige  Eigen thnm  an  den  Kurien  nicht  weg- 
gegeben, sondern  sich  das  dominum  directum  vorbehalten  und  bey  Uebo^ 
tragnng  des  dominii  utilis  an  die  Innhaber  die  Beschränkung  hinzQgefÜgti 
hat,  dass  solches  nur  an  einen  Capitularen  transferirt  werden  dflife.  Da- 
durch ist  die  Substanz  an  sich  dem  Stifte  conservirt  und  zugleich  deiD- 
selben  der  Vortheil  verschaft  worden,  dass  das  onus  fabricae  auf  des 
Kurien-Besitzer  tibergegangen  ist,  welches  vorhin  das  Stift  hat  tragen  m&- 
sen,  wobey  denn  noch  der  Umstand  in  Betrachtung  kommt,  dass  das  Stifi 
durch  das  Statut  vom  3.  März  1800  nichts  Neues  eingefdhrt,  sondeni,  m 
oben  bemerkt  worden,  die  vor  der  Verwüstung  der  Kurien  statt  gefandeiN 
Verfassung  eigentlich  wieder  hergestellt  hat. 

In  Ansehung  der  zweiten  Frage,  ob  die  bischöfliche  ConfirmatioB  zu 
Gültigkeit  dieses  Statuts  noth wendig  gewesen?  so  ist  im  §  13  des  gedaehtei 
Statuts  angeführt,  dass  die  bischöfliche  Bestätigung  darüber  nachgesneU 
werden  solle.  Dieses  ist  aber  nicht  geschehen  und  mithin  hat  die  Bestir 
tignng  nicht  erfolgen  können.  Das  Stift  hat  sich  hierüber  dahin  vemehmei 
lassen,  dass  der  passus  wegen  nachzusuchender  Bischöflicher  Confirmatioi 
aus  der  Ursache  eingerückt  worden  sey,  weil  damals,  als  das  Statut  errichtet 
worden,  3  Domicellaren  .  .  .  bey  dem  Stifte  gewesen  wären,  welche  siek 
vielleicht  späterhin  einen  Widerspruch  gegen  dasselbe  hätten  anmaassei 
können,  weil  sie  als  Domicellaren  ihre  Stimmen  nicht  haben  abgeben  kei- 
nen. Da  diese  aber  sämmtlich  erklärt,  dass  sie  damit  wol  zufrieden  wim, 
und  der  Domicellar  Zeppenfeld  im  Jahr  1802  den  ersten  Kauf-GoBtrict 
mit  dem  neu  verstorbenen  Canonico  Schiller  errichtet  habe,  so  sey  die  Naeh- 
suchung  der  bischöflichen  Gonfirmation,  welche  bloss  in  Hinsicht  der  Domi- 
cellaren erforderlich,  in  dieser  re  mere  domestica  und  oeconomic«  lüclit 
weiter  nothwendig  gewesen. 

Nach  dem  kanonischen  Rechte  ist  die  Einwilligung  des  Diöoesas- 
Bischofs  nur  dann  erforderlich,  wenn  ein  Stift  oder  eine  geistiiche  Kot^ 
ration  eine  Alienation  vornehmen  will.  In  der  Ueberlassung  des  dominii 
utilis  der  Kurien  an  die  Kapitularen  liegt  aber  keine  dem  Stift  nachtheilige 
Alienation,  indem  eines  Theils  dem  Stift»  das  dominium  directum  verbleibe 
und  andern  Theils  dasselbe  sich  dadurch  einen  grossen  Vortheil  verschan 
hat,  dass  das  ganze  onus  fabricae  auf  die  Kurien-Besitzer  übergegangeD  ist 
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Bey  diesen  Verhältnissen  ist  daher  die  Bischöfliche   Gonfirmation  zur  />l^^ 
£mchtang  des  qu.  Statuts  an  sieh  nicht  nothwendig  gewesen. 

In  Betreff  der  dritten  Frage :  ob  fiscus  nach  dem  Ableben  der  jetzigen 
Besitzer  das  dominium  utile  mit  dem  dominio  directo  ohne  Entschädigung 
des  Betheiligten  consolidiren  kann  ?  so  lässt  sich  diese  Frage  nicht  anders 
als  negativ  beantworten.  Denn  die  jetzigen  Innhaber  haben  durch  das 
qiL  Statut,  dessen  Oflltigkeit  vorhin  gezeigt  worden^  ein  wohl  erworbenes 
Recht  fftr  sich  and  solches  zu  einer  Zeit  erlangt,  wo  sie  noch  nicht  be- 
schränkt waren  und  dem  Stifte  das  jus  statuendi  unverkürzt  zustand.  Da 
nim  in  dem  §  12  des  Statuts  den  Eapitularen  der  Ersatz  des  Behufs  Er- 
haltung und  Verbesserung  der  Gebäude  gemachten  Aufwandes  zugesichert 
worden,  so  kann  ihnen  dieses  Recht  mit  Anwendung  des  §  52  des  Haupt- 
Beichstags-Depntations-Beschlusses  nicht  genommen  werden. 

Ich  richte  daher  in  Ansehung  des  Punkts  wegen  der  Kurien  meinen 

^trag  dahin : 

dass  den  3  Kapitnlaren  .  .  .  das  Privat-Eigenthum  an  ihren  Kurien, 
und  den  übrigen  Kurien-Besitzern  ihre  daran  durch  das  Statut  vom 
3.  März  1800  erlangten  Rechte    vorzubehalten  und  bey  ihrem  der- 
einstigen Ableben   mit  den  Erben  näher  auszumitteln  sey,   welcher 
Ersatz  ihnen  zu  leisten  seyn  wird,  wen  fiscus  das  dominium  utile 
mit  dem  dominio  directo  consolidirt. 
ad  3.  Die  Fundationen,  worüber  das  Stifl;  zum  Theil  allein,  zum  Theil 
in  Verbindung   mit  dritten  Personen  die  Ober- Aufsicht  und  Direction  ge- 
ehrt hat,  sind  folgende: 

1.  das  Hospital  Alten, 

2.  das  Hospital  Barbara^ 

3.  die  Mädchenschule, 

4.  die  Register  von  der  Moritzberger  Pfarre, 

Das  erstere  ist  im  Jahr  1488  von  2  Brüdern  Johann  und  Theodor 
von  Alten  anfänglich  für  erkrankte  Chorälen  und  Bediente  der  Kapitnlaren 
^7  den  Stiftern  St.  Moritz  und  Heiligen  Kreuz  gestiftet  worden.  Späterhin 
ist  dasselbe,  wahrscheinlich  bey  der  Reformation,  in  ein  Frauen-Hospital 
nmgewandelt  worden,  und  solches  das  einzige,  an  welchem  bisher  Religions- 
Verwandte  von  2  verschiedenen  Religionen  Theil  genommen  haben. 

Gegenwärtig  befinden  sich  in  diesem  Hospital  ein  Hofineister,  10  ka- 
tholische und  11  evangelische  Hospitalinnen.  Das  Kuratorium  über  diese 
Anstalt  haben  bisher  zwey  Mitglieder  des  Magistrats  der  Altstadt,  die  bey- 
den  Senioren  des  Moritz -Stifts  und  die  bey  den  Senioren  des  Stifts  zum 
heiligen  Kreuz  geführt;  jetzt  ist  aber  bereits  die  Verfügung  getroffen,  dass 
^Qses  Hospital  der  Aufsicht  des  allgemeinen  Armen-Administrations-Collegii 
<»bergeben  werde. 

Das  zweite  Hospital  Barbara  ist  auf  dem  Moritzberg  etabüii;  und 
gleichfalls  für  arme  Personen  weiblichen  Geschlechts,  welche  vom  Moritz- 

^i^aier   Preussen  und  die  Uth.  Kirche.    IX.  31 
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(\kf\\  ^^^^  gebtirtig  sind,  bestimmt.     Das  Jahr  der  Stiftung  dieser  Fnndation  ist 
nicht  bekannt.     Das  Vermögen  besteht 

a.  in  einem  Hanse  nebst  Garten, 

b.  in  Zinsen  und  Renten  von  Kapitalien,  die  jährlieh  74  Rthlr.  30  Ggr. 
betragen, 

c.  in  der  Einnahme  von  dem  Yermiethen  der  Leiehentdcher  nnd  d» 
Kollekte,  welche  auf  Barbarä-Tag  auf  dem  Moritzberg  bisher  dngesammlet 
worden,  und 

d.  in  dem  Antritts -Oelde,  welches  jede  Neuantretende  mit  ö  Rtiib. 
bezalen  muss. 

In  dem  Institut  erhalten  die  Hospitalinnen  freye,  warme  und  erleachtete 
Wohnung,  welche  aus  den  Einkflnften  bestritten,  der  Rest  der  Zinsen  aber 
unter  sie  vertheilt  wird.  Zu  den  Pflichten  derselben  gehört:  dass  m  dM 
Morgens,  Mittags  und  Abends  gemeinschaftlich  ftlr  die  Wohlihtter  beteo, 
monatlich  zum  heiligen  Abendmahl  gehen  nnd  den  Anniversarien,  bey  wel- 
chen ihnen  ein  Allmosen  vermacht  worden,  beywohnen  mttssen.  Die  Ab^ 
sieht  über  dieses  Institut  hat  dem  Stifte  zugestanden,  welche  dasselbe  dnrd 
den  jedesmaligen  Senior,  der  Provisor  gewesen,  fahren  lassen.  Zweckmiseig 
ist  es  aber,  dass  auch  dieses  Institut  der  Aufsicht  des  allgemeinen  Arrnen- 
Administrations-Collegii  übergeben  werde,  wohin  mein  .  .  .  Antrag  geiidh 
tet  wird. 

Die  dritte  Fundation,  die  Mädchenschule,  ist  am  2.  Januar  1692  tob 
dem  ehemaligen  Hildesheimschen  Dom-Kapitnlaren  Nicolaus  Eberhard  tob 
Schnetlage  fundirt  und  im  Jahr  1733  hat  diese  Fundation  dadurch  dnea 
Zuwachs  erhalten,  dass  die  Wittwe  Anna  Maria  Schmedding  derselben  Hur 
Haus  und  Garten  überlassen  hat.  Die  Aufsicht  über  dieses  Institut  fttot 
der  zeitige  Dechant  des  Moritz- Stifts  und  der  Rendant  ist  der  zeit^ 
Pfarrer  auf  dem  Moritzberge,  welcher  dem  erstem  Rechnung  ablegen  moffi. 
Es  werden  in  diesem  Institut  7  bis  8  arme  Kinder  in  dem  ChristeoämOi 
Lesen  und  Stricken  unterrichtet  und  wird  für  jedes  Kind  wöchentfidi 
1  Mgr.  Schulgeld,  für  diejenigen  aber,  welche  zugleich  das  Nähen  eriernei, 
Vs  Jahr  wöchentlich  1  Ogr.  Schulgeld  bezalt  und  ausserdem  ist  der  Lein 
rerin  verstattet,  auch  Kinder  gegen  Geld  anzunehmen,  insofern  der  Unt^ 
rieht  der  übrigen  Kinder  nicht  leidet.  Es  scheint  angemessen  zu  seys^ 
dieses  Institut  provisorisch  in  seiner  bisherigen  Verfassung  zu  lassen,  bis 
überhaupt  wegen  des  Schul-Unterrichts  in  der  Stadt  Hüdesheim  ein  defini- 
tives Arrangement  getroffen  werden  kann,  wozu  die  Plane  nur  dann  ent 
mit  Grunde  angelegt  werden  können,  wenn  ein  neuer  Bischof  bestellt  wordes. 

Mit  der  Rechnung  von  dem  Vermögen  der  vierten  Fundation  der  ?hn- 
Kirche  St.  Margarethae  auf  dem  Moritz-Berge  hat  das  Stift  nichts  zu  thuD. 
Der  Patron  von  dieser  Kirche  ist  bisher  der  Archidiaconns,  Kapitokr  tob 
Büren  gewesen,  welcher  den  Pfarrer,  den  Küster  und  die  Altaristen  enuDut 
hat.     Die  Rechnung  selbst  ist  von  2  Altaristen  aus  der  Gemeinde  geftlfft 
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worden,  welche  die  Reohniuig  bisher  dem  Patron^  Archidiaconas  von  Büren  ql?^ 
abgelegt  haben.     Es  wird  aber  nnnmehro  die  Verfügong  getroffen  werden, 
dass  die  Bechnnngen  durch  das  Qeneral-Yicariat  abgenonunen  und  an  die 
Kammer  %u  Halberstadt  zur  Snperrevision  eingesandt  werden. 

Ansser  den  Eingangs  gedachten  drey  Punkten  kömmt  noch  ein  Punkt 
ror,  worüber  ich  E.  K.  M.  Vortrag  zu  thun  mir  erlaube. 

Die  vorzüglichste  Rechnung  bey  dem  Stifte,  in  welcher  das  corpus 
praebendae  berechnet  wird,  ist  das  EeUnerey-Register,  dessen  Führung  mit 
ioBSchluss  des  Dechanten  unter  den  Kanonicis  von  Jahr  zu  Jahr  alternirt 
hat.  Da  dieses  Register  wichtig  und  wegen  der  durch  die  Verfassung 
begründeten  mannigfaltigen  Berechnungen  verwickelt  und  schwierig  ist,  so 
ist  der  Kammer  aufgegeben  worden,  darüber  zu  berichten,  ob  die  Altemation 
desEeUner-Amts  beyzubehalten,  oder  solches  einem  vorzüglich  dazu  geeigneten 
IfitgUede  aus  dem  Stift  zu  übertragen  sey.  Das  Outachten  der  Kammer  ist 
dahin  ausgefallen,  dass  die  Beybehaltung  der  Altemation  auf  der  einen  Seite 
naehtheilig,  auf  der  andern  Seite  aber  ausser  dem  Dechant  Osthauss  kein  Sub- 
jeet  im  Stift  vorhanden  ist,  dem  die  Führung  des  Kellnerey-Registers  über- 
tragen werden  kann.  Auf  die  deshalb  an  das  Stift  ergangene  Aufforderung 
hat  dasselbe  dazu  den  Dechant  Osthauss  wirklich  in  Vorschlag  gebracht, 
obgleich  derselbe  nach  bisheriger  Verfassung  davon  ausgeschlossen  gewesen. 

Nach  Maassgabe  dieser  Verfassung  ist  die  Führung  des  Kellnerey-Re- 
gisters für  denjenigen  Canonicus,  welchen  die  Reihe  getroffen,  lucrativ  ge- 
wesen, und  hat  die  Einnahme  davon  nach  6  j&hrigem  Durchschnitte  zu  Gelde 
berechnet  circa  500  Rthlr.  betragen.  Das  Stift  hat  darauf  angetragen,  dass, 
veim  gleich  die  Rechnungsführung  für  die  Folge  einem  Mitgliede  auf  be- 
ständig übertragen  würde,  dennoch  den  übrigen  ELapitularen,  wenn  sie  die 
Beäe  des  Kellnerey-Jahres  treffe,  diese  Emolumente  belassen  werden  mögten. 

Der  vorzüglichste  Grund,  wodurch  das  Stift  diesen  Antrag  motivirt, 
ist,  dass  die  Kellnerey  keine  fundirte  PMnde  sey,  sondern  dass  die  vor- 
xflglichsten  Posten  der  Einnahme  in  Abzügen  von  den  Divisionen  beständen, 
die  die  übrigen  Kapitularen  von  ihren  Einkünften  entbehren  müsten,  wovon 
sie  sodann,  wenn  sie  das  Kellnerey-Jahr  treffe,  einen  Theil  wieder  erhielten, 
und  dass  sie  ausser  dem  zu  entrichtenden  Yio  ^^^^  bedeutend  verlieren 
^^l^en,  wenn  ihnen  diese  Einnahme  entzogen  würde.  Die  Kammer  hat 
daher  den  Antrag  der  Kapitularen,  als  billig,  in  der  Art  unterstützt,  dass 
fiscQs  wegen  der  vacanten  Prftbenden,  wenn  ihn  die  Reihe  treffe,  diese 
Bevenüen  gleichmftssig  beziehe,  welches  wegen  der  vacanten  Schillerschen 
habende  nach  4  Jahren  der  Fall  seyn,  und  wenn,  was  bey  dem  Alter 
verschiedener  Ganonicorum  beynahe  mit  Gewissheit  anzunehmen  sey,  in 
dieser  Zeit  noch  ein  Todesfall  eintrete,  sogleich  zweimal  nach  einander  der 
M  seyn  werde. 

Da  aber  dem  p.  Gsthauss,  welcher  bisher  von  der  Führung  des  Kell- 
nerey-Registers   ausgeschlossen    gewesen,   nicht  angemuthet  werden  kanui 
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(r^^\)  diese  Rechnung,  so  wie  die  Ftthrang  der  übrigen  6  Reclinnngeii  xmtmtr 
geldlich  zu  übernehmen,  und  daher  eine  Remuneration  höchst  billig  ist,  m 
hat  die  Kammer  vorgeschlagen,  dass  er  für  die  Uebemahme  dieser  bedes-* 
tenden  Arbeit  von  der  Bezehntung  seines  j&hrlichen  Einkommens  resp.  als 
Eapitular  und  Dechant  be&eyet  werde. 

Nach  der  pro  1803/4  geschehenen  Ausmittelung  beträgt  ^eses  Zehntel 
187  Rthlr.  Viel  höher  wird  solches  in  der  Folge  wol  nicht  za  stehei 
kommen,  und  wenn  man  erwägt,  dass  er  in  der  Eigenschaft  als  Dechanft 
'  nach  Analogie  der  bey  den  Dechanten  der  Dom-Stifter  angenommenen  Gnmd- 
Sätze  auf  die  Befreyung  der  Decimation  von  den  Decanat-Revenflen,  welcka 
über  die  Hälfte  seiner  Einnahme  betragen,  gewissermaassen  einen  AnspmdL 
hat,  so  wird  der  Erlass  des  Yio  ^^^  seiner  übrigen  Einnahme  nnr  eine  sehr 
massige  Belohnung  seyn. 

Bei  diesen  Verhältnissen  trage  bei  E.  K.  M.  ich  .  .  .  dahin  an: 

1.  dass  dem  Dechant  Osthauss  die  Führung  des  Kellnerey-  und: 
der  übrigen  Eapitels-Register  übertragen  und  er  dagegen  von  Triol- 
tatis  a.  f.  an  von  der  Decimation  seiner  gesammten  Einkllnfte  be- 
freyet,  und 

2.  dass  den  übrigen  Kapitularen  die  Emolumente  des  KeUnerer- 
Registers,  wenn  sie  die  Reihe  trift,  belassen  werden  und  zwar  ii 
der  Art,  dass  fiscus  wegen  der  vacanten  Präbenden,  wenn  ihn  die 
Reihe  trift,  diese  Emolumente  gleichfalls  beziehe.« 

Nov.  9  Rand  Verfügung,  geschrieben  von  Beyme. 

»9.  November  1805. 
Approbirt. « 

Okt.  31  Gabinets-Schreiben   an   den  Fürstbischof  von  Hildesheim    s.  unter 

dem  19.  Oktober  1805,  No.  874. 

Nov.  5  880.    Cabinets-Ordre  an  den  Staats-fNinister  v.  Massow.    Potsdm 

1805  November  5. 

B.  89.    Minfttes  des  Calinets.  121. 

Die  Stiflsstdlen  sollen  für  den  Kriegsfall  allein  xur  Belohnung  kriegerischer  Ver^ensk 

vorbehalten  bleiben, 

.  .  .  »Indem  ich  durch  den  unvermeidlichen  Drang  der  Umstände  ge- 
nöthigt  worden  bin.  Meine  Arm^e  zum  Schuz  Meiner  Völker  auszurüsten, 
muss  ich  auf  den  möglichen  Fall  eines  Krieges  fürs  Vaterland  andi  alle 
Mittel  zusammen  halten,  um  ausgezeichnete  kriegerische  Verdienste  auf  der 
Stelle  auf  eine  eben  so  ausgezeichnete  Weise  belohnen  zu  können.  Dszb 
gehören  vorzüglich  die  Praebenden  bei  den  Dom-  und  CoUegiat-Stifieni. 
Da  aber  die  Disposition  darüber  durch  die  altemirende  Oollation  der  Stifter 
und   durch   frühere   Anwartschaften  beschränkt  ist,    so   müssen,   so   lange 
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die  öffentlichen  Gonjnnctaren  keine  gflnstigere  Wendung  nehmen,  nicht  nui'  ^     g 
alle  Stiftische  Collationen  snspendirt  werden,   sondern  es  müssen  auch  alle 
frohere  Anwartschaften  mit  einziger  Ausnahme   solcher,   die   zu  Belohnung 
iQsgezeichneter  Verdienste  ertheilt  sind,  zurückstehen. 

Ich  hefehle  Euch,  sämmtliche  Stifter  hiervon  zu  benachrichtigen  und 
üeselben  anzuweisen,  Mir  jede  Praebenden-Yacanz  unverzüglich  unmittelbar 
lanizeigen  und  damit  zugleich  die  Anzeige  zu  verbinden,  ob  darauf  eine 
aene  Anwartschaft  zu  Belohnung  eines  ausgezeichneten  Verdienstes  ertheilt 
m.  Sollte  ich  dann  auch  nicht  sogleich  darüber  disponiren,  so  müsst  Ihr 
ilie  Yerftlgung  treffen,  dass  bis  zu  Meiner  disposition  nichts  Nachtheiliges 
hbei  vorgehe.  Diese  meine  allgemeine  Entschliessung  soll  auch  schon  bei 
iQen  jezt  vacanten  und  noch  nicht  vergebenen  Praebenden  ...  in  Ausübung 
gebracht  werden.«  .  .  . 

Hiemach  ergeht  am  16.  November  1805  ein  »Circulare«  des  Hoheits-  Nov.  16 
und  Geistlichen  Departements  an  s&mmüiche  Dom-  und  KoUegiat-Stifter. 


881.  Staats-Minister  Frhr.  v.  Schroetter  an  das  Hoheits-DepartemenL  Nov.  7 

Berlin  1805  November  7. 

R.  7.  A.  25.  D.      Aofffeitignng. 

^  unmittelbar  in  Rom  naehgestAchte  Säkularisation  eines  Frcmxdskaners  ist  nicht 
XU  genehmigen  und  künftige  Fälle  sind  xu  verhindern, 

»Der  Franciskaner  Ordens- Geistliche  Moritz  Przybiszewski  hat  vor- 
Bebriftswidrig  indirecte  dem  Päpstlichen  Stuhl  das  Gesuch  um  seine  Baecu- 
hrisation  eingereicht  und  diese  auch  durch  ein  päpstliches  Decret  wiederum 
bdirecte  erhalten,  von  dem  eine  Abschrift  hierbey  gefügt  ist. 

Dieser  Ordensgeistliche  ist  zwar  ein  geborner  Preussischer  ünterthan, 
hat  sieh  aber  viele  Jahre  hindurch  im  Oesterreichischen  Gebiet  aufgehalten, 
von  wo  er  erst  im  Jahre  1802  in  das  Kloster  zu  Skompe  in  Neuostpreussen 
nrfickgekehrt  ist.  Hier  hat  er  durch  seine  unruhige  Gemüthsart  und  Sitten- 
loaigkeit  sich  dem  ganzen  Erlöster  sehr  beschwerlich  gemacht,  ist  eigenmäch- 
%  aus  demselben  gegangen  und  hat  darauf  auch  selbst  die  Einwohner  der 
Stadt  Skompe  zu  mehrem  unnützen  Klagen  aufgereizt.  Bein  Saecularisations- 
öesuch  hat  um  so  weniger  von  dem  Füi'stbischof  zu  Plock  unterstüzt  wer- 
den können,  da  dieser  letzterer  in  einem  Schreiben  an  die  Kammer  zu  Plock 
vom  30*«»  Juny  1804,  worin  er  ganz  vorschriftsmässig  erklärt,  dass  er  die 
beim  Päpstlichen  Stuhl  ausgewüi'kte  Saecularisation  des  p.  Przybiszewski 
mebt  vor  dem  erhaltenen  Königlichen  Placet  bestätigen  werde,  inständigst 
bittet :  dass  die  Kammer  nicht  darauf  dringen  möge,  dass  er  einen  so  be- 
kannt unsittlichen  Menschen,  als  dieser  Ordensgeistliche  sey,  in  seiner  Dioe- 
W8  als  Weltgeistlichen  anstellen  soUe. 

Dieser  Fall  scheint  vorzüglich  geeignet,  den  Römischen  Hof  eiiistlich  zu 
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erinnern,  die  Oeistliehen  Qescliäfte  der  Preass.  Katholischen  Unteithuien  nie 
ohne  Vorwissen  nnd  Yermittelong  des  Königlichen  Residenten  zn  Rom  zu  be- 
treiben, indem  unausbleiblich  selbst  dem  Päpstlichen  Stahl  nachtheilige  Incon- 
Tcniencien  aus  der  unmittelbaren  Gommunication  nur  entstehen  können.  £.  EL 
.  .  .  stelle  ich  daher  .  .  .  anheim:  dem  Residenten  zu  Rom  deshalb  den  er- 
forderlichen Auftrag  deshalb  geben  zu  lassen. 

Was  den  Ordensgeistlichen  Przjbiszewski  und  seine  Saecnlariaatiwi 
betrifft,  so  werde  ich  dem  Päpstlichen  Decret  das  Placet  nicht  ertlidlen  und 
den  Przybiszewski  dahin  bescheiden  lassen,  entweder  in  ein  Kloster  seines 
Ordens  zurück  zu  kehren,  oder  die  Preussischen  Staaten,  wie  er  selbst  auch 
schon  willens  gewesen  ist,  zu  verlassen.« 

Reck  stimmt  am  18.  November  1805  Schroetter  »völlig  bei«  und.] 
beantragt  am  5.  December  1805  bei  Hardenberg,  den  Residenten  in  RobJ 
V.  Humboldt  aufzutragen:  »dort  dergleichen  auf  unrichtigen  Wegen  aoge-{ 
brachte  Gesuche  und  die  incompetente  Römische  Yerfftgungen  darauf  bE' 
coupiren.« 

Concept  ».  ».  0.  


Nov.  7  Schreiben  von  Reck  und  Massow  an  Hoym  s.  unter  dem  25.  Oktober 

1805,  No.  877. 


Kov.9 


Gabinets-Ordre  an  Angern  s.  unter  dem  30.  Oktober  1805,  No.  879. 


Nov.  16        882.   Cabinets-Ordre  an  den  Staats-fNinister  von  Massow.    Potsdan 

1805  November  16. 

Bw  €4.  Lingen.  Eccles.    AvBfertiipmg,  geschrieben  Ton  Beyme. 

Fordert  Bericht  über  Religions-Bedrüekungen  der  Katholiken  in  LingenA) 
.  .  .  »Der  Kammer-Präsident  v.  Yincke  zu  Mttnster  erwähnt  gel^ent- 
lich  in  einem  an  Mich  erstatteten  Berichte  des  religiösen  Drucks,  worante 
die  Katholischen  in  der  Provinz  Lingen  seufzen.  Da  nun  Religiona-Bedrfik- 
kungen  ganz  gegen  Meine  Denk-Art  und  die  Maxime  der  Regierung  siid, 
so  befehle  Ich  Euch,  ungesäumt  zu  erforschen,  was  an  dieser  Aeussenoig 
wahr  oder  falsch  sey,  und  gutachtlich  darüber  zu  berichten.«  .  .  . 


Nov.  16  Circulare  an  die  Stifter  s.  unter  dem  5.  November  1805,  No.  880. 


1)  Cfr.  No.  889. 


KlostergelBtliohe.    Lingen.    Gnesen.  4g 7 

883.    Immediat-Bericht  des  Staats-Ministert  v,  Voss.    Berlin  1805  ^^^^^ 

November  16. 

S.  89.  32.  D.    Ausfertignng. 

Dem  Kanonikus  Martin  Dtmin  soll  die  Ejospekta/nx  auf  eine  Donihenm-Präbende  xu 

Qnesen  übertragen  werden. 

»Bei  dem  Dom-Stifte  in  Gnesen  ist  durch  den  am  7.  Julius  d.  J.  er- 
folgten Tod  des  Domherrn  Josaphat  v.  Murzynowski  eine  zu  E.  K.  M.  Eol- 
lazion  gehörige  Präbende  vakant  geworden.  Zu  selbiger  hat  der  FUrst- 
Enbischof  von  Gnesen,  Graf  v.  Baczynski,  den  Kanonikus  Martin  Dunin  in 
Wraolawek,  der  zeitherige  General-Administrator  des  Erzbistums  Gnesen  und 
designirte  Bischof  von  Posen  v.  Malczewski  aber  den  Geistlichen  von  Füal- 
kowski  in  Vorschlag  gebracht. 

Beide  Kandidaten  sind  nach  dem  Aber  sie  eingezogenen  Berichte  der 
Posenschen  Kammer  in  Bttksicht  auf  Kenntnisse  und  moralischen  Wandel 
gleich  qualifizirt,  auch  der  jezzigen  Landes-Regierung  ergeben.  Ffir  erstem 
spricht  indes  noch  besonders,  dass  er  von  dem  Ffirsten-Erzbischof  zum  erz- 
bischöflichen  Auditor  in  Gnesen  vorläufig  bestimmt  ist  und  diese  Funkzion 
nnentgeldlich  übernehmen  will,  für  leztem  aber,  dass  er  von  dem  Bischof 
V.  Malczewski  bisher  schon  als  Sekretair  des  Dom-Kapitels  auch  zur  Be- 
sorgung mehrerer  geistlichen  Angelegenheiten  gebraucht  worden  und  sich 
dadurch  Verdienste  um  das  Kapitel  erworben  hat. 

Nach  dem  von  E.  K.  M.  mittelst  .  .  .  Kabinets-Ordre  vom  24.  Julius 
1802  genehmigten  Plan  zur  Redukzion  des  Gnesenschen  Dom-Kapitels  kann 
jedoch  der  neue  Kanonikus  nur  Expektant  werden,  denn  jener  Plan  bestinmit, 
dass  die  Anzahl  der  Domherren  in  Gnesen  von  30  auf  17  vermindert,  dem 
Dom-Kapitel  aber  frei  bleiben  soll,  einen  ISten  Kanonikus  in  Vorschlag  zu 
bringen,  welcher  Expektant  sein  und  erst  dann  Revenuen  und  Stimm-Recht 
erhalten  soll,  wenn  die  Zahl  der  Mitglieder  sich  auf  16  vermindert  haben 
wird.  Die  Genehmigung  dieses  Domherrn  hängt  überhaupt  und  in  gegen- 
wärtigem Falle  um  so  mehr  von  E.  K.  M.  ab,  als  die  durch  den  Tod  des 
p.  V.  Murzynowski  erledigte  Stelle  Allerhöchstdero  Kollazion  ist.  .  .  . 

Mir  scheint  der  p.  Dunin  deshalb  den  Vorzug  zu  verdienen,  weü  er  für 
die  Funkzion  des  erzbischöflichen  Auditors  bestimmt  und  von  dem  Fttrsten- 
Ersbischof  empfolen  worden,  unter  diesem  künftig  stehen  wird  und  es  wün- 
schenswerth  ist,  dass  Zuneigung  und  Verpflichtung  dies  Verhältnis  angenehm 
mache,  wie  denn  auch  dem  Erzbischof,  der  die  Gehülfen  in  der  Ausübung 
seines  Amtes  hinlänglich  zu  remuneriren  nicht  im  Stande  ist,  jede  Gelegen- 
heit, solches  durch  Aussicht  zu  Beförderungen  zu  thun,  zu  erleichtem  sein 
durfte,  c 

Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme: 

»21.  November  1805. 
Dunin  soll  die  Präbende  erhalten.« 
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N^^^l  Hiernach  Gabinets-Ordre  an  Voss  und  Massow,  Potsdam  1805  No- 

yember  21. 

S.  89.    Minfttw  des  Gftbiaets. 


Not.  25        884.    Die  Warschauer  Kriegs-  und  Domainen-Kammer  an  das  Süd- 

preussisclie  Departement     Warschan  1805  November  25. 

06ii.-I>irektoriniii  S&dpreiuBen  LXXn.  282.  a.    Ausfertignng,  gez.  Hojin;  Behalte;  ZaaiUfr; 
T.  Golomb;  Dietrieh;  BoetUe;  y.  Beiswite;  Scheel. 

Warme  Empfehlung  der  Qratifikation  des  Infkdaien  v,  Zaeharuiszewiez  für  die  Ter- 
tcaUung  des  OffieieUcUs  xu  Lotciex  während  der  Erxbisehöfliehen  SedinfokmnA) 

'»Der  Infolat  v.  Zachaiiaszewicz  hat  bey  uns  auf  eine  Gratification  Ar 
die  Verwaltung  der  Geschäfte  angetragen,  welche  ihm  an  der  Spitze  des 
Consistorii  zu  Lowicz  während  der  erzbischöflichen  Sedisvacanz  anvertraut 
worden  sind  und  die,  wie  er  sich  bewnsst  sey,  von  ihm  mit  Gewissenhaftig- 
keit erfüllt  worden.  Bein  Antrag  ist  billig  und  ihm  zu  deferiren  unserem 
Dafürhalten  nach  gerecht,  denn 

1.  liegt  dem  Erzbischofe  ob,  [fQr]  die,  welche  in  seinen  Namen  die 
Geschäfte  besorgen,  für  die  er  besoldet  wird,  ein  derWflrde  und  Wichtig- 
keit des  Amts,  welches  sie  verwalten,  angemessenes  Gehalt  anzuweisen. 
Folglich  ist  auch  Fiscus  verpflichtet,  während  der  Zeit  dass  er,  sey  es  zn 
welchem  Zwecke  es  wolle,  die  Revenuen  des  Bisthums  zieht,  die  Unter- 
haltung und  Belohnung  derer  Officianten,  die  fortwährend  die  Spiritualien 
des  Bisthums  verwalten,  zu  übernehmen. 

2.  Vorzüglich  verdient  dieser  achtungswürdige  Greis  diese  Berficksicb- 
tigung.  Nichts  hat  seinen  Eyfer,  dem  Staate  und  der  Kirche  zu  dienen, 
erkalten  können.  —  Selbst  in  der  gefährlichsten  Crisis  seiner  Ej'ankhdt, 
die  ihn  zwang  zu  seinem  Arzte  nach  Warschau  zn  gehen,  blieb  er  in  un- 
unterbrochener Erfüllung  seiner  Amtspflicht.  Ueberall  wo  die  Gesezze  seiner 
Kirche  es  nur  erlaubten,  unterstüzte  er  kräftig  die  Absichten  der  Begiemng 
und  waren  jene  ihm  entgegen,  so  wusste  er  mit  Klugheit  den  Willen  d^ 
politischen  Macht  mit  den  Grundsätzen  seines  kirchlichen  Verhältnisses  xn 
einigen.  Vorzüglich  eröfnete  uns  seine  ausgebreitete  Kenntniss  des  canoni- 
schen Rechts  und  der  ehemaligen  Staatsverfassung  oft  eine  belehrende  Quelle 
und  er  scheute  hierbei  keine  Zeit  und  Kraftaufwand. 

3.  Wenn  der  jezzige  Bischof  von  Posen  auch  als  Administrator  des 
Erzbisthums  Gnesen  remunerirt  worden  ist,  so  hat  dies  keinen  Einflnss  auf 
die  eigentliche  Verwaltung  des  Bisthums  Lowicz  gehabt.  Der  p.  Zachaiia- 
szewicz hat  nach  wie  vor  die  Function  als  Offlcial  verwaltet  und  rnebt 
allein  keine  Remuneration  erhalten,  sondern  ist  sogar  noch  verpflichtet  wo^ 
den,  die  übrigen  Officianten  des  Consistorii  zu  besolden. 

Wie  hoch   die  Gratification  anzunehmen  ist,   müssen  wir  der  Gnade 


1)  Cfr.  No.  890. 
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£.  E.  M.  anheim  geben  und  bemerken  nur,  dass  der  p.  Albertrandi  für  die  zur  -^^^^aq 
Zeit  der  ersten  Yacanz  des  hiesigen  Bisthnms  nach  der  Verfügung  des  .  .  . 
Reskripts  Yom  14.  Jul.  1800  von  dem  p.  Miaskowski,  welcher  die  temporalia 
des  Bisthums  gezogen  hatte,  jährlich  500  Rthlr.  für  die  Verwaltung  des  Offi- 
eialats  und  300  Rthlr.  fOr  Verwaltung  des  Suffragenats  (!)  erhalten  hat.  — 
Nach  diesem  Maasstabe  würde  also  der  p.  v.  Zachariaszewicz  ohi^efUir 
2000  Rthlr.  aus  dem  Fond  erhalten,  welcher  während  der  Sedisvacanz  vom 
Fiseo  verwaltet  worden  ist.  —  Wir  bitten  ...  um  Deferirung  unseres  An- 
tragesj  weil  wir  alsdenn  hoffen  können,  dass  dieser  würdige  Geistliche  — 
tack  in  den  jezzigen  Verhältnissen,  wenigstens  durch  seinen  Rath  dem  Staate 
nfizlich  sein  wird.« 

Sehreiben  Hoym's  s.  unter  dem  25.  Oktober  1805,  No.  877.  Nov.  26 


885.  Immediat-Schreiben  des  Fürsten  Joseph  zu  Hohenlohey  Bischofs  Dec.  8 

von  Breslau.     Johannesberg  1805  December  8. 

B.  89.  32.  E.    Eigeikh&ndig. 

Bittet  um  die  Erkmbniss  xur  Reise  nach  Berlin. 
Sire!  La  Prozimit^  du  Theatre  de  la  Guerre  rend  le  Sejour  en  Silesie 
si  penible  que  j'ose  prendre  la  Liberty  de  Supplier  V.  M.  de  m'accorder 
l'aggrement  de  me  rendi-e  ä  Berlin,  j*irai  alors  porter  au  Pied  du  Throne 
tes  Voeux  que  la  Saison  authorise,  avec  l'assurance  de  la  parfaite  et  pro- 
fonde  Soumission  avec  la  quelle  je  suis,  Sire,  de  V.  M.  le  plus  humble  et 
le  plus  obeissant  Serviteur  et  Sujet  Joseph  P.  E.  de  Breslau.« 

Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme:  Dec.  21 

»21.  December  1805. 
Recht  gem.« 

Rescript  an  den  Bischof  Raczynski  s.  unter  dem  16.  Oktober  1805,  Dec.  9 
No.  873. 

886.  Resoript  des  Geistlichen  Departements  an  die  Westpreussische  Dec.  ii 

Regierung.    Berlin  1805  December  11. 

B.  7.  B.  24.    Abscbrift;  gedruckt  in  »Nenes   Allgemeines  AtcMt  ftr  Qesoliiclitslnmde  des 
t^wsBiielien  Stutesc,  I,  &  66,  Berlin  1836. 

^^^^^t^außebungen  xum  Besten  des  Sckulfands  sind  prmx4pieU  uninschensfcerth^  aber 

von  besonderer  Ätäorisation  abhängig. 

»Die  von  Euch  zur  Verbesserung  des  Westpreussischen  Schulfonds  über- 
uaupt  und  des  Einkommens  des  combinirten  Westpreussischen  und  Erm- 
^tochen  katholischen  Schulwesens  insonderheit  in  Eurem  Bericht  vom 
^'^  ^  Septbr.  d.  J.  vorgeschlagenen  Mittel,  nehmlich  die  Aufhebung  der  in 
dortiger  Provinz  annoch  bestehenden  Mönchs-Klöster,  finden  Wir  der  Sache 
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D^^l  ^^^  angemessen  and  wollen  Euch  dahero  hierdurch  antorisiren,  zur  Aufhebmi 
jedes  einzelnen  Klosters  und  zur  Pensionirung  oder  anderweitigen  Yersorguif 
der  darin  befindlichen  Mönche  specielle  Antrilge  bei  ünserm  Geistlichen  Defst 
tement  einzureichen.  Jedoch  habt  Ihr  die  Einleitung  hieza  mit  aller  Behuli 
samkeit  zu  treffen,  da  vor  der  Realisirung  die  Genehmigung  Unserer  höchst« 
Person  erforderlich  ist,  und  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  dabd  das  Ter 
mögen  jedes  Klosters  und  dessen  Einnahme-  und  Ausgabe-Etat,  deagleidiei 
zu  eruiren  ist,  ob  die  Mönche  wegen  der  Gura  animarum  cum  Theil  n$ti^| 
sind,  und  wie  es  mit  deren  Sustentation  und  Aufenthalt  und  Pensioniraoi 
der  übrigen  zu  halten,  üebrigens  ist  diese  Operation  auf  die  MönehflklOsta 
einzuschränken.«  .  .  . 

1806  In  Folge  dieses  Rescriptes  beantragt  die  Westpreussische  Begic 

^  *      rung  am  26.  September  1806  die  Aufhebung  des  Karth&UBer-Klosters  a 

Karthaus  bei  Danzig  mit  Beifügung  ausführlicher  Yermögensnachwelsnog« 

und  Inventarien,  auch  von  der  Bibliothek.     Eine  Verfügung  hierauf  erfolgt 

nicht  mehr. 


Dec.  13         887.    Immediat-Bericht  des  Staats-Ministers  v.  Thulemeier.    Berln 

1805  December  13. 

R.  64.  Lingen.  Ecdes.    Abschrift. 

Beantragt^  den  kcUholischen  Einwohnern  von  WeUrup  in  Lingen  den  Oebrauek  der 
protestantischen  Kapelle  und  die  Haltung  eines  Geistlichen  xu  gestaäenA) 

»Zum  Elirchspiel  Lengerich   im  Lingenschen   gehört    die  ans  Unt^ 
katholischen  Einsassen  bestehende  Dorfschaft  Wettrup,  deren  Zahl  sidi  sof 
500  Seelen  beläuft.    In  ihrer  Mitte  liegt  eine  Kapelle,  in  welcher  jetzt  seit 
der  Religions-Veränderung  der  vormaligen  Landes-Herrschaft  kein  Gotfcj- 
dienst  gehalten  wird;  gleichwol  ziehet  die  reformirte  geistliche  Kasse  die 
Revenuen  der  Kapelle.     Die  katholische  Gemeine  Wettrup   wünscht  die» 
Kapelle  zu  ihrer  sonn-  und  fest-täglichen  Andacht  benutzen  zu  dürfen  und 
ist  bereit,  sich  einen  eigenen  Geistlichen  zu  halten.     8ie  will  feiner  dea 
katholischen   und  protestantischen  Prediger  zu  Lengerich   die  jnra  BtoUe 
nach  wie  vor  entrichten,  auch  zum  Unterhalt  der  dasigen  Pfarrgebände  nnd 
zu  den  übrigen  Pfarrlasten  concurriren.    Beide  Geistlichen  haben  im  Gasiei 
nichts  dagegen,   wenn  nämlich  ausser  der  Erfüllung  einiger  anderer  Be- 
dingungen die  Revenuen    der  Kapelle  nach  wie   vor  verbleiben  und  das 
Gebäude  von  den  Wettruppem  in  gutem  Stande  erhalten   wird.    Eb  Uid^ 
also  nur  noch  auf  die  Frage  an,  ob  die  im  Jahre  1717  erfolgte  Einfl<*i*"' 
kung  der  Katholiken  auf  den  Gottesdienst  in   ihren  Privathäusem  bdxn- 
behalten  räthlich  wäre.    Das  reformirte  Eärchen-Direktorium  verwendet  fich 
selbst  für  die  Katholiken  und  E.  K.  M.  haben  .  .  .  mehrmals  zu  erklflreD 


1)  Cfr.  No.  889. 
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geruhet,  dass,   wenn  in  einem  Dorf  in  Sohlesien  eine  latherisohe  Kirohe,  n^^q 
aber  keine  Wirthe  dieser  Religions-Parthey,  sondern  nur  katholisohe  vor- 
handen wftren,  Höchstdieselben  letztem  den  Gebrauch  der  Kirche  zu  be- 
willigen keinen  Anstand  finden  würden.     Bey  solchen  Umständen  darf  ich 
. .  .  anfragen : 

ob  E.  K.  M.  den  Katholiken  zu  Wettrup  den  Gebrauch  der  dasigen 
reformirten  Kapelle  mit  der  Befugniss,  durch  einen  Geistlichen  darin 
Gottesdienst  halten  zu  lassen, ...  zu  bewUligen  geruhen  zu  wollen.«  . . . 

Der  Antrag  wird  durch  Cabinets-Ordre,  Berlin  1805  December  19,  Dec  91 
>imbedenk]ich€  bewilligt     Am  12.  Mai  1806  bestätigt  Thnlemeier  das  hier- 
fiber  mit  der  Gemeinde  geschlossene  »Abkommen«. 


Gabinets-Schreiben    an    den  Bischof  von  Breslau   s.  unter   dem  Dec.  21 
8.  December  1805,  No.  885. 

888.    Rescript  des  SUdpreussischen  Departements  an  die  Kammer  Dec.  24 

in  Posen.    Berlin  1805  December  24. 

6«B.-I>ir6ktoriniii  SftdpreDMen.  LXXm.  17.  (Genanl-Vdrordniingeii.)    Absehrift,  gn.  Voss. 
Die  AnsteHungs'Oebühren  der  höheren  katholischen  Oeütlichkeü  in  Südpreussen, 

>Bey  Besetzung  der  höheren  geistlichen  Stellen  in  Sfldpreussen  sind 
die  Anstellungsgebnhren  bisher  nicht  überall  richtig  angesezt  worden,  und 
diesB  hat  Uns  veranlasst,  darüber  mittelst  Rescripts  vom  5.  Aug.  d.  J.  auch 
von  Euch  nfthere  Anzeige  zu  erfordern.  Nachdem  Ihr  nun  solche  unterm 
19.  Bept.  d.  J.  gegeben  und  unterm  29.  Octbr.  veryollständiget  habt,  so 
lassen  Wir  Euch  hiermit  eröffnen,  dass  das  Reskript  vom  20.  Januar  1794 
▼on  Euch  ganz  richtig  verstanden  und  in  Anwendung  gebracht  ist.  Nach 
diesem  müssen  nehmlich 

1.  die  Parochii)  oder  Pfarrer  und  Pröpste  bey  ihrer  Anstellung  das 
erste  Quartal  der  Einkünfte  der  ihnen  verliehenen  Pfründen  oder  Pfarren 
zun  Schulfonds; 

2.  Prälaten  und  Canonici,  welche  Pfründen,  nehmlich  andere  als  Pfarren 
haben  und  daraus  ihr  Einkommen  ziehen,  den  vierten  Theil  der  einjährigen 
Einkünfte  als  Chargengebühren; 

3.  Bischöfe  und  wirkliche  den  Stiftern  vorstehende  Prälaten  ebenfalls 

a)  den  vierten  Theil  der  Einkünfte  eines  Jahres  als  Chargenge- 
bühren und 

b)  noch  4  Prot,  einer  einjährigen  Revenue  in  Stelle  der  in  Schlesien 
zu  erlegenden  besondem  Ministerial-Gebühren  zum  Schulfonds  neben 
den  reglementsmässigen  Stempeln  und  geh.  Canzley-Qebühren  ent- 
richten. 

1)  Vorlage:  »Parochie«. 
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D^^^^  Wir  empfehlen  Euch,  hiernach  femer  genau  zu  verfahren^  besondeis 

aber  nicht  ausser  Acht  zu  lassen,  hey  der  gegenwärtigen  AnsetKiuig  des 
Fürst-Erzbischofs  von  Gnesen,  Gr.  von  Raczynski,  von  seiner  aas  Euerm 
Departement  fälligen  Kompetenz, 

des  Bischofs  von  Posen,  von  Malzewski  und 

des  Dompropstes  von  Wolicki  zu  Gnesen  die  verordneten  4  p.  c.  m 
Euerm  Schulfonds  einzuziehen.« 

Aehnliche  Rescripte  ergehen  unter  gleichem  Datum  an  die  Kaomiem 
in  Ealisch  und  in  Warschau. 

a.  a.  0.  

Dec.  30         889.  Staats-Minister  v.  Thulemeier  an  den  Staats-fNinister  v.  Massow. 

Berlin  1805  December  30. 

B.  64.  Lingen.  Eecleäl    Aosfeiügiiiig. 

Die  Verbesserung  der  Lctge  der  Katholiken  in  Lingen  ist  xm  tvünsehen,  hat  audi 
bereits  begonnen,  darf  aber  nicht  xur  Inioleranx  gegen  die  Protest€mt^i  fcerden,^) 

Beantwortet  eine  Anfrage  vom  11.  December  1805:  >Wa8  die  Sache 
an  sich  betrift,  so  wäre  es  auch  mein  Wunsch,  dass  die  Lage,  in  welche 
sich  besagte  Katholiken  der  dortigen  Verfassung  gemäss  befinden,  verbessert 
und  denselben  sowol  der  Gebrauch  der  leer  stehenden  Kapellen  als  auch 
die  Ansetznng  eigener  Schulhalter  verstattet  würde.  Es  ist  auch  schon 
neuerlich  den  Katholiken  zu  Wettrup^)  der  Gebrauch  der  dasigen  reformlrten 
Kapelle  und  die  Befugniss,  durch  einen  Geistlichen  ihrer  Confession  darin 
Gottesdienst  zu  halten,  bewilligt  worden.  .  .  .  Damit  jedoch  solche  Begflnsti- 
gungen  nicht  zur  Aufopferung  der  den  Reformirten  in  jener  Provinz  sdt 
dem  Jahre  1717  zustehenden  und  versicherten  Rechte  und  Vorteile  f^hre 
und  also  aus  einer  zeitigen  Toleranz  gegen  die  Katholiken  eine  offenbahre 
Intoleranz  gegen  die  Protestanten  erwachse,  so  würden  zugleich  Entschä- 
digungs-Mittel für  die  reformirten  Prediger  und  SchuUehrer  vorzuschlagen 
seyn,  nicht  nur,  wie  sie  ad  dies  vitae  der  jetzo  sich  in  officio  befinden- 
den Personen,  sondern  auch  pro  futuro  fOr  ihre  Nachfolger  zu  beschaffen 
seyn  dürften.  Unter  ähnlichen  von  des  Königs  Majestät  gebilligten  Be- 
dingungen würde  jene  Begünstigung  auf  mehrere  Kapellen  oder  andere  der- 
gleichen Gebäude  und  auf  die  Anlegung  eigener  Schulen  ausgedehnt  werden 
können.  Hierauf  ersuche  ich  E.  E.  ...  die  Münstersche  p.  Kammer  in 
dem  an  Sie  zu  entwerfenden  Auftrage  besonders  aufmerksam  zu  machen 
und  dem  gemäss  deren  nähere  Vorschläge  ...  zu  erfordern.«  .  .  . 

1806  ^AS  Rescript   an   die  Kammer   zu   Münster  erfolgt   demgemäss  am 

Jan.  16  15.  Januar  1806. 

a.  a.  0.  Concept,  gez.  Thulemeier  nnd  Massow. 


1)  Cfr.  No.  882.  2)  No.  887. 
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890.    Dompropst  v.  Malczewski,  General-Administrator  des  Erzbis-  ^^^^q 
thums  Gnesen,  an  den  Staats-Minister  v.  Voss.  Gnesen  1805  December  30. 

G«ii.-Dir8ktoriQm  Sftdpreassen.  LXZn.  282.  a.    Aluferiigung. 

Befürwortende  Antwort  (tufdie  Anfrctge  wegen  der  Oratifikation  des  Infulaten  v.  Zachor 
riasxewicxr.    Doch  ist  Lotciex  kein  Bisikum^  sondern  nwr  ein  Oeneral^OfßdcdatA) 

...  »Es  ist  keinem  Zweifel  unterworfen,  dass  der  p.  v.  Zaehariasze- 
wicz  zor  Verwaltung  der  geistlichen  Angelegenheiten  Kenntnisse  und  Fähig- 
keit besitzt  und  dass  er  in  arbeitsamer  und  kluger  Führung  der  Geschäfte 
beim  General-Konsistorio  zu  Lowicz  durch  einen  ansehnlichen  Zeitraum  nicht 
nur  seine  Geschicklichkeit,  sondern  auch  seinen  Eifer  fOr  das  allgemeine 
Beste  und  treue  Anhänglichkeit  zu  der  Staatlichen  Verfassung  bewiesen 
bat  —  Von  dieser  Seite  betrachtet,  hat  er  sowohl  den  gerechten  Ruhm 
der  Königl.  Kammer,  als  auch  E.  E.  hohe  Gnade  verdienet. 

Aber  ohne  allen  Grund  setzte  die  p.  Kammer  den  3.  Punkt  in  ihrem 
Berichte.  Das  Bisthum  Lowicz  existirte  niemals.  Es  war  nur  immer  dort 
und  ist  bis  heute  ein  general-Officialat,  dem  in  Gnesen  mit  Allem  gleich. 
Eine  besondere  Jurisdiktion  hatte  dasselbe  niemals,  sondern  erfüllte  die  ihm 
vom  Erzbischof  staute  sede,  und  vom  Administrator  sede  vacante  mitge- 
iheilte  Gerechtsame,  in  welchem  letztem  die  ganze  Gewalt  der  Archidiözes 
sich  concentrirt.  —  Der  während  der  Sedis- Vakanz  erwählte  general-Ad- 
ministrator  hat  zu  seiner  Hülfe  bei  jedem  general-Konsistorio  zur  Verwal- 
toiig  der  geistlichen  Geschäfte  einige  Personen,  die  Locum  tenentes  genannt 
sind;  einer  von  dieser  Zahl  ist  der  Herr  v.  Zachariaszewicz  bei  dem  Kon- 
sistorio  zu  Lowicz.  Die  so  genannten  Locum  tenentes  erlassen  alle  von 
Amtswegen  ausgehende  von  ihnen  unterzeichnete  Schriften  unter  dem  Titel 
iiod  Insiegel  des  Administrators  und  sind  verpflichtet  demselben  Berichte 
über  die  Konsistorial-Verhandlungen  monatlich  abzustatten. 

Der  Administrator  wird  von  Rechtswegen  pensionirt,  die  Locum  tenentes 
aber  waren  nie  bei  der  ehemaligen  Verfassung  salarirt;  jedoch  wurde  denen- 
aelben  die  Beförderung  uud  Versorgung  mit  besserem  Fond  für  ihre  fleissige 
ErföUung  der  Amtspflichten  vom  nachfolgenden  Erzbischof  zugestanden.  — 
Es  ist  ein  Versehen,  als  hätte  der  p.  v.  Zachariaszewicz  die  übrigen  Offi- 
cianten  des  Konsistoriums  besolden  sollen,  vielmehr  einem,  der  unter  seiner 
Hand  arbeitet,  Namens  Jurowski,  ist  eine  Pension  vom  Staat  angewiesen. 

Die  Widerlegung  des  3.  Punkts  widersagt  jedoch  dem  Lobe  nicht, 
welches  die  p.  Kammer  dem  p.  v.  Zachariaszewicz  zuerkennt,  viel  mehr 
^st  dieselbe  besonders  im  2.  Punkte  seinen  Kenntnissen,  ununterbrochener 
Arbeit  und  wahren  Verdiensten  völlige  Gerechtigkeit  widerfahren.  Von 
niemer  Seite  muss  ich  noch  zusetzen,  dass  der  p.  v.  Zachaiiaszewicz  durch 
^wlust  seiner  phisischen  Ki'äfte  im  öffentlichen  Dienste  grossen  Schaden 
^leahalb  leidet,  weil  seine  schwache  Gesundheit,  die  ihn  veranlasst  bei  seinem 

1)  Cfr.  No.  884. 
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D^^^^  Arzte  in  Warschau  beständig  zu  bleiben,  nicht  nur  ansehenliche  Auflgtba 
verursacht,  sondern  ihn  auch  von  einigen  vortheilhaften  nnd  mit  Beinei 
persönlichen  Besidenz  in  Lowicz  verbundenen  Emolnmenten  entblösset.« 

Eine  weitere  Verfügung  von  Voss  an  die  Warschauer  Kammer  wegen 
der  Oratifikation  liegt  nicht  vor. 


Dec.  31  Bericht  von  Humboldt  s.  unter  dem  31.  December  1803,  No.  672. 


Ende  891.    Immediat-Vorstellung  des  Bischofs  von  Posen,  Graf  Ignati» 

(1®^^^  Raczynski.     s.  1.  s.  d.  (Ende  1805?)  i). 

B.  89.  32.  D.    Aasfertignng. 

Bittet,  die  Oeistlichkeit  statt  unter  die  Aufsieht  der  Kriegs-  und  Ihmainen^Kammer^ 

unter  die  der  Regierungen  xu  stellen. 

»Sire!  La  Chambre  de  Guerre  et  des  Domaines  a  d^fendu  au  Cierg« 
de  poursuivre  ses  droits  ou  repondre  en  justice,  de  quelqne  maniere  qie 
ce  seit,  sans  en  avoir  obtenu  pr^alablement  la  permission.  —  Sire,  le  s^ 
pour  Yotre  service  ainsi  que  l'intime  conviction  des  intentions  bienfaisuteB 
de  Y.  M.  pour  la  felicit^  de  Ses  sujets,  m'enhardissent  ä  Yous  suppüer, 
Sire,  au  nom  du  Clerg6  dont  Yous  m'avez  fait  chef, 
'qu'il  seit  soumis  en  tout  ä  la  B^gence'. 

Sire!  Le  Glerg^  de  Yos  provinces  Yous  adore  et  il  ne  demandepov 
prix  de  son  inviolable  attachement  pour  Yotre  personne  Sacr6e  que  ce  mdI 
bienfait,  qu'il  ose  esperer  de  la  Clemence  de  Y.  M.« 


Jan.  13         892.  Bericht  des  Glogauischen  Ober-Konsistoriums  an  das  Geistlieke 

Departement.     Giogau  1806  Januar  13. 

B.  46.  B.  165.  a.    Ansfertigtug. 

»Fragt  über  einen  Fall  (in  Huschten  im  Schwiebuser  Kreise)  betreffend  die  suspeur 
dirte  Einräumung  eatholischer  Kirchen  an  protestantische  Gemeinden  . . .  an.*-; 

»E.  K.  M.  haben  mittelst  der  uns  per  Bescriptum  .  .  .  vom  29.  Novbr. 

'  a.  p.  ...  communicirten  Cabinets-Ordre  vom  22.  Octobr.*)  a.  ejusd.  «n  ^ 

fehlen  geruhet: 

dass  vor  der  Hand    alle    eingeleitete    Untersuchungen   wegen  Eis- 

räumung  vormals  eatholischer  Kirchen  an  protestantische  GemeindeD 

in  hiesiger  Provinz  suspendirt  werden  sollen, 

dem  zufolge  wir  auch  diese  Suspension  in  allen  bey  uns  currenten  Fällen 

solcher  Art  verfQget  haben. 

Es  entstehet  aber  die  Frage: 


1)  Die  Eingabe  trägt  kein  Präsentat,  auch  sonst  keine  Bemerkung  d^^ 
Cabinets-Begistratur;   eine  Besolntlon  hierauf  liegt  nicht  vor. 

2)  Cfr.  No.  893,  3)  No.  876. 
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ob  solche  auch  dann  stattfinden  solle,  wenn  dergleichen  Untersuchung  j^^« 
nicht  blos  eingeleitet,  sondern  schon  beendiget,  auch  die  Einräumung 
oder  Uebergabe  bereits  yerwilliget  und  verfllget,  aber  von  der  er- 
nannten Gommission  noch  nicht  vollzogen  worden. 
Die  hiesige  Krieges-  und  Domamen-Cammer,  welche  sich  dartlber  mit 
ms  in  Gorrespondenz  gesetzt,  glaubet  nun,  dass,  wenn  auch  die  Worte  jener 
.  .  Cabinets- Ordre  nur  von  blos  eingeleiteten  Untersuchungen  reden,  doch 
1er  Sinn  und  die  Absicht  derselben  wohl  dahin  gehe: 

dass    überhaupt    alle   noch    unvollzogene  Abtretungen    catholischer 
Kirchen  an  Protestanten  aufgeschoben  werden  sollen. 
Dieserhalb  hat  sie  in  Gasu  speciali,  welcher  izt  zu  Muschten  Schwiebus- 
selten  Creisses  obwaltet,  ihrem  Concommissario,  dem  Landrathe  des  Creisses 
von  Sommerfeld,  aufgegeben, 

den  zur  Tradition  der  dasigen  seit  1758  geschlossenen  catholischen 
Kirche  an  die  protestantische  Gemeinde  anstehenden  Termin  einst- 
weilen wieder  aufzuheben, 
uns  aber  anheimgestellt,  eine  gleichmässige  Yerftlgung  an  unsem  Commis- 
aarimn,  den  Justitz-Kath  des  Creisses  von  Schkopp,  ergehen  zu  lassen. 

Da  wir  uns  jndess  zu  jener  extensiven  Erklärung  nicht  ftlr  ermächtigt 
halten,  so  nehmen  wir  Anlass,  E.  K.  M.  hierüber  um  huldreiche  Dedaration 
nnd  Belehrung  zu  bitten,  haben  indess  wegen  N&he  des  bemeldten  Termins 
nnaerm  Commissario  vorläufig  auch  gesagt,  dass  er  solchen,  weil  er  ohne- 
dies fOr  sich  allein  darinn  nicht  operiren  kann,  bis  auf  weitere  Anweisung 
sistiren  möge.« 

Bescript  an  die  Kammer  zu  Münster  s.  unter  dem  30.  Dezember  1805,  Jan.  15 
No.  889. 


893.    Staats-fNinister  v.  Massow  an  den  Staats-fNinister  Graf  Hoym.  Jan.  21 

Berlin  1806  Januar  21. 

R.  46.  B.  165.  a.    Concept,  gM.  Massow. 

Die  Muaektensehe  Kirchenangdegenheü  sei  gimxUch  beendet  tmd  könne  daher  unier 
die  Suspension  derartiger  Untersuchtmgen  nicht  faüenA) 

.  .  .  »Oeruhen  E.  E.,  dass  ich  Denenselben  meine  Meinung  deshalb  er- 
ö&en  darf.     In  der  .  .  .  Kabinets-Ordre  an  E.  E.^)  heisst  es  ausdrücklich: 
'wohl  aber  will  ich  Euch  autorisiren,  alle  deswegen  eingeleitete  Unter- 
suchungen, welche  noch  nicht  beendigt  sind,  bis  dahin,  dass  der  jezt 
bedrohte  Friedenszustand  meiner  Staaten  wieder  befestiget  seyn  wird, 
zu  suspendiren.' 
Da  nun  nach  Anzeige  des  Glogauschen  Gonsistorii  die  Muschtensche 
Sache  gänzlich  beendiget  ist  und  nur  auf  Tradition  beruhet,  so  kann  meines 


l;  Cfr.  No.  892,  919  und  936.  2)  Vom  22.  Oktober  1806,  No.  876. 
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1806  Srnehtens  die  Suspension  daranf  nicht  extendirt  werden,  wie  denn  auch  m 
der  Baohwitzer^)  Schalhaas -Angelegenheit  den  Katholiken  das  BchnllMM 
vor  karzem  erst  eingeräamet  ist,  ohne  aaf  die  Suspension  Rfleksicfat  n 
nehmen.  £.  E.  bitte  ich  daher,  mir  Dero  gefällige  Meinnng,  so  wie  die  ik 
erlassende  Verfügung  an  die  Ologausche  Kammer  zugehen  zu  lassen,  c 

Febr.  21  Hoym  erklärt  sich,  d.  d.  Breslau  1806  Februar  21,  hiermit  rairer- 

standen,  und  bescheidet  unter  dem  gleichen  Datum  die  Glogauische 
demgemäss. 

A.  a.  0.  Ansfertigiuig  nnd  Absehrift. 


Febr.  3         894.  Staats-Minister  Frhr.  v.  d.  Reck  an  das  WeaifSlische  DepartMienL 

Berlin  1806  Februar  3. 

R.  34.  69.    Conoept,  gex.  Reck;   Anweiiniif  von  Bsnmer. 

Die  Beschränkung  kcUkolischer  Festtage  ist  nur  durch  Verhandhmgen  in  Rom>  tmi 
mit  Zustimmung  der  geistliehen  Behörde  durchxufiihrenXj 

»Auf  .  .  .  [das]  Schreiben  vom  17.  v.  M.  in  Betreff  der  aufs  neue 
verbietenden  Feier  der  abgeschafften  Römisch- Catholischen  Festtage  im 
Münster  und  Paderbornschen  erwidere  ich  .  .  .,  dass  ich  in  Ansehung  des 
heilsamen  Zwecks  einer  zu  bewirkenden  besseren  Beobachtung  der  sdioB 
in  vorigen  Zeiten  ^j  geschehenen  Beschränkung  der  Feiertage  E.  E.  .  . . 
Meinung  zwar  völlig  beistimme. 

In  Ansehung  der  Wahl  der  Mittel  aber,   die  zu  diesem  Zweck  f^Üaen 
sollen,  kann  ich  in  der  doppelten  Hinsicht: 

1.  der  richtigen  Grundsätze  in  dieser  Materie  und  der  ehemaligen  steten 
Anwendung  derselben  in  den  alten  Provinzen  der  Preussisdi^ 
Monarchie ; 

2.  der  in  den  Entschädigungs- Landen  zu  nehmenden  Rflcksichten  auf 
Zeit,  Umstände  und  Localitaet, 

den  in  Antrag  gebrachten  Maassregeln  nicht  beipflichten. 

Füi'  catholische  Glaubens -Genossen  Liturgica  positiv  zu  verordnen, 
gehet  ex  Jure  circa  Sacra  nicht  an.  Allerdings  fliesset  aus  diesem  Jure  das 
Recht,  das  dem  Staat  schädliche  aus  der  Liturgie  zu  verbannen,  wohin  auch 
die  übergrosse  Zahl  der  Festtage  gehört.  Die  Abstellung  aber  ist  in  den 
alten  Provinzen  durch  Negociation  beim  päpstlichen  Stuhl  eingeleitet  und 
von  der  geistlichen  Behörde  unter  Authorisation  der  weltlichen  bekannt 
gemacht  worden. 

Dieser  Weg  ist  auch  im  vorliegenden  Falle  räthlich. 

Am   wenigsten  würde   es   rathsam   oder   auch  nur  zulässig,  viehnelir 
höchst  bedenklich  seyn,  mit  positiven  Strafen  irgend  einer  Art  vorzuschreiten, 


1)  Bacbwitz,  Kr.  Namslau.  2)  Cfr.  No.  768. 

3)  Durch  Münstersche  Edikte  von  1771  und  1784. 
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rw^d  eben  so  bedenklich,    in   das  proponirte  litorgische  IMtail  aathoritate  p^^o 
i^MMilaii  einzogehen. 

Ich  finde  es  daher  weit  rathsamer,  dass  durch  die  Kammer  das  General- 
l^lcariat  zu  Münster  aufgefordert  werde,  seines  Orts  und  unter  Authorisation 
d  Zulassung  der  weltlichen  Behörde  eine  zweckmässige  liturgische,   mit 

ehemaligen  Abstellung  der  zu  vielen  Festtage  übereinstimmende  Ein- 
ehtang  zu  treffen.  .  .  . 

Man  kann  in  diesen  neuen  Landen  nicht  auf  einmal  alles  bezweckte 
Grute  zu  Stande  bringen  und  muss  besonders  in  dieser  Materie  von  der 
kUnitigen  Dioecesan- Einrichtung  und  vom  Zeitlaufe  selbst  sich  Gutes  ver- 
sprechen. 

Bei  dem  lebhaftesten  Wunsche,  zu  jeder  guten  Absicht  mitzuwirken, 
scheint  es  mir  doch  nach  dem  ganzen  Zusammenhange,  in  welchem  diese 
Katerie  mit  den  empfindlichsten  und  reizbarsten  Theilen  der  cathoiischen 
Glanhensmeinungen  ratione  ihres  Cultus  stehet,  nicht  möglich,  den  in  Antrag 
^brachten  Weg  einzuschreiten.«  .  .  . 

EQemach  wird  die  Kammer  zu  Münster  am  15.  Juli  1806  durch  das  Juli  26 
Hoheits-  und  Westfälische  Departement  dahin  beschieden,  nur  die  einzelnen 
Falle  von  Arbeits- Verweigerung  an  aufgehobenen  Feiertagen  gerichtlich  zu 
belangen,  eine  allgemeine  Verfügung  aber  zu  unterlassen. 


895.    Sbiats-fNinteter  v.  fNassow  an  das  WestfSlische  Departement.  Febr.  4 

Berlin  1806  Februar  4. 

R.  32.  116.    poncept^  gez.  Massow;  Anweisung  von  BudolphL 

Verpfliehtung  des  Staates,  die  durch  die  Kloster-Aupiebungen  erwcusksenen  Mehr- 
kosten für  die  Seelsorge  selbst  xu  tragen. 

.  .  .  Bei  der  Besetzung  der  beiden  katholischen  Domprediger-Stellen  zu 
Minden,  die  bisher  aus  dem  au%ehobenen  Kloster  Huysburg  besetzt  wurden: 
«kann  ich  nicht  umhin  zu  bemerken,  wie  es  mir  doch  sehr  hart  scheint, 
dass  das  dem  Dom-Gapitel,  welches  bei  der  Fortdauer  des  Klosters  [St. 
Mauritii  et  Simeonis  zu  Minden,  das  einen  Theil  der  Unterhaltung  trug,] 
die  onera  juris  patronatus  mit  geringem  Besoldungs-Aufwande  der  Frediger 
bestreiten  konnte,  durch  die  zuf^lige  Staats-Operation  der  Erlöster- Aufhebung 
leiden  und,  bei  den  mancherley  demselben  durch  die  Zeit-Umst&nde  auferlegten 
Lasten,  zur  hinreichenden  Besoldung  der  beiden  Prediger  so  ansehnlich  zu- 
schiessen  soll. 

Der  Staat  ist  hauptsächlich  Terpflichtet  dasjenige  herzugeben,  was  durch 
seine  Operation  bei  Aufhebung  des  Klosters  zur  gehörigen  Besoldung  der 
zur  cnra  animarum  erforderlichen  Geistlichen  nöthig  ist;  ich  halte  es  daher 
fOi  billig  und  recht,  dass  dieses  geschehe.«  .  .  . 

Oranier,  Prenssen  und  die  Icatli.  Eircho.    IX.  32 


n 
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A  ^  n  21  Angern  verweist  am  21.  April  1806  bis  zu  geseheliener  Aofhebuiig  ?ob 

St.  Maoritii  et  Simeonis  anf  die  Anghilfe  dorcli  Franziskaner  ans  Bielsfeü 


Febr.  5        896.  Staats-Minister  Frhr.  v.  Hardenberg  an  die  Staats-Minister  Gnf 
Hoyniy  V.  Voss,  Frhr.  v.  Schroetter  und  v.  Angern;   auch  an  Frhr.  v.  d.  Red 

mitgetheilt.     Berlin  1806  Februar  5. 

R.  IX.  Z.  litt.  Z.    Gonoept,  gaaelirieben  von  Bftomer,  ges.  Hardenbsrg. 

Lob  BumboldCs;  Nothwendigkeü  der  QekaUs-Brhöhung  für  ikn.^) 
...  »E.  E.  ist  es  bekannt,  mit  welchem  zweckmässigen  Dienstdfer  dar 
Königliche  residirende  Minister  Cammerherr  von  Humboldt  zu  Rom  die  Ge- 
schAfte  seines  Amtes  betreibt.  Er  und  sein  Voi^ftnger  haben  zuerst  dieMD 
Posten  einen  ausgebreiteteren  nützlichen  Wirkungskreis  verschafft  und  dmdi 
genaue  Befolgung  und  geschickte  Anwendung  der  ihnen  vom  Oabinetsmün- 
sterio,  in  Übereinstimmung  mit  den  inneren  Departements,  vorgeschriebeneB 
Grundsätze  zugleich  den  Königlichen  Majestäts-  und  Hoheits-Beehten  cim 
Sacra  nichts  vei^eben  und  die  gute  Harmonie  mit  dem  römischen  Hofe  auf- 
recht erhalten.  Die  Erreichung  dieses  heilsamen  Zweckes  ist  von  beiden, 
dem  V.  Humboldt  und  seinem  Vorgänger,  und  jetzo  ganz  vorzUglich  von  den 
V.  Humboldt  dadurch  bewirkt  worden,  dass  sie  mcbt  mehr,  wie  wohl  toiMd 
von  ihrem  Vorgänger,  dem  Ciofani,  geschehen,  von  den  Bischöfen  und  snden 
Geistlichen  allerhand  Douceurs,  Honorarien,  Emolumente  p.  angenommen 
haben.  Dieses  haben  der  ühden  und  der  v.  Humboldt  mit  Recht  als  miter 
ihrer  Wtlrde  und  ihrer  Pflicht  zuwiderlaufend  betrachtet.  Sie  sind  demnaeii 
im  vollen  Sinne  des  Wortes  Diener  des  Kömgs  und  des  Staates  und  nidik 
Agenten  der  Bischöfe.  Wenn  sie  nun  ihrem  Posten  durch  diese  pffieht- 
massige  Uneigenntttzigkeit  wirklich  Wflrde,  Selbstständigkeit  und  völlige  Un- 
abhängigkeit von  Privatinteresse  gegeben  haben,  so  ist  auch  nunmehr  der 
V.  Humboldt  desto  mehr  zu  der  Erwartung  berechtigt,  dass  der  Staat  da 
hinlänglich  remuneriren  werde.«  .  .  . 

Ueber  die  im  Folgenden  entwickelten  Mittel  fllr  die  Gehaltsverbessenog 
siehe  den  Immediat-Bericht  vom  8.  April  1806,  No.  905. 


Febr.  8  Schreiben  Goldbeck's  s.  unter  dem  26.  August  1806,  No.  862. 


1)  Cfr.  No.  906. 
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897.    Immediat- Bericht  der  Staats- Minieter  Frbm.  v.  d.  Reck  und  p^^^Q 

V.  Schroetter.     Berlin  1806  Februar  10. 

S.  89.  90.  J.  AiufertigQiig.  Goneept,  Anweuiug  Ton  Ulideii,  OeiL-Dinktorivm  Nenortpreussen. 
CXCVI.  2. 

Die  Besetwng  des  grieckisch-kaüwliaehen  Bisthuma  Suprad  mit  einem  grieehiech- 

oder  mit  einem  r'ömisehrkaiholisehen  Bewerber, 

>E.  K.  M.  habe  ich,  .  .  .  Schroetter,  das  am  21.  Jnny  v.  J.  erfolgte  Ab- 
leben des  Bischofs  des  griechisch-katholischen  Bisthmns  zu  Suprasl  in  Neu- 
Ostpreussen,  Nicolaus  v.  Duchnowski,i)  .  .  .  angezeigt. 

Zu  dem  hierdurch  erledigten  Bisthum  haben  sich  zwei  Mitbewerber  ge- 
DEieldet,  1.  der  Abt  des  Klosters  zu  Suprasl,  Leo  Jaworowski,  2.  der  gegen- 
wärtige Regent  des  bischöflichen  Seminarii  zu  Suprasl,  Ifichael  Danilowicz. 
Der  Erste  ist  in  der  römisch-katholischen  Kirche  geboren  und  erzogen, 
darauf  zur  griechisch-katholischen  übergetreten,  ein  Ordensgeistlicher  ohne 
TorzUgüches  Talent,  ohne  weitere  Kenntnisse  als  diejenigen,  welche  in 
seinem  Stande  gewöhnlich  sind,  dabey  ohne  Tadel  in  Ansehung  seines 
politischen  und  moralischen  Betragens. 

Der  Andere  ist  aus  der  griechisch-katholischen  Kirche,  zu  welcher  seine 
Vorfahren,  auch  seine  Eltern  sich  bekannten,  zur  römisch-katholischen  über- 
getreten, hat  gegen  20  Jahre  hindurch  der  öffentlichen  Erziehung  und  dem 
Unterrichte  der  Jugend  mit  unermüdetem  Fleisse  und  dem  glücklichsten  Er- 
folge als  Rector  des  Piaren-Instituts  zu  Lomza  vorgestanden,  ist  ein  Qeist- 
lieher  von  ausgezeichneten  Talenten,  von  untadelhafter  moralischer  Führung, 
dem  Willen  der  Regierung  jederzeit  ergeben,  besitzt  vorzügliche  Gelehrsam- 
keit, auch  alle  die  Sprachkenntnisse,  welche  zur  Führung  des  griechisch- 
katholischen bischöflichen  Amtes  erforderlich  sind. 

Da   nun  bey  der  grossen  Unwissenheit  und  Rohheit  der  griechisch- 
katholischen  Geistlichkeit  in  Süd-  und  Neu-Ostpreussen  sehr  zu  wünschen 
ist,  dass  ein  Mann  zu  ihrem  Aufseher  und  Führer  gewählt  werde,  der  durch 
eigene  Geistesbildung  mit  regem  Eifer  belebt  wird,  die  Rohheit  durch  Yer- 
breitnng  einer  angemessenen,  zweckmässigen  Kultur  zu  entfernen,  auch  der 
Umstand,  dass  der  Danilowicz   sich  jezt  zur  römisch-katholischen  Kirche 
hält,  kein  Bedenken  gegen  seine  Wahl  erregen  kann,  weil  der  Unterschied 
zwischen  dieser  und  der  griechisch-katholischen  Kirche  so  gering  ist,   dass 
man  keine  Eifersucht  zwischen  beiden  bemerkt,  selbst  die  Geistlichen  beider 
Kirchen  sich  in  ihren  Amtsverrichtongen  unterstüzzen,  der  verstorbene  Bischof 
V.  Duchnowski  auch  selbst  den  Danilowicz  sich  in  einer  Vorstellung  bey  der 
Kammer  zu  Bialystock  zu  seinem  Coadjutor  erbeten  hat,  ein  grosser  Theil 
des  griechisch-katholischen  Clerus  ihn  zum   Bischof  erhoben  wünscht  und 
die  deswegen  erforderliche  päpstliche  Dispensation  sehr  leicht  zu  erhalten 
sein   wird,    wodurch   und    durch    die  feyerliche  Weihe  völlig  jedes  noch 


1)  Cfr.  No.  687. 
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F^^o  ^^^^^®  Bedenken  bey  den  an  Gehorsam  gegen  ihre  Obern  gevohit«i 
Priestern  niedergeschlagen  werden  wird,  so  tragen  wir  .  .  .  dahin  an:  duB 
E.  E.  M.  das  erledigte  Bisthnm  Snprasl  dem  Ifichael  Danilowica  mit  dea 
damit  verknüpften  etatsmässigen  Qehalte  von  Vier  Tausend  Thaler  . .  .  a 
verleihen  geruhen,  dergestalt,  dass  nach  dem  Eingange  der  oberwSlmteB 
erforderlichen  päpstlichen  Dispensation,  welche  allem  Vermathen  naeh  vie 
in  ähnlichen  Fällen,  so  auch  hier,  nicht  verweigert  werden  dürfte,  dai 
Nominalions-Patent  fflr  ihn  ausgefertigt  und  zur  höchsten  Vollziehung  d&- 
gereicht,  auch  alsdann  ihm  das  etatsmässige  Gehalt  vom  1.  Jimins  d.  J.  ab 
ausgezahlt  werden  darf.« 

Febr.  17  Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme: 

»17.  Februar  1806. 
8.  M.  finden  es  doch  sonderbar,  dass  ein  Katholischer  ein  Oriechiseliei 
Bisthum  erhalten  soll,  und  wollen  daher  den  Ref.  auftragen,  einen  anderai 
qualificirten  Geistlichen  derselben  Religion  in  Vorschlag  zu  bringen.« 

März  8  Auch  auf  einen  zweiten  Immediat-Bericht,  vom  8.  März  1806,  der  den 

Unterschied  der  griechisch-unirten  und  griechisch-schismatisohen  Kirche  her- 

M&rz  18  vorhebt,   entscheidet  der  König  am  18.  März  für  Jaworowski.     Namentliei 

Uhden  war  seit  Juli  1805  aus  persönlicher  Kenntniss  für  Danüowics  m- 

getreten. 

Bereits  nach  Wislocki's  Tode^j  war  ein  Römisch-katholische  Be- 
werber fQr  Suprasl,  der  zum  griechischen  Ritus  erst  übertreten  wollte,  anf 
Einspruch  des  Officials  von  Suprasl  und  auf  Bedenken  von  Alvensleben, 
namentlich  wegen  der  dann  nöthigen  besonderen  Verhandlung  mit  Bm, 
nicht  angenommen  worden. 

1801  Oktober— 1802  März. 

Gen.-Dir6]cioriiim  Nsuottpreosien.  CXCVI.  2. 


Febr.  10        898.  Immediat-Vorstellung  des  Ignatius  v.  Kozietulski,  des  Stanis/M 
V.  Lipski  und  des  Kanonikus  Josepbus  v.  Januszkiewiez.    Stropieszyn  bei 

Kaiisch  1806  Februar  10. 

B.  89.  32.  D.    Aosfertignng. 

Bia  »ur  Befriedigung  der  Gläubiger  des  wrstorbenen  Bischofs  von  Kuja^ien  w» 
PomereUefiy  Graf  Byhinski,  möge  die  Neubesetzung  des  Bisthums  aufgeschoben  wr^ 

»E.  K.  M.  wird  bereits  bekannt  geworden  sein,  dass  der  biBherige 
Bischof  von  Coiavien  und  PomoreUen  (!)  Joseph  v.  Rybinski  am  4ten  Janntf 
dieses  Jahres  mit  Tode  abgegangen. 

Beim  Antritt  dieser  Bisthümer  hat  er  seinem  Vorgänger,  dem  Iftng^ 
verstorbenen  Primas  und  Erz-Bischof  v.  Ostrowski,  sowohl  für  die  in 


1)  Cfr.  No.  687,  Anm.  1. 
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bisehöffichen   Gfltern  znrflckgelassenen  Inventarien-Stttke,  als  auch  für  das  p^^^^f^ 
Ammeablement   des  Bischöflichen  Pallais  zu  Wolbors,^)  unter  Approbation 
des  Staats  und  der  päpstlichen  Eanzelley,  eine  Somme  von  20000  Dnkaten 
bezahlen  müssen;   diese  hatte  er  indessen  nicht,  weil  er  vom  Hanse  ans 
IQ  arm  gewesen,  er  mnsste  sie  also,  wo  er  konnte,  anfborgen. 

Nicht  gennng  aber,  er  hat  anch  so  gar  das  znr  Anschaffung  des  Bischöf- 
üehen  Apparats  und  Bestreitung  der  Nominations-  und  Consecrations-Eosten 
erforderliche,  sehr  beträchtliche  Geld,  wo  er  nur  konnte,  aufleihen  müssen, 
Bnd  daher  kam  es  denn,  dass  er  gleich  beim  Antritt  des  Bisthums  in  eine 
enonne  Schulden-Last  verwickelt  wurde,  die  ftlr  ihn  um  so  drückender  war, 
rIb  er  durch  einige  ihm  zugestossenen  Unglücks-Fälle  so  gar  die  Zinsen 
davon  aus  seinen  Einkünften  zu  bezahlen  mehrere  Jahre  hindurch  behindert 
OBd  daher  zu  deren  Bezahlung  neue  Capitals-Schulden  zu  machen  genöthiget 
wurde,  wodurch  seine  ursprünglich  grossen  Schulden  noch  mehr  vergrössert 
wurden.  In  dieser  Lage  ergrif  er  das  äusserste,  suchte  bei  E.  K.  M  ver- 
ordneten Regierung  zu  Warschau,  unter  deren  Gerichtsbarkeit  er  wohnte, 
un  Jahre  1800  das  Beneficium  Cessionis  Bonorum  et  Competentiae  nach, 
wozu  er  auch  zugelassen  wurde.  Auf  diesem  Wege  wurden  jährlich  von 
Beiner  Competenz  zur  Distribution  an  die  Gläubiger  von  1801  an  14700  Rthlr. 
xurflek  behalten;  seine  Schulden  betrugen  aber  im  Jahre  1800  an  Capital 
184200  Rthr.  und  an  verlegenen  Zinsen  33000,  so  dass  durch  die  jähr- 
liche Distribution  jener  14  700  Rthlr.  seine  Gläubiger  nur  eine  sehr  geringe 
AbftchlagB-Zahlung  auf  ihre  Capitalien  erhalten  haben  und  ihnen,  nach  dem 
jezt  der  Schuldner  und  mit  ihm  seine  Competenz  gestorben,  nichts  weiter 
^^rig  bleibt,  als  E.  E.  M.  .  .  .  Gnade  und  Barmherzigkeit  anzuflehen  und . . . 
M  bitten: 

dass  Allerhöchst  dieselben  geruhen  mögen,   die  Verleihung  des  Bis- 
thums Gaiavien  (!}  und  Pomorellen   annoch  aufzuschieben   und  die 
Competenz    dieser   Bisthümer   zur  Befriedigung    der  Gläubiger    des 
^.  Rybinski,  so  lange  bis  sie  ganz  befriedigt  werden,  verwenden  zu 
lassen. 
Geruhen  E.  E.  M.  diese  unsere  .  .  .  Bitte  zu  erhören  und  uns,  so  wie 
mehrere  unserer  Mitgläubiger,  die  ihr  ganzes  Vermögen  dem  Schuldner  an- 
vertraut, vom  gänzlichen  Verfall  zu  retten  und  die  deshalbige  .  .  .  Resolution 
i^ach  Stropieszyn  bei  Kaiisch  an  den  Mitunterschiiebenen  Ignatz  v.  Eozietulski  p. 
Posen  und  StawiszyU;  ergehen  zu  lassen.« 

ßand-Verfügung,  geschrieben  von  Bejme:  Febr.  28 

»28.  Februar  1806. 
Abzuschlagen,  da  dem  Verschulden  der  Bisthümer  endlich  Grentzen  gesezt 
werden  müssen.« 

^)  Städtehen  in  der  Woywodschaft  Sieradz. 
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1^9R         Hiernach  Cabinets-Ordre  an  Eosietokki,  Berlin  1806  Februar  88. 

B.  89.    ]fi]iftt«n  dM  Oaliiiiots. 


Febr.  28 


Febr.  14        899.  Cabinets-Ordre  an  die  Staats-Minister  Frlirn.  v.d.  Rede,  v.  Hasifv 
und  V.  Angern.    Berlin  1806  Febraar  14. 

B.  33.  93.    Aoflfertigniig. 

Die  von  der  Halberstädter  Kammer  beaimehtigie  landsiändische  Vertretung  ßr  dii 

aufgehobenen  Kloster  soü  unterbleiben. 

»Ich  habe  ans  Eaerm  Berichte  vom  10.  d.  M.  ersehen,  daas  die  Land- 
Stände  des  Fürstenthams  Halberstadt  gegen  die  von  der  dortigen  Erieg«- 
and  Domainen-Eammer,  vermöge  des  den  aufgehobenen  und  in  EOnigüdiei 
Domainen  verwandelten  Elöstem  HuTsbnrg,  Hamersleben  und  St.  Joham 
zugestandenen  Landschaftsrechts,  beabsichtigte  künftige  Bejwobnung  der 
landstftndischen  Versamlungen  und  Theilnahme  an  deren  Deliberationeai 
durch  ein  Mitglied  ihres  Collegii,  Vorstellung^)  gemacht  und  gebeten  hsbea, 
es  bey  der  bisherigen  landständischen  Verfassung  flberall  zu  belassen,  nod 
da  Ich  es  für  unbedenklich  halte,  dem  Wunsche  der  Landstftjide  hienmter 
zu  willfahren,  so  will  Ich,  dass  in  Rflksicht  der  genannten  säouUiifiite» 
Elöster  der  Landsherr  nicht  als  Landstand  auftreten,  sondern  solches  an- 
getragenermassen  unterbleiben  soll,  und  authorisire  Euch  daher  dem  gemltf 
zur  weiteren  Verfügung.« 

Febr.  17          Cabinets-Ordre  an  Reck  und  Schroetter  s.  unter  dem  10.  Februar  1806^ 
No.  897.  

Febr.  20        900.    immediat-Bericht  der  Staats-Üinister  Frhr.  v.  d.  Reck,  Frhr. 
V.  Schroetter  und  v.  Massow.    Berlin  1806  Februar  20. 

B.  89.  31  B.    Aosfertigung. 

Zur  Unterstütxung  des  barmherxdgen  Schwestern-Klosters  %u  Kulm  soUe  das  FrtoMi- 

kaner-KJoster  dasdbst  aufgehoben  werden, 

»E.  E.  M.  haben  in  der  an  mich,  .  .  .  Schrötter,  unterm  16.  Febraar 
vorigen  Jahres  erlassenen  .  .  .  Cabinets-Ordre  zu  genehmigen  geruhet,  dass 
zur  bessern  Unterstützung  des  für  das  gemeine  Wesen  wohltiiätigen  und 
nützlichen,  der  Hülfe  höchst  bedürftigen  Barmherzigen  Schwestem-Inatitots 
zu  Culm  in  Westpreussen  ein  oder  zwey  andere  in  dortiger  Provini  nocb 
vorhandene,  mit  beträchtlichen  Grundstücken  oder  einer  bedeutenden  Comp- 
tenz  versehene  Elöster  aufgehoben  und  deren  Fonds  zur  Verbesserung  des 
Elosters  der  Barmherzigen  Schwestern  verwandt  werden  könnten. 

Von  allen  Westpreussischen  Elöstem  scheint  sich,  nach  geschehener 
Untersuchung,  das  Franziskaner-Eloster  zu  Cuhn  zur  Aufhebung  vorzflgliei  ^ 
qualificiren.    Dasselbe  ist  nicht  nur  mit  geräumigen,  zum  Theil  massiven  Ge- 

1)  Diese  Vorstellung  datirt  vom  11.  November  1805. 
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bAnden  versehen,  die  nach  erfol^r  Aafhebimg  dem  Barmherzigen  Schwestern-  p^u^q 
loBÜtat  desselben  Orts,   das  nnr  ein  beschränktes  Locale  hat,  znr  Erweite- 
rang  seiner    wohlthfttigen  Kranken-  und  Mädchen-Erziehnngs-Anstalten  an- 
gewiesen  werden  könnten.     Es  besitzt  dasselbe  hiemftchst  auch,   theiis  an 
Gnmdsttteken,  theiis  an  Kapitalien,  einVermdgen  von  ohngefthr40000Thalem, 
dessen  Ertrag    also  dem  Barmherzigen  Schwestern- Kloster  die  bedentende 
Mehr-Einnahme  von  2000  Thalem,  ohne  weitere  Belästigung  E.  K.  M.  öffent- 
lichen Fonds,  gewähren  wflrde.     Das  Franziskaner-Kloster  besteht  nur  aus 
11  eigentlichen  Geistlichen,  die  sehr  fttglich  in  andere  Westprenssische  Klöster 
derselben  Ordens-Regel  versetzt  werden  können  und  die  sich,  nach  den  Ge- 
setzen ihres  Ordens,   schon  ohnehin  eine  periodische  Versetzung  aus  einem 
Kloster  in   das   andere  gefallen  lassen  müssen.     Die  Franziskaner  gehören 
llberdies    zn   den  Bettel-Orden,    und  es  ist  also  in  anderer  Rücksicht  ein 
Qewinn  mehr  fOr  den  Staat,  wenn  die  Zahl  dieser  Kongregationen  von  Bettel- 
mönchen nm    eine  vermindert  wird.     Eine  nachtheilige  Sensation  lässt  sich 
von  der  Aufhebung  dieses  Klosters  durchaus  nicht  erwarten,   da  die  Er- 
fahrung bei  vielen  anderen  Kloster-Aufhebungen  nun  schon  genugsam  gelehrt 
hat,  dass  der  gemeine  Mann  in  West-  und  Neu-Ostpreussen  durchaus  keine 
Yoitiebe  für  die  Klöster  äussert  und  sich  vielmehr  an  die  Meinung  des  Welt- 
Geistlichen  Cleri  anschUesst,  der  Klöster-Gorporationen  für  entbehrlich  und 
gemeinschädlich  anerkennt. 

In  der  Stadt  Cuhn  existirt  überdies  noch  ein  Dominikaner-,  ein  Bene- 
^ktiner-  und  ein  Missionarien-Kloster;  fdr  den  Religions-Cultus  und  für  die 
Seelsorge  der  katholischen  Bewohner  der  Stadt  und  umliegenden  Gegend 
18t  also  durch  die  in  diesen  Klöstern  vorhandenen  und  bei  der  Pfarrkirche 
gestellten  Geistlichen  hinlänglich  gesorgt,  und  wenn  die  Franziskaner- 
Kloster-Kirche  vorläufig  noch  als  solche  beibehalten  und  der  Gottesdienst 
in  derselben  nach  der  Anordnung  des  Bischofs  der  Diöces  durch  andere 
OeiBÜiche  versehen  wird,  so  dürfte  jeder  Anlass  zu  einer  etwanigen  Sensation, 
die  aus  der  Verwendung  der  Kirche  zu  andern  Zwecken  entstehen  könnte, 
vermieden  werden. 

Die  jetzigen  Mitglieder  des  Convents,  die  nach  der  Ordens-Verfassung 
alle  drey  Jahre  gewechselt  werden  müssen,  haben  sowohl  deshalb,  als  weil 
Kie  als  Bettelmönche  nichts  eigenes  besitzen  dürfen^  kein  Recht,  nach  er- 
folgter Aufhebung  des  qu.  Klosters  eine  Competenz  aus  dem  Kloster- Ver- 
o^^gen  zu  verlangen.  Um  sie  indessen  möglichst  zufrieden  zu  stellen,  dürfte 
oaeh  Billigkeit  denjenigen,  die  noch  nicht  volle  drey  Jahre  im  Konvent  sind, 
^is  zmn  Ablauf  derselben  eine  massige  Unterstützung  von  etwa  30  bis 
50  Thalem  jährlich  för  jeden  zu  bewilligen  seyn. 

Zu  dem  Vermögen  des  Franziskaner-Convents  gehört,  ausser  einigen 
deinen  Grundstücken,  ein  mit  Bauern  besetztes  adeliches  Guth  Swierkoczin 
W  Oraudenz.  Die  Erfahrung  zeigt  zur  Genüge,  dass  eine  Administration 
^OQ  Gmndstücken   durch  Geistliche  Corporationen  der  Landes-Gultur  eben 
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FebraO  ^'^^^  ™'^  Vortheil  gereicht.     Wenn  dahero  auch  das  ganze  Vermögen  te  i 
Franziskaner- Klosters  dem  Bannherzigen  Schwestern -Insütote  zngewendflk  j 
werden   sollte,   so  wfirde  sich  das  letztere  doch,   nach  nnserm  unTOigrei^ 
liehen  Daftirhalten,  gefallen  lassen  mflssen,  dass  dieses  Gnth  nnd  die  übrig«  | 
kleinen  Qmndstücke  nach  Befinden  auf  Erbpacht  aosgethan  oder  sonst  tif 
eine  fttr  das  Kloster  vortheilhafte  Art  verftnssert  werden.  > 

E.  K.  M.  stellen  wir  daher  EhrfnrchtsvoU  anheim: 

ob  Allerhöchstdieselben  zn  genehmigen  gemhen  wollen,  dass  dis 
Franziskaner-EIoster  zn  Onlm  angehoben  und  das  Yermdgea  des- 
selben dem  Barmherzigen  Schwestem-Insütute  zn  Gulni  zur  Erweite- 
rung und  Verbesserung  seiner  Kranken-  und  Yerpfl^nngs-Anststtei 
mit  der  Maassgabe  zugewandt  werde: 

1.  dass  denjenigen  Franziskaner-Ordens-Geistlichen,  die  noeh  nickk 
volle  drey  Jahre  in  dem  Gonvent  gewesen  sind,  bis  zum  Ablaof 
derselben  eine  massige  Unterstatzung  von  etwa  30  bis  60  Thsleni 
jährlich  zu  Theil  werde,  und 

2.  dass  sich  der  Oonvent  der  Barmherzigen  Schwestern  die  nihere 
Dispositionen  der  Behörden  über  die  kflnftige  Bewirthschafhaga- 
Art  dieses  Vermögens  und  Aber  die  Verftusserung  der  Gmndstfleke 
ohne  Widerrede  gefallen  lassen  mllsse.« 

Febr.  26  Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme: 

»25.  Februar  1806. 
Approbirt.« 

Die  diesen  Immediat-Bericht  begleitenden  Korrespondenzen  der  Minister 
unter  einander  in  R.  7.  B.  24. 


Febr.  20        901.    Berieht  der  Kleve -M&rkischen  Kammer  (an  das   Geisflidie 

Departement),     Hamm  1806  Februar  20. 

GeB.-Direktorinm  Gn&dhaft  Mark.  GGXIII.  16.    Abachrift. 

UfUersiütxtmg  für  den  katholischen  Pcuiar  Ooeckel  xu  ÄUena. 
.  .  .  Dem  Departement  ist  bekannt^):  »wie  aeusserst  schlecht  die  katho- 
lische Pfarre  zu  Altena  dotirt  ist^  indem  das  ganze  Einkommen  . . .  u» 
Ganzen  aus  118  Rthlr.  20  Sgr.  besteht,  wovon  besonders  an  einem  selir 
tiieuren  Fabriquen-Ort  wie  Altena  der  Seelsorger  unmöglich  leben  ksoo.« 
Der  Pastor  Schunk  hat  daher  »eine  anderweitige  Patronat-Pfarre  sBg^ 
nommen.  Wir  haben  uns  aUe  Mühe  gegeben,  diese  Stelle  wieder  mit  einem 
würdigen  Geistlichen  zu  besetzen,  nnd  haben  solchen  auch  in  der  Person 
des  jetzigen  Pastor  Gockel  gefunden ;  er  besitzt  das  Zutrauen  der  Gemeine^ 
wirkt  mit  glücklichem  Erfolge  auf  die  Moralität  der  Pfarr-Eingesessenen  and 


1]  Aus  einer  Vorstellung  des  Pastors  Schunk  vom  17.  August  1803. 
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Msitzt  daher  die  aUgemeine  Achtung;  allein  Mangel  eines,  wenn  auch  dflrf-  p  ^20 
Igen  Emkommens  werden  ihn  nnbedenklich  zwingen,  die  Pfarre  wieder  za 
^erlassen,  ...  da  er  jetzt  in  wirklichem  Sinne  Hanger  leidet.«  ...  Da  zu 
Ituenider  Verbeasening  keine  Mittel  da  sind,  wird  eine  augenblickliche 
Jnterstfltzung  von  100  Rthlr.  aus  »den  ansehnlichen  Beständen  der  geist- 
iehen  Sequestrations-Easse«  beantragt. 

Diese  Untersttttznng  wird  auf  Befürwortung  Massow's  von  dem  West-  März  27 
älischen  Departement  am  27.  März  1806  bewilligt. 

a.  a.  0.    Concopt,  ges.  Angern. 


Rescript  Hoym's  s.  unter  dem  21.  Januar  1806,  No.  893.  Febr.  21 

Schreiben  Thulemeier's  s.  unter  dem  26.  August  1805,  No.  862.      Febr.  23 

Cabinets-Ordre  an  Beck,  Schroetter,  Massow  s.  unter  dem  20. Februar  Febr.  26 
1806,  No.  900.  

Cabinets-Ordre  an  Eozietulski   s.    unter   dem    10.  Februar  1806,  Febr.  28 
Ko.  898. 


902.  0er  nominirte  Erzbischof  von  Gnesen,  Graf  Raczynski,  an  das  Mäiz  3 
Hoheits-Departement.    Oiazen  bei  Slupce  1806  Mürz  3. 

B.  7.  C.  25.  B.  B.    An«fertigiing. 

Wiederholt  seine  Bitte  um  Auswvrhmg  seiner  Konfirmation  in  RomA) 
»Als  es  E.  EL  M.  gefiel,  mich  im  Anfange  des  vorigen  Jahres  zum 
Pflrst-ErzbiBchof  zu  Gnesen  und  Bischof  zu  Warschau  zu  ernennen,  habe 
leh  mir  vorgenommen,  mich  der  Erfüllung  der  meiner  neuen  Wfirde  an- 
Uebenden  Pflichten  zu  unterziehen;  zu  diesem  Behuf  habe  ich  im  Monath 
Kaertz  bey  E.  K.  M.  in  Unterthänigkeit  vorgetragen: 

Allerhöchstdieselben  möchten  geruhen,  dem  Residenten  zu  Rom  auf- 
zugeben,  die  Administration  in  Spiritualibus   der  beyden  Dioecesen 
bey  dem  heiligen  Stuhle  nachzusuchen  und  zu  bewirken. 
Zu  diesem    meinem  .  .  .  Antrage    werde  ich  um  so  mehr  veranlasst, 
veU  ich  vorausgesehen  habe,  dass  meine  Confirmation  von  Seiten  des  hei- 
ligen Römischen  Stuhls,  der  mehrere  Solennitftten  vorangehen  müssen,  noth- 
wendig  verzögert  werden  dürfte. 

Unterm  3.  May  v.  J.  geruheten  E.  K.  M.  an  mich  zu  rescribiren,  dass 
aer  von  mir  in  Vorschlag  gebrachte  Auftrag  dem  Residenten  zu  Rom  wirk- 
Meh  gegeben  worden  ist;  da  ich  aber  seit  jener  Zeit  der  Ankunft  dieser  von 
^f  gewQnschten  Expedition  immer  entgegensehe,  und  in  Ermanglung  nöthiger 
Anthorisation   in   dem  mir  anvertrauten  Wirkungs-Creisse  noch  immer  in 

1)  Cfr.  No.  914. 
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j}?^n  Unthätigkeit  bleiben  mnss,  so  sehe  ich  mich  in  die  Nothwendigkeit  gtteti^ 
bey  E.  E.  M.  in  Unterthfinigkeit  einzokommen  und  daranf  anzutragen: 

Allerhöchstdieselben  möchten  gerohen,  den  Minister-BesideDtoi  m 
Rom  an  die  Erfflllnng  der  ihm  gegebenen  Allerhöchsten  Befohle . , . 
zu  erinnern.« 

März  19  Die  Antwort  des  Hoheits-Dejfartements  vom  19.  M&rz  1806 sagt 

dem  Bischöfe  zu,    dass   die  bereits  in  Rom  in  Anregung  gebrachte  Ange- 
legenheit »ganz  besonders  nrgirt«  werden  solle. 

a.  ft.  0.  Concept,  Ton  Banmer,  ges.  t.  d.  Reck. 


März  4         903.  Der  nominirte  Erzbischof  von  Gnesen,  Graf  Raczynski,  an  dii 
Staats-Minister  v.  Voss.    Cii|zen  bey  Slupce  1806  Mftrz  4. 

GeiL-Direktoriom  Sftdpreuasen.  LXXIL  282.  a.    Ausfartifung. 

Voraiellung  wegen  seiner  Emkünfte^  wegen  des  Widerspruchs  xwisehen  dem  K» 
firmations'Paiente  %md  der  thaisächliehen  AnweisungA] 

.  .  .  »Als  ich  im  vorigen  Jahi*e  mich  an  E.  E.  gewandt  habe,  nm  Hock' 
dieselben    auf   die   zu  meinem  Kachtheile  geschehene  Abzüge  von  meiicr 
Erz-Bischöflichen   and  Bischöflichen  Competenz   anfinerksam    zn    [maebei] 
und  um  E.  E.  hierüber  meine  Besorgnisse  mitzutheilen,    haben  mir  Hoelr 
dieselben  zur  Resolution  ertheilt,    dass  von  den  einmal  getroffenen  Maß- 
regeln nicht  füglich  abzugehen  wäre.     Ich  bin  desfalls  bei  des  Königs  M. 
eingekommen,  allein  Höchst  Sie  gaben  mir  unterm  4.  Aprill  v.  J.^)  zun  Be- 
scheide, dass  Höchstdieselben  in  rttcksicht  meiner  Revenuen  mit  E.  E.  toft* 
kommen  einverstanden  wären,  und  gaben  mir  zu  verstehen,   dass  ich  miel 
umsomehr  bey  den  desfalls  genommenen  Beschlüssen  beruhigen  werde,  ab 
die   beschlossene   Abzüge   nicht   zum  Vortheil    des   Fisci,    allein  zur  V«- 
mehrung  des  Süd-Preussischen  Schul-Fonds  und  zur  Salarirung  der  Decaae^ 
angewandt   werden   würden.     Ich   musste   mich    nothwendig    bey  den  a* 
haltenen  Bescheiden    beruhigen,    besonders,   weil   ich   schon  ans  der  . .  • 
Gabinets-Ordre  entnommen  hatte,   dass  keine  andere  Abzüge  als  die  swej, 
nehmlich   zehn   tausend  Reichsthaler   für    das  Schul-Fonds    und  5826  wi 
Salarirung  der  Decane,  erfolgen  werden.     Diese  meine  Muthmassimg  wori^ 
aber  später  zur  vollkommenen  Oewisheit,  als  ich  in  den  Allerhöchst  3elbii 
vollzogenen  Oonfirmations-Patenten^)  von  des  Königs  Mig.  die  feyeriiohste 
Landesherrliche  Versicherung  erhalten,   dass  ich  alle  diejenige  I^utsoi)^ 
und  Revenuen,   die  zum  Erz-Bisthum  Gnesen  und  Bisthum  Warsohsa  g^ 
hören,    künftig  hin  zu  benutzen   haben  werde.     Ich  kann  mich  nichf  eo^' 
halten  E.  E.   aufrichtig  zu  gestehen,  dass  ich  bey  dieser  feyerliches  Zu- 
sicherung aller   und  sämmtlicher  Erz-Bischöflichen    und  Bischöfliches  W«^ 


1)  Cfr.  No.  807  nnd  916.  2)  Cfr.  No.  812.  3)  Cfr.  No.  Sld 

4)  No.  829. 
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dianer  Keveniieii,  die  doch   die   mir  von   £.  £.  anterm  19.  Mftrz  als  nur  J^ . 
l214dRthrL    15  Gr.  4  Pf.  betragen  sollende  totale  Competenz  so  ansehn- 
ieh  und  onwiedermflich  vergrössert  hat,  den  neuen  Beweis  Hochdero  gtttigen 
¥olilwoUens    nicht   verkannt   habe.     Zwar  wurde   diese  Gewisheit   später 
leschwftchty  als  ich  in  dem  .  .  .  Schreiben  E.  £.  vom  7.  Julius  v.  J.  gesehen 
abe,  dass  ich  nur  von  der  Posenschen  Kammer  943  Rthlr.  15  Gr.  4  Pf., 
m  der  Ealischer   8223  Rthlr.   18  Gr.   6  Pf.   und  von  der  Warschauer 
11776  Rthlr  5  Gr.   6  Pf.,  zusammen  30943  Rthlr.    15  Gr.  4  Pf.  zu  er- 
leben haben  werde.     Ich  habe  aber  zu  jener  Zeit  nicht  fOr  rathsam  ge- 
lalten,  E.  E.  üb^  den  Unterschied  zwischen  der  mir  .  .  .  mitgetheilten  Be- 
"odmung  und  zwischen  der  Bestimmung  und  Versicherung  der  Gonfirmations- 
Patente  aufmerksam  zu  machen,  weil  ich  gehoft  habe,  dass  das  dabey  vor- 
j^efallene  Versehen  später  berichtiget  seyn   wird,   um  so  mehr,   da  ich  in 
jener  Berechnung    keine  Erwähnung  der  mir    zukommenden   VS^estpreussi- 
lehen   Competenz,    des  Naturalzehnten    und    der  Erz-Bischöflichen  Forst- 
Gompetenz   gefunden   habe.     Dieser   Ursache  halber  habe  ich  keine  Aus- 
itollimgen    gegen    die    Salarirung  des  VS^arschauer  Administrators,    welche 
auf  125  Rthlr.   monathlich  fixirt  und  mehr  betragen  würde  als  die  angeb- 
liehe Bischöfliche  dortige  Competenz,  gemacht    Allein  da  ich  in  dem  .  .  . 
Schreiben   E.   E.    vom    19.  Februar  d.  J.    eine    neue   Berechnung   finde, 
Yorinn  nicht    nur    die   West-Preussische    Competenz,    sondern    auch    die 
Natnralzehnten    als    integrirende  Theile  meiner  Revenuen  angegeben  sind 
QiLd  dieselbe  nur  auf  30000  Rthlr.  bestimmt  seyn  sollen,    so  glaube  ich 
sowohl  meinel:    Pflicht,    als    auch    demjenigen    ungeheuchelten   Vertrauen, 
^elehes  ich  zu  E.  E.  Gerechtigkeit  hege,  gemAss  zu  seyn,  Hochdenenselben 
. . .  zn  bemerken,  dass  gesetzmässig  und  der  strengsten  Billigkeit  nach  zur 
Berechnung    meiner    sftmmtlichen    Erz-Bischöflichen    und    Bischöflich-War- 
Bchaner  Revenuen  blos  und   allein   die  Nominations-Patente  und  die  .  .  . 
Cabinets-Ordre   vom  4.  Aprill  v.  J.  zur  Grundlage  genommen  seyn  sollten. 
Wenn  nun  diese  .  .  .  Cabinets-Ordre,   die  ich  durch  das  später  erlassene 
Kominations-Patent  als  abgeändert  nicht  mit  unrecht  ansehen  konnte,   aus- 
^eklich  besagt,   dass  die  Verminderung  meiner  Revenuen  blos  zum  Behuf 
des  Sud-Preussischen  Schnlfonds    und  Salarirung    der   Decane   geschehen, 
venn  die  Nominations-Patente  mir  feyerlichst  den  Genuss  aller  und  sämmt- 
liohen  Revenuen,    die  meine  Vorgänger  auf  dem  Erz-Bisthum  und  Bisthum 
Warschau  genossen  haben,    gewährt  und    zusichert,    so   glaube   ich,    dass 
*^  E.  es  mir  ...  nicht  verargen  werden,  wenn  ich  Hochdieselben  bitte: 

die  Berechnung  meiner  Revenuen  und  aller  aus  verschiedenen  Kammern 
^  ansznzahlenden  Competenz-Geldern  nach  der  Höhe  der  von  meinen 
^OTgangem  genossenen  Nutzungen,  blos  nach  Abzug  der  respectiven 
10000  Rthlr.  von  der  Erz-Bischöflichen  Competenz  für  das  Süd-Preussische 
^^Tilfonds  und  5826  Rthlr.  von  der  Bischöflichen  Warschauer  Competenz 
*ör  SaUrirnng  der  Decane,  .  .  .  anfertigen  zu  lassen  und  wegen  der  Aus- 


^ 
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m/P^4  zahlnng  derselben  an  die  respective  Behörden  die  nöthige  Befehle  sn  erb^aaLl 
Zu  dieser  meiner  Bitte,  deren  Gerechtigkeit,  ohne  mich  duck  mdDw 
eigenen  Vortheil  verblenden  zu  lassen,  ganz  klar  sich  darstellt^  gUube  m 
um  so  mehr  berechtiget  zn  seyn,  als  einersdts  vor  Emanirung  meiner  Cmk 
firmations-Patente  und  der  .  .  .  Cabinets-Ordre  keine  andere  Abzfige  all 
die  zwey  oben  erwähnte  beschlossen  worden,  anderseits  ich  eine  neueVo^ 
mindenmg  meiner  Revenuen  nicht  verwirkt  habe  und  es  nie  glauben  noeb 
muthmassen  kann,  dass  des  Königs  Mig.  die  mir  vermittelst  der  Confr*' 
mations-Patente  zugesicherte  Gnade  zu  schmälern  f&r  gut  befanden  hittei. 
E.  E.  gerechte  Gesinnungen  sind  mir  aus  so  vieljfthriger  Er£ümn^. 
zur  Genttge  bekannt,  als  dass  ich  nicht  der  zuversichtlichen  Hofiinng  leb« 
sollte,  dass  Hochdieselben  sich  von  der  begrflndeten  Billigkeit  meiner  Biä% 
die  allen  meinen  Besorgnissen  zu  begegnen  zum  Zwecke  hat^  gtttigflt  it 
überzeugen  geruhen  werden.«  .  .  . 


März 8  Immediat-Bericht  von  Beck  und  Schroetter  s.  unter  dem  10.  FV' 

bruar  1806,  No.  897. 

März  18          Cabinets-Ordre  an  Reck  und  Schroetter  s.  unter  dem  10.  Febrsar 
1806,  No.  897.  

März  19          Bescript  an  den  Bischof  Raczynski   s.  unter  dem   3.  März  1806, 
No.  902.  

März  20        904.  Der  nomlnirte  Bischof  v.  Posen,  v.  Malczewski,  an  den  Staab- 

Minister  V.  Voss,    Berlin  1806  März  20. 

G6n.-Dire]ctoriam  SftdpreiiMen.  LXXn.  1082.    Eigenh&ndig. 

Die  durch  die  neuen  Statuten  beMoeekte  Reduktion  des  Domkapitels  xu  Posen  fndge 
bis  xur  kanonischen  Besetxung  des  Bisthums  ausgesetzt  bleiben.^) 

»E.  E.  flberreiche  ich  die  mir  unterm  13***  December  v.  J.  götigst 
mitgetheilten  Verhandlungen  wegen  der  kflnftigen  Reduktion  des  Dom-K^* 
pitels  zu  Posen  .  .  .  und  bin  E.  E.  dafür,  dass  mich  Hochdieselben  damit 
bekannt  zn  machen  geruhet  haben,  auf  das  Innigste  verpflichtet 

In  der  Sache  selbst  kann  ich  mir  um  so  weniger  irgend  ein  Urtheü 
erlauben^  als  die  ganzen  Verhandlungen  nur  gegenseitige  Ausstellmi^ 
zwischen  der  Königlichen  Kanmier  und  dem  Dom-Kapitel  enthalten  luid  die 
eigentiiche  Vereinigung,  wie  der  künftige  Reduktionsplan  seyn  soll,  iehÜ 
—  Soviel  ist  aber  gewiss,  dass  nach  den  bisherigen  Einleitungen  und  bo 
wie  die  Sache  jetzt  liegt,  dem  neuen  Bischof  jede  Gelegenheit  genonuQ^' 
werden  würde,  irgend  eine  Beförderung  in  dem  Dom-Kapitel  selbst  oder  in 
dasselbe  zu  machen  und  dadurch  auch  die  Möglichkeit,  das  Verdienst  £0 
belohnen  und  aufzumuntern;  denn  nicht  allein,  dass  in  Posen  der  Fall,  der 

1)  Cr.  No.  878  und  907. 
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n  Oneaen,  WTO<äawek  und  in  mehreren  OoUegifttsüftem  Statt  fand,  dass  i||!^20 
ehmlich  die  Bischöfe  gleich  nach  Einziehnng  der  geistlichen  Güter  die 
[■tretenden  Vakanzen  unbesetzt  Hessen,  nicht  eintrifft,  sondern  in  Posen 
lad  Bc^ar  Stellen,  die  während  der  Unterhandlangen  wegen  der  kflnftigen 
Auktion  offen  wurden,  vergeben  worden,  so  dass  der  ganze  Statos  Capi- 
daris  jetzt  als  res  integra  betrachtet  werden  kann. 

Ausser  dem  wird  in  den  Reduktions- Verhandlungen  von  Abtretung  der 
iuhöfliohen  Forstcompetenz  fOr  die  Unterhaltung  der  ELathedral-Eirche, 
aoh  von  den  von  dem  Bischof  dem  Dom-Kapitel  bei  seinem  Antrit  unter 
lOm  Titel:  der  Bewillkonminung,  des  Gnaden-Jahres  pp.  zu  entrichtenden 
•aren  Summen  gesprochen.  Dies  sind  aber  Gegenstände,  in  Absicht  deren 
br  jeti^e  Bisohof  eigentlich  Verträge  mit  dem  Dom-Kapitel  abzuschliessen 
■eht  berechtigt  seyn  dürfte,  da  demselben  nach  seiner  Beförderung  zum 
^t-Erzbisthum  die  Disposition  in  Absicht  der  Temporalien  nicht  mehr 
ompetirt  und  zu  einem  rechtlich  gültigen  Abschlüsse  von  lästigen  Verträgen 
wi  Pfründen  ausser  dem  KoUator,  der  die  Zweckmässigkeit  des  Vei^^leichs 
mtenueht  und  durch  seine  Genehmigung  auch  die  Nachfolger  bindet,  es 
löilug  ist,  dass  der  Vergleich  durch  den  Besitzer,  dem  das  Dominium  utile 
kr  Pfründe  zusteht,  geschähe. 

Aus  diesen  Gründen  stelle  ich  £.  E.  anheim,  die  beabsichtigte  Re- 
Inklion  des  Posenschen  Dom-Kapitels  bis  zur  canonischen  Besetzung  des 
Ksthnrns  durch   den  Nachfolger  des  bisherigen  Bischofs  auszusetzen.«  .  .  . 

Dies  Schreiben  wird  am  24.  März  1806  von  Klewiz  »Zu  den  Akten 
ftr  jetzt«  geschrieben. 

Bescript  des  Westfälischen  Departements  s.  unter  dem  20.  Fe-  März 27 
liniir  1806,  No.  901. 

905.    Immediat- Bericht  des  Staats- Ministers  Frhr.  v.  Hardenberg.  April  8 

Berlin  1806  April  8. 

B.  IX.  Z.  litt.  Z.  Conoept;  niclit  ausgefertigt,  nAch  der  eigenhftndigen  fiandnotiz  Hürden- 
^'b:  »Da  ich  den  Inhalt  dieses  Berichts  8.  K.  M.  mftndlich  vorgetragen  hahe,  so  bedurfte  es  keiner 
^^UHchiift   Dieses  Goncept  ist  aber  zu  den  Acten  en  nehmen.« 

^thaüserhöhung  für  Humboldt  in  Born  aus  den  Einkünften  vakanter  BisihümerA) 
»£.  E.  M.  residirender  Minister  zu  Rom,  der  Cammerherr  von  Humboldt, 
lelcluiet  sich  rOhmlich  aus  durch  eine  zweckmässige  und  musterhafte  Ge- 
sch&ftgfthrnng.  Er  vereinigt  einen  richtigen  Blick  zur  Auffassung  seiner 
Qeach&ftsYerhältnisse  im  Ganzen  mit  grossem  Fleiss  im  Detail,  und  verbindet 
Waehsamkeit  auf  E.  E.  M.  Würde  und  Rechte  mit  einem  gefälligen  Be- 
nehmen, welches  ihm  das  Gelingen  der  einzelnen  Angelegenheiten  erleichtert. 
Seine  Diensteinkünfte  bestehen  in  dem  unter  ganz  andern  Umständen  be- 
ll Cfr.  No.  896. 


>AprU 
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«i^l    ^^^111^°^^^  ^^^^^  ^^^  ^üi^^<>i1»'^o^i  ^^f  ^^^^^^  llOOEäilL, 

io  dem  ihm  beygelegten  Oehait  des  leisten  am  Tminer  Hofe 

angestellten  OesehaftatrigeTB  i)  von 1800    - 

and  in  denjenigen 500    - 

welche  £.  E.  M.  dämm  ihm  beysnlegen  gemhet  haben,  weil 
sein  Vorgänger  p.  Uhden  die  ans  dem  Erzstift  Onesen  dem 
jedesmaligen  Residenten  bewilligte  Zulage  auf  seine  Lebenaseit 
nach  £.  K.  M.  Intention  behalten  soll. 


Diese 3400  Ate. 

würden  in  ehemaligen  Zeiten  kanm  hinreichend  gewesen  seyn.  Itzo,  bflf 
ganz  yerftnderten  Zeiten,  and  besonders  bey  der  übermässigen  Then^m 
der  meisten  Artikel  zu  Rom  und  der  Kothwendigkeit,  Anstand  und  Wfiiif 
za  beobachten,  die  zum  Glelingen  der  Geschäfte  anentbehrlich  sind,  ist  ja 
Summe  offenbar  unzulänglich.  Die  Aufträge,  welche  der  von  Humboldt  idIbi 
£.  E.  M.  Qenehmigung  von  einigen  Deutschen  Fürsten  zu  Rom  zu  erftlfai 
hat,  sind  nur  eine  pr^aire  und  eine  zu  jenem  nothwendigen  Aufwände  doch 
nicht  hinlängliche  Hfllfsquelle.  Er  befindet  sich  daher  wirklich  in  der  l^ 
von  seinem  Capital  zusetzen  zu  müssen,  welches  ihm,  da  er  FamOie  H 
desto  schwerer  wird.  Ich  bin  demnach  auf  einen  Plan  bedacht,  der  ta 
Dienst  E.  E.  M.  befördert,  indem  er  dem  von  Humboldt  eine  seinen  Veh 
diensten  und  jener  Lage  einigermaassen  angemessene  jährliche  Zulage  ^^ 
schafft  und  doch  auf  die  Eassen  E.  E.  M.  thdls  gar  nicht,  theils  nur  äai^ 
weilen  ftllt.  Wenn  man  nemlich,  wie  von  mir  im  vorläufigen  Einverstbidiiis 
mit  den  Finanzministem  der  Provinzialdepartements  geschehen  ist,  naeli  to 
oben  erwähnten  Beyspiel  von  Gnesen  die  Bisthümer  in  E.  E«  M.  Staates  in 
Verhältnis  zu  ihren  Einkünften  zu  einem  massigen  Beytrage  ziehet,  ooJ 
dabey  ausnimmt:  1.  das  itzo  in  der  Person  des  neuen  Erzbischofe  mit  Gnesei 
vereinigte  und  daher  an  Einkünften  äusserst  reducirte  Bisthum  Warse&to, 
und  2.  und  3.  die  ursprünglich  dotirten  Bisthümer  Wygry  und  Suprssl,  w 
erhält  man  einen  Fonds  zu  einer  angemessenen  Zulage  für  den  von  Hnmboidt. 
Weil  indess  gegenwärtig  nur  das  Bisthum  Ermeland  und  das  Bisthum  CnjsvieB 
und  Pomerellen  erledigt  sind,  so  kann  nur  bey  diesen  der  Beytrsg  sofoit 
aus  den  bischöflichen  Competenzen  erfolgen.  Bey  den  andern  wäre  derselbe 
bis  zur  nächsten  Vacanz  eines  jeden  Bisthums  aus  E.  E.  M.  Provinsialfonds  n 
entnehmen;  welches  bey  E.  E.  M.  in  Antrag  zu  bringen  die  Minister  von  Voss^ 
von  Schrötter  und  von  Angern  mit  mir  bereit  sind.  Von  dem  Qrafen  vonHoyfl 
sehe  ich  einer  günstigen  Antwort  annoch  entgegen.  Da  indess  der  Umstand; 
dass  der  von  Humboldt  schon  seit  geraumer  Zeit  vom  Seinigen  zusetset,  uie 
Angelegenheit  eilig  macht,  so  lege  E.  E.  M.  ich  den  anliegenden  Piso  •  • 
vor,  welchen  ich  mit  den  zuerst  genannten  drey  Ministem  vorülufig  coa- 
certirt  habe,  und  trage  darnach  an:  f 


l)  Cfr.  No.  429,  8.  672,  Anm.  3. 
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L  dasB  E.  K.  M.  .  .  .  zu  genehm^en  gernhen,  dass  jährlich  a.  aus  der  j^^o 
rmlindiaeheii  bisehofliehen  Competenz  200  Bihlr.;  b.  ans  der  Gnjayisehen 
id  PomereUisehen  Competenz  300  Rthlr.,  und  zwar  von  der  letzteren  Summe 
I  in  perpetnum  und  Y3  bis  dahin,  dass  solches  bey  kflnftiger  Vacanz  von 
Msen  auf  dieses  Bisihum  radicirt  werden  kann;  c.  die  flbrigen  600  Rthlr. 
Mb  Inhalt  des  Planes  auf  E.  E.  M.  Provinzialfonds  bis  dahin,  dass  sie 
if  die  yerschiedenen  DiOcesen  bey  entstehenden  Vacanzen  radicirt  werden 
Kunen,  dem  von  Humboldt  als  Zulage  bewilliget  werden. 

n.  Was  Bresslau  betrifft,  so  sind  im  Verhftltnis  zu  den  Bisthums- 
■kfinften  500  Rthlr.  jährlich  ein  massiger  Beytrag.  Nur  sind  bekanntlich 
■e  Emkfinfte  auf  viele  Jahre  hinaus  zur  Tilgung  der  Schulden  des  Bischofes 
id  SU  einer  geringen  Competenz  f&r  ihn  bestimmt;  daher  ich  eben  hierin 
m  Qrnnd  finde,  E.  E.  M.  ...  anheimzustellen,  bis  zur  Vacanz  des  Bis- 
büiDB  und  Tilgung  der  Schulden  aus  E.  E.  M.  schlesischen  oder  anderen 
'oAds  die  gedachten  jährlichen  500  Rthlr.  dem  v.  Humboldt  als  Zulage  zu 
«willigen,  welchemnächst  und  mit  Ablauf  jener  Jahre,  so  wie  der  Lebens- 
ut  des  BischoÜB,  sie  auf  das  Bisthum  radicirt  werden  können. 

Auf  diese  Weise  wflrde  der  von  Humboldt  zu  seinen  bis- 

«rigen 3400  Rthlr. 

«ae  Vermehrung  von 1600 

fco  in  allem ~     .    5000  Rthlr. 

ilhrlich  erhalten  und  dadurch  in  den  Stand  kommen,  seinen  für  das  Interesse 
B.  K.  M.  und  des  Staates  und  besonders  der  zahlreichen  katholischen  Unter- 
Bianen  £.  E.  M.  wichtigen  Dienst  ohne  häusliche  Sorgen  zu  verwalten. « 

Die  Anträge  werden   durch   eine  Cabinets-Ordre    an  Hardenberg,  April  10 
d.  d.  Berlin  1806  April  10,  genehmigt,  die  Humboldt  zugleich  den  »Cha- 
rakter als  Ministre  plenipotentiaire«   beilegt.^).     Der  deutsche  Aus- 
<^ck  >Bevollmächtigter  Minister«  wird  in  den  Akten  nicht  gebraucht. 

».  ».  0.  AnsfeittgoBg.  

Schreiben  Massow's  s.  unter  dem  26.  August  1805,  No.  862.  April  9 


906.  Das  Auswärtige  Departement  an  den  »Ministre  plinlpetentiaire  April  11 
^  Cammerherrn  ven  Humbeidt  zu  Rom«.    Berlin  1806  April  11. 

&  H.  Z.  litt.  Z.    Conoept,  gMohrieben  Ton  Bftumer,  gei.  HardenlMrg. 

Ernennung  xum  *Mim8tre  pienipoterUiare  am  RSmiseken  Hofet.^ 

»Unsere  freundschafüichen  Verhältnisse  mit  dem  Römischen  Hofe  und 

Unaer  gutes  Vernehmen  mit  demselben  haben  fOr  Uns  einen  grossen  Werth 

^^  Wir  haben  demnach  aus  Euren  in  der  Eigenschaft  Unsers  residirenden 

^^^^rs  am  gedachten  Hofe  erstatteten  Berichten  mit  besonderem  Veignflgen 

^)  Cfr.  No.  906.  2)  Gfr.  No.  905  und  921. 
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^^    alles  dasjenige  ersehen,   was  sich  anf  die  Cnltivirung  dieser  Verl 

beziehet.     Ihr  werdet  daher  fernerhin,  wie  bisher,  bey  vorkommenden 
legenheiten  dem  dortigen  Hofe  unsere  euch  bekannten  Gesinnungen  an 
Tag  legen  und  zn  erkennen  geben.    Und  da  Wir  dafür  halten,  dasa  es 
Beförderung  jener  frenndschafüichen  Verhältnisse    nnd   jenes   guten   H 
nehmens  gereichen  wird,  wenn  Wir  Euch  einen  höheren  Charakter  beyh 
nnd  Euch  dadurch  zugleich  ein  neues  Merkmal  Unserer  Königlichen  Hi 
und  Gnade   und  Unserer  Zufriedenheit  mit   euren  treuen  nnd 
Diensten  ertheilen,  so  haben  Wir  euch  mittelst  Cabinets-Ordre  vom  gi 
Tage  zu  Unserm   Ministre  pl^nipotentiaire    am  Römischen   Hofe   ei 
ernennen  Euch  auch  dazu  hiermit  und  Kraft  dieses  und  wollen,  daas,  in« 
Ihr  solches  dem   dortigen  Hofe  eröffnet,   Ihr  auch  bey  dieser  Gelegei 
Unsere  obenerwähnten  Gesinnungen  ausdrücket  und  an  den  Tag  legete 

Durch  Rescript  vom  gleichen  Datum  wird  Humboldt  ein  »Ostensible 
Kotificatorium«^)  an  Stelle  eines  neuen  Creditives  übersandt 


April  11        907.    Immediat-Bericht  des  Staats-Ministers  v.  Voss.    Berlin  ii 

April  11. 

B.  89.  32.  D.    Ausfertigung. 

Für  das  erledigte  Bisthum  Kujavien  toird  der  xum  Bischof  von  Posen 
V.  Malexewski,^]   cm  dessen   Stelle  aber  der  frühere   Bischof  von  Smolensk, 
Qorxenski?)  vorgeschlagen.    Aus  den  Einkünften  beider  Bisthümer  ist  dem  BesidenUm 
von  Humboldt  in  Born  eine  GehaÜsxAdage  %u  gewahren, 

.  .  .    »Das  erledigte  Bistum   [Kujavien]  begreift  die   beiden   IHöeesca 
Kujavien  und  Pomerellen,  die  aber  wenigstens  schon  seit  dem  Jahre  991 
kombinirt  sind  und  deren  Verbindung  den  jetzt  bei  Gnesen  und  WaiBchsi 
beobachteten  Grundsätzen  gemäs  ist.     Die  Kompetenz  betragt  g^enwAr% 
11314  Rthlr.  17  Gr.  4  Pfg.  aus  8üd-Preussen, 
2711      -       16    -    4     -     aus  dem  Plocker, 
7022      -        9    -    6     -     aus  dem  Marienwerder, 
1659      -         6    -    2     -     aus  dem  Bromberger  Departement, 
22708  Rthlr.     1  Gr.  4  Pfg.  überhaupt,  wovon  aber  zur  Pensionimn; 
invalider  Stabs-Officiere  176  Rthlr.  15  Gr.  abgehen. 

Während  der  Vacanz  des  Bistums  und  bis  zum  wirklichen  Eintritt  des 
Nachfolgers  müssen  von  der  Kompetenz  die  Administrations-Kosten  bestritten 
werden,  und  ich  schlage  ...  vor: 

diese  Kosten  wie  bei  dem  Bistum  Warschau  auf  125  Rthlr.  monat- 
lich zu  bestimmen, 
da  sie  hiermit  bestritten  werden  können  und  eine  Verfassung  hierunter  nicht 
vorhanden  ist.    Der  Ueberrest  der  Kompetenz  fällt  sodann  nach  verfaasungs- 


1)  Cfr.  No.  920.  2)  Cfr.  No.  904.  3)  Cfr.  No.  909. 
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iBsigen  Anteilen  yom  Sterbequartal  dem  Dom-Kapitnl  und  den  Erben  (oder  a  "^^^  i 
iobigem)    des    verstorbenen,   von   der  übrigen  Erledignngszeit  aber  dem 
apitnl  nnd  dem  kflnflagen  Bischof  besonders  zum  Eirchban  anheim. 

Znr  Wiederbesetznng  der  Stelle  steht  dem  Dom-Kapitnl  in  Wraclawek 
rar  die  Wahl  zn;  sie  mnss  aber  auf  dasjenige  Subjekt  gerichtet  werden^ 
riehes  E.  K.  M.  vorher  zn  ernennen  geruhen.  Hierzu  fohle  ich  mich  nun 
irpfiichtet: 

den  ernannten  Bischof  von  Posen  von  Malczewski  allerunterthftnigst 
in  YorscUag  zu  bringen. 

Das  erledigte  Bistum  ist  nichts  weniger  als  in  guter  Ordnung  und  be- 
irf  also  znr  bessern  Einrichtung  und  Verwaltung  eines  vorzflglichen  Vor- 
iebers.  Als  ein  solcher  hat  sich  der  von  Malczewski  durch  seine  nunmehr 
jihrige  Administration  des  Erzbistums  Gnesen  bewährt  und  ich  habe  ihn 
aher  schon  bei  dessen  Wiederbesetzung  im  vergangenen  Jahre  als  einen 
dbst  der  erzbischöflichen  Würde  werten  Geistlichen  genannt.  Das  Bistum 
^osen  erleidet  dadurch  keinen  Wechsel,  weil  er  es  der  fehlenden  päpst- 
eben  Ausfertigungen  wegen  noch  nicht  hat  antreten  können ;  und  er  dürfte 
Dgar  früher  znr  Verwaltung  des  Bistums  Eujavien  gelangen,  weil  aus  Posen 
ler  Graf  von  Raczjnski  in  das  Erzbistum  Gnesen  nebst  Bistum  Warschau  ein- 
fteken  soll,  deren  Kombination  aber  beim  päpstlichen  Hofe  Verzögerungen  zu 
fltbhren  scheint.  Da  übrigens  die  Kompetenz  des  Bistums  Posen  12747  Rthlr. 
17  6r.  11  Pfg.  beträgt,  so  werden  die  hohem  Einkünfte  des  Bistums  Kujavien 
ngleich  zur  Belohnung  und  Aufrnunterung  des  v.  Malczewski  dienen. 

Insofern  nun  E.  E.  M.  ihn  zum  Bischof  von  Eujavien  und  Pomerellen 
la  befördern  geruhen  sollten,  erlaube  ich  mir: 

zum  Bischof  von  Posen  den  Bischof  Grafen  v.  Gorzenski  .  .  .  vor- 
zuschlagen. 
Kr  verlor  sein  Bistum  Smolensk^]  bei  der  russischen  Besitznahme  durch 
KBverleibung  dieser  Diöces  in  das  Bistum  Mohilow,  und  seine  nachher  be- 
tbsichtete  Pensionirung  wurde  durch  die  Auflösung  Polens,  namentlich  durch 
^e  Zerstückelung  des  Bistums  Krakau  zwischen  Preussen  und  Oestreich 
vereitelt.  Er  ist  von  musterhaftem  Wandel,  war  vormals  schon  Domherr  in 
Posen  und  gehört  zu  einer  der  angesehensten  Familien  in  Grospolen,  so 
^s  durch  seine  Beförderung  diese  und  namentlich  sein  Bruder,  der  von 
fc  Nation  so  geschätzte  General  Graf  Gorzenski,  verpflichtet  wird. 

Insofem  E.  K.  M.  beide  Beförderungen  zu  beschliessen  geruhen,  werde 
^^u  den  Anfangstermin  ihrer  Temporalien  besonders  in  Vorschlag  zu  bringen 
^  erlauben,  da  hierzu  noch  einige  Kassen -Nachrichten  aus  der  Provinz 
erforderlich  sind. 

^^egen  glaube  ich  E.  K.  M.  schon  jetzt .  .  .  anzeigen  zu  müssen,  dass 
m  8taat8-Minister  Freiherr  von  Hardenberg  für  den  Residenten  von  Hum- 

1)  Cfr.  No.  909. 

^'»Bi«r^  PrcoMen  und  die  kath.  Kiiohe.    EL  93 
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.  ^^..  bold  in  Born  eine  Gehaltszulage  yon  1600  Rfhlr.   aus  den  TeraehieAi 
BlBtttmern  wünscht,   deshalb  jetzt  mit  den  Proyinzial-Departemeiita 
handelt  und  nächstens  £.  M.  seine  Vorschlage  yorzulegen  beabsichtet^)«    0$,\ 
hierbei  mit  200  Rthlr.  auf  das  Bistum  EujaTien  und   100  Rtfair.  anf 
Bistum  Posen  gerechnet  wird,  so  stelle  ich  .  .  .  anheim: 

diese  Summen  yon  den  Kompetenzen  der  beiden  Bistümer  y( 
zu  Allerhöchstdero  Disposition  zu  resenriren.«  .  .  . 

Rand-Verfflgung,  gescfadeben  yon  Beyme: 

>17.  April  1806. 
Sämtliche  Vorschläge  sind  zu  approbiren.« 

April  17  Hiemach  Cabinets-Ordre  an  Voss,  Berlin  1806  April  17. 

B.  89.    Minuten  dee  CftbineU. 

April  29  Voss  Übersendet  am  26.  April  1806   die  Nominationspatente,  die 

am  29.  April  yollzogen  worden,  und  meldet  am  4.  August  1806  die  statt- 
gefimdene  Wahl.  Das  Konfirmations-Patent  für  Gorz^nski  datirtyoa 
7.  Oktober  1806,  wurde  aber  nicht  mehr  unterschrieben.  Die  Ausfertiga^ 
auf  Pergament  in  R.  7.  C.  No.  25.  E.  E. 

R.  89.  31  D.  

April  15        908.    Immedlat- Bericht  der  Staats  -  Minister  Frhm.  v.  d.  Reck  md 
V.Schroetter.    Berlin  1806  April  15. 

£.  89.  82.  C.    ▲nsfertignng. 

Den  barmherzigen  Schieestem  zu  Flock  solle  das  Refonnaten-Monehskloster  wr  Pbd 
eingeräumt^  dessen  Insassen  in  das  Kapwsdner-Kloster  xu  Zakrocxyn^  rersetxt,  und 
die  dortigen  4  Priester  und  2  Laienbrüder  in  Südpreussisehe  Kloster  gesandt  weriok 

>Das  so  sehr  wohlthätige  Institut  der  Barmherzigen  Schwestern  zuPloek, 
dem  in  Rücksicht  auf  seine  Gemeinnützigkeit  E.  K.  M.  höchst  Selbst  eioe 
jährliche  Unterstützung  .  .  .  bewilligt  haben'),  bedarf  eines  bequemem,  ge- 
räumigem Gebäudes,  um  die  ihm  obliegenden  Pflichten  noch  yoUkomuer 
erfüllen  und  noch  nützlicher  werden  zu  können.  Die  Kammer  zn  Flock 
hat  zu  dem  Ende  vorgeschlagen :  aus  dem  vor  den  Thoren  der  Stadt  VhA 
in  einer  gesunden  Gegend  belegenen  EUoster,  welches  gegenwärtig  von  1? 
Reformaten-Ordens-Geistlichen  bewohnt  wird,  diese  zu  translociren  und  die 
Gebäude  desselben  für  die  zum  Bessten  der  Provinz  zu  erweiternde  Bedürf- 
nisse der  Barmherzigen  Schwestem,  im  Bezug  auf  ihre  Lazarethe,  Erziehung^ 
anstalt  u.  s.  w.,  einzurichten,  jene  17  Reformaten  aber  nach  dem  nur  8  Meilen 
von  der  Stadt  Plock  entfernten  Capuciner-Kloster  in  Zakroczyn  zu  versetzen, 


1)  Cfr.  No.  906. 

2)  Stadt  an  der  Weichsel,  nordwestlich  von  Warschau. 

3)  Cfr.  No.  839. 


Kajavien.    Posen.    Plock.  5j[5 

rdehes  leztere  nur  von  4  Gspuciner-OrdeiisgeiBtlioheii  und  2  Layenbrüdern  .  ^^.^ 
«wohnt  wird,  die  ohne  Schwierigkeit  in  Erlöster  ihres  Ordens  in  Sfldprenssen 
ut  einem  angemessenen  Abfindnngs-Qnanto  gesandt  werden  können;  wir 
laben  ans  billiger  Schonung  gegen  die  Barmherzigen  Schwestern  nnd  die 
[atholischen  Einsassen,  bei  denen  die  Beformaten  in  grosser  Achtang  stehen, 
tott  der  gftnzlichen  Aufhebung  ihres  Klosters  und  der  Versendung  der 
Cönohe  ausserhalb  der  Provinz  die  Translocation  desselben  nach  einen  der 
Itadt  Plock  nicht  fem  gelegenen  Ort  gewählt  und  bitten  daher  £.  K.  M. 
.  .  zu  genehmigen: 

dasB  das  Capuciner-Eloster  zu  Zakroczyn  aufgehoben  wird,   die  in 
demselben   vorhandenen  4  Capuciner-Priester  und  2  Layenbrüder, 
mit  einem  ein  fOr  allemahl  ihnen,  die  in  Ermangelung  eines  gemein- 
schaftlichen Vermögens  auf  keine  weitere  Unterstfltzung  ansprechen 
dürfen,  zu  reichendem  Abfindungs-Quanto  von  60  Taler  für  jeden 
Priester  und  25  fttr  jeden  Layen-Bruder,  in  Klöster  ihres  Ordens 
gesandt,   die  Beformaten  aber  aus  dem  Kloster  zu  Plock  nach  dem 
aufgehobenen  Kloster  zu  Zakroczyn  translocirt,  ihnen  zum  Transport 
ihrer  Mobilien  ein  Aversnm  von  200  Thaler  gegeben  und  dem  Institut 
der  Barmherzigen  Schwestern  zu  Plock  die  Gebftude  und  Gärten  des 
dortigen  Eeformaten-Klosters  eingeräumt  werden. 
Da  aber  beide  Klöster,  das  Capuciner-Kloster  sowohl  als  auch  das  der 
Beformaten,    als   zum  Bettelorden  gehörig  keine  Capitalien  besitzen,    aus 
welchen  jene  nnd  andere  hiebey  vorkommende  Ausgaben  bestritten  werden 
können:  so  bitte  ich,  der  Staats-Minister  Freiherr  von  Schrötter,  ehrerbietigst: 
jene  zur  Abfindung  der  Capuciner  und  zum  Transport  der  Befor- 
maten erforderliche  490  Thaler  zusanmien  auf  die  Mehreinkünfte  der 
Provinz  Neu-Ostpreussen  .  .  .  anzuweisen  und  ...  zu  erlauben,  die 
anderweitigen  Anträge   sowohl  wegen  der  Kosten  der  Einrichtung 
der  Beformaten  in  dem  Kloster  zu  Zakroczyn,  als  auch  wegen  der 
Kosten  der  Einrichtung  der  ebenfalls  sehr  dflrftigen  Barmherzigen 
Schwestern  in  dem  Beformaten-Kloster  zu  Plock,  wenn  die  Anschläge 
von  beiden  eingegangen  seyn  werden,  .  .  .  vorlegen  zu  dürfen.« 

Rand- Verfügung,  geschrieben  von  Beyme:  April  22 

»22.  April  1806. 

S.  M.  haben  zwar  nichts  gegen  die  Vorschläge,  wollen  solche  vielmehr 
genehmigen,  da  aber  die  neue  Einrichtungen  bedeutende  Kosten  verursachen 
atrften,  deren  Anweisung  unter  den  jetzigen  umständen  nicht  erfolgen  kann, 
Bo  müssen  Ref.  die  Ausführung  so  lange  aussetzen,  bis  S.  M.  sich  über  den 
"»^^eigenden  Kostenbetrag  erklärt  haben  werden.« 

Hiernach  Cabinets-Ordre  an  Schroetter  und  MasBow(!),  Berlin  1806 
^piü  22. 

».  8ö.    Minfttea  des  C»bineti.     

33* 
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A^^16        ^^'  Stuti-Iliiiitter  v.  Voss  an  den  Geheimen  Gtbineis-Ralh 

^         Berlin  1806  April  16. 

Bw  89.  31  D.    Awf«rtiguf  . 

NoehmaUge  BmpfMung  des  Qrafen  (jhrMfuiki  xum  Bisehofe  von  Posen.  ^, 
»Dass  nach  Sr.  K.  M.  Allerhöchster  Bemerkung  Smolensk  schon 
hin  znm  mssischen  Reiche  gehörte,  ist  in  Absicht  des  grösten  Teih 
Woiwodschaft  völlig  richtig.  Allein  ein  kleiner  Teil  gehörte  noch  bis  V 
zn  Polen;  dies  nannte  sich  deshalb  Herzog  von  Smolensk  nnd  bestellte 
Bischof  sowoly  als  die  Senatoren,  den  Woiwoden  nnd  den  Kastellan 
Smolensk. 

Der  Graf  Qorzenski  war  daher  Diöcesan- Bischof  mit  Jurisdiction 
konnte  nur  als   solcher  Sitz  nnd  Stimme  im  Senat  haben.     Wegen 
yerleibnng  der  Diöces  Smolensk  in  das  Erzbistum  Mohilow  sollte   er 
Teil  der  grossen  Diöces  von  Wilna  mit  100000  Fl.  poln.  Pension  so« 
Einkflnften  des  Bistoms  Krakan  erhalten,  wovon  bei  der  Anflösnng  Pol 
ein  Teil  nach  Sfld-Prenssen  und  Neu-Schlesien  abgeschnitten  ist. 
E.  Wohlgeb.  habe  ich  die  Ehre  dies  auf  Dero  geehrtestes 
Schreiben  mit  dem  Wunsche  zu  melden,   dass  des  Königs  Maj.  bei 
Promotion  des  v.  Malczewski  den  Orafen  Gorzenski  zum  Bischof  von  P< 
zu  ernennen  geruhen  mögten,  da  seine  Wahl  in  Gros-Polen  vorzflglidi 
fallen  wird,  wogegen  der  nächste  Gompetent  nach  ihm,  Weihbischof  von 
winski,  von  unbekannter  Familie  ist,  nicht  französisch  spricht  und  die  Gal 
der  feineren  Repräsentation  nicht  besitzt,  weshalb  er  eher  fDr  das  kleü 
Bistum  Culm  passen  würde,  falls  bei  dessen  Vakanz  in  der  Folge  nie 
andere  Rücksichten  eintreten  sollten.« 


April  17         Cabinets-Ordre  an  Voss  s.  unter  dem  11.  April  1806,  No.  907. 

April  21         Rescript  Angern's  s.  unter  dem  4.  Februar  1806,  No.  895. 

April  22         Cabinets-Ordre  an  Reck  und  Massow  s.  unter  dem  15.  April  1806, 
No.  908.  

April  22        910.    Immediat- Bericht  der  Staats- Minister  Frhr.  v.  Hardenbergtj 
y.  Massow  und  v.  Angern.    Berlin  1806  April  22. 

B.  SO.  138.  N.  ▲QflfBrtigang.    Dm  Conoapt  eatitand  in  Asg6ni*8  DeparUment,  B.  M.  67. 

Der  SustentationS'EkU  für  die  GeisÜiehen  aus  den  jenseits  des  Rheins  aufyehobeMH 
geisüiehen  Korporationen.    Aenderung  der  Verpftißhitung  durch  die  Abtretung  to» 

Kleve. 

Legen   einen   nach  der  Cabinets-Ordre   vom  26.  August  1805')  n- 

vidirten  »Sustentations-Etat«  vor: 

.  .  .   »Die  Summe  der  darin  ausgeworfenen  Pensionen  hat  sich  dainieh 


1)  Cfr.  No.  907.  2)  No.  861. 


Posen.    Bheinufer.    Kleve.  5J7 

»  sehr  Yermindert,   dass   die  sich  gleich  gebliehene  Einnahme  nun  einen  a^^qo 
Jeberschnss  von  6500  Rthlr.  gewi&hret. 

Nach   dem  Reichsfriedensschlosse   nnd   den  ergangenen  .  .  .  Cabinets- 
befehlen    haben    die  Mitglieder  der  in  Rede  stehenden  4  Corporalionen  ^} 
inr  dann   ein  Recht  anf  diese  Rerenflen,  wann  sie   Eingebohme   nnd  als 
Milche  auf  das  diesseitige  Rheinnfer  verwiesen  sind.   Nnn  sind  in  der  Liste 
nb  A^)  nnr    6  Einltoder  eingetragen,   bey  Xanten  [4],   bey  Cleve  [einer], 
md  bey  Wisael    [einer].     Sowohl  diese,  als  alle  die  flbrigen,  mflssen  sich 
lach  der  Versichernng  der  p.  Cammer  in  den  Territorien  aufhalten,  wo  sie 
lie  Hanptpensionen  beziehen,  wenn  sie  solche  nicht  verlieren  wollen.     Sie 
irohnen    daher   anch   sämtlich  nach  den  Listen,    die  sich  darfiber  in  den 
Acten  befinden,  im  Auslände.     Wenn  nun  alle  diese  nach  der  Strenge  des 
Beehtes    an    den  durch  Aufhebung  ihrer  Corporationen   dem  Preussischen 
Staate  zugefallenen  Vermögen  nicht  Theil  nehmen  sollen,  so  bleibt  niemand 
flbrig  als,    solange  wenigstens  der  diesseits  des  Rheins  belegene  Theil  von 
Cleve  als  Binland  zu  betrachten  gewesen  ist,  der  Ganonicus  v.  Eisbergen^) 
n  Rees,   der  Einlftnder  ist,  keine  fremdherrische  Pension  bezieht  und  itzt 
wirklich  in   Bees  wohnhaft  ist,   als  ehemaliger  Canonicus  zu  Wissel  aber 
£e  ihm  in  der  Pensions-Liste  ausgesetzten  58  Rthlr.  wird  beziehen  mttssen. 
Auf  ihn    und   auf  diese  Summe  würde  sich  also  die  ganze  Pensionirung 
toer  beschränken,  die  nach  strengem  Rechte  etwas  zu  fordern  hätten,  und 
selbst   der  Propst  Ruys  und  der  Canonicus  Jorissen  können  als  gebome 
ATiBläuder  nur  als  Pensionairs,  die  aus  Gnade  etwas  zu  fordern  haben,  an- 
gesehen werden,  mithin  nicht  aus  ihren  vorigen  Verhältnissen,  sondern  aus 
Äer  Kabinets-Ordre  vom  26.  August  v.  J.*)  ein  Recht  auf  800  und  respective 
300  Rthlr.  erhalten.   Da  indessen  E.  K.  M.  in  dieser  Cabinets-Ordre  zu  er- 
Uben   geruhet   haben,    dass  Höchstdieselben   den  Geistlichen  aus  Gorpo- 
rttionen  solcher  Länder,   welche  nie  der  Preussischen  Landeshoheit  unter- 
▼orfen  gewesen  wären,  keine  Pension  bewlUigen  wollten,  und  dies  anzudeuten 
seheint,  dass  den  Mitgliedern  solcher  Corporationen,  die  unter  Preussischer 
Landeshoheit   ehemals  gestanden  haben,   wohl  eine  Unterstfltzung  aus  dem 
ihnen  vormals  zugehörig  gewesenen  Vermögen   belassen  werden   solle,  so 
haben  wir  die  sämtiichen  Mitglieder,   soweit  sie  nicht  aus  .  .  .  besondem 
(erfinden  haben   abergangen  werden  mttssen,   als  berechtiget  zu  ihrem  An- 
^eüe  an   den    diesseitig   noch   vorhandenen  Einkünften   ihrer  ehemaligen 
^^rationen  angesehen.  .  .  .  WoUen  aber  E.  K.  M.  nach  oben  erwähnten 
Strengesten  Rechte  verfahren  wissen :  so  wird  es  auf  diese  Tabelle  A,  den 
emsigen  Canonicus  von  Eisbergen  und  dessen  Pensions-quantum  von  58  Rthlr. 
^Qsgenommen,   weiter  gar  nicht  ankommen  und  sie  wird  blos  dazu  dienen, 

1)  Die  Kapitel  zu  Xanten,  Eleve,  Eranenburg  und  Wissel. 
^  »Pensions-Liste  für  die  damnificirten  Mitglieder  der  jenseits  Rheins  auf- 
8«»hobenen  geistlichen  Corporationen.«  3)  Cfr.  No.  62ö. 

4)  No.  861. 
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A^^22  ^^^  Ansprüche  der  ehemaligen  Ifitglieder  der  in  Rede  stehenden  Goipon» 
tionen  und  das  diesseitig  gebliebene  Vermögen  der  letztem  einseln  za  Ob«* 
sehen,   welche  Uebersicht  zu  geben  E.  K.  M.  ansdrttcklich  befohlen  luboL 

In  die  Tabelle  B^)  ist  historisch  alles  anfgenommen,  was  die  ÜBter* 
behörden  fttr  die  einzelne  bedürftige  Mitglieder  jener  Corpor&lionen  angefidnt 
haben;  indess  auch  hierbey  ist  auf  die  gegebenen  strengeren  Voracfariftot 
Rücksicht  genommen  und  es  sind  nur  die  allerdttrftigsten  und  Ißtleii 
würdigsten  mit  einer  sehr  geringen  Unterstützungs-Summe  angesetzt 

Wir  würden  nun  lediglich  E.  E.  M.  die  Vollziehung  dieses  Etats  mi 
die  Genehmigung  der  damals  angenommenen  Grundsätze  anheimstellen,  wem 
sich   nicht  jetzt  die   Umstände    durchaus  verändert  hätten.     Da  nehmhflk 
E.  K.  M.  Über  die  hieher  gezogene  Cleveschen  Revenuen  nicht  weiter  dis- 
poniren,   so   muss  wohl  in  Ansehung  derselben  die  finale  Bestimmung  dsB 
neuen  Landesherren  überlassen  werden  und  Alles,   was  diesseits  vielleieU 
geschehen  kann,  ist,  dass  bei  einem  etwa  noch  zu  unterhandelnden  besondea 
Gessions-Tractat  diese  armen  Menschen  zur  Beneficirung  aus  solchen  Reve- 
nuen  demselben   empfohlen  werden.     Bis  dahin  würde  am  f&glichsten  fie 
ganze  Sache  noch  auf  sich  beruhen  bleiben,  und  nur  dem  itzt  in  diessettigei 
Landen  zu  Münster  wohnenden  Propst  und  Dechant  Ruys  und  dem  Cszo- 
nicus  Jorissen  die  jedem  von  E.  E.  M.  zugesicherte  Pension  Ton  800  mi 
respective    300  Rthbr.,    auf   die    aus  der  Grafschaft  Maick  nnd   den  nei 
aoquirirten  westphälischen  Provinzen  aufkommenden  hieher  gehörigen  Beve- 
nüen,    die  noch  1326  Rthbr.   37  Stbr.   7  dt.  ausmachen,  gezahlet  werden 
Wenn  denmächst  die  Abtretung  des  Gieveschen  überall  vollendet  seyn  vM 
und  sich  dann  die  deshalb  eingetretenen  neuen  Verhältnisse  vollständig  1Ü>e^ 
sehen  lassen,  würde  von  E.  E.  M.  zu  bestimmen  seyn:   ob  aus  dem  na^ 
Hamm  zurückgebrachten  Bestände  dieser  Revenuen  den  sonst  fttr  qnali^cirt 
zu  einer  Pension  erachteten  Geistiichen  pro  praeterito  etwas  zu  zahlen,  oder 
wozu  sonst  dieser  Bestand  zu  bestimmen  sein  m((gte.< 

April  28         Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme: 

»28.  April  1806. 
Allerdings  muss  jezt  die  Disposition  über  diese  Revenues  dem  Herzoge 
von  Gleve  und  Berg  überlassen,  zugleich  aber  demselben  durch  das  Aus- 
wärtige Departement  die  Sorge  für  die  Hülfsbedürftigen  Geistlichen  empfohlen 
werden.  Eben  dies  muss  auch  mit  dem  Ruys  und  Jorrissen  eigentlich  ge- 
schehen. Da  ersterer  inzwischen  in  Münster  sich  niedergelassen  hat,  flo 
können  ihm  interimistisch,  bis  diese  Angelegenheit  regulirt  seyn  wird,  die 
ihm  bestimmten  800  Rthlr.  aus  den  diesseitigen  fonds  angewiesen  mid  eben 
so  kann  es  mit  der  Pension  von  300  Rthlr.  des  Jorrissen  gehalten  werden, 


1)  »Pensions-Llste  der  aus  Allerhöchster  Gnade  zu  unterstOtaenden  Mit«^'^^ 
der  jenseits  Rheins  aufgehobenen  geistiichen  Corporationen.« 


Bbeinnfer.    Eleve.    Entoeh&dignBgslande.  5j[9 

f9sm  er  ebenfalls  sich  diesseits  niederlassen  sollte.     Was  den  nach  Hamm  .^^oo 

April  28 

nrttekgebrachten  Bestand  dieser  Revenaes  betrift:  so  soll  derselbe,  da  jezt 
leine  VeranlasBiing  mehr  exifitirt,  Anweisongen  pro  praeterito  darauf  zu  er- 
lieilen,  zu  8r.  M.  disposition  asservirt  werden.« 

Hiemach  Cabinets-Ordre  an  Hardenberg,  Massow,  Angern,  Potsdam 
1806  April  28. 

B.  89.    Minftten  des  Cabineta. 


Bericht  Humboldt's  s.  unter  dem  10.  Mai  1806,  No.  917.  April  26 


911.  Immediat-Berieht  des  Staats-Miniders  v.  Angern.    Berlin  1806  April  27 

April  27. 

n.  S9.  S2.  K.    ▲nsfertigiuig. 

J^  kathoHsehen  geMiehen  Sachen  m  den  Bntsekädigungs-Landen  aoüen  an  das 
QeisÜiche  Departement  iibenciesen  werden^),  dem  aber  ein  der  kathdiechen  VerhäU- 
nme  kundiger  Raih  xugetheüt  werden  müsse,  icaxM  der  Kriegs-  und  Domänenrath 

Schmedding^  xu  Münster  gcm^  besonders  geeignet  sei. 

.  .  .   >Bey  der  Bearbeitung  der  Organisations-Geschäfte  der  Entschftdi- 
gOBgs-ProYinzen,    sowohl  in  denselben  als  nachher,  habe  ich   die  völlige 
Ueberzengung  entnommen,   dass  die  wegen  der  vielen  Katholischen  Unter- 
thanen   darinn    häufig  vorkommenden   Katholischen    Geistlichen,    Kirchen- 
nnd  Schul-Sacben  zu  ihrer  zweckmässigen  Bearbeitung  durchaus  einen  Mann 
erfordern,  der  mit  dem  Katholischen  Geistlichen  Rechte  und  mit  solchen  In- 
Btituten  aus   der  Nähe   derselben  practisch  bekannt  ist,   weil  sonst  Miss- 
verständnisse,  Irrthflmer  und  Abwendung  der  Katholischen  Glaubens-Genossen 
von  dem  Staate  zu  besorgen  sind.     Dieses    ist  besonders  bey  der  ersten 
Einrichtung  und  Umschaffung  dieser  Sachen  nach  den  übrigen  Grundsätzen 
^n^Bwer  Staats -Verwaltung  erforderlich,  wenn   die  Gewissen  beruhiget  und 
die  Diöcesen-,  Universitäts-,  Schul-  und  Pfar-Einrichtungen  zwekmässig  ge- 
troffen werden  sollen. 

Zu  einem  solchen  Manne  hat  sich  der  verstorbene  Geheime  Ober- 
manz-Rath  von  Voss  bey  der  Mindenschen  Regierung  und  in  seinen  ver- 
Behiedenen  Verhältnissen  in  der  Nähe  Katholischer  Länder  gebildet  und 
Bith  bey  der  Haupt-Organisaüons-Gommission  als  völlig  qualificirt  ausge- 
lesen, daher  ich  ihn  Inhalts  des  .  .  .  Berichts  vom  21.  März  1804  vor- 
ztlgUch  in  solcher  Hinsicht  und  zu  diesen  sowie  zu  den  öffentlichen,  Re- 
galitätg-  und  Armen-Sachen  in  Vorschlag  gebracht  habe.  Hier  ist  mir  zur 
Besetzung  seiner  Stelle  ein  solcher  Mann  nicht  bekannt  gewesen  und  die 
%Iiche  Erfahrung  belehret  mich,  dass  die  hiesigen  Juristen  die  erforderlichen 

1)  Cfr.  No.  789. 

%  Cfr.  No.  674.    Schmedding  war  durch  Cabinets-Ordre  vom  23.  Mai  1805 
>^i&  Kriegs-  und  Domainenrathe  ernannt  worden. 
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ÄDril  27  P'^^^''^®^  Kenntnisse  und  richtige  Ansicht  von  den  Katholischen  Kiiekoi» 
Sachen  nicht  haben.   Ich  hatte  daher  den  Vorsatz  genommen,  auf 


besetzung  der  vacanten  Geheimen  Finanz-Raths-8telle  jetzt  nicht  aBEiitragc% 
sondern  den  Krieges-  und  Domainen-Rath  Maassen  aus  der  Krieges-  ml 
Domainen-Kammer  zu  Hamm  gegen  Diäten  zum  Vortrag  dieser  Sachen  hiebor 
kommen  zu  lassen,  weil  dieser  vorher  bey  der  Cleyeschen  Regienmg  als  Aithi» 
varius  und  nachher  bey  der  Kammer  zu  Hamm  als  Departements-Rath  sBi 
Hoheits-Sachen  bearbeitet,  mit  Katholischen  Sachen  ebenfals  genan  bekint ! 
ist  und  die  so  abweichenden  Westphftlischen  Verfassungen  kennt,  deren  Ui- 
bekanntschaffc  in  vorigen  Zeiten  oft  eine  unrichtige  Beurtheilung  der  Siebes 
zur  Folge  gehabt  hat.  Ich  hatte  dabey  noch  erwogen,  dass  die  gedacht» 
Kammer  wegen  des  abgetretenen  Herzogthums  Oleve  einen  Arbeiter  %&! 
abgeben  könne  und  ich  habe  demnftchst  den  Krieges-  und  Domainen-Bilk 
Maassen  an  das  Geistliche  Departement  mit  den  Kirchen-,  Schul-  und  Stütt^ 
Sachen  selbst  abgeben  wollen.  Da  dieser  mein  Plan  jetzt  nicht  auszoftümi 
ist,  so  halte  ich  eine  Beschleunigung  der  Abgebung  dieser  Geistlichen  Ssdiei 
fOr  nötig,  weil  der  Geheime  Ober-Finanz-Rath  v.  Winter feldt  selbst  gegv 
mich  erkl&rt,  dass  er  die  dazu  erforderlichen  Kenntnisse  von  dem  Kathofi- 
schen Kirchen-Rechte  und  Verfassungen  nicht  besitze. 

In  Ansehung  aller  dieser  Gegenstände  haben  £.  K.  M.  auf  den  Bericit 
des  Generals  der  Cavallerie  und  Staats-lfinisters  Grafen  v.  d.  SchulenbniiK 
vom  14.  November  1803  ^)  durch  die  .  .  .  Cabinets-Ordre  vom  19.  ej.*)  n 
verordnen  geruhet,  dass  solche  von  mir  einstweilen  noch  fortgeftlhret  imd, 
so  wie  die  einzelnen  Geistlichen  und  Schul-Anstalten  so  weit  eingerichtet 
worden,  dass  sie  in  den  gewöhnlichen  Geschäftsgang  treten  könnten,  sls- 
dann  an  das  Geistliche  Departement  abgegeben  werden  sollten. 

Obgleich  dieses  nun  noch  nicht  von  allen  Geistlichen,  Kirchen-,  SchD^ 
und  Stifter-Sachen  der  Fall  ist,  so  halte  ich  in  den  jetzigen  Umständen  doch 
pflichtmässig  fOr  das  beste: 

dass    alle  solche  Gegenstände  gleich  dem  Geistlichen  Departemest 
übertragen   werden   und   mir  als  Provincial-Minister  bloss  die  CoJt- 
currenz   bey  Regulirung  der  noch  übrigen  Stifter  und  Klöster  vni 
bey    der   davon   abhängenden   Organisation  des  Pfarr-  und  Schul- 
wesens vorbehalten  bleibe. 
Im  Fall  E.  K.  M.  dieses  zu  genehmigen  geruhen,  halte  ich  aber  tnch 
ftti*  nötig,  dass  bey  dem  Geistlichen  Departement  ein  des  Katholischen  Kirchen- 
Rechts  und  der  Katholischen  Kirchen-Verfassungen  völlig  kundiger  Bath  an- 
gestellt werde,  welcher  diese  Kenntnisse  mit  Aufklärung  und  einem  liberalen 
Sinn    verbinde    und  welches  zur  richtigen  Ansicht    und    Beurtheilnng  ^^^ 
Römisch-Katholischen  Sachen    in   den  übrigen   Provinzen   £.  K.  M.  Staats 
ebenfals    wünschenswerth   ist.     Ein    solches  Subject   ist  zum  Beispiel  der 


1)  No.  666.  2)  No.  657. 
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üeges-  nnd  Donuunen-Ratb  Seh  med  ding,  der  bey  der  Krieges-  ^^^  a^^97 
•omiiiieii-Kammer  zn  Mflnster  diese  Geschifte  bearbeitet  Wegen  der  Noth- 
endigkeit  und  Nflzlichkeit  eines  solchen  Mannes  beziehe  ich  mich  anf  das 
Bugniss  eines  jeden  Unbefangenen,  der  das  Katholische  ELirchen-  und  Schnl- 
Tesen  in  der  Nfthe  zn  betrachten  Gelegenheit  gehabt,  wozn  besonders  anch 
ff  Staats-Miniater  Freyherr  vom  Stein  gehört,  der  solches  in  Mflnster 
id  den  übrigen  WestphftUschen  Provinzen  kennen  gelernt  hat  und  auch 
BD  Krieges-  und  Domainen-Rath  Schmedding  nfther  kennt.«  .  .  . 

Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme:  Mai  2 

>Zu  genehmigen,  und  da  alsdenn  allerdings  die  Anstellung  eines  des 
aäiolischen  Kirchenrechts  und  der  katholischen  Kirchenverfassung  kundigen 
laths  bey  dem  Geistlichen  Departement  nothwendig  ist,  so  soll  Ref.  mit 
lern  Staats-Minister  y.  Massow  über  die  Auswahl  des  p.  Schmedding  oder  eines 
ladem  dazu  qualificirten  Subjects  Protestantischer  Confession  sich  berathen 
md  darüber  sowie  über  das  demselben  auszusetzende  Gehalt  anderweit  ge- 
seinschaftlich  mit  dem  y.  Massow  gutachtlich  berichten.« 

Hiemach  Cabinets-Ordres  an  Angern  und  an  Massow,  Potsdam  1806 
Hai  2. 

K.  89;    Minfttoi  des  Cftbinets. 


Gabinets-Ordre    an    Hardenberg,    Massow,    Angern   s.    unter   dem  April  28 
22.  April  1806,  No.  910. 

Kominations-Patente    für    die   Bisthümer  Kujayien  und  Posen   s.  April  29 
imter  dein  11.  April  1806,  No.  907. 


912,    Immediat-Berieht  des  Staats-Mlniders  v.  Voss.    Berlin  1806  April  30 

April  30. 

K.  89.  32.  D.    AnMtBXÜgttüg. 

^  Fünt-Erzbüehofe  von  Qnesen,  Oraf  Raexynski,  sollen  die  Einkünfte  der  Abtei 
^^^  gansi  überlasBen^  der  Leutncmt  Oraf  von  HohenxoUem  dafür  aus  den  ersparten 

Fonds  entschädigt  werden.^ 

»Der  nominirte  Fürst-Frzbischof  yon  Gnesen  und  Bischof  yon  Warschau, 
Oraf  Raczynski,  hat  nach  E.  K.  M.  .  .  .  Bestimmung  bei  lezterer  Würde 
Keine  andre  Einkünfte,  als  welche  ihm  die  Kompetenz  der  Lubiner  Kom- 
mendatur-Abtei  mit  2143  Rthlr.  16  Gr.  4  Pf.  gewährt,  woyon  aber  einst- 
weilen und  bis  zur  Erledigung  der  Kommendatur-Abtei  Paradies  diejenige 
1200  Rthlr.  abgehen,  welche  E.  K.  M.  dem  jungen  Grafen  yon  HohenzoUem 
^  Jahrgeld  zu  bewilligen  geruhet  haben.  ^)  Dagegen  hat  er  bis  zu  seiner 
Päpstlichen  Bestätigung    die    auf    125  Rthk*.   monatUch  bestimmte  Kosten 

1)  Cfr.  No.  903  und  916.  2)  Cfr.  No.  916. 
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A^^ao  ^^'  AdminiBtrazion  des  Bistums  Warschan  zu  tragen  nnd  hierdnrdt  katLi 
er,  da  die  päpstliche  Konfirmazion  sich  in  die  Lftnge  ziehet,  schon  fsst  «mL 
Jahr  hingehalten  ist  nnd  yieleicht  noch  nicht  nahe  hevorstehet,  in  deu 
Fall  kommen,  fOr  geranme  Zeit  zn  Bestreitung  jener  jftrlich  1500  BAkA 
ausmachenden  Administrazions-Kosten  nicht  nur  die  jezzige,  nur  943  RtU&.J 
15  Or.  betragende  Beyenüen  vom  Bistume  Warschau  aufwenden,  sondemi 
auch  noch  266  Rthlr.  9  Or.  järlich  aus  der  erzbischöflichen  Kompetenz  te 
30/m  Rthlr.  zuschiessen  zu  müssen. 

In  dieser  Hinsicht  zum  Teil,  yorzttglich  aber  auf  den  Gnind  der  ffc 
ihn  ausgefertigten  Nominazions-Patente,  welche  bei  dem  Hoheits-Deputft* 
ment  nach  der  gewöhnlichen  Form  ausgefertigt  worden  und  daher  M 
Onesen  die  Zusicherung  der  mit  dem  Erzbistume  verbundenen  Teraponte 
und  Kompetenz,  so  wie  solche  von  den  Vorfahren  in  diesen  geistüehea 
Würden  genossen  worden,  enthalten,  glaubt  der  p.  Graf  von  Bacsj^nBÜ 
einen  giltigen  Anspruch  auf  die  bisherige  Beyenflen  des  gedachten  fio» 
bistums  und  des  Bistums  Warschau  zu  haben,  insofern  davon  nicht,  wii 
bei  ersteren  geschehen,  Abzflge  zu  bestimmten  Zwekken  gemacht  mL 
Diese  Meinung  ist  jedoch  ungegrflndet,  denn  E.  K.  M.  Höchste  Kabineta- 
Ordre  v.  22.  Januar  v.  J.^)  ist  und  bleibt  die  einzige  Norm  filr  das  kflif- 
tige,  mit  beiden  in  Rede  stehenden  Würden  verbundene  Einkommen,  uf 
welche  die  Fassung  der  Nominazions-Patente  keine  abftndemde  nnd  ei^ 
weitemde  Wirkung  haben  kann. 

Dagegen  scheint  es  nicht  unbillig  zu  sein,  von  dem  p.  Grafen  ▼. 
Raczynski  die  temporeUe  Aufopferung  seines  ganzen  Einkommens  als  Bisehof 
von  Warschau  nebst  einem  Zuschüsse  aus  den  erzbischöflichen  Revenfies 
Behufs  der  eingangsgedachten  Administrazion  abzuwenden  und  flberhaopt 
denselben  gleich  in  den  unverkürzten  Genuss  der  Kompetenz  von  der 
Kommendatur-Abtei  Lubin  zu  sezzen,  da  mit  dem  Bistume  Warschau  kdite 
andre  Revenue  als  diese  verbunden  ist. 

Um  dieses  zu  bewirken  käme  es  auf  Ersaz  der  gedachten,  auf  diese 
Kompetenz  einstweilen  angewiesenen  Pension  des  jungen  Grafen  von  Hoheih 
zoUem  zu  1200  Rthlr.  an  und  dazu  fehlt  es  nicht  an  Fonds.  Denn  teüs 
sind  von  den  Südpreussisohen  erzbischöflichen  Kompetenzgeldem,  wddie 
mein  .  .  .  Bericht  vom  ISten  Januar  v.  J.  erwähnt,  nach  Abzug  der  dem 
Erzbischof e  ausgesezten  30000  Rthlr.  und  der  den  Südpreussisohen  Scbol- 
fonds  .  .  .  bewilligten  10000  Rthlr.  noch  1289  Rthlr.  zur  Disposizion  übrig 
geblieben,  teils  gehören  zu  den  Einkünften  des  Erzbistums  noch  2592  Rthir. 
12  Gr.  9  Pf.,  welche  aus  Westpreussen  herzufliessen,  und  432  Rthlr.  16  6r. 
7  Pf.  durch  Natural-Zehend  aus  einigen  Dörfern  des  Warschauer  und 
Kalischer  Kammer-Departements,  welche  zur  Zeit  jenes  Berichts  bei  SUd- 
preussen  nicht  etatsmässig  waren,  jezt  aber  auf  die  erzbischöfliche  Kompe- 


Ij  Cfr.  No.  782. 
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OS  der  30/m  Rthlr.  in  Anrechnung  gebracht  worden  sind,    so  dass,    alle  .  ^^f)^ 
lese  Posten  zusammengenommen,  ein  Qaantom  von  4314  Rthlr.  5  Gr.  4  Pf. 
b  Erspamn^  Torhanden  ist 

£.  E.  M.  sehlage  ich  daher  .  .  .  vor,  dem  Ersbischof  Grafen  v.  Raozynski 
si  der  Lnbiner  Kompetenz  die  Abgabe  der  1200  Rthlr.  an  den  Grafen 
>n  Hohenzollem  zn  erlassen  und  diese  Pension  der  1200  Rthlr.  dem 
rafen  Hohenzollem  ans  jener  Ersparong  bis  dahin  .  .  .  zn  bewilligen, 
ISS  nach  Absterben  des  jezzigen  sehr  bejahrten  Kommendatur-Abtes  von 
tradies,  Kardinals  Albani,  diese  Pension  anf  die  Revenflen  der  dortigen 
JMei  E.  K.  M.  erster  Intenzion  gemäss  übertragen  werden  kann.  Mit  £.  K.  M. 
enehmignng  wird  sich  die  Bache  sogleich  rückwärts  vom  Iten  Jnnins  vori- 
en  Jahres  an  regoliren  lassen. 

Ich  kann  dem  nominlrten  Erzbischof  Grafen  ▼.  Raczynski  nicht  anders 
b  das  Zengnis  geben,  dass  er  sich  die  seinem  hohen  geistlichen  Stande 
&d  Posten  gemässe  Repräsentazion  angelegen  sein  lässt,  dabei  keine  Kosten 
ehenet,  und  E.  K.  M.  ihm  durch  Erlassnng  jener  1200  Rthlr.  Pension 
ben  Beweis  Allerhöchster  Billigung  geben  werden.« 

Rand- Verfügung,  geschrieben  von  Beyme:  Mai  4 

»4.  Mai  1806. 
Approbirt. « 

Hiemach  Gabinets-Ordre  an  Voss,  Potsdam  1806  Mai  4. 

OeB.-I>ir«ktoriam  SftdpreusMn  LZXn.  282.  a.    ▲iuf«rtigaag. 


913.    Rescript  des  AuswSrtigen  und  des  Hoheits-Departements  an   Mai  1 
'en  Bevollmächtigten  Minister  Frhr.  v.  Humboldt  in  Rom.    Berlin  1806 

Mai  1. 

B.  7.  C.  25.    Concept;  Anweisung  Ton  Banmer  in  B.  XI.  Bom. 

^f^chleunig%mg  des  Oesekäftsganges  mit  dem  Cabineta-Ministerium  und  dem  Hoheits- 

depcvrtemenl. 

»Bei  der  von  Uns  stets  mit  Wohlgefallen  bemerkten  zweckmässigen  und 
naiwterhaften  Führung  der  euch  anvertrauten  Geschäfte  ist  Unsere  Absicht 
OUT  aimoch  dahin  gerichtet,  dass  dem  hiesigen  Gange  dieser  Angelegen- 
i^eiten  und  der  dabey  Statt  findenden  Concurrenz  Unseres  Cabinetsministerii 
^d  Unseres  Hoheits-Departements  eine  solche  Richtung  und  ein  solches 
Verhältnis  gegeben  werde,  welche  Einfachheit,  Leichtigkeit  und  Beschleu- 
%u«  verbinden. 

Dieser  vereinigte  Zweck  wurde  bisher  nicht  vollkommen  erreicht,  wenn 
^e  innere  Behörde  an  das  Hoheits-Departement,  dieses  an  das  Cabinets- 
^iBiaterium,  und  dieses  wiederum  an  euch  schrieb,  und  wenn  auch  demnächst 
"wse  Sachen  eben  den  weitläufdgen  Weg  wieder  zurückgingen. 


1 
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Mail  ^^  finden  daher  gut,    dasg  in  bloss  inneren  Staats-  und  PrivsUi^ 

legenheiten,  yon  denen  Wir  beyspielsweise  die  Ehedispensationen,  Becnliii- 
sationen,  Habilitationen,  Ablassbreyien,  Dispensationen  ab  aetate  Oanmüca 
anfflhren,  von  Unsenn  Btaatsminister  Fhm.  von  der  Beck,  als  Chd  des 
Hoheits-Departements,  allein,  ad  mandatnm,  an  euch  resciibiit  werde  ml 
ihr  die  Berichte  darauf  an  ihn  allein  titnlo  Begis  zu  seiner  Eröffiiimg  naiv 
Adposition  der  römischen  Ausfertigungen  adressiret. 

Sobald  aber  neben  und  bey  jenen  inneren  Staats-  und  Privatrerldlt- 
nissen  irgend  ein  politisches  Interesse  versiret,  werdet  ihr  Beecripte  si 
mandatum  yom  Cabinets-Ministerio  und  yom  Hoheits-Departement  gemeb- 
schaftlich  unterzeichnet  erhalten  und  darauf  Berichte  in  simplo  und  niekt 
mittelst  Duplicate  titulo  Begis  zui-  Eröffnung  beider  Departements  erststta 
und  den  Dep^hen  an  das  Cabinets-Ministerium  beyschliessen. 

Endlich  yersteht  es  sich  von  selbst,  dass  blosse  politica  nach  wie  vor 
der  Qegenstand  von  Bescripten  sind,  welche  das  Cabinets-lfinisterium  sUät 
erlftsst  und  auf  welche  ihr  allein  an  dieses  berichtet 

Wir  erwarten  demnach  die  Befolgung  dieses  Geschäftsganges  und  t^ 
sprechen  Uns  davon  eine  gute  Wirkung  fOr  das  Wohl  der  Angelegenheit^.« 


Mai  2           Cabinets-Ordres  an  Angern  und  an  Massow  s.  unter  dem  27.  Apd 
1806,  No.  911.  

Mai  4  Cabinets-Ordre  an  Voss  s.  unter  dem  30.  April  1806,  No.  912. 


Mai  5         914.    Staats-Minister  Graf  Haugwitz  an  den  Staats-IWimster  Frtr. 

V.  d.  Recic.     Berlin  1806  Mai  5. 

B.  7.  G.  25.  B.  B.    A-Osfertigiug. 

Die  von  HumbokU  gemeldete  Antwort  des  Papstes  auf  das  KonfirmaHons-Oesueh  fii 
die  Wahl  in  Qnesen  und  Warschau.    Die  Kasten  dieser  EJonfirmationS. 

.  .  .  »Dass  das  Bisthum  Warschau  bei  der  Vereinigung  mit  Gneses  ia 
einer  Person  nach  der  angefahrten  Observanz  nicht  mit  dem  BischoMtd, 
sondern  nur  titulo  administrationis  ad  dies  vitae  gegeben  werde,  dagegei 
wird  wohl  kein  Bedenken  statt  finden.  Auch  wird  man  abwarten  mflsses, 
ob  fttr  den  Grafen  v.  Baczynski  als  Erzbischof  von  Gnesen  die  Forminuf 
eines  neuen  canonischen  Processes  zu  umgehen  sein  werde.  Was  auch  ferner 
das  erzbischöfliche  paUium  betrift,  dessen  Nichtannahme  der  p.  v.  Hnmboldt 
gleichfalls  für  schwierig  hält,  so  sind  wenigstens  die  Kosten,  nach  der  Be- 
merkung desselben,  von  keiner  Bedeutung ;  und  es  wird  mehr  darauf  an- 
kommen, ob  die  Annahme  des  pallii  vielleicht  in  Bflcksicht  eines  dabei  n 
leistenden  besondem  Eides  oder  des  modi  traditionis  oder  auch  sonstiger 
Effecte  bedenklich   und  ob  dasselbe  im  letzten  Gnesenschen  Falle  wirklieh 


1)  Cfr.  No.  902  und  922. 
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orüieilt  und  eingelösst  ist;  als  worfiber  die  Archir-Acten  nichts  ergeben  und    ^^^ 
ch  von  dem  p.  von  Humboldt  nfihere  Auskunft  einziehe. 

Was  die  Kosten  in  Rflcksicht  der  Bisthflmer  an  sich  betritt,  ...  so 
rird  es  am  besten  sein,  dass  der  Erzbischof  und  Bischof  an  die  M.  Fried- 
lender  &  Comp,  zahlen,  was  der  p.  v.  Hnmboldt  auf  dieses  Haus  zieht; 
ind  werde  ich  zu  seiner  Zeit  von  letzterem  die  genauere  Angabe  einfordern. «... 


915.  Das  SOdpreussische  Departement  »an  die  SOdpreussisehe  Kammer  Mai  7 

n  Posen«.     Berlin  1806  Mai  7. 

OeiL-Dixektoriiiiii  BftdpreiuMii.  LXXII.  1110.    Oonoept,  gw.  Voss. 

Die  Anordnungen  in  Bexdekimg  auf  die  fernere  Erfüüung  der  aus  beaondem  Stif- 
ungen  herrührenden  geistlichen  Verpflichtungen  des  aufgehobenen  dortigen  Josephiner- 

Klosters,* 

>Der  nominirte  Fflrst-Erzbischof  von  Onesen,  Oraf  von  Raczynski,  hat 
Uns  m  der  .  .  .  Eingabe  vom  7.  v.  Mts.  angezeigt,  welche  Anordnungen  er 
iIb  Bischof  von  Posen  in  Beziehung  auf  die  fernere  Erfüllung  der  aus  be- 
besondem  Stiftungen  herrührenden  geistlichen  Verpflichtungen  des  aufge- 
hobenen Josephiner-Carmeliter-Klosters  zu  Posen  getroffen  hat  und  welche 
Hindernisse  bei  ihrer  Ausfflhrung  durch  Eure  Dispositionen  in  Absicht  der 
SSnsen  von  den  Fundations-Eapitalien  besagten  Klosters  und  durch  Eure 
Weigerui^,  diese  nach  seinem  Antrage  abzuändern,  entstehen. 

Dies  giebt  uns  Veranlassung,  Euch  zu  eröfnen,  dass  das  Vermögen 
eines  eingezogenen  Klosters  sich  nattirlich  nicht  anders  als  nach  Abzug  der 
darauf  haftenden  Verbindlichkeiten  und  der  zu  ihrer  ErfQUung  erforderlichen 
Kosten  verstehet.  Auch  bei  dem  eingezogenen  Josephiner-Kloster  müssen 
daher  die  geistliche  Verpflichtungen  und  die  dazu  ausgesetzte  Fonds  sorg- 
ftitig  ausgemittelt  werden  und,  so  wie  der  Bischof  für  die  Erfüllung  jener 
geisüichen  Obliegenheiten  zu  sorgen  hat,  so  müsst  Ihr  zur  Gfewahrung  der 
deshalb  fondirten  Fonds  gehörig  beitragen. 

Mit  Unrecht  habt  Ihr  daher  die  hiehin  gerichtete  Anträge  des  Bischofs 
Abgelehnt;  Ihr  müsst  vielmehr  die  Sache  nach  den  vorgedachten  Grund- 
B&tsen  behandeln.«  .  .  . 

916.  Staats -Minister  v.  Voss  »an  den  FUrst-Erzbisehof  von  Gnesen  Mai  8 
und  Bischof  von  Warschau,  Grafen  Raczynski«.    Berlm  1806  Mai  8. 

OeiL-Direktoriiim  S1kdpreii8i«]i.  LXXIL  282.  a^    CoBo«pt,  ges.  Voss. 

THe  Einkünfte  des  Erxbisthums.    Aufhebung  des  Äbxuges  für  den  Grafen 

von  HohenxoUemA) 

. .  .  »Ueber  Ihre  Einkünfte  entscheidet  nur  die  Königliche  Kabinets- 
Cyrder  vom  22.  Januar  v.  J.  In  dieser  sind  selbige  aufs  deutlichste,  auch 
nur  allem  in  Zahlen  ausgedruckt  —  und  £.  F.  G.  ganz  bestimmt  als  Erz- 


1]  Cfr.  No.  903  und  912. 
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Ma^  bisohof  von  Onesen  und  Bischof  von  Warsehan  =  90000  Thaler  in  nmd« 
Summe  nebst  der  Kompetenz  von  der  Lubiner  Kommendatur-Abtei  beigelegt, 
letztere  jedoch  mit  dem  temporellen  Abzug  von  1200  Thaleni  flir  den 
Lieutenant  Grafen  von  HohenzoUem. 

Diesen  Abzug  haben  inzwischen  des  Königes  Maj.  zum  Beweise  Smi 
Wohlwollens  E.  F.  0.  auf  meinen  Vortrag  mittelst  Kabinets-Reaolnlion  Ton 
4.  d.  M.  und  zwar  schon  vom  1.  Junius  v.  J.  ab  zu  erlassen  und  die  Peosioi 
des  Grafen  von  HohenzoUem  Selbst  auf  die  Warschauer  Krieges-  md 
Domänen-Kasse  zu  flbemehmen  geruhet. 

Indem  es  mir  zum  wahren  Vergnflgen  gereicht,  £.  F.  6.  von  dieier 
Königlichen  Huld  gegenwärtig  ganz  ergebenst  zu  benachrichtigen,  bemerkt 
ich  zugleich  ebenmässig:  dass  Ihnen  die  Warschauer  Kammer  die  aus  d« 
Lubiner  Kompetenz  pro  1806/6  an  den  Grafen  von  HohenzoUem  entric^ 
teten  1200  Thaler  erstatten  —  die  Posener  Kammer  aber  vom  1.  k.  E| 
an  statt  der  jetzigen  943  Rthlr.  15  Gr.  4  Pf.  die  ganze  Kompetenz  im\ 
Lubin  mit  2143  Thalem  16  Gr.  4  Pf.  in  Quartal-Raten  zahlen  lassen  wird.«' 


Mai  10         917.  Bericht  des  BevollmSchtigten  Ministers  Frhr.  v.  Humboldt   Bm 

1806  Mai  10. 

R.  XI.  Born.    Eigenhftndige  chUKrirt«  Aiufertigimg;  nAch  der  Dechilbinmg. 

Die  Sendung  deUa  Oenga^s  nach  BegenahuirgS)    Absieht^  dort  unabhängig  vom  Beieki' 

tage  mit  Preussen  gesondert  xu  unterhandeln^ 

...  »Le  Prälat  deUa  Genga  partira  la  semaine  prochaine  pour  Raüi> 
bonne,  si  sa  sant6  qui  n^est  gu^res  enti^rement  r^tablie  encore,  ne  s'y  oppow 
point.2)  Le  plan  de  la  Cour  de  Rome  est  qu^U  traite  actuellement  avee  Im 
plus  grands  d^entre  les  Princes  d'AUemagne  et  nomm^ment  avec  ceux  qM 
la  paix  de  Presbourg  d^clare  en  quelqne  fa^on  ind^pendans  de  TEmpin, 
mais  que  les  affaires  des  autres  s'arrangent  k  la  Di^te.  II  se  rendra  doie 
au  Premier  lieu  aupr^s  de  l'^lecteur  Archi-Ghancelier  et  aupr^  du  Bot  de 
Bavi^re.  Je  sais  quHl  essayera  aussi  d^entamer  une  n^gociation  ponr  ki 
Provinces  nouvellement  acqnises  par  Y.  M.  avec  son  lüfinistre  k  Ratisbonse; 
mais  j'ai  r^p^t^  k  cette  occasion  au  Cardinal  Consalvi  que,  comme  Y.  M., 
en  d^darant  fermement  qu'EUe  ne  traiteroit  point  k  la  Di^te  sur  ees  objets, 
avoit  toujours  ajout^  qu'Elle  ne  Touloit  regier  ees  objets  qu'k  Rome,  et  qw 
je  doutois  par  cette  raison  qu'Elle  oondesoendit  k  une  n^gociation  kBt^ 
bonne,  quoiquHnd^pendante  de  la  Di^te.«  .  .  . 


1)  Cfr.  No.  848. 

2}  Am  26.  April  1806  hatte  Humboldt  berichtet:  »Le  Prälat  della  Oeap 
devoit  partir  sous  peu  de  jours  pour  TAUemagne  et  nomm^ment  ponr  Mmic 
Mais  une  maladie  grave  et  impr^vue  le  force  k  diff^rer  son  d6part  eneore  d« 
quelques  semaines.« 
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918.    Schreiben  des  Papstes  Pius  VII.  u  den  KSnig.    Rom  1806  ^^^ 

17. 

K  67.  B.  L  C.  21    Abflckrift,  d«r  auch  «in«  ft»n»5«acht  üeberwtaniBg  bei««ft(t  Ut;  BeU»ge 
n  d«B  Bariehto  Ton  Goerti  Tom  SO.  Juni  ISO6.1) 

Wünsehi  durch  den  Ntmtius  deüa  Qenga  direkt  mit  dem  Könige  nu  verhandeln.^ 
»Sereniflaiino  ac  Potentissimo  Friderico  Wilhelmo  Boruasiae  Regi  XUustri. 

piuB  p.  p.  vn. 

Seremssime  ac  Potentissime  Rex.  Non  sine  snmmo  animi  moerore  cogitare 
poBsumiiB,  quem  in  locnm  addactae  ^)  nnnc  fnerint  in  Oermania  res  Gatholioae 
teü^onis  propter  ea,  quae  novissime  in  his  regionibos  evenenint.  Post  efinsas 
istar  yestibnlnm  et  Altare  lacrymas  missasque  ad  ipsnm  Ecclesiae  Anctorem 
Deam  preces,  nt  Nobis  DiTinam  opem  impertiat,  postnlat  Nostri  Ministerii 
ratio,  nt  serio  animum  adjiciamns  ad  ea  praestanda  remedia,  qaae  a  Nobis 
idhiberi  possnnt  qoaeqne  ntiliora  et  opportoniora  jndicamus.  Ea  de  causa 
■  Germaniam  mittere  consütoimns  extra  Ordinem  Apostolicnm  Nuntiam, 
qoi  cuncta  praesens  noscat  atque  eos,  qni  Sommo  potinntor  Imperio^  yehe- 
nenter  roget,  nt  non  solnm  catholicam  reUgionem  iis  muniri  permittant 
tnxilÜB,  qnae  ad  eam  retinendam  et  conseryandam  snnt  necessaria,  sed 
fltiam  nt  omnem  opem  conferant  in  restitaendum  Gatholicnm  cnltnm,  Eccie- 
uutieam  disciplinam,  Ecclesiae  libertatem.  Et  qnoniam  non  solnm  mnlta 
nmt  cnranda  et  proyidenda,  nt  existat  et  oonseryetnr  Catholioa  religio  in 
iii  regionibns,  qnae  potentissimo  Regno  Altitudinis  Tnae  noyissime  acces- 
aenmt,  sed  etiam  Tibi  exploratnm  esse  oportet,  qnod  antiqni  snbditi  cathoUci, 
<Ioi  in  Tna  ditione  commorantur,  pleno  ac  libere  catholicam  religionem  exer- 
€^  prohibentnr,  qnod  sane  aliennm  esse  scimns  a  yoluntate  Tna,  hoc  est 
jutiflsimi  Principis,  qni  pari  modo  Snbditos  omnes  tamqnam  diligit,  idcirco 
Apostolicnm  Nuntinm  speciatim  dirigimns  ad  Regiam  Majestatem  Tnam,  nt 
Tibi  yel  per  sese  praesens,  si  opus  fuerit,  te  conyeniens,  yel  per  Ministros 
tBos  commorantes  Ratisbonae,  quo  Eum  directe  mittimns,  intimes  animi  Nostri 
1608118  aperiat  atque  ostendat,  qnantnm  quamque  yehemens  atque  ardens  sit 
desiderium  Nostmm  pro  bono  Ecclesiae  Tuommqne  Subditomm  Gathoüco- 
nun  et  quae  Nostra  sint  yota,  ut  ea  remoyeantnr,  quae  impedimento  sunt 
qnominus  Catholica  religio  libere  exe;rceatur.  Hoc  autem  munns  commissi- 
mns  Venerabili  Fratri  Hannibali  Archi-Episcopo  Tyri,  cujus  perspectam 
l>^mas  fidem,  solertiam,  prudentiam,  integritatem  remmque  Germanicamm 
lunm  atque  peritiam.  Is  a  Nobis  jussus  est  omnem  dare  operam,  ut  re- 
medinm  aliquod,  quantum  in  Nobis  est,  adhibeatur  damnis  grayissimis,  quae 
liActenus  pertulit  quaeque  in  dies  perfert  Gatholica  Religio,  oumque  ipse  ex- 
ploratnm habeat  et  qualia  sint  haec  damna  et  qnale  Nos  remedium  afferri 
^piamus,  Nobis  aptissimus  yisus  est  ad  implendas  commissi  sibi  muneris 
partes. 


1)  No.  938.  2)  Cfr.  No.  764. 

3)  Vorlage  »addnctu« ! 
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^Y^„  Haeo  Gauss  est  propter  quam  Begiae  Altitudini  Tnae  GadioUeae  reu 

gionis  negocia,  quae  Tibi  subjectos  Populos  attingunt,  Tibi  exponi  et  pirti 
fieri  yolnmus.  Tute  intelligis,  quae  Nostra  in  bac  re  cum  et  sobeitod 
esse  debeat;  Nosque  pro  Summa  bumanitate  Tua  animique  magnitudine  certi 
speramus  fore,  ut  Apostolicum  Nuncium  Tuo  patrocinio  digneris  Enmque  iii 
adjuves  Auctoritate  et  potestate  Tua,  ut  Nos  optata  conseqnamiir ;  ita  aliqv 
ex  parte  soUioitudines  allevabis  Nostras  tristitiamque  qua  premimur  nifr 
gabis,  et  Nos  in  ea  re  praeclarum  pignus  babebimus  Tuae  in  Nos  amieitiiai 
per  quam  respondebis  Nostrae  Estimationi  et  amicitiae  in  Te  pari,  qiui 
toto  corde  profitentes  Deum  0.  M.  exoramus,  ut  Tibi  diutissiinam  concedii 
vitam  felicissimumque  regnum  in  Tui  ipsius  gloriam  Tuommque  populonm 
utilitatem.     Datum  Romae  die  17.  Maji  1806. 

Pontificatus  Nostri  Anno  YII.«  ' 

Dieses  Schreiben  wurde  als  fSrmliohe  Beglaubigung  fttr  della  Gengi 
erkannt  und  daber  seine  Annahme  abgelehnt:  cfr.  No.  950. 


Mal  20         919.    Staats-Minitter  v.Massow  an  den  Staats-Minister  Graf  Ho}» 

Berlin  1806  Mai  20.  1 

B.  46.  B.  165.  a.    Oonoept,  gtt.  Mbmow. 

Ob  die  swHrten  Untersuchungen  wegen  Ueberlastung  kaikoliacher  Kireken  an  ff^ 
tesianüsehe  Gemeinden  jetxi  wieder  oufMimehmen  seien? ^) 

»£.  E.  gebe  ich  mir  die  Ehre,  eme  immediai-Eingabe  der  evangefiMlh 

lutherischen  Gemeinen  zu  Nilbau  ,^]  Simbsen^)  und  Schabenan^]  vom  7.  i, 

welche  des  Königs  Maj.   an  Uns  remittirt  haben,  worin  sie  um  Bt 

der  ihren  Vorfahren  von  den  Katholiken  entrissenen  Kirchen  gebeten 

...  zu  communiciren,  zugleich  aber  um  Dero  .  .  .  Sentiment  lu  bitten: 

ob  nicht  allgemein  diese  Angelegenheit  bei  des  Königs  Maj.  in 

regung  zu  bringen  und  auf  Aufhebung  der  durch  die  Kabine 

vom  22.  October  1805^)   allgemein   sistirten  Untersuchungen 

Zurückgabe  katholischer  Kirchen  anzutragen?« 

Hoym's  Antwort  vom  31.  Mai  1806  s.  in  Massow's  Schreiben  anB( 
vom  24.  Juni  1806,  No.  936. 


1)  Cfr.  No.  877,  893  und  936. 

2)  Kr.  Glogau.  3)  Kr.  Guhrau. 
4)  Nq.  876. 
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920.  Bericht  des  BevollffläcMigten  Ministers  Frlir.  v.  Humbeldi  Rom  J^, 

i806  Mai  24. 

S.  X.  79.    Eigvnkbidiga  ehiffrirte  Ausferiignng ;  naeli  der  DeeldJErinmg. 

Ma  OengtCz  Eeise  naeh  Deutschland  und  seine  Zwecke.  Unterredung  mit  dem 
fiardmal  Consalvi;  die  Sendung  eines  Nuntius  oder  doch  eines  Agenten  nach  Berlin 
mst  Humboldt  nachdrücklich  xurück;  mit  dem  Papste  selbst  hierüber  xu  verhandeln 
dwt  er  ab.  Die  Absicht  della  Oenga's  n<tch  Berlin  xu  kommen,  auch  unn  Beschwerden 
wxubrwgen,  bekämpft  er;  deUa  Oenga  werde  wohl  mit  den  preussisohen  Gesandten 
n  München  und  Regensburg  xunächst  verhandeln.  Oünstiger  Eindruck  der  Ernennung 

Humboldts  »um  Mimstre  plenipotentiaire  in  Eom.^) 

Der  Prelat  della  Oenga  ist  am  18.  Mai  von  Rom  abgereist:  ...  >on 
tnitait  avec  an  mist^re  extreme  tont  ce  qni  avoit  trait  k  sa  mission  et  ses 
iostnictions.  Je  remarqnois  cependant  qn'on  n'a  point  encore  abandonn^ 
ioi  l'id^  de  traiter  snr  les  arrangemens  ^cl^siastiqnes  k  prendre  ponr  les 
nonvelles  provinces  de  V.  M.,  non  pas  k  la  Y6nt6  k  la  Di^te,  mais  cepen- 
laut  en  Allemagne,  et  je  pressai  le  Cardinal  S^r^taire  d'Etat  de  s'onvrir 
davantage  snr  ses  plans  k  cet  6gard;  et  comme  en  m6me  tems  je  re^ns  la 
nouyelle  que  Y.  M.  m'avoit  fait  la  grace  de  me  conf^rer  le  caract^re  de 
HiniBtre  plenipotentiaire,  tont  cela  ensemble  donna  occasion  k  la  Oonr  de 
Borne  de  d^velopper  nne  id^e  qn'elle  avoit  en  autrefois,  mais  dont  pendant 
tont  le  tems  de  mon  s^jonr  ici  il  n'avoit  pas  encore  6t6  fait  mention. 

Anssitdt  qne  j'ens  senlement  pr6venn  et  d^nne  mani^re  pnrement  con- 
fidentielle  le  Cardinal  S^cr^taire  d'Etat  de  ma  nonvelle  nomination  et  qne 
je  lui  ens  donn6  le  rescript  ostensible^)  re^n  de  la  part  de  V.  M.,  il  com- 
men^  d'abord  par  m'entretenir  de  la  satisfaction  qne  le  Pape  ressentiroit 
de  cette  nonvelle  marqne  des  intentions  bienveillantes  de  Y.  M.,  mais  ajonta 
qne  le  8t.  P^re  avoit  depnis  longtems  d^ir6  d'avoir  anssi  de  Son  cdt6  nn 
agent  k  Berlin,  qne,  comme  on  connoissoit  la  m6fiance  qne  le  nom  d'nn 
Konce  inspiroit,  nn  simple  abb6  sons  le  titre  de  Charge  d^affaires  d^ponrvn 
de  tont  droit  de  s'ing6rer  dans  les  affaii'es  ^cl^iastiqnes  des  snjets  de  Y.  M. 
et  aniqnement  destin6  k  ^tre  l'interpr^te  des  sentimens  dn  St.  P^re  envers 
^-  H.  Ini  snffiroit,  et  qne  le  Pr61at  della  Genga  devoit  t&cher  de  proposer 
Mt  arrangement  k  Y.  M.  pendant  son  s^jonr  en  AUemagne.  Le  Cardinal 
m'assnra  en  m^me  tems  qne  cet  objet  endormi  depnis  longtems  ^toit  nn 
V^t  des  instmctions  dn  Prälat  della  Genga  et  qne  r^vdnement  actnel  avoit 
pAni  senlement  convenable  an  Pape  ponr  en  faire  mention  envers  moi. 

Tose  me  flatter  qne  Y  M.  daigne  me  rendre  la  justice,  qne  je  n'ai 
Jamals  ndglig^  d'^tre  anssi  attentif  que  possible  k  tont  ce  qni  conceme  ses 
^t^Tlta  ici,  et  je  crois  avoir  r^nssi  k  d^convrir  qnelqnefois  ce  qn'on  cachoit 
avec  Boin;  comme  cependant  les  affaires  relatives  k  la  mission  dn  Prdat 
^^  U  Oenga  ^}  n'ont  ^t^  trait^s  qn'entre  Ini,  le  S^cr^taire  d'Etat,  et  pent- 

1)  Cfr.  No.'921.  2)  Cfr.  No.  906,  am  Schlüsse. 

3)  Cfr.  No.  686. 

^'»Kier,  Preusen  und  die  katli.  Kixdhe.    DL  34 
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M^?9i  ^^^  ^^  ^^  ^^^^  autreg  Cardinaux  encore,  il  ^toit  ausai  bien  qu'ifflposiiyi 
d'apprendre  ce  qn'on  avoit  dessein  de  d^rober  k  ma  oonnaiflaance,  etji 
n^ose  d^cider  moi-m^me  si  l'asaertion  du  Cardinal  S^r^taire  d'Etat  est  Yrtjt 
ou  si  cette  id^e  n'a  6t6  r6yeill6e  que  par  ma  nonvelle  nomination.  QooiqA 
en  seit,  les  ordres  que  V.  M.  a  daign^  me  donner  dans  mes  insinictiiiü 
sont  entiferement  positifs  et,  quoiqu'il  n'y  soit  pas  fait  mention  expreatj 
d'un  simple  agent  ou  cliarg6  d'affaires  tel  qu^une  cour  s^culi^re  peat  iWi 
voyer,  je  suis  persuad^  que  tout  envoy  d'un  agent  papal  destin^  ä  r^sM^ 
ä  Berlin  ou  dans  les  Etats  de  Y.  M.  seroit  enti^rement  nuisible  k  ses  intäid 
et  pourroit  devenir  nne  souree  d'inconv^niens  tr^s  graves. 

Je  me  suis  donc  cru  en  devoir  de  ne  pas  passer  l^^rement  sur  titM 
idde,  mais  de  la  combattre  de  toutes  mes  forces  et  de  la  d^truiie,  sll  ^i 
possible,  et  snrtout  de  faire  que  Tacte  de  reconnoitre  mon  nouveaa  ti 
nV  fut  11^  en  aucune  mani^re,  mais  que  cette  occasion  servit  an  con 
k  6ter  k  la  cour  de  Rome  l'espoir  dont  eile  pouvoit  peut-^tre  encore 
flatter.  Je  commen9ai  donc  par  rappeller  au  Cardinal  la  n6gociation  en 
en  1797^)  sur  un  semblable  projet  et  je  t&chal  ünsi  d'^viter  ä  diseiiter 
nouveau,  quoique  verbalement  seulement,  un  point  dont  la  diseaasioD  m 
peut  devenir  que  d6sagr6able,  puisqu'il  touche  direotement  les  prineipes  rar 
lesquels  il  est  presqulmpossible  que  la  Cour  de  Rome  puisse  avouerj^aiii 
de  convenir  avec  une  Cour  protestante;  mais  comme  le  Cardinal  Sdcr^tain 
d^Etat  se  plaignit  de  la  ndte  que  TAbb^  Ciofani  avoit  remise  en  1797, 
conmie  il  insista  qu'il  faloit  pourtant  entre  Cours  Souveraines  observer  mo 
certaine  r^ciprocitö,  et  qu'il  ajontä  qn' aucune  Cour  n'^toit  jamais  aU6e  s  kn 
de  ne  pas  m^me  vouloir  admettre  un  simple  charg^  d^affaires  du  Pape:  js 
vis  bien  que,  si  je  ne  voulois  pas  n^liger  Tordre  que  V.  M.  m'adonn^tit 
combattre  partout  une  pareille  id6e,  11  faloit  aborder  franchement  la  qoesdoi 
et  je  le  fis  saus  h6siter. 

Je  d^larai  au  Cardinal  que  V.  M.  avoit  donn^  et  donnoit  encore  fri- 
quemment  des  preuves  des  ^ards  qu'Elle  daignoit  avoir  pour  le  Pape  codum 
Souverain  et  m^me  comme  Chef  d'une  r^ligion  k  laquelle  Elle  accordoit  vss 
libert^  enti^re  et  une  ^alit^  parfaite  de  droits  dans  Ses  Etats,  mais  qu 
la  Cour  de  Rome  ne  sauroit  nier  elle-m6me  que  ses  rdlationa  avec  les  antra 
Etats  avoient  cela  de  particulier  que  presque  le  senl  int6r^t  qn'elle  y  preiMä, 
regardoit  toigours  leurs  propres  sujets  et  que  les  droits  qu'eUe  y  pr^^ 
doit,  touchoient,  on  ne  peut  pas  de  plus  pr^s,  aux  droits  souverains  eox- 
m€mes,  et  que  par  cette  circonstance  ces  r^lations  devenoient  d'une  d^ea- 
tesse  extreme ;  les  sentimens  personnels  du  St.  P^re,  continuai-je,  ^toient  i 
la  y6nt6  un  sür  garant  qu'aucun  de  ses  agens  n'essay&t  pas  mtoe  d^empi^t^ 
sur  les  droits  que  la  Cour  de  Rome  ne  poss^doit  point;  Tobservatioii  (fl^ 
le  Cardinal  S^r^taire  d'Etat  m'avoit  faite  qu'une  Cour  pouvoit  facileoent 


1)  Cfr.  Bd.  VII,  No.  304,  u.  a.  m. 
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ADir  dans  de  jnstes  bomes  m^me  un  Nonce  et  plns  facilement  encore  un  «/^i 

imple  Agent,    ^toit  d'nne  justesse  parfaite;    mais    ce  n^^toit  pas  tant  la 

ffainte  de  la  violation  de  ses  v^ritables  droits  qui  rendoit  une  Com*  moins 

lispos6e  au  projet  eu  question,  que  celle  que  la  pr^ence  d*un  Agent  papal 

16  produise  beancoup  de  petites  questions  qui,  ä  la  longue,  pouvoient  troubler 

a  bonne  harmonie  entre  les  denx  cours  et  faire  nattre  une  m^fiance  mntuelle, 

(ortout  si  l'agent  un  jour  6toit  un  honune  inquiet,  peu  discret  ou  ambitienx. 

f'ajoutai  enfin  que  la  reciprocit^,  de  laquelle  le  Cardinal  parloit,  n'existoit 

fäB  dans  le   cas   pr^ent,    puisqne  Y.  M.   avoit  bien  des  affaires  k  Rome, 

pnisqu'EUe   daignoit  y  prot^er  les  int^r^ts  de  ses  sujets  catholiques,  mais 

ine  le  m^me  cas  n'avoit  pas  Heu,  k  franchement  parier,  pour  le  Pape  k  Berlin. 

V.  M.   daignera  sHmaginer  que  le  Cardinal  ne  convint  pas  de  ce  rai- 

Bonnement,  quoiqu'il  le  combatit  fort  faiblement;   loin  de  prolonger  alors 

la  discussion  dans  la  quelle  je  n'6tois  entr^  que  malgr6  moi,  je  me  contentai 

de  dire  au  Cardinal  que  j'avois  du  lui  donner  ces  explications  pour  lui  faire 

Toir  que  la  Conr  de  Berlin  envisageoit  ce  point  d'une  maniöre  qui  ne  fesoit 

tort  en  rien  ä  ses  sentimens  envers  celle  de  Rome,  mais  que  la  crainte  du 

eontraire  alt^reroit  ses  r61ations  avec  eile,  la  d^toumeroit  du  projet  de  [ne] 

s^^oigner  d'une  marche  qu'on  avoit  tenue  avec  un  si  heureux  succ^s  jusqu'ä 

pr^ent;   que   du  reste  je  ne  pouvois  dor^navant  dire  autre  chose,   si  non 

que  la  ndte   de  1797   montroit  ^videmment  qu'elles  avoient   6t6  alors  les 

i^Aximes  de  Y.  M.  k  cet  ^gard;    que  les  instructions  que  j'avois  re^ues  en 

venant  ici,  ^toient  6galement  positifes,  qu^elles  n^ avoient  pas  6t6  r6voqu6es 

depnia  et  que,  quoique  Y.  M.  avoit  pü  croire  abandonn^  ce  projet  du  Pape, 

puisqne  pendant  pr^s  de  quatre  ans  on  ne  m'avoit  pas  donn6  la  plus  petite 

occasion  d'en  parier  dans  mes  d^p^ches,  j'^tois  sür  cependant  que  ses  inten- 

üous  nMtoient  pas  diffdrentes  k  pr^ent. 

Le  Pape  voulüt  Ui-dessus  me  parier  lui-m^me  sur  cet  objet,  mais  je 
le  d^clind  en  repr^sentant  au  Cardinal  S^r^taire  d^Etat  qu'il  seroit  embar- 
nissant  pour  moi  de  discuter,  pour  ainsi  dire,  avec  le  Souverain  lui  m^me 
un  point,  sur  lequel  le  seul  parti  sage  k  prendre  6toit  de  d^larer  franche- 
luent  et  amiealement  les  maximes  de  la  Cour  sans  entrer  dans  des  ddtails 
ult^rieurs. 

Dans  toutes  ces  contestations  je  m'apper^us  clairement  qu'on  se  seroit 
B^^  volontiers  du  changement  actuel  de  mon  titre  pour  fonder  en  quel- 
4ve  fagon  sur  lui  la  proposition  en  question,  et  je  diffSrai  pour  cela  de 
&ire  la  notification  officielle  de  ma  nomination.  Je  dois  avouer  k  la  v6rit6 
<luon  n'a  jamais  fait  semblant  seulement  de  vouloir  diff^rer  Tacte  de  me 
reconnaitre;  au  contraire  le  Cardinal  S^cr^taire  d'Etat  a  r6p^t^  souvent, 
^mbien  la  Cour  de  Rome  agr^^roit  la  d6marche  faite  par  Y.  M. ;  mais  il 
^c  dit  cependant  qu'il  vouloit  ajouter  k  la  nöte,  dans  la  quelle  il  recon- 
^^oitroit  mon  nouveau  titre  au  nom  du  Pape,  que  S.  8*^  se  flattoit  que  Y.  M- 
W  pemettroit  ^galement  d'avoir  un  interprßte  des  ses  sentimens  aupr^s  de 
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Ba  Cour.  Quoiqne  cette  phrase  n'eut  jamais  pft  obliger  k  neu  Y.  IL,  die 
me  sembla  n^anmoins  inconvenable  k  tont  6gard  et  je  priai  par  eoBBöqiieBt 
le  Cardinal  de  laisser  tomber  cette  id^ ;  mais  an  lieu  de  se  dMder  k  eeU, 
il  me  proposa  senlement  diff^rens  ohangemens  et  vonlnt  se  bom»  k  paiicar 
plus  vagnement  des  esp^rances  d'nne  simple  r^dprocit^.  Conune  je  ym 
qn'il  n'y  avoit  pas  mani^re  de  lui  faire  abandonner  cette  id6e,  je  faü  & 
firanchement  qn'en  anenne  fa^on  je  ne  ponvois  admettre  nne  phrase  paralla, 
qne  j'agirois  en  le  fesant  ind^lioatement  envers  la  Conr  de  Rome  qoe  j^awois 
l'air  d'entretenir  dans  nne  esp^rance  illnsoire,  et  indiscr^tement  envera  la 
mienne,  pniBqne  je  permettrois  qn'on  mit  en  qnelqne  fa^n  un  priz  k  nne 
d^marche  dont  Tavantage  principal  6toit  de  mon  cdt^  et  de  celni  dn  8^  8i^ 
lui-m^me,  et  je  d^clarai  an  Cardinal  de  la  mani^re  la  plna  polie,  mais  la 
plns  d6termin^e  qne,  si  la  nöte  par  laqnelle  il  repondoit  k  ma  oommmd- 
cation  6toit  tellement  r6dig^e,  je  ne  ponvois  y  condescendre^  mais  que  Je 
devois  snpplier  V.  M.,  en  Ini  rendant  compte  de  tont  ce  qni  s'^toit  pasa^i 
de  disposer  antrement  dn  titre  dont  Elle  avoit  daign^  m'honorer.  C^tB 
d^claration  fit  l'effet  d^sir^;  il  ne  fftt  plns  qnestion  entre  le  Cardinal  et 
moi  dn  projet  de  la  mission;  je  Ini  envoyai  le  16.  ma  ndte  officielle  et 
je  re^ns  le  lendemain  la  reponse  teile  qne  V.  M.  anra  daign^  la  tronTer 
dans  le  th.  rapport  allemand  qne  j'ai  en  l'honnenr  de  Lni  adresser  an- 
jourd'hni.^) 

Le  Pape  senlement  m'a  t^moign^  dans  Taudience  qne  j^ens  de  fad 
avant  hier  qn'il  anroit  vivement  d^sir^  d'avoir  anssi  de'  son  c6t^  qnekim 
aupr^s  de  Y.  M. ;  mais  je  lui  ai  repondn  en  denx  mots  qn'on  avoit  troii?6 
jusqn'ici  des  dif&cnlt^s  dans  Tex^cntion  de  cette  id6e  ä  Berlin,  et  j'u  tonm^ 
la  conversation  snr  d'antres  objets. 

Qnelqne  pen  agr^able  qn'il  m'ait  6i6  d'entrer  dans  tontes  ces  discnssioiu, 
je  crois  ponvoir  me  flatter  avec  fondement  qn'elles  m'ont  pas  €i6  inntilei; 
le  Cardinal  S^rdtaire  d'£tat  m'a  dit  Ini-m^me  qne,  d'apr^  ce  qne  je  Tenois 
de  lni  d^larer,  il  restoit  bien  pen  d'^poir  m6me  ponr  l'ayenir  qne  Y.  IL 
changeät  nn  jonr  ses  id^s  k  cet  ^ard.  Comme  n^anmoins  la  Conr  de 
Rome  voit  qne  le  Systeme  de  conper  tonte  commnnioation  directe  entre  eOe 
et  le  Clerg6  prnssien,  hors  celle  par  la  mission  de  Y.  M.  k  Borne,  lni  ofte 
absolnment  tonte  occasion  de  s^informer,  ainsi  qn'eUe  le  Tondroit,  de  l'^t 
des  choses  chez  nons  ou  de  s'ingerer  davantage  dans  ce  qni  regarde  kt 
snjets  catholiqnes  de  Y.  M. ,  eile  n'abandonnera  qne  tr^  diffidlement  le 
projet  qn'elle  a  con^n  depnis  plnsienrs  annöes,  et  il  se  ponrroit  bien  qie 
le  Pr61at  della  Genga  essayftt  k  le  mettre  de  nonvean  snr  le  tapis;  muB 
alors  les  explications  qne  j'ai  enes  avec  le  Cardinal  serviront  toigonrs  k  oe 
qn'on  pourra  se  r^förer  k  elles  et  rappeler  au  Prelat  della  Genga  qne  j'avois 
d^lar6  plus  d'nne  fois  ici  que,  si  6toit  Tesperance  de  r^nssir  dans  ce  piojei 
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qni  avoit  snrtout  fait  accueillir  avec  plaiair  ici  ma  nonvelle  nomination,  je  »/^i 
B'arois  pas  6i6  antoris^  k  nourrir  nne  pareille  esperance. 

J'ai  ä€jk  ea  l'honnenr  de  mander  k  Y.  M.  qne  le  Pr^at  della  Qenga 
ttehera  de  ponvoir  traiter  des  affaires  des  provinces  nonvellement  acquises 
par  y.  M.  avec  Son  Ministre  k  Ratisbonne;  mais  il  fera  probablement  plus 
eneore;  car  le  Cardinal  S^r^taire  d'Etat  m'a  dit  qn'on  avoit  le  plan  de 
faire  demander  ou  de  Ratisbonne  on  de  Munic,  si  V.  M.  voudroit  permettre 
an  Pr61at  de  la  Genga  de  venir  k  Berlin  faire  sa  eonr  k  V.  M.  et  s'aboncher 
avec  son  Minist^re;  il  ajonta  qne  le  s^jonr  dn  Prälat  n'y  seroit  tonjonrs 
qne  de  pen  de  semaines  et  qnHl  n'avoit  pas  b^oin  d'y  venir  sons  nn  ca- 
nct^re  pnblic,  mais  senlement  en  particnlier.  J'ai  vn  cependant  qn'il  portera 
probablement  une  lettre  dn  Pape  ^)  k  Y.  M.  ponr  en  faire  nsage  an  cas  qn' 
EUe  daign&t  vonloir  faire  traiter  avec  Ini.  Comme  je  ne  me  crojois  pas 
tatoris^  k  dire  qne  je  ne  croyois  pas  qne  V.  M.  ne  permettroit  pas  m6me 
la  Prälat  della  Qenga  de  venir  de  cette  mani^re  et  en  qnelqne  fa^on  en 
simple  partienlier  k  Berlin,  j'ai  repondn  an  Cardinal  qne,  pnisqn'on  ne  m'avoit 
jamsis  parl6  anparavant  dn  plan  de  traiter  non  k  la  Di^te,  mais  s^parement 
avec  y.  M.  en  AUemagne  on  m^me  k  Berlin,  je  ne  ponvois  avoir  des  in- 
fttmetions  pr^ises  snr  cet  objet,  mus  qne  Y.  M.,  en  s'opposant  ponr  Ses 
Etats  k  nne  n^ociation  k  la  Di^te,  avoit  d6clar6  positivement,  ainsiqne  je 
lavois  dit  dans  le  tems,  de  ne  vonloir  traiter  qn'exclnsivement  k  Rome  et 
par  mon  organe  et  qne  cela  sembloit  exolnre  anssi  le  nonvean  projet;  qne 
daillenrs  il  j  avoit  bien  pen  d'objets  snr  lesqnels  nne  n^ciation  ftt  n^ 
cessaire,  et  qne  par  ces  raisons  Y.  M.  ponrroit  pent^tre  jnger  snperfln  le 
^oyage  dn  Pr^at  della  Oenga  k  Berlin. 

J'ai  bien  vn  que  les  instmctions  de  ce  Prälat  vont  jusqn'ä  faire  des 
npri^entations  respectnenses  k  Y.  M.  snr  qnelqnes  griefs  qn'on  croit  avoir 
ici  snr  le  traitement  des  Catholiqnes  de  qnelqnes  Provinces  pmssiennes.  Je 
me  suis  apper^n  qn'il  arrivoit  ici  qnelqnefois  de  ces  plaintes,  mais  le  sist^me 
V^  on  a  constamment  sniid  ici,  ^toit  de  les  tenir  anssi  secr^tes  qne  possibles 
poür  moi,  de  ne  me  les  all^er  qn'en  g^n^ral,  snrtout  au  moment  oü  je 
lormais  nne  demande,  mais  de  ne  jamais  entrer  dans  aucnn  detail,  quelques 
"**twices  qne  je  fisse  ponr  cela.  Par  des  voyes  indirectes  j'ai  appris  qne 
Celles  qu'on  a  enes  en  vue  en  demier  lien,  venoient  des  nouvelles  provinces 
^^  V.  M.  et  snrtout  de  Münster,  oü  l'on  se  plaint  entr'antres  de  la  doctrine 
P«u  ortodoxe  d'un  Professenr.^)  Je  me  suis  mdme  servi  de  cet  exemple 
Pov  prouver  au  Cardinal,  combien  ces  sortes  de  griefs  6toient  ffttils,  pnis- 
9^^  certainement  personne  ne  pr^tendroit  que  Y.  M.  alterät  la  libert^  de  la 
P^OB^e,  si  heureusement  stabile  dans  Ses  Etats,  et  j'ai  r6^6i6  souvent  qne, 

1)  Cfr.  No.  918. 

^)  Wohl  des  Paters  Sammelmann,  cfr.  No.  630  und  792,  dem  dann  am  13.  August 
I0O6  die  Deebanei  und  Pfarre  zu  Freckenhorst  verliehen  wurde;  s.  a.  die  An- 
merkung bei  No.  721,  am  Schlüsse. 
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Ui21  ^^  ^^  vouloit  me  fsure  part  de  ces  plaintes,  il  me  seroit  facile  de  mont 
ou  qu'elleB  ^toient  fansses,  on  que  les  chdses  qn'on  dösiroit  chang^es,  d( 
loient  du  Systeme  sage  et  g6ii6renx  de  V.  M.  d'accorder  nne  enti^ 
k  toutes  les  r^ligions,  en  y  ajontant  tonjours  qne,  s'il  y  avoit  an  seid 
oü  les  droits  des  Catholiques  fnssent  r^ellement  bless^s,  V.  M.  s'empi 
d'Elle-m^me  ä  les  faire  redresser. 

Le  Prälat  della  Genga  ira  d^abord  k  Ratisbonne  et  de  Ik  ä  Mniiic 
il  se  passera  plnsieors  mois,  k  ce  que  le  Cardinal  m*a  dit,  avant  qnH 
k  nn  autre  projet.     II  fera  probablement  en  attendant  quelques  outc 
anx  Ministres  de  V.  M.  k  Ratisbonne  et  k  Manie.   Elle  daignera  done  ji 
Elle-m6me,  si  Elle  vondra  manir  ces  deox  Ministres  des  instractions  n< 
k  son  ^ard  et  sar  le  point  qai  forme  an  objet  principal  de  ce  th.  rap] 

Je  ne  pnis  aa  sarplas   me  dispenser  de  t^moigner  encore  one  foi 
V.  M.  que  ma  nomination  au  grade  de  Ministre  pl^nipotentiaire  a  fait 
tr^s  heureuse  Impression  ici,  surtout  dans  les  circonstances  actaelles^  et 
mes  r^lations  avec  le  Pape  et  Cardinal  S^cr^taire  d'Etat  en  aont  devem 
encore  plus  satisfaisantes  qn^elles  ne  l'6toient  jusqu'ici.     Je  croia  ^tre 
que  ce  sera  au  moins  ponr  tr^s  longtems  qu'on  aura  parl^  et  qa^on  essaye 
peut  6tre  encore  de  parier  pai*  le  Pr^at  della  Genga  da  projet  de  V&nroj 
d'un  agent  papal  dans  les  Etats  de  Y.  M.«  ... 

Aug.  8  Am    8.  August   1806    antwortet   das    Auswärtige    Departement: 

»J'approuve  la  mani^re  forme  et  polie  dont  vous  avez  d^clin6  iMd^e  de  U 
Cour  de  Rome  d'avoir  un  Charge  d'affaires  k  Ma  Cour.«  .  .  .^) 

Concept,  ge8chrieb«n  tob  B»iim«r,  gei.  H&ogwita.    B.  67.  B.  I.  C.  21 
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R.  IX.  Z.  litt.  Z.    Ausfertigimg. 

Die  Notifikaiion  seines  netten  diplonuUisehen  Charakiers.^    Audienz  beim  Papste^- 
VerMchi  auf  die  bei  Gesandten  in  Rom  übliche  Jurisdikiian  in  ihrem  Bezirke. 

...  »Es  konnte  nicht  fehlen,  dass  der  P&pstliche  Hof  nicht  hätte  leb- 
haft den  Werth  der  gtttigen  und  freundschaftlichen  Gesinnungen  ftlhlen  sollen, 
die  E.  E.  M.  ihm  bei  dieser  Gelegenheit  zu  bezeugen  .  .  .  geruhet  haben, 
und  es  hat  mir  daher  nur  wenig  Mtlhe  gekostet,  die  einzige  kleine  Schwierig- 
keit, die  aus  dem  Mangel  eines  neuen  Creditives  entstand,  zu  beseitigen. 
Ich  habe  vorgestellt,  dass  ein  solches  nur  da  erfordert  werde,  wo  eine 
Aenderung  entweder  in  den  Personen  oder  der  Natur  der  Geschäfte  (wie 
wenn  z.  B.,  wie  bei  dem  Cavaliere  Azara^)  der  Fall  war,  ein  blosser,  neben 

dÄÜ 

LCfr.  No.  960.  2)  Cfr.  No.  906.  3)  Cfr.  No.  928. 
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Lnem   Gesandten   angestellter  Agent  wirklicher  Gesandter   wird)  oder  der  m^^S« 
urf;  des  Auftrags  (wie  wenn  ein  bloss  zu  Einem  Geschäft  abgeschickter  ausser- 
rdenüieher  Gesandter  in   einen  bevollmächtigten,    beständig  an  dem  Hofe 
ealdirenden  verwandelt  wird)    nicht  aber    da,    wo   bloss,    wie   in   meinem 
etasigen  Fall,    eine  Aendemng  in  dem  Titel  vorhanden  sey,   und   man  hat 
idi  hierbei  beruhigt.     Ich  habe  darauf  dem  Staats-Secretaire   das  mir  .  .  . 
io^efertigte  ostensible  Notificatorium   in   einer  Französischen  üebersetzung 
'ex-traalicher  Weise   eingehändigt  und  am   16.  huj.  ihm  in  einer  ofßciellen 
^ote,    in  der  ich  grossentheils  die  Ausdrflcke  jenes  Notificatoriums  beibe- 
halten   und    der  ich  nur  sonst,  um  jenen  Mangel  eines  Creditivs  minder 
Fälilbar   zu   machen,    eine   besonders  genugthuende  Form  zu  geben  gesucht 
tuibe,   meine  Ernennung  zum  Ministre  Pl^nipotentiaire  bekannt  gemacht  und 
den  Papst  in  E.  K.  M.  allerhöchstem  Namen  ersucht,  mich  anzuerkennen  und 
mir  in  diesem  neuen  Charakter  dasselbe  Vertrauen  zu  gewähren,  dessen  ich 
in   meinem  alten  als  Ministre  Resident  genossen.     Auf  diese  Note  habe  ich 
aogleich  am  folgenden  Tage  die  beifiülige,  die  fS5rmliche  Anerkennung  ent- 
haltende  Antwort  erhalten.  .  .  .     Am   19.  habe  ich   darauf  eine  Audienz 
bei   dem  Papste^)  selbst  gehabt,    in  welcher  er  mir  noch  ausdrücklich  auf- 
getragen  hat,    E.  K.  M.  in   seinem  Namen    das  Yergnügen   zu    bezeugen, 
welches  ihm  das  g^enwärtige  Ereigniss  gemacht  habe,   und   nachher  habe 
ich  die  hier   üblichen  Besuche  bei   den   Cardinälen  und  den  vornehmsten 
Praelaten    abgestattet.     Auf   diese  Weise  hoffe  ich,    dies  Geschäft  meiner 
neuen  Anerkennung  mit  nicht  mehr  Förmlichkeit  vollendet  zu   haben,   als 
E.  R.  M.  mir  dabei  zu  beobachten  .  .  .  anzubefehlen  geruhten. 

In  Absicht  der  den  Gesandten  der  höheren  Klasse  hier  zustehenden 
Praerogativen  hat  mir  der  Cardinal  Staats-Secretaire  gesagt,  dass  ich  wohl 
auf  eins,  das  minder  ein  anerkanntes  Recht  als  ein  eingeschlichener  und  oft 
vergeblich  bestrittener  Mlsbrauch  sey,  nemlich  auf  die  Jurisdiction  über  den 
Bezirk  der  Stadt,  in  welchem  die  Gesandtenwohnung  liegt,  von  selbst  Ver- 
zicht thun  würde.     Da  nun   die  Ausübung   einer  solchen  Jurisdiction  dem 
Hofe  und  dessen  Geschäften  nie  von  dem  allermindesten  Nutzen  sejn  kann, 
dieselbe  vielmehr  seinen  Agenten  nur  in  unangenehme  und  seiner  eigent- 
lichen Bestimmung  fremde  mindel  verwickelt  und  ihn  in  die  Nothwendigkeit 
setzt,  entweder  mit  Geld-  und  Zeitaufwand  eine  eigene  Polizeiaufsicht  auszuüben 
oder  sich  den  Vorwürfen  des  Publicums  blosszustellen,   wenn,    wie  in  dem 
Spanischen  so  häufig,    in   seinem  District  Ermordungen,   Beraubungen  oder 
andere  Unordnungen  vorgehen:  so  habe  ich  dem  Cardinal  erwiedert,   dass 
eine  förmliche  Verzichtleistung  wohl  ihm   selbst  nicht  nothwendig  scheinen 
würde,  dass  ich  ihm  jedoch  mündlich  verspräche,  ausser  der  sich  von  selbst 
yerstehenden  und  in  allen  andern  Ländern  hergebrachten  Unverletzlichkeit 
meiner  Person,  meiner  Leute  und  meiner  Wohnung  auf  keine  andere  Juris- 


1)  Cfr.  No.  920. 
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M  121  ^^^^^  Anspruch  machen,  sondern  hierin  dem  Beispiel  des  jetägen  Bmi* 
sehen  Gesandten  nnd  des  ehemaligen  Französischen  Oacanlt  folgen  zu  ifcüsa, 
Ich  habe  hinzugesetzt,  dass  ich  von  der  Gerechtigkeitaliebe  E.  K.  M.  im 
Voraus  überzeugt  sey,    dass  AllerhOchstdieselben  mein  hierin  beobacktatetJ 
Betragen  ...  zu  billigen  geruhen  würden,  und  wage  es  in  der  Thai 
mit  dieser  Hoffnung  zu  schmeicheln. 

In  Absicht  meines  Creditives  halte  ich  noch  fülr  zweekmftsngy 
Umstandes  zu  erwähnen,  den  ich  bisher,  weü  sich  keine  schieklicbe  Ge--, 
legenheit  dazu  zeigte,  E.  K.  M.  nicht  einberichtet  habe.  ^)  Als  ich  nemlkh- 
meine  literas  patentes  zugleich  mit  meinem  Vorgänger,  dem  GeheiiiiMi' 
Kriegs-Rath  ühden,  dem  Cardinal  Staats-Secretaire  überreichte,  bemeikto« 
wir  beidO;  dass  er  über  diese  Art  der  Accreditirung  einigermassen  befremdet, 
war.  Lange  Zeit  darauf,  und  bei  Gelegenheit  meiner  Accreditirung  tobi- 
Landgrafen  von  Hessen,  äusserte  er  mir,  dass  man  sich  hier  geschmeiehelt 
habe,  dass  ich,  wie  sonst  zwischen  Höfen  üblich  sey,  einen  Brief  £.  K.  IL ' 
an  den  Papst  und  einen  des  Ministers  der  auswärtigen  Angelegenhdten  is 
ihn,  als  Staats-Secretaire,  mitbringen  würde,  und  dass,  da  £.  K.  M.  ja  bd 
anderen  Gelegenheiten  dem  Papst  geschrieben,  man  hoffe,  dass  Allerhddisl* 
dieselben,  wenn  sich  der  Fall  künftig  einmal  wieder  ereignen  sollte,  gegeu 
den  Römischen  Hof  dasselbe  zu  beobachten  geruhen  würden.  Von  Sdtei 
Hessens  bin  ich  denn  wirklich  auf  diese  Weise  accreditirt  worden.«  . . . 


Mai  24         922.  Staats-Minister  v.  Voss  an  den  Staats-Minister  Frbm.  v.  d.  Reek. 

Berlin  1806  Mai  24. 

Q«n.-Direktoriam  Sftdprenssaii.  LXXn.  282.  a.    Conecpt,  gex.  Klawiz. 

Die  päpstliche  Bestätigung  des  nomimrten  Erxbischofs  von  Onesen  und  Bischofs  n» 

Warschau,  Oraf  Rctexynski^) 

Antwortet  auf  die  Mittheilnng  Reck's  yom  15.  Mai: 
.  .  .  »Was  zuförderst  das  Bisthum  Warschau  betrifft,  so  haben  des 
Königs  Maj.  den  Grafen  v.  Raczynski  zum  wirklichen  Bischöfe  von  Waiaehia 
und  nicht  bloss  zum  Administrator  ernannt.  Der  römische  Hof  inH  des 
FaU  umkehren  und  sich  dies  vorschreiben  zu  lassen,  wäre  meines  Eraohtena 
gegen  die  königliche  Würde.  Dass  S.  E.  M.  das  Bisthum  Warschan  mit 
dem  Erzbisthume  Gnesen  in  Einer  Person  bloss  persönlich  vereinigt  haben, 
ist  schon  aus  Schonung  gegen  den  Papst  geschehen,  um  nicht  sogleich  v(a 
demselben  die  Aufhebung  des  erst  kürzlich  errichteten  Bisthums  Warsdu» 
durch  wirkliche  Einverleibung  in  das  Erzbisthum  Gnesen  zu  verlangen. 
Diese  aber  wird  zu  fordern  sein,  wenn  der  Papst  wirklich  nur  zum  Ad- 
ministrator von  Warschau  sollte  ernennen  wollen;  wenigstens  wird  man  aof 
diesem  Wege  die  Bestätigung  zum  Bischöfe  erlangen. 


1)  Dies  war  doch  geschehen;  cfr.  Humboldts  Bericht  vom  27.  August  1803. 
No.  637.  2)  Cfr.  No.  914,  923  und  966. 
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In  Absicht  des  canonischen  Processes  für  den  Grafen  v.  Raczynski  ist  ^y^A 
eines  Brachtens  kein  Gmnd  vorhanden  solehen  zu  nmgehen,  nnd  deshalb 
ich  schon,  Inhalt  meines  nnterm  17.  Aprill  1805  an  des  Herrn  Staats- 
Ad  Cabinets-MimsterB  Freiherm  v.  Hardenberg  Exe.  erlassenen  Schreibens, 
9r  Weihbischof  von  Gnesen,  y.  Lnbinski,  nnd  eventnel  der  Fürst  Bischof 
on  Plock  oder  dessen  Snfiragan  in  Vorschlag  gebracht  worden. 

Endlich  war  in  Fohlen  das  pallinm  ein  Vorrecht  der  beiden  Erzbis- 
ilb&er  Onesen  nnd  Krakan  nnd  ich  sehe  nicht  ab,  warnm  man  daranf 
DÜte  Verzicht  leisten  wollen.  Vielmehr  wird  es  meines  Dafürhaltens  ffir 
en  Grafen  ▼.  Raczynski  verlangt  'werden  mllssen,  nm  so  mehr,  da  der  ver- 
torbene  Graf  v.  Krasicki  es  gleich  seinen  Vorgängern  gehabt  hat,  wie  selbst 
ktennUasig  daraus  abzunehmen  ist,  dass  der  vormalige  Königliche  Resident 
m  römischen  Hofe  Giofani  mittelst  Bescripts  vom  21.  Aprill  1795  ans  dem 

.  .  Departement  der  answ&rtigen  Angelegenheiten  angewiesen  worden,  anch 
lie  Kostenr-Yermindemng  fOr  das  pallinm  zn  bewirken,  nnd  dass  besage  des 
Schreibens  desselben  .  .  .  Departements  an  den  damals  in  Sttdprenssen  diri- 
girenden  Minister  Herrn  Grafen  v.  Hoym  Exe.  vom  21.  Januar  1796  be- 
sagter Besident  gemeldet  hat,  dass  der  Papst  den  neuen  Erzbischof  von 
Gnesen  in  dem  letzten  Gonsistorium  förmlich  nnd  feierlich  prodamirt  habe, 
imd  hiermit  die  ganze  damalige  Angelegenheit,  weil  die  päpstliche  Bullen 
ond  Breven  in  nichts  von  dem  gewöhnlichen  Inhalte  abgewichen  sind,  fflr 
völlig  beendigt  angenommen  worden  ist. 

Ich  bemerke  nur  noch,  dass  ich  zu  Gewinnung  der  Zeit  hiemach  selbst 

VI  des  Herrn  p.  p.  Grafen  v.  Haugwitz  Exe.    schreibe  und  ihn  ersuche, 

demgemäss  den  Gesandten  zn  Bom  v.  Humbold  mit  der  nöthigen  Instruction 

SU  versehen.« 

923.  Bericht  dos  Bevollmächtigten  Ministers  Frhr.  v.  Humboldt   Bom  Mai  28 

1806  Mai  28. 

n.  XI.  Köm.    EigsnUndige,  s.  Tlu  oluffrirU  Ausfertigung;  nach  d«r  Deehifrirong. 

^^denken  des  Papstes^  den  Grafen  Eaexynshi  in  den  beiden  Bistkümem  Onesen  und 
y^omehau  xugleieh  xu  bestätigen,  da  er  eine  ähnliehe  Forderung  Frankreiehs  ahge- 
UhfUA)   Fesiigkeü  des  Papstes  gegenüber  den  immer  weiter  greifenden  französischen 

Zumuthungen, 

»Comme  j^ai  remarqu^  que  le  Pape  ddsiroit  que  la  cause  de  Tembarras, 
^^AB  lequel  ü  se  trouvoit  relativement  aux  demandes  de  V.  M.  de  oonf^rer 
^  1*  fois  l'Archev^h^  de  Qnesen  et  I'fiv6ch6  de  Varsovie  au  Pr.  de  Ba- 
<Aui8ki,  füt  moins  connue,  et  comme,  en  son  entretien  avec  moi,  il  lui  est 
^happ^  des  phrases  qui  me  semblent  m^riter  d'^tre  r^p^t^es,  j'ai  cm  devoir 
ÄJouter  quelques  mots  en  chi&e  .  .  .  sur  cette  affaire.  C'est^)  la  France 
^  Uqnelle  la  Cour  de  Bome  a  refns6  d'accorder  deux  £v6ch^  au  m^me 
^^9i  et  ce  point  a  €t6  une  des  contestations  d6sagr6able8  entre  le  Cardinal 

1)  Cfr.  No.  922.  2)  Von  hier  ab  chiflFrirt. 


^ 
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^^_  Fesch  et  le  Saint  Si^ge.     Le  Cai'dinal  Dugnani,  nomm6  fiySque  de  InudSi 
devoit,   d'apr^  les  intentions  de  la  France,   ayoir  k  la  fois  ce  Si^e  €^ 
Bcopal  et  celni  de  la  Sabine  qni  est  an  de  ceox  destin^  exdnsiremeBt  as 
Oardinanx  et  qni,  d'apr^s  son  toor,  revient  ä  präsent  an  Cardinal  Di^;naä.  \ 
Le  Pape  tronvant  absolument  contraire  dans  ses  opinions  religienses  lee  poi 
sessions  simnltan^es   de  denx  l^v^ch^,   s'y  opposa  et  le  fit  d'aatant  plw^ 
qn'on  pr^tendoit  que  le  Cardinal  Dngnani  devoit  prendre  en  proprio  k' 
Si^e  dlmola  et  en  administration  celni  de  Sabine ;  car  oomme  c'est  tonjoa 
r£v6ch6  le  plus  distingu^  qn'on  donne  en  propri^t^,  il  sembla  ind^cent  4i  i 
d6roger  k  la  dignit^  d'un  fr^ch^  qm,  comme  celni  de  la  Sabine,  appartieit 
aux  six  £y6ch^8  situds  dans  le  Patrimoine  de  St.  Pierre  et  desün^s  exobtr 
sivement  aux  Cardinaux.     A  ce  motif  se  joignirent   les   disposittons  d^ 
contraires  du  Pape;  il  d^lara  qn'il  ne  vouloit  Jamals  plus  conf6rer  dett 
£vgch^8  k  la  fois,  et  le  Cardinal  Dugnani  en  effet  se  contentera  probabto- 
ment  de  celui  de  la  Sabine  ou  sera  forc^  an  moins  d'opter  entre  c^m-d: 
et  Imola.     C'est  avec  cette  raison  que  le  Pape  commen^a  d'abord  par  M 
dire:   que  la  demande  de  V.  M.  le  mettoit  dans  un  embarras  exti^me,  el 
qu'il  me  r^p^ta  toujours  qu'il  ne  pouvoit  pas  faire  apr^ent  ce  qnll  avutt' 
tont  r^cemment  refas6,   en  ajoutant  quMl  d^plairoit  ^galement  ä  V.  M.  «t 
n'ayant  pas  crn  devoir  entrer  dans  une  de  Ses  propositions,  il  vookrit  m 
d6partir  ensuite  des  m^mes  principes  en  favenr  d'une  autre  Puissance;  mais 
il  tächa  de  me  rassurer  de  toutes  les  mani^res  sur  la  certitnde  d'nn  Br^v6^ 
d'un  certain  tems.     Sur  ma  demande,  si  je  pouvois  au  moins  mander  k  Y. 
M.  qu^il  L'assuroit  verbalement  que  le  Pr.  Raczinsky  ponrroit  jonir  aosffl  de 
son  antorisation  papale  pendant  tonte  sa  vie  des  deux  £v§ch^s,  il  me  rdpondü 
k  la  y^rit^  en  riant  qu'il  ne  pouyoit  pas  m'authoriser  k  cela,   pnis  qn'voe 
teile  assurance  seroit  tont  autant  qn'une  Bulle;   mais  il  reprit  ausaitöt  le 
conyersation,   en  disant  que  je  deyois  bien  ayoir  yu  que  le  St.  Si^e  Be 
pensoit  Jamals  k  6carter  quelcun  qui  se  trouyoit  une  fois  dans  une  possei- 
sion  quelconque.     Je  lui  obseryai  lä-dessus  que  d'apr^  cela,   quoique  j« 
pouyois  k  peu  pr^s  compter  sur  ses  propres  dispositions  k  T^ard  da  renoo- 
yeUement  du  Brey^,  le  malbeur  pouyoit  faire  qu'au  renouyellement  k  eette 
^poque  il  ne  yiyftt  plus  et  que,  Y.  M.  ayant  d6jk  nomm^  le  Pr.  Rac&nskr 
aux  denx  si^es,  je  deyrois  6tre  rassur^  k  tous  les  ^ards.    II  me  r^pliqiu 
que  les  maximes  du  St.  Si^e  restoient  toujours  les  m^mes;   que   son  rac- 
cessenr  dans  ce  cas  feroit  ce  qu'il  auroit  fait  lui  mtoe  et  qu'il  n'6toit  pu 
bon  toujours  de  youloir  trop  rechercher  les  choses  et  les  assurances  trop 
scurpuleusement.     V.  M.  daignera  juger  Elle  m6me  par  cette  phrase  qne 
j'ai  cm  deyoir  lui  r^p^ter  exactement  que  le  renouyellement  du  Breye  ne 
paroit  en  effet  expos6  k  aucun  deute  et  qu'on  craint  seulement  de  le  diie 
ici  d'une  mani^re  officiellement  positiye,   mais  aussi  youdra-tr-Elle  me  faire 


1'  Wohl:  »Brevet«,  oder  auch  »Bref«. 
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;  gräce  de  Yoir  qa'il  ne  me  restoit  plus  d'antre  moyen  k  emplojer.  Le 
^»e  se  toumoit  et  se  retonrnoit  ^ternellement  dans  le  cerde  ötaroit  des 
imes  objectioiis  et  me  r^p^ta  plnsieürs  fois  avec  l'expression  visible  da 
igret  qu'il  ^pronvoit:  'Vous  me  demandez  une  chose  impossible^ ;  et  je 
)  me  diflsimalai  point  qne  d'insister  beauconp  plus,  ne  feroit  qne  Taigrir 
ifractnensement.  Car  d6jä  en  parlant  de  la  France  et  des  demandes  6ter- 
»lles  qn'on  Ini  faisoit,  il  dit  avec  beanoonp  d'hnmeur:  'Hs  vondroient  faire 
B  moi  lenr  Chancelier/  et  ajouta  avec  nn  ton  tr^s  d^termin6:  ^mais 
m  suis  las  et  je  ne  m'y  pr^terai  plus'.  Ges  paroles  qni,  k  ce  qn'il  me 
unble,  ne  laissent  qne  d'^tre  tr^s  remarquables,  m'ont  confirm6  dans  ce  qne 
arois  observ^  d6jä  depnis  qnelqnes  semaines.  Les  pr^tensions  de  la  France 
nt  (M  port^es  trop  loin  et  les  n^ciations  ont  ^t^  gftt^es  et  embronill^s 
ar  le  ton,  dont  on  s^est  seryi.  La  Gonr  de  Rome  a  cni  voir  qu'elle  ne 
omroit  Jamals,  m^me  en  faisant  rimpossible,  satisfaire  k  tont  ce  qn'on 
xigeoit  d'elle,  eUe  a  donc  pris  le  parti  d'nne  r^sistance  pasaive  et  il  sera 
üffieile  maintenant  k  faire  plier  nne  volonte  qni  s'appnye  anx  maximes 
nxqnelles  on  se  croit  oblig^  par  sa  Gonscience,  et  de  faire  revenir  de  ses 
»pinions  nn  Sonverain  qni  ne  redonte  pas  de  deyenir  martjr  en  sonffrant 
jOUT  ce  qnHl  croit  ^tre  v^rit^  et  son  ^prenve.  Malhenrensement  cet  esprit 
['Opposition  et  d'aigrenr  fait-il  tort  anssi  k  pr^ent  k  d'antres  Pnissances  et 
i  mes  n^ociations  qni  d'aillenrs  n'auroient  gn^res  pam  d'nne  r6nssite  anssi 
üffieile.  € 


1806 
Mai  28 


924.    Immediat-Bericht  der  Staats-Minister  Frhr.  v.  d.  Reclc^  Frlir.  Mal  30 
V.  Schroetter  und  v.  Massow.    Berlin  1806  Mai  30. 

B.  89.  32.  B.    AoBfertigong. 

^  Vermögen  des  aufzuhebenden  Konvents  der  barmherxigen  Brüder  xu  AU-Sehott- 
^  hei  Ikmxdg  solle,  mü  dem  des  Laxareths  in  Danxig  vereinigt,  xur  Erriehtu/ng 
^"^  gemeinsehaftlieken  Kranken-Verpflegungs-AnstaU  für  hilfsbedürftige  Personen 

venoendet  werden, 

»Der  Convent  der  barmherzigen  Brüder  zu  Alt-Schottland  bey  Danzig 
^  durch  das  Absterben  und  den  Anstritt  mehrerer  Gonventualen  so  ver- 
liert worden,    dass  er  seiner  Bestimmung:    hülfsbedürftige  Erancken  aus 
ftUen  Religions-Partheyen  zn  verpflegen,  nicht  mehr  genügen  kann,  und  die 
Westpreussische  Regierung  hat  sich  schon  vor  geraumer  Zeit  veranlasst  ge- 
«niden,  auf  dessen  Aufhebung  anzutragen.     Bey  dem  wohlthätigen  Nutzen, 
den  die  barmherzigen  Brüder  bis  jetzt  geleistet,^  wurde  indessen  dieser  An- 
^^  damahls    noch  zurückgewiesen,   in  der  Hoffnung,    dass   es  vielleicht 
^ÖgBch  sein  werde,  das  Personale  ans  den  in  Südpreussen,  Neu-Ostpreussen 
^d  Schlesien  noch  befindlichen  Barmherzigen  Brüder-BLlöstem  zu  vervoll- 
»tändigen.    Die  Westpreussische  Regierung  hat  hierzu  auch  alle  Versuche 
R^Biacht,  aber  ohne  Erfolg,   indem,   nach   den  bei  ihr  eingegangenen  Ant- 
worten der  Behörden,   auch  in  den  gedachten  Provinzen  die  Gonvente  der 
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i/^^  barmherzigen  Brüder  so  schwach  besetst  sind,   dass  darans  keine  Sobjeeli 
entbehrt  werden  können.     Selbst  der  Provinzial  des  Ordens  hat  sieh  ?oa 


der  Unmöglichkeit^  den  Gonvent  in  Alt-Schottland  wiederam  roUstiiidig  ■ 
besetzen,    flberzengt  nnd  daher  gleichfalls  bey   der  Wes^reussaaeheD  Bd- 
gierong   den  Antrag  gemacht,   ihn    anfznheben   nnd  das  YermOgen  nnfter 
weltUche  Administration  zu  nehmen.  ^ 

Der  Gonvent  besteht  gegenwärtig  blos  ans  4  l^tgliedem,  woYon  Hbop- 
dies  2  Alters-  nnd  Krankheitshalber  gar  keine  Dienste  mehr  leisten  kdanoa, 
und  das  Vermögen  desselben  in  den  beyden  adelichen  Gflthem  Lalninctai 
nnd  Bojarin,  den  Gloster-Gebftnden  nnd  ohngefthr  6000  Bthlr.  Cairitd. 
Das  erste  Ont  hat  bisher  1000  Rthlr.,  das  Leztere  250  Bthlr.  jikrEck 
getragen. 

Es  wflrde  sehr  wohlthätig  nnd  der  nrspriinglichen  Fnndation  dos 
Gonvents  ganz  angemessen  sein,  das  Vermögen  desselben  znr  EnielitiDC, 
eines  Hospilgis  nnd  Krancken-Anstalt  zn  bestimmen.  Die  Vorsteher  dal 
Lazareths  in  Danzig,  welches  eine  Ähnliche  Stiftung  ist,  haben  aach  sdion 
früher  bey  mir,  dem  Etats-Minister  von  Schrötter,  den  Antrag  gemaefat,  dift 
Vermögen  des  Gonvents  znr  Vergrösserung  nnd  bessern  Einrichtong  ihnr 
Anstalt  zn  verwenden,  nnd  wir  finden  es  zweckmässig,  durch  VeronigiBg 
ihrer  beiderseitigen  Fonds  eine  gemeinschaftliche  Erancken-Veipflegimp- 
Anstalt  ftlr  hfllfsbedürftige  Personen  aus  Danzig,  den  veremigten  StSdtet* 
Stolzenberg  und  der  umliegenden  Gegend  zu  errichten,  indem  dnreh  dieai 
Erweiterung  die  Anstalt  mit  Verhältnissmftssig  geringeren  Kosten  ongleiek 
voUkonmiener  eingerichtet  werden  kann. 

Den  vorhandenen  4  Gonventualen  wflrde  indessen  auf  ihre  Lebenssd^ 
ausser  freyer  Wohnnng,  Beköstigung  und  Aufwartung,  eine  jährliche  Pensk» 
von  30  bis  50  Rthlr.  für  jeden  auszusetzen  sein;  und  die  beyden  von  ihnen, 
welche  noch  im  Stande  sind,  Dienste  zu  leist^en,  können  znr  Leanng  dar 
wöchentlichen  Seelenmessen  fOr  den  Fundator  und  zum  Allmosensammebi 
gebraucht  werden,  welches  sie  bisher  schon  gethan  haben.  Wir  werdes 
flbrigens  Sorge  tragen,  dass  fllr  das  Institnt  ein  zweckmässiger  nnd  solider 
Oi^anisations-Plan  entworfen  werde,  nnd  sollte  es  sich  alsdann  eigebea, 
dass,  der  Nutzbarckeit  desselben  unbeschadet,  ein  Theil  der  Bevenflen  ent- 
behrt werden  könne,  so  zweifeln  wir  nicht,  dass  £.  K.  M.  uns  zugleich  die 
eventuelle  Authorisation  ertheilen  werden,  den  Ueberschuss  zur  Verbeasenng 
der  Schulen  verwenden  zu  dürfen. 

Unter  diesen  Umständen  stellen  wir  ehrfurchtsvoll  anheim,  ob  £.  K  M. 
zu  genehmigen  geruhen  wollen: 

dass  der  Gonvent  der  Barmherzigen  Brüder  zu  Alt-Schottland  auf- 
gehoben, sein  Vermögen  mit  dem  des  Lazareths  in  Danzig  verdnigt, 
darans  eine  gemeinschaftliche  Krancken- Verpflegungs-Anstalt  fllrhfl]&- 
bedflrfüge  Personen  aus  Danzig,  den  vereinigten  Städten  Btolzenbeig 
p.  p.  und  der  umliegenden  Gegend  errichtet  und  den  vier  Conven- 
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taalen  lebenslliiglioh    die   voTgeschlagene  Sastentation    verabreicht  ^^^^ 
werden  kann.« 

Band-Verffigung,  geschrieben  von  Beyme:  Juni  7 

>7.  Juni  1806. 
Approbirt« 

Weitere  Akten  hierflber  in  R.  7.  B.  24. 


Schreiben  Hoym's  an  Massow  8.  anter  dem  24.  Jnni  1806,  No.  936.  Mai  31 


Bescript  von  Hangwitz   an   Hnmboldt  s.  nnter  dem   7.  Juni  1806,  Jani  2 
^o.  927.  

925.  Cabinets-Ordre  an  die  Staats-Minisier  Frhr.  v.  Schrootter  und  Juni  3 

r.  Massow.     Charlottenbnrg  1806  Juni  3. 

&.  47.  23.  Absehzift;  gedruckt  bei  Lern »n,  ProTinsUlreeht  der  Prorini  WestpreiUMii,  Leipsig 
LS32.  IL  S.  G21 

Die  Erfüllung  der  Verpflichtungen  des  Staats  als  Patron  katkoliseJier  Kirchen  solle 
nicht  mehr  von  der  Qestaäung  des  SwnuUaneum  abhängig  seinA) 

»Unter  Znfertigang  der  .  .  .  Yorstellnng  des  Bischofs  von  Culm  gebe 
Ich  Ench  zn  eröfnen,  dass  es  Mir  genüget,  dass  die  Protestantischen  Unter- 
thanen  fiberall  vom  katholischen  Pfarrzwange  nnd  den  damit  verknflpften 
Lasten  und  Abgaben  freigelassen  werden,  nnd  dass  daher  die  ErfÜllnng  der 
Mir  als  Patron  bei  katholischen  Pfarr-  nnd  Eirchen-Banten  obliegenden  Ver- 
pflichtongen  nicht  weiter  an  die  Gestattong  eines  Simnltanei  als  Bedingung 
geknflpft  werden  soll.« 

926.  Immediat-Schreiben  des  Bischofs  von  Krakau,  Andreas  Gawronski.  jnni  6 

Krakan  1806  Jnni  6. 

B.  89.  32.  E.    Ausfertigung. 

» ünterthäniges  Gesuch  wegen  2kmick8tellung  der  unrechtmässig  auf  Rechnung  der 
Ewiglichen  Kammer  eingebogenen  Dihfer  Jemielno,  Chelm  und  Kostdotv.^^, 

»Dem  Bisthnm  von  Krakan  wnrden  durch  den  Warschauer  Beichstag, 
der  im  Jahre  1788  angefangen  und  vier  Jahre  gedauert  hat,  sehr  beträcht- 
liche Güter  unter  dem  Verwände  der  Bedflrfiussen  des  Staats  eingezogen 
und  bloss  100000  poln.  Gulden  an  jährlichen  Einkünften  in  Güteni  über- 
lassen, unter  welchen  auch  die  Städte  Siewierz  nnd  Czeladz  im  Herzogthum 
Bewerien  und  drey  Dörfer  im  Preussisch-Schlesien,  Namens:  Jemielno,  Chelm 
und  Kosutow  berechnet  worden  waren. 

Obwohl  das  ganze  Herzogthum  Sewerien  durch  Kardinal  und  Bischof 
ron  Krakan  Olesnicki  fttr  sein  eigenes  Geld  im  fünfzehnten  Jahrhundert  von 
einem  Herzog  von  Teschin  erkauft  worden  und  nie  die  Eigenschaft  geist^ 


1)  Cfr.  No.  947.  2)  Cfr.  No.  9W. 
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1806  ii0]|Qf  Güter  gehabt  hatte,  so  wird  man  sich  Aber  diesen  Oegenatuid  llr 
diessmal  nicht  aufhalten;  was  aber  die  obbenannten  drey  Dörfer:  JemidM|i 
Ghebn  und  Kosutow  anbelangt,  so  ist  der  .  .  .  unterfertigte  genöüiiget,  dkM 
Sache  in  ihrem  ganzen  Lichte  E.  M.  in  Ehrfurcht  vorzustellen,  voll  Y«-! 
trauen,  dass  derselbe  von  einem  die  Gerechtigkeit  so  viel  am  Herzen  haben- 
den Monarchen,  was  billig,  .  .  .  erhalten  werde. 

Im  Jahre  1391,  wie  es  die  beygelegte  Urkunde  beweiset,  sind  ^atm 
drey  Dörfer  Jemielno,  Ghelm  und  Kosutow  dem  jeweligen  Bischof  ?oa 
Erakau  als  Entschädigung  fOr  vielfiütige  in  seinen  Bischöflichen  Gfltert: 
Slawkow,  Lipowiec  und  übrigen  durch  Johan  Herz<^  von  Troppau  lat 
Ratibor  ausgeübten  Verwüstungen  von  demselben  Herzoge  abgetreten  laä 
geschenkt  worden  und  zwar  mit  allen  den  Rechten  und  Privilegien,  wie  iä 
sonst  der  obbenannte  Herzog  Johan  im  erblichen  und  unabhängigen  Be^ 
sitze  hatte. 

Vom  Jahre  1391  an  bis  1798  waren  immer  die  Bischöfe  von  Knlnii 
im  ungestörten  Besitze  dieser  Dörfer  und  haben  gänzliche  Einkfinfte  Tiai 
denselben  gezogen,  ohne  jemanden  Steyer  (!)  oder  sonst  andere  Gibigkeütt; 
zu  verabfolgen  schuldig  zu  seyn. 

Im  Jahre  1768,  wo  die  Barrer  Confederirten  öfters,  mn  den  Boflaa 
zu  entfliehen,  auf  die  andere  Seite  des  Flusses  Pechenscha  sich  begdm 
und  die  obbenannten  Dörfer  Jemielno,  Chelm  und  Kosutow,  besonders  aber 
den  darin  wohnenden  bischöflichen  privilegirten  Yoygt  Namens  Grochowaki 
beunruhiget  haben:  so  hat  derselbe  ohne  Vorwissen  des  damaligen  Fflrst- 
Bischof  Soltyk  den  in  der  Nähe  stehenden  preussischen  Offlcier  gebeten, 
ihm  einige  Soldaten  zu  schicken,  um  seine  Yogtey  sowohl,  als  die  biscliftf- 
liehen  Dörfer:  Jemielno,  Chelm  und  Kosutow  gegen  solche  Uebemunpelungei. 
sicher  zu  stellen.  Seit  dieser  Epoche  ist  immer  diese  Salvegarde  daseOist 
geblieben,  ohne  dass  der  Bischof  jemals  um  dieselbe  gebeten  hätte:  DoA 
hat  es  auf  keine  Weise  den  Bischof  verhindert,  sein  voriges  und  volles  Beeht 
in  diesen  Dörfern  auszuüben. 

Erst  im  Jahre  1798  sind  preussische  Gommissarien  angekommen,  um 
diese  drey  Dörfer  für  die  königliche  Kammer  einzuziehen.  Der  bischöfliclie 
Gommissarius  Namens  Stokowski  hat  ihnen  Vorstellungen  gemacht,  auf  weldie 
keine  andere  Antwort  erfolgte,  als  dass  sie,  ohne  in  die  Rechte  des  Bischof 
einzugehen,  dem  ihnen  höchsten  Orts  ertheilten  Befehl  gehorchen  mfiflaen 
Verschiedene  des  besagten  Stokowski  mit  diesen  Gommissarien  Koirespon- 
denzen  und  Verhandlungen  sind  in  Händen  des  gehorsamst  unterfertigtes. 

Es  blieb  bey  dem,  dass  der  kränkliche  und  bejahrte  Fflrst- Bischof 
Turski  sich  bloss  an  die  besagten  königlichen  Gommissarien  und  an  da 
Landrath  zu  Pszczyna  durch  seinen  Plenipotenten  Stokowski  geweidet  h4 
ohne  diese  ganze  Sache  unmittelbar  E.  M.  oder  wenigstens  durch  den 
Direk[t]orial- Minister  Grafen  Hoym  vorgestellt  zu  haben.  Dieser  Biscltof 
starb  bald  darauf,  im  März  1800;   und  nach  seinem  Todt,  durch  5  Jahre 
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eJBtIicher  Administration  des  Bisthoms,  niemand  hat  sich  diese  Sache  an-  ^^^^ 

Juni  6 

d^n  seyn  lassen.  Der  unterfertigte,  nach  seiner  Installirung  als  Bischof 
OB  Krakan  mit  vielen  geistlichen  Verrichtungen  bisher  beschäftiget,  wagt 
B  endlieh,  diesen  Gegenstand  zu  Fttssen  des  Throns  £.  M.  vorzulegen  und 
1  Ehrfurcht  zn  bitten,  damit  ihm  oder  viel  mehr  dem  Bisthum  diese  drey 
Kirfer:  Jmielno,  Chelm  und  Kosutow  durch  .  .  .  Befehl  E.  M.  zurück  ge- 
teilt werden  möchten:  auf  die  nämliche  Art,  wie  diese  Dörfer  seit  1391 
ie  krakauer  Bischöfe  immer  genossen  haben;  und  dass  auch  dem  unter- 
»rtigten  alle  vom  Jahr  1799  an  bisher  von  der  königlichen  Kammer  aus 
lesen  Dörfern  gezogene  Einkünfte  verabfolgt  seyen. 

Die  bekannte  Peterburger  Convention  v.  J.  1797  und  die  darauf  sich 
iründende  Demarkation  v.  J.  1798  haben  mit  den  oberwiümten  in  Schlesien 
tehenden  Dörfern  keinen  Zusammenhang,  und  sie  sind  noch  von  der  n&m- 
khen  Natur,  wie  sie  es  im  Jahr  1391  waren;  und  gar  die  Traktaten  von 
Berlin  1742  und  von  Hubertsbu^  1763  versichern  auf  die  nämliche  Art 
lern  Bischof  von  Erakau  den  ruhigen  und  rechtmässigen  Besitz  dieser  im 
Russisch-Schlesien  sich  befindenden  Dörfer :  Jemielno,  Chelm  und  Kosutow, 
vie  dieselben  Traktaten  dem  Bischof  von  Breslau  versichern  den  gleichfals 
nhigen  und  rechtmässigen  Besitz  des  grossen  und  berühmten  Guts :  Johannes- 
i^rg,  das  im  Oesterreichisch-Schlesien  lieget;  und  beyde  diese  Bischöfe  zu- 
tolge  der  oberwähnten  Traktaten  ausüben  bis  jetzt  ihre  respectiven  Juris- 
dictionen im  Preussischen  und  Oesterreichischen  Schlesien. 

Der  gehorsamst  gefertigte,  unterstützet  auf  den  oben  angefahrten  Gründen 
Qnd  rechnend  noch  mehr  auf  die  aUgemein  bekannte  und  gerühmte  Billig- 
keit und  Grossmüttigkeit  E.  M.,  trägt  keinen  Zweifel:  dass,  nachdem  E.  M. 
•  • .  diese  ganze  Sache  genau  untersuchen  werden  lassen  und  Sich  über  ihre 
Warbeit  und  Richtigkeit  überzeugen:  der  unterfertigte  eine  völlige  und 
baldige  Genugthuung  von  der  allerhöchsten  Gnade  E.  M.  ohne  Anstand  er- 
^n  ^erde.« 

Die  Eingabe  wird  Hoym  und  Haugwitz  zm*  Berichterstattung  zu- 
geschrieben ;  cfr.  No.  954.         

Oabinets-Ordre  an  Reck,  Schroetter,  Masse w  s.  unter  dem  30.  Mai  Juni  7 
1806,  li(o.  924.  

927.  Bericht  des  Bevollmichtigten  Ministers  Frhr.  v.  Humboldt.  Rom  Juni  7 

1806  Juni  7. 

R.  XI.  Rom.    Eigenh&ndige  chiffrirt«  Ausfertigung;  nach  der  DecliiJfirirang. 

*^  WM  des  Kardinals  Fesch,  der  deutschen  Ursprungs  sei,  durch  den  Kur-Frx- 
^*'**^  xMw  KoadjutoTy  die  in  Rom  missfaUt  wegen  des  dadurch  gesteigerten  Ein- 
flusses Frankreichs  auf  die  deutschen  Kirchen-Angelegenheiten. 

•  • .  >L'£y^nement  le  plus  remarquable  qui  se  soit  pass6  ici  dans  cette 
^«itaine,  est  la  demande  faite  par  l'filecteur  Archi-Chanceüer  k  la  Cour  de 
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1806    ß^me  de  nommer  eile  m^me  on  de  rantoriser  k  nommer  le  Cardinid  Fi 
Jan!  7  , 

8on  Coadjnteiir.    L  Electeur  dit  dans  sa  lettre  au  Pape  qiie  la  plnput 
Princes  dans  les  £tat8,  desquels  les  siens  ^toient  enday^,  formant  des 
tensions  aar  enx,  il  ne  voyoit  pas  d'autre  mojen  de  se  saarer  Ini  m^aie 
8on  8i^e  £lectorale  qne  de  lier  de  la  mani^re  indiqn^e  ses  mt6r£ts  k 
d'one  Fnissanee  eapable  de  les  prot^er  efficacement;  il  a  ajont^  qne,  qi 
qn'un  Coadjat6nr  devroit  €tre  ^a  proprement  par  le  Ghapitre,  3  n^  A^oit 
de  Chapitre  dans  ce  moment;  qne  les  Statats  dn  Si^e  ArchidpSseopai 
prescrivoient  point  de  qnalit^  particnli^rement  requses  dans  nn  Goadji 
pas  m€me  celle  qn'il  fftt  Allemand;  qne  si  cependant  on  yonloit  innster 
cette  demi^re,  il  6toit  pronv^  par  des  docnmens  anthentiqnes  qoe  le 
Fesch  6toit  d'nne  famiUe  Allemande  qni   avoit  fignr^  parmi   les 
illnstres  dn  XV.  si^le.    Cette  lettre  de  Tfileetenr  ^toit  aoeompagnte  d^ 
du  Sr.  de  H^donvUle  ^)  an  Sr.  Alqnier,^)  dans  laquelle  il  Charge  son  eollj 
an  nom  de  l'Emperenr  Napoleon  d'appnyer  la  demande  de  l'£lectenr. 
Pape  ne  ponrra  qn^  adh^rer;  d'aillenrs  il  doit  d^plaire  extrfimement  k 
Conr  de  Rome  de  voir  passer  anssi  les  affaires  eccl6siastiqnes  d'nne  graii 
partie  de  TAllemagne  sons  la  d^pendance  de  la  France,  dont  le  s] 
ecd^iastiqne  est  si  oontraire  k  ses  principes.«  .  .  . 

Juni  2  Am  2.  Jnni  1806  sandte  Hangwitz  an  Humboldt  die  gleiche  Ki 

rieht  dieser  »nonyelle«,  die  »la  Cour  de  Rome,  .  .  .  si  eile  n'a  pas  6t6 
sultee,  ne  laissera  pas  qne  de  Ini  canser  de  iVtonnement  ponr  ne  pas 
plus«. 

Jnni  13J  Ooertz  meldet  ans  Begensbnrg  die  Wahl  Fesch's  am  28.  Mai  1806^ 
und  berichtet  am  13.  Jnni  darüber:  >cet  ^r^nement  a  fait  nne  extreme  sai- 
sation  par  tont,  malB  principalement  k  Mnnich,  Yienne  et  Cassel.  Le  IGnlstrs 
de  cette  demi^re  Conr  a  en  ordre  de  s'en  ouvrir  enrers  moi  et  de  slnfonner 
si  y.  M.  7  acqnies9oit«. 

Jnni  20  Hangwitz  antwortet  darauf,  Berlin  20.  Jnni:  »Je  ne  sanrois  avoir  d'opH 

nion  k  cet  ^ard  avant  de  scavoir,  comment  le  Chef  de  TEmpire  qnl  anrnt 
du  €tre  consnlt^  le  premier,  s'en  expliquera.«  .  .  . 

B.  X.  79. 


1}  Französischer  GeBsndter  in  Regensburg. 
2)  Französischer  Cbargö  d' Affaires  in  Rom. 
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928.  Das  Auswärtige  Departement  an  den  Bevollmächtigten  Minister  j^^g 
rbr.  V.  Humboldt  zu  Rom.    Berlin  1806  Juni  18. 

B.  EL  Z.  litt.  Z.    Goneept^  gez.  Havgwitz. 

HUgt  sein  Verhalten  bei  der  NoHfikaiion  seines  neuen  diphrnaUaehen  Charakters 

in  Born. 

»Wir  haben  ans  Eurem  Berichte  Yom  21.  y.  M.i]  die  Art  ersehen,  wie 
IT  den  Eaeh  neulich  bejgelegten  höheren  diplomatischen  Character  bey 
un  päpstlichen  Hofe  angekündigt  nnd  zur  Airerkennong  gebracht,  auch 
ie  ihr  euch  in  Ansehung  der  Gerichtsbarkeit  benommen  habt.  Wir  ge- 
Bhmigen  solche,  als  völlig  angemessen  und  Unserer  Intention  entsprechend, 
t  ihrem  ganzen  Umfange  und  ertheilen  Euerm  auch  bej  dieser  Gelegen- 
Git  gezeigtem  zweckmässigen  Benehmen  Unsem  vollkommenen  Be3rfall. «... 


929.  Bericht  des  Bevollmächtigten  Ministers  Frhr.  v.  Humboldt   Rom  Juni  I8 

.806  Juni  18. 

R.  XL  Bom.    EigeahftBdige  diiffrirte  Ausfertigung',  nach  der  Dechiffrining. 

)i6  EnÜassung  des  Kardinal  Staats-Sekretadrs  Cansalvi.     Urtheil  über  diesen  und 

über  seinen  Nachfolger  Kardinal  Casoniß) 

...  »Je  n'ai  jamais  pü  partager  Tavis  de  ceux  qui  croyent  que  la  con- 

Inite  et  les  opinions  personnelles  du  Cardinal  Consalvi  qui  ont  fait  nn  des 

ffiff^rends  entre  le  Saint  Si^ge  et  la  France,  soyent  venus  au  point,  oü  ils 

Bont  k  präsent.    La  source  du  mal  me  semble  ^tre  au  contraire  qu'il  n'exer- 

9oit  paa  une  ass^s  grande  influence  sur  son  propre  gouvemement,  et  le  Sr. 

Alquier  lui  rend  une  justice  parfaite  k  cet  ^gard.     Mais  son  ^loignement 

^toit  d^cid6,  ou  ä  cause  des  präventions  que  le  Cardinal  Fesch^]  avoit  fait 

BAitre  contre  Ini  en  France,  ou  k  cause  de  lui  mdme,  pour  que  le  public 

ne  rejettät  pas   sur  lui   l'odieux  des  malheurs   qu'^prouve  l'£tat  romain. 

Maintenant  cette  d^marche  a  ^t^  fait  trop  tard  pour  pouvoir  6tre  utile  encore. 

Quant  k  moi,  je  dois  rendre  la  justice  au  Cardinal  Convalvi  qu'il  a  toujours 

t^moign^  le  plus  grand  int^r6t  aux  affaires  des  Sujets  de  V.  M. ;  qu'il  a  mis 

nn  z^le  extreme  de  les  arranger  d'apr^s  les  intentions  de  V.  M.  et  que  d^s 

le  moment  de  mon  arriv^e  ici  je  n'ai  eu  qu'ä  me  louer  de  ses  proc^d^s 

^vers  moi.     On  peut  bien  dire  que  tous   les  autres  membres  du  Corps 

^^plomatique,  le  Sr.*  Alquier  lui  m^me  pas  except^,  pensent  de  m6me  k  son 

^vd,  et  que  tous  regrettent  de  perdre  un  homme  qui  tftchoit  toujours  de 

lettre  leg  formes  agröables  et  satisfaisantes  dans  tont  ce  qu'il  avoit  k  faire 

OD  k  dire. 

Le  Cardinal  Casoni  est,  autant  que  j'ai  toujours  entendu  dire,  un  homme 
dnne  parfaite  probit^;  mais  ayant  73  ans,  son  äge  m6me  ne  lui  permettra 
Plos  d'activit^  n^essaire  dans  sa  nouvelle  place  et  d'ailleurs  il  est  nul  pour 

1)  Ko.  921.  2)  Cfr.  No.  932. 

3)  Der  am  14.  Mai  1806  abberufene  Vorgänger  Alquier's. 

^^»i^ieT,  Preouen  und  die  katb.  Kirche.    IX.  36 
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IROß 

Juni  17  ^^^  talents  et  ses  opinions  et  manque  entiöremeat  de  la  aonpiedae  et  i| 
Taddresse  n^ssaire  k  nn  homme  d'£tat  de8tin6  k  traiter  les  afiaires 


importantes  dans  an  moment  aussi  critiqne.  U  sera  k  peine  possible  d'eBim 
aveo  Ini  dans  nne  diflcussion  nn  pen  difficile  et  il  sera  Torgane  pasaf  im 
volont^s  du  pape  et  de  ceux  qni  condnisent  ee  dernier.  Yoilii  an  moiM 
oomme  je  Tai  entendn  jager  moi  m^me  autrefois  en  Espagne  et  comme  m 
le  jage  g6n^ralement  ici.  Un  pareil  choix  n'a  pn  ^tre  fait  qne  dassre» 
barras  de  ne  pas  yoaloir*^rendre  de  oeox  qa'on  croyoit  du  parti  friofdi 
et  de  ne  pas  oser  s'addresser  k  cenx  qni  ont  la  r^pntation  oontrure.« ... 


Juni  19        930.  Siaats-Minister  v.  Voss  an  den  Sfaats-Minister  Frhr.  v.  d.  Radi 

Posen  1806  Juni  19. 

R.  7.  C.  25.  G.  C.    Ansfenigu&g. 

i 

Die  Kompetenz  des  Hoheits-Departementa  bei  Bieckofstcahlen  gegenüber  den  Provinxid 

DepartemerUsA) 

»£.  E.  erachten  Inhalts  des  ...  die  anderweite  Besezznng  der  BistGott 
Cnjavien  und  Pomerelien  and  Posen  betreffenden  Schreibens  Tom  2.  v.  IL: 
dass  dem  .  .  .  Landes-Hoheits-Departement  bei  den  Vorschlfigen  zur  WaU 
neuer  Stldpreussischer  Bischöfe  and  bei  den  Einleitungen  zu  ihrer  Nomiiufla% 
8cheinwahl,  Bestfttigang  p.  p.  die  Konkurrenz  zustehe,  solche  durdi  db 
Natur  der  Sache,  Observanz  und  die  bestehende  Ressort-Regulirang  begrfiBU 
und  daher  in  künftigen  F&Uen  zu  admittiren,  in  dem  Falle  mit  den  ein- 
gangs genannten  Bistttmern  aber  mit  Unrecht  umgangen  worden  sd. 

Erlauben  E.  E.  mir,  diesem  allen  ...  zu  entgegnen,  dass  ich  De» 
Sentiment  nicht  beizustimmen  vermag,  in  der  Angelegenheit  wegen  andtf- 
weiter  Besezzung  der  bischöflichen  Stühle  von  Cnjavien  and  PomoielleD 
und  von  Posen  der  Natur  der  Sache,  den  früheren  Fällen  und  Sr.  K.  X- 
Befehlen  genau  gefolgt  bin  und  mich  auch  in  der  Folge  an  dieselbe  Riebt^ 
schnür  halten  werde. 

Nur  dem  Provinzial-Departement  kann  das  Personale  der  katholiaelraD 
Geistlichkeit  im  Detail  und  nach  seiner  Qualifikazion  zu  hohem  Würden, 
besonders  nach  seiner  Anhänglichkeit  für  den  Staat  im  Oegensazze  mit  der 
Kirche  ganz  genau  bekannt  sein;  nur  dieses  kann  also  nach  eigner  ^ebe^ 
Zeugung  auch  zu  den  höchsten  geistlichen  Würden  die  beste  Subjekte  r9^ 
schlagen  und  deren  Wahl  durch  die  ihm  bekannte  Personen  sicher  leiten  Ussen. 

Aas  diesem  Gesichtspunkte  und  nach  diesen  Grundsäzzen  haben  9sA 
des  Königs  M.  in  jenem  neusten  und  in  den  früheren  Fällen  zu  verfligei 
geruhet .  .  .  [Folgt  die  Aufzählung  der  Behandlung  der  seit  1793  erledigten 
Bistümer.] 

.  .  .  Aus  dieser  genauen  Darstellung  aller  Fälle  gehet  hervor,  dass  bei 
Besezzung  der  bischöflichen  Stühle  eine  Südpreussische  Verfassung  existiit; 


1)  Cfr.  No.  816  und  913. 
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nur  zweimal,  nftmlich  1793^)  und  1797,  dnrch  das  Zasammentreffen  j^^o 
kit  Politik  oder  Einmischang,  geringe  Abweichungen  Statt  gefanden  haben, 
ft  allen  übrigen  sechs  Fällen  vor  und  nachher  aber  sie  ganz  mit  der  Natnr 
er  Sache  übereinstimmt  nnd  dass  nach  dieser  Verfassung  die  Konkurrenz 
es  .  .  .  Eabinets-Ministeriom  oder  an  dessen  Stelle  des  .  .  .  Hoheits-Depar- 
»ments  mit  der  Ausfertigung  und  Vorlegung  der  Nominazions-  und  Konfir- 
lazions-Patente  anhebt,  die  vorherige  VorschUlge  der  Subjekte,  die  Fräsen- 
udon  derselben  nnd  die  Einleitungen  zur  Wahl  hingegen  zum  Ressort  des 
^rovinzial-Departements  gehören. 

Das  Kessort-Regulativ  vom  6.  Dezbr.  1802  ^)  zwischen  dem  . . .  Kabi- 
i«ls~Ministerium  und  .  .  .  Hoheits-Departement,  als  eine  blosse  Teilung  der 
Geschäfte  des  auswärtigen  Departements,  hat  in  den  Verhältnissen  des  Pro- 
rinzial- Departements  nichts  geändert  und  nichts  ändern  wollen,  dem  .  .  . 
loheits-Departement  auch  nichts  zuzuteilen  beabsichtet,  was  das  Auswärtige 
Departement  nicht  gehabt  hat,  wie  ich  dies  E.  E.  schon  am  5.  März  v.  J.^) 
B  Angelegenheiten  des  Bistums  Warschau  bemerklich  zu  machen  die  Ehre 
^habt  habe. 

Stets  habe  ich  selbst  daftlr  gesorgt  und  stets  werde  ich  dafür  sorgen, 
läse  die  Expedizion  und  Vorlegung  der  Nominazions-  und  Konfirmazions- 
Patente  für  die  Sfldpreussische  Erz-  und  Bischöfe  dem  .  .  .  Hoheits-Departe- 
ment überlassen  bleibe.  Diese  Versicherung  auch  auf  E.  E.  gegenwärtiges 
Schreiben  ...  zu  erteilen  glaube  ich  Denenselben  und  mir  schuldig  zu  sein.« 


931.    Rescripf  des  Geistlichen  Departements  an  die  Kriegs-  und  Junii9 
Domainen-Kammer  zu  Mflnster. 

B.  64.  Lingen.  EcclesiMtiea.   Concept,  ges.  Masflow. 

Der  katholisehen  Oememde  xu  Messingen,  Kr.  Lingen^  toird  die  dortige  Kapelle  em- 
geräumt;   die  Jura  atokte  soüen  die  jetzigen  protestantischen   Oeistlichen  behauen, 

nicht  aber  ihre  Nachfolger. 

.  .  .  »Wir  haben  erhalten,  was  Ihr  ...  in  Betreff  des  Gesuchs  der 
katfiolisehen  Gemeine  zu  Messingen,  in  der  dortigen  Capelle  Gottesdienst 
halten  zu  dürfen,  unterm  13.  Mai  c.  vorgetragen  habt,  und  ertheilen  Euch 
darauf  in  Einverständniss  mit  dem  jetzt  abwesenden  Cheff  Uusers  Befor- 
mirten  Geistlichen  Departements  hierdurch  zum  Bescheid,  dass  auf  den  Grund 
der  . . .  Cabinets-Ordre  vom  16.  November  y.  J.**)  es  keinem  Bedenken  unter- 
worfen ist,  dass  der  Gemeine  zu  Messingen  die  Dmen  zugehörige  Kapelle 
zur  Haltung  des  katholischen  Gottesdienstes  wieder  eingeräumt  werden  kann. 

Inzwischen  versteht  sich  dabei  von  selbst,  dass  die  Geistlichen,  welche 
bisher  von  dieser  Gemeinde  jura  stolae  genossen,  selbige,  so  lange  sie  im 
Amte,  behalten  müssen,  Ihre  Nachfolger  aber  darauf  nicht  weiter  vocirt 
werden  können.«  .  .  . 


1)  Die  VorUge  hat  versehentlich  >1795«. 

2)  Cfr.  No.  512,  am  Schlüsse.  3)  No.  801.  4)  No.  882. 
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1!^Q         932.  Der  Bevollmächtigte  Minister  Frhr.  v.  Humboldt  an  den  KanSMiJ 
Ercole  Consalvi.    Born  1806  Juni  19. 

Nach  dam  Dnick«  bei  GrtüneM-Joly:  M^moiiM  du  Cudinal  Oonsalri,  Paxis  tSlU,  L  p.  7>1 

Danki  ihm  bei  dem  Ausseheiden  aus  seiner  Stellung  als  Kardinal  Staais-Sdretak' 

fiir  die  Art  seiner  Geschäftsführung.^) 

»Le  souBsign^,  ministre  pl6nipotentiaire  de  B.  M.  le  roi  de  Pnuse,  • 
r69u  hier  soir  la  note  officielle,  par  laquelle  V.  £minenoe  lui  fait  l'homiev. 
de  lui  marquer  que  Ba  8aintet6  a  daign^  lui  accorder,  sur  sa  demande,  la 
dämission  de  la  Charge  de  seor^taire  d'£tat  qu'elle  ocoupait  juAqu'id. 

II  ose  se  flatter  que  V.  £minence  n'a  pas  pu  manquer  d'observer  qiäl 
prix  il  a  constamment  attach6  aux  relations  satisfaiBantes,  daiis  lesqneflet j 
il  a  eu  l'avantage  de  se  trouver  avec  Elle  pour  les  afiEaires  de  sa  eour,  d, 
qu'il  Yoit  cesser  k  präsent  avec  le  plus  sensible  regret,  et  il  profito  de 
occasion  pour  r^it6rer  k  V.  £m.  ses  profonds  et  vi&  remerctments  de 
les  preuves  de  bont6  et  de  bienveillance  qu'EUe  a  bien  youlu  lui  donm^^ 
depuis  le  premier  jour  de  son  arriT6e  ici.  II  a  eu  trop  souvent  oecaska 
d'entretenir  sa  cour  du  zMe  et  de  la  promptitude,  avec  lesquels  Y.  £ib.  a 
eu  la  bont^  de  Youer  toujours  ses  soins  aux  affaires  des  sujets  catboliqi 
du  Roi  son  mattre,  pour  ne  pas  6tre  persuad6  que  S.  M.  y  a  ^t^  extrSnio- 
ment  sensible,  et  quant  k  lui  personnellement,  il  consenrera  k  Jamals  is 
Souvenir  des  marques  d'int^r^t  et  d'amitiä  qu'il  a  reines  de  V.  £nL  H  sa 
räjouit  infiniment  de  ce  que  V.  £m.  veut  bien  lui  faire  esp^rer  la  conti- 
nuation  de  ces  relations  personnelles  et  amicales,  et  11  t&chera  de  lui  pronm 
par  Tempressement  qu'il  mettra  k  les  cultiver,  le  plaisir  que  cette  o&e  ho 
a  caus^. 

II  a,  au  reste,  Thonneur  d'^tre  avec  la  consid^ration  la  plus  respee- 
tueuse  et  le  dövouement  le  plus  sinc^re  de  V.  £m.  le  tr^s-humble  et  tn^ 
ob^issant  serviteur.« 


Juni  21         933.  Das  Siidpreussische  Departement  an  die  Kriegs-  und 
Kammer  zu  Posen.    Posen  1806  Juni  21. 

Oeii.-I>irektoriiim  Sftdpreiisstn.  LXXn.  1049.    Goncept^  gex.  Yosa. 

Vorsorge  für  das  Bemhardiner-Mönehs-  und  das  Bemhardvner-NonnenrKlasier  xm 

Posenß] 

»Wir  benachrichtigen  Euch  hierdurch,  dass  von  Seiten  des  hiesign 
Bemhardiner-Mönchs-Klosters  unterm  16.  d.  M.  der  Antrag  gesebehen  ist, 
dass  den  zur  Haltung  des  Gottesdienstes  in  der  Kirche  und  zum  Religioii«- 
Unterricht  für  das  in  dem  Eloster-Geb&ude  zu  errichtende  Institut  zurflck- 
bleibenden  6  Geistlichen: 

1.  anständige  und  berufsmässige  Wohnungen  fflr  sich  und  ihre  Servienten; 


1)  Gfr.  Humboldt's  Bericht  vom  18.  Juni  1806,  No.  929. 

2)  Cfr.  No.  949. 
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2.  der  nötige  Gelass  zur  Unterbringung  der  Lebensmittel;  t^^i 

,  Juni  ox 

3.  ein  auskömmliches  Jabrgehalt  bewilligt;  nnd 

4.  dem  Orden  erlaubt  werden  mögte,  beim  jedesmaligen  Abgange  eines 
Jehen  Geistlichen  dessen  Stelle  wieder  ersetzen  zu  dflrfen;  auch  machen 
Ir  Euch  zugleich  bekannt,  dass  heute  dem  Kloster  die  beruhigende  Ver- 
dierung  ertheilt  wird,  dass  nicht  allein  die  auf  6  bestimmte  Zahl  der 
dstlichen  fortwährend  beibehalten  und  beim  Abgange  eines  oder  des  an- 
sni  Subjects  vom  Orden  wieder  ergänzt  werden  solle,  sondern  auch  ge- 
iss  nach  Möglichkeit  darauf  Bedacht  genommen  werden  wflrde,  den  in  Rede 
»henden   Geistlichen  anständige  Wohnung  und  Unterhalt  zu  verschaffen. 

Hiemächst  eröffnen  Wir  Euch  noch,  dass  auch  der  Convent  des  Bern- 
srdiner-Nonnen-Elosters  sich  mit  der  Bitte  an  Uns  gewendet  hat,  die  im 
[loBter  befindlichen  11  Nonnen  bei  eintretender  anderweiter  Bestimmung 
es  Letztem  nicht  daraus  zu  entfernen,  sondern  ihnen  einen  Theil  des 
Zosters  zur  Wohnung  und  ein  Zimmer  zum  Betsaal  zu  überlassen. 

Wir  werden  es  gern  sehen,  wenn  diesem  Gesuche  gewillfahrt  werden 
auin,  und  geben  Euch  dies  ausdrücklich  zu  erkennen,  damit  Ihr  bei  den 
tiesfiüligen  Arrangements  darauf  Bedacht  nehmet,  einen  zweckmässigen,  ge- 
iGrig  abgesonderten  Kaum  zur  Unterbringung  der  Nonnen  und  Einrichtung 
smes  Betsaals  für  selbige  im  Klostergebäude  zu  bestimmen.  Inzwischen 
ntlBst  Ihr  doch  auch  den  Betrag  der  Kosten,  welche  die  Translocation  der 
B^nhardiner-Nonnen  hierselbst  nach  Obomik  verursachen  würde,  anzeigen, 
^e  ein  bestimmter  Beschluss  hierüber  gefasst  werden  kann.« 


934.  Immediaf-Bericht  des  Staats-Minisfers  v.  Angern.    Berlin  1806  Juni  22 

Juni  22. 

B.  89.  58.  M.  Ansfertigang.    Concept,  l)earbeitet  Ton  Palm,  Sack  n.  a.  in  B.  70.  Paderl)orii  II. 
IHY.  1 

^  yerfasstmg  des  Domkapitels  xu  Paderborn^  das  unter  Modifikationen  vorläufig 

bestehen  bleiben  soUeA) 

üeberreicht  eine  aus  den  Aufnahme- Verhandlungen  der  Kri^s-  und 
Donuiinen-Kammer  zu  Münster  hervorgegangene  »Darstellung  der  bisherigen 
Verfassung  des  Dom-Capituls  zu  Paderborn«,  die  26  Folio-Seiten  umfasst: 
»Hiemach  ist  das  Yormalige  Bissthum  Paderborn  im  Jahre  780  vom  Kaiser 
Carl  dem  Grossen  gestiftet  worden,  welcher  dessen  Verwaltung  zuerst  dem 
Bischof  zu  Würtzburg  übertragen,  demnächst  aber  im  Jahre  795  einen 
^enen  Bischof  in  der  Person  Hathumars  aus  dem  sächsischen  Adel  ange- 
^"t  hat.  Zu  gleicher  Zeit  ist  das  Dom-Stift  entstanden,  welches  Ursprung- 
^ch  mit  dem  Bischof  einen  Körper  ausgemacht  hat,  indem  in  den  frühem 
*«Hftn  ein  gemeinschaftliches  Zusammenleben  der  Bischöfe  mit  ihren  Capi- 
Wn  statt  gefunden  hat. 

1)  Cfr.  No.  959. 
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j    -99  ^  Ansehung  dea  Bisthams  Paderborn  hat  diese  Yerbindung  bis  In  im 

Eilfte  Jahrhundert  gedauert,  wo  das  gemeinschaftliehe  Zusammenleben  des 
BischoflB  mit  dem  Gapitni  nnd  die  gemeinschaftliche  Benntanng  des  Eiidiefi- 
Vermögens  aufgehört  hat  nnd  dem  erstem  seine  Domainen-Gttter  angewiesfls 
worden  sind. 

Durch  die  Bestimmungen  des  §  34  des  Haupt-Deputaüona-BeadiliBMi 
vom  23.  Februar  1803  ist  das  Dom-Kapital  in  der  Art  sfteulariairt,  diM 
alle  Oflter  desselben  und  seiner  Dignitarien  den  Domainen  des  bisherigen 
Ffirst-Bischofis  einverleibet  und  mit  diesen  £.  K.  M.  zur  Entschldigong  an- 
gewiesen worden  sind.  Hierdurch  sowohl,  als  durch  die  weitere  BeatimmuBg 
des  §  61  steht  es  an  sich  fest,  dass  £.  K.  M.  befugt  sind,  das  Dom-Eapi- 
tnl  au&ulösen.  Da  aber  nach  dem  §  62  die  Bischöflichen  Diöceaen  in  ihrea 
bisherigen  Zustande  yerbleiben  sollen,  bis  eine  andere  Diöcesan-£inricfataag 
auf  ReichsgesetEÜche  Art  getroffen  seyn  wird,  so  kann  die  Auflösung  doi 
Domkapitnls  nur  in  so  weit  erfolgen,  als  solches  als  Curia  ecelesiastica  tbep^ 
flüssig  ist.  Da  die  n&here  Bestimmung  darüber  zur  ktlnftigen  Diöcesan-EiiH 
lichtung  gehört  und  der  abgetretene  Fflrst-Bischof,  als  mediat  Diöeesan- 
Bischof,  ohne  CapituI  nicht  fungiren  kann,  so  muss  ich  meinen  .  .  .  Asäzag 
dahin  richten: 

dass  £.  E.  M.  geruhen  wollen,  das  Dom-Ejipitul  provisorisdi  und  fab 
zur  nähern  Regulirung  des  Diöcesan-Wesens  für  ^e  Entaefa&digungi- 
und  damit  in  Verbindung  zu  setzende  ältere  Provinzen  bestehen  und 
die  bisherige  Verfassung,  unter  den  näher  in  Vorschlag  zu  bringenden 
Modificationen,  einstweilen  forschen  zu  lassen. 
Bei  dieser  künftigen  Diöcesan-£inrichtung  dürfte  es  zweckmässig  sejn^ 
Paderborn  zum  8itz  des  kflnftigen  Bischofes  zu  bestimmen  und  ftlr  denselben 
daselbst  ein  Gapitul  ex  jure  novo  zu  dotiren  oder  doch  ftlr  diese  OeistEche 
Behörde  diese  Revenuen    des  Paderbomschen  Dom-Kapituls   zu  fundiren, 
wenn  auch   der  Sitz   derselben    nicht   daselbst    genommen  werden  m(^^ 
Denn  die  eigentlichen  Domainen  des  Dom-ELapituls  oder  das  Corpus  prmeben- 
darum  sind  unbedeutend  und  das  Maximum,  was  ein  Kapitalar  als  coipu 
praebendae  deserviren  kann,   ist  jährlich  72  Scheffel  Rocken,  33  Scheffel 
Gerste  und  52  Scheffel  Hafer,  das  minimum  aber  jährlich  33  Scheffel  Rock^L 
Dahingegen  ist  dasselbe  sehr  reichhaltig  an  fnndirten  Memorien  und  Anni- 
versarien, welche  durch  die  Chor-  und  Eirchen-Dienste  deservirt  werden; 
daher  die  Haupt-Einnahme  der  Capitolaren  in  den  Chor-  und  Eirdien-Prä- 
senzen   bestehet.      Dieser  Verdienst   der  Capitularen  mit  dem  fonds   der 
Vicarien    und  Beneficiaten,    welche    letztere  eine  jährliche  Einnahme  von 
5509  Rthlr.  in  Geld  haben,  wozu  noch  38  Scheffel  Weitzen,  1061  Scheffel 
Rocken,   863  Scheffel  Gerste  und  1470  Scheffel  Hafer  kommen,  ist  völlig 
auslangend,  nicht  nur  einen  Bischof  mit  seinem  Eapitul  zu  dotiren,  sondern 
es  würde  auch  noch  ein  üeberschuss  bleiben,   der   zur  Verbesserung  der 
Pfarr-  nnd  Schnllehrer  verwendet  werden  könnte.     Dahingegen  wtlrde  als- 
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MBU  das  eigentliche  corpus  praebendarnm  eingezogen  und  mit  den  Domainen  j^^^o 
ftcorporirt  werden  können.     Wenn  dieses  anch  gleich  nach  strengen  Grand- 
iteen  der  Sftcularisation  mit  Memorien  und  Anniversarien  geschehen  kann, 
ndem  die  bestimmten  Kirchendienste,  wofOr  jene  oft  von  einer  Familie  zn 
leren  besondere  Seelen-Heil  gestiftet  worden,  nnn  in  den  allgemeinen  Kirchen- 
Benst  übergehen,  daher  anch  nach  dem  Westphälischen  Frieden  in  den  Oest^ 
.•eichschen  Staaten  unter  Kaiser  Joseph  ü.  und  sonst  mehrmals  darnach  ver- 
tahren  ist:  so  bleibt  es  doch  immerhin  nach  Römisch-katholischen  Religions- 
Snmdsfttzen  einigermassen  anstössig,  sie  einzuziehen,  weil  sie  directe  für  das 
Seelenheil  besümmter  Personen  nnd  als  conditio  sine  quanonfundirt  worden  sind. 
Durch  eine  solche  Einrichtung,  als  daher  hier  vorgeschlagen  wird,  würde 
das  eigentliche  zum  Gultus  bestimmte  Vermögen  beisammen  gehalten,  allen 
ungleichen  Urteilen  über  dessen  Einziehung  zum  Staats-Vermögen  und  den 
Reclamationen  von  Seiten  der  noch  vorhandenen  Erben  von  den  Stiftern  der 
Memorien  nnd  Anniversarien  vorgebeugt,  jeder  Inconvenienz,  die  durch  Ver- 
legung der  Memorien  und  Anniversarien  an  einen  andern  Ort  entstehen  könnte, 
abgeholfen  nnd  damit  zugleich  der  Vorteil  erreicht  werden,  dass  der  Kaiser- 
lich Oesterreichsche  Hof  sich  aller  etwaiger  Einziehung  der  auch  dem  Ver- 
mögen des  Dom-Kapituls  und  des  Clerus  secundarii  angeliehenen  beträcht- 
lichen Gapitalien  ad  resp.  33333Vs  Bthb.   und  32333V3  Hthlr.   auf  nach- 
drückliche Vorstellung  dieser  Verhältnisse  hojQTentlich  um  so  eher  begeben  würde, 
obgleich  derselbe  bis  jetzt,  in  Ansehung  der  bestehenden  und  nicht  bestehenden 
Büfter  und  Klöster  in  den  Entschädigunga-Provinzen  keinen  Unterschied  ge- 
luacht  und  die  Zinsen  davon  seit  unserer  Besitznahme  einbehalten  hat. 

Indem  ich  alle  diese  Verhältnisse  £.  K.  M.  Erwägung  .  .  .  anheimstelle, 
muas  ich  nach  Anleitung  der  beigefflgten  Darstellung  bemerken,  dass: 

ad  1.   durch   die  eingetretene  Säcularisation  das  weltliche  Verhältniss 
des  Dom-Kapituls  gegen  seinen  vorigen  Fürsten  und  Bischof,    so  wie  des 
letztem  gegen  das  erstere,  in  der  Art  aufgelöset  worden  ist,  dass  die  welt- 
liehe Begierung  des  Fürst-Bischofs  aufgehoben,  derselbe  ein  mediat  Bischof 
geworden,   in  die  Cathegorie  der  ersten  geistlichen  Dienerschaft,   nach  den 
Bestimmungen  des  Allgemeinen  Landrechts  Theil  2.  fit.  11.  §  113  seq.  ge- 
treten und  auf  sein  Kapitul  weiter  keinen  Einfluss  hat,  als  dass  er  dasselbe 
>k  senatum  ecclesiasticum  gebrauchen  und   sich  des  Raths   desselben  in 
^ngirung   seines   bischöflichen  Amts  bedienen  kann,  ohne  jedoch  in  Reli- 
gions-  und  Kirchen-Angelegenheiten   ohne  Genehmigung   des  Staats  neue 
Verordnungen  machen  oder  dergleichen  von  fremden  Geistlichen  Obern  an- 
nehmen zu  dürfen;  wohingegen 

ad  2.  ebenfalls  das  weltliche  Verhältniss  des  Dom-Kapituls  gegen  seinen 
vorigen  Fürsten  und  alle  und  jede  Goncnrrenz  desselben  bei  der  Landes- 
Aduünistration,  so  wie  selbige  in  den  Unter- Abtheilungen  von  num.  1  bis  9 
inclasive  beschrieben  werden,  und  namentlich  das  Recht  der  Land-Stand- 
Bchaft  erloschen  ist. 
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3^?99  ^^  ^*   ^^^  ^^^  Vorrechte  and  Gerechtigkeiten   spedficirt  worden,  ii 

deren  Besitz  sich  das  Dom*Kapital  bei  der  Besitznahme  befunden  hat    Ei 
verstehet  sich  von  selbst,  dass 

(ad  1.)  die  bisherige  Abgaben-Freiheit  aufhören  und  daa  Dom-Kiptd 
sich  denjenigen  Abgaben  unterwerfen  mflsse,  die  der  Staat  einzuftthreB  ftr 
gut  findet. 

(ad  2.)  kann  demselben  das  Recht,  die  zu  dem  Eirehen-YermögeB  gd- 
hörigen  Gefälle  durch  eigene  Executoren  beitreiben  zu  lassen,  mit  d^  Be- 
schränkung, wann  die  Gefiüle  liquide  sind,  belassen  werden;  sonst  moBS  die 
Sache  vor  den  ordentlichen  Richter  verwiesen  werden. 

(ad  3.)  muss  die  Beurteilung  der  Frage:  ob  dem  Capital  das  Recht  so 
belassen  sey,  in  den  Domkapitularischen  Ortschaften  und  Jurisdictionsdistricteo 
einen  besondem  Nachrichter  und  Wasenmeister  anzustellen,  zur  nJÜtern  Be- 
stimmung der  Kammer,  als  Obem-Polizey-Behörde,  verlesen  werden. 

(ad  4.)  kann  dem  Dom-Eapitul  die  Execution  gegen  seine  nicht  auf  der 
Eapituls-Freiheit  wohnenden  Rechnungsffthrenden  Offizianten  belassen  werdes, 
wenn  die  Objecta  liquide  sind,  sonst  muss  die  Erörterung  der  Sache  vor 
den  ordentlichen  Richter  verwiesen  werden. 

(ad  5.)  muss  die  Zollfreiheit  von  den  Domkapitularischen  Ofltem  w^- 
fallen. 

(ad  6.)  ist  es  unbedenklich  ^),  dem  Dom-Kapitul  die  Jagd  auf  seinen 
privativen  Gründen  und  Feldmarken,  imgleichen  die  Fischerei,  in  so  weit  es 
solche  rechtlich  hergebracht  hat,  zu  belassen;  dagegen  wird  es  zweckmitesl^ 
seyn,  die  Eoppel-Jagd,  welche  es  in  E.  E.  M.  Jagd-Gehegen  ausgeübt  hit, 
eben  so,  als  es  beim  Dom-Eapitul  zu  Hildesheim  geschehen^),  aufzuheben. 

(ad  7.)  scheinet  es  zweckmässig  zu  seyn,  die  Bestimmung  der  Frage: 
ob  dem  Dom-Kapitul  das  Recht  zu  belassen  sey,  wegen  seiner  Eigenbe- 
hörigen  dem  Jahr-  oder  Brüchten-Gericht  der  Aemter  Neuhauss^],  Del- 
brück ^}  und  Bocke  <^),  durch  Deputirte  beizuwohnen  und  in  den  Domkapi- 
tularischen Ortschaften  das  Jahr-  oder  Brüchten-Gericht  selbst  zu  halten, 
von  der  nähern  Prüfung  der  p.  Kammer  als  Obem-Polizey-Behörde  ab- 
hängig zu  machen,  da  dieser  Punkt  in  der  Darstellung  von  der  Oapitols- 
Verfassung  zu  wenig  aufgeklärt  ist. 

(ad  8.)  wegen  der  von  dem  Dom-ELapitul  bisher  ausgeübten  Crimina^ 
und  Civil-Gerichtsbarkeit  in  den  Domkapitularischen  Ortschaften,  imgleichen 
der  geistlichen  Gerichtsbarkeit  in  den  verschiedenen  Theilen  der  Pronni, 
muss  ich 


1)  Die  Vorlage  hat:  »bedenklich«;  ohne  Zweifel  ein  Schreibfehler,  der  bereits 
im  Cabinet  am  Rande  bemerkt  ist.  2)  Cfr.  No.  800,  S.  Sil. 

3)  Neuhaus,  Flecken  an  der  Lippe,  Kr.  Paderborn. 

4)  Delbrück,  Kr.  Paderborn. 

5)  Boke,  an  der  Lippe,  Kr.  Büren. 
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a.  .  .  .  bemerken,  dass  nach  den  Allerhöchsten  Bestimmnngen  wegen  t^^9^2 
^eaaerer  £inrichtang  deg  Griminal-Wesens  die  Präsidenten  der  beiden  Landes- 
[Toüegien  den  Auftrag  erhalten  haben,  den  Plan  znr  Errichtung  eines  In- 
inisitoriats  Air  die  Provinz  Paderborn  zu  bearbeiten.  Wenn  dieser  einge- 
gangen ist,  solcher  E.  E.  M.  Sanctionining  erhalten  hat  nnd  znr  Ansftthmng 
lesselben  geschritten  worden  ist,  wird  sich  das  Dom-Eapitol  der  Criminal- 
Jnrisdiction  begeben  nnd  solche  respective  der  Begiemngs-Depntation  zu 
Paderborn  nnd  dem  Inqnisitoriat  überlassen  mllssen,  wobej  es  sich  jedoch 
von  selbst  versteht,  dass  dasselbe  znr  Unterhaltung  des  Inqnisitoriats  den- 
jenigen Kosten-Beitrag  jährlich  leisten  muss,  welcher  demselben  durch  die 
Criminal-Jurisdiction  nach  einem  auszumittelnden  Durchschnitt  von  mehrem 
Jahren  verursacht  worden  ist. 

b.   wäre  es  sehr   zu  wünschen   gewesen,    dass  die  Civil-Jurisdiction, 
weiche  dem  Dom-Eapitul  in  der  Stadt  Paderborn,  auf  der  Dom-Freiheit  und 
in  einigen  andern  Distrikten,  sodann  über  die  Städte  Lippspringe,  Breden- 
bom,   imgleichen  Aber  die  Dörfer  Attelen,  Ettelen,  Henglam,  Husen,  Schar- 
mede  und  Dahl,  ferner  über  die  Oeconomie  Kleyhoff  nnd  Blankenrode  und 
Aber  die  beiden  Eigenbehörigen  Höfe  Redinghausen  und  Hanborn,  imgleichen 
fiber    die  dahin  gehörenden  Feldmarken  und  Waldungen  nach  bestimmten 
Grenzen  zustehet,  und  diejenige,  welche  einzelne  dignitarii  und  Obedien- 
tiarii   ansgeflbet  haben,    schon  jetzt   hätte  aufgehoben  und  nach  den  Be- 
stimmungen der  allgemeinen  Gerichts-Ordnung  vom  Gerichts-Stande  mit  der 
Landesherrlichen  Jurisdiction  hätte  vereiniget  werden  können.     Es  stehet 
auch  der  Vereinigung  nur  das  im  Wege,  dass  die  zur  Verwaltung  der  ein- 
zelnen Jurisdictionen   angestellten  Officianten  auf  die  Gerichts- Gebüren  als 
partem  s^arii  mit  angewiesen  sind  und  sie  durch   deren  Entziehung  auf 
Entschädigung  Anspruch  zu  machen  berechtigt  sind,   welche  dem  Dom-Ca- 
pitul  nicht  angemuthet  werden  kann,  dem  Staat  aber  vor  der  Hand,  bei  der 
Menge  der  übrigen  Bedtlrfhisse,  zu  lästig  ist. 

Bei  dieser  Lage  der  Sache  wird  das  bisherige  Jurisdictions-Verhältniss 
einstweilen  beizubehalten  und  nur  als  Grundsatz  im  Allgemeinen  zu  be- 
stimmen sejn,  dass,  so  wie  die  einzelnen  Gerichts-Officianten  mit  Tode  ab- 
gehen, die  erledigten  Gerichts-Stellen  einzuziehen  und  mit  den  Landesherr- 
lichen zu  vereinigen  seyn  werden.  Indessen  dürfte  doch  schon  jetzt  die 
Bestimmung  zu  treffen  seyn,  dass  die  Dom-Freiheit  sowohl,  als  diejenigen 
Theile  der  Stadt,  worüber  dem  Dom-Kapitnl  nach  einem  Becess  vom  Jahre 
1717  die  Civil-Jurisdiction  zustehet,  in  polizeilicher  Hinsicht  dem  Magistrat 
zu  Paderborn  untergeordnet  würden,  dergestalt,  dass  derselbe  über  die  bisher 
eximirten  Theile  der  Stadt  die  polizeiliche  Gerichtsbarkeit  im  weitläuftigsten 
Sinne  des  Wort-Verstandes  auszuüben  berechtigt  sey,  um  dadurch  die  bisher 
gestokte  Städtische  Polizey  in  den  gehörigen  Gang  zu  bringen. 

(ad  9.)   Li  Ansehung  der  geistlichen  Gerichtsbarkeit  ist  das  vormalige 
Bisthnm  Paderborn,  nach  mehrerem  Inhalt  der  Darstellung,  in  sechs  Archi- 
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J^^i'ls  ^^^^^i^&^^^^^^^P^^^?^^  eingeteilt,  worin  jedes  seinen  Arcbidiaconiis,  Con* 
nüssarios,  Actaarins  und  Pedellen  hat,  und  hat  bei  diesen  ArdudiaeoBitea 
eine  conenrrente  Jurisdiction  mit  dem  Bischöflichen  Officialat-Gericht  in  entar 
Instanz  statt  gefunden.  Es  würde  an  sich  kein  Bedenken  haben,  diese 
Arehidiaconat-Qeriohts-Verfassung  sofort  anfsoheben  und  die  C^eaohlfte  des 
Archidiaconat-Qerichts  resp.  an  das  Of&cialat-Gericht  und  Oeneral-Yieanst 
zu  verweisen;  da  aber  die  dabej  angestellten  Of&cianten,  als  der  Com- 
missarius,  Actuarius  und  Pedell,  gewisse  Emolumente  beziehen,  weshalb  sie 
auf  Entschädigung  würden  Anspruch  machen  können,  wenn  ihnen  .  .  .  sokke 
entzogen  würden,  so  wird  die  Archidiaconat-Verfassung  einstweilen  nod 
beizubehalten  und  nur  die  Einschränkung  zu  machen  sejn,  daaa  die  Ardii- 
diaconate,  so  wie  sie  vacant  werden,  nicht  wieder  zu  besetzen  und  dieGe- 
Schäfte  resp.  vom  Officialat-Gericht  und  General-Vicariat  zu  verwalten  s^ 
würden. 

Bey  dem  Archidiaconat,  welches  der  am  1.  December  1803  ▼«stD^ 
bene  Dom-Eübnmerer  und  Dom-Kapitular  von  Hoerde  bekleidet  hat,  ist  dei- 
halb  schon  provisorisch  am  2.  Julj  1804  eine  solche  Verfagang  getroiei 
worden,  dass  solches  entweder  von  dem  Dom-Kapitul  oder  dem  Offieiiltt 
verwaltet  werden  solle,  welche  Verfügung  nun  dahin  näher  zu  bestimnei 
ist,  dass  die  gerichtlichen  Geschäfte  dem  Officialat-Gericht  zu  flbertngeo, 
die  übrigen  aber  an  das  General-Vicariat  zu  verweisen  seyn  werden. 
Das  Personale  des  Dom-Gapituls  bestehet  .  .  . 

1.  in  dem  Clerus  primarius; 

2.  in  dem  Clerus  secundarius,  und 

3.  in  den  weltlichen  Officianten. 

Der  Clerus  primarius  macht  das  eigentliche  Gapitul,  welches  gesehloBBes 
ist  und  auf  24  Capitular-Stellen  fundirt  worden,  aus.  .  .  . 

Darunter  sind  zwey  Dignitarien,  nemlich  der  Dompropst  und  Dod- 
Dechant,  und  fünf  Officialen,  nemlich  der  Dom-Küster,  Domkantor,  Dom- 
Bcholaster,  Dom-Eämmerer  und  Domkellner.  Die  4  ersten  sind  geistiiehe 
Aemter  und  das  letztere  ein  weltliches  Amt. 

Die  Dignität  des  Dom-Propstes  ist  bisher  durch  canonische  Wahl  be- 
setzet worden  und  hat  derselbe  bei  der  Uebemahme  dieser  geisdichen  Wfirdc 
eine  Capitulation  beschwören  müssen.  Es  sind  damit  besondere  Einkunft« 
verbunden,  welche  mit  Einschluss  der  Lehns-Gfefälle  von  den  zu  diestf 
Dignität  gehörenden  16  Lehnen  zu  1379  Rthlr.  10  Gr.  3  Pf.  veranseUi^ 
sind,  wovon  aber  an  jährlichen  Lasten  56  Rthlr.  8  Gr.  abgehen,  so  dass 
ein  üeberschuss  von  1323  Rthbr.  2  Gr.  1  Pf.  verbleibt  Es  ist  unbedenk- 
lich, diese  Dignität  nach  dem  Ableben  des  Theodor  Werner  Grafen  vob 
Bochholtz  sogleich  einzuziehen,  da,  wenn  auch  fittr  die  Folge  ein  Cspitol 
bleiben  soll,  solches  ohne  Dompropst  bestehen  kann.  Die  von  ihm  adnii- 
nistrirte  Lehns-Curie  wird  sodann  mit  der  Landesherrlichen  in  der  Art  id 
vereinigen  seyn,   dass  die  in  manu  dominante  et  serviente  zu  entriditende 
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Lehn-Waare,  welche  von  allen  16  Lehnen  98  Rthlr.  12  Mgr.  und  Acht  Gold-  j^^g 
golden  betragen,  den  Landesherrlichen  Gassen  berechnet  werden  mttssten. 
l^ichstdem    hat   derselbe  das  Recht  gehabt,    folgende  bei  der  Domkirche 
fimdirte  benefieia  nnd  Vicarien,  als 

1.  Vicaria  praepositnralis  prima 

2.  -  -  secunda 

3.  Beneficinm  Beatae  Mariae  Virginis 

4.  -  S^  Lanrentii  primnm 

5.  -  B^  Margarethae  secnndnm 
sa  vergeben. 

Ifit  Anwendung  des  §  34  des  Haupt-Beichstags-Deputations-Beschlusses 
Iddet  es  kein  Bedenken,  dass  diese  GoUations-Bechte  schon  jetzt  aufgehoben 
werden  können  und  diese  Yicarien  und  Benefieia,  so  wie  solche  vacant 
werden,  E.  E.  M.  Disposition  anheim  fallen,  da  dann  in  jedem  individuellen 
Fall  näher  zn  beurteilen  ist,  ob  das  einstweilige  Bestehen  der  Gapituls- 
Verfassung  und  der  Fortgang  des  Gultus  es  nothwendig  machen,  selbige 
wieder  zu  besetzen. 

Eben  so  verstehet  es  sich  auch  von  selbst,  dass  die  Dompropsteiliche 
Curie,  welche  dieser  Dignit&t  annex  ist,  mit  Einziehung  der  Dompropstey 
zogleich  dem  Fisco  anheim  fiült. 

Die  zweite  Dignitftt  ist  die  des  Dom-Dechanten,  dessen  Rechte  und 
Voizfige  in  der  beigefügten  Darstellung  .  .  .  beschrieben  sind,  die  demselben, 
bis  auf  das,  was  auf  die  vormalige  Ständische  Verfassung  und  das  Directorium 
bei  den  Landständischen  Versammlungen  Beziehung  hat  und'  durch  die  ein- 
getretene Säcularisation  aufgehoben  worden  ist,  belassen  werden  können. 
Die  besondem,  mit  dieser  Dignität  verbundenen  Revenuen  sind  zu  2035  Rthlr. 
12  Qt.  3  Pf.  veranschlagt  und  bleiben  nach  Abzug  der  davon  zu  prästirenden 
Ausgaben  ad  30  Rthlr.  2  Gr.  2  Pf.  jährlich  2005  Rthlr.  10  Gr.  1  Va  Pf.  übrig. 
Ausserdem  ist  dieser  Dignität  eine  Gurie  annex.  Auch  hat  der  Dom- 
Dechant  bisher  das  Recht  gehabt,  folgende  Vicarien  und  Benefieia,  als 

1.  Vicaria  Decanalis  prima, 

2.  -  -         secunda, 

3.  Beneficinm  St.  Johannis  sub  urbe, 

4.  -  Matthaei  Apostoli  primum, 

5.  -  St.  Margarethae  primum, 

6.  -  Lectoratus  Evangelii, 

7.  -  St.  Gorporis  Ghristi, 

8.  -  St.  Matthaei  Apostoli  secnndnm, 

9.  -  St.  Brigidae  primum 

^ein,  und  in  Gemeinschaft  mit  den  vier  Senioren  des  Gapituls  noch  acht 
*J»aere  beim  Dom  fandirten  Benefieia  zu  vergeben. 

^s  ist  ebenfalls  unbedenklich,   dass  diese  GoUations-Rechte  aufhören 
"»ttssen  und,   so  wie  die  Vicarien  und  Benefieia  erledigt  werden,  E.  K.  M. 


556  Urkunde  No.  934. 

J^  i22  ^P^^^^<^^  anheim  fallen.  Die  Vergebung  der  Unter-Kflster-ßtelle beim  Dom, 
wann  solche  erledigt  wird,  kann  dem  jetzigen  Dom-Dechanten  zwar  beLaasea, 
jedocb  mnss  vorher  bei  der  Mflnstersehen  Kammer  angefragt  werden,  ob 
der  Kirchendienst  die  Wiederbesetznng  nothwendig  mache?  Was  aber  die 
Wiederbesetznng  der  Dom-Dechanten-SteUe  betrift,  wenn  solche  bey  noch 
bestehender  Gapitals-Verfassong  erledigt  werden  sollte,  und  welche  Deeanat- 
Revenflen  alsdann  dabey  zn  belassen  sind,  so  scheinet  es  zweckmfissg  za 
seyn,  darflber  jetzt  keine  Bestimmung  zu  geben,  sondern  dies  der  Zukunft 
vorzubehalten,  indem,  so  lange  irgend  ein  Capitnl  oder  geistlicher  Senat 
des  Bischofs  bestehet,  ein  Dechant  als  Präses  nothwendig  ist 

Von  den  geistlichen  Aemtem  ist  das  Amt  des  Domkflsters  das  en^ 
welches  bisher  von  der  bischöflichen  Vergebung  abgehangen  hat  Die  Ver- 
pflichtungen desselben  sind:  die  Aufsicht  über  den  Kirchenschatz  nsd  die 
KirchenrGeräthe  zu  f&hren,  und  die  Vorzflge: 

1.  s&nuntliche  Kflster-Stellen  bis  auf  die  des  Ünter-Kflsteis  am  ver- 
geben und 

2.  folgende  Beneficia: 

a.  Beneficium  trium  regum, 

b.  -  Sti  Liborii  ad  summum  altare, 

c.  -  St  11000  Virginum  et  Martyrum, 

d.  -  St  Servanti^}  et  Magdalenae, 

e.  -  Beatae  Mariae  Virginia  in  Choro, 

f.  -  QV^  Trinitatis 

SU  conferiren.  Ausserdem  sind  mit  dieser  Stelle  besondere  Revenflen  ver- 
bunden, die  nach  dem  davon  gefertigten  Anschlage  und  nach  Abzug  der 
davon  zu  entrichtenden  Abgaben  einen  jfthrlichen  Ueberschuss  von  148  Bihlr. 
2  Gr.  7  Pf.  liefern.     Es  kommt  also  darauf  an, 

ob  dieses  Officium  nach  dem  Ableben  des  jetzigen  DomkOsters  Johsoi 
Franz  Matthias  von  Landsberg  wieder  zu  besetzen  sej  oder  soleha 
eingehen  und  die  damit  verbundenen  besondem  Bevenflen  eiBgesogeo 
werden  können? 
Bei  dem  Dom-Kapitul  in  Hildesheim  ist  dieses  Officium  nach  der  ein- 
getretenen Staats-Ver&nderung  mit  E.  K.  M. .  .  .  Genehmigung  wieder  besetzt 
worden,  welches  aber  in  besonderen  Verh&ltnissen  seinen  Grund  gehabt  hai 
Als  nemlich  die  Hildesheimsche  Dom-Kfisterei  durch  das  am  16.  May  1804 
erfolgte  Ableben  des  Dom-Kapitulars  Marquis  von  Hoensbrock  erledigt  worden 
ist,  hat  der  Fflrst-Bischof  vermöge  seiner  vormaligen  Bischöflichen  Verhilt- 
nisae  und  in  der  Eigenschaft  als  Diöcesan-Bischof  geglaubt,  dieses  Officinin 
wieder  vergeben  zu  können,  und  hat  solches  wflrklich  dem  Dom-Kapitnlar 
Grafen  von  Meerveld  conferirt,  welches  jedoch  von  E.  K.  M.  nicht  genehmigt 
worden  ist.     Indessen  hat  der  Fflrst-Bischof  am  8.  November  1804  um  di« 
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(eatAtigimg  seiner  CoUatLon  immediate  supplicirt,  worauf  E.  E.  M.  in  der  j^^^ 
leshalb  an  mich  erlassenen  .  .  .  Gabinets-Ordre  vom  15.  November  1804 
fich  die  definitive  Bestimmung  darüber  bis  nach  Eingang  des  Haupt-Berichts 
iber  das  Hüdesheimische  Dom-Kapitul  vorbehalten  haben.  Weil  sich  nun 
m  der  Untersuchung  ergeben  hat,  dass  der  Dom-Kttster  einen  betrftoht- 
iehen  TheU  der  Cultus-Kosten  in  der  Dom-Kirche  bestreiten  muss,  so  ist 
n  dieser  Hinsicht  sowohl,  als  aus  Achtung  gegen  den  Fflrst-Bischof  die 
ron  demselben  geschehene  Vergebung  der  Dom-Kttsterey  an  den  Grafen 
ron  Meerveld  Allerhöchst  genehmigt  worden.  Alle  diese  besondem  Ver- 
hältnisse treten  bei  Paderborn  nicht  ein,  indem  der  dortige  Domküster  keine 
Caltns-Eosten  zu  bestreiten  hat  Es  ist  daher  unbedenklich,  dass  diese 
Stelle  nach  Abgang  des  jetzigen  Inhabers  nicht  wieder  zu  besetzen  sej,  da 
das  Dom-Kapitnl  ohnehin  qua  tale  die  Verpflichtung  auf  sich  hat,  dafür  zu 
iwrgen,  dass  der  Kirchen-Schatz  mit  den  Kirchen-Paramenten  gehörig  con- 
flervirt  werde.  Die  bey  Lebzeiten  des  jetzigen  Dom-Küsters  erledigt  werdende 
Efister-Stellen  können  von  demselben,  in  so  weit  es  der  Cultus  durchaus 
erfordert  und  worüber  die  Kammer  zu  Münster  au  urteilen  und  zu  ent- 
scheiden hat,  wieder  besetzt  werden,  nach  seinem  Abgang  aber  gehet  das 
Besetzungs-Recht  auf  das  Dom-Kapitul  unter  den  so  eben  bemerkten  Ein- 
schränkungen über.  Die  bisher  ausgeübten  CoUations-Bechte  über  die  be- 
numte  sechs  Beneficia  hören  schon  jetzt  auf  und  werden  auf  den  fiscus 
de?olvirt. 

Bas  zweite  geistliche  Officium  ist  das  des  Dom-Kantors,  welches  bisher 
ebenfalls  von  dem  Fürst-Bischof  in  letzterer  Eigenschaft  besetzt  worden  ist 
IMe  damit  verbundenen  jährlichen  Revenuen  sind  auf  207  Rthlr.  7  Gr.  6  Pf. 
ansgemittelt  und  ausserdem  hat  derselbe  bisher  das  Recht  gehabt,  das  Bene- 
fidiun  decem  millium  Martyrum  zu  vergeben.  Dieses  Collations-Recht  gehet 
schon  jetzt  auf  den  fiscus  über,  so  wie  es  auch  unbedenklich  ist,  nach  dem 
Ableben  des  jetzigen  Dom-Kantors  Frhm.  von  Spiegel  dieses  Officium  ein- 
gehen zu  lassen  und  die  damit  verbundenen  besondem  Revenuen  einzu- 
gehen, da  der  Chor-Gesang  eigentlich  von  dem  Succentor  dirigirt  wird. 

Das  dritte  Officium  ist  das  des  Dom-Scholaster,  welches  ohnlängst 
durch  den  Tod  des  Alexander  Friedrich  Frhm.  von  Elverfeld  erledigt 
worden  ist.  Die  damit  verbundenen  besondem  Revenuen  sind  nach  Abzug 
der  davon  zu  prästirenden  Ausgaben  auf  220  Rthlr.  19  Gr.  6  Pf.  ausge- 
^ttelt  worden,  und  ausserdem  ist  damit  das  Collations-Recht  des  beneficii 
oi  Andreae  seu  lectoratus  epistolae  connex  gewesen.  Die  Einziehung  dieses 
^<^ü  ist  unbedenklich,  indem  die  Function  des  Dom-Scholasters  von  dem 
Dom-Gapitol  in  concreto  versehen  werden  kann  und  muss,  und  das  damit 
verhnnden  gewesene  Collations-Recht  des  Beneficii  Sti.  Andreae  seu  lecto- 
^tos  epistolae  ist  auf  den  fiscus  übergegangen. 

^&8  vierte  Officium  ist  das  des  Dom-Kämmerer,  welches  bereits  durch 
^  »m  1.  December  1803  erfolgte  Ableben  des  Dom-Kapitular  von  Hoerde 
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-^^9|a  erledigt  worden  nnd  onbesetst  geblieben  ist.  Der  Ueberschnsa  der  dazilt 
verbundenen  jährlichen  Revenfien  ist  anf  353  Rthlr.  16  Gr.  9  Pf.  taagt- 
mitteit  nnd  werden  solche  jetst  fttr  Rechnung  des  fisci  adminbtrirt.  Auaser- 
dem  ist  diesem  geistlichen  Amte  das  Collations-Recht  der  beiden  Benefieiem 
Stae  Gatharihae  und  Sti  Yiti  annex  gewesen,  welches  nun  auf  den  Haeus 
flbergegangen  ist. 

Ausser  vorbenannten  vier  Qeistlichen  Aemtem  bestehet  noch  unter  dem 
Namen  der  Dom-Kellnerey  ein  weltliches  Officium,  welches  durch  einen 
wflrklichen  Dom-Kapitolaren  versehen  worden  ist,  dessen  Bestellung  von 
dem  Dom-Gapitul  geschiehet  und  dem  gewöhnlich  noch  ein  Gapitular  als 
Subcellerarius  beigeordnet  wird.  Die  Geschäfte  des  Dom-Kellners  be- 
stehen eigentlich  darinn,  dass  er  die  Aufriebt  über  die  Administration  des 
Domkapitularischen  Vermögens  itihren  und  die  zur  Verwaltung  desselbem 
angestellten  Offiäanten  kontrolliren  soll.  Besondere  Einkünfte  sind  mt 
diesem  Amte  nicht  verbunden,  sondern  der  Kellner  beziehet  nur  bey  Be- 
stimmung der  ungewissen  Eigenthums-Gefiüle  der  Eigenbehörigen  die  so- 
genannten Schreib-Gebühren  und  hat  einen  bestimmten  Anteil  an  den  soge- 
nannten Brüchten.  Ob  dieses  Amt  nach  Abgang  des  jetzigen  Dom-KeUneis 
wieder  zu  besetzen  seyn  werde,  wird  um  so  mehr  der  Zukunft  vorbehatten 
bleiben  müssen,  als  es  sich  dann  zeigen  wird,  welche  Veränderungen  in 
der  bisherigen  Administration  des  Dom-Kapitularischen  Vermögens  vorzu- 
nehmen sind. 

Sodann  theilen  sich  die  24  Capitularen  in  residirende  und  nicht  reei- 
dirende.  Erstere  können  alle  diejenigen  seyn,  welche  nicht  zugleidi  auch 
bey  andern  Gapituln  Residenz  halten  müssen,  und  ist  durch  das  Statut  vom 
17.  Aprill  1591  deren  Zahl  auf  12  festgesetzt  Der  Unterschied  swiachen 
Residentes  und  non  Residentes  äussert  sich  in  dem  Genuss  verschiedener 
Revenuen,  woran  blos  erstere  mit  Ausschluss  der  letztem  Anteil  haben, 
und  [welche]  eine  Belohnung  fOr  die  Anwesenheit  bey  der  Kirche  aus- 
machen sollen.  Demnächst  hat  der  Bischof  bisher  das  Recht  gehabt,  ai» 
den  Gapitularen  sich  zwey  auszuwählen,  welche  ihm  in  der  Wahrnehmung 
der  Kirchen-Geschäfte  assistiren.  Diese  unter  dem  Namen  Ganonici  a  Utere 
vorkommende  Kapitularen  werden,  wie  der  Dom-Propst  und  Dom-Dechant, 
in  allen  ohne  körperliche  Gegenwart  zulässigen  Verdiensten  frei  gehalten. 
Wenn  die  beiden  jetzigen  Ganonici  a  latere  beim  Leben  des  Fürst-Bischoft 
mit  Tode  abgehen  sollten,  so  wird  es  ihm  wohl  gestattet  werden  können, 
sich  zwei  andere  Kapitularen  zur  Assistenz  auszuwählen,  es  wird  jedoch 
zuvor  E.  K.  M.  ...  Erlaubniss  dazu  nachgesucht  werden  müssen. 

Endlich  sind  Jubilarii  diejenigen,  welche  von  Zeit  der  Besitznahme  der 
Präbende  40  Jahre  der  Kirche  gedient  haben,  und  geniessen  die  beidan 
ältesten  davon  bei  ihrer  Abwesenheit  von  der  Kirche  die  Vorteile  der  An- 
wesenden. 

Was  in  der  Darstellung  von  den  Erfordernissen  zur  Au&ahme  in  das 
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Capital  sab  nnm.  ö.,  imgleichen  von  den  verschiedenen  Arten  der  Erwer-  t^^» 
bung   der  Präbenden    sab  nnm.  6.    enthalten  ist,    das  findet  bei  der  ein- 
^tretenen  Säcularisation  des  Capitols  weiter  keine  Anwendung,  indem  alle 
racant  werdenden  Präbenden  dem  Fisco  anheim  fallen. 

Die  Einkünfte  der  Capitularen  bestehen  nach  nnm.  7.  der  Darstellnng 

1.  in  Präbende-Reventten 

2.  in  Residenz-Frflchten 

B.  in  Dignitäts-Revenflen  und 
4.  in  Obedienzien. 
ad  1.  sind  die  Pr&bendal-Revenüen  diejenigen,  anf  welche  die  Capitn- 
laren  nach    gehöriger   Besitz-Ergreifung  von  der  Präbende  Anspruch  auf 
Theikehmung  und  Mitgenuss  haben.    Diese  teilen  sich  in  folgende  Classen 
ein,  und  zwar: 

a.  in  solche,  welche  ohne  alle  Anwesenheit  bei  der  Kirche  verdient 
werden  können.  Diese  sind  sehr  geringe  und  betragen  jährlich  nur  33  Scheffel 
Bocken. 

b.  in  solche,  welche  durch  blosse  Anwesenheit  bei  der  Kirche  in  dem 
Zeitraum  vom  15.  August  bis  den  16.  October  ohne  Verpflichtung,  an  dem 
Gottesdienst  Teil  zu  nehmen,  verdient  werden  können.  Diese  betragen 
jährlich  72  Scheffel  Rocken,  33  Scheffel  Gerste,  52  Scheffel  Hafer. 

c.  in  solche,  bey  welchen  entweder  Anwesenheit  in  der  Kirche  an  den 
Verdienst-Ti^en,  oder  auch  nur  Gegenwart  bei  den  Verhandlungen  des 
Bom-Kapituls  erfordert  wird;  und 

d.  in  solche,  welche  aus  den  Präsenzen  und  Memorien  erfolgen,  und 
zu  deren  Verdienst  lediglich  die  Theilnahme  an  den  Gottesdienstlichen  Hand- 
lungen erfordert  wird. 

^  2.  Mit  den  Residenz-Früchten  hat  es  folgende  Bewandniss.  Es 
theilen  sich  nemlich  die  Capitularen  in  Residentes  und  non  residentes. 
Entere  haben  die  Verpflichtung,  wenigstens  die  Hälfte  des  Jahres  bei  der 
Kirche  zuzubringen,  und  ist  deren  Zahl  auf  12  als  das  Maximum  festgestellt 
worden.  Für  diese  sind  wegen  jener  Verpflichtung  gewisse  Revenuen  be- 
sonders ausgesetzet  und  es  geniessen  dieselben  ausserdem  die  Begünstigung, 
^)  wo  der  Verdienst  gewisser  Präbende-Einkünfte  einen  bestimmten  Aufent- 
^t  bei  der  Kirche  erfordert,  die  Hälfte  desselben  bey  den  Residentibus 
^  ausreichend  und  gleichgeltend  angenommen  wii'd.  Uebrigens  werden  die 
Bogeuannten  Residenz-Früchte  nicht  allemal  blos  durch  die  würkliche  Haltung 
^er  Besidenz  verdienet,  sondern  es  sind  auch  mit  einigen  besondere  Ver- 
P^ehtongen  verbunden,  durch  deren  Beobachtung  der  Anspruch  auf  Mit- 
?euii88  zuvor  begründet  werden  muss. 

ad  3.  sind  die  besondern  Revenuen  von  den  beiden  Dignitäten  und 
^on  den  übrigen  vier  Geistlichen  Officiis  bereits  oben  angezeigt  und  ist 
^^balb  das  zweckmässig  scheinende  in  Antrag  gebracht  worden. 

^d  4.   sind  bei  dem  Dom-Capitul  137  Obedienzien  vorhanden,   deren 
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j  r22  li^^^^'^^^^^^  Ertrag   nmch  Abzug   der  onemm  sn  5084  Rthlr.  yermoadibgi 
worden  ist;  selbige  werden  eingeteilt  in: 

1.  episcopales,  deren SO, 

2.  praepositurales,  deren 40, 

3.  Plaegede  ^),  deren 19, 

4.  Additamenta,  deren 48  sind. 

Summa  137, 
denen  die  in  die  Cathegorie  der  Additamenta  gehörigen  14  Ganonicat-Curiei 
noch  hinzokommen.   Die  Gegenstände  der  Obedienzien  der  drei  ersten  Claasei 
bestehen  in  beständigen  Korn-  nnd  Geld-GefilUen,  in  Zehnten,   HolzmigeB 
und  Patronat-Rechten  über  verschiedene  Pfarren  in  dem  FOrstentiinm  Pada>- 
bom,  und  die  Obedienzien  der  vierten  Classe  in  Aeckem,  Gärten,  Wieseii, 
Fischteichen,   Keller,  Kornboden,  Dämmen  und  Curien.     In  firflhem  Zdtea 
hat  willkflhrliche  Vergebung  der  Obedienzen  von  Seiten   des  Bisehofis  mii 
des  Dompropsts  Statt  gefunden,  allein  im  Jahre  1405  ist  durch  ein  ▼« 
dem  Bischof  Wilhehn  genehmigtes  Statut  festgesetzt  worden,  dass  die  OptiiiB 
der  Obedienzien  nach  dem  Alter  im  Capitul  Statt  finden  solle,   dergestalt, 
dass,  wenn  durch  Todesfall  gewisse  Obedienzen  erlediget  worden,  dies» 
von  dem  auf  den  verstorbenen  Capitularen  zunächst  folgenden  und,   wem 
dieser  nicht  optiret,  von  dem  sodann  folgenden  etc.  optiret  werden  können,  \ 
wobey  jedoch  die  beiden  Dignitarien,  der  Dompropst  und  Dom-Dechant,  dea 
Vorzug  haben,  dass  sie  allen  flbrigen  Capitularen  bey  jeder  Option  voigekea 
und  jede  erledigte  Obedienz  optiren  können,  wenn  sie  sich  dabey  zu  ver- 
bessern glauben.   Uebrigens  ist  die  Anzahl  der  Obedienzen,  die  ein  Kapitnltf 
besitzen  kann^  dahin  festgesetzt,  dass  er  aus  der  ersten  Classe  Episoopalos 
zwey,  aus  der  zweiten  Classe  Praepositurales  eine  und  aus  der  dritten  Claase 
in  Ploegede  ebenfalls  nur  eine  verlangen  kann.     Bei  den  Obediensen  der 
4.  Classe  haben  die  Residentes  den  Vorzug  und,  wenn  kein  residens  da  ist, 
der  noch  optiren  könnte,  so  wird  juxta  Senium  optiret.    Eben  dies  gut  aodi 
bei  den  zu  den  Additamenten  gehörigen  Curien,  in  so  weit  sie  optabel  sind. 
Hieraus  folgt  denn  von  selbst,  dass,  wenn  ein  Capitular  von  den  erledigteB 
Obedienzen  welche  optiret,  er   von  den  besitzenden  der  nemlichen  Classe 
eben  so  viele  wieder  abgeben  muss,  in  Rücksicht  welcher  eine  fernere  Option 
dann  wieder  eintritt.     Das  Dom-Capitul  hat  gebeten,  demselben  das  Recbt 
zur  Option  der  Obedienzen  nach  der  bisherigen  Verfassung  femer  zn  ge- 
statten.    Da  E.  K.  M.  dem  Dom-Kapitul  zu  Hildesheim  das  Options-Becht 
der  Obedienzien  belassen  haben  und  bei  dem  Paderbomschen  Dom-Kapital 
eben  die  Gründe  des  Rechts  und  der  Billigkeit  vorhanden  sind,  so  trage 
ich  .  .  .  darauf  an: 

den  Capitularen  das  Recht  zur  Option  der  Obedienzen  nach  bisherig^' 
Verfassung  femer  zu  gestatten  und  zwar,  weil  nach  dem  senio  optiret 


1)  Pie  »Par^toUuDg«  schreibt  »Ploegede«. 
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wird,  dasB  fiscns  wegen  der  ihm  anfallenden  Prftbenden  naeh  dieser  j  ^^9 
Ordnung  mit  optire. 
Da  bei  Gelegenheit  der  Obedienzen  der  Cnrien  Erwähnung  geschehen 
it,    so  werde  ich  diesen  Punkt  hier  zugleich  mit  anfiiehmen. 

Es  sind  nemlich  .  .  .  beym  Dom-Gapitul  14  Canonicat-Gurien  vorhanden. 
>awon  sind 

A.  den  Dignititten  annex  [2]^)  .  .  . 

B.  Optable  [4]  .  .  . 

C.  auf  immer  Assignable  [5]  ... 

D.  auf  gewisse  Zeit  Assignable  [3]  .  .  . 

Mit  der  Assignabilität  der  Curie  hat  es  nun  folgende  Bewandniss 
gehabt: 

Wenn  nemlich  an  den  einzelnen  Cnrien  bedeutende  Reparaturen  vor- 
Eonehmen  oder  der  zeitige  Besitzer  Willens  gewesen,  solche  zu  erweitem 
>der  zu  yerschönem,  so  ist  durch  Uebereinkommen  mit  dem  Capitul  öfters 
laeh^elassen  worden,  dass  auf  dergleichen  verbesserte  Cnrien  eine  gewisse 
Aiay^hl  Assiguationcn  erteilt  werden  dflrfen,  das  heisst:  dass  der  gegen- 
vftrtige  oder  ein  oder  mehrere  der  zunächst  folgenden  Besitzer  bei  ihrem  Ab- 
gänge die  Curien  auf  einen  andern  Capitularen  flbertragen  können,  der  nach 
einem  Abkommen  daffir  etwas  zu  zalen  gehabt,  und  in  ganz  besondem  Fällen 
Ist  auch  wohl  eine  Assignation  in  perpetuum  bewilliget  worden.  Das  Resultat 
von  allen  diesen  Verhältnissen  ist,  dass  in  Ansehung  der  Curien  sub  A 
und  B  die  jetzigen  Besitzer  blos  ein  Nutzniessungs-Recht  haben,  di^egen 
die  Curien  sub  C  und  D  gewissermassen  in  dominio  utili  der  gegenwärtigen 
Inhaber  sich  befinden  und  das  Dominium  directum  dem  Dom-Capitul  gebttret. 
Die  rechtlichen  Folgen  davon  sind,  dass  die  Curien  sub  A  und  B  nach 
Ableben  der  jetzigen  Besitzer  sofort  eingezogen  werden  können  und  in  An- 
sehung der  optablen  Curien  sub  B  nur  dasjenige  zu  vergüten  ist,  was  der 
§  52  des  Haupt-Reichstags-Deputations-Beschlusses  festgesetzt  hat  und  das 
in  jedem  einzelnen  Falle  zu  seiner  Zeit  näher  untersuchet  werden  muss. 
Da  indessen  die  obtablen  Curien  sub  B  einen  Theil  der  Additamenten  aus- 
maohen,  weshalb  auf  die  Beibehaltung  des  bisherigen  Options-Rechts  an- 
getragen worden,  so  stelle  ich  .  .  .  anheim,  ob  nicht  in  Ansehung  dieser 
Curien  den  Capitularen  das  bisherige  Options-Recht  zu  belassen  seyn  möchte, 
um  sie  nicht  wegen  ihrer  Wohnungen  in  Verlegenheit  zu  setzen.  Was  aber 
die  Curien  sub  C  und  D  betrift,  welche  respective  auf  immer  oder  gewisse 
Zeit  assignabel  gewesen,  so  werden  alle  diejenigen  Assignationen  anzuer- 
kennen seyn,  welche  von  den  einzelnen  Capitularen  an  ihre  Mit-Capitularen 
vor  dem  24.  August  1802  erteilet  worden,  die  spätem  aber  nicht,  und  eben 
so  werden  auch  von  den  jetzigen  Assignatarien  weiter  keine  Assignationen 
erteilet  werden  dttrfen.     Vielmehr  wird  ihr  aus  der  Assignation  erhaltenes 


1}  Werden  namentlich  au^efOhrt 
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T^^?^  Beeht   mit  ihrem  Tode  anfkören  mflasen  nnd  ihnen  bloB  das  n  ersetea 
Jon!  22 

seyn,  was  sie  den  Assignanten  bezahlt  haben.  .  .  . 

Da  bej  dem  Dom-Gapitnl  an  Hildesheim  der  Onrndaats  angenoBiBMa 
worden,  dass  in  Ansehung  der  ron  nnn  an  versterbenden  Gapitnlaien  blas 
das  Deservit-  oder  Sterbe -Jahr  Statt  finden,  das  Naeh-  oder  Gnaden- Jihr 
aber  aufhören  solle,  so  wttrden  bey  dem  Paderbomsehen  Dom-Kapitnl  wegen 
der  Yon  nun  an  versterbenden  Dom-Capitnlaren  gleiche  Orondafttae  Statt 
finden  nnd  solehem  nach  das  Gnaden-  oder  Naclgahr  wegfallen  mflasen,  in 
so  fem  £.  K.  M.  nicht  gerahen  sollten,  den  jetsigen  I>omherTn  fllr  ihre 
Person  die  Naclyahrs-Bevenflen  zn  belassen,  wie  solches  AUerhöchstdieselbea 
durch  die  Gabinets-Ordre  vom  22.  Mftiz  d.  J.  dem  DomrCapitul  zu  Hildes- 
heim zu  bewilligen  beschlossen  haben;  jedoch  werden  den  Erben  der  bereUs 
verstorbenen  Dom-Capitularen  von  Hoerde  und  von  Elverfeld  in  jedem  Faft 
ausser  dem  Sterbejahre  die  Nachjahre  zu  belassen  seyn.  Demnlehat  hat . . . 
auch  ein  Earchen-  oder  Fabrik-Jahr,  jedoch  nur  bey  denjenigen  Prftbendal* 
Revenuen  Statt  gefunden,  bey  welchen  das  Nadgahr  Statt  gehabt  Da  dksai 
Fabrik-Jahr  zum  Bau-Fonds  des  Dom-Eapituls  fliesst,  woraus  es  seine  manmlg* 
faltigen  Oeb&ude  unterhalten  muss,  so  wird  das  Fabrikjahr  zu  diesem  Be* 
huf,  gleich  mt  solches  auch  beym  Dom-i^pitul  zu  fiUdesheim  gescheben, 
beizubehalten  seyn. 

Der  zur  Besorgung  des  Qottesdienstes  in  der  Domkirche  vorhandene 
Clerus  seoundarius  und  das  mit  dahin  zu  rechnende  Personale  bestehet . . . 
aus  4  Vikarien,  2  Hebdomadarien,  39  Beneficiaten,  6  Chorälen,  1  Meaadiener, 
4  Kllstem,  4  Structur-Pulsanten,  1  Domprediger,  1  Dom-Schullehrer,  1  Oiga- 
nisten,  10  Musicis,  -2  Alleliyanten,  1  StabtrSger,  1  Dointriger,  1  Chnnaeher 
und  1  Sakristan^)  =  79  Personen. 

Die  vier  Vicarien,  2  Hebdomadarien  und  89  Beneficiaten  sind  mit  be- 
sondem  Beneficien,  worunter  4  Familien-Beneficia  seyn  sollen,  versehen  md 
ein  Theil  derselben  geniesst  auch  ein  bestimmtes  Einkommen  aus  der  ge- 
meinschaftlichen Gasse  des  Gleri  secundarii,  die  Grypta  genannt  Gewisso 
Revenuen  dieser  Gasse  mflssen  aber  besonders  verdient  werden,  wetchea 
auch  in  Ansehung  anderer  Bevenflen  der  Fall  ist,  welche  fttr  die  Yieariea 
und  Beneficiaten  aus  verschiedenen  Dom-Offiden  erfolgen.  In  Rfleksidit  der 
Einkünfte  aus  den  Beneficien  hat  ein  Nachjahr  Statt  gefunden,  es  mnaa  aber 
der  mit  dem  Beneficio  verbundene  Kirchendienst  von  den  Erben  des  Ver- 
storbenen besorgt  werden.  Es  verstehet  sich  von  selbst,  dasa  alle  diese 
Vicarien  und  Beneficia,  die  wirklichen  Familien-Beneficia  ausgenommen,  sor 
'  Königlichen  GoUation  und  Disposition  stehen  und  nur  in  so  fem  wieder 
besetzt  werden  dürfen,  als  beim  einstweiligen  Bestehen  des  Dom-Ka|Htob 
der  fortwährende  Gultus  in  der  Dom-Kirche  die  Wiederbesetsung  erfordert 
Die  Stellen  der  flbrigen  Kirchendiener  können  nur  mit  Genehmigung  der 
Kammer  wieder  besetzt  werden. 


1  Vorlsge:  »Saoristen«. 
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Zur  Verwaltnng  der  Dom-Eapitnlarischen  OereohtBame  und  des  Ver-  j^®9^2 
mOgens,  imgleichen  zu  Besorgung  der  sonstigen  Angelegenheiten  des  Dom- 
Kiq[ntulB  smd  38  Offioianten  angesetzt.  £s  wird  nothwendig  seyn,  festzu- 
setzen, dass  bej  Erledigungs- Fällen  jedesmal  bey  der  Kammer  über  die 
Wiederbesetznng  angefragt  werden  mflsse,  welehe  dann  die  Nothwendigkeit 
ollier  beurteilen  wird. 

Der  jAhrliohe  Ertrag  der  Bevenüen  des  Doni-Kapituls  mit  Einsohluss 
desjenigen,  der  dem  Olero  secundario  daran  zustehet,  ist  auf 

63183  Rthlr.  20  Or.  9  Pfg. 
und  nach  Abzug  der  Administrations-Kosten  k    10236     -      19   -    4    - 

»nf 62947  Rthlr.    1  Gr.  5  Pfg. 

auBgemitteltund  sind  die  Naturalien  nach  zwanzigjährigen  Durchschnitts-Preisen 
berechnet  worden.  Die  darunter  mit  begriffene  Revenuen  des  Cleri  secundarii 
betragen  jährUch  Ö609  Rthlr.  an  Geld,  38  Scheffel  IV2  Himten  Weitzen,  1061 
Scheffel  Rocken,  863  Scheffel  Gerste  und  1430  Scheffel  Hafer.  Das  dem  Dom- 
Kapitttl  zur  Benutzung  zustehende  Vermögen  ist  bisher  in  ö8  Registern,  und 
daa  des  Cleri  secundarii  in  6  Registern  verrechnet  worden.  Die  Dignitarien, 
Geistlichen  Offidalen  und  Obedientiarien  haben  über  ihre  besondere  Ein- 
kflüfte  besondere  Rechnungen  durch  ihre  Rezeptoren  fflhren  lassen.  Die 
VerrielfUtigung  der  Register  hat  wohl  darin  mit  ihren  Grund,  dass  in  spätem 
Zeiten  das  Dom-Capitul  teils  durch  fürstliche,  teils  durch  Privat-Fundationen 
beträchtliche  Vermögenszuwttchse  erhalten  hat,  welche  in  besondem  Registern 
berechnet  worden.  Im  Fall  E.  K.  M.  das  einstweilige  Bestehen  des  Dom- 
Kapituls  und  damit  das  Forlgehen  der  bisherigen  Administration  zu  be- 
Bebüessen  geruhen  sollten,  scheint  es  nothwendig  zu  seyn,  eben  so,  wie 
beim  Dom-Kapitul  zu  Hildesheim  geschehen  ist,  die  bisherige  Register-Ein- 
richtung beibehalten  und  die  Administration  des  Dom-Kapituls  sowohl,  als 
des  Cleri  secundarii  in  der  Art  leiten  und  controlliren  zu  lassen,  dass: 

1.  sämmtliche  Rendanten  und  Offizianten  für  den  Staat  verpflichtet; 

2.  sämmtliche  Rechnungen,  sowohl  die  des  Dom-Capituls  als  des  Cleri 
seeimdarii,  durch  einen  Kammer- Commissarius  mit  Zuziehung  eines  Calcu- 
latoris  abgenommen; 

3.  jedem  Dignitario,  Officiali,  Obedientiario,  Vicario  und  Beneficiato  die 
Verbindlichkeit  auferlegt  werde,  von  seinem  besondem  Einkommen  eine  ge- 
treue Administrations-Rechnung  zu  führen  und  solche  ebenfalls  vom  Kammer- 
Oommissario  abnehmen  zu  lassen; 

4-  die  bisherige  Register- Einrichtung  genau  beobachtet,  ans  den  ein- 
geben Registern  nichts,  als  was  bisher' etatsmäasig  gewesen,  zu  andern 
uerftber  genommen  und  aus  jedem  Register  nichts  mehr,  als  wirklich  ein- 
««BOBunen,  verteilt; 

ö.  alle  und  jede  in  der  Vermögens-Admmistration  des  Dom-Kapituls 
sowohl,  als  der  Dignitarien,   Officialen  und  Obedientiarien  vorzunehmende 

'86* 
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J^^2S  ^^'^^^^'^^"^S®^)  mithin  alle  nnd  jede  Verpaehtongen,  zur  Qenebmiging  te| 
Kammer  gestellet  werden  mttasen;  nnd 

6.  dem  cor  Erhebung  des  V^q  anzustellenden  Bendanten  frey 
mflsse,  nach  Ontfinden  die  einzelnen  Register  einzusehen,  um  die  üch 
ergebende  Mängel  und  Unordnungen  der  Kammer  zur  Abhelfung 

Was  aber  die  bisherige  Administration  der  Domkapitolarischen  Foi 
betrift,  so  hat  das  Mflnstersche  Kammer-Prisidium  .  .  .  angesagt,  dass 
zu  wünschen  sey,   dass  die  Domkapitularische  Forsten  schon  jetzt  mit 
Königlichen  Forsten  vereinigt,  von  dem  Königlichen  Forst-Amte  die  aUdiif 
Administration  flbemommen  und   dem  Dom-Kapitul  der  Durchschnittfr-l 
trag  von  den  letzten  sechs  Jahren  aus  der  Forst-Casse  bezalet  werde. 
Orflnde,   durch  welche  das  Präsidium  diesen  Antrag   motiviret  bat, 
folgende,  nemlich  dass: 

1.  diese  Forsten  im  Verhältniss  ihres  bedeutenden  Umfaoges  einen 
äusserst  unbedeutenden  Ertrag  gewährten,  teils,  weil  sie  mit  Frejholt-i 
gaben  sehr  belästiget,  teils  auch,  weil  sie  höchst  elend  verwaltet  worden, 

2.  das  Dom-Kapitul  in  den  letzten  Jahren  sehr  stark  habe  hauen 
ohne  ftlr  die  Kultur  etwas   zu  verwenden,   und  dass  vorauszusehen  k] 
dass,  wenn  es  bei  der  bisherigen  Administration  verbleibe,    die  Foi 
wenn  sie  dereinst  zur  Königlichen  Disposition  anheim  faUen  wUrden, 
einmal  fähig  seyn  dürften,  die  darauf  haftende  Freiholz-Abgaben  zu 
stiren;  und 

3.  dass  bei  der  bisherigen  Administration  die  Ungleichheit  der  H( 
Preise    einen   sehr   nachteiligen  Einfluss  auf  den  Königlichen  Hok-Debil 
gehabt,  indem  das  Domkapitul  besonders  das  Bau-Holz  nnter  dem  Wei 
verkauft  habe,  um  schneller  damit  fertig  zu  werden. 

Bei  diesen  vom  Kammer-Präsidio  angezeigten  Verhältnissen  nehme  i( 
keinen  Anstand,  darauf  .  .  .  anzutragen: 

dass  die  Domkapitularische  Forsten  schon  jetzt  mit  den  KöniglieheQJ 
Forsten  vereiniget,  der  Administration  des  Ober-Forstmeisters  voaj 
Kaiisch  übergeben,  die  bisherige  Domkapitularische  Förster  m  K5oi^ 
liehe  Dienste  mit  Beibehaltung  ihres  bisherigen  Qehaltes  und  üirafl 
Emolumente  übernommen,  verpflichtet,  und  dem  Dom-Kapitul  ^ 
dem  Ertrage  diejenige  Nutzung  ersetzt  werde,  welche  dasselbe  nach' 
einer  nachzuweisenden  sechsjährigen  Fraction  solcher  Jahre  gebsU 
hat,  wo  kein  ordnungswidriger  Hieb  vorgefallen  ist 
Da  auch  oben  bey  den  Obedienzen  vorgekommen,  dass  zu  einigeB  de^ 
selben  besondere  Holzungen  gehörten,  welche  der  alldnigen  Adnimistntio& 
des  Obedientiarii  überlassen  waren,  so  ist  es  ebenso  zweckmässig,  dass  «di 
diese  unter  die  Ober- Aufsicht  des  Ober-Forstmeisters  von  Kalisoh  gewtt 
werden  und  zwar  in  der  Art,  dass  die  einzelnen  Obedientiarii  dariii  nt 
nach  vorhergegangener  Anweisung  desselben  Holz  ftUen  lassen  dürfen,  oto« 
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6  jedoch  in  ADSehang  der  foratwirthschaftlichen  Benoszung  des  zur  Obedienz  t^^o 
dhörigen  Holzes  za  beschränken. 

Dua  pro  24.  Jnly  1803/4  von  den  sftmmtlichen  Kapitolaren  nnd  den  Prä- 
endal-y  Besidential-,  Dignitäts-  nnd  Obedienz-Revenüen  zn  entrichtende  Vio 
it  auf  3875  Bthbr.  19  Gr.  9  Pfg.  ansgemittelt  worden,  wovon  jedoch  220  Rthlr. 
•  Gr.  11  Pfg.  wegen  des  Dom-Dechanten  Graf  von  Kesselstadt  abgesetzt 
rerden  mUssen,  dessen  Decanat-Revenüen  ex  post  von  der  Decimation  be- 
reiet  worden.  Das  Dom-Kapital  hat  zwar  gebeten,  dass  der  eigentliche 
ShoT-  nnd  Kirchen-Verdienst  von  der  Decimation  frey  bleiben  mOgte.  Da 
iber  beim  Dom-Kapital  zn  Hildesheim  bereits  der  Grandsatz  feststehet,  dass 
fie  Chor-  nnd  Kirehenpräsenzen  der  Decimation  zn  onterwerfen,  so  muss 
iolcher  anch  beim  Paderbomschen  Dom- Kapital,  welches  nicht  melioris 
sonditionia  seyn  kann,  zor  Anwendung  gebracht  werden. 

Endlich  ist  anch  der  Pnnkt  znr  Sprache  gebracht  worden,  welche 
BeyenUen  von  den  eröfheten  Präbenden  dem  Staate  zn  berechnen  seyn 
würden.  Es  ist  ans  obigen  Vortrag  zn  wiederholen,  dass  die  Revenflen 
eines  Capitnlaren  in  Präbendal-  nnd  Residential-Einkttnften  bestehen.  Die 
erstem  theilen  sich  in  4  Classen: 

a)  in  solche,  welche  ebne  alle  Anwesenheit  bei  der  Kirche  verdient 
werden  können; 

b)  in  solche,  welche  dnrch  blosse  Anwesenheit  bei  der  Kirche  in  dem 
Zeitraum  vom  16.  August  bis  16.  October  verdient  werden  können; 

c)  in  solche,  bei  welchen  entweder  Anwesenheit  in  der  Kirche  an  den 
Yerdiensttagen  oder  auch  nur  Gegenwart  bei  den  Verhandlungen  des  Dom- 
kapitals erfordert  wird;  und 

d)  in  solche,  welche  aus  den  Präsenzen  und  Memorien  erfolgen  und  zu 
deren  Verdienst  lediglich  die  Theilnahme  an  den  Gottesdienstlichen  Hand- 
limgen  erfordert  wird. 

Nach  diesen  Abteilungen  ist  es  nun  ganz  unbedenklich,  dass  dem  Fisco 
▼on  den  erö&eten  Präbenden  alle  diejenigen  Revenflen  berechnet  werden 
mflssen,  die  blos  durch  Anwesenheit  in  der  Btadt^  bei  der  Kirche,  im  Capitul 
^d  an  den  Verdiensttagen  verdient  werden.  Dahingegen  wird  von  den- 
jenigen  Revenuen,  welche  aus  den  Präsenzen  und  Memorien  erfolgen  und 
zn  deren  Verdienst  die  Theilnahme  an  den  gottesdienstlichen  Handlungen 
orfordert  wird,  vorab  dasjenige  abzuziehen  seyn,  was  davon  dem  Clero 
secimdario  gebflret,  das  übrig  bleibende  muss  auf  das  ganze  gremium  des 
Capitols  repartiret  und  dem  Fisco  von  jeder  vacanten  Präbende  Y24  berechnet 
werden.  Was  aber  die  Theilnahme  des  fisci  an  den  sogenannten  Residenz- 
«ttlchten  betrift,  so  sind  nach  bisheriger  Verfassung  zur  Haltung  der  Residenz 
^^12  Capitnlaren  zugelassen  worden.  In  Ansehung  des  Mitgenusses  an 
^«a Residenz-Frflchten  sind  aber  gleich  gehalten  worden:  die  beiden  Digni- 
*^  Dompropst  und  Dom-Dechant,  dann  die  beiden  Canonici  a  latere  und 
bildlich  die  beiden  Jubilarii,  wenn  deren  vorhanden  gewesen,  gleichwie  dann 
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.^^9^0  jetzt  swey  Jabilaiii,   der  Frhr.  von  Fflratenberg  nnd  toh  Laadsberg 
Capital  sind.     Die  Residentiai-FrUehte  werden  also  gegenwirfig 
nnter  18  Personen  vertheilet.    Da  Fiskus  wegen  aller  Takaaten 
stets  als  Besidens^}  angesehen  werden  mnss,  so  kann  ihm  eine  Thi 
an  den  Besidena-Frttehten  nieht  abgesagt  werden,  weil  aber  nut 
versehiedener  Besidenzfrflehte  gewisse  besondere  geistliehe  Y« 
verbunden  sind,   so  scheint  es  angemessen  an  seyn,  in  Ansehnag  der 
Perception  des  fisci  die  Billigkeit  eintreten  an  lassen  und  festnaetieD: 
dasB  sämmtüehe  Besidenifrtlchte  auf  das  Oreminm  des  Capitob 
teilet  nnd  dem  fisco  davon  wegen  jeder  vaeanten  Prftbende  Vm 
rechnet  werde. 
Indem  ich  nun  die  bisherige  Gapitnls-VerfaBsnng  voUstflndig  ai 
andergesetzt  nnd  dabey  verschiedene  Anträge  gemacht  habe,  so  bitte  ieh  . 
nm  Erlaubniss,  solche  snr  bessern  üebersioht  dahin  an  reassumire) 
[I.]  3)  das  Dom-Kapitul  an  Paderborn  provisorisch  nnd  bis  zur 
Regnlining  des  I>i((cesen-Wesens  ftlr  die  Entsch&digonga-  und 
in  Verbindung  in  setsende  ftltere  Provinzen  bestehen  und  die 
herige  Verfassung  desselben  unter  folgenden  Modificationen  foi 
zu  lassen,  dass 

1.  die  vormalige  Concurrenz  des  Capituls  bey  der  Landes-A( 
und  namentlich  das  Recht  der  Landstandschaft,   als  durch  die  eingetrel 
Staats-Verftnderung  von  selbst  erloschen,  au&uheben; 

2.  die  bisherige  Abgaben-Freiheit  des  Capituls  sowohl  in  Ansehmig 
Cleri  primarü  als  secnndarii  aufhöre  und  sich  dasselbe  deiyenigen  Ab( 
unterwerfen  müsse,  welche  der  Staat  einzufahren  ftlr  gut  findet; 

3.  demselben  das  Recht,  die  zu  dem  Kirchen-Vermögen  gehörigen 
fiüle  durch  eigene  Executoren  beitreiben  zu  dürfen,  mit  der  Beschri 
wenn  die  GefWe  liquide  sind,  zu  belassen,   sonst  aber  die  Sache  vor  d< 
ordentlichen  Richter  zu  verweisen; 

4.  die  Beurteilung  der  Frage,  ob  dem  Kapitul  das  Recht  zu  b< 
in  den  Domkapitularischen  Ortschaften  und  Jurisdictions-Districten  einen 
sondern  Nachriohter  und  Wasenmeister  zu  bestellen,   an  die  Rammer 
obem  Polizey-Behörde  zu  verweisen; 

6.  dem  Kapitul  die  Exekution  gegen  seine,  nicht  auf  der  Kapitub- 
Freiheit  wohnende  Rechnung  führende  Offizianten,  wenn  die  Objecto  liquid 
sind,  zu  belassen,  sonst  die  Erörterung  der  Sache  an  den  ordentlichen  Richter 
zu  verweisen; 

6.  die  Zollft*eiheit  von  den  Domkapitularischen  Gütern  au&uheben; 

1,  dem  Dom-Kapitul  die  Jagd  auf  seinen  privativen  Oründen  und  Feld- 


1)  Vorlage:  »Residenz«. 

2)  Auf  diese  römischen  Ziffern  beziehen  sich  die  RandverfÜgungen  am 
Schlüsse  dieses  Berichtes. 
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larken,  so  weit  es  solche  rechtlich  hergebracht,  zn  belassen,  dagegen  aber  j^^^o 
M  Koppelji^d,   welche  demselben  in  den  Landesherrlichen  nnd  den  Jagd- 
;ehegen  der  aftcnlarisirten  Erlöster  zugestanden  hat,  aufzuheben; 

8.  die  Bestimmung  der  Frage,  ob  dem  Dom-Gapitnl  das  Recht  zu  be- 
aaaen,  wegen  Beiuer  Eigenbehörigen  dem  Jahr-  oder  Brflchten-Oericht  der 
iemter  Nenlimifi,  Dellbrück  und  Bocke  durch  Deputirte  beizuwohnen  und 
M  den  Domkapitularischen  Ortschaften  das  Jahr-  oder  Brüchten- Gericht 
lelbst  za  halten,  von  der  nfthem  Prüfung  der  Kammer  als  obem  Polizey- 
Behörde  abhängig  zu  machen; 

9.  sobald  das  Inquisitoriat  fOr  das  Fttrstenthum  Paderborn  eingerichtet, 
das  Dom-Kapitnl  sich  der  Criminal- Jurisdiction,  jedoch  mit  Beibehaltung 
des  Rechts  des  ersten  Angrifs,  begeben  und  solche  der  Regierungs-Depu- 
tation ftberlassen  müsse,  mit  der  Bestimmung,  dass  dasselbe  zur  Unterhaltung 
des  Inqnisitoiiats  denjenigen  Kosten-Beitrag  j&hrlich  leisten  müsse,  welcher 
demselben  dnreh  die  Griminal-Jurisdiction  nach  einem  auszumittelnden  Durch- 
schnitt von  mehreren  Jahren  verursachet  worden; 

10.  Dem  Dom-Kapitul  die  bisher  ausgeübte  Civil-Jurisdiction  in  Pader- 
born auf  der  Domfreiheit  und  einigen  andern  Districten  der  Stadt,  sodann 
Aber  die  Städte  Lippspringe  und  Bredenbom,   imgleichen  über  die  Dörfer 
Attelen,  Bttelen,  Hangelami},  Husen,   Scharmede  und  Dahl,   ferner  über 
die  Oeeonomie  Eleyhoff  und  Blanckenrade^)   und  über  die  eigenbehörigen 
RhU  Radinghausen')  und  Hambom^),   imgleichen  über  die  dahin  gehörige 
Feldmarken  und  Waldungen,  femer  diejenige  Jurisdiction,  welche  einzelne 
Dignitarii   nnd  Obedientiarii  ausgeübt,    mit  der  Bestimmung   zu   belassen, 
dass,  so  wie  die  einzelnen  Gerichts-Offizianten  abgehen,  die  erledigten  Oe- 
richtsstellen  einzuziehen  und  mit  den  ')  Landesherrlichen  zu  vereinigen,  jedoch 
schon  jetst  die  Bestimmung  zu  treffen,   dass  die  Domfreiheit  sowohl,  als 
derjenige  Theil  der  Stadt,  worüber  dem  Dom-Kapitul  nach  dem  Vergleich 
vom  Jahre  1717  die  Civil-Jurisdiction  zustehet,  in  polizeilicher  Hinsicht  dem 
Magistrat  zu  Paderborn  unterzuordnen,  dergestalt,  dass  derselbe  über  die 
bisher  eximirten  Theile  der  Stadt  die  polizeyliche  Gerichtsbarkeit  im  weit- 
Itaftigen  Sinne  des  Wort-Verstandes  auszuüben  berechtiget  sey; 

11.  die  Archidiaconate,  so  wie  sie  vacant  werden,  nicht  wieder  zu 
besetzen  und  die  Geschftfte  respective  vom  Officialat-Gerichte  und  General- 
Vicariat  zu  verwalten; 

12.  die  Stelle  des  Dpmpropsts  nach  dem  Ableben  des  jetzigen  Digni- 
^^  Grafen  ▼.  Bochholtz  einzuziehen  und  auf  diesen  Fall  dessen  Lehns- 
Curie  mit  der  Landesherrlichen  Lehns-Curie  in  der  Art  zu  vereinigen,  dass 
^e  Lehnwaaren  den  Landesherrlichen  Cassen  zu  berechnen,  inmittelst  aber 
scüüii  jetzt  dessen  Collations-Rechte  von  den  Vicarien  Praeposituralis  prima, 
seeimda,  £^atae  Mariae  Virginis^  Scti  Laurentii  prima  und  Stae  Margarethae 

1)  Henglam,  Kr.  Büren.  2)  S.  o.  Seite  663. 

3)  Vorlage-  >der«. 
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J  ^^*^  Beonnda  za  sistireii  und  solche  sor  Königliehen  Dispositioii  zn  yi 

auch  die  DompropBteiliohe  Giirie  naoh  dem  Ableben  dea  DompropatOB  «b- 
znziehen ; 

13.  die  Wiederbeaetzimg  der  Dom-Deehanten-Stelle  naeh  dem  AUfib« 
des  jetzigen  Inhabers  Grafen  v.  Kesselstadt  der  kflnfdgen  Bestimmirag 
anbehalten  nnd  dessen   Gollations-Bechte  .  .  .  schon  jetzt  aofrnlieben 
solche  der  Königlichen  Disposition  zn  reserriren,  dagegen  aber  demaelbea 
die  Wiederbesetzong  der  ünterkflster-SteUe  mit  Genehmignng  der 
zn  belassen; 

14.  das  Ofificinm  des  Domkflsters  nach  dem  Abgang  des  jetngen 
kflsters  v.  Landsberg  einzuziehen  nnd  dessen  bisher  von  sechs 
ansgeflbten  Oollations-Rechte  schon  jetzt  anfznheben,  dagegen  demseKben  & 
Besetzung  der  Kttsterstellen  unter  Oenehmigung  der  Kammer  zu  belaaa«; 

15.  Das  Officium  des  Domkantors  nach  dem  Ableben  des  jetzigen  Do»- 
kantors  Frhm.  y.  Spiegel  einzuziehen,  und  dessen  CoUations- Recht  Aber 
das  beneficium  decem  miUium  Martyrum  aufzuheben; 

16.  das  durch  Absterben  des  Dom-Scholasters  v.  Elverfeld  erledigte 
Amt  des  Dom-Scholasters  sammt  den  damit  yerbundenen  besondem  Bev^ 
nflen  einzuziehen  und  das  diesem  Officio  annex  gewesene  Gollations-Beeht 
des  Beneficii  St.  Andrae  seu  leotoratus  epistolae  zur  Königlichen  DispoeüioB 
zu  Tcrweisen; 

17.  das  durch  das  am   1.  December  1803   erfolgte  Ableben  des  p.  . 
T.  Hoerde  bereits  erledigte  Amt  des  Dom -Kämmerers  sammt  den  damt 
verbundenen  Reyenflen  ebenfalls  einzuziehen  und  die  diesem  Offido  anaez 
gewesene  Collations -Rechte  der  beiden  Beneficiis  (1)  Stae  Catharinae  nad 
Sti  Yiti  auf  den  Fiscus  zu  transferiren; 

18.  es  der  kOnftigen  Bestimmung  vorzubehalten,  ob  nach  Abgang  des 
jetzigen  Domkellners  dessen  Amt  wieder  zu  besetzen; 

19.  die  beiden  Canonici  a  latere  nach  Abgang  der  jetzigen  von  den 
Bischof  nur  mit  Oenehmigung  des  Staats  zu  ernennen; 

20.  den  Kapitularen  das  Recht  zur  Option  der  Obedienzen  naeh  bii- 
heriger  Verfassung  femer  zu  belassen  und,  da  nach  dem  senio  optirst 
worden,  fiscus^  nach  dieser  Ordnung  wegen  der  ihm  anfallenden  Pribendei 
mit  optire; 

21.  in  Ansehung  der  optablen  Curien  den  Capitnlaren  das  biaherige 
Options-Recht  zu  belassen,  wegen  der  assignable  gewesenen  Curien  hingegMi 
nur  diejenigen  Assignationen  anzuerkennen,  welche  von  den  einzelnen  Ca{n- 
tnlaren  vor  dem  24.  August  1802  an  ihre  Mit-Kapitularen  erteilt  wordes, 
die  späterhin  erfolgte  aber  nicht,  und  eben  so  von  den  jetzigen  Aasigna- 
tarien-keine  Assignation  weiter  zu  erteilen; 

22.  den  peremtorischen  Oenusstermin  der  Capitularen  in  Ansehnng  der 
Pr&bendal-  und  Obedienz-Reventten  blos  auf  das  Sterbe-Jahr  zu  beschrftnken, 
das  Qnaden-  oder  Naclyahr  aber  au&uheben,  insofern  nicht,  wie  durch  die 
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ibinets- Ordre  vom  22.  März  d.  J.  dem  Domkapitel  zu  Hildeaheim  zu-  j^^?^ 
istanden  worden,  den  jetzigen  Domheim  fflr  ihre  Person  die  Naolgahra- 
»Tenfien  ebenfalls  zu  belassen  E.  K.  M.  zn  besohliessen  geruhen  sollten; 
doch  das  Fabrik-  oder  Elrchen-Jahr  beizubehalten,  aueh  den  Erben  der 
ireits  Terstorbenen  Domkapitularen  von  Hoerde  und  von  Elverfeld  die 
aclyahre  su  belassen; 

23.  die  vorhandene  sechs  Vioarien  und  39  Benefioien  mit  Ausschluss 
D^enigcn,  welche  Blut-  oder  Familien-Vicarien  und  Benefida  sind,  von  der 
Löniglichen  Disposition  abhftngig  zu  machen,  die  dabey  Statt  gefundene 
[aehjahre  anfiEuheben  und  die  Stellen  der  flbrigen  Kirchendiener  nur  mit 
lenchmigaiig  der  Kammer  zu  besetzen; 

24.  In  Ansehung  des  Bechnungs- Wesens  die  bisherige  Register-Ein- 
ithtung  beizabehalten  und  die  Administration  des  Dom-Kapituls  sowohl,  als 
Bc  des  Cleri  secundarii  in  der  Art  leiten  und  oontroUiren  zu  lassen,  dass: 

a.  sämmtliohe  Rendanten  und  Officianten  fflr  den  Staat  verpflichtet; 

b.  sämmtliohe  Rechnungen,  sowohl  die  des  Dom-Kapituls,  als  des  Cleri 
leeundarii  dnrch  einen  Kammer-Commissarius  mit  Zuziehung  eines  Calou- 
lators  abgenommen; 

c.  jedem  Dignitario,  Officiali,  Obedientiario,  Yieario  und  Beneficiato  die 
Verbindlichkeit  auferleget  werde,  von  seinem  besondem  Einkommen  eine 
getreue  Administrations-Rechnung  zu  fuhren  und  solche  ebenfalls  vom  Kammer- 
Commissario  abzunehmen; 

d.  die  bisherige  Register-Einrichtung  genau  beobachtet,  aus  den  ein- 
ulnen  Registem  nichts,  als  was  bisher  etatsmässig  gewesen,  zu  andern 
herftbergenommen  und  aus  jedem  Register  nichts  mehr,  als  wirklich  einge- 
nommen, verteilet; 

e.  alle  und  jede  in  der  Vermögens-Administration  des  Dom-Capituls 
sowohl,  als  der  Dignitarien,  Offioialen  und  Obedientiarien  vorzunehmende 
VerSnderung,  mithin  alle  und  jede  Verpaohtungen,  zur  Genehmigung  der 
Kammer  und  des  Provincial-Departements  gestellet  werde;  und 

f.  dem  zur  Erhebung  des  Yio  anzustellenden  Rendanten  freysteheü  mflsse, 
naoh  Qutfinden  die  einzelnen  Register  einzusehen  und  die  sich  dabejr  er- 
gebende Mängel  und  Unordnungen  der  Kammer  zur  Abhelfnng  anzuzeigen; 

25.  die  Domkapitularische  Forsten  sehon  jetzt  mit  den  Landesherr- 
Uehen  Forsten  zu  vereinigen,  der  Administration  des  Ober-Forstmeisters  von 
Kalisoh  zu  flbergeben,  die  bisherigen  Domkapitularisohen  Förster  mit  Bei- 
^htltong  ihres  Gehalts  und  ihrer  Emolumente  in  Landesherrliche  Dienste 
IQ  Übernehmen  und  dem  Dom-Kapitul  aus  dem  Ertrage  diejenige  Nutzung 
>^  ersetzen,  welche  dasselbe  nach  einer  nachzuweisenden  sechsjährigen  Frac- 
tion  solcher  Jahre  gehabt  hat,  wo  kein  ordnungswidriger  Hieb  vorgefallen  ist; 

26.  die  zu  den  einzelnen  Obedienzen  gehörige  Holzungen  ebenfalls  unter 
Ober-Aufsicht  des  Ober-Forstmeisters  von  Kaiisch  in  der  Art  zu  setzen, 
^>S8  die  einzelnen  Obedientiarien  darin  nur  nach  vorgän^ger  Anweisung 
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^^    desselben  Holz  fiülen  lassen  dfirfen,  ohne  sie  jedoch  in  Ansehnng  der 
wirthschaftliohen  Benutzung  zu  beschrftnken; 

27.  die  Einnahme  der  Gapitularen  aus  den  Chor-  und  Ehcbeat-Vitr^ 
senzen   der  Deoimation  zu  unterwerfen,  dagegen   die  beaondem   Deeanal» 
Beventten  des  Dom-Deohanten  Grafen  von  Kesselstadt  von  der  Beiehntnpgj 
auszunehmen; 

28.  dem  Fisoo  von  den  erOfiieten  Prftbenden  alle  diejenigen  Bevenlen 
zu  berechnen,  die  blos  durch  die  Anwesenheit  in  der  Stadt,  bei  der  Kirohttf 
im  Capitul  und  an  den  Verdienst-Tagen  yerdient  werden,  dahingegen 
denjenigen  Beyenllen,  welche  aus  den  Prftsenzen  und  Memorien  erfolgeB 
zu  deren  Verdienst  die  Theilnahme  an  den  gottesdienstlichen  Handlungen 
erfordert  wird,  vorab  dasjenige  abzuziehen,  was  davon  dem  Clero  seeo- 
dario  gebflret,  das  flbrig  bleibende  auf  das  ganze  gremium  des  Gapitolan 
repartiren  und  dem  fisco  davon  wegen  jeder  vaoanten  Prftbende  Vm  ** 
berechnen; 

29.  die  s&mmtlichen  Besidenz-Frflchte  ebenfalls  auf  das  ganze  Grenunm 
des  Capituls  zu  verteilen  und  dem  fisco  davon  wegen  einer  jeden  vacantsi 
Pr&bende  Y24  ^^  berechnen. 

Da  zu  Erhebung  und  Berechnung  des  dem  Staate  gebflrenden  Vio  ^ 
wie  der  demselben  anheimfallenden  Revenfien  der  vacanten  Prftbenden,  in* 
gleichen  zur  ControUimng  der  ganzen  Administration  des  Domkapitnlaiiaehen  1 
Vermögens  ein  besonderer,  auf  E.  K.  M.  Interesse  zu  verplBichtender  Offai» 
ant  noihwendig  ist, 

[H.]  so  wird  dazu  der  bisherige  Kirchenschreiberey-Kassen-Bendant 
Thorwesten  in  Vorschlag  gebracht  und  über  das  demselben  b^nlegeade 
Gehalt  näherer  .  .  .  Antrag  vorbehalten. 

[HI.]  Sodann  besitzt  noch  das  Dom-Kapitul  einen  bedeutenden  Sehatz 
von  goldenen  und  silbernen  Kirchen-GefiUsen  und  Gerftthen,  welcher  Ar 
den  Gottesdienst  bestimmt  ist  und  wovon  das  Verzeichniss  .  .  .  beigefiSgt  mL 

[IV.]  Ausser  diesem,  dem  Dom-Kapitul  zugehörigen  Vermögen  sind  bey 
demselben  noch  verschiedene  Fundationen  vorhanden,  welche  teils  von  den 
vorigen  Landesherm  des  vormaligen  Bissthums  Paderborn,  teils  von  Privatis 
gestiftet  worden  und  worflber  dem  Dom-Kapitul  die  Ober-Aufsioht  zustehet 
Diese  Ober-Aufsicht  gründet  sich  teils  auf  eine  Landesherrliche  Anordnung 
vom  9.  Januar  1614,  teils  auf  ausdrückliche  Bestimmung  der  Stifter.  .  .  . 

Der  Oapital-Bestand  von  allen  diesen  Fundationen  beträgt  80134  Bäür. 
20  Gr.  3  Pf.,  von  welchen  die  jahrlichen  Zmsen  3422  Btfalr.  20  Gr.  4  Pf. 
ausmachen.  Das  einzelne  Verhftltniss  dieser  Fundationen  wird  jetst  nfther 
untersucht  und  da  wird  es  sich  ergeben,  welche  zweckmftssigere  Verwendong 
dabejr  einzuführen  seyn  möchte,  worüber  ich  mir  nähern  Vortrag  .  . .  vtn^ 
behalte. 

[V.]  Endlich  ist  noch  der  von  dem  Fürst-Bischof  Ferdinand  von  Filrsteo- 
berg  zu  Unterhaltung  einiger  Missionarien  gestiftete  sogenannte  Ifissiona- 
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id  yorhaodeiiy  welcher  ein  Kapital-Vermögen  von  31455  Rthlr.  hat,  wovon  i^^P^^ 

>  Zinaen  jahrUoh  1441  Rthlr.  16  Or.  6  Pf.  betragen ^^ 

Die  diesem  Fond  vorstehende  Inspectoren  sind: 

1.  der  älteste  der  Familie  von  Ftirstenberg, 

2.  der  zeitige  Dom-Dechant  nnd 

3.  der  zeitige  Official. 

Die  gegenwärtige  Missionarien  werden  auf  ihre  Lebenszeit  ihr  bis- 
rigea  Gtohalt  behalten  müssen  und  keine  nene  anzustellen  seyn.  Ueber 
»  fernere- zweckmässige  Verwendung  dieses  Fonds  wird  mit  den  bisherigen 
speetoren  Rllckspraehe  zn  halten  seyn.«  .  .  . 

Randverfügang^),  gesehrieben  von  Beyme:  Jnli  31 

»31.  Jnli  1806. 

ad  I.  Wollen  S.  M.  den  Antrag  grade  so  wie  in  Ansehung  des  Dom- 
apittels  zu  Hildesheim  geschehen  sowohl  im  allgemeinen,  als  ad  1.,  2  seqq. 
n  besondem  genehmigen,  mit  den  ad  10.,  22.,  25.  in  margine  bemerkten 
(estimmungen  und  der  allgemeinen  Erinnerung,  dass  auch  alle  bisherige 
tesignationen  und  Permutationen  der  Prftbenden  cessiren  und  sämmtliche 
^atronat-Rechte,  welche  sowohl  das  Eapittel  als  einzelne  Dignitarien,  Obe- 
ßentiarien  und  Archidiaconen  ausgeflbt,  mit  den  landesherrlichen  vereinigt, 
Iberhaupt  alle  fOr  das  Domkapittel  zu  Hildesheim  gemachten  Einrichtungen, 
renn  sie  auch  hier  nicht  nahmentlich  wiederholt  worden,  auch  auf  das 
[)omkapittel  zu  Paderborn  angewendet  werden  sollen. 

ad  10.  Da  dem  Domkapittel  zu  Hildesheim  einstweilen  nur  die  Patri- 
Düomal-JuriBdiction  belassen,  die  Gerichtsbarkeit  Aber  die  Dom-Freyheit  aber 
sof  den  Glems  primarius  und  seeundarius  eingeschränkt  worden,  so  muss 
Aasselbe  auch  in  Ansehung  der  Gerichtsbarkeit  des  Domkapittels  zu  Pader- 
*>om  festgesezt  werden. 

ad  22.  was  den  Hildesheimschen  Domkapitularen  in  Ansehung  der 
Nachjahrs-Revenues  zugestanden  worden,  soll  auch  den  Paderbomschen  zu 
Theil  werden. 

ad  25.  muss  alsden  bey  dem  Domkapittel  zu  Hildesheim  eine  gleiche 
^«hirichtoi^  getroffen,  oder  es  müssen  die  Forsten  des  Domkapittels  zu 
Paderborn  auf  gleiche  Weise  wie  die  zu  Hildesheim  unter  die  Oberaufsicht 
des  Staats  gesezt  werden. 

ad  n.  approbirt, 

ad  in.  soll  die  Asservation  dieses  Vermögens  vor  der  Hand  dem  Dom- 
W^ttel  belassen  werden. 

ad  IV.  zu  erwarten. 

1)  Vergl.  die  reassumirende  Uebersicht  am  Schlüsse  des  Berichts,  oben 

S.666. 
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J^31  ^  ^'  ^^  ^^  °^  mllBseii  die  Missionarien  sogleich  anaser  aller  Thifi^ 

keit  in  Bealehnng  auf  diesen  ihren  bisherigen  Berof  gesest  werden.« 

Hiemach  Oabinets-Ordre  an  Angern,  Gharlottenbnrg  1806  Juli  31. 

Avffjirtifiuif  a.  a.  0.  dM  ConeeptM. 


Juni  23         935.    Rttcript  dtt  Niedertlcbtitehen  Departements  an  die  Halbe^ 
stftdtitcbe  Kammer.    Berlin  1806  Jnni  23. 

B.  70.  Hil4Mb«i».  U.  TL  16.    Conoept,  gM.  Hagen;  ▲Bwaisug  toh  Koepkes. 

Die  OeMiehen  der  aufgehobenen  Ktösier  aoUen  für  Pfarrstdlen  caisgMldei  und  ver- 
wendet werden, 

»Mit  Enerm  Berichte  rom  24.  v.  M.  ist  das  Yerzeichniss  der  snr  Beel- 
sorge  qoalificirten  Geistlichen  ans  den  aufgehobenen  KlOstem  in  den  Fllisteit- 
thttmem  Halberstadt  nnd  Hildesheim  hier  eingegangen.  Wir  billigen  es  voll- 
kommen, dass  nach  Enerm  Vorschlage  znr  fernem  Ansbildnng  deijenigei 
Snbjecte,  die  bisher  zu  Pfarrstellen  noch  nicht  vollstftndig  nnd  formal  qnifi- 
ficirt  sind,  mit  dem  Vicariate  die  nöthige  Rücksprache  gehalten  und  alke 
Erforderliche  verftlgt  werde,  um  sie  ihrem  Stande  gemftss  einst  für  des 
Staat  benutzen  zu  kOnnen.  Da  sie  auch  unbedenklich  gehalten  sind,  ftr 
den  PensionsgenusB  angemessene  Beschäftigungen  zu  Qbemehmen,  so  kau 
ihnen  auch  wohl  die  Anweisung  gegeben  werden,  interimistisch  den  vor- 
züglich beschäftigten  Pfarrem  an  die  Hand  zu  gehen,  um  sich  dadnreb 
noch  mehr  zur  eigenen  Bekleidung  einer  Pfarrstelle  auszubilden,  und  es 
könne  alsdann  denen,  die  sich  hierbei  vorzüglich  auszeichnen,  auch  die 
besten  von  den  erledigten  Pfarrstellen  versprochen  werden. 

Die  Ausfllhmng  dieses  Plans  habt  Ihr  gemeinschaftlich  mit  dem  Gieneral- 
Vicariate  zur  Ausftlhrung  zu  bringen,  c 

Sept.  1  Das  Niedersächsische    Departement    ersucht  am   1.  September 

1806  Massow,  die  Regierungen  anzuweisen:  »darauf  zu  halten,  dass  £e 
Klöster  keinen  Andern  als  pensionirten  Kloster-Geistlichen  Pfarrstellen  über- 
tragen. < 

Juni  24         936.    Das  Geistliche  Departement  an  das  Hobeits-Oepartenieiit 

Berlin  1806  Juni  24. 

R.  46.  B.  166.  a.    Ansfartigong,  ges.  Mmsow. 

B^  die  Wiederaufnahme  der  Maassnahmen  wegen  Ueberlassung  kathoUseher  Kirnen 

an  protesUmtisehe  Gemeinden  anA) 

.  .  .  »Jetzt  nach  wiederhergestelltem  Frieden  in  den  Schlesischen  Pro- 
vinzen ist  von  verschiedenen  protestantischen  Gemeinden  unmittelbar  bej 
des  Königs  Maj.  das  Gesuch  um  Einräumung  katholischer  Kirchen  emeoert 


1)  Cfr.  No.  893  und  943. 
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End  anf  Fortsetasung  der  oommiBsariachen  Untersnohimg  angetragen  worden  t^^^^ 
tnö.  8.  M.  haben  diese  Eingaben  an  des  Herrn  pp.  Grafen  ▼.  Hoym  Exe. 
Rftd   an  mich  remittiren  lassen.     Ich  habe  darauf  gedachte  S.  E.  nm  Ihr 
lentiment  darflber  ersucht: 

ob  es  nicht  gegenwärtig  gerathen  seyn  m((chte,  da  die  evangelischen 
Gemeinden  die  Fortsetanng  nrgiren,  diese  Angelegenheit  bey  des 
Königs  Maj.  in  Anregung  zu  bringen; 
18  ist  mir  aber  darauf  geantwortet  i)  worden,  8.  £.  stelleten  es  lediglich 
mheim,  in  wie  fem,  ungeachtet  der  noch  nicht  beigelegten  öffentlichen  Un- 
nben,  schon  jetzt  der  Zeitpunct  angemessen  sey,  bei  8r.  E.  M.  anf  Auf- 
kebung  der  durch  die  erwähnte  Cabinets^Ordre  vom  22.  Oct.  v.  J.  ^)  allge- 
mein sistirten  Untersuchungen  wegen  Abtretung  katholischer  Kirchen  an 
E^rotestanten  anzutragen,  indem  die  Zurückgabe  solcher  Kirchen  die  heftigste 
Brbitterung  bei  den  Katholiken  nach  sich  zöge  und  die  zeitherige  Eintracht 
Ewischen  Eithollken  und  Protestanten  gegenseitig  völlig  störe.  8r.  E.  8en- 
äment  mflsse  daher  fortwährend  darauf  gerichtet  bleiben,  in  dasiger  Provinz 
Sie  bestehende  Harmonie  "unter  den  verschiedenen  Glaubensgenossen  nicht 
za  vemiehten  und  allgemeine  Unzufriedenheit  bei  der  Hälfte  der  8chle8ischen 
Vidksmenge  zu  erregen.  Sr.  E.  bisherige  Gegenvorstellungen  hätten  indessen 
wenig  Eingang  gefunden  und  8ie  würden  und  könnten  es  nicht  hindern 
was  weiter  in  dieser  Kirchen-Angelegenheit  werde  verfttgt  werden. 

80  wflnschenswerth  nun  aber  die  Fortsetzung  der  guten  -  Eintrach 
zwischen  sämmtlichen  Glaubensverwandten  in  8chlesien  auch  ist,  so  dürfte 
doch  meiner  Meinung  nach  ans  blosser  Besorgniss  des  zu  störenden  guten 
Verhältnisses  diese  fnr  die  Protestanten  so  wichtige  Angelegenheit  nicht 
ruhen  bleiben  können.  Es  sind  Jetzt,  nach  Ausweis  der  hiesigen  Acten  und 
nach  den  daraus  gefertigten,  in  Abschrift  beyliegenden  Verzeichnisse,  Sachen 
in  Gange,  wo  schon  Untersuchungen  verfügt  worden,  und  in  sehr  vielen  haben 
die  G^emeinden  bereits  beträchtliche  Untersuchungs-Kosten  gehabt.  Es  würde 
daher  eben  soviel  Unzufriedenheit  bey  den  Protestanten  erregen,  wenn  diese 
angefangenen  Untersuchungen  ganz  auf  sich  beruhen  bleiben  sollten. 

£.  £.  ersuche  ich  daher  hiermit  .  .  .  um  die  .  .  .  Eröffiiung  Dero  er- 
leuchteten Sentiments: 

ob  es  nicht  gerathen  sei,  den  unterm  12.  October  v.  J.  entworfenen 
Bericht  nach  einiger  Abänderung  jetzt  zu  erstatten  und  dabey  die 
Angelegenheit  wegen  Fortsetzung  der  sistirten  Untersuchungen,  jedoch 
mit  Bemerkung  desjenigen,  was  des  Herrn  pp.  Grafen  v.  Hoym  E. 
dagegen  angeführt  haben,  in  Anregung  zu  bringen.« 

Das  anliegende  »Verzeichniss  der  in  der  Geheimen  Registratur  befind- 
lichen Speeial-Acten,  betr.  die  Gesuche  protestantischer  Gemeinden  in  8chle- 


1)  Am  31.  Mai  1806,  cfr.  No.  919.  2}  No.  876. 
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JiinS24  ^^^^  ^^  Znrflokgabe  der  ihnen  von  den  Kftäioliken  enteogenen 

weist  61  derartige  Untersnohungen  im  Sommer  1806  naeh.     In  dm 
des  Geheimen  Staats-Archives  beruhen  noch  hente  etwa    60  FaadkBl 
diesen  Gesuchen  Schlesischer  Gemeinden,  die   einzeln  nnteraneht  imd 
der  Rechtslage  pro  oder  contra  entschieden  wurden,   oder  aadi  unerl 
geblieben  sind;  ebenso  haben  sich  in  der  Sohlesischen  Ifiniaterialr] 
im  Staatsarchive  zu  Breslau,  eine  Reihe  solcher  Untersuchungen 


Juni  28        937.  Cabinett-Ordre  an  die  Staats-Minister  v.  Massow  und  f.  An 

Charlottenburg  1806  Juni  28. 

B.  70.  Heiligenstadt  IL  LI.  13.    Alraohrift 

Mahnung,  den  Beaehwerden  der  protestaniüehen  Qememde  *u  Dudersiadl 
abxuhelfenA)    Der  Indifferentünms  der  Dikaster^en  darf  nicht  ffeduldet  wente 

...  »Ich  kann  es,  indem  ich  Euch  die  anliegende  Beachwerde 
protestantischen  Gemeine  zu  Duderstadt ^)  zufertige,  nicht  bei^o,  datt 
Mir  sehr  missfiülig  ist,  dass  die  Angelegenheit  wegen  Einrichtung 
ordentlichen  protestantischen  Kirchen-Sistems  an  diesem  Orte,  die  nun 
vier  Jahre  dauert,  so  lau  und  mit  so  sichtlicher  Gleiohgflltigkeit  betriflM 
worden  ist.  Es  ist  in  der  That  auffallend,  dass,  wahrend  den  katholisehft* 
ohne  alle  Umstände  eine  bis  dahin  lutherische  Kirche  zu  Goslar  ongarMi 
worden,  man  der  zahlreichen  protestantischen  Gemeine  zu  Dnderstadi  air 
die  vor  den  Thoren  belegene  Ursuliner^Kirehe,  die  so  klein  ist,  dass  as 
kaum  den  3^*^  Theil  der  Gemeinde  fassen  kann,  zum  Mitgebraneh  eimii- 
men  will,  worttber  es  keiner  Frage  bedurfte,  da  Ich  Aber  das  Schicksal  des 
Klosters  selbst  entscheiden  und  die  Kirche  den  Protestanten  ganz  einitt- 
men  konnte,  wenn  dadurch  die  Absicht  hätte  erreicht  werden  können.  Ui^ 
was  soll  Ich  Yon  der  Cammer,  mit  der  zugleich  das  Consistorium  verebugt 
ist,  denken,  die  auf  den  Einwand,  dass  die  Kirche  zu  klein  aej,  ermeä&tf 
dass  doch  jeder  Protestant  alle  14  Tage  einmal  den  Gottesdienst  bequea 
abhalten  könne.  Muss  Ich  es  denn  noch  öfter  wiederhohlen,  dass  hey  aOff 
Toleranz  gegen  die  verschiedenen  christlichen  Religions -Bekenntnisse  leb 
den  Indifferentismus  in  Glaubens-Sachen  als  höchst  verderblich  hasse,  on 
Meinen  Dicasterien  endlich  einmal  begreiflich  zu  machen,  dass  es  eine  üu^r 
ersten  Pflichten  ist,  ttberall  dafftr  zu  sorgen,  dass  die  Protestanten,  wo  neä 
eine  Gemeinde  derselben  bilden  kann,  eine  angemessene  kirchliche  und 
Bchul-Einrichtung  erhalten.  Die  Gemeinden  selbst  sind  bis  jetzt  noch  inser 
sehr  bereitwillig  gewesen,  nach  ihren  Kräften  sowohl  zu  den  Koston  der 
ersten  Einrichtung,  als  zu  den  Unterhaltungs-Fonds  beizutragen,  und  bb 
habe  noch  in  keinem  Falle  dieser  Art  die  etwa  nothwendigen  Ziisdi<^ 
verweigert.     Wenn  dennoch  hierunter  nur  langsame  Fortschritte  geD^b^ 


1)  Cfr.  No.  691,  968  und  962.  2)  Vom  9.  Juni  1806. 


Schlesien.    Dadentadt    Nontiiu.    Konkordat.  575 

rden,  so  kann  die  Ursache  davon  nnr  in  einem  wiederstrebenden  Qeiste  j^^?^ 
or  Dicasterien  gesncht  werden.  Dem  darf  nnd  will  Ich  aber  nicht  länger 
lehsehen,  sondern  befehle  Ench  so  wohlmeinend  als  ernstlich,  ihn  zu 
sehen  nnd  ihm  diejenige  Richtung  zn  geben,  die  er  in  einem  Lande  haben 
Bss,  dessen  Beherrscher  zn  den  ersten  protestantischen  Fürsten  gehört, 
gr,  indem  er  jeder  Religionsparthej  vollkommene  Gewissens-Freiheit  nnd 
afigionft-Uebung  gestattet,  es  für  seinen  Bemf  erkennet,  seinen  Glanbens- 
oiossen,  zumal  da,  wo  sie  bis  dahin  unterdrflckt  wurden,  freie  Religions- 
ftbung  zn  versehaffen  und  sie  der  durch  die  Reformation  errungenen  Vor- 
ige des  Geistes  theilhaftig  zu  machen.  Was  nun  den  vorliegenden  Fall 
Sonderheit  betrift,  so  darf  bej  so  zahlreichen  Gemeinden,  als  die  zu  Duder- 
idt  ist,  von  einem  Simultaneum  gar  nicht  die  Rede  sein,  sondern  es  muss 
in  besonderes  ELirchen-System  fUr  dieselbe  errichtet  werden.  Es  kömmt 
Ibo  zuvor  darauf  an,  ob  so  viele  catholische  Ejrchen  zu  Duderstadt  vor- 
nden,  dass  eine  derselben,  die  aber  hinlänglichen  Raum  enthalten  muss, 
m  die  ganze  Gemeinde  fassen  zu  können,  den  Protestanten  ganz  einge- 
hunt  werden  kann.  Ist  dies,  so  muss  dies  ohne  alle  Umstände  bewirkt 
rarden,  weil  es  im  umgekehrten  Falle  eben  so  mit  entbehrlichen  prote- 
ta&tischen  Kirchen  geschieht.  Im  entgegengesetzten  Falle  aber  muss  für 
l«n  Bau  einer  neuen  Kirche  gesorgt,  von  der  Gemeinde  ihr  Beitrag  dazu 
Aeh  ihren  ELr&ften  geleistet  und  der  nöthige  Zuschuss  von  Mir  erbeten 
Verden.  Hiemach  befehle  Ich  Euch,  sofort  das  Nöthige  zu  veranlassen 
lAd  Ifir  über  die  baldige  Abstellung  dieser  Beschwerde  auf  die  eine  oder 
£e  andere  Weise  gutachtlichen  Bericht  zu  erstatten.« 


938.  Schriftwechsel  lies  Reichstags-Gesandten  Graf  Goertz  mit  dem  Juni  30 
Amrärtigen  Departement    1806  Juni,  Juli. 

&.  «7.  B.  L  C.  22;  B.  X.  79. 

^  päpsäiehe  Nuniius  deUa  Qenga  tn  Regensburgy  dessen  Aufträge  für  Preuesen 
wtd  d(u  /l«r  den  König  bestimmte  Schreü>en  des  PapstesA)  Stimmung  Dalberg''s 
S^&i  das  Konkordat.    Korrektur  des  vom  Nuntius  überbrachten  päpstlichen  Breves. 

Ooertz,  Regensburg  Juni  30. 

B.  67.    Avflfntigiing. 

Berichtet  Aber  seine  Unterredung  mit  dem  am  24.  Juni  in  Regensburg 
«»»getroffenen  della  Genga: 

•  • .  »Dessen  yorzflglicher  und  eigentlicher  Antrag  gienge  dahin:  von 
^erhOehst  Denenselben  die  Entschliessung  und  Befehle  zu  bewircken,  ob 
derselbe  zu  Ueberreichung  dieses  Schreibens  [des  Papstes]  und  zu  Vollziehung 
"eines  Auftrags  sich  an  das  Königliche  Hoflager  nach  Berlin  begeben  darf 
^d  könne?    oder  ob  E.  K.  M.  Dero  hiesigen  Gesandtschaft  mit  ihm  hier 

1)  Cfr.  No.  918  und  950. 
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.^^?^  zu  unterhandeln  zu  ennftchtigen  gemhen  wollten?  Als  eine  bloe  ftr  inak, 
unter  Erwartung  £.  K.  M.  Befehle  gegebene  vorlftnfige  Antwort  bemeikli 
ich  demselben  nach  denen  mir  in  einer  unter  dem  19.  Oetober  18(M 
chiffrirten  Depeche^)  mitgetheüten,  von  E.  K.  M.  angenommenen  Onnd 
sfttzen :  'dasa  Ihm  nicht  unbekannt  seyn  kOnne,  wie  E.  K.  M.  in  Anaeksm 
aller  Ihrer  Staaten  sowohl  schon  nach  dem  Wes^hftliflchen  Frieden,  al 
auch  noch  zum  Ueberfluss  durch  den  letztem  Deputation»-  und  Beichs-SeUi» 
von  aller  auswärtigen  Metropolitan-Gerichtsbarkeit,  von  aller  Theilnahne  m^ 
Verbindlichkeit  an  einem  Concordat  zwischen  dem  DeutBehen  Seich  vai 
dem  Römischen  Hof  sich  befreji  hielten;  daas  bekanntlich  und  WeLtinmilii 
E.  K.  M.  für  alle  ünterthanen  Ihrer  ganzen  Monarchie,  die  Beligion  mi 
ihren  OottesdiensÜichen  Cultus  betreffend,  nur  eine  und  dasaelbige  llbenisti 
System  ron  Toleranz  und  Gewissens-Freiheit  hätten,  und  daas  Alleihödisl- 
dieselben  in  Ansehung  ihrer  grossen  Anzahl  katholischer  ünterthanen  cumi 
(Gesandten  am  PftpsÜichen  Hofe  hielten,  durch  weichen  sich  ereigaeide 
Yorfallenheiten  oder  etwaige  Anstände  am  leichtesten  jederzeit  erled^gei 
Hessen;  dass  demnach  die  Abschliessung  eines  eignen  Concordats  yonE.E.X. 
als  überflüssig  möchte  angesehen  werden  p.'  Dessen  Erwiederung  hienuif  wir: 
'dass  auch  sein  Absehen  nicht  auf  die  Unterhandlung  und  AbschüesBinf 
eines  eigentlichen  Concordats  gienge,  sondern  nur  auf  eine  etwaige  üeber- 
einkunft,  vorztiglich  über  Dioecesan-Oegenstftnde  und  deren  Grinsbestitf- 
mungen  in  denen  neuen  Wes^hSlischen  Staaten.'«  .  .  . 

Juni  30  Goertz.    Regensburg  Juni  30. 

R.  X.  70.    Chiffrliie  Av8f«rtigaiig;  naeh  der  IMehühinuif. 

.  .  .  »L'Electeur  Archichancelier  lui-m^me,  voyant  les  bomee  ^Hi 
dans  lesquelles  sa  Jurisdiction  sera  de  nouveau  circonscrite  [dnreh  eis, 
deutsches  Konkordat]  en  sera  probablement  d^ut6,  et  ne  metbrt  plü 
taut  de  zMe  k  procurer  quelque  effet  k  cette  mission«  [della  Genga's]. 

Juli  12  Das  Auswärtige  Departement.     Berlin  Juli  12. 

R.  X.  79.    Coneept,  ges.  Havgwits. 

Antwort  auf  einen  deutschen  Bericht  von  Goertz  vom  4.  Juli:   » 
auffallend  hat  es  auch  uns  sein  müssen,  dass  derselbe  [della  Oenga]  b 
mit  einem  solchen  PftpsÜichen  Breve,  als  bereits  wegen  seiner  yerfliogü« 
Stellen   bei    dem  Wahl-Convent  1790    [beim  Nuntius  Capraxa]  yerw« 
worden,   und  dass  er  auf  die  darüber  gemachte  Erinnerungen  sogleidi 
einem  andern,  dem  Verlangen  des  Evangelischen  Reichstheiles  entspreekei- 
den  Creditiy  vorgerückt  ist.    Wir  genehmigen  auf  das  voUkommeDSte  Eo^ 
hiebei  fttr  die  Bechte  dieses  Beichstheiles  bewiesene  Aufinerksanikeit  od 
veranlassten  Schritte.« 


1)  No.  760,  an  Lucchesini. 
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Goertz  hatte  die  Initiative  zur  Korrektor  ei^ffen;  er  war  schon  1790  y^^?^ 
Botschafter  beim  Wahlkonvente  gewesen.     Die  Korrektur  betraf  u.  a.  die 
Aenderung  der  Bezeichnung:  »universae  ecclesiae«  in  »catholicae«. 

Noch    an    demselben   4.  Juli   1806    hatte  Goertz  hierüber  in   einer  Jaii  4 
ciuffirirten  Depesche  berichtet:    »Le   nonce  lui-m^me  paroit  honteux  de  ce 
d^ut.« 

939.  Immediat-Bericht  des  Staatt-Ministers  Graf  Hoym.  Breslau  1806  Juni, 

Jimi;    das  Datum  ist  nicht  ausgefOUi  ^^^®- 

B.  89.  82.  B.    AoBfertigang. 

Büiet  um  Beseheid  auf  seinen  Bericht  vom  5.  Aprü  1803^)  >iüegen  eines  besonderen 
Provincialats  für  die  barmherzigen  Brüder  in  Schlesiens. 

.  .  .  >E.  M.  haben  mich  auf  diesen  Bericht  noch  nicht  mit  Aller- 
höchster Genehmigung  versehen  und  ohne  Zweifel  diese  Angelegenheit  ab- 
dehtlich  beseitigt,  weil  zu  eben  der  Zeit  in  andern  königlichen  Provinzen 
Kloster-Secularisationen  vorgenommen  wurden.  Allein  die  barmherzigen 
Mder  siod  keine  solche  Mönche,  die,  wenn  auch  alle  Klöster  aufgehoben 
wurden,  ein  gleiches  Schicksal  verdienten.  Sie  nehmen  hülflose  Kranke 
ohne  Unterschied  der  Religion  in  Cur  und  Pflege,  und  fUr  die  dortige  Gegend 
Obeisehlesiens  ist  ein  solches  Hospital  noch  sehr  nötig.  Deshalb  genehmigten 
bereits  des  Königs  Friedrich  IX.  Migest&t  das  Etablissement  eines  dergleichen 
Bellen  Klosters  zu  Neustadt,  und  es  ist  für  diesen  District  sehr  wohlthfttig 
befanden  worden.  Jetzt  tritt  noch  der  besondere  Umstand  ein,  dass  diese 
burmherzigen  Brüder  ihre  Pflanz-Schulen  zu  Mtlnchen,  Neuburg  und  Mann- 
heim hatten,  woher  sie  besonders  ihre  geschickten  Chirurgos  und  Apotheker 
logen. 

Ihre  Verbindung  mit  Bayern  ist  aber  nunmehr  ganz  aufgehoben,  und 
^  £.  M.  in  AUerhöchstdero  sftmmtlichen  Provinzen  allen  klösterlichen 
Kexom  mit  auswärtigen  Orden  abgeschafft  haben,  so  habe  auch  den  schlesi- 
*^en  barmherzigen  Brüdern  aufgegeben,  sich  aller  fernem  Verbindungen 
mit  den  bairischen  Klöstern  zu  enthalten.  Eben  desshalb  müssen  sie  aber 
aneh  m  Bezug  auf  ihre  Ordens- Verhältnisse  unter  andre  geistliche  Obern 
geaezt  werden.  Da  nach  ihren  Ordens-Statuten  drey  Klöster  eine  eigne 
sogenannte  Provinz  ausmachen,  und  nur  zwey  dergleichen  Klöster,  nftmlich 
^  Breslau  und  Neustadt,  in  Schlesien  existiren,  so  kann,  wenn  E.  M.  das 
PÜchowitzer  Etablissement  genehmigen,  ein  besonderer  einlftndischer  Provincial 
S^&hlt  und  dadurch  ihre  Disciplinar- Verfassung  in  die  besten  Verhältnisse 
C^osezt  werden.  Ich  werde  dafür  sorgen,  dass  diese  Klöster  nur  dem  Namen 
A&ch  existiren  und  als  Hospital- Anstalten,  welches  sie  auch  eigentlich  sind, 
bestens  benuzt  und  controUirt  werden.  Es  müssen  sich  dergleichen  Subjecte 
^  Ohinurgen  und  Apothekern  auch  im  Einlande  gut  anlehren  lassen,  und 

1)  No.  676. 

^'»nier,  PreoMtfiiuid  diek»t1i.Kiro)ie.    IX.  37 
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^^  ist  das  hiesige  Institat  bereits  mit  vielem  Nutzen  unter  die  speciale 
Ende,  sieht  und  Leitung  des  GoUegii  Medici  gesezt,  wie  denn  auch  si — 
Aotiva  der  beiden  Klöster,  zu  Neustadt  und  hier,  durch  die  p. 
revidirt  und  sichergestellt  werden.  Sobald  £.  M.  das  dritte  £tab] 
zu  Pilchowitz  genehmigen,  werde  unter  Vorsitz  eines  Königlichen  Goi 
zur  Wahl  eines  qualificirten  schlesischen  Provincials  schreiten  und  hiemidi^ 
förmliche  Haus-Etats  formiren,  auch  dabey  die  Fonds  zur  Krankenpäe|| 
separiren,  letztere  unter  Direction  besserer  Aerzte  bringen  und  auf  &ri 
Art  die  längst  gewünschte  Id^e  ausfllhren  können,  diese  Institute  m  S| 
beste  und  ntttzlichste  Verfassung  zum  Wohl  der  nothleidenden  MenscUMt 
zu  setzen,  ohne  E.  M.  dadurch  neue  Ausgaben  zu  veranlassen,  weskil 
zur  weiteren  Einleitung  dieser  wichtigen  Angelegenheit  mir  AUerh^ 
Dero  Genehmigung  und  insbesondere  zum  Etablissement  des  dritten  HospM 
zu  Pilchowitz  .  .  .  erbitte.« 

Juli  17  Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme:  , 

»17.  July  1806.  j 

Approbirt.«  | 

Hiernach  Cabinets- Ordre  an  Hoym,  Charlottenburg  1806  Juiil^ 

JLbsckrift  in  S.  46.  B.  168.  B.  ' 


Juli  1  940.    Immediat-Bericht  des  Staats-Ministers  v.  Voss.    Berlin  180( 

Juli  1. 

B.  89.  32.  D.    JLiufertigiing. 

Die  von  dem  FrcmMskaner-ProvinMol  in  Südpreuasen  seibst  beantragte  EmxM0i§ 

des  Kheiers  xu  Obomik, 

»Der  Provinzial  des  Franziskaner-Mönchs-Ordens  in  Sfid-PreusseB  ba^ 
gebeten,  das  Kloster  seines  Ordens  in  Obomik,  Posenschen  Kammtf-D^ 
partements,  einzuziehen  und  die  darinn  befindlichen  Mönche  mit  den  Klost0^ 
Fonds  in  das  Franziskaner-Kloster  zu  Posen  verlegen  zu  dfirfen,  dA  dii| 
Anzahl  der  Gfeistlichen  in  den  Klöstern  seiner  Provinz  zu  klein  sey,  m 
dieselbe  in  die  vorhandenen  19  Ordens-Kirchen  zu  verteilen,  wenn  da 
Vorschriften  der  kanonischen  Gesetze  und  den  Ordens-Statuten  gehörig 
Genüge  geleistet  werden  soll. 

Dies  ist  der  erste  Fall,  wo  von  Ordens-Obem  selbst  auf  Eioxiehiig 
eines  Klosters  angetragen  wird. 

Die  Posensche  Kammer  hat  den  Antrag  des  Provinzials  vori&ufig  BdtfB 
acceptirt  und  ich  bitte  £.  K.  M.  .  .  .  die  Verlegung  des  Franzukio^ 
Mönchs-Convents  von  Obomik  in  das  Kloster  seines  Ordens  zu  Posen  h# 
reichst  zu  genehmigen.« 


Schlesien.    Obornik.    Pfiff rawing.  57g 

Rand-Verfflgung,  geechrieben  von  Beyme:  i^r 

»6.  July  1806. 
Approbirt.« 

Hiernach  Oabinets-Ordre  an  Voss,  Charlottenbuig  1806  Jnli  5.  Juli  6 

B.  89.    IDnftt«!!  des  Cabineto. 


Berioht  von  Goertz  s.  unter  dem  30.  Juni  1806,  No.  938  am  Schlüsse.   Juli  4 


941.  Rescript  des  Staats-Ministers  Graf  Hoym  »an  die  Icatholisclie  Juli  11 

Iiul-Direiction«.     Landeck  1806  Juli  11. 

BtaatB-ArclÜT  Breslau,  in  den  bei  No.  678  n&her  bexeiebneten  Akten  der  Seblesisohen  Gebeinen 
Btniar.    Abeeluift^  ges.  Hoym. 

Oeistiiehe  QiUer  werden  vorläufig  nicht  eingexogen. 
>Anf  Eure  znr  Verbessemng  der  Schnlfonds  auf  den  Fall  der  einzu- 
henden  geistlichen  Stifts-Gttther  unterm  26.  pr.  gemachten  Anträge  kann 
lits  decidiret  werden,  da  wegen  Einziehung  gedachter  Gttther  von  Unsrer 
lerhdchsten  Person  nichts  verftlgt  worden  ist:  wenn  aber  der  Fall  wirklich 
ttreten  sollte,  so  könnt  Ihr  auf  Unsre  Bereitwilligkeit  rechnen,  fttr  die 
iri>e8semng  einer  so  nfltzlichen  Branche,  wie  das  Schulwesen,  durch  Er- 
bmg  der  fonds  thfttig  zu  seyn.« 


M2.  Cabinets-Ordre  an  den  Staats-Minister  v.  Massow.    Charlotten-  juii  12 

Ig  1806  Juli  12. 

B.  47.  23.    Ansfertigiing. 

V^neine  Bestimmumg^  daaa  aUe  Abgaben  der  ProtesUmten  für  kathoUaehe  Pfarrer 

aufhören  soUen^  sobald  Vakanxen  eintreten. 

»Bei  Zufertigung  der  anliegenden  Vorstellung  der  Gemeinde  und  des 
Uers  Möller  zu  Grunzig^)  im  Posenschen  Cammer-Departement,  worin  die- 
B»en  bitten,  sie  in  Zukunft  als  Lutheraner  nicht  mehr  zur  Besoldung  des 
tOiolischen  Propstes  in  Biesen,  sondern  nur  zu  den  Abgaben  an  ihren 
wer  in  Weissensee  für  verpflichtet  zu  halten,  gebe  Ich  Euch  hiermit  zu 
Keimen,  wie  Ich  es  f&r  das  angemessenste  halte  hierdurch  allgemein  fest- 
iBetzen: 

dass  künftig  von  den  Protestantischen  Unterthanen  die  Gaben  und 
Prftstationen  zum  Unterhalt  der  Kirchen  und  Schulen  und  der  Geist- 
lichen und  Schulmänner  nur  an  die  Ejrchen,  Schulen,  Geistlichen 
ond  Schulmänner  ihrer  Confession,  nicht  aber  an  die  Katholischen 
entrichtet  werden  sollen.  Da  indessen  die  jetzt  angestellten  Geiste 
liehen  und  Schulmänner  aus  ihrer  Yocation  ein  wohlerworbenes  Recht 

1)  Grunzing,  Kr.  Meseritz ;   cfr.  No.  799. 
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J^?2  haben,  so  yersteht  sich  von  selbst,  dass  die  AnsfUinnig  dies«  w 

richtimg  bis  zn  entstehenden  Vaeanzen  ausgesetzt  werden  mus.     ' 

Ich  befehle   Euch    daher,    hiemach  im   ganzen  Lande   bd  allen  hü 

treffenden  Behörden  die  nOthigen  Vorkehnmgen  zu  veranlassen,  die  Boppt 

canten  aber  bis  znm  Eintritt  der  Vacanz  der  Blesenschen  Propst-Stofle  nr 

Oednld  zu  verweisen.« 

Ang.  26  Diese  Cabinets-Ordre  wird  von  Massow  anch  Hoym  mitgetheitt, 

daranf  am  26.  Aognst  1806  verfilgt :  »ad  acta  nachrichtlich,  da  in  8chleii( 
der  Nexns  parochialis  zwischen  diversen  Glanbens-Verwandten  iSngst 
gehoben  worden,  nnd  inNeu-Schlesien  fttr  die  wenigen  protestanüfldiai 
Einwohner  ein  besonderer  lutherischer  Oeistlicher  bereits  angestellt  ist«   | 

BtMta-ArohiT  BrealsiL  M.  B.  XHL  1. 


Juli  12  Bescript  an  Ooertz  s.  nnter  dem  30.  Juni  1806,  No.  938. 


I 

Jnii  16        943.  Da8  Hoheits-Departement  an  daa  Seistliche  DepartemmL  B6di| 

1806  Jnü  16. 

R.  46.  B.  16&.  a.    Anefertigimg,  gex.  ICmsow  pro  Back. 

WiderriUh  die  Wiederaufnahme  der  steHrten  Untersuchungen  wegen  Äbirthm§ 
katholieeher  Kirchen  an  protestantische  OememdenA) 

»So  wenig  es  das  Hoheits-Departement  verkennt,  dass  es  wtlnseheii»-! 
werth  wftre,   den  vielen  protestanüschen  Einwohnern  in  Schlesien  die  Ter-, 
langte  catholische  Kirchen  abzutreten  und  einznrftomen,  so  kann  es  dod 
nicht  dafttr  sentiren,  jetzt  bej  Sr.  K.  M.  auf  die  Anfhebnng  der  dnreh  & 
Cabinets-Ordre  vom  22.  October  1805  befohlenen  Sistining  der  Aber  £eie 
Abtretung  catholischer  Kirchen  an  die  Protestanten  eingeleitet,  jedoch  oi^ 
beendigt  gewesenen  Untersnchungen  anzutragen.     Wie  denn  fiberhaupt  ^ 
gedachte  Departement  nach   seiner  bisherigen  innigsten  üeberzengnng  daa 
Bedenken    des  Herrn  Staats-Ministre  Grafen  von  Hoym  wider  deigleiolM 
Abtretungen   catholischer  Kirchen   an  Protestanten  nicht  anders  als  hä- 
stimmen  kann,  indem  ans  solchen  wider  Willen  der  Catholiken  geschehend 
Ueberweisnngen   ihrer  Kirchen    an  Protestantische  Gemeinen  gante  oosi- 
berechnende  schlimme  Folgen  entstehen  können,  deren  Besorgniss  Sr.  K.  M- 
anzQzeigen  und  deshalb  Yerhaltangs-Befehle  zu  erbitten  nach  der  diesseitige 
Meinung  Pflicht  ist. 

Aus  dem  Vorstehenden  werden  E.  E.  .  .  .  auf  das  an  das  Hoheiti- 
Departement  über  diesen  Gegenstand  erlassene  .  .  .  Schreiben  vom  24.  Jnsne. 
die  diesseitige  Meinung  zu  ersehen  belieben;  sollten  es  jedoch  E.E.  gerstten 
finden,  hierüber  die  Entscheidung  Sr.  K.  M.  zu  erbitten,  so  stellt  DeseB- 
selben   das   Hoheits-Departement  die  Fassung  des   gemeinschafUich  n  e^ 


1)  Cfr.  No.  936  und  946. 


PfiunwMig.    Sohlenien.    Bitterorden.  5g  1 

itattenden  Immediat-Berichts  .  .  .  anheim,   ersucht  jedoch  in  diesem  Falle,   t^^^ 
[ie  diesseitigen  Grflnde,    so  wie   die  des  Herrn  Staats-Ministre  Grafen  v. 
loym  pro  Negativa  dieser  Abtretungen  gefiüügst  vollständig  mitaufzufthren.« 

Cabinets-Ordre  an  Hojm  s.  unter  No.  939  (»Ende  Juni«)  Juli  17 


944.    Immediat- Bericht  des  Staats- Ministers  Frhr.  v.  d.  Rede,  des  Juli  22 
irossicanzlers  von  Goldbeclc  und  des  Staats-Ministers  Graf  Haugwitz. 

Berlin  1806  Juli  22. 

B.  89.  108.  B.    Ansfertigiuig;  ftr  Beck  luterMielinet  Mbmow. 

Venehiedene  Ansichten  der  Minieier  über  die  Nothwendigkeü  des  landesherrlichen 
Konsenses  bei  Veräussertingen  und  Verpfändungen  der  Johanniter',  MaUheser-  und 

Deutschen  Ordens- Güter A) 

»Bei  Anlegung  des  Hypotheken-Buchs  im  Ftrstenthum  Münster  sind 
lenerlich  einige  Obligationen  prftsentirt,  in  welchen  der  Johanniter-Orden 
^ige  seiner  in  dortiger  Provinz  belegenen  Gfiter  seit  der  diesseitigen  Be- 
dtznahme  des  Fflrstenthums  verpfilndet  hat;  und  es  ist  bei  dieser  Gelegenheit 
von  der  dasigen  Begierung  angefragt: 

ob  dergleichen  Verpftndungen  von  Ordensgfltem  seit  dem  bemerkten 
Zeitpunkte  ohne  E.  K.  M.  landesherrl.  Consens  gültig  hfttten  ge- 
schehen können? 
Da  nun  die  Beantwortung  dieser  Anfrage  ein  vorhandenes  allgemeines 
Prinsp  in  E.  K.  M.  Staaten  über  die  gültige  Form  und  Art  der  Verpftn- 
Longen  solcher  Ordensgüter  überhaupt  voraussetzte,  dasselbe  aber  ausdrück- 
lich gefasst  nicht  vorlag,  die  gemischte  Beschaffenheit  des  Johanniter-  so  wie 
des  deutschen  Ordens,  als  von  zugleich  geistlicher  und  militärisch-ritterlicher 
^1  aber  das  mitunterzeichnete  Cabinets-Ministerium  einen  Anstoss  dabei 
bden  liess,  die  Ungültigkeit  der  ohne  landesherrlichen  Consens  geschehenen 
Verftoggerungen  oder  Verpflbidungen  schon  allein  nach  demjenigen  Grund- 
B&tEe  zu  entscheiden,  der  diese  Ungültigkeit  in  Bücksicht  der  nur  geist- 
Kcihen  Gütern  in  hiesigen  Staaten  unbezweifelt  bestimmt;  da  femer  auch 
>QB  den  reichstftglichen  Entschädigungs-Verhandlungen,  in  welchen  sowohl 
der  Johanniter-  als  Deutsche  Orden  in  seiner  bisherigen  Existenz  ausdrück- 
tteh  belassen  war,  sich  eine  solche  Norm  nicht  annehmen  liess :  so  war  nur 
^W,  sich  über  die  Prinzipien,  welche  in  den  alten  Provinzen,  wo  der- 
gleichen Ordensgüter  belegen,  bisher  befolgt  waren,  aus  dengenigen,  was 
^  hiesigen  Verhandlungen  aus  zur  Anzeige  gekommenen  Fällen  bereits 
vorlag  oder  durch  Berichts-Erforderung  von  den  Landes-CoUegien  in  Er- 
fahrung gebracht  werden  konnte,  im  Einzelnen  zuvörderst  näher  zu  unter- 
richten.») 

1)  Cfr.  No.  948. 

2)  Die  hierüber  geführte  Korrespondenz  zwischen  dem  Grosskanzler,  den 
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J^H^  Hiebei  ergab  sich  nun  zwar,  was  Schlesien  betrift^  ein  wirklicher Fil|i 

in  welchem  im  J.  1756  die  von  einem  Grafen  Gollowrath  ohne  landesbeo:! 
liehen  Consens  geschehene  Veränsserong  eines  Theils  einer  HaltheMP*^ 
Ordens  Familien-Commende  für  nnll  nnd  nichtig  erkl&rt  worden;  snA 
schienen  für  gedachte  Provinz  noch  andere  Beschr&nknngen  der  Di^oiitej 
Aber  solche  Ordensgttter  von  den  Besitzern  hervorzugehen,  wodurch  dort 
ihre  rechtliche  Verhältnisse  in  dieser  Hinsicht  den  fttr  nur  geistiiche  Gfiiv 
überall  geltend  gemachten  Verhältnissen  mehr  conformirt  erscheinen  komdoi. 
Da  jedoch  aus  den  Provinzen  Magdeburg,  Halberstadt  und  Minden,  in  weld» 
gleichfalls  dergleichen  Ordensgüter  belegen  sind,  kein  besonderes  Resultat  ff 
Entscheidung  der  Sache  sich  ergab,  vielmehr  daselbst  dergleichen  Veiiiiasa- 
rungs-  oder  Verpfilndungsfillle  nicht  vorgekommen  waren,  dasjenige  ab« 
was  hierunter  in  Schlesien,  als  einer  nicht  im  Reiohsverbande  stehendoi 
Provinz,  geltend  gemacht  sein  mochte,  für  die  mit  dem  deutschen  Bdckft 
verbundenen  Provinzen  in  jedem  Falle  allein  nicht  entscheidend  eraehM 
werden  konnte;  da  femer  auch  die  verschiedentlich  genommenen  Ansiefata 
E.  K.  M.  hiesiger  competenter  Departements  die  Abfassung  nnd  Voiiegui 
eines  gemeinschaftlichen  Gutachtens  gleichfalls  nicht  zugelassen  haben:  w 
finden  wir  uns  nur  im  Stande,  diese  einzelnen  Ansichten  hiemit  .  .  .  votsH 
tragen  und  den  Gegenstand  selbst  der  allerhöchsten  Entscheidung  anhein- 
zustellen. 

Das  Oabinets-Ministerium  ist  seinerseits  nehmlich  der  Meinngi 
dass  der  in  seiner  bisherigen  Existenz,  insoweit  dieselbe  bei  der  yorliege]id«B 
Frage  in  Betracht  kommen  kann,  durch  die  deutsche  Verfassung  und  znletik 
durch  den  Reichs-Deputations-Recess  so  wie  durch  den  PresburgisohenFriedeitt- 
schluss  abermals  bestfttigte  Johanniter-  oder  Maltheser-,  und  eben  so  der 
Deutsche  Orden,  nach  seiner  vorbemerkten  gemischten  Beschaffenheit  und  in 
der  angezeigten  Ermanglung  einer  hervorgehenden  allgemeinen  Obserrans  in 
E.  K.  M.  Staaten,  in  Bestimmung  seiner  Dispositions-Rechte  über  von  ifas 
besessene  Güter  wenigstens  eher  den  auswärtigen  Besitzern  hiesiger  adeiioker 
Güter  als  den  Kirchengesellschaften  gleichgestellt,  demnach  den  durch  du 
Allgemeine  Landrecht  für  die  letzteren  verordneten  Beschränkungen  als 
seither  nicht  unterworfen  betrachtet  werden  können. 

Derselben  Meinung,  dass  für  Subhastationen  oder  Verpfädungen  der 
gedachten  Ordensgüter  der  landesherrliche  Consens  nicht  erforderlich  sei, 
bin  ich,  der  Grosskanzler  v.  Goldbeck,  aus  dem  Grunde,  weil  Gfltfir 
auswärtiger  Stifter  und  Klöster,  deren  Rechte  den  Gütern  der  genannt« 
Orden  nach  meiner  Ansicht  beigelegt  werden  müssen,  des  landesherriiehen 
Gonsenses  im  Allgemeinen  nicht,  sondern  nur  bei  eintretenden  besondeieo 
Verfassungsgründen  und  Verträgen  bedürfen ;   womach  mir  denn  nur  ttbrif 


Cabinets-Ministern  Hardenberg  und  Haugwitz  und  dem  Hoheits -Departemeat 
V.  d.  Reck,  beginnen  bereits  im  Decemher  1804.    R.  46.  B.  168.  0. 
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eheint,  ob  £.  K.  M.  ein  n&heres  aUgemeines  Einwirknngsrecht  in  Hinsicht  j^u^ 
[er  Ofiter  jener  Orden,  wenn  anders  ihre  Verfassungen  oder  vorliegende 
^edensschlttsse  es  zulassen,  nunmehr  eigends  zu  bestimmen  gut  finden. 

Dagegen  bin  ich,  der  Staats-  und  Justiz-Minister  Frhr.  v.  d.  Reck, 
ler  Meinung,  dasa  nach  dem  allgemeinen  Prinzip,  nach  welchem  jede  aus- 
Ittdische  Autoritftt  in  Hinsicht  der  ihr  zustehenden  inlftndischen  Besitzungen 
ttch  der  inlftndischen  landesherrlichen  Autoritftt  unterworfen  ist,  schon  das 
tndesherrliehe  Jus  circa  Sacra  £.  K.  M.  ohne  weiteres  die  vollkommene 
tofagniss  gebe,  über  alle  dergleichen  Ordensgüter  die  oberste  Aufeicht  der- 
gestalt zu  filhren  und  gedachtes  Jus  circa  sacra  auch  in  ihrer  Hinsicht  in 
»lehem  vollen  Umfange  auszuüben,  dass  dergleichen  Qüter  ohne  landes- 
kerrlichen  Consens  weder  verkauft  oder  vertauscht,  noch  verpfIfUidet  oder 
Oberhaupt  zu  einem  andern  Zweck,  als  dem  von  E.  K.  M.  als  Landesherm 
genehmigten,  verwendet  werden  können.  Indessen  mir  die  Befolgung  dieses 
Onmdsatzes  weder  die  in  den  Friedensschlüssen  bestftttigte  unabhftngige 
Existenz  der  Orden,  noch  ihre  sonstigen  Rechte  compromittiren  zu  können 
Bcheint,  halte  ich  solche  auch  in  der  Hinsicht  um  so  natürlicher  und  nötiger, 
als  im  Fall  einer  eintretenden  Aufhebung  oder  Secularisation  der  Orden,  so 
wie  der  Stifter  oder  Klöster,  der  Herr  des  Landes,  in  welchem  sie  belegen 
Bind,  dieselben,  in  so  fem  nicht  durch  specielle  rechtiiche  Bestimmung  ein 
Anderes  begründet  wird,  einzuziehen  berechtigt  ist,  dieses  Einziehungsrecht 
aber  bei  einer  etwa  bevorstehenden  Aufhebung  durch  vorgftngige  Alienationen, 
&Us  dazu  kein  landesherrlicher  Consens  erforderlich  wäre,  sehr  leicht  ver- 
eitelt werden  könnte. 

Nach  Vorlegung  dieser  verschiedenen  Oesichtspunkte  über  die  bisherige 
leehtliche  Lage  des  Gegenstandes  müssen  wir  £.  K.  M.  ...  Entscheidung 
anheimstellen: 

ob  Allerhöchstdieselben  zu  Verhütung  aller  etwanigen  Versplitterungen 
der  in  Frage  stehenden  Güter  ein  nftheres  Einwirkungsrecht  in  der 
Art  eintreten  lassen  wollen,  dass  zu  allen  Verftusserungen  und  Ver- 
pfibidungen  der  Johanniter-  oder  Maltheser-,  so  wie  der  Deutschen 
Ordens-Güter   sowohl   in  den  alten  als  neuen  Provinzen   die  Ein- 
holung des  landesherrlichen  Consenses  allgemein  vorgeschrieben  und 
angeordnet  werde? 
in  welchem  Fall   wir  jedoch  anheim  stellen,    dass  gedachter  Consens  zu 
wichen  in  den  Entschftdigungsprovinzen  vorgefallenen  Verpfändungen,   in 
^eren  Rücksicht  (wie  in  den  von  der  Münsterschen  Regierung  angezeigten 
Fällen)  von  Seiten  des  einen  oder  andern  Ordens  nach  der  in  jenen  Landen 
^OT  der  Regierungsverftnderung   gegoltenen  Verfassung  verfahren  worden, 
BaehtrSglich    erüieilt  werde,    wie  denn  auch  gedachte  Einschrftnkung  der 
freien  Dispositionsrechte  auf  die  Ordens-Balley  Brandenburg,   als  ein  blos 
^^^disohes  und  in  besonderen  engeren  Verhältnissen  mit  der  Krone  stehen- 
d^B  Corpus,  dessen  Gerechtsame  auch  daher  in  Jffinsicht  der  vorliegenden 
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^^^  Frage  in  die  von  uns  angestellten  Erwägungen  nicht  haben  befasst  watej 
können,  nicht  mit  zu  erstrecken  ndtig  sein  wUrde.« 

Juli  22  Postscript,  gea.  Massow  pro  Beck: 

»Wegen  der  in  fine  des  Berichts  erwähnten  Ordena-Balley 
glaube  ich  zur  Erläuterung  noch  nachträglich  anfahren  zu  mliasen,  dan 
derselben  die  Nothwendigkeit  der  Erbittung  des  landesherrliohett  Goi 
zu  Alienationen  aller  Art  und  die  Ungültigkeit  der  Alienationen  ohne 
Gonsens  verfassungsmässig  ist  und  sich  von  selbst  verstehet,  «ach 
eine  Analogie  auf  die  eigentlichen  Objecto  des  Berichts  gesogen 
kann.« 

Juli  28  Rand-Verfttgung)  geschrieben  von  Beyme: 

>28.  July  1806. 
Der  in  fine  anheimgestellte  Antrag,  mit  den  beygefBgten  beydea 
strictionen,  ist  zu  approbiren.« 

Hiemach  Cabinets-Ordre  an  Beck,  Goldbeck  und  Haogwitz, 
lottenburg  1806  Juli  28. 

B.  46.  B.  16S.  0.    AnBferUgiug. 


Juli  23         946.  Das  Hoheitt-Departement  an  da8  Geistliche  Departement 

1806  Juli  23. 

B.  46.  B.  t66.  a.    AoBferiigimg,  ges.  Musow  pro  Beck. 

Die  Besehwerden  des  Bischofs  von  Breslau  an  den  Papst  über  die  weUUeke  Begienm§'\ 
»In  dem  Berichte,  welchen  der  Ftirst-Bischof  von  Breslau  nach  d«' 
hergebrachten  Sitte  und  den  Vorschriften  der  Catholischen  Kirche  Aber  dm 
Zustand  seiner  Bischöflichen  Diöces  an  den  Papst  in  gegenwärtigem  Jalm 
erstattet,  fahrt  er  beinahe  in  jeder  Zeile  Beschwerde  über  die  weltGdie 
Begierung,  vorzüglich  in  Bttcksicht  der  verordneten  Einiiehung  der  weniger 
gebrauchten  Catholischen  Ejrchen  und  deren   Einräumung  zum  proteBtis- 
tischen  Gottesdienste.     Ob  nun  gleich  das  Hoheits-Departement  der  Meinimg 
ist,  dass  dieser  Bericht  nach  Bom  nicht  zu  befördern  sey,  so  glaubt  es  sock 
noch,  dass  man  sich  nicht  hierbey  beruhigen  könne,   sondern  daraus  Ye^ 
anlassung  nehmen  mflsse,  Sr.  K.  M.  hierüber  gemeinschaftlichen  Vortrs^  ^ 
thun,  um  durch  Aufhebung  der  wegen  Einräumung  der  Catholischen  Kirobes 
an  protestantische  Olaubens-Oenossen  getroffenen  VerfQgungen    mögüei^o 
MisheUigkeiten  vorzubeugen. 

In  dieser  Bücksioht  ist  das  .  .  .  Schreiben  an  .  .  .  Hojm  von  dm 
Hoheits-Departement  erlassen  worden,  «^j .  .  . 


1)  Cfr.  No.  943.  2)  No.  946. 


Joli  28 
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946.     Das  Hoheitt-Departement  an  den  Staats-Minister  6raf  Hoym.  ^^^ 

BTÜn  1806  Juli  23. 

IL  46.  B.  166.  a.    AlMhrift,  gM.  Kmmw  pro  Back. 

ler  Jahreaherieht  des  Bischofs  von  Breslau  an  den  Papst  und  die  darin  enihaUenen 

Beschwerden  Ober  die  weUltehe  BegierungA) 

»Bey  dem  Hoheits-Departement  hat  der  Fürst-Bischof  von  Breslau  in 
er  s.  ▼.  r.  .  .  .  anliegenden  Vorstellung  vom  10.  Junii  c.  gebeten,  die  .  .  . 
nüegende  Bittschrift  an  den  Papst  um  Befrejung  von  der  persönlichen  Er- 
eheinang  in  Rom  und  den  Bericht  Aber  den  Zustand  seiner  Bischöflichen 
Höoes  nach  Rom  zu  befördern. 

Gegen  die  Willfahrung  des  Gesuchs  an  und  für  sich  betrachtet  wflrde 
ich  so  wenige  wie  es  sonst  geschehen,  etwas  zu  erinnern  finden,  wenn  der 
bbalt  des  Berichts  dem  nicht  entgegenstände.     Es  ist  nemlich  derselbe  .  .  . 
I>anahe  durchweg  eine  Beschwerde  und  Klage  über  die  weltliche  Regierung, 
BD  dass  er  in  dieser  Rficksicht  unmöglich  an  den  Papst  befördert  werden  kann. 
Ausserdem  aber  giebt  die   in   demselben   hervorleuchtende  Stimmung 
eine  neue  Veranlassung,  S.  E.  M.  mit  Anzeige  dieses  Umstandes  in  einem 
f^memschafüich  von  E.  E.,  dem  Hoheits-  und  dem  geistlichen  Departement 
abzustattenden  Bericht  die  Gründe  vorzulegen,  welche  die  Aufhebung  der 
^der  die  Catholicken  in  Hinsicht  auf  die  Herausgabe  und  die  Einräumung 
3irer  Kirchen  an  die  Protestanten  genommenen  Maasregeln  rathsam  machen. 
Bas  Hoheits-Departement  hält  dafür,  dass  sich  dieser  Bericht  des  Fürst- 
Bischofs   an    den  Papst  ganz  dazu  eigne,  Sr.  K.  M.  Allerhöchsten  Person 
vorgelegt  zu  werden  und  sich  deshalb  die  erforderlichen  Immediat-Befehle 
m  erbitten,   wobey  auch  das  Hochlöbliche   Departement  der  Auswärtigen 
Angelegenheiten  zur  Concurrenz  einzuladen  sejn  dürfte.     Wie  denn  auch 
erdachtes  Departement  der  Meinung  ist,  dass  es  wohl  angehen  möchte,  dem 
^^t-Bischof  nomine  Ministerii  eine  Rectification  zugehen  zu  lassen,   ohne 
jedoch  diesen  ganzen  Vorgang  als  einen  Bewegungs-Grund  zu  Milderung 
^sr  Maasregeln  in  Rücksicht  der  Kirchen-Einräumung  anzugeben. 

Vorläufig  glaubet  das  Hoheits-Departement,  dass,  um  künftig  diesen 
^iiiziilässigen  Recurs  nach  Rom  zu  inhibiren,  welcher  sonst  dennoch  heim- 
^th  erfolgen  möchte.  Meidung  jener  Beschwerde  desto  nöthiger  sey;  eine 
Hässigong,  welche  die  Mission  des  Nuntius  Genga  nach  Deutschland,  wo 
^t  luoht  ermangeln  wird  von  allen  Seiten  Nachrichten  einzuziehen,  ebenfalls 
*Wthig  macht. 

Bellten  E.  E.  hierunter  mit  uns  einstimmen,  so  ersuche  ich  Dieselben 
•  •  •  die  weiteren  Angehungen  dieserhalb  .  .  .  einzuleiten.« 

Eine  Antwort  Hoym's  liegt  nicht  mehr  vor. 


1)  Cfr.  No.  diö. 
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Jnulö          Rescript  an  die  Kammer  zn  Mfinster  a.  nnter  dem  3.  Febmar  180& 
No.  894.  

Jnli  28          Cabinets-Ordre  an  Reck,  Goldbeck,  Han^tz  s.  unter  dem  22.  Jaü 
1806,  No.  944.  

Juli  31  Cabinets-Ordre  an  Angern  s.  nnter  dem  22.  Juni  1806,  No.  934. 


Ang.  2         947.  Srosskanzler  v.  Goidbeck  und  Staats-Minister  v.  Massow  an  den 
Staats-Minister  Frhr.  v.  Scliroetter.    Berlin  1806  Angost  2. 

R.  47.  23.  ▲bseluift.    Daa  Sehreibeii  benüit  in  der  H»optMehe  auf  eineai  Schreiben  Maflo«*! 
an  Goldbeek,  Tom  38.  Kai  1806;  dessen  Geneept  a.  a.  0. 

Ortmdsäixs  für  das  Verhauen  des  Fiskus  als  Patron  katholiseher  Kirekm. 

Senden  einen  Beriebt  der  Kammer  zn  Marienwerder  vom  20.  Juli  1804 
zurttck  und  übersenden  einen  Beriebt  der  Westpreussizcben  Re^erung: 

.  .  .   »Was  .  .  .  zuvörderst  die  in   dem  Beriebt   [der  Ejimmer]  sub  1., 
2.  und  3.   aufgestellten   Grundsätze  betrift,   so    bedarf  es  darüber  weiter 
keiner  Erörterung,  nachdem  8.  K.  M.  in  der  Cabinets-Ordre  vom  3.  Jnny  c^] 
festgesetzt  baben,  dass  die  ErfoUnng  der  Allerböcbstdenenselben  als  Patron 
bey  katboliscben  Pfarr-  und  Kirchenbauten  obliegenden  Verpflichtungen  nicht 
weiter  an  die  Gestattung   eines  Simultanei  als  Bedingung  geknüpft  werden 
sollen,  weshalb  ich,  der  Gross-Canzler,  mich  auf  das  von  E.  E.  den  6.  des 
gedachten  Monats  an  mich  erlassene  Schreiben  und  meine  Antwort  darauf 
vom   21.   desselben  Monats  beziehe.     Bey  den   übrigen  von   der  Cammer 
aufgestellten  Punoten  können  wir  hiemächst  im  Allgemeinen  nicht  unbemerkt 
lassen,  dass  dieselbe  zu  wenig  auf  das  Verhältniss  der  Regierung  als  Landes- 
Consistorium  Rücksicht  nimmt,  welches  seit  länger  als  30  Jahren  das  Pi- 
tronat-Recht  auf  den  Domainen  und   eingezogenen  vormaligen  Starosteyen 
und  geistlichen  Gütern  ausgeübt,  das  Kirchen-  und  Pfarr-Vermögen  auage- 
mittelt,  die  Kirchen-Rechnungen   abgenommen  und  sich  dadurch  gewiss  in 
den  Stand  gesetzt  hat,  zu  beurtheilen,  ob  und  in  wiefern  die  gesetzUchen  P*- 
tronats-Verpflichtungen  bey  den  Bauten  und  Reparaturen  der  Kirchen  rin- 
[tre]ten.     Diejenigen  Fälle,   wo  darüber  noch  ein  Zweifel  obwalten  kann, 
werden  daher  nur  selten  vorkommen,   und  nur  da,  wo  solche  von  Seiten 
der  Cammer  durch  das   Consistorium   nicht  vollständig  ans  dessen  Acten 
aufgeklärt  und  durch  einen  alsdann  zu  erstattenden  Bericht  an  die  YOige- 
setzten  Departements  nicht  abgemacht  werden  können,  dtlrfte  alsdann  noch 
ein  Prozess  zulässig  seyn.     Dies  vorausgesetzt,  ist  nun 

ad  4.  die  Regierung  mit  der  Cammer  vollständig  darüber  einverstanden; 
dass,  wenn  dem  fisco  die  Verbindlichkeit  des  Patronats  zugemnthet  wird, 
dieses  Patronat-Recht  desselben  über  Kirchen,  die  nicht  in  Kösigliol^^ 
Domainen  oder  Immediat-Städten  liegen,   nachgewiesen  werden  mnsa.   ^^ 

1)  Ko.  925. 
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Regienmg  kla^  aber  ttber  die  bej  dieaeii  NachweiBnngen  von  der  Cammer   /^^o 
genuicbten  Schwierigkeiten  und  wir  finden  diese  Klage  um  so  erheblicher, 
als  unsers  Erachtens  jene  Nachweisnngen  nicht  als  Regel,  sondern  nur  als 
Ansnahme  von  derselben  statt  finden  d1lrfte[n],  indem  während  des  länger 
als  30jährigeii  Besitzes  deshalb  in  den  mehresten  Fällen  wohl  kein  Zweifel 
obwalten  kann,   der  Beweis  dnrch  die  Eirchen-erectiones  ans  dem  von  der 
Begiening    angefahrten  Grande   aber    in  der  Regel  immer  vergeblich  ge- 
fordert^ nnd  beym  Beharren  darauf  ein  Rechtsstreit  unvermeidlich  seyn  wird, 
ad  5.   will   die  Cammer  den  Grundsatz  aufstellen,   dass  in  Rücksicht 
der  Unterhaltung  deijenigen  katholischen  Kirchen,    welche  in  ehemaligen 
geistlichen,  zu  den  Domainen  eingezogenen  Gtltem  liegen,  durch  diese  Ein- 
gehung nichts  geändert  worden  und  dieses  Onus  nach  wie  vor  dem  Bischof, 
dem  Capitnl  oder  geistlichen  Stiftung,  welchen  das  jus  patronatus  zustehe, 
obliege,  und  E.  E.  wollen  ihn  dahin  modificiren,  dass,  wenn  einem  Bischof 
imd  Dohm-Capittnl  oder  einer  andern  geistlichen  Stiftung  das  Patronat-Recht 
▼on  einer  in  den  Königüchen  Domainen  belegenen  katholischen  Kirche  zu- 
stehet, der   Bischof,   das  Dohm-Capittul  oder  die  geistliche  Stiftung  auch 
den  auf  den    Patron  treffenden  Kostenbeitrag  aufbringen  mflsste.     Dieser 
Meinung  kOnnen  wir  aber  nicht  beitreten.     Die  Frage,   ob  bey  Einziehung 
der  geisüichen  Guter  zu  den  Domainen  auch  das  Patronat-Recht  mit  über- 
gegangen, ist  besonders  in  Sfid-  und  Neuostpreussen  vielfiütig  zur  Sprache 
gekommen  und  S.  K.  M.   haben  demnächst  durch  die  an  E.  E.  gerichtete 
Oabineta-Ordre  vom  12.  Februar  1798^)  solche  schon  damals  dahin  ent- 
schieden,   dass  die  Patronat-Rechte    den   eingezogenen    Gutem  einverleibt 
bleiben  und  alle  mit  denselben  verknüpfte  Onera,  insofern  die  Kirchen  nicht 
^e  eigenen  fonds  haben,  vom  Fisco  übernommen  werden  sollen.     West- 
preussen  befindet  sich  aber  in  dem  nemlichen  Fall,  denn  die  Geistlichen 
haben  ihre  Güter  gegen  eine  ihnen  ausgesetzte  Competenz   an  den  fiscum 
abtreten  müssen,  und  diese  Competenz  hat  die  Natur  der  Alimente,  wovon 
£e  Kosten  des  den  Gütern    anklebenden  Patronat-Rechts  um  so  weniger 
Wtritten  werden  können,  als  fiscus  sich  im  Besitz  der  Forsten,  der  Unter- 
tlumen-Dienste  u.  s.  w.  befindet,  welche  mit  den  Gütern  übergegangen,  aus 
denen  die  erforderliche   Baumaterialien  und  Erleichterungen  bey  den  vor- 
kommenden Bauten  genommen  wurden,   und  wir  glauben,  dass  E.  E.  aus 
^esen  Gründen  unserer  diesfWigen  entgegengesetzten  Meinung  beizutreten 
kein  Bedenken  tragen  werden. 

ad  6.  ist  dagegen,  wie  E.  E.  aus  dem  Bericht  der  Regierung  ersehen 
▼erden,  diese  mit  dem  Vorschlag  der  Kammer  einverstanden.  Mit  Recht 
bemerkt  sie  aber,  dass  der  Beweis  der  Negative,  nemlich  dass  die  eine 
oder  andere  Eorche  nicht  mehr  Vermögen  habe,  als  die  Nachweisung  ent- 
^te,  ihr  nicht  angemuthet  werden  könne.     Es  versteht  sich  mithin  von 


1)  Cfr.  No.  7. 
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A^2  ^^^^^^  ^^^  ^  ^^^  ^^^  Cammer  zu  flbersendenden  Nacbweisimg  tos  den 
Vermögen  der  Kirche  das  ganze  Corpus  bonorum,  der  dos  eedesiae  ent- 
halten seyn  mufls.  Wenn  aber  die  Cammer  darin  zugleich  die  An£iudu&e 
des  Eirchenvermögens  verlangt,  welches  nicht  ursprfinglich  zur  SustentatMm 
des  Pfarrers  bestimmt  worden,  so  dürfte  solches  unsers  Erachtens  nur  ali- 
dann  erforderlich  seyn,  wenn  daraus  der  Pfarrer  vormals  als  üanfrue- 
tuarius  die  Kirchen-  und  Pfarrhaus-Reparaturen  zu  bestreiten  vierpifliditet 
gewesen  ist,  indem  entgegengesetzten  Falls  es  dazu  an  einem  htnlüngfichen 
rechtlichen  Grunde  fehlet 

ad  7.  ist  die  Regierung  bereit,  den  katholischen  Pfarrern  au&i^eben. 
die  Rechnungen  der  in  den  Königlichen  Domainen  belegenen  Kirchen  dem 
Domainen-Beamten  zur  Abnahme  einzureichen,  wodurch  denn  bey  diesen 
Punct  dem  Verlangen  der  Cammer  Oentlge  geleistet  werden  dflrfte. 

ad  8.  und  9.  verlangt  die  Cammer,  dass,  wenn  der  Kostenbeitrag  zi 
einer  Kirche  vom  fisoo  verlangt  werde,  ihr  jedesmal  die  Erectiona-Urknnde 
samt  dem  Visitations-Bescheide  der  in  Rede  seyenden  Kirche   flbennaeiit 
werde,  damit  beurtheilt  werden  könne,  ob  das  onus  refectionis  nicht  ander- 
weit regulirt  sey,  desgleichen,  dass  der  Parochus  jedesmal  den  generellen 
£ditions-£yd,   dass  er  keine  mehrere  ttber  den  in  Rede  seyenden  Oeg<ai- 
stand  sprechende  Documente  besitze,  auch  nicht  wisse,  wo  sich  dei^eiehen 
beftnden,    [leiste].     Was   nun   hierbey  die  Erections-Urkunden  betrifl,  ao 
wiederholen  wir  unsere  obige  Bemerkung,  nach  welcher  solche  in  der  Regel 
nicht  herbeigeschaft  werden  können,  wenn  sie  aber  noch  vorhanden  sind, 
deren  Büttheilung  mit  dem  letzten  Visitations-Dekret  unbedenklich  ist.     Da- 
gegen ist  zur  Ableistung  des  Editions-Eydes  durchaus  keine  Verbindlichkeit 
vorhanden,   theils  aus  den  im  Eingang  dieses  Bchreibens  bemerkten  allge- 
meinen Gründen,  theils  aber  auch,  weil  die  Ableistung  eines  solchen  Eydes 
einen  bereits  wirklich   schwebenden  Rechtsstreit  voraussetzen  wllrde,    auf 
allgemeine  und  unbestimmte  Editions-Forderungen  aber  nach  Vorschrift  der 
Gerichts-Ordnung  Th.  II.  Tit.  10.  §  92^  keine  Rücksicht  genommen  werden 
soll  und  es  einem  solchen  Editions-Gesuch  an  allen  zufolge  des  gedachten 
§.  dasselbe  begründenden  Erfordernissen  fehlen  würde.    Die  Cammer  gehet 
hier  offenbar  zu  weit  und  wir  können  daher  E.  E.  Meinung  über  die  Kotii- 
wendigkeit  dieser  Maasregel  nicht  beipflichten.     Aus  diesen  Gründen  und 
den  ad  6.   und  8.  gemachten  Bemerkungen  erhellet  aber  auch  zugleich, 
dass  die  Regierung  nach  dem  Antrage 

ad  10.  nicht  angewiesen  werden  kann,  bevor  allen  neuen  Erforder- 
nissen Genüge  geleistet  worden,  keine  Klage  contra  fiscum  anzunehmen. 

So  viel  aber  endlich  den  Vorschlag  der  Cammer  wegen  eines  jfthrEchen 
Aversional-Quanti  zu  den  Pfarr-  und  Kirchenbauten  betrift,  so  halten  wir 
das  darüber  in  dem  Bericht  der  Regierung  enthaltene  Gutachten  überall  der 
Sache  angemessen,  die  jetzige  Lage  derselben  verstattet  es  aber  noch  nicht, 
darüber  ein  Abkommen  zu  treffen,  welches  nachtheilige  Folgen  nach  sich 
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sehen  könnte.     Denn  da,  wie  die  Begiemng  bemerkt,  die  meisten  katho-  ^^^  2 

fischen  Kirchen  so  banfiülig  sind,  dass  sie  geschlossen  werden  müssen, 
wenn  nicht  bald  die  nOthige  Reparaturen  erfolgen,  so  würde  erst  damit  der 
Anfang  gemacht  werden  müssen,  bevor  die  Gonsistorial-Behörde  deren  fer- 
nere Unterhaltung  übernehmen  and  wegen  eines  Ayersional-Qnanti  unter- 
handeln kann.  In  dieser  ffinsioht  würde  es  daher  auch  schon  jetzt  der 
deshalb  zu  veranstaltenden  Gonferenzen  nicht  bedürfen.  E.  E.  stellen  wir 
. . .  anheim,  die  Gammer  nunmehr  auf  alle  obige  Puncto  nach  diesem 
unsenn  Sentiment  zu  bescheiden,  uns  aber  davon  zur  Bescheidung  der  Re- 
gierung einige  Nachricht  zu  ertheilen.« 


948.  Rescript  des  AuswSrtigen  Departements  an  den  Gesandten  Graf  Aug.  2 
fioHz  in  SL  Petersburg.    Berlin  1806  August  2. 

R.  7.  C.  26.  1.    Coneept,  gas.  Kftstar,  d«r  auch  die  Anweisnnf  sun  Coneepte  gab. 

Die  MaÜheaer-Ordens-Kommenden  im  Preussisehen  Gebiete  sind  von  jeder  Verbindung 

mit  dem  Auslande  getost A) 

.  .  .  »Auf  Euem  Bericht  vom  26./14.  October  v.  J.,  mit  welchem  Ihr 
Uns  em  Memoire  des  dortigen  Gharg^  d'affaires  des  Malthesei^Ordens,  de 
Maiaonneuve,  wegen  der  von  der  v.  Szamockischen  Familie  in  dem  Uns  an- 
heimgefallenen Theile  des  ehemaligen  Polens  gestifteten  Maltheser-Ordens- 
Commende  übersendet  habt,'  wollen  Wir  Euch  hierdurch  anweisen,  dem  p. 
de  Maisonneave  in  Antwort  zu  erkennen  zn  geben,  dass  vermöge  der  zwischen 
Unserm  und  dem  Russisch-Kaiserlichen  Hofe  zu  Petersburg  am  16./26.  Ja- 
nuar 1797  abgeschlossenen  Gonvenlion,  Art  XTTT.,  alle  Verbindung  der  geist- 
liehen Stiftungen  und  Güter  überhaupt,  mithin  auch  ins  Besondere  der  Mal- 
theser-Commenden  in  dem  diesseitigen  Antheil  des  ehemaligen  Polens  mit 
den  im  Auslande  befindlichen  Gorporationen  völlig  aufgehoben  und  ein  voll- 
kommenes landesherrliches  Recht  der  Disposition  über  dieselben  festgesetzt 
worden;  und  dass  Wir  Uns  daher  vorbehalten  müssen,  die  Maassregeln 
Höchstselbst  zu  treffen,  welche  Uns  in  Absicht  der  stiftnngsmässigen  Eigen- 
schaft der  Gommenden-Güter  des  p.  v.  Szamocki  und  aller  und  jeder  von 
denselben  seit  der  Zeit  Unserer  Besitznahme  von  Südpreussen  ftUigen  Ab- 
S&ben  rathsam  scheinen  werden;  wogegen  Wir  aber  dem  Orden  überlassen, 
die  ihm  bis  auf  diese  Besitznahme  schuldigen  und  rückständigen  Recogni- 
tlong-Oelder  von  dem  p.  Szamocki,  in  den  ordentlichen  foro,  einzuklagen.« .. . 

Am   11.  September  1806  theilt  Voss  in  Uebereinstimmung  mit   dem  Sept.  11 
^^Bwftrtigen  Departement  dem  Hoheits-Departement  mit,  dass  von  der  War- 
schauer Kammer  gegen  den  Anton  v.  Szamocki  die  Exmissions-Klage  an- 
gwtrengt  werden  soll. 


1)  Cfir.  No.  944. 
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Aaff^2         ^^'    ^^^  SOdpreussisehe  Departement  an  die  Kammer  zu  Peten. 

Berlin  1806  Angnst  2. 

Oen.-Dlrttlctoriam  SftdprevMeii.  LXXn.  1049.   Conctpt»  gw.  Yosb. 

Die  8t.  Armen-Kirche  xu  Posen  darf  n4ehi  emgexogen  werden.^] 
»Ungern  p.  Da  nach  dem  Reskript  vom  12.  HSrz  d.  J.  an  Eneh  . . . 
nnr  die  Klostergebände  des  dortigen  Bernhardiner-Mönchs-  und  Können- 
EJosters  Behufs  der  zu  errichtenden  Haupt^Straf-,  Arbeits-  und  Bessemng»- 
Anstalt  eingezogen  werden  sollen,  die  Kloster -Kirche  nebst  den  dazu  g^ 
hörigen  Begräbnissen  aber  von  der  Einziehung  ausdrflcklich  anagenommen 
sind,  so  kann  auch  von  Einziehung  der  neben  jenem  Kloster  befindliehen 
deutschen  oder  St.  Annen-Eorche  fttr  gedachte  Anstalt  gar  nicht  die  Bede  seyit 
Wir  eröffnen  Euch  solches  auf  Eure,  der  Kammer,  Anfrage  vom  10.  t.  IL 
Eine  andere  Frage  ist  es  dagegen,  ob  es  wünschenswerth  und  mUlssig  seji 
dttiite,  letztgenannte  Kirche  ihrer  Nähe  wegen  neben  dem  Ootteadienat  filr 
die  deutsche  katholische  Gemeine  auch  zum  Gfottesdienst  für  die  deutschen 
katholischen  Züchtlinge  gebrauchen  zu  lassen.«  .  .  . 


Aug.  8  950.  Schriftwechsel  des  Auswlrtigen  Departements  mit  dem  Reiehs- 
tags-6esandten  Graf  Goertz  zu  Regensburg  und  mit  dem  BevolimSchfigiM 
Minister  Frhrn.  v.  Humboldt  zu  Rom.    1806  August,  September. 

B.  67.  B.  I.  C.  23. 

Dcta  vom  Nuntius  deUa  Oenga  mUgetkeiUe  päpsüieke  Schreiben  an  den  KSnig  hainm 
als  formliches  Beglaubigungs'Sehreiben  nicht  angenommen  werdenß\ 

Das  Auswärtige  Departement  an  Goertz.     Berlin  August  8. 

Concept,  getotarieben  Ton  Bavmer,  gez.  Hangwiti. 

...  »La  lettre,  dont  le  Prälat  Vous  a  remis  copie,  est  une  y^ritsUe 
lettre  de  creance;  et  c'est  pourquoi  Je  suis  trös-d^idä  k  ne  pas  La  reccToir. 

Vous  marquerez  ceci  au  Sieur  della  Oenga  de  la  mani^re  la  plus  po«- 
tive,  mais  vous  mettrez  k  cette  ouvertnre  tonte  la  bonne  gräce,  dont  eile 
est  susceptible. 

Vous  lui  direz  que  J'appräcie  infinement  les  rälations  d'amitiä  et  de 
bonne  harmonie  qui  subsistent  inaltärablement  entre  Moi  et  la  Cour  de  Borne, 
que  j'ai  pour  la  personne  du  Souverän  Pontife  de  TEglise  Catholique-Bo- 
maine  les  sentimens  d'une  haute  estime,  que  Mon  Ministre  Plänipotentiiire 
et  Chambellan  de  Humboldt  k  Rome  est  l'interpr^te  de  ces  sentimens,  et 
que  Je  Tai  chargä  particuli^rement  de  cultiver  avec  le  plus  grand  sein  les 
rälations  susdites  et  que,  par  une  suite  immädiate  de  ces  intentions,  Je  suis 
räsolu  k  ne  porter  que  par  son  organe  k  la  connoissance  de  la  Cour  de 
Rome  les  objets  qualifiäs  k  6tre  traitäs  avec  eile ;  que  c'est  oette  eommuni- 
cation  si  utilement  stabile  qui  Me  dtoide  k  M'en  tenir  lä  et  ä  ne  pas  entrer 


1)  Cfr.  No.  933.  2)  Cfr.  No.  938. 
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«D  nne  nonvelle  mani^re  de  eommaniqner  par  an  Nonce  on  Agent  qnel-  j.^^^0 
eonqne  de  la  Cour  de  Borne,  quelle  qne  poisse  toe  Testime  qne  Je  fais 
de  068  qnalit^B  pereonnelles  et  qnelle  qne  seit  en  effet  TeBtime  qne  J'ai 
ponr  le  Prälat  della  Genga;  qne  ce  sont  ces  eonsid^rationB  qni  me  mettent 
dans  TimposBibilit^  de  recevoir  la  lettre  dn  Pape  qni  vient  d'^tre  commn- 
uqnöe  en  copie  et  qni  tend  k  VeSet  d'nne  lettre  de  creance  ponr  le  dit 
Prdlat,  la  qnelle  Je  ne  sanrois  aecepter;  mais  qne,  s'il  plait  an  Pape  de 
iT^rire  sana  qne  la  lettre  seit  lettre  de  creance,  ponr  qni  qne  ce  soit,  Je 
recevrai  cette  lettre  avec  plusir  et  chargerai  Mon  Ministre  pl^nipotentiaire 
de  Humboldt  de  rönonveUer  an  Bonverain  Pontife  de  Tfiglise  Bomaine  Tex- 
pression  des  sentimens  qne  Je  yiens  d'6noncer  ci  dessns. 

Yens  d^clinerez  donc  de  la  mani^re  la  plus  polie,  mais  la  plus  positive 
le  Yoyage  qne  le  Pr61at  della  Qenga  se  proposoit  de  faire  k  Berlin. 

C'est  ainsi  qne  Vons  vons  expliqnerez  vis  ä  vis  de  ce  Prälat  en  yous 
gardant  bien  de  recevoir  la  lettre  susdite  on  nne  lettre  qnelconqne  dn  Pape, 
avantque  Je  n'en  aie  vü  et  appronv^  le  contenn  k  Teffet  de  la  recevoir.«  .  .  . 

Am  gleichen  Tage  ergeht  eine  entsprechende  MittheUung  an  Humboldt, 
so^eich  als  Antwort  auf  dessen  französischen  Bericht  vom  21.  Mai  1806, 
No.  920. 

Goertz.     Begensbnrg  August  29.  Aug.  29 

Avflfertagimg. 

Hat  dem  Nnntins  den  Auftrag  mitgetheilt:  .  .  .  >le  Pr61at  deUa  Oenga 
ft  r^pondn  avec  tonte  la  donceur  et  politesse  ronudne,  en  t^moignant  senle- 
ment  les  r^ets  qn'6pronveroit  le  Pape  d'^tre  priv6  d'nn  moyen  de  plus 
de  s'entendre  et  de  s'ezpliqner  envers  Y.  M.  sur  les  arrangements  de  dioceses 
ot  autres  k  prendre  particuli^rement  dans  Ses  nonvelles  aoquisitions  en 
Wes^halie.« 

Humboldt.     Bom  September  6.  Sept.  6 

Chüfrirt«  Aosferügting;  nach  dem  Dtfcliiffirtf. 

« .  .  »Bleu  ne  sanroit  n^anmoins  €tre  plus  sage  qne  la  d6cision  prise 
Ptt  Y.  M.  ponr  tenir  Ses  £tats  k  jamais  ezempts  de  tonte  influence  de  Bome 
qoi,  directe  on  indirecte,  ne  sanroit  ^tre  qne  nuisible  k  la  longue  aux  droits 

Sonverains  et  an  progr^s  des  Inmi^res  parmi  lenrs  peuples.« 
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A^ii^        951.   Das  HoheHs-  und  das  Geistliehe  Departement  an  den  Staate- 
Minister  V.  Angern.    BerUn  1806  Angiut  20. 

B.  34.  W.    Coaetpt)  g«i.  Mmmw;  Anwauoag  tob  Baaser.    Auftettgiag  B.  7t.  MtMl«  H. 
YI.  23. 

Die  Einschränkung  der  katholischen  Abstinenor  Gebote  in  Münster  ist  ohne  MiknHaasff 

des  Oenerai'Vikairiat'Amtes  unthunlieh, 

.  .  .  »Auf  Dero  .  .  .  Schreiben  vom  13.  d.  M.  ...  betreffend  die  fiz»- 
Bchrftnkong  der  catholischen  Abstinenz-Gebote  durch  Bewirknng  einer  päpst- 
lichen Dispensation  .  .  .  erwiedem  wir  .  .  .,  dass  ^ese  Angelegenheit  sn 
bestimmten  Befehlen  an  das  Mflnstersche  General-Vicariat  nnsers  Eraehtens 
gar  nicht  geeignet  ist  Eben  so  wenig  wird  eine  Negotiation  an  Bom  ohne 
ein  Attest  des  Yicaiiats  ron  Wirkung  seyn.  uns  scheint  es  daher  am  ralfe- 
samsten,  dass  die  Kammer  das  Yicariat  blos  einlade,  keinesweges  aber 
ihm  befehle,  nicht  gerade  das  EGldesheimsche  Verfahren  zom  Muster,  sonden 
nur  auf  Erleichtenmg  Bedacht  zn  nehmen.  Sollte  dieses  nicht  firachtan,  ai» 
wird  es  besser  seyn,  die  Sache  auf  sich  beruhen  zn  lassen,  als  daaa  ihr 
irgend  ein  Anstrich  von  Eingriff  in  die  Gewissen  gegeben  werde.«  .  .  . 


Ang.  28        952.  immediat-Bericht  der  Staats-Wnister  Frhr.  v.  d.  Reeic,  v.  H 

und  Frhr.  v.  Schroetter.  Beriln  nnd  Bipkeim  bei  Königsberg  1806  August  22 
und  10. 

B.  89.  31  B.    AnsÜBrUfiiiig,  gw.  KaMOw  Ar  Beck;  SeknMtter. 

Zur  Bneeiterung  der  Armen-ÄnstaUen  der  Stadt  Danxig  soüen  das  Dotninikastet' 
und  das  KarmeUter'Kloster  in  Danx/ig  aufgehoben  werden. 

»Die  zweckmässige  Wttrksamkeit  des  neuerdings  in  Danzig  aoa  Qfiedeni 
der  Bürgerschaft  constituirten  Armen-Goll^^  wird  dadurch  sehr  geaekiraekt 
und  gehindert,  dass  es  in  der  dortigen  Stadt  an  einem  tanglichen  Gebinde 
fehlt,  in  welchem  sowohl  unverschämte  Bettler  und  Mflssigginger,  die  niehl 
arbeiten  wollen,  sondern  dem  Publice  durch  Almosensuchen  zur  Last 
zur  Arbeit  angehalten,  als  auch  solchen  Personen,  die  wohl  arbeiten  könn 
und  wollen,   Gelegenheit  und  Unterkommen  zur  Arbeit,  und  endlicli  d 
gänzlich   htllflosen,    zur  Arbeit   unfUugen   Personen   wenigstens   Wolmi 
und  Heitzung  und  bei  erweiterten  HOlfsmitteln   auch   freie  Kost  ve: 
werden  kann.     Zwar  ist  in  dem  Bevier  des  sogenannten  Spendhauaes  eul 
Geb&ude  Yorhanden,  welches  als  Armen-Institut  jene  Zwecke  erfUlen  soitte, 
allem  wie  ich,  .  .  .  Schroetter,  mich  bei  meiner  letzten  Anwesenheit  peraönliok 
fiberzeugt  habe,  ist  der  Baum  in  diesem  Geb&ude  so  äusserst  beschriDekt, 
dass  dasselbe  dem  grossen  und  weitem  Zwecke  durchaus  nicht  genfigt.    IMo 
Unterstatzung  der  Armen  in  Danzig  aber  ist  bis  auf  einige  mit  besondent 
Fonds  yersehene  Partikular-Anstalten  lediglich  auf  milde  Beiträge  der  Bürger- 
schaft fimdirt  und  diese  dflrften  in  den  ersten  Jahren  bei  den  immerCKtp 
steigenden  Bedfirfhissen  schwerlich  so  viel  Ueberschfisse  gewähren,  dass  mit 
Hülfe  derselben  ein  neues  Armenhaus  gekauft  oder  gebaut  werden  könatsw 
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Dagegen  befinden  sich  in  Danzig  noch  zwey  katholische  Mannsklöster  a^^^^ 
der  Dominicaner  und  Carmeliter,  von  denen  das  erstere  ans  37  und  das 
letztere  aus  18  Oonventnalen  besteht  und  die  mit  ansehnlichen  massiven 
Gebftnden  aller  Art  versehen  sind.  Nach  dem  Outachten  einer  aus  Gliedern 
der  Westpreussischen  Landes -Collegien  hiezu  niedergesezten  Commission 
steht  der  Aufhebung  dieser  Klöster  durchaus  nichts  entgegen;  dass  der 
grosse  Haufe  die  Aufhebung  der  Klöster  als  eine  gleichgültige  Sache  be- 
trachtet, zeigt  die  Erfahrung  bei  allen  in  West-  und  Neu-Ostpreussen  be- 
reits versuchten  mehrem  Operationen  dieser  Art;  in  der  Stadt  Danzig  wird 
dies  um  so  mehr  zutreffen,  da  der  bei  weitem  grosseste  Teil  der  Einwohner 
aus  Protestanten  besteht.  Fttr  die  religiösen  Bedürfhisse  der  Katholiken 
können,  wenn  es  bey  näherer  Untersuchung  als  notwendig  befunden  werden 
sollte,  die  Kloster-Kirchen  noch  femer  als  solche  erhalten  und  die  Ab- 
wartnng  des  äussern  Gottesdienstes  in  denselben  nach  wie  vor  einem  oder 
zwey  Oonventnalen  unter  Aufsicht  des  Diöcesan-Bischofs  überlassen  werden. 
Zur  Unterbringung  der  Oonventnalen,  die  nicht  etwa  wie  anderweit  die 
Rednction  ihres  Klosters  als  eine  erwünschte  Gelegenheit  ergreifen,  sich  dem 
Weltgeistlichen-Stande  zu  widmen,  sind  andre  Klöster  derselben  Ordens-Regel 
in  E.  K.  M.  Staaten  vorhanden;  das  Interesse  derselben  kann  dadurch  noch 
mehr  an  die  Aufhebung  geknüpft  werden,  dass  einem  Jeden  von  ihnen  aus 
dem  Kloster -Vermögen  ein  Viaticum  von  50 — 100  Rthlr.  ausgezahlt  wird. 

Die  Gebäude  dieser  Klöster  aber  werden  das  Armen-Oollegium  in  den 
Stand  setzen,  etwas  Grosses  in  dieser  Art  zu  unternehmen  und  sich  dem 
Muster  der  Hamburger  Armen-Anstalten  zu  nähern. 

Das  Vermögen  des  Dominicaner-Klosters  besteht  in  16570  Rthlr.  Oapi- 
talien  und  in  dem  auf  375  Rthlr.  berechneten  jährlichen  Ertrag  einiger 
kleinen  in  Miete  ausgethanen  Häusern.  Das  Oarmeliter-Kloster  hat  ausser 
einigen  kleinen  städtischen  Grundstücken  nur  2410  Rthlr.  Oapital- Vermögen« 
Unsers  .  .  .  Dafürhaltens  kann  von  diesem  Vermögen  nicht  wohl  ein  nutz- 
barer Gebrauch  gemacht  werden,  als  wenn  dasselbe  zugleich  dem  städti- 
schen Armen-OoUegio  als  ein  Fond  zur  Bestreitung  der  ersten  Einrichtungs- 
und fortlaufenden  Reparatur-Kosten,  welche  die  Gebäude  erfordern  werden, 
geschenckt  wird. 

Die  Erweiterung  der  Armen-Anstalten  aber  wird  besonders  in  diesem 
Jahr  um  so  dringender  und  notwendiger,  als  der  gehemmten  Schiffarth 
w^en  alle  Gewerbe  in  Danzig  äusserst  darnieder  liegen  und  das  Polizey- 
Directorium  besonders  fOr  den  Winter  die  grösste  Verlegenheit  fürchtet. 

Ehrerbietigst  tragen  wir  dahero  darauf  an: 

Dass  E.  K.  M.  die  Aufhebung  des  Dominicaner-  und  des  Oarmeliter- 
Klosters  zu  Danzig  und  die  Translocation  der  Oonventnalen  in  andere  Klöster 
derselben  Ordens-Regel  zu  genehmigen  und  dabey  zu  bestimmen  geruhen 
mögen,  dass  die  zu  den  Klöstern  gehörigen  Gebäude  und  Grund-Stücke  der 
Stadt  Danzig  zur  Erweiterung  der  vorhandenen  und  Errichtung  grösserer 

erftBi«r,  Pr«UMa  ud  di«  kftth.  Kirch«.    DL.  38 
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j}^^22  '^i™®^^^^'^'^^^  gesohenokt,  das  Ciq^ital-yennQgen  bdder  Klöster  aber,  ven 
ravor  jedem  Conventoalen  ein  Beise-Geld  Yon  50  bis  100  BtUr.  dtnui 


yerabieiehl  worden,  als  ein  der  AdminiBtration  des  Annen-doUef^  al[fe^ 
tranter  Fond  cnr  Bestreitung  der  ersten  Einriehtongs-  nnd  der  Bepantar- 
Kosten  hnldreiehst  flberiassen  werden  mOge.c 

Aug.  26         Rand-Verfflgnng  gesehlieben  von  Beyme: 

»26.  Angost  1806. 
ünbedenUieh.« 

Weitere  Akten  hierflber  in  B.  7.  B.  24. 


Aug.  25  Beseript  an  Humboldt  s.  unter  dem  22.  Angost  1802,  No.  473,  Asbl 

Aug.  26  VerAgong  Hoym's  s.  unter  dem  12.  Jnli  1806,  No.  942. 

Aug.  26          Berieht  der  Kammer  zu  Bialystok    s.  unter  dem   24.  Juli  1804, 
No.  738.  

Aug.  29         Berioht  von  Goerts  s.  unter  dem  8.  August  1806,  No.  950. 


Sept.  1         953.    Das  Niedersiehsische  Departemont  an  den  Staats -Minisier 

V.  Massow.    Berlin  1806  September  1. 

E.  51.  ISl    AmifoÜfiug,  g«s.  Hag<M. 

PfarrMUn  bei  FrauenrKUktem  sollen  nur  pensiamrten  OeisUi^en  iibertragm 

wcrd/cn, 

.  .  .  Bemerkt:  »wie  es  wohl  gut  wäre,  wenn  die  Regierung  [zu  Magde- 
burg] mit  bestimmter  Anweisung  versehen  werde,  darauf  zu  halten,  dass  die 
Klöster  keinem  Andern  als  pensionirten  ELloster-Geistliehen  Pfarrstellen  flto- 
tragen.  Darum  bitten  wir  E.  £.  .  .  .,  zumal  da  Klöster  nur  so  lange  n 
dieser  Wahl  yerpflichtet  seyn  können,  als  sich  unter  den  penmonirten  ka- 
tholischen Geistlichen  quaMficirte  Subjecte  vorfinden.  Diese  verdienen  aber 
auch  vorzüglich  gew&hlt  zu  werden,  theils  um  ihnen  bei  ihrer  jetzigen  vöUigeo 
Unthfttigkeit  einen  angemessenen  Wirkungskreis  wieder  anzuweisen,  tiieib 
um  ihre  Einnahme  zu  verbessern,  und  theils  um  den  Staat,  wo  nicht  ganz, 
doch  grösstentheils  ihre  Pensionirung  zu  ersparen,  c 

Nach  Zustimmung  der  Magdeburger  Regierung,   vom  11.  Oktober 
1806,  sollen  die  Frauen-Klöster  hierzu  angewiesen  werden;  Massow  an  die 
Magdeburger  Regierung  und  an  das  Niedersftchsische  Departement,  BeiliB 
Nov.  26  1806  November  25.  

Schreiben  des  Niedersftchsischen  Departements  s.  unter  den 
28.  Juni  1806,  No.  985.  


I 

;    J 
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954.  Immediat-Bericht  der  Staats-MinMer  firafen  Hoym  und  Haugwitz.  ^^l^, 

Berlin  1806  September  2. 

B.  89.  82.  £.    AoBfertigiiiig. 

IHe  Jntprüehe  des  Biaehofa  von  Krakau  auf  Dominial-Ntäxungen  aus  den  Ober- 
aehlesisehen  Dörfern  Chelm,  Jmielin  und  Koaxytoto  sind  als  unbegründet  obxuweisenA) 

.  .  .  »Die  Dörfer  Chelm,  Jmielin  und  Koszytow  waren  in  Absicht  der 
Liandea-Hoheit  ehehin  streitig,  indem  des  Königs  Friedrich  II.  Msy.  behaup- 
tete, dass  sie  zn  Schlesien  gehörten,  nnd  deshalb  solche  von  Zeit  zn  Zeit 
durch  Gommandos  besetzen,  in  ihnen  Mannschaften  ausheben  nnd  sie  zu 
Fonrage-Liefeningen  ziehen  liess.  Dagegen  behaupteten  die  Pohlen  oder 
yielmehr  der  Bischof  von  Cracau  als  Herzog  von  Severien  die  Landeshoheit, 
Hessen  sich  Steuern  entrichten,  und  bald  wurden  diese  Güter  als  bischöf- 
liche,  bald  als  herzogliche  betrachtet. 

Als  in  Verfolg  der  Petersburger  Convention  vom  15./26.  Januar  1797 
diese  drei  Dörfer  in  dem  zu  Schlesien  geschlagenen  District  der  neuesten 
Acqnisition  vom  ehemaligen  Pohlen  sich  befanden,  hörte  der  Streit  wegen 
der  Landeshoheit  von  selbst  auf  und  es  wurden  selbige  dem  Plesseschen 
Kreise  wegen  ihrer  Lage  gänzlich  zugeschlagen,  auch  in  Bezug  auf  Justiz 
nnd  Accise  und  Zoll-Ressort  der  Oberschlesischen  Verfassung  unterworfen« 
Konud  man  sie  Preussischer  Seits  schon  immer  zu  Alt-Schlesien  gerechnet 
hatte. 

Aber  eben  dieser  Umstand  gab  zu  der  wichtigen  Frage  Veranlassung: 
ob  diese  drei  Dörfer  in  Absicht  der  Dominial-Nutzungen  dem  Bisthum  Cracau 
belassen  oder  dem  Fisco  als  geistliche  Güter  eines  jenseitigen  Bisthums  zu- 
geeignet werden  sollten?  und  bei  der  damaligen  Regulirung  der  Principien 
wurde  ausdrücklich  festgesetzt:  dass  weder  dem  Bischof  von  Cracau,  noch 
dessen  Dom-Capitel,  noch  irgend  einem  einzelnen  geistlichen  Beneficiaten, 
Pfarrer  oder  wie  er  sonst  Namen  haben  möge,  in  der  jenseitigen  öster- 
reichischen oder  russischen  Acqnisition  des  ehemaligen  Pohlens  femer  das 
Eigenthum,  der  Niesbrauch  oder  irgend  ein  Benutzungs-Recht  bei  einem 
geistlichen  Guthe  in  der  neuen  Acqnisition  diesseitigen  Antheils  belassen 
werden  könne. 

Dieser  Grundsatz  wurde  durch  die  Petersburger  Convention  vom  16./26. 
Januar  1797,  Art.  13  .  .  .  bestätigt.  Es  wurde  auch  beliebt,  dass  dem 
Bischof  zu  Cracau  der  Titel  eines  Herzogs  von  Severien  in  officiellen  Ver- 
handlungen nicht  beigelegt  werden  solle. 

Deshalb  wurde  die  Krieges-  und  Domainen-Kammer  zu  Breslau  bereits 
den  17.  Januar  1798  instruirt,  alle  diese  geistliche  Güther  in  Neu-Schlesien 
zum  Bessten  des  landesherrlichen  Fisci  sofort  einzuziehen  und  gleich  den 
Domainen  zu  behandeln.  Es  constituirten  daher  auch  jetzt  diese  drei  Güther 
das  Domainen-Amt  Jmielin. 

Als  sich  der  damalige  Bischof  über  diese  Einziehung  im  Jahre  1798 

3)  Cfr.  No.  926. 
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Se  t  2  ^^  beklagte^   worden  dessen  AnsprOehe  ans  obigen  Grtlnden  ganz  irrale- 
yant  befnnden  nnd  der  Bischof  hiemach  abschllglich  beschieden. 

E.  K  M.  werden  Sich  ans  diesen  datis  zn  flbersengen  gemhen,  dss 
die  jetzige  Vorstellnng  des  Bischöfe  Gawronski  ganz  nnricfatige  Anaiditei 
liefert;   wir  stellen  daher  dessen  abschlftgliche  Bescheidung  .  .  . 


Eine  Verfflgnng  hierauf  liegt  nicht  yor,  nur  die  Randbemerkung  von 
Beyme:  »Ad  Actac,  ohne  Datom. 


Sept  3         965.  Bericht  des  Bevollmichtigten  Ministers  Frhr.  v.  Humbeldt.  Bom 

1806  September  3. 

K  7.  C.  25.  B.  B.    AvBfiwfeigiuig. 

Sendet  die  PäpeÜtehen  Ausfertigungen  fikr  den  Erxbisehof  mm  Qnesen.    Die  Kasim 

dieser  Ausfertigungen,^) 

»Da  der  Papst  am  26.  pr.  endlich  ein  Consistorium  secretum  gehalteo 
hat,  so  sehe  ich  mich  nunmehr  im  Stande,  E.  K.  M.  die  Transsumpte  der 
Bullen  des  in  demselben  als  Erzbischof  yon  Gnesen  proclamirten  bisherigen 
Bischofs  yon  Posen,  Ftirsten  y.  Raczynski,  nebst  den  andern  dazu  gehören- 
den Breyen  und  Decreten  in  Qemässheit  E.  K.  M.  .  .  .  schon  am  10.  Junim 
c.  hier  eingegangeneu  Rescripts  yom  14.  Mai  ej.  .  .  .  zu  überreichen. 

Ausser  dem 

1.],  2.)  in  duplo  ausgefertigten  Transsumpt  der  Bullen  werden  £.  K.1L 
•  .  .  noch 

3.)  die  Eidesformel; 

4.)  das  Olaubensbekenntnuss; 

5.)  die  Facultät,  den  sogenannten  Päpstlichen  Segen  ertheilen  zu  können, 
nebst  der  Formel  dieses  Segens; 

6. — 12.)  sieben  Ablassbreyen  fOr  yerschiedene  Veranlassungen; 

13.)  diejenigen  Facultäten,  welche  allen  Preussischen  Bischöfen  von 
der  besonderen,  den  Geistlichen  Geschäften  yorgesetzten  Gongregation  er- 
theilt  zu  werden  pflegen; 

14.)  dieselben  yon  der  Congregatione  propagandae  fidei; 

15.)  Die  authentische  Kostenberechnung  .  .  . 
zu  finden  geruhen. 

Die  Original-Bullen  behalte  ich  hier  zurflck,  da  auch  mein  Vorgänger 
dieselben  für  in  Süd-  und  Neu-Ost-Preussen  belegene  Bisthflmer  nie  ein- 
geschickt hat  und  ich  durch  genauere,  nach  dem  neulich  mit  dem  Bistiinm 
Breslau  yorgegangenen  Irrthum  eingezogene  Erkundigung  ersehen,  dass  bloM 
in  Deutschland  die  Einsendung  der  Original-Bullen  erfordert  wird« 

Die  Transsumpte  enthalten,  wie  ich  mich  durch  genaue  Durchlesnsg 
derselben  überzeugt  habe,   nichts,  was  den  yon  E.  K.  M.  angenommeneD 


1)  Cfr.  No.  922  und  975. 


\  J 
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Uerweisesten  Grnndsfttzen  zuwider  liefe  oder  nicht  wenigstens  auch  bisher  q^^q 
iümlichen    Ansfertignngen   herkömlieh    gewesen    nnd   von  Allerhöchst- 


denselben  .  .  .  sagelassen  worden  wäre. 

Die  Eidesformel  stimmt  Wort  flDr  Wort  mit  der  für  die  Prenssischen 
Sisehöfe  vor  einigen  Jahren  festgesetzten  flberein. 

Was  die  Breven  nnd  Decrete  von  Nr.  6. — 12.)  ind.  betrift,  so  werden 
dieselben  gewöhnlich  allen  nen  ernannten  Erz-  und  Bischöfen  überschickt 
und  enthalten  wenigstens  nichts  mehr  Anstössiges,   als   alle  Ablassbreyen 
überhaupt.     Das  Einzige,  was  von  Haltung  der  Synoden  in   der  Dioecese 
redet,  dürfte  yielleicht  genauere  Ansicht  yerdienen.     Unter  diesen  Umstän- 
den habe  ich  dieselben  nicht  zurückweisen,   sondern  deren  Mittheilung  an 
den  Erzbischof  vielmehr  E.  K.  M.  ...  anheimstellen  zu  müssen  geglaubt. 
Da   der  Fürstbischof  v.  Raczynski  schon  mit  der  Bischöflichen  Weihe 
▼ersehen  ist,  so  bedarf  es  bei  demselben  keiner  neuen  Consecration.     Der 
Auftrag  ihn  einzuführen  aber  und  ihm  den  Eid  abzunehmen,   ist  nach  der 
in  dem  §  7  meiner  besonderen  über  dies  Geschäft  erhaltenen  Instruction 
ausgedrückten  Absicht  E.  K.  M.  dem  Gnesenschen  Weihbischof  v.  Lubinski, 
der  wiederum  bloss  Episcopus  Biblensis  genannt  ist,  ertheilet  worden. 

Diejenigen  Faoultäten,  welche  alle  Prenssischen  Bischöfe  zu  erhalten 
pflegen,  habe  ich  zugleich  aufs  neue  für  den  Fürst-Erzbischof  ausfertigen 
lassen  zu  müssen  geglaubt.  Nur  hat  es  der  der  Pönitentiarie  diesmal  aus 
dem  Grunde  nicht  bedurft,  weil  diejenigen,  welche  ich  von  diesem  Tribunale 
£.  K.  M.  mit  meinem  .  .  .  Berichte  Tom  28.  Mai  übersandt  habe,  nicht  auf 
die  Dauer  seines  ad  Interim  ausgefertigten  Brevis  administrationis,  sondern 
ad  quinquennium  ausgestellt  waren  und  daher  erst  nach  fünf  Jahren  er- 
löschen. 

Um  alle  Schwierigkeit  mit  dem  Pallio  auf  eine  schickliche  Weise  zu 
Termeiden,  habe  ich  die  Naohsuchung  desselben  mit  Stillschweigen  über- 
gangen und  bloss  meinem  Spedizionnaire,  als  man  ihn  um  die  Ursach  hie- 
ven befragte,  zu  antworten  aufgetragen,  dass  ich  die  zum  Fodem  desselben 
nothwendige  Vollmacht  nicht  von  dem  Fürst-Erzbischof  erhalten  hätte.  Auf 
diese  Weise  wird,  wie  es  mir  scheint,  die  Auswirkung  desselben  gänzlich 
übergangen  werden  können,  insofern  nicht  der  Fürst-Erzbischof  unter  E.  K.  M. 
allerhöchster  Autorisation  dieselbe  ausdrücklich  verlangt. 

Die  Gebühren  der  gegenwärtigen  Expeditionen  sind  nach  den  nemlichen 
Sätzen  als  bei  der  letzten  Besetzung  bezahlt  worden  und  haben  nach  an- 
legender authentischer  Kostenberechnung  4746  Scudi  6  Baj.  betragen.  Eine 
neue  Ermässigung  zu  erhalten  ist  mir  vorzüglich  deshalb  nicht  möglich  ge- 
wesen, weil  die  bei  der  letzten  Besetzung  angeführten  Umstände  bereits 
so  dringend  waren,  dass  sich  höchstens  nur,  dass  dieselben  noch  unverändert 
fortdauerten,  sagen  liess.  Auch  muss  ich  freimüthig  gestehen,  dass  die 
gemachte  Ermässigung  sehr  beträchtlich  ist,  wie  E.  EL  M.  aus  folgenden 
Umständen  zu  ersehen  . .  .  geruhen  werden: 
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1806  j)|^  Gebtthren  der  Bisohöflichen  Bollen  werden  nach  den  Bommefl  be- 

Sept.  3 

rechnet,  in  welchen  jedes  Biathom  bei  der  Pftpatlichen  Kammer  taxirt  iit 

Diese  Summe  ist  fOr  Onesen  von  5000  Goldgolden.     Um  aber  die  GebQk- 

ren  zu  vermindern,  ist  nur  eine  Taxe  von  1200  Gold^^den  angenomaei 

and  nachher   noch  eine  Vermindemng  von  %   ^^'  reduciblen  ünkiNte 

verordnet  worden.     Was  nnr  die  Summe  gross  macht,  ist,  dass  einige  der 

nicht  reduciblen  Unkosten  sehr  bedeutend  sind.     So  betrügt  unter  dieses 

die  sogenannte  propina  des   Papstes,  welche  der  heilige  Vater  pen5nlifik 

erhftlt,  allein  1316  Scudi.     Das  Portu^esische  Erzbisthum  Braga,  um  dies 

zur  Vergleichung  anzuführen,  welches  gleichfalls  in  dem  letzten  Oonsisfeoiio 

prodamirt  worden  ist,  ist  nur  zu  4800  Goldgulden  und  also  zu  200  weniger 

als  Gnesen  taxirt  und  hat,  trotz  der  erhaltenen  ErmAssigongen  deunodi 

wirklich  jetzt  15000  Scudi  bezahlen  mllssen.«  .  .  . 

Der  Bericht  wurde  am  16.  Oktober  1806  »zum  Hoheita-Departemeot 
abgegeben«;  eine  Antwort  liegt  nicht  vor. 


Sept.  6         956.  Immediat-Schreiben  des  Generalleutnants  v.  BlOeher.    Mflnster 

1806  September  5. 

B.  89.  68.  C.    Aosfertigiinff. 

Nathwendtgkeü  der  Aufhdmng  der  Dom-Kapitel  xu  Müntter  und  xu  PaderhofnS: 

...  »E.  E.  M.  halte  ich  mich  fOr  verpflichtet  ...  zu  melden :  dass  der 
eigentliche  Grund  der  in  den  hiesigen  Provinzen  Statt  findenden  so  hlufigeB 
Austretungen  und  der  daraus  hervorgehenden  Unm((glichkeit,  trotz  aller  an- 
gewandten Ifittel  die  Infanterie-Regimenter  Kurftlrst  v.  Hessen  und  v.  Hagken') 
zu  complettiren,  hauptsächlich  in  der  fortdauernden  Existenz  der  Dom-Capittel 
zu  suchen  ist.  Die  meisten  Mitglieder  derselben  können  das  Ansehen  und 
den  Einfluss,  welchen  sie  vormals  hatten,  noch  immer  nicht  vergeesen,  sie 
sind  und  bleiben  daher  Abel  gesinnt  und  verbreiten  diese  ihre  Gesinnungen 
zum  Theil  durch  verhasste  Gerflehte  von  Provinzen-Abtretungen  und  zum 
Theil  durch  die  beschönigte  Aussicht  einer  glflcklicheren  Verfassung  unter 
der  Regierung  eines  Fürsten  Oatholischer  Glaubens-Confession.  Der  fDr 
E.  K.  M.  Allerhöchstes  Interesse  völlig  gestimte  Dom-Dechant  Frhr.  v. 
Spiegel  kann  mit  dem  besten  Willen  dieses  nicht  verhindern  und  befindet 
sich  dadurch,  dass  die  Majorität  des  Dom-Capittels  gegen  ihm  ist  und  seine 
zweckmässigsten  Vorschläge  verwirft,  selbst  oft  in  die  unangenehmsten  Ver- 
legenheiten. So  lange  das  Dom-Capittel  nun  fortdauert,  behält  es  seinen 
directen  Einfluss  auf  die  untere  Geistlichkeit  und  dadurch  mehr  oder  weniger 
auf  alle  Einwohner  der  Provinz,  daher  man  bey  diesem  bleibenden  Ver- 


1)  Cfr.  No.  959. 

2)  No.  48  und  44,  z.  Th.  in  Paderborn  und  in  Mtinster  stehend. 
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laatnisfl  nmaonat  auf  Ifittel  Binnen  wllrde,  denen  daraus  entstehenden  hdohst  a^^e 

'  Sept.  6 

üjushtbeiligen  Folgen  besonders  ftlr  den  Dienst  £.  K.  M.  yorsnbengen. 

Ich  bin  folglich  flbersengt,  dass  die  völlige  Aufhebung  der  hiesigen 
I>om-Kapittely  mit  hinreichender  Sicherstellnng  des  Unterhalts  fOr  die  sftmt- 
liehen  Individuen,  in  jeder  Hinsicht  von  dem  allerwesentlichstem  Nntzen  sein 
^vrllrde  und,  indem  ioh  nnr  £.  E.  M.  Allerhöchstes  Interesse  berücksichtigend 
bierom  ...  zu  bitten  mich  angefordert  fOhle,  beziehe  ioh  mich  noch  auf 
das  hiermit  gewiss  flbereinstimmende  Qntachten  des  Cammer-Praesidenten 
▼.  Yincke  in  betref  dieses  Gegenstandes. 

Es  sind  die  Gesinnungen  tiefiiter  Ehrfurcht  und  Submission,  in  welchen 
ich  ersterbec  .  .  . 

Beyme  sendet  diesen  Bericht  am  15.  September  1806  zur  Bericht-  Sept.  16 
erstattung  an  Angern,  mit  dem  Bemerken:  >S.  M.  der  König  glauben, 
dass  der  General  v.  Blücher  recht  habe,  und  dass  in  diesem  Augenblick, 
wo  die  Stimmung  im  Mfinsterschen  sich  so  nachtheilig  zeigt,  durch  die  Auf- 
hebung des  Dom-Eapittels  wenigstens  in  Absicht  der  öffentlichen  Stimmung 
nichts  verdorben  werden  könne.« 

K  70.  MftBBter.  IL  XXXI.  6.    Eigenliiiidig. 

Die  Blficher  antwortende  Cabinets-Ordre,  Charlottenburg  1806  Sep-  Sept.  20 
tember  20,  lautet: 

»Ich  finde,  dass  Ihr  ganz  Recht  habt,  wenn  Ihr  in  Euerm  Berichte 
vom  5.  d.  M.  dem  bösen  Willen  des  Dom-Capitnls  zu  Mfinster  did  Schuld 
beymesset,  dass  die  Infanterie-Regimenter  .  .  .  nicht  completirt  werden 
können,  und  habe  daher  die  Aufhebung  des  Dom-Capituls  beschlossen.« 

B.  89.    ]Gnftt«n  dee  CabinetB.  124. 


957.    Immediat- Bericht  des  Staatt-Ministert  v.  Voss.    BerUn  1806  Sept.  6 

September  6. 

B.  89.  32.  D.    AiuftrUgiuig. 

Bemuneratumen  fibr  die  geistlichen  AppeüatümS'BielUer  2.  und  3,  Inetanx  hei  den 

Di^xeeen  Onesen-Warsehau. 

»Bei  Errichtung  des  Bistums  Warschau  und  der  damit  verbunden  ge- 
wesenen Trennung  seiner  Diöcese  von  der  Jurisdiction  des  Erzbistums  Onesen 
haben,  Behufs  der  geistlichen  Gerichts-Verwaltung  in  jener,  Appellazions- 
Richter  zweiter  und  dritter  Instanz  bestellt  werden  mfissen,  welche  noch 
vorhanden  und  solange  beizubehalten  sind,  bis  bei  der  jezzigen  persönlichen 
Vereinigung  des  Erzbistums  Onesen  und  des  Bistums  Warschau  nach  er- 
folgter pftpstlichen  Bestätigung  des  Grafen  v.  Raczynski,  dessen  auf  Erfordern 
abgegebenen  und  ganz  zwekmässigen  Vorschlage  gemäs,  die  zweite  Instanz 
der  Warschauer  geistlichen  Jurisdiction  dem  Metropolitan-Offizialate  zu  Gnesen 
beizulegen   und    Behufs   der  Entscheidungen   in    dritter  Instanz  für  beide 
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S^^ß  Diöcesen  ein  gemeinschAfiÜiohes  Prosynodal-^iicht  unter  pftpstiidier  Koofir- 
maiion  anzuordnen  sein  wird. 

Die  gedachte  Appellaziona-Bichter,  deren  nrsprttnglioli  für  die  iwcite 
Instanz  yier  waren  nnd  jezt  noch,  so  wie  für  die  dritte  Instana,  zwei,  mi- 
hin  gegenwärtig  überhaupt  vier,  in  der  Person  der  Domherrn  ▼.  OalaezeirBk] 
und  Worowicz  und  des  WeihbiaohofiB  v.  Albertrandi  und  Domherrn  t.  Wo- 
lowicz  sind,  haben  ihre  Funkzionen  bisher  ohne  alle  Remunerazion  durch 
Besoldung  oder  Gebtthren  yersehen  und  deshalb  um  eine  verhiltnismiasige 
Vergeltung  ihrer  Bemflhungen  angesucht.  Diese  ist  allerdings  billig,  miiss 
ihnen  aber,  was  die  Epoche  des  besonderen  Bistums  Warsclutu  betrift, 
in  Rfiksicht  auf  die  Verbindlichkeit,  welche  der  yerstorbene  Bischof  y. 
Miaskowski  zu  den  oneribus  jurisdictionis  gehabt,  eventuel  von  dessen  Erben 
gewährt  werden.  Ein  anderes  aber  ist  es  mit  der  Periode  seit  dem  An- 
fangs November  1804  erfolgten  Absterben  des  genannten  Bischofes  bis  zur 
wirklichen  Installazion  seines  Nachfolgers;  fOr  diesen  Zeitraum  wird  den  ge- 
nannten Appellazions-Richtem  die  Belohnung  ftlr  ihre  Dienste  eigentiidi  asi 
der  Kompetenz  des  Bistums  Warschau  nicht  zu  versagen  sein,  da  bei  deo 
Behufs  dessen  Administrazion  mit  E.  E.  M.  .  .  .  Genehmigung  vom  29ten  De- 
zember 1804  ausgesezten  Kosten  zu  126  Rthlr.  monatlich  nur  auf  Gewih- 
rung  des  Gehalts  für  den  Offizial,  den  bischöflichen  Justiziar,  den  Konsisto- 
rial-Sekretair  und  zwei  ELanzellisten  und  der  Remunerazion  des  General- 
Administrators  selbst  mit  der  nicht  bedeutenden  Summe  von  320  RÜilr. 
järlich  Rflksicht  genommen  ist. 

In  Verhältnis  mit  den  Dienstverrichtungen  scheint  mir  eine  jlriiohe 
Remunerazion 

von  150  Rthlr.  für  die  mehrbeschäftigte  Appellazions-Richter  zweiter^), 

und 

von  100  Rthlr.  für  die  Richter  dritter  Instanz 
zu  zu  stehen  und  diese  denselben  fttr  volle  zwei  Jahre  zu  bewilligen  zu  sein, 
da  die  päpstliche  Bestätigung  des  Grafen  v.  Raczynski,  mit  weicher  ihre 
Funkzion  aufhört,  nach  aller  Wahrscheinlichkeit  noch  einige  Zeit  ausbleiben 
wird.^)  Das  Total  der  Ausgabe  würde  hiemach  1000  Rthlr.  betragen  und 
diese  erlaube  ich  mir  hiermit  und  zwar,  da  sie  aus  der  bisherigen  Komp^ 
tenz  des  Bistums  Warschau  in  Betracht  der  neueren  Disposizionen  darflber 
nicht  füglich  erfolgen  können,  aus  dem  noch  disponiblen,  17134  Rdilr. 
7  Gr.  10  pf.  betragenden  Bestände  des  p.  v.  Krasickischen  Schulden-Amorti- 
sazions-Fonds  von  E.  K.  M.  Gnade  ...  zu  erbitten.« 

Rand-Verfügung,  geschrieben  von  Beyme: 

>  11.  September  1806. 
»Approbirt.« 


1)  Vorlage:  »erster«.  2)  Cfr.  No.  966. 
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mernaeh    Cabinets- Ordre    an    Vosb,    Charlottenburg   1806    SöP-g^^l 
tember  11. 


B.  80.    lünftten  dee  CabineU. 

Bericht  von  Humboldt  b.  unter  dem  8.  August  1806,  No.  960.  Sept.  6 


ReBcript  an  Humboldt  s.  unter  dem  22.  August  1802,  No.  473,  Anm.  Sept  8 


958.  Schreiben  des  Kammerprisidenten  v.  Dohm  an  den  katholischen  Sept.  ii 
Stadt-Pforrer  Goedeice  zu  Duderstadt    Heiligenstadt  1806  September  11. 

R.  89.  SO.  O.  Abschrift. 
Die  Minriehiung  des  Protestantisehen  Gottesdienstes  xu  DitderstadtS) 
»Ans  Ew.  Hochehrwfirden  .  .  .  Zuschrift  vom  1.  d.  habe  ich  ungern 
ersehen,  dass  dort  fortwährend  eine  unangenehme  Spannung  zwischen  den 
katholischen  und  protestantischen  Religionsyerwandten  herrscht  und  dass 
£.  p.  Besorgnisse  äussern  zu  müssen  glauben,  welche,  wenn  sie  wirklich 
in  Erftlllung  gehen  könnten,  sehr  nachdrückliche  Maassregeln  erforderlich 
machen  würden.  Es  thut  mir  sehr  leid,  dass  das  MissYerständniss  so  weit 
gediehen  ist,  und  ich  glaube  sehr  gern,  dass  durch  mehrere  Nachgiebigkeit 
von  beyden  Seiten  und  besonders  auch  durch  ein  weniger  übereiltes  Be- 
nehmen  der  Protestanten  im  Anfang  mancher  Anlass  zu  gegenseitiger  Er- 
bitterung hätte  yermieden  werden  können.  In  der  jetzigen  Lage  kann  indess 
die  Sache,  wie  E.  p.  von  Selbst  ermessen,  nicht  bleiben.  Es  ist  der  ganz 
entschiedene  Wille  des  Königs,  dass  eine  eigne  protestantische  Gemeinde  in 
Duderstadt  gebildet  und  dass  dieser  von  den  vorhandenen  Earchen  Eine 
einger&omt  werden  soll,  wenn  die  übrigen  zum  Gottesdienst  fOr  die  katho- 
lischen Religionsyerwandten  hinreichenden  Raum  haben.  Diese  Königliche 
Entscheidung  ist  an  und  für  sich  in  der  höchsten  Billigkeit  und  Vernunft 
gegründet  und  ist  nichts  mehr,  als  was  in  Absicht  katholischer  Glaubens^ 
Genossen  bereits  geschehen  ist  und  überall,  wo  es  nöthig,  auch  noch  ferner 
geschehen  kann  und  wird.  Rechtliche  Hindernisse  stehen  nicht  entgegen, 
da,  was  sich  als  solche  allenfalls  anführen  Hesse,  durch  die  neuesten  Be- 
gebenheiten annullirt  worden.  Es  kommt  also  jezt  gar  nicht  mehr  auf  ver- 
gangene  Dinge,  auf  das  an,  was  hätte  geschehen  können  und  sollen,  wenn 
die  Katholiken  und  Protestanten  gegenseitig  vom  Geiste  der  Vernunft  und 
wahren  brüderlichen  Liebe  wären  belebt  gewesen,  sondern  allein  darauf, 
ob,  wenn  den  Protestanten  die  Unterkirche  eingeräumt  wird,  die  übrigen 
Kirchen  fOr  die  katholischen  Glaubensgenossen  geräumig  genug  sind?  Darüber 
kann  nur  eine  genaue  und  unpartheyische  Untersuchung  entscheiden;  diese 
wird  angestellt  werden  und  von  dem  Resultat  derselben  hängt  es  ab,  ob 
den   protestantischen  Religionsverwandten,   dem   entschiedenen  Willen   des 


1(  Cfr.  No.  937  und  962. 
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4a^?^i  ^^^^^  gemftSB,  eine  der  vorhandenen  Kirehen  und  namentlieli  die  Uiltt^ 
kirche  eingeräumt  werden  oder  ihnen  eine  neue  gebaut  werden  mnBS.  & 
andres  Verfahren  kann  nieht  Statt  finden  und  jeder  Unpartheyisehe  vird 
bey  reiflicher  Erwftgung  gestehen  müssen,  dass  auf  diese  Weise  naeh  ve^ 
nttnftigen  Gründen  und  der  Billigkeit  gemftss  yerfahren  wird  und  daas  bey 
Torhandenen  überflüssigen  Eürchen  der  Bau  einer  neuen  eine  unnOthig«  Be- 
lästigung sein  würde.  Ich  darf  E.  p.  nicht  erst  versichern,  dass  ieh,  lo 
viel  von  mir  abhängt,  jede  unbillige  oder  gar  harte  Behandlung  der  Kslho- 
liken  nicht  zugeben  werde  und  dass  ich  nur  naeh  völliger  üeberMngnig 
von  dem,  was  thunlich  und  nothwendig  bt,  entweder  sur  Einrftiuttuiig  ote 
zur  Erbauung  einer  Kirche  fOr  die  Protestanten  mitwirken  werde. 

Die  ganz  unpartheyischen  liberalen  Grundsätze  der  Prensaiflehen  Beg»- 
ruug  sind  bekannt  Aber  dieselben  würden  zu  weit  gehen  und  in  Indiffe- 
rentismus ausarten,  wenn  man  fOr  die  Protestanten,  die  doch  die  gitaere 
Zahl  der  Staats-Unterthanen  ausmachen  und  zu  denen  sich  das  obents 
Haupt  des  Staats  selbst  bekennt,  nicht  eben  die  Fürsorge  wie  fftr  die 
Katholiken  beweisen  wollte.  Derjenige,  der  dazu  gewirkt  hat,  letzten  ai 
einem  Orte,  wo  sie  in  weit  kleinerer  Zahl  als  die  Protestanten  in  Dnder- 
stadt  waren,  eine  eigene  bis  dahin  protestantische  Kirche  nebst  neu  dotiiter 
Pfarre  zu  verschaffen,  wie  dieses  von  mir  in  Goslar  geschehen  ist,  bim 
hierunter  über  jeden  Verdacht  von  kleinlichen  Sektengeist  erhoben  seyn. 

Dagegen  aber  hege  ich  dann  auch  zu  Ew.  p.  das  völlige  VertrsaeD, 
dass  Sie,  welches  auch  das  Resultat  der  anzustellenden  Untersuchung  sejs 
mag,   auf  alle  von  Ihnen  abhängende  Weise  zur  Beruhigung  der  Gemtther 
beytragen  und  jeden  Ausbruch  gehässiger  und  feindseeliger  Gesiununges, 
welcher   nur   unausbleibliche   und  sehr  unangenehme  Ahndung  zur  Feige 
haben  würde,  zu  verhüten  suchen  werden.   Bey  dem  allgemeinen  Yertrtoei, 
welches  Ew.  p.   Sich  in  Ihrer  Gemeinde  erworben  haben,  kann  dies  nielit 
schwer  fallen  und  dem  wahren  Geist  des  Christenthums,  welehen  die  Si- 
geweihten  von  jeder  Glaubens-Gonfession  zu  verbreiten  und  herrschend  n 
machen  suchen  müssen,   sind  ja  überdem  Streitigkeiten  und  Glesinnmigsii, 
wie   sie  sich  dort  zu  äussern  drohen,  ganz  fremd.     Die  besten  Mittel  n 
diesem  Zweck   muss  ich  Ew.  p.   einsichtsvollem  Urtheil  und  Ihrer  Loksl- 
Kenntniss  überlassen;   doch  bitte  ich,   nur  ganz  bestimmt  zu  äussern,  hsB 
Jeder,  der  seine  Anmaassung  so  weit  treiben  wollte,  seinen  protestantisekaii 
Mitbürgern  eine  ihm  überflüssige  Kirche  zu  misgönnen  und  sich  dem  eit- 
schiedenen  Willen    des    für   alle  seine  Unterthanen  so  väterlich  sorgendes 
Monarchen  widersetzen  wollte,   als  ein  ungehorsamer  Unterthan  würde  u- 
gesehen  werden.     Ich  werde  auch  besonders  dahin  wirken,  dass  von  pro- 
testantischer Seite  aller  Anlass  zu  gegenseitiger  Erbitterung  sorgfiütig  ve^ 
mieden  werde.    Jeder  Protestant,  der  sich  derselben  schuldig  macht,  wiri 
ernstlich  bestraft  werden.     Herr  Kriegs-  und  Domainen-Rath  Sombart  wird 
hierunter  auf  beyde  Theile  sehr  aufimerksam  seyn  und  ich  erwarte,  ditf 
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beyde  Theile  seine  Vorgtellimgen  mit  der  Achtung  anhören  werden,  die  ihm  a^^^^ 
als  Königlichem  CommiBsarius  gebfihrt.« 

Schreiben  von  Voss  an  das  Hoheits-Departement  s.  unter  dem  2.  August  Sept.  11 
1806,  No.  948.  

959.  Staats-Minister  v.  Angern  an  den  Geheimen  Cabinets-Rath  Beyme.  Sept  16 

Berlin  1806  September  16. 

n.  89.  &8.  N.    Astfertigniig;  Concept,  geeckrieboi  tob  Saek,  &  70.  Mftucter.  XXXI.  No.  5. 

Empfiehlt  die  Aufhdnmg  des  Dam^Kapüels  xu  Müntier^  nicht  aber  die  des  Dom- 

KapOels  »u  PaderhomJ) 

>E.  Hochwohlgebohren  verfehle  ich  nicht,  auf  das  gestrige  . . .  Schreiben 
wegen  Aufhebung  des  Dohm-Eapituls  zu  Münster,  unter  Bfickgabe  des  mir 
mitgeteilten  Immediat-Berichts  des  Herrn  General- Lieutenants  v.  Blücher 
Ex. '),...  zu  erwidern,  wie  ich  dasjenige,  was  darin  von  dem  nachtheiligen 
EinfinsB  des  Dohm-Kapitnls  zu  Münster  angeführt  ist,  flDr  richtig  halte,  da- 
gegen loh  solches  von  dem  Paderbomschen  Dohm-Kapitel  gleichmftssig  nicht 
behaupten  kann. 

Wegen  dieses  letztern  haben  des  Königs  Maj.  auf  meinen  Vortrag 
bereits  .  .  .  festgesetzt,^)  dass  es  unter  gleichen  Modificationen,  als  wegen 
des  Dohm-Eapituls  zu  Hildesheim  zur  Anwendung  gebracht  sind,  für  jezt 
bestehen  bleiben  solle.  Ich  habe  aber  die  zur  Ausführung  dieser  Dispo- 
sition erforderlichen  Yerftlgungen  noch  nicht  erlassen,  weil  die  Mün£ftersohe 
p.  fiLammer  und  insbesondere  deren  Deputirter,  Kriegs-  und  Domainen-Bath 
Y.  Beimann  zu  Paderborn,  welcher  die  ganze  Ausführung  zu  besorgen  haben 
würde,  seitdem  so  sehr  mit  den  Militw-  urd  Arm^Verpflegungs-Ange- 
iegenheiten  beschäftigt  gewesen  sind,  dass  in  dieser  Bache  ohnmöglich  etwas 
hfttte  geschehen  können.  Es  wftre  also  noch  immer  res  integra,  um  statt 
des  Bestehenbleibens  die  Aufhebung  des  Dohm-Kapituls  in  Paderborn  be- 
Bchliessen  zu  können;  allein  ich  würde  dazu  bei  den  besondem  Verhält- 
nissen seines  Vermögens,  weshalb  ich  mich  auf  meinen  Immediat-Bericht^j 
darüber  beziehe,  nicht  rathen,  auch  halte  ich  solches  nicht  für  nötig,  da 
mir  vielmehr  die  Mitglieder  desselben  von  einer  solchen  Seite  bekannt  sind, 
dasa  ich  von  der  Beibehaltung  dieses  Dohm-Kapituls  unter  den  feststehenden 
Modificationen  keinen  nachtheiligen  Einfluss  auf  unser  Interesse  fürchte. 

Wegen  des  Dohm-Kapituls  zu  Münster  sind  die  sämtlichen  Verhand- 
lungen^) auch  eingekommen  und  ich  bin  nur  mit  dem  Bathe^),  der  solches 
zu  bearbeiten  hat,  durch  die  dringendem  Geschäfte  des  Tages  verhindert 


1)  Cfr.  No.  960.  2)  No.  966.  3)  Gfr.  No.  934. 

4)  Vom  22.  Juni  1806,  No.  934. 

5)  Die  Kammer  zu  Münster  hatte  sehr  umfangreiche  Berichte  darüber  unter 
dem  7.  Mai  1806  erstattet,  204  Folioseiten  und  64  Foliospalten  umfassend.  B.  70. 
Münster.  U.  XXXI.  6.  6)  Wohl  Sack. 
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s  ^  tifi  worden,  darflber  meinen  Bericht  ebenfalls  su  erstatten.  Woin  ich  um 
gleich  dabei  einen  ikhnlichen  Plan,  als  bei  dem  HUdesheimsohea  und  P^dfir* 
bomschen  Dohm-Kapitol,  vomemlich  dämm  gehabt  habe,  weil  alle  Yerwir- 
mng  bei  einer  so  verwickelten  Yermögens-Yerwaltang,  als  die  der  Dobm- 
Eapitel  ist,  besser  vermieden  und  nach  und  nach,  wie  ein  solches  ausstirbt, 
alles  mehr  abgewickelt  wird  und  sich  vereinfacht,  so  halte  ich  dodi  bei 
den  jcKzigen  Umständen  die  Aufhebung  des  ganzen  Dohm-Kapitels  von 
Münster  fOr  nflzlich  und,  da  man  sich  auf  den  Dohm-Dechanten  Frhm.  t. 
Spiegel  völlig  verlassen  kann,  so  ist  auch  die  sonst  besorgte  VerdoDkelmig 
oder  Verwirrung  der  Vermögens-Yerwaltung  nicht  zu  besorgen,  zumal  der 
p.  V.  Spiegel  davon  die  genaueste  und  unter  den  llbrigen  Milgliedeni  de» 
Dohm-Kapitels  fast  die  einzige  Kenntniss  besitzt. 

Wenn  dann  das  ganze  Vermögen  diesseits  in  Selbst-Verwaltung  ge- 
nommen und  Jedem  dasjenige  als  Pension  ausgesetzt  wllrde,  was  ihm  redit- 
lich  gebührt,  so  könnten  die  Interessenten  nichts  dawider  sagen  und  auf 
den  Reichs-Deputalions-Beschluss,  der  für  die  bestehen  bleibenden  Dohm- 
Eirchen  aus  solchem  Vermögen  zugleich  gesorgt  haben  will,  kann  es  jert 
so  genau  nicht  mehr  ankommen,  auch  kann  demnftchst  noch  immer  selbes 
geschehen,  so  wie  es  an  Mitteln  nicht  fehlen  kann,  den  Dohm-Dechuit 
Frhm.  v.  Spiegel  besonders  zu  begnadigen.  Unstreitig  wird  solches  bd 
dem  Publikum  einen  starken  Eindrack  machen;  aber  ich  ^ube  mit  den 
Herm  p.  v.  Blttcher  Ex.,  dass  solcher  eben  deshalb  einen  grossen  llieil 
desselben  zur  Besinnung  bringen  und  am  besten  dazu  dienen  wird,  dassdbd 
im  Zaum  zu  halten. 

E.  H.  ersuche  ich  nun  .  .  .,  hievon  des  Königs  Miy.  Vortrag  zu  thuD 
und  Höchstdero  Entschliessung  darflber  veranlassen  zu  wollen.«   .  .  . 


Sept  20        960.  Cabinets-Ordre  an  den  Staats-Minister  v.  Angern.   Gharlottenbuif 

1806  September  20. 

S.  70.  MftiistoT.  n.  XIXI.  5.    Aiufertignng. 

Befiehlt  die  augenbliekliehe  Äußdmng  des  Dam-Kapüeis  xu  Münsier,    Pairiotigmm 

des  Dom-Deehanien  Frhr.  v,  Spiegel^) 

»Da  Ich  Mich  leider  mit  jedem  Tage  mehr  flberzeuge,  dass  das  Do«- 
Kapittel  zu  Münster  die  Schonung,  womit  Ich  dasselbe  bisher  behandelt 
habe,  missbraucht,  wenigstens  den  Einfluss,  den  es  auf  Meine  Unterthan« 
des  Mflnster-Landes  behauptet,  nicht  dazu  anwendet,  diese  neuen  Unter- 
ihanen  in  der  Anhänglichkeit  an  Meine  Regierung  zu  bevestigen:  so  habe 
Ich  beschlossen  das  Dom-Eapittel  zu  Mflnster  ganz  aufiraheben,  das  gastK 
Vermögen  desselben  in  Selbst-Administration  zu  nehmen  und  den  Domh^res 
dasjenige   als  Pension  aussetzen  zu  lassen,   was  ihnen  rechtlich  gebflhret 


1)  Cfr.  No.  969. 
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leh  yerkenne  zwar  die  Schwierigkeiten  nicht,  die  mit  der  Ausftlhnmg  dieser  o^^oo 
Maassregel  nnter  jetzigen  Umständen  Terbnnden  sind;  aber  eines  Theils 
bttrgt  Mir  der  Patriotismas  des  Dom-Dechanten  Frhr.  v.  Spiegel,  anf  den 
Ich  Mich  völlig  verlasse,  dass  alle  sonst  besorgliche  Yerdnnkelnng  und  Ver- 
wiming  der  Yermögens-Masse  werde  vermieden  werden,  nnd  andern  Theils 
ist  ein  grosses  Beyspiel  nöthig,  um  diejenigen,  die  nicht  durch  edle  Be- 
wegnngs- Gründe  vermögt  werden  ihre  Pflichten  zu  erfüllen,  durch  die  Furcht 
vor  gerechter  Strenge  im  Zaum  zu  halten.  Ich  befehle  Euch  daher  augen- 
biieklieh  die  Aufhebung  des  Dom-Capituls  anzuordnen  und  bin«  .  .  . 

In   dem  hiemach  an  die  Kammer  zu  Mflnster  erlassenen  Rescripte  Sept.  26 
des  WestfiUischen  Departements  vom  26.  September  wird  u.  a.  bestimmt: 
»Der  Gottesdienst  in  der  Dom-Kirche  wird  in  bisheriger  Art  fortgesetzt«, 
und:   »alle  Kirchen-  und  Schul-Diener  [behalten]  ihr  bisheriges  Einkommen.« 

Coneept^  gw.  Hagen,  Anweisung  Ton  Sack,  a.  a.  0. 

Die  Auflösung  des  Dom-Kapitels   erfolgte   am  6.  Oktober  1806  durch 
den  Yice-Kammerdirektor  v.  Schlechtendahl  in  einer  Kapitels-Sitzung. 


Cabinets-Ordre  an  Blflcher  s.  unter  dem  5.  September  1806,  No. 956.  Sept.  20 


961.  Beriebt  der  Kriegs-  und  Domänen-Kammer  zu  Münster  an  das  Sept.  26 

Westfälische  Departement.    Münster  1806  September  26. 

S.  70.  Mttnster.  GeiatUobe  Sachen.  No.  11.    Anaferügnag,  gez.  Yincke;  Mftllei;  t.  DrniFel; 
T.  WoliEhuBsdorff;  Lehmann;  Sehmedding. 

>  Wegen  der  Anstelhmg  von  kathoUseken  FMpredigem  bey  den  Regimentern  Kurfürst 

V.  Hessen  und  v,  Hagken,*  ^) 

>Da  nach  unsere  Ueberzeugung  wahrscheinlich  die  so  sehr  überhand 
genommene  Desertion  der  Einlftnder  bey  den  beynahe  aus  lauter  katholi- 
schen Soldaten  bestehenden  Regimentern  Kurfürst  v.  Hessen  und  v.  Hagken  2) 
sich  vermindern  wird,  wenn  bey  jedem  ein  katholischer  Geistlicher  als  Feld- 
prediger angestellt  würde:  so  bitten  wir  sehr  dringend  solches  ...  zu  gc- 
H'ihren,  und  versichern  wir  im  Voraus,  dass  die  dadurch  verursacht  werdende 
kleine  Ausgabe  gar  nicht  in  Betracht  kommen  kann,  wenn  man  die  zu  er- 
wartende Verminderung  der  Desertion  dagegen  in  Erwägung  zieht.  Wir 
bitten  deshalb  um  baldige  Krtheiiung  der  Genehmigung  und  behalten  uns 
vor,  aus  den  vorhandenen  pensionirten  Ezconventualen  zwey  taugliche  Sub- 
jecte  zur  Ansetzung  in  Vorschlag  zu  bringen.  Ein  Feldgehalt  von  etwa 
15  Rthlr.  monatlich  nebst  2  tägliche  Rationen  und  2  Portionen  würde  hin- 
länglich, und  ein  Equipage-Gelder-Quantum  von  50  Rthlr.  dabey  zu  verab- 
reichen seyn.« 


1)  Cfr.  No.  876.  2)  Cfr.  No.  966. 
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Se^^26  ^^  ^^  BrnpfeUniig  dieses  Antrages  dueh  Angern,  d.  d.  8.  Oktoto 

1806,   antwortet  der  GenenülrQnartiermeister  OeneraUentnant  ▼.  Geniai, 
d.  d.  13.  Oktober  1806,  dasa  ea  bei  den  8  katboliaehen  Feldpiedigeni  bi 
der  mobilen  Armee  yerbleiben  mflaae. 


Sept.  26  Bericht  der  Westprenssischen  Regierung  s.  nnter  dem  11.  De- 

sember  1805,  No.  886. 

Sept.  27        962.    Der  Kammerprlsident  v.  Dohm  (an  den  Geheimen  CabMi- 

Rath  Beyme).    Heiligenstadt  1806  September  27. 

B.  89.  SO.  O.    Avtfertigiuig. 

Die  JBinriMung  des  protestarUisehm  Oottesdimstes  %u  Duderskut  in  einer  der  beid^ 

kaiholieehen  Stadtkirehen,^) 

Beklagt  sich  Aber  die  Vorwflrfe  in  der  Cabineta-Ordre  vom  28.  Jim 
1806  i): 

...  »Je  mehr  ich  die  höchsten  Gesinnungen,  welche  hierbey  geinaseit 
worden,  innigst  verehre  und  je  mehr  ich  Qberzengt  bin,  daas  niehts  schid- 
lioher  sey,  als  .  .  .  wenn  die  Onmds&tze  weiser  Toleranz  in  Indifferentis- 
mus  aasarten,  und  es  sowohl  bey  Protestanten  als  Katholiken  ttbel  wiikea 
mttsse,  wenn  eine  protestantische  Administration  für  die  religiösen  iiad 
Schol-Einrichtongen  ihrer  OUnbensgenossen  nicht  Eifer  nnd  Thätigkeit  be- 
weiset, um  so  mehr  mnss  es  mir  wichtig  seyn,  dass  ein  CoUegiom,  dem  leh 
vorznstehen  die  Ehre  habe,  in  den  Angen  des  Monarchen  hierunter  gefeUl 
zu  haben  nicht  filhig  gehalten  werde.  .  .  . 

.  .  .  Zur  Vollziehung  der  .  .  .  Königlichen  Willensmeinung  ist  nun  m- 
vörderst  ausgemittelt  worden,  ob  die  Eine  der  beyden  Kirchen  hiniddie, 
sftmmmtliche  erwachsenen  zum  Kirchenbesuch  nach  den  kirchlichen  prin- 
cipiis  verpflichteten  katholischen  Einwohner  zu  fassen?  —  Dass  dieses  noi 
wirklich  der  Fall  sey,  ist  ganz  entschieden  bewiesen  worden.  Naeh  der 
durch  einen  Baubedienten  bewirkten  Ausmessung  der  grossem  von  deo 
beyden  Kirchen  hat  sich  nämlich  ergeben,  dass  dieselbe  2364  Menacto 
fasse.  Von  dieser  Zahl  wohnt  niemals  auch  nur  die  Hftlfte  auf  Einmal  dem 
Gottesdienste  bey,  vielmehr  hat  beim  Besuch  derselben  sowohl  an  einem 
hohen  Fest  als  an  einem  Sonntage,  wobey  durch  zuverlftssige  dazu  abge- 
ordnete Personen  die  Anwesenden  gezählt  worden,  sich  ergeben,  dass  die 
grÖBste  Zahl  beim  Hochamt  8B0  und  bei  der  Predigt  400  gewesen  sey. 
Auch  ergiebt  sich  dieses  dadurch  ganz  unumstösslich,  dass  in  den  beydei 
Kirchen  nie  zu  gleicher  Zeit  Gottesdienst  gehalten  wird,  sondern  die  fiiBe 
immer  völlig  ungebraucht  bleibt,  wenn  in  der  andern  Gottesdienst  gehaUei 
wird.  Es  ist  also  gar  keine  Beeinträchtigung  der  KÄtholiken  denkbar,  wenn 
dieselben   gottesdienstüchen  Versammlungen,   die   bisher  zu  verschiedenen 
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in  zwey  Kirchen  gehalten  wurden,  künftig  zn  eben  diesen  Stunden  c^^27 
I  ESner  gehalten  werden,   neben  welcher  ihnen  auch   noch  Qberdem   der 
(eauoh  des  Oottesdienstes  in  der  Ürsuliner-Klosterkirche  frey  bleibt. 

Da  also  hiemach  die  Bedingung,  unter  welcher  des  Königs  M^{.  die 
Sne  dieser  Kirchen  den  Protestanten  eingeräumt  wissen  wollen,  fest  stand, 
0  wurde  ein  Gommissarius  der  Kammer  nach  Duderstadt  abgeordnet,  um 
»ejden  Theilen  den  allerhöchsten  Königlichen  Befehl  bekannt  zu  machen 
md  dem  katholischen  Pfarrer  und  den  Kirchenvorstehem  au&ugeben,  die 
ieinere  der  beyden  Kirchen  den  Protestanten  einzuräumen.  Jene  erklärten 
ndess,  daas  sie  ohne  Befehl  ihrer  geistlichen  Obrigkeit  hierzu  nicht  be- 
ugt seyen,  worauf  leztere,  nämlich  das  hiesige  geistliche  Commissariat  von 
ms  mu^efordert  wurde,  diesen  Befehl  zu  ertheilen.  Dasselbe  erklärte  aber, 
rie  es  sich  ohne  Dispensation  des  Bischofs  hierzu  nicht  authorisirt  halten 
Ednne.  Da  wir  nun  keinen  anerkannten  katholischen  Bischof  haben  (ob- 
^eieh  die  hiesige  katholische  Geistlichkeit  noch  immer  den  jetzigen  Fttrst- 
hrimas  als  solchen  ansieht),  so  haben  wir  uns  yerpflichtet  gehalten,  diesen 
anstand  zuvörderst  den  beyden  vorgesezten  Departements  anzuzeigen  und 
im  Verhaltungs-Befehle  zu  bitten. 

Da  ich  nun  zugleich  erfahre,  dass  sowohl  die  katholischen  als  protes- 
kantisehen  Einwohner  sich  unmittelbar  an  des  Königs  Maj.  gewandt  haben, 
10  habe  ich  geglaubt,  E.  H.  von  der  wahren  Lage  der  Sache  unterrichten 
in  mflssen.  Meiner  unmaassgeblichen  Meinung  nach  muss  der  offenbar  in 
Vernunft  und  Billigkeit  gegründete  WiUe  des  Königs  durchgesezt  werden, 
la  demselben  durchaus  keine  Orttnde,  sondern  nur  Eigensinn  und  Unduld- 
samkeit entgegengesezt  sind  und  eine  Nachgiebigkeit  sowohl  bey  Protestanten 
als  Katholiken  sehr  ttbel  wirken  würde.  Um  aber  diese  Durchsetzung  zu 
roUffthren  scheint  unumgänglich  nöthig,  dass  des  Königs  Maj.  Selbst  dem 
hiesigeii  geistlichen  Commissariat  die  Uebergabe  der  Kirche  an  die  Pro- 
testanten zu  befehlen  geruhen,  denn  diese  Behörde  dürfte  allem  Ansehen 
nach  weder  der  hiesigen  Kammer,  noch  selbst  den  Ministerial-Departements 
Eogestehen,  den  angeblich  erforderlichen  Consens  des  Bischofs  zu  suppliren. 
Ich  muss  indess  hierbey  auch  zugleich  bemerken,  wie  der  jetzigen  Stimmung 
nach  bey  der  Uebergabe  ein  thätiger  Widerstand  der  Ejitholikeu  zu  be- 
loigen  ist.  Es  ist  unsrer  Seits  Alles  geschehen,  um  die  ELatholiken  zu  yer- 
attnftigen  und  duldsamen  Oesinnungen  zu  bringen,  und  ich  füge  zu  dessen 
Beweis  die  Abschrift  meines  Schreibens  an  den  katholischen  Pfarrer  ^)  hier 
bey,  welcher  mir  mündlich  und  schriftlich  angezeigt  hatte,  dass  die  Ueber- 
gabe der  Kirche  ohne  die  grösste  Unruhe  nicht  möglich  seyn  werde.  Aber 
Alles  dieses  und  auch  die  von  dem  Gommissarius  mit  thätigstem  Eifer  an- 
gewandten Bemühungen  sind  Tcrgebens  gewesen,  vielmehr  hat  die  Erbit- 
terung sich  noch  immer  stärker  gezeigt,  je  mehr  man  den  Ernst  bey  der 
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S6iS?27  ^'^^  '^^^^*  ^'  lütgistrat  hat  yoTgestem  durch  einen  öffentiiehen  i» 
sehlag  die  katholischen  Einwohner  znm  Oehorsam  an^fordert  nnd  sie  ^ 
den  auf  Widenetdichkelt  stehenden  Strafen  bedrohet.  Unter  dieses  PUkil 
hat  sich  wenige  Standen  nachher  ein  Zettel  angeheftet  befunden,  diidh 
welchen  die  katholischen  Mitbrttder  zur  Ermordung  aller  Protestanten,  vi« 
auch  des  Stadt-Direktors  (welcher  selbst  ein  Katholik  ist)  angefordert  wordea» 
Bey  diesen  Umständen  scheint  es  mir  unumgftngUch  nöthig,  dara  die  Ueber- 
gäbe  der  Kirche  nicht  eher  voigenommen  werde,  als  wenn  einige  mili- 
tirische  Hfllfe  zur  Hand  ist.  Der  Commissarius  hilt  dafftr,  daaa  zum  we- 
nigsten zwey  Gompagnien  Infanterie  oder  eine  Eskadron  Dragoner  odtt 
Husaren  hierzu  erforderlich  seyn  werde.  Wahrscheinlich  dflrfte  indess  te 
kommandirende  General  unter  jetzigen  Umständen,  wo  ein  Vorrilcken  nfimjt 
ücher  in  hiesiger  Gegend  befindlichen  Truppen  beyorxnstehen  schont,  mk 
zur  Zurflcklassung  eines  solchen  Gommando's  ohne  ausdrücklichen  BefeU 
Sr.  M.  des  Königs  nicht  ermächtiget  halten.  Ich  habe  alle  Ursach  zu  g^ubeit 
dass  schon  die  Gegenwart  des  Militairs  alle  Unruhe  zurflckhalten  und  flbei^ 
hanpt  bey  bewiesenem  Ernst,  auch  fortdauerndem  gemässigten  Betragen  der 
Protestanten,  wozu  dieselben  ernstlich  angewiesen  sind,  sich  binnen  Kunen 
die  Erbitterung  geben  werde.  Sollten  des  Königs  Maj.  den  Befehl  wegw 
eines  zurfickzulassenden  Commando's  zu  ertheilen  geruhen,  so  ditrfle  et 
zweckmässig  seyn,  demselben  yon  seiner  Bestimmung  yorher  nichts  wisses, 
sondern  nur  dem  kommandirenden  Officier  eventualiter  aufgeben  zu  Usmb, 
einer  etwaigen  Bequisilion  der  Kammer  oder  deren  Commissarius,  Kriep- 
rath  Sombart,  zu  genflgen.  Auch  dtirfte  es  nöthig  seyn,  dass  dieser  Offider 
und  wenigstens  der  grösste  Theil  des  Gommando  aus  Protestanten  bestände. 
Ich  habe  im  jetzigen  Zeitpunkt  Bedenken  getragen,  des  Königs  Mtj. 
Allerhöchste  Person  mit  einem  Bericht  wegen  dieser  Angel^^nbeit  be8ehv«^ 
lieh  zu  fallen,  aber  es  für  meine  Pflicht  gehalten,  £.  H.  diese  Bemeiknogen 
gehorsamst  vorzutragen  und  Ihrer  einsichtsvollen  Beurtheüung  den  diTeo 
zu  machenden  Gebrauch  zu  überlassen,  c  .  .  . 

Dec.  7  ^  ^^^  Staatsraths-Sitzung  vom  7.  Oktober  1806  wurde  jedoch 

beschlossen,  die  Einräumung  der  Unterkirche  vorläufig  auszusetzen,  haupt- 
sächlich um  ein  Einschreiten  des  Militairs  zu  vermeiden,  und  zunächst  g«- 
nau  zu  untersuchen,  ob  auch  die  Oberkirche  allein  ftlr  die  besondereD  Air- 
fordemngen  des  katholischen  Kultus  ausreiche. 

B.  70.  HeUig«]wtodt  IL  LX.  13. 


Okt6  Schreiben  des  Auswärtigen  Departements  s.  unter  dem  7.  M 
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963.  Berieht  der  Pesentehen  Kriegs-  und  Deminen-Kammer  (an  das  ^^^ 
SUpreueeieche  Departement).    Posen  1806  Oktober  7. 

GeiL-DirsktoTiuBi  SftdpmiaMii.  LXY.  60.  Auferttguig,  gM.  t.  K6lltf;  Gnuer;  t.  BtrMkwite} 
BnUer;  Bvehliolti;  LoMiwaiin;  Awhaiiboni;  T.Tolkmit;  T.Koenen;  ▼.  BtÜow;  Boettgw;  Bpeiliaff*,  Oswald. 

*Die  Bädung  der  KandidcUen  des  Oeiatiiehen  Standes  kaiholüeher  Oonfe8non.< 
»Wir  haben  bis  jeit  die  Bemerkung  gemaoht,  dass  zn  den  Pfur-Stellen 
junge  Personen  fast  ohne  alle  gebildete  Kenntniss  prisentirt  werden. 

Die  Kandidaten  des  Oeistliehen  Standes  katholischer  Confession  werden 
nehmlieh  ans  den  geringsten  Elementar-Schulen  in  die  Oeistliehen  Semi- 
narien  au^nommen,  woselbst  sie  nur  einen  meohaniachen  Unterricht  in  dem 
Ritas  der  katholischen  Kirche,  sonst  aber  eben  so  wenig  Kenntniss  der 
Moral  nnd  Volks-Büdnng,  als  in  irgend  einer  andern  Wissenschaft  sweck- 
mSasigen  Unterricht  erhalten. 

Die  darans  entstehenden  Nachtheile  auf  Yolks-Bildnng  sind  einleuch- 
tend und  Wir  stellen  diJier  .  .  .  anheim: 

ob  die  bischöflichen  Of&cialate  nicht  anzuweisen  sein  möchten,  nach 

Ablauf  von  4  Jahren  keine  Gandidaten  in  die   bischöflichen  Semi- 

narien   aufiiunehmen,    welche  nicht  auf  den  Oymnasium  zu  Posen 

oder  Warschau  gebildet  worden  und  von  diesen  Scbul-Anstalten  gute 

Zeugnisse  mit  bringen. 

Wir  schlagen  hierzu  um  deshalb  einen  4jährigen  Zeitraum  Yor,  weil 

gegenwartig   in    den  Oymnasium  keine  Subjecte    vorhanden  sein  werden, 

welche  sich  zum  Oeistliehen  Stande  entschliessen  wollen,  c 

Randyerfflgung,  geschrieben  von  Klewiz:  Okta6 

»Berlin,  26.  October  1806. 
ResoL,  dass  zu  dieser  Einrichtung  der  jetzige  Zeitpunkt  nicht  geeignet, 
sie  also  nach  hergestellten  Frieden  wieder  zur  Sprache   zu  bringen  sei.« 

Hiemach  Rescript  an  die  Posensche  Kammer^  Berlin  1806  Oktober  26. 

COBMpt^  gW.  YOBiy  «•  Ab  0. 


964.    Reseript  des  Seistlichen  Departements  an  die  Kammer  z«  Oktis 

Hamm.    Berlin  1806  Oktober  18. 

B.  S4.  241.  ».    Goneept,  gw.  t.  Seh«T«,  Aaweimiig  tob  BudolpU.    Niokt  »nsgaflurtigt,  tob 
iMaow  wm  2ft.  Oktober  »rar  WiedorroriegoBg«  aotirt»  wm  duin  wohl  die  Zettrerhiltniiwe  hlBderieB. 

Die  hirehUehen  Ztuiände  im  Dorfe  Eemmerde,  Kreis  Eamm. 

»Das  Oonsistorium  der  Lutherischen  Oemeinde^)  zu  Hemmerde  Amts 

Unna  hat  in  einer  bei  Uns  unterm  6.  September  c.  eingereichten  Vorstellung 

in   betreff  des  von  dem  katolischen   Mess-Priester   Simons  nachgesuchten 

und  ihm  vorläufig  zugebilligten  Rechts,  die  OopulAtlonen  zu  yerriohten  und 


1)  £s  waren  Tiefanehr  die  lutherischen  Oemeindemitglieder  selbst 

»Hier,  Preoiemi  uad  die  kfttk.  Kiroke.    IX. 
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ni?!»  ^^^^^^^^  Kinder  der  catoliBchen  Glaubensgenossen  %vl  taufen,  wie  aaeb 
wegen  der  von  dem  gedaditen  Simons  beabsichtigten  fimfabrung  eines  BimxA- 
tanei  in  der  lutherischen  ELirche,  Beschwerde  geführt  nnd  nm  remednr  ge- 
beten. Die  hiesigen  Archiv-Akten  ergeben,  dass  zwischen  den  Hemmerde- 
schen Gemeindegliedem,  protestantischer  nnd  catoüscher  Seite,  über  100 
Jahr  Religions-Streitigkeiten  geherrscht  haben.  Das  Simoltanenm  bat  nach  dem 
Anführen  der  Snpplicanten  darin  bestanden,  dass  der  catolische  Priester  aUe 
Morgen  in  der  Lutherischen  E^irche  eine  Messe  hat  lesen  dllrfen,  wo\m  der 
protestantische  Kttster  ihn  bedient  hat  Dagegen  hat  der  Intherisohe  Güt- 
liche alle  uneheliche  Kinder  der  ELatoliken  getauft  und  die  Gopulatioiiei 
verrichtet  Die  letsteren  Actus  sind  dem  katolischen  Pfarrer  nun  von  Eneh 
nachgelassen,  welcher  aber  dem  protestantischen  Pastor  ad  dies  vitae  die 
jura  stolae  davon  gemessen  Iftsst. 

Wir  haben  daher  die  Beschwerden  der  Snpplicanten  verworfen  uBd 
selbige  dato  abschlftglich  beschieden,  wollen  Euch  jedoch  hiermit  eröfno, 
dass,  da  die  katholische  Gemeinde  zu  ihrem  Gottesdienste  eine  eigene  Kapelle 
besitze,  Ihr  die  Eingepfarrten  mit  Ernst  zur  reparatur  derselben  anhaltei 
mttsst,  weil,  wenn  darin  der  Gottesdienst  kfluftig  separat  abgewartet  irird, 
alle  Streitigkeiten  um  so  eher  wegfallen  werden.«  .  .  . 


Okt  26  Bescript  an  die  Posensche  Kammer  s.  unter  dem  7.  Oktober  1806, 

No.  963. 


Nov.  15        965.  Bericht  des  Bevollmichtigten  Ministers  Frhr.  v.  Humboldt.   Bon 

1806  November  15. 

R.  XI.  Bom.    Bigenh&ndige  dülfrirte  Aosfertignng ;  nach  der  DeehüBrirong. 

Hdi  gegen  den  öffenüiehen  Anaehiag  der  franxöeischen  BüUeÜns  in  Rom  mit  Erfoi§ 

bei  der  Kurie  JSinspruch  erhoben. 

...  »y.  M.  a  certainement  plus  qu'aucun  autre  Souverun  acqois  k 
droit  de  compter  sur  le  d^vouement  entier  de  Son  arm^e  et  de  Ses  siyelB. , 
Aucun  sacrifice  ne  paroitra  dif&cile  pour  Y.  M.  et  pour  Sa  cause  dont  Eis  1 
a  entrepris  aussi  g^n^reusement  la  defense,  et  tont  v^table  Prusden  sen 
pr^t  k  renonoer  mdme  k  tout  ce  qu'il  a  de  plus  eher  pour  vouer  ses  ser* 
vices  ä  y.  M.  dans  une  lutte,  dans  laquelle  il  s'agit  des  int^r^ts  les  pte 
chers,  les  plus  graves  et  les  plus  sacr6s. 

Le  G^n^ral  Duch6me(1)  avoit  commenc^  d'afficher  ici  pubUquement  Va 
bulletins  de  l'arm^e  fran9oise  k  sa  maison  et  un  autre  Gtön^ral  et  le  Kon 
Alquier  avoient  suivi  son  exemple.  Comme  ces  pi^ces  renferment  des  phrsss 
qu*on  auroit  du  rougir  de  se  permettre  dans  quelque  6crit  et  dans  qnel<jie 
circonstance  que  cela  püt  dtre,  je  ne  crus  point  devoir  passer  sous  sUeim 
une  insolenoe  aussi  ind^cente.  Mais  connoissant  rimpuissance  du  Gonverae- 
ment  Papal  de  s'opposer  efficacement  aux  autorit^s  fran^oises,  je  ne  vooiis 
pas,  en  remettant  une  note  officielle,  risquer  de  compromettre  encore  davtt- 
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tage  le  nom  de  Y.  M.  et  m'expoBer  k  ce  que  le  Pape  me  r^pondit  en  s'ex-  »^^e 
cnsant  qne  sa  position  ne  Ini  pennettoit  pas  de  rem^dier  k  nn  abns  anssi 
indigne,  et  me  mettre  dans  rembarras  on  de  rester  auprös  d'un  Gouverne- 
ment qni  de  son  propre  aveu  ne  ponvoit  point  faire  droit  k  mes  demandes 
les  plus  jnstes  et  les  plns  pressantes,  ou  de  partir  bmsqnement  de  Rome. 
Je  pris  par  eons^qnent  le  parti  de  faire  parier  an  Pape  par  des  personnes 
inflnentes  snr  Tind^cence  d'afficber  des  pi^ees  de  cette  natnre  dans  les  mes 
de  sa  Gapitale,  et  je  dois  rendre  la  justice  au  St.  P^re  qui  en  g6n6ral, 
comme  le  public  entier  de  cette  ville,  prend  l'int^r^t  le  plus  vif  et  le  plus 
sinc^re  au  sort  des  armes  de  V.  M.,  qu'il  donna  tont  de  suite  ordre  au 
Cardinal  Secr^taire  d*£tat  de  t^moigner  au  Sieur  Alquier  son  m^contente- 
ment  de  la  libert^  que  lui  et  les  O^n^raux  fran^is  s'6toient  prise  k  cet 
^gard.  Ayant  apris  oe  r^sultat  de  mes  d^marches  pr6alables,  je  d^clarai 
au  Cardinal  Secr^taire  d'£tat  que  d'afficber  m^me  de  simples  nouvelles 
d'^ydnemens  sinistres  pour  une  puissance  amie  seroit  contre  la  d^licatesse 
d'une  Cour  neutre,  mais  que  d'afficher  des  pi^es  que  personne  qui  oon- 
serroit  encore  la  moindre  id6e  de  d^ence  ou  couTenanee  ne  sauroit  lire 
Sans  Indignation,  passoit  toute  permission  et  m'autoriseroit  aux  plaintes  les 
plus  am^res  et  ä  la  demande  p6remptoire  de  rem^er  sur  le  cbamp  k  un 
pareil  abus,  que  je  connoissois  cependant  la  Situation  du  S^.  P^re  et  que 
seulement  par  m^nagement  pour  lui  et  convaincu  de  Tattachement  de  Y.  M. 
k  la  personne  de  Sa  Saintet^  je  ne  faisois  point  un  usage  officiel  par  ^rit; 
que  je  n'avois  pas  cependant  pu  me  dispenser  de  lui  faire  cette  Ouvertüre 
verbale;  que  je  le  priois  de  prendre  cette  affaire  en  müre  consid^ration  et 
d'emp^cher  que  les  choses  n'en  vinssent  k  un  terme  oü  de  pareils  m^nage- 
mens  ne  seroient  plus  concifiables  avec  la  dignit^  de  ma  Cour  et  avec  les 
devoirs  qu'elle  m'imposoit  Le  Cardinal  Secr^taire  d'£tat  me  dit  alors,  en 
me  r^p^tant  ses  plaintes  sur  les  violences  des  autorit^s  fran9oises  dans  l'Etat 
Bomain,  auxquelles  le  Pape  ne  pourroit  opposer  que  des  priores  et  de 
vaines  protestations,  quels  ordres  le  Pape  lui  avoit  d^jä  donn^s  sur  ces 
bulletins,  et  j'ai  su  apr^s  que  le  Sieur  Alquier  lui  a  t^moign6  ses  regrets 
Bur  ce  que  les  bulletins  eussent  ^t^  affich^s  k  sa  maison  et  qu'il  a  promis 
qu'ü  n'en  feroit  plus  afficher  dans  la  suite  et  tftcheroit  aussi  k  engager  les 
G^n^aux  d'en  agir  de  m^me.«  .  .  . 


Rescript  Massow's  s.  unter  dem  1.  September  1806,  No.  953.  Nov.  26 
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ii?^n         9M-  BoricM  des  BevollmicMigten  Minittert  Frhr.  v.  HumbeldL  Bom 
1806  Deoember  10. 

Auw.  Amt  L  B«p.  L  Italien.  1.    EigenUBdiga  s.  Th.  ehiifrurta  Autoticuf ;  aack  dar  D«- 
cUftrinuiff. 

Dm  Jiupnteh  dst  pokiüehen  Grafen  Zabido  auf  dirdie  üebenendung  mmu  Bte- 
diapefuea  aus  Rom  hai  Humboldt  penoeigerL  Fragt  an,  ob  dies  kimfhg  während  da 
Kriegee  geeehehen  dürfe?    Der  Papst  hält  gegenüber  der  Sendung  Arexxo^e  an  ihn 

dureh  Napoleon  an  eeiner  Neutralität  feetA) 

.  .  .  tLe  Prälat  de  Prasmowgki,  Grand  Vieaire  de  1*EfMi^  de  VinoTieY 
vient  de  s'addresBer  k  moi  en  me  priant  de  faire  ezpMier  une  diapente 
matrimoniale  en  favenr  du  dornte  Henri  Zabieto,  rojet  de  Y.  IL,  et  de  Ii 
loi  envojer  en  droitore,  et  ie  Gomte  Zabieto  m'^rit  ponr  le  mßme  effet 
Hb  all^ent  ponr  eanse  de  eette  demande  extraordinaire  que,  qnoiqn^ib 
enasent  6eni  depuis  qnelqne  tems  an  Baron  de  Reek,  ils  ne  ponvaient  pae 
se  flatter  daas  les  cireonatances  präsentes  de  ponvoir  obtenir  aans  de  tn^ 
longa  ddais  l'antoriBation  dn  Minist^re  de  V.  M. 

y.  M.  daignera  eroire  que  je  ne  me  Bnia  point  pr^t6  k  lenr  demande, 
qne  je  ne  me  permettrid  jamaiB  de  m'dloigner  en  rien  des  inatmetionB  po- 
sitiveB  qn'Elle  m'a  fait  la  grftoe  de  me  donner  Bnr  la  marehe  k  anivre  daas 
les  afilsireB  eeol^iastiqueB.  Comme  eependant  le  oas  dn  Gomte  aemble  tos 
▼raiment  pressant  et  que  j'ignore  la  r^denee  aetnelle  dn  Baron  de  Bed;, 
Chef  du  Departement  2]  anquel  je  devrois  proprement  m'addreaaer  ponr  ks 
afEkires  de  eette  natnre,  j'ose  supplier  V.  M.  de  m'autoriser  k  faire  expedier 
eette  dispense  et  de  me  faire  savoir  k  qui  et  oü  je  dois  en  addresser  le 
Bref.  Si  Y.  M.  daignait  pent-^tre,  ponr  le  tems  que  les  eommnnications  avec 
Bon  Minist^re  sont  ass^  dif&cUes,  juger  k  propos,  ponr  aoe^^rer  la  marehe 
des  affaires,  de  me  permettre  de  eorrespondre  direetement  avee  See  si^otB 
Caiholiques  snr  leurs  affures  ecel^iastiques,  de  soigner  ces  demi^res  sar 
leur  Beule  demande  et  de  leur  faire  parvenir  en  droitnre  les  exp^ditioBS  es 
tant  que  ees  affaires  füssent  enti^rement  des  affidres  partienli^res  et  ne  re- 
gardassent  en  aueune  mani^re  les  int^r^ts  et  les  droits  de  V.  IL,  je  Ls 
prierois  de  me  faire  oonnottre  Ut  dessus  See  intentions  snpr^mes.  Je  m'y 
conformerois  le  plus  strietement  possible  et  yeiUerois  avee  l'attentioB  U  plna 
sempnleuse  k  n'admettre  ni  demande,  ni  exp^tton  qui  ptt,  en  qnoi  qne 
ee  füt,  blesser  les  maximes  sagement  ^tabUes  par  Y.  M.  Comme  je  eraina 
que  les  Sujets  de  Y.  M.  ne  B'addressent  k  präsent  direetement  aux  tribs- 
naux  du  Pape,  j*ai  fait  quelques  d^marehes  que  je  erois  propres  ponr  en- 
gager  Sa  Saintetö  k  me  les  renvoyer  k  moi  ou  ä  ne  les  pas  ^oonter  du 
tont,  et  je  me  flatte  d'y  r^ussir  puisque,  quoiqu'on  n^ait  jamaia  voulu  re- 
eonnoitre  proprement  le  prineipe  de  n'admettre  aueune  demande  de  siyels 


1)  Cfr.  No.  968. 

2)  Des  Hoheits-Departements;   cfr.  No.  913. 
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pnUBiens   quo  celle  faite  par  U  voye  da  Minist^re  de  V.  M.,  on  s^  est  vJ^^q 
eependiuit  oonform^  par  le  fait 

Le  d^part  dn  prdiat  Areaso  de  Dreade  ponr  Berlin  a  fait  tane  graade 
Sensation  icL  La  lettre  ^rite  k  cet  ^ard  par  l'Emperenr  Napoleon  an 
GommaBdant  de  plaoe  de  Dresde  ne  consista  qne  dans  ees  mots  »Yens 
donnert  ordre  an  nonce  dn  Pape  Areszo  de  se  rendre  tont  de  snite  anprte 
de  moi  k  Berlin.«  On  snppose  qn'il  a  6i6  appell6  ponr  les  afliurea  de  la 
d-devant  Pologne;  mais  on  se  flatte  qn'il  ne  se  laiasera  pas  indnire  dans 
aneune  d^marche,  et  s'il  en  fiusoit,  je  crois  ponvoir  assnrer  qne  oe  seroit 
enti^ement  sans  Tanthorisation  et  contre  le  gr^  de  sa  Conr.«  .  . . 

Aresio  erhielt  von  Napoleon  den  Auftrag,  den  Papst  znm  unbedingten 
Anschlnss  zn  bestimmen,  »les  ennemis  de  la  France  les  siens  propresc  an 
erkliren.  Der  Papst  aber  weigerte  sich:  »On  m'assnre  m6me  qne  le  Pi^ 
ait  menac6  de  rompre  tonte  commnnication  aveo  TAmbassadenr  de  France, 
si  on  Tonloit  ez^nter  le  d^r6t  connn  dans  sa  eapitale« :  Hnmboldt's  Bericht 
vom  31.  Deoember  1806.  Dec.  31 

Ebenso  versagt  der  Papst  die  Bendung  eines  »nonce  extraordinaire« 
nach  Paris,  und  weigert  sich  ausdrücklich  aus  seiner  Nentralitftt  heraus^ 
zutreten;  er  missbilligt  auch  die  Reise  Arezzo's  nach  Berlin  zu  Napoleon    i<^ 
ohne  seinen  Befehl:  Humboldt's  Bericht  vom  10.  Januar  1807.^)  Jan.  10 


967.  Berieht  des  Bevoilmiehtigten  Minitters  Frhr.  v.  Humbeldt  Rom  Jan.  28 

1807  Januar  28. 

Angw.  Amt  I.  B«p.  I.  Itelien.  1.  BifsnhAndlge  eUfirirt«  Aiisftitifiiiif ;  naeli  dtf  D«eh]ftriniBf. 

Die  fraiwMaehen  Drohungen  gegen  Bom,    Lob  des  VerkaUena  des  Papstes  gegen- 
über der  drohenden  Katastrophe, 

...  »On  attend  apr^sent  avec  une  r^ignation  entiöre  les  d^termina- 
iions  ult^eures  de  l'Emperenr  [Napol^n]  et  Ton  ne  se  dissimnle  pas  qne 
rien  ne  pourra  empdcher  l'ex^ntion  de  ses  menaces,  s'il  a  le  dessus  dans 
la  grande  lutte  engag^  depuis  quelques  mois  dans  le  Nord.  Comme  les 
demandes  de  la  France  n'ont  jamais  6t6  si  pressantes  et  si  p^mptoires 
jnsqnlci,  comme  le  reftis  du  Pape  n'a  pu  dans  aucnn  antre  tems  irriter 
l'esprit  de  l'Emperenr  Napolten  tellement  que  dans  le  moment  präsent, 
comme  par  cons^uent  nous  touchons  peut-6tre  de  fort  prto  k  une  des 
cataatrophes  les  plus  remarquables  de  l'histoire  moderne,  je  veux  dire  au 
d^pouillement  du  8t.  Si^e  de  tonte  esp^ce  de  souyerainetö,  il  ne  me  semble 
pas  hors  de  propos  de  dire  avec  une  impartialit^  parfaite,  de  quelle  mani^re 
une  exp^rience  de  plus  de  quatre  ans  et  la  connoissance  personnelle  des 
peiBonnes  qui  poss^dent  de  l'influence  ici,  me  fait  juger  la  conduite  du 
Pape  et  de  Ses  Ministres  dans  les  conjonotures  actuelles  dn  moment. 


1)  Cfr.  No.  967. 
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,^^gg  n  est  certainement  fanx  qne  le  Pape  ne  aoit  quo  ponr  le  nom  daa 

les  r^olntionB  qn'il  prend,  et  que  ses  MinistreB  Ini  repr^enteDt  les  choses 
k  lenr  gr^.     Le  Pape  n'a  pas,  il  est  vrai,  prteis^ment  le  caract^e  hardi 
et  entreprenant  et  il  pent  6tre  indnit  en  errenr  sm  les  points  qni  demaiH 
dent  des  recherches  compliqn^es,  mais  il  a  6t6  le  jnge  droit  et  sun  d^eqnit^ 
p^n^trant  et  orn^  d'nne  leoture  plus  ^tendne  et  plus  vari^  qQ^on  ne  la 
sapposeroit  dans  l'^tat  monastique  d'oü  il  sort,  la  volonte  la  plus  ferme  et 
la'  plus  in^branlable  dans  tont  ee  qn'il  croit  jnste  et  n^cessaire,  et  nn  aenti- 
ment  profond  et  d^eat  de  oe  qn'exige  son  devoir  et  la  dignit6  de  U  place 
qn'il  oecnpe.   II  n'a  pas  eertainement  jamais  en  besoin  de  conseils  de  per- 
sonne dans  les  grands  int6r6ts  qni  se  discntent  k  pr^ent  entre  U  France 
et   Ini,  et  il   n'a  oonsnlt^  les  Gardinanx  qne  parce  qu'il  aime  k  regarder 
la  Conr  de  Rome,    selon  son  Institution  primitive,  oomme  nne  esp^oe  de 
gonvemement  mixte  dans  leqnel  le  Collie  des  Cardinanx  partage  le  ponvoir 
snpr^me   avec  le  pape.     II  est  fanx  eneore  qne  le  Pape  et  ses  ministres 
se  soyent  laiss^s  diriger  dans  lenr  eondnite  par  nne  animo8it6  mal  entendne 
contre  la  France;    il  seroit  impossible   de   citer  la  moindre  d^marche  sor 
laqnelle  nn  pareil  sentiment  eüt  infln6.     On  est  tonjonrs  an  oontndre  alle 
an  devant  de  tons  les  d6sirs  de  oette  pnissanoe  et  on  a  portö  la  eomplu- 
sance    anssi   loin  qne  le  permettoient  et  la  dignit^  et  les  int^^ts  dn  8t 
Si^e.     Mais  on  a  d^fendn  vonloir  compromettre  ni  ces  demiers  ni^)    . . . 

La  conr  de  Rome  sent  qn'il  seroit  de  tonte  injnstioe  de  se  dMarer 
ennemie  de  pnissances  et  de  nations  qni  ne  l'ont  jamais  offenste;  qne  le 
Minist^re  d'nn  Pape  est  nne  sp4onlation  de  paix  et  qn'elle  agiroit  eontre 
ses  Premiers  devoirs,  si  eile  attaohoit  le  sort  des  catholiqnes  et  de  la  reUgion 
qn'ils  professent  k  nne  qnerelle  qni  Ini  est  enti^rement  6trang^,  oe  qni 
dinge  les  sentimens  et  la  conscienoe  dn  Pape.  D'nn  antra  cöt6  le  goo- 
▼emement  romain  Toit  qne  le  m€mp  raisonnement  est  appny^  par  nne  saine 
politiqne.  Le  St.  Si^e  ponrra  dtre  renvers^  par  nne  force  phyBiqne,  mais 
il  ponrra  toigonrs  se  relever  de  sa  obüte  dans  d'antres  tems  an  Uen  qnll 
seroit  trös  difficile,  si  non  impossible  ponr  tonjonrs,  de  revenir  k  oe  qu'on 
anroit  o6d6  par  nn  oonsentement  libre  et  spontan^. 

C'est  ainsi  qn'il  me  semble  incontestable  qne  Pie  VII.  anra  toiyonn 
la  gloire  d'avoir  sacrifiö  tonte  considöration  personnelle  k  son  devoir,  d'avoir 
reconnn  les  vöritables  int^r^ts  dn  St.  Si^e  et  d'avoir  senti  qne  le  bien  m&ne 
et  le  bonhenr  d'nne  nation  ne  penvent  jamais  6tre  B^par6s  de  ce  qne  llioxi- 
nenr  et  la  dignit^  diotent  k  son  sonverain. 

Qnant  k  l'envoy  d'nn  pl^nipotentiaire  en  partienlier  on  l'a  refns6,  puifl- 

qu'on  craint  d'aprös  la  mani^re  qn'il  avoit  6i€  demand^  qn'il  ne  fti  oblig^ 

'  de  se  rendre  k  Yarsovie,  et  qn'on  ne  vent  en  anonne  mani^re  et  pas  m^oe 

par  la  simple  pnblication  d'nn  ministre  envoy^  ponr  nn  antre  objet  semUtf 


1)  Lttoke  in  der  Dechiffiririing. 
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Authoriser  oe  qoi  se  trame  danB  les  provinces  ci*deva&t  polonoises  de  Y.  M.    t.?o 
et   de  la  Rnssie. 

Si  jamaifl  la  catastrophe  en  qaestion  arrivoit  on  qne  les  Fran^ois  oecn- 
passent  snr  le  champ  la  ville  de  Borne  de  maiii^e  k  mettre  le  gouTeme- 
ment  romaiii  ne  ffti-ee  aoBsi  qne  provisoirement  hors  d'activit^,  je  snpplie 
V.  M.  de  croire  qae,  qnand  m^me  je  n'aorois  point  re^n  jasques-lä  des  in- 
stmctions  particali^res  ponr  ee  cas  de  Y.  M.,  je  t&cherois  de  me  conduire 
en  m^me  tems  avec  la  dignit^  qni  eonvient  an  nom  de  Y.  M.,  et  avec  la 
Baisse  qni  doit  tonjonrs  r^ler  la  condnite  d'nn  agent  diplomatiqne  dans 
de  pareils  oas.  J'ose  me  flatter  oependant  qne  les  ^y^nemens  de  la  gnerre 
prendront  nne  tonrnnre  propre  k  diff6rer  on  m^me  k  61oigner  ponr  tonjonrs 
vne  crise  anssi  foneste.« 


968.  Oas  Auswirtige  Departement  an  den  Bevollmichiigten  Minister  Febr.  ii 
Frhr.  v.  Humboldt  in  Rom.    Memel  1807  Febmar  11. 

Aiisw.  Amt  I.  Bep.  I.  Italien.  1.    Concept,  okne  UntenduifLi) 

QesUxüet  direkte  Uebersendung  von  Dispensen  ame  Rom  durch  Humboldt  an  die  Bitt- 
steller.   Empfiehlt  Aufmerksamkeit  auf  die  Sendung  Arexxo^s^) 

.  .  .  »Yotre  condnite  sage  et  mesnr^e  dans  ces  circonstances  difficiles 
a  tonte  iinon  approbalion  et  je  ne  pnis  que  Yens  engager  k  y  pers^v^rer 
aveo  le  m^me  zMe  ponr  le  bien  de  mon  Service  et  avec  le  m^me  attaohe- 
ment  ponr  ma  personne  qne  Yons  avez  fait  Toir  jnsqn'i  präsent.  II  est 
Sans  donte  k  d^irer  que  les  tribnnanx  de  U  Gonr  de  Borne  oontinnent  k 
n'^conter  les  demandes  de  mes  snjets  catholiqnes  qn'antant  qn'elles  lenr 
sont  adress^es  par  Yotre  canal;  et  ponr  cet  effet  je  venx  bien  Yons  anto- 
riser,  jnsqn^ä  nonvel  ordre,  k  snivre  k  T^ard  des  affaires  ecd^siastiqnes 
la  marche  qne  Yons  proposez  dans  Yotre  rapport  dn  10.  Ddcembre.^)  Je 
me  flatte  qne  le  Pape  reconnottra  dans  cette  condescendance  da  ma  part 
l'esprit  de  jnstice  qni  m'anime  ponr  tous  mes  si^jets  indistinctement,  et  qne 
Sa  Saintet^  m'en  sanra  gr^.  N'ayant  d'aillenrs  rien  k  r^pondre  an  contenn 
de  Yos  d^p€ches  sns-accns^s,  je  ne  Yons  recommande  qne  de  m'informer 
avec  exactitnde  de  tont  ce  qne  Yons  apprendrez  soit  des  r^nltats  de  la 
singnli^re  mission  dn  nonce  Arezzo,  soit  des  ^v^nements  qni  ponrraient 
ayoir  üen  dans  les  pals  voisins  des  ^tats  Bomains.  An  reste  Yons  6tes 
dispens^  d^ormais  de  m^enroyer  Yos  rapports  en  dnplicat.«  .  .  . 


1)  Der  Leiter  des  AnswSrtigen  Departements  war  z.  Z.  der  General  v.  Zastrow. 

2)  0fr.  No.  966.  3)  No.  966. 
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F6b?88        ^®-  Berioht  des  BevollmMilfiten  Ministers  Frhr.  V.  HvmboiA.   Bom 

1807  Februar  28. 

Awv.  Amt.  L  B^.  L  Italien.  1.  SifoikAiidiff«  ehiftrirte  AntllurticBBg ;  naek  der  DMUftxnae. 

Bai  gegen  die  BrUdigung  emee  Dispenegesuehes  emee  preussieehen  Uniertkam  ma 
Waret^um  durch  die  Kurie,  dae  ein  franxäaieeher  Qeneral  iibermitieU  hatte,  beim 

Papste  protestirt 

.  .  .  »La  demande  de  oette  dispeiiBe  avait  6t6  pi^aeatöe  i  la  dalerie 
par  Mgr.^)  .  .  .  auditenr  de  Rote  poiir  la  Franoe,  ä  qni  eile  arait  ^  r»- 
eommand^e  par  an  g^n^ral  fran^aia  qai  ae  troave  mamtenant  i  Yareofie. 
Le  Cardinal  prodataire  Tavait  exp6di^  sans  qne  le  Fape,  comme  oela  airiTe 
exMmement  aonvent,  en  alt  €\A  inatroit  et  l'ezpMition,  comme  e'eat  or£- 
nairement  le  cas  dans  lea  affaires  particnli^rement  reeommaad^ea,  avait  &£ 
soign^e  si  yite  qne  je  n'en  fos  instmit  qne  le  jonr  m^me  qn'elle  fiit  remiie 
h  la  poBte.  Je  crois  6tre  certain  qne  Y.  M.  daignera  appronver  qne  j'aie 
adresB^  mes  repr^sentationa  an  Cardinal  Prodataire  ponr  ce  caa,  eonime 
dans  tont  antre  tems.  Je  ne  Tois  point  qn'nne  occnpation  militaire  fiüte 
momentanöment  par  Tennemi  pnisse  rien  ohanger  an  rapports  qni  existent 
entre  Y.  M.  et  U  Conr  de  Rome  relativement  anx  s^fets  pmsaiena  des  pro- 
vinces  malhenrensement  occnp^es.  Je  n'ai  pas  om  d'nn  antre  cdtö  devoir 
mßler  les  eirconstanoes  dn  moment  et  l'inflnenee  qn'elles  penv^mt  avoir 
exere^e  dans  ma  note  officielle  on  de  la  r^diger  antrement  qne  je  ne  Vfso^ 
fait  avant  la  gnerre.  Pnisqne  la  demande  de  eette  dispease  n'^tait  pdat 
venne  h  la  daterie  par  la  voje  dn  Ministre  de  France  et  an  nom  de  sa 
Conr  et  pnisqne  les  tribnnanx  romains  s'^taient  permis  anssi  dana  d'antres 
tems  de  pareilles  irr^gnlarit^,  je  ne  oroyais  pas  devoir  assigner  la  pr6sente 
ä  des  eanses  particnli^res  qni  ne  ponvaient  entrainer  qne  des  diaensaions 
pen  agr^bles.  L'exemple  de  cette  expödition  Caite  apräs  qne  j'aTais, 
comme  j'ai  en  l'honnenr  de  le  mander  k  Y.  M.,  pr^vmin  la  Conr  de  Bome 
sons  main  de  ne  pas  s^en  permettre,  m'a  pam  ndantmoins  ponvoir  oondnire 
h  d^antres  plns  importantes  et  j'anrais  cm  manqner  k  mes  devoira,  si  je 
m'^tais  bom6  ä  nne  simple  rMamation.  J'ai  dono  demand6  nn  entretieD 
particnlier  avec  nn  des  Cardinanx  les  plns  inflnens  et  nne  andienee  an  Pap« 
et  j'ai  discnt^  confidemment  avec  enx  tant  le  cas  prdsent  qne  oenx  qni 
ponrraient  avoir  lien  dans  la  snite.  J'ai  r^pr^ent^  tant  ä  ce  Cardinal 
qn'an  Pape  qne  tont  ce  qne  le  gonvemement  fran9ais  ponvait  se  permettre 
dans  les  ci-devant  provinces  de  la  Pologne,  ne  ponvait  cependant  rieo 
changer  anx  droits  de  Y.  M.  snr  ces  provinces  et  n'antorise  ancnne  Conr 
k  ne  plns  observer  ses  anciens  rapports  h  lenr  ^ard;  qne  je  n'ignorais 
pas  qne  la  Conr  de  Rome  s'^tait  tonjonrs  reinste  k  reconnattre  en  principe 
la  marche  stabile  par  Y.  M.  ponr  les  affaires  de  Ses  siyets  caüioliqnes; 
qne,  si  n^antmoins  on  vonlait  se  servir  de  cet  argnment  h  präsent,  les  faits 


1)  Lttcke  in  der  Dechiffirirnng. 
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jn^me  y  röpugnaient  cUirementy  pnisqn'elle  avait  depnifl  longtems  6i6  ob-  „  ^f^^ 
aery^  par  le  fait;  qn'il  me  paraiasait  noble  par  oette  raison  de  discnter 
oe  qni  ne  ponvait  jamaia  6tre  qa'iin  pr6texte,  mais  qne  Je  connaiBsaiB  assei 
Im  loyantd  du  St  P^re  ponr  6tre  sftr  qu'il  ne  vondrait  paa  avoir  l'air  de 
layoriser  rinsnrrection  de  siyets  contre  lenr  Souverain  Intime  ou  les  d^ 
marchea  d'nne  Pniasance  en  gnerre  eontre  Y.  M.  et  sortir  de  oette  mani^re 
de  aa  nentralit^;  qu'en  dernier  lien  il  n'agiBsait  pas  m^me  prademment  en 
eela,  pniaqne  certainement  Y.  M.  ne  reconnattrait  rien  de  ce  qni  se  serait 
&it  dans  ee  maiheorenx  inteiralle  sans  son  conaentement  expr^B. 

On  m'a  r^pondn  anr  cela  qu'on  ne  ponvait  paa  se  d^sister  de  r^p^ter 
qne  le  Systeme  de  commnniqner  avee  les  sigets  catholiqnes  de  Y.  M.  en 
qnestion  n'avalt  jamais  6i6  aaBnr^  en  principe,  qn^on  s^  6tait  conform^ 
jnaqnHd,  pnisqne  les  exp^ditions  papales  ^ient  parvennes  exactement  k 
lenr  destination,  mais  qne  m6me  la  difficnlt^  de  les  y  faire  panrenir  de 
m^me  k  present  dans  les  provinces  occnp^es  ponvait  conseiUer  nne  antre 
marehe.  On  a  protest^  ensnite  qn'on  ^tait  certainement  trh%  doign^  de 
manqner  dans  la  moindre  chose  anx  6gards  dns  ä  Y.  M.,  on  de  se  m^ler 
des  affaires  de  Son  royanme,  on  enfin  de  prendre  nn  part  qnelconqne  dans 
la  gnerre  actnelle,  et  qn'on  croyait  avoir  donn^  assez  de  prenves  de  for- 
met^ k  cet  ^ard.  Mais  le  Systeme  dn  St.  Si^e  avait  6i6  dans  tons  les 
tems  de  ne  regarder  dans  les  gnerres  et  les  r^volntions  politiqnes  qne  le 
fait  de  possession  et  non  pas  le  droit,  ce  qni  6tait,  disait-on,  jnste  et  na- 
tnrel,  pnisqne  les  besoins  spiritnels  des  Catholiqnes  ne  pouvaient  pas  attendre 
U  ddcision  soavent  tr^s  tardive  des  qnerelles  politiques  et  qne,  si  le  Pape 
ne  Yonlait  d'un  c6t6  sWroger  ancnn  droit  de  d^cider  sur  ces  int^r^ts,  il 
ne  ponvait  pas  non  plns  rendre  d6pendant  de  lenr  discnssion  l'ezercice  de 
ses  fonctions.  Les  Papes  avaient  port^  ce  principe  si  loin  qn'il  existait 
nne  bnlle  qni  d^darait  qne  m6me  le  titre  de  Roi  accord^  par  la  Conr  de 
Rome  k  nn  Prince  ne  changeait  absolnment  rien  k  la  sitnation  des  ehoses 
et  ne  donnait  pas  m6me  k  l'^ard  du  St.  Si^e  le  moindre  droit  r^l.«  .  .  . 

Die  Depesche  ist  anscheinend  nicht  bis  zum  Schlüsse  dechiffrirt. 


970.  Das  Auswirtige  Departement  an  den  Bevollmicbtigten  Minister  Mto  18 
Frbr.  v.  Humboldt  in  Rom.    Memel  1807  März  18. 

Aoflir.  Amt  L  Bep.  L  Italien.  1.    Gonoept,  gez.  Zutrow. 

Anerkennung  der  ncuihctkmenewerthen  Festigkeit  des  Papstes.     OtUe  Zupersieht  für 

die  Zukunft. 

.  .  .  »J'ai  In  avec  int^rßt  dans  Yotre  rapport  No.  3.^)  la  snite  des 
notions  qne  Vons  M'y  donn^  snr  les  onvertnres  faites  an  Pape  de  la  part 
de  Napol^n  par  le  canal  dn  pr^lat  Arezzo.     La   formet^  du  Sonverain 


1)  Vom  28.  Jaanar  1807,  No.  967. 
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MtelS  ^^^^^^  ^'^^  ^^  circonatances  difBciles  est  digne  d'admiratios.  C'est  im 
bei  exemple  k  aiUTre  qn'il  donne  k  toiis  les  Piineea  de  la  ehrdtieiuiet^ 
8i  roeeanon  s^en  pr^eente  Vom  Ini  t^moigneres,  combien  je  Ten  estime,  et 
en  m6me  temaYoiiB  Ini  direz,  combien  je  snis  sensible  k  la  d^licatesae  de 
ses  procM^s  k  mon  ^gard:  je  les  apprMe  parfaitement  et  vondrois  ponroir 
mienx  les  reconnottre  qne  par  le  voen  qn'i  Vayenir  le  fils  afn6  de  l'Eglise 
canse  moins  de  peines  an  Bt.  Pore  et  Ini  t6moigne  tons  les  ^gards  das  k 
ses  hantes  vertns.  Vons  avez  raison  d'aiUenrs  de  croire  qne  les  eraiBtes 
congnes  k  Rome  sont  exag^r^es  on  pr^coces,  et  je'  snppose  qne,  si  ni€me 
nos  frimats  ne  snibuuent  pas  ponr  calmer  Napoleon,  an  moins  remettra-t* 
il  k  d'antres  tems  k  faire  ressentir  an  Pape  les  effets  de  son  connonx,  esr 
il  n'est  pas  dontenz  qne  sa  position  ne  seit  asses  embarassante,  ponr  ne 
pas  en  laisser  distraire  son  attention  par  des  soins  moins  importants.«  .  . 

April  1         971.  Bericht  des  Bevollmicbiigteii  Ministers  Frhr.  v.  HumbelilL  fiom 

1807  April  1. 

Antir.  Amt.  L  B^.  L  IUU«n.  1.   Siganktedif»  eküblrto  Aiufertiguig;  nMh  d«r  DachifiiniBf. 

Quter  Smdruck  dar  EHaubmss  der  dirdeien  Erledigung  geisUMer  Baopedüitmm 

durch  Humboldt  auf  die  Kurie,^) 

.  .  .  »Je  regarde  comme  prenve  pr6ciense  de  Sa  [des  Königs]  oonfianee 
Tantorisation  qn'Elle  daigne  me  donner  de  soign^r  par  moi  senl  les  affaires 
eocl^siastiqnes  de  ses  snjets  catholiqnes  sons  les  modifications  annoneto 
dans  mon  .  .  .  rapport  dn  10.  Dobr.^)  Je  m'empressersi  de  faire  oonnoitre 
oette  mesnre  an  Gonvemement  Bomain  et  je  suis  sür  qne  le  8t  P^  qm 
n'omet  ancnne  oeeasion  ponr  me  pronver  les  sentimens  pleins  d'^ard  et 
d'attaebement  qn'il  a  ponr  V.  M.,  reconnoitra  dans  ce  soin  d'emp€cher  tonte 
intermption  dans  la  commnnication  entre  le  Bt  Bi^e  et  Ses  6tats  la  jnsta 
impartialittf  de  V.  M.  envers  tons  Bes  snjets  indistinctement  et  8a  bienYol- 
lanee  envers  la  Conr  de  Borne.«   .  .  . 


Mai  3  972.  Das  Auswirtige  Departement  an  den  Bevollmiclitigten  Minisier 

Frhr.  V.  Humboldt  in  Rom.    Bartenstein  1807  Mai  3. 

Aww.  Amt  I.  B«]^  L  IftaÜM.  1.    Coieapt«  gw.  HwiMbwg. 

Bin^ersUkndniss  mä  Humboldts  Proteet  gegen  du  direkte  Erledigung  der  Gesudu 
preutsieeher  ünierihanen  aue  Warschau  durch  die  Kurie. 

...  »n  est  fsehenx  qne  les  ordres')  qni  Yous  ont  6t^  donn6s  relative- 
ment  aux  demandes  de  mes  sigets  eatholiqnes,  ne  Yens  soyent  point  par- 
venns  avant  Tineident  dontYoua  pariei  dans  Yotre  rapport  allemand^):  fla 


1)  Cfr.  No.  96a  2)  No.  966.  3)  Cfr.  No.  96& 

4)  Cfr.  No.  969;  die  hier  mitgetheilte  französische  Depesche  wsr  snr  Erliu- 
ternng  des  »rspport  allemand«  ttber  den  Ehedispens  bestimmt 
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Yens  autorisaieiit  sp^cialement  k  procnrer  U  dispense  matrimoniale  deman-  A^g 
d6e  par  le  G^  Zabieto.^)  Voob  anrez  donc  pn  faire  remarqner  depiuB  au 
Cardinal  Prodataire  que,  si  l'on  eüt  mis  un  peu  moins  d'empressement  k 
l'acoorder  k  des  soUicitations  ^trang^res,  Ton  eüt  ^vit^  de  Me  d^obliger 
en  s'^cartant  de  la  marche  que  pour  cette  sorte  d'affaires  j'ai  cm  devoir 
prescrire  k  Mes  sujets,  marche  que  dans  tous  les  tems,  mais  aujourd'hui 
plus  que  Jamals,  je  pr^tends  leur  faire  suivre,  qu^ailleurs  Ton  reconnaisse 
ou  noB  le  principe  sur  lequel  je  la  fonde.  Je  suis  tr^s  content  au  reste  de 
la  mani^re  dont  Yous  Yous  Stes  expliqu^  k  cet  ^ard  envers  la  Cour  de  Rome, 
et  ce  que  l'on  Yous  a  r^pondn  Me  fait  esp^er  que  doresnavant  le  St  Si^ge 
astreindra  ses  tribunaux  k  user  de  plus  de  circonspection. «  .  .  . 


973.  Bericht  des  Bevollmichtigten  Ministers  Frhr.  v.  Humboldt  Rom  Mai  20 

1807  Mai  20. 

Auaw.  Amt  I.  Bep.  I.  ItalieiL  1.  Eigenhindige  diiffrirt«  Ansfertigniig;  nach  der  D«c1iifhrinuig. 

Dank  des  Papstes  für  die  Anerkenmmg  seiner  Haltung  durch  die  preussische 

Regierung, 

.  .  .  >La  mani^re  de  laquelle  Y.  M.  daigne  s'exprimer  k  l'^ard  du 
pape^)  6tant  si  flatteuse  pour  ce  souverain  infortun^,  je  me  suis  empress^ 
de  profiter  selon  Ses  ordres  de  la  premi^re  occasion  que  j'avois  de  le  voir, 
pour  lui  en  faire  part.  .U  me  seroit  difficile  de  d6crire  avec  quelle  joye 
U  apprit  l'impression  que  sa  conduite  avoit  faite  sur  Y.  M.,  et  combien  11 
6toit  touch^  des  assurances  d'estime  et  d'amiti^  que  je  lui  r^it^rai  au  nom 
de  Y.  M.  n  m'a  charg^  de  Lui  t^moigner  sa  profonde  reconnoissance  et 
de  marqner  k  Y.  M.,  combien  il  ^toit  p^n^tr^  des  m^mes  sentimens  envers 
Elle.«  .  .  . 

974.  Berieht  des  Bevollmächtigten  Ministers  Frhr.  v.  Humboldt.  Rom  juii  4 

1807  Juli  4. 

Answ.  Amt  I.  Rep.  L  Italien.  1.  Bigenh&ndige  ohiffrirte  Ausfertignng;  nftcH  der  DeohÜErinmg. 

Eat  gegen  den  Gebrauch  päpsüieher  Soldaien  xum  Transporte  preussiseher  Kriegs- 
gefangener im  Kirehenstuaie  protestirt. 

Die  Franzosen  haben  päpstliche  Truppen  requirirt,  um  revoltirende 
prenssische  Kriegsgefangene,  die  nach  französischer  Behauptung  französische 
Dienste  hatten  nehmen  wollen,  von  Rom  nach  Yelletri  zu  eskortiren:  .  .  . 
»Gomme  Texemple  que  Je  viens  d'all^guer  et  le  r6cit  de  ce  Soldat  [eines 
in  Rom  Ranzionirten  vom  Infanterie-Regimente  Hohenlohe,  No.  32]  me 
firent  craindre  que  les  Fran9ois  ne  se  servissent  plus  souvent  des  troupes 
Romains  pour  faire  escorter  la^)  soi  disant  recrue  ou  m^me  les  prisonniers 
de   guerre  et  que  par  lä  Tenvol  de  ces  demiers  dans  ce  pa!s  ne  devint 


1)  Cfir.  No.  966.  2)  Cfr.  No.  970. 

3}  Die  Dechifi&iruDg  hat  »le  recrue«. 
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1807  encore  plus  faoile  et  fr6qaent,  je  cros  devoir  en  parier  tr^ 
^  an  Cardinal  8eor^taire  d'£tat  Je  Ini  reprösentai  verbalement  par  eoia^ 
quent:  que,  qaoiqae  le  Pape  füt  d6jä  foro^  par  les  cireonatanees  de  per- 
mettre  anx  Fran^ois  des  choaes  qni  a'opposoient  directement  4  tonte  id^ 
de  nentralit^,  ce  seroit  cependant  aller  trop  loin  qne  de  lenr  permettie 
encore  Temploy  de  ses  troupes  ponr  esoorter  la  aoi-disant  recme  on  les 
prisonniers  de  gnerre  proasiens;  qne,  si  jamaia  ce  demier  oas  arriToit,  je 
ne  ponrrois  que  m'en  plaindre  le  plus  ^nergiqnement  possible,  maia  qne 
j'^viteroia  volontiers  d'en  venir  Ik  et  que  j'^toia  persnad^  de  la  däieatete 
de  Sa  Saintet^  qn^Elle  ne  voudroit  pas  m^me  faire  ooop^rer  aea  troq^ 
k  Tescorte  de  reomea  qni  ne  T^toient  ^^res  d'une  mani^re  libre  et  apon- 
tan^.  Le  Pape  m'a  fait  r^pondre  la  deasna  qn'il  ne  ponvoit  que  tronver 
jnate  mes  repr^entations  et  qne  je  connoiasais  lea  ^gards  qn'Il  Tonoit  oon- 
stamment  ä  V.  M. ;  mala  qne  je  devois  considdrer  anaai  qne  lea  Francis 
nommoient  les  Individns  en  question  des  recmes  et  qn'il  n'appaitenoit  poiot 
k  Lni  d'examiner  la  l^timit^  de  lenrs  engagementa;  qne  le  caa  qni  doniioit 
lien  k  mes  repr^entations  avoit  6t6  tont  k  fait  particnlier  et  nne  aimple 
rödamation  d'assistance  qnH  avoit  pn  refnser  d'antant  moins  qne  la  rM- 
stance  des  recmes  anroit  pn  avoir  des  snites  f&chenses  et  donner  lien  k 
des  seines  d^agr^ables  k  Rome;  qne  malgr^  tont  cela  il  n'ayoit  pennis 
qn'avec  beanconp  de  peine  l'emploi  de  ses  tronpes  anx  Fran^oia.  Malgi6 
cette  r6ponse  ^vasive  en  qnelqne  fagon  j'ai  lien  ponrtant  de  me  flatter  qne 
mes  repr^sentations  ont  fait  Impression  snr  le  St.  P^re.«  .  .  . 


Ang.  1         975.  Bericht  des  Bevollmichtigten  Ministers  Frhr.  v.  Humboldt  Bom 

1807  Angnst  1. 

Aubw.  Amt  L  B«p.  L  lUliea.  1.    Sigenlii&dig«  AuftrUgoiig. 

Die  bereits  in  BerUn  heßndUchm  BuUen  für  den  Srxbisehof  von  Cfneaen  dürfen 
diesem  nicht  vor  Erstattung  der  von  Humboldt  verofuslagten  Unkosten  übergeben  wer* 
den.    Die  von  ihm  in  Bom  geforderte   üebersendung  einer  Kopie  der  Bidlen  hat 

Humboldt  verhindertA) 

»Le  Comte  de  Baozynski  qne  V.  M.  a  daign€  nommer  Archevßqne  de 
Gnesen,  vient  de  s'addresser  imm^diatement  an  Pape  ponr  le  prier  de  hi 
envoyer  nne  copie  anthentiqne  des  Bnlles  exp€di6es  ponr  lni  l'ann^e  pass^ 
qni  k  canse  des  ^v^nemens  de  la  gnerre  n'ont  pas  pn  lni  6tre  transmises 
et  se  tronvent  encore  anpr^s  dn  Departement  dn  liünistre  d'£tat  Barem 
de  Reck  k  Berlin.  Le  Pape  m'a  fait  part  incessamment  de  cette  demande 
de  l'Archev^que  et,  comme  une  pareille  copie  ^qniyandroit  absolnment  anx 
Bnlles  m^mes  et  mettroit  le  Comte  de  Raczynski  en  etat  d'entrer  pleine- 
ment  dans  tontes  les  fonctions  spiritnelles  de  sa  dignite,  je  me  snis  \M 
de  faire  repr^senter  an  Pape  qne  le  nouv^l  Archev^qne  ne  ponvoit  recevoir 


1)  Cfr.  No.  966. 
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868  Bnlles  qne  de  la  part  da  Minist^re  de  V.  M.  et  qne  Renvoi  d'nne  eopie  k  ce  /^^^ 
demier  6toit  absolnment  inutile,  pnisqne  je  savois  qne  les  Bnlles  elles-m^mes 
exiBtoient  k  Berlin.  Le  Pape  a  fait  snspendre  anr  le  champ  snr  cela  cette 
sffaire  et  m'a  fait  assnrer  qne  ses  Tribnnanx  n'y  faisoient  ancnne  dömarche 
nlt^rienre  sans  s'^tre  pr^alablement  concert^s  avec  moi.  Mais  comme  11 
m'a  pTi6  en  m^me  tems  de  eontribner,  si  je  le  ponvois,  k  ce  qne  le  Comte 
de  Raczynski  paisse  bientöt  ^tre  install^  dans  son  nonvel  Archevächö,  j'ai 
ern  de  mon  devoir  de  mander  cet  incident  k  Y.  M.  et  de  La  snpplier  de 
daigner  me  mnnir  des  instrnctionB  n^cessaires  snr  la  maniöre  de  laqnelle 
je  doia  me  oondnire  dans  cette  affaire.  J'ose  encore  ajonter  qne  les  fraix 
ponr  l'ezp^tion  de  ces  Bnlles  qni  se  montent  k  plnsienrs  milliers  d'£cns, 
ont  6t6  avanc^  snr  mon  Ordre  et  sons  ma  garantie  par  nn  Banqnier,  les 
Fr^rea  Mrs.  Friedländer  &  Comp,  k  Berlin,  et  je  me  vois  forc6  par  con- 
s^nent  de  prior  V.  M.  de  daigner  donner  les  Ordres  n^cessaires  ponr  qne 
les  Balles  dn  nonvel  Archev^qne  ne  soyeDt  point  d^livr^s  ayant  qn'il  ne 
se  soit  acqnitt^  de  cette  dette  et  qn'il  n'ait  rembonrs6  les  dits  Banqniers 
de  cette  ayance,  ainsi  qne  des  int^r^ts  qn'ils  demandent  k  d'antant  plns 
jnstes  titres  qne  le  payement  a  ^t^  extr^mement  on^renx  ponr  enx  dans  la 
sitoation  critiqne  dn  moment  oü  il  a  du  se  faire.  Je  me  flatte  qne  V.  M. 
dflignera  tronver  cette  pri^re  d'antant  plns  jnste  qne  je  n'ai  point  fait  Tavance 
de  cette  somme  en  consid^ration  de  rArcbey^qne  ayec  qni,  d^apr^s  mes 
instroetions,  je  ne  ponyois  pas  mSme  ^tre  en  correspondance,  mais  nniqne- 
ment  snr  l'antorisation  expresse  dn  Ministäre  de  Y.  M.  et  ponr  remplir  plns 
promptement  les  Ordres  pressans  qn'U  m'ayoit  donn^s.«  .  .  . 

Das  Auswärtige  Departement  antwortet  am  7.  September  1807:  Sept  7 
»J'appronye  fort  yos  demarches  ponr  preyenir  la  transmission  de  la  copie 
[des  bnlles],  pnisqn'U  ne   dopend  qne  de  Ini  [Racsynski],   s'il  ne  l'a  d^jä 
fsit,   de  retirer  l'original  de  Berlin  oontre  le  payement  des  ayances  faites 
k  ce  snjet«  

976.  BericM  des  Bevolimichtigten  Ministers  Frhr.  v.  Humbeidt.  Rom  Sept  9 

1807  September  9. 

▲mmr.  Amt  L  Bep.  L  Italitn.  1.  Eigeahindigt  ehiftrirte  Ansfeitigiuig;  nach  d«r  DecUlBririuif. 
Theünahfne  des  Papstes  wegen  des  Friedens  von  Tüsü. 
»En  remettant  an  Gsrdinal  Secr^taire  d'£tat  la  Note  dans  laqnelle 
j'ayois,  en  Ini  notifiant  la  condnsion  de  la  paix,  exprim6  en  pen  de  mots 
ee  qne  V.  M.  m'ayoit  ordonn^  de  marqner  en  Son  nom  an  Pape,  je  priois 
le  Cardinal  en  m^me  tems  de  me  faire  obtenir  nne  andience  anprös  dn 
Bt.  P^re.  Sa  Saintet^  me  Taccorda  le  lendemain  et  je  Ini  exposois  alors 
les  drconstances  et  les  faits  qni  selon  le  .  .  .  rescrit  de  V.  M.  ont  accom- 
pagn6  la  condnsion  de  la  paix,  en  y  ajontant  Texpression  des  sentiments 
dont  y.  M.  m'ayoit  fait  la  grftce  de  m^antoriser  k  Tassnrer   de  sa  part. 
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^^  f  9  ^^  ^^  B&nroiB  exprimer  k  V.  M.  combien  le  St  P^e  en  a  6i6  tonoli6  fircH 
fondement;  il  m'a  charg^  et  r6p^t^  Boavent  qu'il  me  demandoit  ayec  instaooe 
de  tämoigner  ä  V.  M.  qnelle  part  vive  et  intime  il  prenoit  k  Bon  angoste 
personne  et  ä  la  Bltoation  de  Ba  monarchie  et  avee  qnel  empressement  ü 
Baifliroit  chaqne  oceaBion  qui  ponrroit  se  pr^Benter,  ponr  eonvaincre  Y.  M. 
des  BentimentB  qui  l'animoient  ponr  Elle.«  .  .  . 


Okt.  6         977.  immediat-Schreiben  des  Dompropstes  v.  Mathy,  General-AdBin^ 
strators  des  Bisthums  Ermeland.    Frauenburg  1807  Oktober  5. 

R.  89.  Jl.  XXX.  2.    AoBfertignng 

Euldigtmg  nach  geschlossenem  Frieden;  Lob  der  HaÜung  des  Brmdandea  wSkremd 

des  Krieges. 

»Bei  der  jeit  anch  hier  officielle  erfolgten  Bekanntmachung  des  In- 
halts des  abgeschlossenen  Friedens  vermöge  um  so  weniger  ich  mich  lu 
entwehren,  E.  K.  M.  die  Gefühle  eines  treuen  UnterthanB  zu  FOsaen  m 
legen,  als  lebhafter  ich  das  Glück  empfinde,  preuasischer  Unterthan  zu  aejm, 
und,  an  der  Spitze  der  GeisÜichkeit  im  Ermlande  gestellt,  die  Pflicht  er- 
kenne, ihr  den  verdienten  Lob  vor  £.  K.  M.  Throne  belegen  zu  mlSBen. 

Yieleicht  hatte  Ermland  als  ehemals  selbständiges  Lflndchen  noch  kdnes 
vollen  Vertrauens  auf  seine  Treue  in  der  Stimmung  älterer  preuaaladier 
Staaten  sich  zu  erfreuen  gehabt.  Jezt  schmeichelt  ea  sich  aber,  durch  die 
mit  gelassener  Standhaftigkeit  erlittene  Aufopferungen  die  unersi^ttertiche 
Treue,  von  welcher  es  stets  durchdrungen  war,  unzweifelhaft  dargethan  zu 
haben. 

Die  verhehrten  Dörfer  und  Städte,  die  geplflnderte  Kirchen,  die  er- 
littene lüsshandlungen  der  GeiBtlichen,  ihre  abgebrandte  Wohnungm,  die 
am  Bettelstäbe  wandelnde  Adliche,  Geistliche,  EinaaaaBen,  die  vor  Unge- 
mach und  Elend  tausendweis  sterbende  Einwohner  tragen  das  onablöaeh- 
liche  Gepräge,  durch  kein  treuloses  Zuvorkommen  die  Schonung  dea  Feindea 
schändlich  erbettelt  zu  haben. 

Zwar  hat  der  Ermländer  hiedurch  blos  seine  Pflicht  erfUlt  In  einem 
entscheidenden  Verhättnisse  aber  nicht  von  seiner  Pflicht  gewichen  zu  seyn, 
bethätiget  die  Gesinnungen,  welche  den  eigentlichen  Werth  eines  ächten 
Unterthans  ausmachen.  Und  dass  die  Geistlichkeit  durch  zweckmässige 
Lehren  von  jeher  den  Keim  dieser  Gesinnungen  in  das  Gemtlth  des  Volks 
gelegt  und  durch  eignes  Beispiel  seine  Treue  jezt  zur  Vollkomm^iheit  ge- 
leitert habe,  liegt  dem  unbefangenen  Beobachter  so  deutlich  vor  Augen, 
als  einsichtlicher  ihm  das  Zutrauen  des  Ermländers  an  seine  Geistlidikeit 
seyn  muss,  die  er  noch  wie  erste  Stifter  seiner  ursprünglichen  WoU&hrt 
mit  Erkenntlichkeit  verehret. 

Allerdurchlauchtigster  König!  ich  bin  kein  eingebohmer  Ermländer; 
durch  mehrjährige  Aufmerksamkeit  aber  auf  clas  Betragen  dieaes  Ländchena 
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fUile   ich  mich  glflcklich,   unter  diesem  biedern  Volke  zn  leben  nnd  unter    i^\ 

Ukt.  o 
die  Zahl  seiner  Geistlichkeit  zn  gehOren,  welche  durch  stilles  Wirken  die 

aittlichate  Beligiositftt  erhftlt,  möglichste  Th&tigkeit  erweckt,  die  Anhäng- 
lichkeit an  £.  M.  Throne  befördert  und  als  köstlichsten  8eegen  der  Vorsehung 
es  jezt  ansiehet,  durch  neue  Tracktate  befestiget  unter  E.  K.  M.  Zepter  zu 
verbleiben,  unter  welchem  es  bereits  fünfundreyssig  Jahre  glücklich  verlebt 
hatte  und  dessen  Landesväterlicher  Wohlthaten  würdig  zu  seyn  es  sich  auch 
in  Zukunft  mit  aUer  Anstrengung  und  mit  unwandelbarer  Treue  gewis  be- 
dfeniy  wie  vor  E.  E.  M.  lange  Erhaltung  und  Wohlfart  AllerhOchstdero 
gesanunten  Königlichen  Hauses  den  Himmel  anzuflehen  nie  unterlassen  wird. 
loh  unterstehe  mich,  diese  Gesinnungen  aus  der  Seele  der  Ermlän- 
dischen  Geistlichkeit  geschöpft  als  ihre  erneuerte  Huldigung  E.  E.  M.  mit 
gewissenhafter  Aufrichtigkeit  .  .  .  vorzutragen  und  wage  es  zugleich,  für 
dieses  vortrefliche  Ländchen,  welches  durch  ämsigste  Betriebsamkeit  und 
beispieknässige  häussliche  Sparsamkeit  den  blühendsten  Wohlstand  genossen, 
jezt  aber  durch  das  Gewimmel  der  streitenden  Heere  aufs  äusserste  zer- 
rüttet ist  und  zum  Theile  unter  dem  Drucke  fremder  Truppen  noch  seufzet, 
um  die  Fortdauer  £.  K.  M.  Landesväterlicher  Huld  und  Gnade  anzuflehen.« 

Bandverfügung,  geschrieben  von  Bejme:  Okt.  12 

»12.  October  1807. 

8.  M.  bezeugen  dem  Bef.  gern  Ihre  Zufriedenheit  mit  den  von  dem 
Ermelande  in  der  Zeit  der  Noth  gegebenen  Beweisen  der  Treue  und  An- 
hänglichkeit nnd  danken  ihm  und  der  Ermländischen  Geistlichkeit  für  die 
an  den  Tag  gelegten  guten  und  rühmlichen  Gesinnungen.« 

Hiemach  Cabinets-Ordre  an  Mathy,  Memel  1807  Oktober  12. 

a.  ft.  0.  Conoept.  

978.  Das  AuswSrtige  Departement  an  den  BevolimSchtigten  Minieter  Okt.  8 
Frlir.  y.  Humboldt  in  Rom.    Memel  1807  Oktober  8. 

Anaw.  Amt  L  R«p.  I.  Itftlien.  1.    Conc«pt,  ohne  UnUrscHrift.!) 

Abwicklung  der  geisUieken  Qesehäfte  in  Born  für  die  abgetretenen  Provinzen. 
>Les  affaires  eccl^siastiques,  appartenant  k  mes  anciennes  provinces 
c^ddes  par  la  paix  de  Tilsit,  que  Vous  me  dites  se  trouver  encore  entre 
Yos  mains,  semblent  ne  plus  Vous  regarder,  mais  les  personnes  qui  se 
tronyent  charg^es  des  pouvoirs  des  souverains  actuels  de  ces  Provinces. 
Tontefois,  pour  en  juger  avec  enti^re  connoissance  de  cause,  il  seroit  hon, 
au  cas  qu^elles  n'aient  pas  6i6  r^clam^es  encore^  d'en  envoyer  une  «p^ai- 
fication  k  Mon  Minist^re.  II  faudroit  aussi  y  joindre  les  questions  qui 
Vous   ont  €t€  address6es  par  la  Datarie  Apostolique  sur  des  affaires  com- 


1)  Der  Leiter  des  Auswärtigen  Departements  war  z.  Z.  der  Staats-Minister 
6raf  Goltz. 
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01^8   °^^^^^  ^^  °^^  tenmn^es  enoore,  pniaqu'  il  n'est  ga^res  poaaible  de  Yfiaa 
rnmiir  d^instnictions  k  oe  snjet  sang  les  connoitre  pluB  k  fbnd.€ 

Okt  12  G»binet8*0rdre  an  Mathy  b.  unter  dem  5.  Oktober  1807,  Nr.  977. 


Not.  26         979.  Cabinets-Ordre  an  den  Geheimen  Ober-Finanzrath  v.  Hastew.^) 

Memel  1807  November  25. 

R.  88.  A.  XXX.  8.    a.)  Sigtnkindige  AaweiMuig  nun  CoBcept  tob  Stom. 

b.)  CoBoept)  fMchrieben  tob  Altwiitoiii,  mektikeh  gvtaieit  rtm  TTtaiw 

Binleüung  der  Sähdariaaüon  der  OeüÜiehen  ÖiUer  m  Schlesien  xur  Bezahkeng  der 
KriegskorUrüuUm^  um  die  Ueberweisung  von  Domänen  an  firanxSsis^e  Öenende 

XU  vermeidenJ) 

a)  »Seribator  an  den  Geheimen  Rath  v.  ICassow. 

[Durch]  die  an  ihn  d.  22.  m.  c.  ergangene  Gabineta-Ordre^)  habe  lA  ihn 
von  den  Forderongen  des  Eaysers  Nap[oleon]  nnd  der  Art  benachrichtig;t,  nie 
die  eine  H&lfte  derselben,  von  51  Millionen,  befriedigt  werden  solle.  Znr 
Abtragung  der  andern  Hftlfte  wtirde  die  Überweisung  von  50  Millionen 
Domainen  zwischen  £lb  und  Oder  xur  Disposition  des  Eaysers  Napolfeon] 
gefordert,  der  nach  denen  von  der  Gesandschaft  eingekommenen  Naehrichten 
die  Absicht  habe,  sie  an  seine  Generale  su  verschenken. 

Die  Überweisung  Königlicher  Domainen  an  Fremde,  so  unter  dem  fin- 
fluss  einer  auswärtigen  Macht  stehen,  hat,  wenn  gleich  die  Souverainetftt  dem 
Landesherm  vorbehalten  bleibt,  den  Naohtheil,  dass  die  Privilegien,  welehe 
den  Domainen  bissher  zugetheilt  waren,  den  fortschreitenden  Gang  der 
Landes-Verwaltnng  stöhren  und  jeder  zu  machenden  Veränderung  EQnd^p- 
nisse  in  den  Weeg  (!)  legen  und  dass  das  Öffentliche  Binkommen  duroh  eine 
solche  Verftusserung  geschwächt  wird.  Beyde  nachtheüige  folgen  werden 
vermieden,  wenn  man  jetzt  zur  Saecularisation  der  geistlichen  Gtlther  in 
Schlesien  schreitet,  sie  werden^)  ausreichen,  um  den  grOssten  theil  der  ge- 
forderten Contribution  [zu]  decken.  Sie  waren  femer  denen  oeffentiiehen 
Lasten  ohnbedingt,  gleich  jedem  anderen  privat  Grund-Eigenthum,  unter- 
worfen und  das  Gehässige,  welches  vielleicht  diese  Operation  bey  Vielen 
haben  könnte,  wird  gemindert  durch  den  Drang  der  Umstände  und  durch 
den  Zweck  der  Verwendung,  nämlich  die  Befreyung  von  dem  fortdanerndfls 
Druck  der  folgen  des  Kriegs.  Der  G[eheime]  R[ath]  von  Mas8[ow]  wird 
daher  aufgefordert,  sowohl  seine  gutachtliche  Meynung  Aber  die  Maaar^gel 
im  Allgemeynen   abzugeben,    als  insbesondere   Aber  den  wahrsehdnHehen 


1)  Ewald  Georg  v.  Massow,  der  durch  Gabinets-Ordre,  Memel  1807  Juli  20, 
zum  »Gtoneral-Olvil-Gommissarius  von  Schlesien«  ernannt  war. 

2)  Cfr.  No.  980. 

3)  Hier  folgte  das  getilgte  »belehre  ihn«,  wodurch  sich  der  jetaige  Satx- 
han  erklärt 

4)  Hier  folgte  das  getilgte:  »grOsstentheils  dem  geforder  . . .«. 


I  » 
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Ertrag  der  yersohiedenen  Arten  des  Geistlichen  Vermögens,  die  anf  Er-  v^^^ 
haltang^]  des  Gnitas,  Unterrichts-Anstalten  zu  nehmende  Rflcksichten,  die 
Yorkehmngen  so  zu  treffen,  nm  das  MobiHar-VermOgen,  Holznngen  n.  s.  w. 
gegen  Vemntreunngen  sieher  zu  stellen,  nm  eine  interimistbche  Admini- 
stration anzuordnen,  die  prineipien  der  pensionimng  der  Mitglieder  der  Geist- 
lichen Gommunitäten. 

Die  Saecnlarisation  der  fnndirten  Manns-  nnd  Franen-Elöster,  insofern 
es  nieht  Kranken-  oder  Unterrichts-Anstalten  sind,  sey  keinem  Bedenken 
unterworfen,  dagegen  tretten  dergleichen  ein  bey  der  Aufhebung  der  Dohm- 
und  CoU^at-Stifter,  da  diesen  Corporationen  eine  gewisse  Theilnahme  an 
den  bischOfflichen  und  pastoral-functionen  der  Kirchen,  die  sie  deserrirt, 
zustehe.  Wie  dafOr  zu  sorgen,  dass  der  (sc.  Zweck)  erreicht  werde,  hier- 
llber  erwarte  man  die  Vorschläge  des  H[erm]  v.  M[a8Sow]. 

Die  Sache  selbst  sey  äusserst  geheim  zu  halten,  um  jede  Einmischung 
der  Franzosen  oder  jeden  nachtheiligen  Gebrauch,  den  sie  von  der  Kenntniss 
dieser  Idee  machen  wflrden,  zu  yermeiden.« 


b)  »Aus  meiner  an  Euch  unterm  22.  d.  M.  erlassenen  Kabinets-Ordre 
werdet  Ihr  ersehen  haben,  in  welcher  Art  die  eine  Hälfte  der  von  dem 
Kaiser  Napoleon  geforderten  Gontribution  mit  51  Millionen  Francs  berich- 
te werden  soll.  Zur  Tilgung  der  andern  Hälfte  der  Gontribution  wird 
die  Ueberweisung  von  Domainet,  50  Millionen  Francs  an  Werth,  zwischen 
der  Elbe  und  Oder  zur  Disposition  des  Ejusers  Napoleon  gefordert.  Nach 
denen  von  meiner  Gesandschafft  zu  Paris  erhaltenen  Nachrichten  hat  der 
Französische  Kaiser  die  Absicht,  diese  Domainen  an  seine  Generale  zu  ver- 
schenken. Es  wird  Euch  nicht  entgehen  wie  nachtheilig  eine  solche  Ueber- 
lassong  meiner  Domainen  an  Auswärtige,  die  unter  den  Einfluss  einer  fremden 
Macht  stehen,  wenn  mir  auch  gleich  die  volle  8ouverainität  vorbehalten 
bleibt,  vorzflglich  auch  deshalb  seyn  mflsste,  weil  die  Privilegien,  welche 
bisher  den  Domainen  zugetheilt  waren,  von  den  ktlnftigen  Besitzern  gleich- 
falls in  Anspruch  genommen  werden  konnten.  Viele  dieser  Privilegien, 
welche  dem  Bedtlrfen  der  Zeit  nicht  mehr  angemessen  und  mit  einer  ver- 
besserten Administration  nicht  vereinbarlich  sind,  wUrden  nicht  abgeändert 
werden  können  und  verschiedene  aus  solchen  herfliessende  Rechte,  welche 
bisher  von  meinen  Behörden  nur  mit  Milde  ausgeübt  worden  sind,  durften 
vielleicht  in  den  Händen  solcher  Besitzer  dem  Lande  doppelt  zum  Druk 
gereichen.  Anf  jeden  Fall  würde  durch  eine  solche  Veräusserung  der  fort- 
schreitende Gang  der  Landes- Verwaltung  gestöhrt,  jeder  zu  machenden  Ver- 
änderung Hindemisse  in  den  Weg  gelegt  und  das  öffentliche  Einkommen 
geschwächt  werden. 


1)  UrsprQuglich:  »Sicherstelluugc. 

Granier,  Preosteii  und  dl«  kath.  Kircli«.  IX.  40 
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N^     2fi  I^OBe  Nachtheile  werden  vermieden,  wenn  man  jext  zur  Bflcularisation 

der  Geistlichen  Güter  in  Schlesien  schreitet.  Sie  werden  ausreichen,  um 
den  grOssten  Theil  der  geforderten  Contribntion  zu  decken.  Da  sie  bisher 
schon  den  öffentlichen  Lasten  unbedingt,  gleichwie  je^es  andere  Prirat- 
Eigentham,  unterworfen  waren,  so  gehen  sie  auch  mit  solchen  an  die  künf- 
tige Besitzer  über.  Bine  ver&nderte  Benützung  derselben  wfirde  auf  jedea 
Fall  demnächst  eintretten  müssen  und  das  Gehässige,  welches  vielleicht  diese 
Operation  bei  vielen  haben  könnte,  wird  durch  den  Drang  der  Umstinde 
und  durch  den  allgemein  wohlthätigen  Zwek  der  Verwendung,  nämlich  der 
Befreyung  von  dem  fortdaurenden  Druk  der  Folgen  des  Kriegs,  gemindert 
Ich  fordre  Euch  daher  hierdurch  auf,  mir  schleunigst: 
1.]  Eure  Meinung  über  diese  Maasregel  mit  Berüksichtigung  des  Vor- 
stehenden, der  dringenden  Lage  des  Staats  und  aller  Euch  erheblich  schei- 
nenden Gesichtspunkte  vorzulegen.     Zugleich 

2.)  den  wahrscheinlichen  Ertrag  und  Werth  der  verschiedenen  Arten 
des  Geistlichen  Katholischen  Vermögens  bey  der  erfolgenden  Säcnlmrisatian 
anzuzeigen,  insoweit^)  als  dieses  ohne  besondere  Aufeehen  erregende  Ab- 
schätzungen oder  Vermögens-Aufhahmen  möglich  ist.  Es  muss  dieses  in 
der  Art  geschehen,  dass  Ihr: 

a.)  Den  ganzen  Betrag  desselben  nach  den  verschiedenen  Arten  anzeigt 
b.)  Besonders  ausmittelt,  welche  Geistliche  Stifftungen  zu  säcularisiren 
vorzüglich  bedenklich  und  für  den  vorliegenden  Zwek  von  unerheblichen 
oder  gar  keinen  Gewinn  seyn  würde.  Die  Säcularisation  der  fundirten  Manns- 
und  Frauen-Klöster,  in  so  ferne  es  nicht  Kranken-  oder  Ünterriehts-An- 
stalten  sind,  kan  keinen  Bedenken  unterworfen  seyn.  Dagegen  dürften  der- 
gleichen bey  der  Aufhebung  der  Dohm-  und  Collegiat-Stiffter  zwar  nur  zum 
Theile  eintretten,  insofern  als  diesen  Corporationen  eine  gewisse  Theflnahme 
an  den  Bischöfflichen  und  Pastoralfunctionen  der  Kirchen,  die  sie  deservirt, 
zustehet  Ich  erwarte  Eure  Vorschläge,  wie  in  solchen  Fällen  die  Bedenk- 
lichkeiten zu  beseitigen  sind,  so  dass  der  Zwek  ohne  Nachtheil  erreicht 
werden  kan.  In  die  Naohweisnng  derjenigen  Gegenstände,  bey  welchen  die 
Säcidarisation  nicht  rathsam  sein  dürfte,  werdet  Ihr  nichts  aufiiehmen,  wo 
der  Nachtheil  nicht  ganz  erheblich  ist  und  sich  nicht  beseitigen  läsat 

c.)  Es  muss  bey  der  Säcularisation  Rücksicht  genommen  werden  auf 
das,  was  erforderlich  ist,  um  nach  erfolgter  Säcularisation  für  die  Erhal- 
tung des  Cultus  und  der  Unterrichts-Anstalten  fortdaurend  zu  sorgen.     Es 

ist  femer 

d.)  zu  bemerken,  was  für  Grundsätze  bei  der  Pensionirung  der  Ifit- 
glieder  Geistlicher  zu  säcularisirender  Communitäten  anzunehmen  seyn  mögten 
und  welcher  Betrag  dazu  im  Ganzen  erforderlich  seyn  dürfte. 

Diese  verschiedene  Uebersichten  werden  euch  in  den  Stand  setzen,  d» 
Betrag  im  Ganzen  zu  übersehen. 

1)  Der  Sohlnss  des  Satzes  eigenhändiger  Zusatz  von  Stein.  i 


i 
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Endlich  habt  Ihr  mir  auch  noch  i.t^^L 

Nov.  25 

3.)  Ener  Ontachten  Aber  die  Art,  wie  die  SäcnlariBation  zu  vollziehen 
und  eine  interimistiBche  Administration  so  anzuordnen  sey,  dass  dadurch 
allen  Veruntreuungen,  vorzliglich  bey  dem  Mobiliar-Vermögen,  und  allen 
Beschädigungen  der  Holzungen  vorgebeugt  werde,  vorzulegen. 

Ich  verkenne  nicht,  dass  der  gegenwärtige  Auftrag  mit  manchfaltigen 
Schwierigkeiten  verknüpft  ist,  allein  ich  vertraue  zu  Euren  erprobten  Dienst- 
eifer, dass  Ihr  alles  aufbiethen  werdet,  mir  diese  Nachrichten  mit  Euren 
Gutachten  so  schleunig  als  mOglich  vorzulegen.  Vollständige  ^)  Ausarbeitungen 
erwarte  ich  nicht,  sondern  nur  kurze  Resultate,  aus  dem  Vorrath  Eurer 
Kentniss  der  Provinz,  der  vorliegenden  Angelegenheit  und  aus  Eurer  Qe- 
Bchäfts-Erfahrung  genommen.  Es  ist  höchst  wichtig,  dass  Ihr  die  8ache 
selbst  äusserst  geheim  haltet,  um  jede  Einmischung  der  Franzosen  und  jeden 
nachtheiligen  Gebrauch,  den  sie  von  der  Eenntniss  dieser  Idee  machen  könnten, 
zn  vermeiden.« 

Der  von  Stein  gestrichene  Schlusssatz  lautete: 
>Ihr  werdet  leicht  einen  schicklichen  Vorwand  finden,  den  wahren  Grund 
von  Rückfragen,  wenn  Ihr  dazu  veranlasst  werdet,  zu  verbergen,  und  wünsche 
ich,  dass  Ihr  da,  wo  die  Einziehung  ganz  genauer  Nachrichten  zu  viel  Auf- 
sehen erregen  oder  zu  viele  Zeit  erfordern  dürfte,  nur  einen  allgemeinen 
Ueberschlag  anlegt,  c 

980.  Immediat-Bericht  des  Geheimen  Rnanzraths  v.  Massow.   Breslau  Dec.  23 

1807  December  23. 

R.  89.  A.  XXX.  8.    Ansfertigiiiig. 

Öermges  BeauÜat  der  vorläufigen  Schätzung  der  EMcänfte  der  OeisÜiehen  Güter  in 
Schlesien.    Daher  Nichtempfehlung  der  Säkularisation  für  jetxiß) 

.  .  .  »Wegen  der  geistlichen  Stifts-  und  Kloster-Güther  werden  E.  M. 
AUS  den  im  Jahre  1804  erstatteten  Berichten  des  Staats-Ministers  Grafen 
V.  Hojm^)  Sich  zu  erinnern  geruhen,  dass  ihr  Status  activus  et  passivus  aus 
politischen  Gründen  weder  früher  noch  später  eruirt  worden.  Bey  der  Ge- 
heimhaltung dieser  intendirten  Einziehung  kann  ich  nur  äusserst  mühsam 
und  dennoch  sehr  unvollständig  zu  genauen  Nachrichten  gelangen.  Allein 
ein  ohngefMurer  Ueberschlag  nach  Maasgabe  der  Grundsteuern  lässt  mich 
folgendes  nicht  erwünschte  Resultat  ziehen: 

[A.]  Der  Ertrag  nach  dem  Steuer-Gatastro  von  sämtlichen  Stifts-  und 
Klostergüthem  mit  Ausschluss  der  bischöflichen  und  Dom-Capitular-Güther 
beträgt 217054  Thl.  schles. —Gr. 

Höchstens  kann  jezt  der  wahre  Ertrag  der 
geistlichen  Güther  gegen  das  Catastrum,  weil  bey 

1)  Dieser  Satz  eigenhändiger  Zusatz  von  Stein. 

2)  Cfr.  No.  979.  3)  Cfr.  No.  688. 
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628  Urkande  No.  d80. 

Dec23  ^^^  ^^^^  Geldziiiseii  existiren,  auf  2^^^^  ^^' 

genommen  werden,  nnd  dieser  beträgt  ....   542  635  TU.  schles.  —  Or. 

oder 434108  Bthlr. 

welches  einen  Werth  a  5  Pro  Cent  von  8  682 160 
Rthlr.  ausmacht. 

Da  aber  von  jenem  £rtrage  beauüüt  werden 
müssen: 

1.  Die  Qnmdsteaem 124412  Bthlr.  20  - 

2.  Die  Abgaben  zum  Inyalidenfonds,  Bunz- 

lauer  Waisenhaus,  Pensions- nnd  Mannfactorfonds     51112     -  —  - 

3.  Die  Zinsen  von  den  bis  jezt  ausgemittelten 

intabulirten  Schulden  von  849  082 Vs  Bthlr.  .    .      42459     - 

in  Summa   217983     -  20  - 

so  bleiben  yon  umstehenden 434108     -  —  - 


nur  flbrig   216124     -                  4  - 
[B.]  Wenn  jedoch  hiervon  wenigstens  518 
Oeistlichen  erhalten  werden  müssen,  wovonbei  je- 
dem incl.   der  Prälaten  und  andern  geistlichen 
Obern  auf  300  Bthlr.  zu  rechnen  ist   ...    .    155400     -  


so  vermindert  sich  jener  Best  bis  auf  ....      60724     -  4  - 

die  durch  Bauten,  Kirchen-  und  Pfarrkosten  iuid  auf  Zinsen  von  nicht  em- 
getragenen  Schulden  leicht  gänzlich  absorbirt  werden  können. 

[C]  Nehme  ich  nun  hinzu,  dass  diese  geistliche  Güter  in  allen  Crdsen 
Schlesiens  zerstreut  und  nicht  so  wie  die  Domainen-Oüther  beisammen  liegen, 
mithin  bey  ihrer  Veräusserung  an  französische  Oenerale  dergleichen  frooide 
Acquirenten  in  ganz  Schlesien  sich  einnisten  würden,  und  dass  bey  wieder^ 
hergestellter  Buhe  und  Ordnung  £.  M.  in  diesen  geistlichen  Oüthem,  wolun 
ich  auch  die  bischöflichen  und  Gapitels-Qüther  rechne,  eine  gute  Qaette 
finden  dürften,  Allerhöchstdero  Staats-Bevenus  zu  vermehren:  so  kann  iek 
nicht  für  deren  Einziehung  zur  jezigen  Epoche  sentiren,  behalte  mir  aber 
die  Erstattung  eines  nähern  Berichts  nach  empfangenen  bestimmten  Nach- 
richten .  .  .  vor.« 

Eigenhändige  Bandbemerkungen  Stein's: 

[Memel,  7.  Januar  1808.] 

[ad  A:]  »B.  dieses  Besultat  scheine  nicht  ganz  richtig,  dan(!}  die 
Qrund-Steuer  sey  zu  hoch  angenommen,  die  Ausgaben  zu  hoch  und  die  Penaioii 
ftlr  Qeistlichkeit  zu  ansehnlich.« 

[ad  B.:]  »Diese  155000  Bthlr.  sind  auf  Lebenszeit.« 

[ad  C. :]  »Widerspruch.« 

1806  lHaßh  diesen  Bandbemerkungen  Stein's  Cabinets-Ordre  an  Massow, 

Jan.  7 

Memel  1808  Januar  7. 

Concept,  korrigirt  Ton  Stein,  ».  a.  0. 


Znsätze  und  Verbesserungen 

zu  Band  Vm  und  IX. 


Band  vm. 

8.  VII,  Anm.  1 :  Zu  der  Umgestaltimg  der  Ressortverhältnisse  nach  dem 
Tode  Alyensleben's  vergleiche  auch  den  Immediat-Bericht  von  Haug- 
witi  vom  6.  Jannar  1800,  mitgefheilt  in  dem  Aufsätze  von  G.  Roloff: 
»Die  Neuorganisation  im  Ministerium  des  Auswärtigen  im  Jahre  1802«, 
in  den  »Forschungen  zur  Brandenbur^schen  und  Preussischen  Ge- 
schichte« Band  V,  S.  269  f.,  Leipzig  1892. 

8.  vm:  lieber  den  Reformversuch  des  preussischen  Kanzleistiles  im 
Jahre  1800  theile  ich  die  betreffenden  Aktenstücke  im  XV.  Bande, 
Heft  I,  8.  168 — 180,  der  »Forschungen  zur  Brandenburgischen  und 
Preussischen  Geschichte«,  Leipzig  1902,  mit. 

No.  23,  8.  33 :  Die  hier  vermisste  Antwort  ergiebt  sich  zum  Theil  aus 
No.  174,  8.  234;  die  betreffenden  Akten  selbst  beruhen  voraussicht- 
lich noch  in  der  Registratur  des  Ministeriums  der  Geistlichen  p.  p. 
Angelegenheiten. 

8.206  ist  vor  No.  150  unter  dem  2.  November  1799  zu  ergänzen: 
»Cabinets-Ordre  an  Hoym  siehe  unter  dem  14.  Juni  1800,  No.  218y 
8.  300,  Anm.  1.« 

No.  274,  Anm.  1 :  Auch  hier  sind  jedenfalls  polnische  Thaler  =  90  /pol- 
nische Groschen  gerechnet;    cfr.  No.  479,  8.  655,  Anm.  1. 

8-  626,  Z.  17  V.  0.  lies  »Surveillirung«  statt  »Survaillimng«. 

No.  480:  Ueber  die  Verhältnisse  in  Hildesheim  vor  der  preussischen  Besitz- 
nahme, auch  über  die  Einkünfte  des  Fürstbischöfe,  vergleiche  die  von 
R.  Doebner  in  seinen  »8tudien  zur  Hildesheimischen  Geschichte«, 
Hildesheim  1902,  8.  158  ff.,  mitgetheilten  »Statistischen  Nachrichten 
vom  Hochstift  HUdesheim«,  die  Dohm  am  29.  März  1802  dem  Ca- 
binets-Hinisterium  einreichte. 


/ 


/ 


630  Zufiätse  und  YerbeBserangen  zu  Band  VIII  und  IX. 


Band  IX. 

No.  892:  Die  Ausfertigung  trftgt  die  Unterschriften:  »y.  Gocceji;  Fflllebon; 
Jagwits;    Meekel  yon  Hemsbach;   Friedel;    Merckel;    Erbkam;    Bau.« 

Ko.  928:  Die  Dechiffiimng  des  ersten  8atses  ist  augenscheinlich  unridit%. 
Dem  Sinne  nach  mflsste  der  Satz  etwa  so  lauten:  »Je  n'ai  jamais  pa 
partager  Tavis  de  ceux  qui  croyent  que  la  conduite  et  lea  opinioiti 
personnelles  du  Cardinal  Gonsalvi  ont  fait  que  les  differends  entre 
le  Saint  Si^e  et  la  France  soyent  venus  au  point,  oü  ils  sont  a 
präsent.« 


^ 


Orts-,  Personen-  und  Sach-ßegister 

zu  Band  Vin  und  IX. 


Die  Zahlen  bezeichnen   die  Nummern  der  Urkunden,   falls  sie   nicht  als  Seltenzahl  (S.) 

ausdrücklich  bezeichnet  sind. 


Abel,  Domicellar  zu  Hildesheim  824. 

—  Eanonikas  zu  Hildesheim  769. 
Ablasstage  509. 

Acken  s.  Aken. 

Adersleben,  Cisterzienser  -  Nonnen- 
kloster a.  d.  Bode,  Rbz.  Magdeburg, 
Kr.  Oschersleben  514.  709.  724. 

Ahlfeld,  Alfeld,  Stadt  a.  d.  Leine, 
Rbz.  Hildesheim  800. 

Ähren  borg  s.  Arenberg. 

Aken,  Acken,  Stadt  a.  d.  Elbe,  Rbz. 
Magdeburg,  Er.  Kalbe  660. 

Alb  an  i,  Qiovanni  Francesco  Gaetano, 
Kardinal  (i  1803  September)  53.  409. 
421.  433.  826. 

—  Prinz,  Giuseppe,  Kardinal,  Nuntius 
zn  Wien  (i  1834)  409. 421. 433. 826.  912. 

Alb  er  8,  Dechant  in  Mttnster  785. 

Albertrandi,  v.,  Bischof  von  Zeno- 
polis,  Weihbischof,  Generalvikar  und 
Archidiakonus  des  Domkapitels  zu 
Warschau  152.  169.  178.  295.  613.  628. 
687.  778.  884.  957. 

Albini,  Frhr.  ▼.,  Franz  Joseph  Martin, 
Staatsminister  des  Kurerzkanzlers  604. 
605.  723. 

Albrecht,  Regierungsrath  zu  Magde- 
burg 719. 

A 1  e  m  a  n n ,  V.,  Regierungsrath  zu  Magde- 
burg 123.  719. 

Alexandersbad,  Alexanderbad,  Ober- 
franken, bei  Wunsiedel  839.  841. 

Alexandrowo,  Holland  er  ei  bei  Morrn, 
Nenmark  138. 

Alfried,  Bischof  von  Hildesheim  577. 

Algermissen,  Dorf,  Landkr.  Hildes- 
lieim  800,  S.  315. 

Alopeus,  V.,  Russischer  Gesandter  in 
Berlin  721. 


Alquier,  Charles  Jean  Marie,  Baron, 
französischer  Geschäftsträger  in  Rom 
927.  929.  965. 

AI  sieben,  Regierungsrath  zu  Ktistrin 
138. 

Alte  mark,  Altenmarkt,  vor  Egeln, 
Pfarrort,  Rbz.  Magdeburg,  Kr.  Wanz- 
leben 123.  719. 

Alten,  Hospital,  Kapitul  zu  Hildes- 
heim 824.  d.  364,  368.   879,  S.  481. 

V.,  Johann  und  Theodor,  Grtlnder 

eines  Hospitals  zu  Hildesheim  879, 
S.  481. 

Altena,  Stadt,  Rbz.  Arnsberg  901. 

Altenhofen^sches  Lehn,  beim  Dom- 
kapitel zu  Hildesheim,  fundirt  von 
dem  Bischöflichen  Rathe  Johann  Chri- 
stoph Aldenhoven  1652:  800,  S.  325. 

Altenmarkt  s.  Altemark. 

Altenstein,  Frhr.  Stein  zum,  Karl, 
Geheimer  Ober-Finanzrath  979. 

Alten-Stettin  s.  Stettin. 

Althaldensleben,  Dorf,  Rbz.  Magde-;- 
bürg,  Kr.  Neuhaldensleben ,  Cister*^ 
zienserkloster  123.  631.  719.  i 

Alt  mark,  Kirchen  wesen  150. 

AI  trän  städtische  Konvention  1707: 
790.  870. 

Alt-Schottland  bei  Danzig,  Barm- 
herzige Brüder  924. 

Alvensleben,  v.,  dann  Graf  v.,  Phi- 
lipp Karl,  Geheimer  Staats-  und  Ca- 
bmets-Minister,  s.  a.  Auswärtiges  De- 
partement 3.  16.  27.  32.  39.  41.  44.  45. 
46.  47.  48.  50.  53.  56.  60.  62.  63.  64. 
72.  78.  81.  83.  84.  92.  95.  121.  129.  130. 
140.  141.  152.  153.  157.  158.  163.  167. 
168.  169.  170.  172.  176.  177.  Graf: 
178.  185.  186.  189.  200.  203.  206.  207. 
212.  214.  219.  221.  222.  223.  224.  226. 
231.  232.  235.  243.  244.  246.  250.  251. 
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Orts-,  Penonen-  und  Sach-BegiBter  bu  Band  VIII  nnd  IX. 


255.  256.  260.  268.  269.  271.  273.  275. 
277.  279.  287.  289.  290.  291.  294.  295. 
299.  301.  302.  304.  305.  307.  308.  309. 
310.  311.  312.  313.  314.  315.  317.  320. 
321.  322.  324.  325.  326.  327.  335.  336. 
338.  340.  342.  343.  353.  358.  368.  371. 
375.  378.  380.  383.  385.  387.  388.  389. 
390.  391.  392.  394.  395.  397.  398.  406. 
407.  408.  411.  414.  416.  421.  425.  429, 
Anm.  2.  430.  432.  433.  460.  461.  469. 
472.  473.  474.  475.  491.  f  21.  Oktober 
1802,  S.  698.  594  (Alvenaleben^sches 
System).  897,  am  Sohlnsoe. 

Ammensleben,  Dorf, Rbz. Ma^i^deburg, 
Kr.  Wolmirstadt,  Kloster  123.  646. 
664.  668.  719. 

Andelar,  Abb6,  Kanonikus  in  Gneson 
332. 

Angern,  Y.,  Ferdinand  Lndolph  Fried- 
rich, PrSaident  der  Kriegs-  nnd  Do- 
mänenkammem  zn  Magdebutg  und  su 
Halberstadt.  1803  Juli  23.  Staats- 
minister, Chef  des  NiedersSehsischen 
und  WestflUischen  Departements  des 
Generaldirektoriums  468.  579,  am 
Schlüsse.  624,  Anm.  2.  630.  633.  639. 
641.  642.  646.  652.  657.  659.  662.  664. 
668.  671.  674.  690.  701.  703.  704.  707. 
708.  711.  713.  n5.  719.  721.  723.  724. 
726.  727.  728.  730.  733.  734.  740.  742. 
743.  745.  755.  769.  773.  785.  786.  789. 
796.  798.  800.  824.  825.  827.  828.  830. 
832.  834.  843.  844.  846.  853.  857.  860. 
861.  865.  866.  869.  871.  879.  895.  896. 
899.  901.  905.  910.  911.  934.  937.  951. 
956.  959.  960.  961. 

Angiolini,  Jesuit  in  Bom  636. 

Ansbach,  Stadt  am  Onolzbach,  Mittel- 
franken 315.  836. 

Ansbach-Bayreuth, Landeskollegien, 
Reglement  50.  S.  a.  FrSnkische  Pro- 
vinzen. 

Antici,  Marquis,  Tommaso,  Kardinal, 
Abt  zu  Paradies  53.  746.  826. 

Anton  Viktor,  Erzherzog  von  Oester- 
reioh,  Wahl  zum  Bischof  von  Münster 
351.  367.  374.  478. 

Antonelli,  Leonardo,  E^dinal  767. 
772.  851. 

Apostolischer  Vikar  des  Nordens 
675. 

Arenberg,  Fürst  v.,  Antheil  am  Mün- 
sterlande 861. 

A  r  e  z  1 0 ,  Tommaso,  PrUat,  in  St.  Peters- 
burg, dann  Nuntius  in  Dresden  667. 
966.  968.  970. 

Arnim,  V.,  President  der  Regierung  zu 
Minden  109. 

Arnoldi,  v.,  Oranien-Fuldaischer  Ge- 
heimer Raih  716. 

Arolsen,  Hauptstadt  von  Waldeck, 
Lehnkammer  545. 

Asbeck,  v.,  Bevollmächtigter  der  Aeb- 
tissin  von  Essen  633. 


Aschaffenburg,  Stadt  am  Main,  Unter- 
franken  639. 
Ascheberg,  Frhr.v.,Domkapitalar  728. 
Ascheborn,   Aschenbom,  uiegarath 

zu  Posen  517.  878. 
Aschendorf,  Dorf  a.  d.  Ems,  Kloster, 

Rbz.  Osnabrück,  Kr.  Aschendorf  127. 
Aschersleben,   Stadt,   Rbz.   Magde- 
burg 707.  724. 
Asseburg,  Grafen  v.  d.,  Hemuuuiuikd 

Heinrich  514. 
Atteln,  Attelen,  Dorf,   Rbs.  Minden, 

Kr.  Büren  934. 
Aubrik,  Jesuit  in  Berlin  531. 
Auersperg,  Gräfin  v.  577. 
Augsburg,  Stadt  a.  Lech,  Bayern,  Bis- 

thum,  Bischof  von  690.  843. 
Augustin,  Abt  der  Trappiston  487. 
Augustwalde,  Dorf  in  Pommern,  Rbz. 

Stettin,  Kr.  Naugard  201. 
Aurith,  Dorf  in  der  Neumark,  Rbz. 

Frankfurt,  Kr.  West-Stomberg,  Kapelle 

138. 
Auswärtiges  Departement,    s.   a. 

Cabinets  -Ministerium ,     Alvensleben, 

Finokenstein,  Hardenberg,  Haogwits 

3.  16.  27.  30.  31.  32.  34.  39.  41.  44.  45. 

46.  47.  48.  51.  53.  54.  56.  60.  61.  62.67. 

70.   78.  84.  91.  92.  95.  107.   112.  115. 

118.  121.  129.   157.  158.  164.  167.  169. 

170.  176.  177.  180.   181.  182.  186.  195. 

214.  215.  222.  226.  231.  233.  236.  244. 

251.  256.  259.  263.  264  270.  271.  275. 

277.  285.  302.  306.   307.  308.  311.  317. 

319.  320.  321.  325.  326.  330.  331.  335. 

339.  341.  342.  343.  344.  346.  348.  353. 

365.  369.  396.  397.  398.  40O.  401.  403. 

407.  408.  417.  432.  434.  439.  461.  46S. 

469.  475.  476.  485.  489.  491.  492.  504. 

509.  528.  540.   556.  593.  600.  601.  605. 

612.  622.  635.  643.  682.  688.  727.  729. 

749.  760.  764.  768.  779.  781.  783.  814. 

842.  906.  910.  913.  920.  922.  928.  930. 

938.  946.  948.  950.   968.  970.  972.  975. 

978. 
Axel,  van,  Johann  Honorius,  Baron  v. 

Seny  30. 
Azara,   de,  Jos6  Nicolas,  Spanischer 

Gesandter  in  Rom  921. 


B  aar  Busches  Lehen,  beim  Domkapitel  so 
Hildesheim  800,  S.  325. 

Babice,  Pfarrdorf  in  Galizien,  Kr.  Kra- 
kau?;  Babica,  Stadt  in  Polen,  Gonver« 
nement  Minsk?;  Kommende  438. 

Baccaristen  s.  Paccaristen. 

Bacher,  Th6obald,  französischer  Ge- 
sandter am  Deutschen  Reichstage  351. 
377.  604. 

Bach  witz,  Dorf  in  Schlesien,  Kr.  Nams- 
lau  893. 

Baden,  Kur-,  Kurfürst  von  690. 773.  848. 


Ammensleben  —  Beyme. 
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BiderBleben,  Dorf,  Bbz.  Maedebiirg, 
Kr.  OfleherBlebeD,  AngostiDer  Nonnen- 
Kloster  Uarienbeck  709.  724. 

BSrsdorf,  Dorf  in  Schlesien,  Kr.  Gk)ld- 
beig-Hainan  823. 

Birwslde,  Stadt  in  der  Neomark,  Rbz. 
Frankfurt,  Kr.  Königsberff  i.  N.  138. 

Bail,  Johann  Samuel,  Oberkonsistorial- 
rath  zn  Glogau  892  (s.  »NachtrlUre«). 

Bamberg,  Stadt  a.  d.  Begnita,  Ober- 
fianken,  Bischof  von,  Bisthum  728. 843. 

Bardzinski,  v.,  Domherr  und  Kanzler 
za  Gnesen  813.  814. 

Barmherzige  Brflder-KlOster  541.  939. 

—  Brttder-Klöster  in  Schlesien  541.  575. 
688.  696.  729.  746.  939. 

—  in  SUdprenasen  698. 

Barnm,  Dorf  in  Braunschweig,  Kr.  Wol- 

fenbflttel  800. 
Basel,  Bischof  von  540.  550.  690.  708. 

726. 

—  Domkapitel  723. 
Batavische  Bepnblik  488.  830. 
Baomann,  y.,  Armenstiftung  zu  Hildes- 
heim 800,  S.  332. 

Baiimgarten, Polnischer  Oberstleutnant 

467. 
Baz,  Regienmgzratb  zu  Marienwerder 

89,  101.  185.  193.  256.  285.  504. 
Bayane,  Bayanne,  Alphons  Hubert  de 

Lattier,  Dnc  de,  Kardinal  767. 
Bayerischer  Gesandter  in  Rom,   s.  a. 

HaeflfeHn  921. 
Bayern,  Pfalzbayern  351.  Vertrag  mit 

müssen  566.  Bd.  IX.  S.  31,  Anm.  2. 

668.  728.  744.  773.  842.  843.  851.  869. 

—  Kurflirst,  dann  KOnig  von  539.  556. 
575.  667.  690.  691.  767.  773.  848.  917. 

—  Ministeriam  635. 

—  Barmhenriffe  Brüder  939. 

—  Klosteranftebnng  392.  394. 

Konkordat  667.  691.  736. 

Bayreuth  s.  a.  Ansbach. 

—  Stadt  am  Bothen  Main,  Oberfranken 
315.  836. 

Becearia,  Joseph,  General  der  Piaren, 
302. 

Beehtolsheim*sches  Register  beim 
Domkapitel  zu  Hildesheim  800,  8.  322. 

Becker,  Stadtkaplan  zu  Sagan  512. 
518. 

—  Vikar  zn  Paderborn  874. 
Behr.  Feldprediger  199. 
Beicntffeheimniss  27. 
BelderbuBch,  Graf  y.,  Klemens,  Dom- 

kapitnlar  zu  Hildesheim  526.  728. 

Belling,  Propst  zu  Grauhoff  513. 

Benedikt  XlV.,  Papst  342. 

Beneficien,  Geistliche,  Onigliche  Ge- 
nehmigung 62. 

Ge&Üiche,  Pluralit&t  2. 

Beneficium  a  latere  124.  160. 

Bentheim,  Stadt,  Rbz. Osnabrück,  ka- 
tholische Einwohner  542. 


Berg  B.  Jülich,  Kleye. 

Günther  Heinrich,  Rechtsgelehrter, 

(?)  619. 
Bergen,  Gut  in  Essen,  Kirchspiel  Bor« 

beck,  »Berge-Borbeckc  577. 
Bergius,  Kammergerich tsratb,  Mitglied 

des  Reformirten  E^rchendirektoriums 

435. 
Bergmann,  Laurentius,  Prälat  zu  Ha- 

mersleben  709. 
B  er  g  th  al ,  Dorf  in  Schlesien,  Kr.Schweid- 

nitz  823. 
Berlin,  Hedwigskirche  15.  662. 666.  788. 

863. 
Anstellung  eines  polnisch  sprechen- 
den Geistlichen  90. 96.  98. 114. 119. 120. 

128.  134.  154.  156. 
Erziehungsanstalt  der  Obristin  y. 

Zegelin  531.  535. 
Gymnasium   zum   Grauen   Kloster 

376. 

Joachimstharsches  Gymnasium  376. 

Katholisches  Schulhans  15.  863. 


Berliner  Frieden  1742:  681. 

Berne,  Christian  Joseph,  Kapuziner  in 

Erfurt  686. 
Bernwardus,   Bischof  zu  Hildesheim 

827. 

Berzniken,  Berzniki,  Flecken  in  Polen, 

Gouyemement  Suwalki  665. 
Bettelmönche  122.  272.  382. 
Bettelorden.  Gebührenfreiheit  151. 
in  den  Entscbädignngslanden  560, 

565. 
Beurnonyille,  Pierre  de  Riel  Marquis 

de,  französischer  General,  Gesandter  in 

Berlin  369.  457. 
B^yille,  y.,  Gottlieb  Ludwig,  General- 
leutnant, Gouyemeur  yon  Neufchatel 

670. 
Beyme,  Karl  Friedrich.  Geheimer  Ca- 

binetsrath  18.  35.  36.  59.  68.  69.  75.  76. 

80.  82.   85.  87.  88.  98.  104.   107.  124. 

166.  198.  205.  208.  221.  254.  260.  261. 

265.   266.  274.  282.  286.  292.  299.  332. 

333.   334.  349.  353.  360.  362.  364.  368. 

382.  392.  394.  402.  418.  430.  432.  433. 

444.  448.  458.  462.  463.  470.  479.  486. 

487.    490.  493.  495.  501.  502.  503.  508. 

510.    513.  514.  516.  520.  521.  522.  526. 

530.  532.  533.  538.  542.  545.  551,  Anm.  2. 

553.  554.  555.  557.   561.  562.  563.  568. 

569.  571.  575.  576.  577.  578.  579.  582. 

583.  587.  588.  594.  598.   599.  607.  608. 

619.  624.  625.  627.  633.  639.  640.  641. 

645.  647.  659.  662.  663.  665.  666.  669. 

674.  686.  692.  693.  694.  697.  704.  707. 

709.    711.   712.  717.  721.  737.  751.  755. 

769.   771.  773.  776.  778.  781.  782.  786. 

787.   791.  793.  798.  800.  810.  813.  816. 

817.   824.  825.  827.  833.  839.  841.  850. 

852.   859.  860.  863.  864.  865.  866.  874. 

879.  882.  883.  885.  897.  898.  900.  907. 

908.  910.   911.  912.  924.  934.  939.  940. 
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944.  952.  954.  955.  956.  957.  959.  962.  i 

977. 
B  i  a  1  u  1 1  e  D ,  Dorf  in  Ostpreusscn,  Bbz. 

Königsberg,  Kr.  Neidenburg,  Katho- 
lische Kirche  537. 
Bialystok,  Stadt  a.  d.  Bialy,  Polen, 

GouTemement  Grodno,  Neuostpreossi- 

sche  Kriegs-   und  DomSnen-Alammer 

27.    34.    187.  190.   194.  209.   219.  288. 

291.  297.   318.  393.  399.  585.  665.  738. 

748.  897. 
Konflikt    mit    dem   Bischöfe    von 

Wigiy  239.  257. 

Feldprediger  zu  862. 

B  ibl  i  u  m  SS  Dschebeit,  Bisthnm  i.  p.  i.  in 

Syrien  955. 
Biechowo,  Dorf,  Bbz.  Posen,  Kr.  Wre- 

Bchen,  Philippiner-Kongregation  527. 

544. 
B  ie  d  er s  e  e.  v.,  Regierungs-Präsident  zu 

Halberstadt  117.  619. 
Bielany,  Pfarrdorf  in  Galizien,  Kloster 

239. 
Bielefeld,   Stadt  a.  d.  Lutter,   Rbz. 

Minden,  Kloster  109. 
Bielsk,   Dorf  in   Westprenssen,  Rbz. 

Marienwerder,  Karmeliter-Kloster  693. 
Bierbergen,  Dorf,  Kbz.Hildesheim,  Kr. 

Peine  824,  S.  363,  367. 
Biezdrowo,   Propste!   in   Posen,   Kr. 

Samter  491. 
Biodrn^.Soeren,  PtenssischerOber-Plan- 

tagen-Inspektor  376. 
Bischöfe,   Schnldenwesen  der  17.  18. 

20.  21. 

Verkehr  mit  dem  Papste  44.  45. 47. 

Bischöflicher  Eid  s.  Eid. 

Fakultäten,  Dispensationsbefugnisse 

29.  31.  40.  55.  63.  64.  67.  9J.  152.  153. 

161.   186.  191.  231.  244.  255.  256.  258. 

273.  275.   288.  297.  302.  306.  310.  317. 

318.  324.  338.  473.  483.  492. 
Jurisdiktion  über  die  Klöster  400. 

407.  408. 

Gerichte  224. 

Bischöfliches  System,  Episcopal- 

system  31.  308. 
Blanken hain,   Stadt  a.  d.   Sohwarza, 

Weimar  562. 
Blankenrode,  Blankenrade,  Domänen- 
gut, Rbz.  Minden,  Kr.  Btlren  934. 
Biesen,  Stadt  a.  d.  Obra,  Rbz.  Posen, 

Kr  Birnbaum,  Gisterzienserkloster  53. 

126.   166.   175.  409.  421.  433.  799.  942. 
Bletzow  s.  Biesen. 

Blonie,  BloBJe,  Stadt  in  Polen,  Gouver- 
nement Warschau  778. 
Blücher,  Gebhard  Leberecht,  General- 
leutnant 468.  630.  784.  785.  956.  959. 
Bluhm,  Regiorungsrath  zu  Aurich  127 
Bocholtz,  Graf  v.,  Domkapitnlar  zu 

Hildesheim  800.  ,      ^ 

Bochholtz,  Graf  V.,  Theodor  Werner, 

Dompropst  zu  Paderborn  »^4. 


Boedecken,  Boeddecken,  Angusthier- 

Kloster,  Bbz.  Minden,  Kr.  Büren  &31 
Böhmer,  Begierungsrath  zu  Minden  109. 
Boethke,  Kriegsrath  zu  Warschaa'-8S4. 
Boettger,  Kriegsrath  zu  Posen  878. 
Böhm,  Creneralanditeur,  Geheimer  Ober- 

Justizrath  828. 
Boke,  Bocke,  Dorf  a.  d.  Lippe,  Kr.  Biiea 

934. 
Bonaparte.  Napoleon,  Erster  Kounl,. 

dann  Kaiser   377.  523.  529.  &36.  539. 

604.  623.  637.  667.  761.  766.  767.  771 

848.  927.  966.  970.  979. 
Boos,  Grafv.,  Domkapitnlar  su  Hildes- 

heim  800. 
Bordzinski,  Domherr  332. 
Borgia,  Stefano,  Kardinal  767.  772. 
Borsnm,  Dorf,   Landkreis  Hildesheiffl 

800. 
Boumann,    €reheimer    FinsnBrath    15, 

Anm. 
Bonrbon,  v..  Karl  Ludwig,  Kardinal  744 
-Gonde,  Louise  Adelaide, 


zessin  v.,  35. 
Boursoheid,  Domkapitnlar  zu  Hildes- 
heim 800. 
Brabeck,  v.,  Familie  545. 
Brabeck'sche  Memorien  und  Officien. 

beim  Domkapitel  zu  Hildesbeim  80e, 

S.  322. 
Brackel,  Brakel,  Stadt  a.  d. Kette, Bbz. 

Minden,  Kr.  Höxter  538.  554.  560. 
Braga,  Erzbisthum,  Portugal  955. 
Brakwede,  Dorf  in  der  Grafschaft  Ba- 

vensberg,Kbz.  Minden,  LandkreiaBlele- 

feld  742. 
Brandenburg,    Johanniter -Orden, 

Bailei  473.  944. 
Brandt,  Begiemngsassessor  zu  Kaliach, 

interimistisch  als  Justizkommiasar  bei 

der  Pommerschen  Begierung  zu  Stettia 

788. 
B  r  a  n  d  t ,  v^  Albrecht,  auf  Tannenberg  IOl 
Braschi-Onesti,  Komualdo,  Kudinal 

3.  268.  767. 
B  r  a  un  au ,  Stadt  in  Böhmen,  Kloster  746. 
Braunsberg,    Stadt    in   OstprenaseD. 

Bbz.  Königsberg,  Alumnat  238.  240. 

Gamisonschnle  225. 

Gymnasialkirche,  Kloster  110. 

Gymnasium  546. 

Konversen-Institut  241.  316. 

Potockische  Stiftung  316. 

Päpstliches  und  Bischöfliches  Semi- 
nar 40.  45.  46.  51.  56.  57.  537. 
Braunschweig-Wolfenbttttel,  Herzog 

von,  Karl,  General-Feldmarschall  876. 
v.,yice-Präsident  der  Pommerschen 

Begierung  zu  Stettin  116. 
Brdow,  Stadt  in  Polen,  Gouvernement 

Warschau,  Bezirk  Ki^avien,  Panliner^ 

kloster  418. 
Brede,  Breden,  »die  Breda«,  vor  Brackel 

538. 


\ 


BialntteD  —  Cichowski. 
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Bredenborn,  Dorf,  Rbz.  MindoD,  Kr. 

Höxter  934. 
Bredow,  PoliEeidircktor  zu  Posen  349. 

354.  361.  370. 
Brei  an 's  Testamentam,  zn  St.  Moritz 

bei  Hildesheim,  Stiftung  des  Dechanten 

Dietrich  Brovger  1470:  824,  S.  364. 
Breslau,  Enegs-  und  Domänen-Kam- 
mer 754.  954. 
Ober-Amts-Regierung  512.  731.  741. 

754. 

Ober-Konsistorium  658.  819.  877. 

Bisthum,  Bischof  von,  s.  a.  Hohen- 

lohe  29.  40.  45.  47.  55.  70  (Titulatur). 

72.  153.   191.  200.   250.  287.  308.  359. 

416.  430  (Einkünfte  aus  Oesterreich). 

484.  492.  548.  669.  697.  744.  790.  794. 

797.  803.   806.  809.  818.  854.  858.  868. 

869.  870.   872.  885.  905.  926.  945.  946. 

955. 

—  Dioezese,  Polnische  Distrikte  195. 
200. 

—  General- Vikariat-Amt  731.  741.  754. 
758.  770.  806.  809.  818.  822.  837.  858. 
868. 

—  Barmherziges  Brttderkloster  575. 
939. 

—  Universität,  Ex-Jesuiten  77.  82.  85. 
242.  261. 

—  Universität,  Neues  Schul-Beglement 
Bd.  Vra,  8.  319. 

Frieden  1742:  681.  790. 

Brieg,  Stadt  in  Schlesien,  Bbz.  Breslau, 
Oberamtsregierung  512.  518.  575.  658. 

—  Ober-Konsistonum  877. 

—  Jesuiten-Gebäude,  Kirche  265. 
Broglio,  Prinz  v.,  Maurice  Jean  Made- 

laine,  Dompropst  zu  Posen  276.  336. 
379.  453. 
Bromberg,   Stadt  a.  d.  Brahe,  Posen, 
Kammer-Departement,  Klöster  547. 

—  Karmeliterkloster  271. 
Bronkhorst,  Dorf,  Niederlande,  Pro- 
vinz Geldern  871. 

BroBcowius,  Kammer -Präsident  zu 
Plock  516. 

Brothmann,  E^tholischer  Geistlicher 
zu  Memel  155. 

Brüdt,  Adam,  Jesuit  in  Berlin  531. 

Brtthl,  Grafv.,  Karl  Adolf,  General  der 
Kavallerie  332. 

Brttsewitz,  v.,  12.  Dragoner-Regiment 
345.  347.  361. 

Brüssel,  Nuntius  zu  143.  147.  655. 

Brunetti,  Bmneth,  v.,  Leutnant  568. 

Brze sowie,  Brzovic^  Dorf  in  der  Graf- 
schaft Glatz,  bei  Lewin,  zur  Böhm- 
schen  Stadt  Nachod  gehörig  430. 

Brzez in' scher  Kreis,  Polen,  Gouverne- 
ment Warschau,  nach  der  Stadt  Brze- 
ziny  33. 

Brzovic  s.  Brzesowie. 

Bachholtz,  Kriegsrath  zu  Posen  361. 
370.  517.  878. 


Bu  ebner,  Geistlicher  in  Pfalzbayern  6 19. 

Bülow,  V.,  Kammerpräsident  zu  Magde- 
burg 853. 

Kriegsrath  zu  Posen  878. 

Büren  in  Westfalen,  Flecken,  Rbz.  Min- 
den, Trappisten  487.  554. 

Büren,  V.,  Archidiakonus  zu  Hildesheim 
879. 

Büttner,  Geheimer  Gabinets-Joumalist 
721. 

Büttner,  Kriegsrath  zu  Königsberg  i.  Pr« 
108. 

Bujarin,    Bojahren,    Dorf    in    West- 

Srenssen,  Rbz.  Danzig,  Kr.  Dirschau, 
ei  Schoeneck  924. 

Bunzlau,  Stadt  am  Bober,  Schlesien, 
Rbz.  Liegnitz,  Waisenhaus  753.  980. 

Busdorf,  Propstei,  im  Paderbornschen 
728. 

Busse,  Mauritius,  Propst  zu  Baders- 
leben 709. 

Butzer,  Kriegsrath  zu  Posen  517.  878. 

Bnxhewden,v.,  Russischer  €reneral  833. 

%D*  8.  a.  ^^« 

Gabinets-Ministerium,  s.  a.  Aus- 
wärtiges Departement  179. 191. 224. 232. 
240.  312.  314  (Ressortverhältniss).  315. 
358.  425.  429.  808.  835.  843.  913.  930. 
944. 

Gacault,  Frangois,  französischer  Ge- 
schäftsträger in  Rom  494.  523.  921. 

Gappel,  Professor  in  Göttingen  721. 

Gaprara,  Grafv.,  Giovanni  Battista, 
Nuntius  (1790)  938. 

Garaffa,  Diomedes,  Secretarius  in  Rom 
311. 

Garandini,  Filippo,  Kardinal,  Präfekt 
des  Goncilio  di  Trento  302. 

Gaselli,  Antonio  Francesco,  Kardinal 
767.  851. 

Gasoni,  Filippo,  Kardinal  Staats-Se- 
kretair  929.  965.  974.  976. 

Gensur  katholischer  Schriften  284.  381. 

Getto,  Anton,  Frhr.  v.  (1812),  Bayeri- 
scher Gesandter  zu  Paris  667. 

Ghambrier  d'Oleyres,  Preussischer  Ge- 
sandter am  Sardinischen  Hofe  429. 

Ghelm,  Dorf  in  Schlesien,  Rbz.  Oppeln, 
Kr.  Pless  926.  954. 

Ghina,  Mission  für  5>9. 

Ghoräle,  Ghorale  »  Ghoralisten  607. 
800,  S.  326,  331.  824,  S.  370,  373.  866. 
934. 

Ghrist,  Propst  zu  Gnesen  212. 

Gii^fyn,  Giazen,  Gii^cen,  Giazin,  Amt 
und  Gttterschlüssel  in  Polen,  Kreis 
^Slupce,  Gouvernement  Kaiisch,  a.  d. 
Warthe ,  10  klm  nordöstiich  von  Pei- 
sem  283.  405.  583.  812.  838.  840.  902. 
903. 

Gichowski,  v.,  Domherr  zu  Frauen- 
burg 532. 
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CLemniewski,  v.,  Ehescheidune  S26. 

339.  346. 
Ciofanii  Matthieu,  Abb6,  PrenaslBcher 

Resident  in  Born  3.  16  (f).  143.  632. 

637.  896.  920.  922. 
Ciolkowo  8.  Sielkowo. 
Cirke  8.  Zirke. 

CisterzienBer-Orden,  Privilegien  204. 
213. 

Stellanfznm  Papste  631. 

Clemens  XIIL,  Papst  342. 

Clemens,  Peter,  Karmeliter  438.  450. 

Clerc  8.  Le  Clerc. 

Coeceji,  ▼.,  Samuel,  Grosskanzler, 
Jnstizminister  für  ScfaleBien  854.  870. 

Frhr.  v.,  Karl  Ludwig,  Präsi- 
dent der  Oberamtsregienuig  und  des 
OberkonsiBtoriums  zu  Glogan  774.  892 
(8.  »  Nachträge« }. 

Colleggio  dl  Prussia  s.  Norbertinnm. 

Collenbach,T.,  Oesterreichischer  Un- 
terhändler 681. 

Colloredo-Mels  und  Waldsee,  Graf  y., 
Joseph,  GroBsprior  des  Maltheser-Or- 
dens  383. 

Collowrath,  Graf  y.  944. 

Colomb,  y.,  Kriegsrath  in  Warschau 
(Blficher's  Schwager)  438.  884. 

CommendonuB,  Johannes  Franziskus, 
Kardinal  110. 

Concordata  Nationis  Germanicae  473. 

Polnische  473. 

Coninx,  y.,  Kanzler  des  Jastizkolle- 
ginms  zu  Geldern  19. 

Conrad,  Hofbrediger  in  Berlin,  Befor- 
mirter  Geistlicher  Inspektor  435. 

Consalvi,  Ercole,  Kardinal  Staats- 
Sekretär  229.  248.  281.  337.  339.  346. 
367.  437.  439.  484.  494.  523.  536.  566. 
574.  584.  586.  601.  623.  637.  654.  667. 
691.  729.  744.  761.  766.  767.  848.  917. 
920.  921.  929.  932. 

Contucci,  Abbate  339. 

Contzen,  Benediktus,  Prälat  zu  St. 
Johann  in  HalbersUdt  709. 

Courbiöre,  De  THomme de,  Gaillaume 
Ben6,  Baron,  General  der  Infanterie 
und  Chef  des  58.  Infanterie-Begiments 
97.  133.  149.  171.  199. 

Courtois,  Pastor  zu  Elton  871. 

Crayen,  Kath  der  Kegierung  zu  Min- 
den 109. 

Cre ssier,  Kirchspiel  in  Neufchatel 
670. 

Cromerus,  Martin,  Fürstbischof  von 
Ermeland  110. 

CrotOBCi,  Johann,  in  Posen  640. 

Cudniewicz,  y.,  Domherr  zu  Posen 
483.  765.  780.  849. 

Cudnowski,  Geistlicher  in  Posen  483. 

Lehrer  in  Franstadt  467. 

Czarnikow,  Czamikaa,  Stadt  a.  d. 
Netze,  Posen,  Rbz.  Bromberg,  Propstei 
491. 


Czeladz,  Stadt  in  Polen,  Kr.  Olkii« 

926. 

Czenstochau,  Neu-,  Stadt  In  Polen, 

Gouyemement  Petrokow  49. 
Czernik,  y.,  Landrath  63.  67. 

I>. 

Daher  Stadt,    Küchendorf  der   Stadt 

Erfurt  562. 
Dänemark,  Verkehr  mit  Rom  851. 
Dagobertsches  Kloster  in  Erfurt  553. 
Da  hl,  Dorf,  Kr.  Paderborn  934. 
Dahlheim  s.  Dalheim. 
Dalberg,  Frhr.  y.,  Karl  Theodor  Anton 

Maria,  Karerzkanzler,    F&rst-Prinas 

549.  584.  593.  606.  615.  617.  619.  623. 

634.  643.  653.  654.  667.  682.  715.  723. 

728.  760.  762.  764.  766.  767.  772.  773. 

775.  843.  848.  851.  869.  917.  927.  938. 

962. 
Dalheim,  Dahlheim,  Rbz.  Unden,  Kr. 

Büren,  Augustiner-Kloster  54S. 
Dalski,  Official  zu  Deutsch-Krone  217. 
Dambkiewicz,  Lehrer  in  Fraostult 

467. 

Danilowicz,  Michael,  Regent  des  Se- 
minars zu  Suprasl  897. 

Danneil,  Rath  der  R^erung  zu  Halber- 
stadt 117. 

Dan  zig,  Armenanstalten  952. 

Barmherziges  Brflder-Kloster  541. 

595. 

Dominikanerkloster  952. 

Karmeliterkloster  952. 

Lazareth  924. 

Dassel,  Graf,  Reinoldus,  Dompropst 
zu  Hildesheim  825. 

Decem  s.  Zehnten. 

Dehosz,  B.,  Vorsteher  der  St  Hedwiga- 
kirohe  zu  Berlin  15. 

Delbrück,  Dellbrttck,  Dorf,  Kr.  Pader- 
born 934. 

Dolly,  Kammerdiener  531. 

Den  8 1  o  r f ,  Dorf,  Kr.  Braunsdhweig  809. 

Derneburg,Ci8terzienBer-KloBter,Rbz. 
Hildesheim,  Kr.  Marienburg  514. 

Detaxation 8- Kommission,  in  Sfld- 
preussen  278. 

Deutscher  Orden  473.  944. 

Deutsch-Krone,  Stadt  in  West- 
preussen,  Rbz.  Marienwerder,  Schal- 
Institut  217.  312. 

Diederichs,  Kammerdirektor  zuPIoek 
253. 

Diericke,  y..  Otto  Friedrich,  General- 
major, eher  des  16.  Infanterie-Bogi- 
ments  in  Braunsberg  225. 

Di  est,  y.,  Geheimer  Regierungsrath  in 
Mttnster  655. 

Dietherdt,  y.,  Johann  Philipp,  Ge- 
neralmajor, Direktor  des  Ober-Kri<^g»- 
kollegs,  Kriegsminister  752. 

Dietrich,  Kriegsrath  zu  Warschau  884* 


Ciemniewski  —  £lz. 
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Dingelbe,  Dorf,  Bbz.  HildoBheim,  Kr. 

Marienburg  800,  S.  322.  325. 
Dioezeseiii  PreassiBohe,  Abänderungen 

48. 
DisBidenten  in  Polen  193.  264. 
Dmosin,    Dorf  in   Polen,  Er.  Brze- 

zinv  33. 
D(5nüoff,  Graf  ?.,  Augast  LudwigChri- 
stian,  Ostpreoflsischer  Staats-Miuister, 
Obermarschall  22.  316. 
Dohm,  ▼.,  Christian  Wilhelnii  Gesandter 
am     Niederrheinisch-WestfiUiBohen 
Kreise  nnd  Bevollmächtigter  Minister 
am    Kur-K(5lni8chen  Hors,  Geheimer 
Kreis-Direktorialrath,  dann  Elammer- 
pr&sident  zu  Heiligenstadt  210.   216. 
36ft.  369.  374.  377.  378.  412.  958.  962. 
Dob  na,  Graf  ▼.,  Schlobitten,  Maltheser- 

ritter  179. 
Graf  V.,  520. 

Domkapitel,  Besteuerunff  24. 
Domstifter.  Präbenden  880. 
Doria-Pamtili,   Ginseppe,    Kardinal 
Staats-Sekretair  3. 

Dorpat,  Stadt  in  Liyland,'  Universität 
72J. 

Dor Stadt,  Dorstädt,  Dorf,  Augustiner- 
Nonnenkloster  an  der  Ocker,  Bbz. 
Hildesheim,  Kr.  Goslar  707.  724. 

Dortmund,  Stadt  in  Westfalen,  Bbz. 
Arnsberg,  Minoriten-Konvent  38. 

Fttrstlich-Oranische  Begiemng  792, 

Anm.  3. 

Draheim,  Dorf  und  Amt  in  Pommern, 
Bbz.  K(58lin,  Kr.  Neu-Stettin,  Luthe- 
rische Pfarren  23. 

Kirchenwesen  174.  537.  781. 

Drangowski,  Drangowken,  Pfarr- 
kirche, 3Vsklm.  südlich  von  Tilsit,  Bbz. 
Gumbinnen  110.  537. 

Dresdener  Frieden  1745:  681.  790. 

Driburg,  Drieburg,  Stadt,  Bbz.  Min- 
den, Kr.  Hüxter,  Trappisten  487. 

Drohiczyn,  Stadt  am  Bug,  Polen, 
Gouvernement  Grodno ,  JesuitenkoUe- 
ginm  329. 

D roste  zu  Yischering,  Frhr.  v.,  Kaspar 
Maximilian,  Weihbischof  zu  Münster, 
Dompropst  zu  Minden  210.  742.  791. 

D  ruf  fei,  y..  Geheimer  Kriegsrath  zu 
Münster  961. 

Drzewiecka,  v.,  Priorissin  zuOwinsk 
490.  510. 

Duchdme?,  franzi^sischer  General ;  wolil 
Dnhesme  965. 

Duchnowski,  y.,  Nikolaus,  Bischof 
von  Suprasl  687.  897  (f). 

Duderstadt,  Stadt  im  Eichsfelde,  Kr. 
Osterode,  rrotestantische  Gemeinde 
482.  591.  937.  958.  962. 

Magistrat  962. 

Ursulinerkloster  481. 

Düsseldorf,  Stadt  am  Bhein,  Kolle- 
giatstift  842. 


Duisburg,  Stadt,  Bbz.  Düsseldorf,  Uni- 
versität 703.  721.  865. 
Dumeitz,  Propst  in  Erfurt  588. 
Dunin,  Martin,  Kanonikus  zu  Inowrac- 

law,  Wraclawek,  Domherr  zu  Gnesen 

883. 
Dunkelberg,   Ildefons,  Benediktiner 

in  Erfurt  563. 
D  u  s  c  h  n  i  k ,  Dorf  in  Posen,  Kr.  Samter, 

Pfarre  327. 
D yck ,  zum,  Einsasse  zulbbenbühren  26. 
Dykhausen,     Dorf    in    Ostfriesland, 

Landdrostei  Aurich,  Amt  Wittmund 

127. 

Eberhardi,  Kriegsrath  zu  Plock  253. 

Egbert,  Bischof  von  Münster  571. 

Egeln,  Stadt,  Bbz.  Magdeburg,  Kr. 
Wanzleben,  Kloster  123. 

Ehe-Dispensationen,  s.  a.  Bischöfliche 
Fakultäten  63.  221.  223.  244.  326.  329. 
774. 

Ehen,  Gemischte  305.  318.  342.  358.  649. 
651.  658. 

Ehesachen,  -Scheidung  307.  318.  326. 
335.  353.  365.  469.  473.  700. 

Eichsfeld,  Finanz-Kommission  639. 

Geistliches  Kommissariat,  s.  a.  Hei- 
ligenstadt 832.  865. 

Eichstaedt,  Stadt a.d.Altmüh1,  Mittel- 
franken, Bischof  von  536.  556.  574.  843. 

Eickstedt,  v.,  Yice-Präsident,  dann 
Präsident  der  Pommerschen  Begiemng 
zu  Stettin  9.  23.  116.  174.  788. 

V.,  Assessor  bei  der  Pommerschen 

Begiemng  788. 

Eid,  Bischoflicher  168.  169.  273.  275. 
310.  338.  340.  473.  687. 

der  Prosjmodalrichter  387. 

Eigel,  J.,  Vorsteher  der  St.  Hedwigs- 
kirche zu  Berlin  15. 

Elberfeld,  Propst  662. 

Elmenhorsti  v.,  Domherr  zu  Pader- 
born 728. 

Eisberg,  Eisbergen,  v.,  Engelbert,  Ka- 
nonikus zu  Bees  625.  910. 

Eisner,  Professor  in  Königsberg  i./Pr. 
102. 

Elton,  Eltern,  Flecken,  Bbz.  Düsseldorf, 
Kr.  Bees,  fVanziskanerkloster  560. 

Eltern,  Stift  577.  871. 

Vikariate  576. 

Eltenberg  bei  Elton  871. 

Eltern  s.  Elten. 

Elverfeld,  Frhr.  v.,  Alexander  Fried- 
rich, Dom-Scholaster  zu  Paderborn 
934. 

Elverfeldt,  v.,  Werner  August,  Dom- 
propst zu  Paderborn  464. 

El  wangen ,  Ellwangen,  Stadt  a.  d.  Jagst, 
Württemberg,  Propstei  690. 

Elz,  v.,Vikarie  in  Heiligenstadt  639. 
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Elze,  Stadt,  Ebz.  HildeBheim,  Kr.  Gro- 
nau 800. 

Emden,  Stadt  a.  d.  Ems,  Ostfriesland, 
katholische  Gemeinde  127. 

Emmerich,  Stadt  a.  Rhein,  Rbz.  Düssel- 
dorf, Er.  Rees,  Regierung,  im  Septem- 
ber 1803  nach  Münster  verlegt  38.  59. 
83.  147.  305.  489.  625. 

katholische  Lehranstalt,  Vereini- 
gung mit  Münster  563. 

Klöster  655. 

Official  zu  147. 

Rentei  871. 

Seminar  721. 

Entschädig  ungs-Depntation  am 
Reichstage  457. 

Entschädigungslande,  Hauptorgani- 
satlonskommission  468.  591.  624.  627. 
664.  708.  787.  798. 

Organisation  497. 

Ressart-Reglement  573. 

Ressort-Yerhältniss  656.  657.  911. 

Führung  der  katholischen  Stimmen 

am  Reichstage  622.  629.  635. 

Dioezesaneintheilung  593.  594.  598. 


624.  634.  642.  843.  869. 

Domkapitel  728.  769. 

Klöster  498.  505. 

Mediatstifter  457.  476.  478.  485. 

Episcopalsystem     s.    Bischöfliches 

System. 
E  r  b  kam ,  Oberamtsregierungs-und  Ober- 

konsistorialrath  zu  Glogau  774.  892  (s. 

»Nachträge«). 
Erde -Geld  705. 
Erfurt,   Stadt  a.  d.  Gera,  Thüringen, 

Augustinerkloster  562. 

Gymnasium  562.  563. 

Kirche  ad  St.  Wigpertum  562. 

St.  Marienkirche  588. 

Klöster;   St.  Peter  u.  Paul  553. 

Karthäuserkloster  555. 

KoUegiatstift  ad  Beatam  Mariam 

Virginem  588.  607. 
KoUegiatstift  ad  Sanctum  Severum 

607. 


Schottenkloster  563. 

Universität  562.   563  (Vereinigung 

mit  Münster).  703.  721.  865. 
Erlangen,  Stadt  a.  d.  Regoitz,  Mittel- 
franken, Universität  641. 
Ermeland,  Bisthum,  Fürstbischof  von, 
s.  a.  HohenzoUem  40.  45.  46.  47.  50. 

55.  57.  72.  110.  153.   167,  Anm.  3.192. 

199.   225.  237.  251.  285.  287.  308.  317. 

395.  398.  411.  461.  509.  532.  581.  594. 

624.  632,  Anm.  2  (+).  661.  663.673.  751. 

869.  905.  977. 

Bischofswahl  HO. 

Dioezese,  Gelder  nach  Rom  237. 

Feiertage  108. 

Hochfltift,  Gelder  nach  Rom  238. 

Kirchenwesen  110.    136. 

Klöster  546. 


Ermeland,  Pfarrzwang  589. 

Prosynodalrichter  129. 

Römische  Fundationen  473. 

Schnlfonds  886. 

rühmliche  Haltung  der  Einwohner 

während  des  Krieges  977. 

Ernest,  v.,  Johann  Victor,  General- 
major 210.  216. 

Ernst,  Kurfürst  von  Köln  824. 

Erzbischöfliche  Rechte,  Metropolitui- 
Rechte  308.  309.  310. 

Espenden,  espendae,  verschrieben  für 
Esperde;  s.  d. 

Esperde,  Dorf,  Rbz.  Hannover,  Amt 
Hameln,  östlich  von  Grohnde  824,  a  364, 
367. 

Ess,  vau.  Prior  zu  Huysbnrg  619. 

Essen,  Stadt  a.  d.  Ruhr,  Rbz.  Dilsal 
dorf,  Organisationskommission  659. 871 . 

Abtei,  Aebtissin  von  633.  871. 

Damenkapitel  577.  659. 

Kanonichen-Kapitel  578. 

Hoch-Kapitel  728. 

Kapuzinerkloster  560. 

Vikariate;  St  Nicolai  576. 

Essenbrügge,  Konsistorialrath  zu  An- 
rieh 127. 

Estocq  s.  L'Estocq. 

Etats-Ministerium  731.  741. 

Etteln,  Ettelen,  Dori^  Rbz.  Minden,  Kr. 
Büren  934. 

Eytelwein,  Geheimer Ober-Banrath  zu 
Plock  516. 

F. 

Falkenberg,  V.,  Armenstiftung  zu  HQ- 

desheim  800,  S.  332. 
Favrat,  V.,  Franz  Andreas,  General  der 

Infanterie,  Gouvemenf  von  Glatz  427. 

430.  444. 
Feiertage,  Verminderung  der  100.103. 

108.  131.  157.  158.    164.  170.  176.  IdS. 

393.  399.  403.  406.  645.  749.  768.  894. 
Griechisch-unirte  und  katholische 

in  Neuostpreussen,  Verminderung  209. 

215.  219. 
Feit,  BVLTgei  in  Posen  361. 
Feldprediger,  Gamisonprediger.  ka- 
tholische 97.   133.  149.  171.  199.  784. 

785.  828.  876.  961. 
Pfarrzwang  862. 


Ferdinand,  Erzherzog  von  Oester- 
reioh  447.  556. 

Ferdinandeisohe  Stiftung  in  Fader« 
born  559.  934. 

Fesch,  Joseph,  E^rdtnal,  französischer 
Gesandter  zn  Rom  523.  767.  848. 

Koadjutor  Dalberg's  927.  929. 

F  e  s  s  1  e  r ,  Ignaz  Aurelius,  Professor,  An- 
stellung beim  Südprenssischen  De- 
partement 183.  212.  236.  242.  255.  259. 
309. 

Fiiaikowski.  v.,  Sekretair  des  Dom- 
kapitels zu  Gnesen  883. 


£lze  —  Geistliches  Departement. 
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F  i  11  p  0  w  s  k  i ,   Robert ,   Eamaldnlenser 

603. 
Fincke,  Kammerdirektor  zu  Posen  6. 

262. 
Finckenstein,  Graf  y.,  Karl  Wilhelmi 

GteheimerStaats-andCabinets-Minister 

3.  16.  39.   41.   44.   45.  46.   47.  48.  50. 

53.  56.  62.   63.   83.   84.   91.    112.    114. 

121.  141.  178  (t). 
Graf  V.,    Karl   Friedrich   Lndwig 

Albert,  Ostprenssischer  Staats-Minister, 

Kanzler  22.  240.  316. 
F i  8 c  h  a  n ,  Dorf  in  Westpreussen,  Rbz. 

Danzig,  Kr.  Marienbnrg,  Pfarre  101. 
Fischer,  Kriegsrath  zu  Warschau  438. 
Fl  0  eck  er,  Lehnsaktnar  zu  Hildesheim 

800,  S.  313. 
Florenz,  Aufenthalt  des  Papstes  in  der 

Kzrthause  bei  14. 
—  Humboldts  Auftrag  in  429. 
Focke,  Geheimer  Ober-Justizrath,  Mit- 
glied   der    Haupt^Organisations-Kom- 

mission  der  Entschädigungslande  468. 

487.  559.  591.  594.  598.  624.  627. 
Fol(c)kmer^  Pfarrer  zu  Reinerz  207. 233. 
Fo  r  8  tme  ister,  y.,Domdechant  zu  Pader- 
born 470. 
Fox,  Michael,  Domdechant  zu  Gutstadt 

532. 
Fränkisches  Departement,  s.  a.  Har- 
denberg 315.  836. 
Fränkische  FürstenthUmer   536.  556. 

574. 
DioezesanverhSltniss  315.  634.  843. 

869. 
Frank,  Franc,  Frhr.  y.,  Peter  Anton, 

Kaiserlicher  Rath  767. 
Frankfurt  a/Main,  Klöster  566. 
Frankfurt   a/Oder,    Parochialabgaben 

435. 
Universität,  Katholische  Lehrstühle 

und  Freitische  82.  218.  242.  261.  619. 

738. 
Frankreich,  unterstützt  Preussen  in 

der  Entschlidigungssache  351.  377. 
VerhSltniss  zu  Rom  923.  927.  965. 

966.  967.  974. 
Französische  Republik  488. 
Franenburg,  Stadt  im  Ermelande,  Kr. 

Braunsberg,  Domkapitel,  Domstift  110. 

166.  199.  532.  537.  663. 

Kathedralkirche  110. 

- —  Konyersen-Institut  241.  316. 
Franstadt,  Stadt,  Rbz.  Posen,  Schulen 

126.  165.  345.  467. 

MUitärschule  750.  752.  757.  800. 

Freckenfaorst,  Flecken,  Rbz.  Münster, 

Kr.  Warendorf,  Fräuleinstift;  Pfarre 

798.  920. 
Freiburg  i.d. Schweiz,  Trappisten  487. 
Freisingen,  Stadta.d.Isar,0berba7em, 

Bischof  yon  593. 
Friedeberg,  Stadt  i.  d.  Neumark,  Rbz. 

Prankfurt  138. 


Friedeberg,  Stadt  am  Queis,  Schle- 
sien, Rbz.  Liegnltz,  Kr.  Loewenberg 
819.  837. 

Fr i edel,  Kammergerich tsrath,  Mitglied 

des  Reformirten  Kirchendirektoriums 

zu  Berlin  435. 
Leopold    Ludwig,    Oberamtsregie- 

rungsrath  zu  Glogau  774.  892  (s  »Nach- 

trägec). 

Friedlaender  u.  Co.,  Bankier  in  Berlin 

849.  914.  975. 
Friedrich  der  Grosse  539.   681.  088. 

694.  790.  797.  839.  870.  954. 
Friedrich  IIL,  Kaiser  851. 
Friedrichslohra^  Dorf  in  der  Graf- 
schaft  Hohnstein,    Rbz.    Erfurt,    Kr. 

Nordhausen,  iLatholische  Kirche  117. 
Friese'sches  Lehn,    beim  Domkapitel 

zu  Hildesheim  800,  S.  325. 
Frohne,  Professor  in  Heiligenstadt  865. 
Frommichen,  Sophie,  Schulyorsteherin 

in  Heiligenstadt  865. 
Ftilleborn,  Karl  Friedrich,  Rath,  dann 

Direktor  der  Oberamtsregierung  und 

des  Oberkonsistoriums  zu  Glogau  774. 

892  (s.  »Nachträge«). 
Fürstenberg,  Nonnenkloster  beiXauten 

525.  857. 

Frhr.  y.,  Ferdinand,  Bischof  von 

Paderborn,  Stiftung  559.  934. 

Frhr.  y.,  Franz  Egon,  Fürstbischof 


yon  Hildesheim  und  Paderborn,  s.  a. 
Hildesheim  550.  643.  690.  701.  708.  726. 
745.  755.  874. 

Frhr.  y.,   Domherr   zu   Paderborn 


934. 


846. 


Frhr.  y.,  Generalyikar  zu  Münster 


-Herdringen,  Frhr.  y.,  Franz  Fried- 
rich Wilhelm,  Minister  zu  Münster  210. 

Fürst- Primas  s.  Dalberg. 

Fuhrbach,  Dorf  bei  Dnderstadt,  Rbz. 
Hildesheim  533. 

Fulda  8.  a.  Oranien. 

Stadt  a.  d.  Fulda,  Rbz.  Kassel,  Bis- 


thum  728. 


O. 


G  a  j  e  w  s  k  i ,  Johann,  Landrichter  in  Posen 
640. 

Gallitzin,  Fürstin,  Amalie,  geborene 
Reichsgräfin  y.  Schmettau,  in  Münster 
210.  791. 

Garbenzehnt  477. 

Garnisonprediger  s.  Feldprediger. 

Gawronski,  Andreas,  Bischof  yon 
Krakau  926.  954. 

Gehrden,  Flecken,  Rbz.  Minden,  Kr. 
Warburg,  Nonnenkloster  786. 

Geist,  Haus,  Landkreis  Münster,  Jesu- 
iten-Residenz 674.  844. 
'Geistliches   Departement,    s.    a. 
i     MasBOW  4.  9.  10.  22.  23.  25.  28.'  39.  66. 
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Orts-,  Personen-  und  Saeh-Eegister  ra  Band  ym  nnd  IX. 


67.  75.  79.  84.  89.  94.  97.  115.  116.  117. 
125.  127.  129.  137.  143.  156.  158.  159. 
167.  174.  177.  182.  184.  186.  188.  193. 
202.  252.  256.  271.  277.  305.  311.  316. 
325.  358.  384.  397.  398.  451.  469.  489. 
546.  547.  595.  631.  638.  641  (Ressortr 
verhältniss  zum  Generaldirektorium). 
644.  656.  657.  664.  710.  774.  783.  788. 
789.  796.  816.  842.  845.  858.  862.  876. 
880.  886.  892.  901.  911.  931.  936.  943. 
945.  946.  951.  964. 

Geistlicher,  AdelserhebuDg  68. 

Geistliche,  Amtlose  483. 

— "  KathoUsche,  in  Südpreussen,  An- 
stellungsgebtthren  888. 

Answürtige  34.  37.  53.  504. 

Gerichtsbarkeit,   Gerichte  60.   81. 

224.  307.  322.  330.  338.  524.  611.  676. 

Güter,  Kompetenz  von  Auslän- 
dern 53. 

Obere,  Bestätigung  759. 

Geistlichkeit,  Steuern  278. 

Geithe,  Dorf  in  Kleve,  Bba.  Arnsberg, 
Kr.  Hamm  in  Westfalen,  Bethaus 
147. 

Geldern,  Grafen  und  Herzoge  von 
871 

Stadt  a.  d.  Niers,  Bbz.  Düsseldorf, 

Landes  -  Administraäonscollegium  79. 

Primat  über  282.  402. 

KirchenverfassuDg  Bd.  YIU,  S.  210. 

Säkularisationen   unter  Joseph  U. 

416. 

Gemischte  Ehen  s.  Ehen. 

Generaldirektorium  41.  108.  198. 
641  (Bessortverhältniss  zum  Geistlichen 
Departement)  656.  657.  660.  771.  789. 

Genga,  Annibale  della,  Erzbischof  yon 
Tyrus,  Päpstlicher  Nuntius,  der  spätere 
Papst  Leo  XII.  143.  167.  691.  736.  766. 
848.  851.  917.  918.  920.  938.  946.  950. 

Gentzkow,  v.,  Regiernngsrath  zu 
Marienwerder  75.  89.  101.  185.  256. 
285.  504. 

Gerdilo,  Giacinto  Sigismondo,  Kardinal 
40. 

Gerichte,  Gerichtsbarkeit,  Geistliche, 
Bischöfliche  s.  Geistliche  Gerichtsbar- 
keit; s.  a.  Prosynodalrichter. 

G  e  r  0  d  e ,  Benediktiner-Kloster  im  Eichs- 
felde, Bbz.  Erfurt,  Kr.  Worbis  533. 
563.  80a,  S.  331. 

Gerswinda,  Aebtissin  zu  Essen  577. 

Gesetz-Kommission  616.  695. 

Geusau,  v.,  Lewin,  Generalleutnant, 
Generalquartiermeister  961. 

Ghigiotti,  Prälat  421. 

Giesen,  Klein-,  Dorf,  Landkreis  Hil- 
desheim 824,  S.  364. 

G  i  e  s  e  y  n ,  wohl  Gierzyn,  Dorf  in  Posen, 
nordwestlich  von  Pudewitz  864. 

Giesmannsdorf,  Dorf  in  Schlesien, 
Rbz.  Liegttitz,  Kr.  Bnnzlau  694.  731. 
741.  754.  758.  790.   794.  797.  868.  870. 


Gis  e  yi  US,  £?angeliBcher  Enpriester  in 

Lyck  376. 
Glaesersdorf,  Ober-,  Dorf  in  SchlosieD, 

Rbs.  Liegnitz,  Kr.  Laben  649. 
Glatz,  Grafschaft,  Visitation  durch  den 

Erzbischof  von  Prag  424.  427. 430. 443. 

444.  447. 
Gleiwitz,   Stadt  in   Schlesien,  Bbt 

Oppeln,  Simnltaneum  790. 
Glodt,  Jakob,  in  Harienwerder  841. 
Glogau,    Fttrstenthnm    in   Schlesiea 

870. 
Stadt  a.  d.  Oder,  Schlesien,  Bbi. 

Liegnitz,  Ober -Amts -Regierung  511 

774. 

Kriegs-  nnd  Domänen-Kammer  81S. 

Ober-Konsistorium  Bd.  YIU.  8. 90; 


649.  877.  892.  893. 

Gnesen,  Stadt  in  Posen,  Rbs.  Brani- 
berg,  Bisthum,  Erzbischof  von,  a  a 
Krasiki  17.  18.  20.  21.  32.  40.  43.  45. 
47.  55.  58  (Kreditwesen).  72.  76.  7&  86. 
153.  274.  279.  285.  287.  Tod,  Scbsl- 
den  289.  290.  301.  308.  309«  329.  830. 
391.  440.  449.  456.  532  (VerbindiDg 
mit  Ermeland).  673.  698.  714  [Genenl- 
Administrator).  776.  782.  801.  804.  805. 
807.  808.  810.  811.  812.  813  {Flinten- 
titel). 814.  815.  829.  838.  840.  847. 849. 
855.  867.  869.  873.  883.  884.  888.  890. 
902.  903.  905.  907.  912.  914.  915.  910. 
922.  923.  955.  957.  975. 

Erzbisthum,  Neubesetzung  294. 295. 

301. 

Pallium  für  den  Erzbischof  273. 

473.  914.  922.  955. 

Appellationsrichter  957. 

Domkapitel,  Residenzzeit  105. 107. 


413.  417.  426.  440  (Ansprüche  ans  den 
Gnadeujahr).  449.  456.  782.  787.  804. 
808.  812.  813.  883. 

—  Dompropstei  782.  821. 

—  Franziskaner-Nonnenkloster  795. 

—  Kreuzherrenkloster  688. 

—  Konsistorium  782. 

—  Konsistorialarchiv  867. 

—  Officialat  103.  805.  812. 

—  Primat  über  Wilna  und  Samogities 
190.  194. 

Schuldenregulierungs  -Kommiiooi 


329. 

GodziemierskijT.,  Domherr  zu  Frioeih 
burff  532. 

Goeclcel,  Pastor  zu  Altena  901. 

Goecking,  v..  Geheimer  Oberfiatot' 
rath  614. 

Goedeke,  Stadtpfarrer  zu  Daderst^it 
958. 

G  0  e  d  e  n  s .  Flecken  in  Ostfriesland,  Laod- 
drostei  Aurich,  Amt  Wittmund,  Katho- 
lische Gemeinde  127. 

Goerdeler,  Regiernngsrath  zu  Magde- 
burg 719. 

G  o  e  r  t  z ,  Graf  v.  Schlitz  genannt  GoerU, 


Geistlicher  —  Gnisolan. 
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I  Johann  Eufltach,  StMts-Minister,  Prea- 
'  Bsischer  Gesandter  am  Reichstage  zu 
I    Begensbnrg  344.   351.   369.  377.  457. 

476.  478.  485.  540.  593.  600.  604.  605. 

612.  615.  622.  629.  634.  635.  643.  653. 

682.  691.  715.  760.  762.  764.  773.  775. 

917.  918.  920.  927.  938.  950. 
Gofflan,  Dorf  in  Schlesien,  Kr.  Seh  weid- 

nits  823. 
Golaczewski,  Golaszewsky,  y.,  Johann 

Klemens,  Official,  dann  Bischof  von 

Wigry  257.  665.  692.  748.  831.  859. 
Goldap,  Stadt  in  Ostpreussen,    Rbz. 

Gnmhinnen  97. 
Goldbeck,  y.,  Heinrich  Jalins,  Staats- 

Minister,  Grosskanzler,  Chef  der  Justiz 

12.  27.   50.   58.  60.  S.  90.    81.   S.  107. 

86.  153.  224.   227.  230.  284.  307.  328. 

353.  358.  365.  375.  389.  396.  397.  415. 

420.  423.  432.  441.  452.  469.  477.  512. 

518.  572.  573.  589.   592.  602.  616.  618. 

641.  649.  651.  658.  663.  676.  695.  792. 

862.  874.  944.  947. 

—  y.,  Kammerdirektor  zu  Geldern 
Band  YIU,  S.  210. 

Gold  mann.  Geheimer  Ober-Bechnungs- 

rath,  Mitglied  der  Hauptorganisations- 

kommission  624.  627. 
Golecki,  Archidiakonus  in  Posen  849. 
Goltz,  Graf  y.  d.,   August   Friedrich 

Ferdinand,  Preussischer  Gesandter  in 

St.  Petersburg,    1807   Juli  7    Staats- 

Minister  948.  978,  Anm. 
Gorczyczewski,  y.,  Abt  zu  Sulejewo 

852. 
Gorzenski,  Graf,  Timotheus,  Bischof 

yon  Smolensk,  dann  Bischof  yon  Posen 

907.  909. 

Graf  y.,  General  907. 

Goslar,  Stadt,  Rbz.  Hildesheim  800. 

—  Lutherische  Kirche  den  Katholiken 
eingeräumt  937.  958. 

Gossel,  Konsistorialrath  zu  Aurich  127. 

G  0  8  B 1  e  r ,  Geheimer  Ober-Beyisions-  und 
Kammergerichtsrath,  Mitglied  der 
Hanpt-Organisations-Kommission  der 
Entschftdignngslande  468. 

—  Kriegsrath  zu  Magdeburg  853. 
Begierungsrath  zu  Magdeburg  123. 

719. 

Gostyn,  Stadt,  Rbz.  Posen,  Philippiner- 
Kongregation  527. 

Goziemba,  y.,  Familie  in  Posen  878. 

Gozimirski,y.,  Kanonikus  zu  Gnesen 
787. 

Graaf-Insel,  bei  Xanten  711. 

Graaf,  Assessor  am  Landyogteigerichte 
zu  Heilsberg  136. 

Grabe  wo,  Dorf  in  Posen,  Rbz.  Brom- 
berg, Kr.  Gnesen  717. 

Grabowski,  Stadtrath  in  Warschau 
422.  438. 

Graefe,  Professor  in  Königsberg  i./Pr. 
102. 

Oranier,  Prewsen  und  dit  kaUL  Kirohe.    IX. 


Gratifikations-Fonds,inSttdpreussen 
278. 

Graudenz,  Stadt  a.  d.  Weichsel,  West- 
preussen,  Rbz.  Marien werder,  Refor- 
maten-Kloster  299.  300.  537. 

Grauert,  Erzpriester  in  Lingen  845. 

Grauhof,  Kloster  im  Amte  Liebenburg, 
bei  Goslar  513. 

Grawert,  y.,  Julius  August  Reinhold, 
Generalleutnant  876. 

Grazyski  s.  Grodzisk. 

Gregorianischer  Kalender  209.  215. 
219. 

Greife nstein,  Herrschaft  in  Schlesien, 
Rbz.  Liegnitz,  Kr.  LOwenberg  819. 
870.  877. 

Greyenitz,  y.,  Friedrich  August  Fer- 
dinand, Oberamtsregierungsrath  zu 
Glogau  774. 

Griechen,  Unirte  in  Neuostpreussen ; 
s.  a.  Suprasl  209.  215.  420.  423.  432. 
539.  672. 

Nicht-unirte,  in  Neuostpreussen  404. 

420.  423. 

Grochowski,  Bischöflicher  Voigt  in 
Preussisch-Schlesien  926. 

Grodno,  Stadt  am  Niemen,  Russland, 
Reichstag  zu  278. 

Grodzisk,  Grodzisken, Grodzysko,  Gra- 
zysken,  Gradzisken,  Dorf  in  Ostpreu- 
ssen,-  Rbz.  Gumbinnen,  Kr.  Johannis- 
burg  168.  208.  245.  254.  288.  585. 

Groeben,  Graf  y.  d.,  Johann  Georg, 
Ostpreussischer  Staats-Minister,  Land- 
hofmeister 22. 

y.  d.,  Erasmus  Ludwig  Friedrich, 

Generalmajor,  Preussischer  Gesandter 
zu  St.  Petersburg  47. 

Gröning,  y.,  Regierungsrath  zu  Marien- 
werder 75.  89.  101.  193.  256. 

G  r  0 1  m  a  n .  y..  Geheimer  Regierungsrath 
zu  Münster  655. 

Grombczewski,  y.,  Joseph,  Domherr 
zu  Frauenburg  532. 

Gronau,  Stadt  a.  d.  Leine,  Rbz.  Hil- 
desheim, Dominikanerkloster  515.  560. 

Groschen,  Marien-,  s. Mariengroschen. 

Polnische  479,  S.  655,  Anm.  1. 

Gruhl,  Pfarrer  zu  Seifersdorf  in  Schle- 
sien 731.  741. 

Grunzing,  Dorf  in  Posen,  Kr.  Meseritz 
799.942. 

Gruttschreiber,  Frhr.  y.,  Kriegsrath 
zu  Posen  262. 

Gülpen,  y.,  Konyentual  zu  Werden  501. 

Günther,  Fhr.  y.,  Johann  Heinrich, 
Greneralleutnant  266. 

Guionneau,y^  Ludwig  August,  Oberst, 
Assessor  des  Ober-Kriegskollegs ;  1806 
General-Intendant  752. 

Guischard,  Regierungsrath  zu  Magde- 
burg 123. 

Gui Solan,  Maxime,  Bischof  yon  Lau- 
sanne 670. 

41 
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Orts-,  Personen-  and  Sach-Begister  zu  Band  VIII  und  IX. 


Gnlden,  Polnisehe  479,  S.  655,  Anm.  1. 
Gumbinnen,  Stadt  in  Ostpreossen,  Paro- 

chlalabcaben  705. 
Gnrowska,  Grfifin  v.  603. 
Y.,  Melchiora,  Aebtissin  zu  Owinsk 

490. 
Gntstadt,  Gattstadt,  Stadt  a.  d.  Alle, 

Bbz.  Königsberg,  Kr.  Heilsberg,  Kol- 

legiatstift  532. 


Haaren,  Haaren,  Dorf,  Rbz.  Minden, 
Kr.  Büren  538. 

Hackmann,  Kaufmann  in  Lingen  462. 

Hadmersleben,  Dorf,  Rbz.  Magde- 
burg, Kr.  Wanzleben,  Benediktiner- 
Nonnen-Kloster  709. 

Haeffelin,  Frhr.  v.,  Kasimir,  Bischof 
von  Chersones  667.  736. 

Haenlein,  Konrad  Sigmund  Karl,  ge- 
adelt 1803,  Kreis-Direktorial-Qesandter 
im  Fränkischen  Kreise,  Vice-Prftsident 
der  Kriegs-  und  Dom&nen-Kammer  zu 
Ansbach,  Subdeleglrter  bei  der  Ent- 
sehi&digungs-Deputation  am  Reichstage 
457,  Anm.  1.  476.  478.  485.  540.  593, 
Anm.  1.  619. 

Haerlem,Y.,  Kammerpräsident  zu  Posen 
6.  262.  345.  347.  354.  360.  361.  370. 
372.  517. 

Hagen,  Stadt  in  der  Grafschaft  Mark, 
Rbz.  Arnsberg,  Pastor  zu  651. 

Hagen,  Graf  vom,  Geheimer  Finanzrath 
935.  953.  960. 

Hagken,  y.,  44.  Infanterie- Regiment 
956.  961. 

Hagspiel,  Isidorus,  Abt  zu  Huysbarg 
and  Minden  709.  725.  732.  735.  737. 
739.  740.  743. 

Hahn,  Kreisjustizrath  zu  Memel  155. 

Kriegsrath  in  Posen  517.  878. 

Haine,  Hayne,  Dorf  in  Schlesien,  Rbz. 
Liegnitz,  Kr.  Löwenberg  819.  822.  837. 

Halberstadt,  Stadt,  Bbz.  Madeburg, 
Kriegs-  und  Domänenkammer  699.  769. 
800,  S.  319.  866.  879.  899.  935. 

Regierung  9.  117.  311.  788. 

Landeskollegien  724. 

Land-Stände  707.  899. 

Diözesanverhältniss  634.  642. 

Kirohenwesen  117, 

Klöster  704.  709.  724.  725.  732.  734. 

735.  737.  739.  740.  743.  796. 

Dominikanerkloster  9.  384.  560.  707. 

788. 

Kloster  St.  Johann  899. 

Domschule  865. 

Hilfsgeistliche  für  Beriin  662. 

Maltheser-Orden  944. 

Haldensleben,  Alt-,  s.  Althaldensleben. 

Hai  fern,  v.,  Prediger  zu  Essen  576. 

Halle,  Stadt  a.  d.  Saale,  Rbz.  Merse- 
burg, Magistrat  853. 


Halle,  Irrenhaus  719. 

Katholische  Gemeinde  123.  486. 

Predigerhaus  853. 

Universität  77.  218.  703. 

Hai  verde,  Dorf  im  Kirchspiel  Becke, 
Rbz.  Münster,  Kr.  Tecklenburg  28. 
143.  386. 

Hambach,  Jakobus,  Präpomtus  n 
Adersleben  709. 

Hamborn,  Dorf,  Rbz.  Dfisseldorf,  Kr. 
Ruhrort,  Abtei  703. 

Hanbom,   Rittergut  am  Ellerbachf 

Kr.  Paderborn  934. 

Hamburg,  Armenanstalten  952. 

Hamersleben,  Dorf,  Rbz.  Magdeburg, 
Ejt.  Oschersleben,  Angustinerkloster 
707.  709.  724.  899. 

Hamilton,  Jakob  und  Joseph,  Bene- 
diktiner zu  Erfurt  563. 

Hamm,  Stadt  a.  d.  Lippe,  Rbz.  Aroa- 
berg,  Kriegs-  und  Domainen-Kammer, 
eingerichtet  im  December  1803  fb 
Kleve,  Mark,  Soest,  Lippstadt,  Eseeo, 
Elten  und  Werden  830.  842.  857.  910. 
911.  964. 

Hanborn  s.  Hamborn. 

Hangel  am  s.  Henglam. 

Hannover,  Kur-  728.  800,  S.  312. 

Hardehausen,  Kloster,  Rbz.  Minden, 
Kr.  Warburg  514.  530. 

Hardenberg,  Frhr.  v.,  Karl  Aogust,  Ge- 
heimer Staats-  und  Cabinet»-Minister, 
Chef  des  Fränkischen,  des  Magdeborg- 
Halberstädtischen,  des  WesttSliseheB 
und  des  Neufchateler  Departements 
des  Greneraldirektoriums,  dann  Chef  des 
Auswärtigen  Departements  41.  50.  198. 
315.  462.  473,  Anm.  3.  475.  508.  525. 
596.  619.  633.  634.  635.  641.  642.  641 
670.  711.  715.  716. 
748.  755.  760.  763. 
777.  779.  813.  826. 
844.  857.  861.  869. 
906.  907.  910.  922. 


723.  727. 
764.  768. 
830.  834. 

871.  881.  896.  905. 
944,  Anm.  2.  971 


729. 
771 
835. 


747. 
771 

841 


H  a  r  n  i  e  r ,  Legationsrath,  Preassisehsr 
Resident  in  München  635. 

Harrach,  Gräfin  v.  577. 

Harsewinkel,  Flecken,  Rbz.  Münster, 
Kr.  Warendorf  561. 

Harsnep,  Placidus,  Superior  zu  Lsb- 
springe  503. 

H  a  r  8  u  m ,  Dorf^LandkreisHildesheim  800. 

Haselttnne,  Stadt,  Rbz.  Osnabrück, Kr. 
Meppen  621. 

Hathumar,  Bischof  von  Paderborn  934. 

Hatten,  v.,  Stanislaus,  Domherr  la 
Frauenburg  166. 

Hattmersleben  s.  Hadmersleben. 

H  a  t  z  f  e  1  d ,  Fürst,  Franz  Ludwig,  General- 
leutnant, Kurator  der  St  Hedwigskirche 
zu  Berlin  863. 

Haugwitz,  Graf  V.,  Christian  Heinrich 
Karl,  Geheimer  Staats-  und  Cabinef»- 
Minister  3.   16.  27.  29.  32.  39.  44.  45. 


Gulden  —  Hessen. 
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46.  47.  48.  50.  56.  57.  83.  84.  121.  141. 
229.  247.  248.  249.  281.  292.  293.  315. 

371.  412.  425.  457.  468. 

488.  489.  491.  492.  496. 

525.  528.  530,  Anm.  1. 

Anm.  2.  556.  559.  568. 

596.  598.  599. 


344. 
476. 
509. 
539. 
590. 
605. 
643. 
680. 
696. 
922. 


359. 
478. 
511. 
540. 
593. 
612. 
652. 
681. 
702. 
926. 


369. 

485. 

512. 

551, 

594. 

622. 

664. 

682. 

746. 

928. 


624,  Anm.  2. 
666.  668.  670. 
683.  684.  685. 
748.  842.  871. 
938.  944.  950. 


600. 
633. 
671. 
688. 
914. 
954. 


601. 
642. 
678. 
691. 
920. 


H  a  n  g  w  i  t  K ,  Graf  y.,  Kriegsrath  in  Bres- 
lau  280. 

HsQpt'Oreanisatlons-Kommission 
der  EntschSdignngslande  468.  624.  627. 
664.  708.  787. 

HauBSonville,  d\  Clairon,  Graf  649. 

Hazthausen,  v.,  Domkapitular  zu  Hil- 
desheini 728. 

—  Domherr  zu  Hildesheim  800. 

Hayder  s.  Heyderowski. 

Hayne  s.  Haine. 

Heatly,  Maures,  Abt  zu  Lamsprioge, 
503. 

Hecht,  Direktor  der  Regierung  zu 
HalberstadC  117. 

Hecker,  Begierungsrath  zu  Marien- 
werder 89.  255.  504. 

Hedersleben,  Dorf  a.  d.  Bode,  Bbz. 
Magdeburg,  Kr.  Aschersleben,  Cister- 
sienser-Nonnen-Eloster  39.  709.  724. 

H6douville,  Gomte  de,  Gabriel  Theo- 
dore Joseph,  französischer  General  und 
Gesandter  zu  Regensburg  927. 

Heepen,  Dorf  a.  d.  Lutter,  Rbz.  Min- 
den, Landkreis  Bielefeld  742. 

Heer,  Ulpianus,  Prior  zu  Oliva  380.  411. 

Heermann,   Kriegs-  und  Baurath  zu 

Posen  262.  517. 
Heerse,  Alten-,  Dorf,  Rbz.  Minden,  Kr. 
Warburg,  587. 

—  Neuen-,  Dorf,  Rbz.  Minden,  Kr. 
Warburg,  Fränieinstift  587.  641. 

He{^erdings-Gerichtsbarkeit824,S.369. 

Heiderowski  s.  Heyderowski. 

Heilige  Linde,  Dorf  im  Ermelande, 
Rbz.  Königsberg,  Kr.  Rastenburg, 
Missionshaus;  katholische  Kirche  HO. 
199.  537. 

Seiligenstadt  am  Eichsfeld,  SUdt 
a.  d.  Leine,  Rbz.  Erfurt,  Special-Orga- 
nisations-Kommission 591. 

—  Kriegs-  und  Domänen-Kammer  832. 
865.  937.  ,962. 

—  Evanffelische  Gremeinde  639. 

—  Geistliches  Kommissariat,  s.  a.  Eichs- 
feld 962. 

■ —  Gymnasium  865. 

—  Kollegiatstift  St.  Martin  639. 
ieilsberg,  Stadt  in  Ostprenssen,  a.  d . 

Alle,  Rbz.  Königsberg,  Kloster   110. 
546. 

—  Konsistorium  537. 


♦ 


Heils  borg.  Bischöfliches  Landvogtei- 
gericht  136.  24t.  663. 

Bischöfliches  Schloss  663. 

He  in  de,  Heynde,  Dorf,  Landkreis  Hil- 
desheim 824,  S.  364,  367. 
Heinevetter,  Hyazinthus,  Pater,  Geist- 
licher zu  Stettin  9.  116.  125.  184.  188. 
373.  644.  710.  796. 

Heinigk,  y.,  Domherr  zu  Frauenburg 
166. 

H  e i  n i  ng  e  n ,  Augustiner-Nonnenkloster 
an  der  Ocker,  Kr.  Hildesheim  724. 

Heinitz,  Frhr.  v.,  Friedrich  Anton, 
Staats-Minister,  Chef  des  Bergwerks- 
und des  Mtinzdepartements,  des  Zoll-, 
des  Westfälischen  und  des  Neufoha- 
teler  Departements  des  Greneral-Direk- 
toriums,  f  1802  15./5:  41.  19S.  202.  282. 
292.  402. 

Heinius,  Kriegsrath  zu  Geldern  282. 

Heinsberff ,  Hinsberg,  Stadt  a.  d.  Worm, 
Rbl.  Aachen,  Elapitel  857. 

Held,  Dombauinspektor  zu  Hildesheim 
800,  S.  316. 

Hellen,  v.,  Regierungsrath  zu  Minden 
109. 

Helmstedt,  Stadt  in  Braunschweig, 
LUdgeri-KIoster  501. 

Helvetische  Republik  670. 

Hemm,  Frhr.v.,  Maltheserordens-Recep- 
tor  141. 

Hemmerde,  Dorf,  Rbz.  Arnsberg,  Kr. 
Hamm  964. 

Hempel,  Regierungsrath  zu  Stettin  174. 
788.  923. 

Henglarn,  Hangelarn,  Dorf,  Kr.  Büren 
934. 

Henken,  Conr.,  Abt  des  Klosters  St. 
Mauritii  et  Simeonis  zu  Minden  80. 

Herford,  Hervord,  Stadt  a.  d.  Werre, 
Rbz.  Minden,  Aebtissin  633. 

Marienstift  579.  587. 

Missionskapelle  109. 

Heribertus,  Bischof  von  Hildesheim  825. 

Hermensdorff,  v..  Geheimer  Ober- 
Justiz-  und  Geheimer  Ober-Tribunals- 
rath  4.  9.  25.  26.  28. 

Herrlein,  Max,  Domicellarin Erfurt  607. 

Herstelle,  Dorf,  Rbz.  Minden,  Kr. 
Höxter,  Minoritenkloster  560. 

Hertzberg,  Graf  v.,  Ewald  Friedrich, 
Cabinets-Minister  681. 

Hervord  s.  Herford. 

Hessen -Darm  Stadt,  Landgraf  von 
596.  599.  600.  605.  617.  921. 

Fürstliches  Haus,  Vogt  des  Stiftes 

Neuen-Heerse  587. 

Hessen-Kassel,  Fürstliches  Haus,  Vogt 
des  Stiftes  Neuen-Heerse  587. 

Hessen,  Kurfürst  v.,  48.  Infanterie- 
Regiment  786.  956.  961. 

Hessen-  Rheinfels  -  Rothenburg ,  Prin- 
zessinen  v.,  Wilhelmine  und  Klemen- 
tine  577.  659. 
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Hessling,  R^erangsrath  in  Aarich  127. 
Heyderowski,     Heideroweki,     Hey- 

drowBkv,  Hayder,  Schuster  in  Posen 

354.  360.  363. 
Heynde  s.  Heinde. 
Hezillo,  Hezilo,  Bischof  von  Hildes- 

heim  824.  827. 
Hildesheim,  Stadt  a.  d.  Innerste,  Han- 
nover, Begierungs-Deputation  675.  800, 

S.  313.  824. 

Magistrat  800,  S.  324. 

Magistrat  der  Altstadt  879. 

Bisthum,  Fürstbischof  von  H.  und 

Paderborn,  s.  a.  Fürstenberg  117.  127. 

137.    167,  Anm.  3.  201.  480.  495.  540. 

550.    570.  594   (Vicarius  apostolicus). 

598.  614.  624.  629.  631,  Anm.  3.  634. 

642.   643.   675.  690.  701.  708.  713.  726. 

728.   745.  755.  769.  786.  788.  800.  824. 

827.  843.  845.  869.  874.  934. 

General- Vikariat  879.  935. 

Domkapitel  526.  643.  715.  728.  769. 

773.  800.  824.  866.  934. 

Domfreiheit  866. 

Karthanse  699. 

Klöster  513.  515. 

Kollegiatstift  ad  St  Andream  825, 

am  Schlosse.  866. 
Kollegiatstift  zum  Heiligen  Kreuz, 

St  Grucis  769.  827.  866. 
Kollegiatstift  ad  St.  Johannem  800. 

825.  866. 
Kollegiatstift  BeataeMariaeMagde- 

lenae  (Schüsselkorb)  825,  am  Schlosse. 

866. 

Kollegiatstift  St  Moritz  824.  866. 


879. 


St  Godehardi-Kloster  515.  519.  521. 

St  Michaelis-Kloster  515.  519.  521. 

522.  724. 

Kapuziner-Kloster  515.  560. 

Hospital  Barbarae  879. 

Johannishof  800,  S.  331. 

Johannisspital  800,  S.  332. 

Johannishaus  800,  S.  332. 

Schloss  495. 

Seminar  704. 

Katholisches  Waisenhaas  800,  S.  331. 

Himlv,  Kriegsrath  und  Geheimer  Ex- 
pedirender  Sekretair  im  Gabinets-Mini- 
sterium 408.  489.  525.  711. 

Hindfort  s.  l^^dford. . 

Hinsberg  s.  Heinsberg. 

Hinterlenthner,  Preussischer  Lega- 
tionssekretair  zu  Turin  429. 

Hochberg  und  Buchwald,  v.,  Karl  Leo- 
pold, Kanonikus  und  Assessor  beim 
General-Yikariate  zu  Breslau  754.  837. 

Ho  che,  Lazare,  französischer  General 
282.  402. 

Hoensbrock,  Graf  v.,  Domkapitular  zu 
Hildesheim  800.  866. 

Marqais  v.,  Domküster  zu  Hildes- 
heim 728.  800.  934. 


Ho  er  de,  v.,  Domkapitular  und  Avebi- 
diakon  zu  Paderborn  728.  934. 

Hoffmann,  Begierungsrath  m  Kfistriii 
138. 

Hoheits-Departement  631.  638L  664. 
675.  676.  748.  768.  783.  800,  S.  324.  814. 
815.  832.  842.  843.  845.  846.  858.  869. 
880.  881.  894.  902.  912.  913.  936.  943. 
945.  946.  948.  951.  966. 

Hohenholte,  Honholt,  Dor^  Landkre» 
Münster,  Fränleinstift  798. 

H o henlo h  e  -  Waldenbnrg  -  Baiteastein, 
Fürst  V.,  Joseph  Franz  Chriatian  Kari 
Ignatz,  Bischof  von  Breslau,  s.  a.  Biee- 
lau  191.  359.  669.  697.  790.  794.  797. 
803.  806.  809.  818.  885. 

Hohenlohe,  32.  Infanterie-Regiiseat 
974. 

Hohenzollern,  Graf  v.,  Karl,  Fürst- 
bischof von  Krmeland,  s.  a.  Ermelaad 
51.  192.  193  (Bischof  von  Kulm).  337. 
285.  380.  391.  395.  398.  411.  532.  632, 
Anm.  2  (f). 

Graf  V.,  Joseph,  Domherr  za  Fraoeo- 

burg  532.  632.  661.  751. 

Graf  V.,  Leutnant  782.  807.  9t2.916u 

Hohnsteiii,  Grafschaft,  Kirohenwesen 
117. 

Holtdings- Gerichte,  von  holtink,  Ge- 
richt über  Waldangelegenheiten  800, 
S.  324  und  330. 

Holzhauer,  Professor  in  Königsberg 
i.  Pr.  102. 

H  o  m  f  e  1  d,  Regierungsrath  in  Aarich  127. 

Hompes  ch ,  v.,  Archidakonos  zu  Münster 
728. 

Honorati,  Kanonikus  14. 

Honsbroek  s.  Hoensbrock. 

Hoppenwalde,  Dorf  in  Pommern,  Bbs. 
Stettin,  Kr.  Uckermttnde  201.  710. 

Horkel,  Lutherischer  Prediger  luLin- 
gen  66. 

H  o  u  ch  ar  d ,  Joseph,  Jesuit  in  Berlin  531. 

Ho^m,  Graf  V.,  Karl  G^rg  Heinrieh, 
Dirigirender  Staats-  und  Krieffs-Kl- 
nister  in  Schlesien,  bis  1798  aach  Gh^ 
des  Sttdpreussischen  Departements  1. 2. 
7.  12.  17.  18.  20.  24.  31.  43.  44.  47.61. 
63.  70.  74.  76.  77.  81.  85.  86.  141. 148. 
157.  181.  195.  200.  206.  207.  211.  218. 
223.  231.  233.  244.  250.  259.  260.  265. 
272.  273.  278.  280.  283.  284,  S.  436.  342. 
368.  382.  388.  394.  401.  414.  424.  430. 
447.  541.  548.  575.  577.  662.  666.  678. 
680.  683.  684.  685.  688.  694.  695.  696. 
702.  720.  746.  747.  752.  753.  763.  770. 
774.  777.  794.  809.  819.  822.  823.  837, 
850.  854.  858.  868.  870.  872.  875.  877. 
892.  896.  905.  919.  922.  926.  936.  939. 
941.  942.  943.  945.  946.  954. 

Hoym,  V.,  Kammerpräsident  zu  War- 
schau 438.  884. 

Ho y oll,  Regierungsdirektor  zu  War- 
schau 329. 


Hessiing  —  Ealisoh. 
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Hnbertsbarger  Frieden  1763:  681.790. 
H  fi  1 1  e  8  h  ei  m ,  y.,  Kriegsrath  za  Minden 

874,  a  471,  Anm.  2. 
Hfinerbein,  V.,  Oberforstmeister  zu  Hil- 
desheim 800,  S.  324. 
Hnfnagel,  Kriegsrath  zuBialystok  297. 
Baissen,  Stadt  a.  Rhein  and  Distrikt 

in  Kleve,  jetzt  NiederlSndisoh,  Provinz 

Geldern  488.  655.  830. 
Humboldt,  Frhr.  v.,  Wilhelm,  Eammer- 

herr,  Resident,  Minister-Resident,  Be- 

vollmSchtigter  Minister  zu  Rom  268. 

425.  429.  446  (Memoire).  472.  473  (In- 
struktion). 474.  475.  494.  499.  500.  506. 

511.   523.   528.  529.  536.  539.  552.  556. 

566.  570.   574.  584.  586.  596.  599.  601. 

605.  612.   617.  623.  634.  636.  637.  654. 

667.  672.   675.  681.  686.  687.  691.  696. 

729.  736.   744.  746.  747.  748.  760.  761. 

763.   766.    767.  777.  779.  831.  848.  851. 

873.  881.  896   (Gehaltserhöhung).  902. 

905.   906    (Ernennung    zum    Ministre 

P16nipotentiaire).  907.913.  914.917.920. 

921.  922.    923.  927.  928.  929.  932.  950. 

955.  965.  966.  967.  968.  969.  970.  971. 

972.  973.  974.  975.  976.  978. 
Husen,  Dorf,  Rbz.  Minden,  Kr.  Büren 

934. 
Hymmen,  y.,  Geheimer  Regiemngsrath 

zu  Kleye,  dann  zn  Münster  147.  655. 
H  y n d  f  o  r  d ,  Hindfort,  Lord  Garmichael, 

Englischer  Gesandter  in  Berlin  681. 
Huvsbnrg,    Benediktinerkloster,   Rbz. 

Magdebarg,  Kr.  Oschersleben  709.  725. 

732.  735.  737.  739.  740.  743.  895.  899. 
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Jackstein,    Geheimer   Kriegsrath 

Bialystok  169.  187.  297. 
Jag  Witz,  Friedrich  Gottl.,  Oberamts- 

regiernngsrath  zu  Glogan  774.  892  (s. 

»Nachträge«). 
Jan  i  sze  WS  ki ,  Kilian,  Cisterzienser  459. 
Januszkiewiez,  v.,  Joseph,  Kanoni- 
kus 898. 
Japan,  Mission  für  559. 
Jaszkow,  Jaszkowo,  Dorf  in  Posen, 

Kr.  Schrimm,  Pfarre  220. 
Jauer,  Fürstenthnm  in  Schlesien  870. 
Jaworowski,  Leo,  Abt,  dann  Bischof 

zu  Suprasl  897. 
Ibbenbüren,   Stadt  a.  d.  Plane,   Kr. 

Tecklenburg,  Katholische  Einsassen  56. 
Jemielno,  Jmielno  s.  Jmielin. 
Jesu,  Gesellschaft  des  Glaubens;  s.  a. 

Paccaristen  493. 
Jesuiten,  Ex-  473. 

-Güter  217.  746. 

im  Münsteraohen  844. 

Kapitalien  312.  313. 

Orden,  Wiederherstellung  539.  636. 

in  Berlin  531.  535. 

in  Schlesien  77. 


Iglowka,  Dorf  in  Polen,  Kr.  Mariam- 

pol  647. 
Ihmels,  Konsistorialassessor  in  Anrieh 

127. 
Jmielin,  Jemielno,  Dorf  in  Schlesien, 

Rbz.  Oppeln,  Kr.  Pless  926.  954. 
Immediat  -  Militair  -  Organisations- 

Kommission  786. 
Immermann,  Kriegsrath    zu  Magde- 
burg 853. 
Indemnitäts lande  s .  Entschädigunga- 

lande. 
Innooenz  IL,  Papst  (1140)  571. 
Inowraclaw,  Wraclawec,  Wrodawek, 

Jung-Breslau ,  Stadt  in  Posen,  Rbz. 

Bromber^  883.  904.  907. 

Franziskanerkloster  203. 

Inquisition,  Kongregation  der  14. 
Invalidenkasse,  General-  666. 
Johannesberg,    Schloss,    Oesterrei- 

chisch-Schlesien  885.  926. 
Johanniterorden  473.  944. 
Johann   Sigismund,    Kurfürst    von 

Brandenburg  771. 
Jonische  Inseln,  französischer  Schatz 

529. 
Jorissen,  Kanonikus  5.  11.  830.  834. 

857.  861.  910. 
Joseph  IL,  Kaiser  335.  934,  S.  551. 
IrmensSnl,  Irmseul,  Dorf,  Kbz.  Hildes- 
heim, Kr.  Alfeld  800. 
Itio  in  partes,  amReichstage  629. 635. 
Jülich,  Stadt  a.  d.  Ruhr,  Rbz.  Aacheo, 

Kapitel  857. 
Jttlich-Berg,  Religionsreoess  668. 
Jurin,  Professor  in  Erfurt  865. 
Jurowski,  Geistlicher  zn  Lowicz  890. 
Justiz-Departement  27.  S.90.  S.107. 

93.  220.  224.   307.   353.  358.  365.  676. 

718.  783.  800,  S.  324.  862. 


K  a  d  i  n  e  n ,  Dorf  in  Westpreussen,  Rbz. 
Danzig,  Kr.  Elbing,  Kloster  110.  546. 

Kadzidlo,  Dorf  in  Polen,  Kr.  Ostro- 
lenka  266. 

Käntchen,  KSntschen,  Dorf  in  Schle- 
sien, Kr.  Schweidnitz  823. 

Kaiserswerth,  Stadt,  Kr.  Düsseldorf, 
Kollegiatstift  842.  857. 

Kalckreuth,  Grafv.,  Friedrich  Adolf, 
General  der  Kavallerie  217.  312.  313. 

Kaiisch ,  Gouvernementsstadt  in  Polen, 
a.  d.  Prosna,  Kriegs-  und  Domänen- 
Kammer  49.  69.  71.  100.  103.  204.  212. 
213.  381.  459.  471.  616.  714.  749. -838. 
840.  867.  873.  888.  903.  912. 

EinränmuDg    einer    katholischen 

Kirche  463. 

Franziskaner-Nonnenkloster  795. 

Jesuiterkirche  144.  189.  206. 

Kollegiatstift  867. 

Officialat  806.  812. 
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Orts-,  Personen-  und  Sach-Begister  zu  Band  VIII  und  IX. 


Kali  seh,  ▼.,  Oberfontmeister  934. 

Kalnassy,  Joachim  y.,  Domherr  zu 
Franenborg  166. 

Kamaldulenser  in  Posen  603. 

Kamin,  Stadt  in  Westpreussen,  Bbz. 
Marienwerder,  Officialat  812. 

Kammern,  Kriegs-  und  Domänen-,  Kom- 
petenz gegenüber  den  Regierungen 
459.  466. 

Kant,  Immanuel,  Professor  in  Königs- 
berg i.  Pr.  102. 

Kanzlei-Gebtthren  für  geistliche  Wür- 
den 852.  859. 

Kapitalien,  Greistliche,  Zinsfuss  8. 

Kappen berg,  Bbz.  Münster,  Kr.  Lü- 
dinghausen ,  Prämonstratenser  -Abtei 
502.  522.  561.  728. 

Kardinals  würde  in  Preussen  473. 

Karl  der  Grosse  571.  934. 

Karl  XII.,  KOnig  von  Schweden  790. 

Karlo  witz,  Stadt  a.  d.  Donau,  Ungarn, 
Bischof  von  404. 

Karmeliter-M(5nch,  Auswärtiger  6. 

Karpinsky,  Dekan  zu  Grabowo  717. 

Karpowiez,  ▼.,  Michael  Franz,  Offi- 
oial,  dann  Bischof  von  Wigry;  s.  a. 
Wigiy  87.  88.  168.  169.  187.  190.  194. 
208.  239.  245.  254.  257.  288.  297.  318. 
393.  475.  585.  665  (+). 

Karthaus  bei Danzig, Karthäuserldoster 
886. 

Katzenellenbogen,  Graf  v.,  Hermann 
561. 

Katholiken,  Proselytenmachen  66. 

Katholische  Kirche,  Status  eccle- 
siasticus  79. 

Katscher,  Stadt  in  Oberschlesien,  Bbz. 
Oppeln,  Kr.  Leobschütz  430. 

Kayko,  Paul,  aus  Lyck  12. 

Kavserswerth  s.  EjUserswerth. 

Keller,  Graf  v. ,  Dorotheus  Ludwig 
Christof,  Preussischer  Gesandter  zu 
Wien  383.  409.  826. 

Kerkerten,  Armenstiftung  zu  Hildes- 
heim  800,  S.  332. 

Kernen,  Flecken,  Bbz.  Köln,  Kr.  Berg- 
heim 857. 

Kerstenbrock,  V.,  Karl,  Abt  zuLies- 
bom  571. 

Kessel,  v.,  Armenstiftung  zu  Hildes- 
heim 800,  S.  332. 

Kesselstadt,  Graf  v.,  Domkapitular 
zu  Hildesheim  800. 

Kesselstädt,  Kesselstadt,  Graf  v.,  Dom- 
dechant  zu  Paderborn  470.  728.  934. 

Ketteier,  v.,  Matthias,  Domherr  zu 
Hildesheim  800,  S.  328.  866. 

Domkellner  zu  Hildesheim  800. 

Domküster  zu  Münster  728. 

Kettler,  v.,  Landrath  791. 

Begiernngsrath  zu  Aurich  127. 

Kirchenbaukosten  211.  214. 

Kirchen-Direktorium,  Beformirtes 
435. 


Kirohenpolitik,  Gnmd^ize  614. 

Kirchhoff,  Prediger  in  Berlin  98. 

Klarenberg,   bei  Gienstoehao,   Pan- 
liner-Orden  zu  49. 

K 1  as  8  i  f  ioations -KommisaioD,  in  Sttd- 
preussen  278. 

Kleinberge  s.  ELleinenberg. 

Kleinenberg,    Kleinbeige,    Flecken, 
Bbz.  Minden,  Kr.  Büren  $30. 

Kletschke,  Evangelischer  Feldpropst 
876. 

Kleve  -Märkische  Kriegs-  und  Domänen- 
Kammer  B.  Hamm. 

-Mätkische  Begierung   s.   Emme- 
rich und  Münster. 

Kleve,  Herzoge  von  871. 

und  Berg,  Herzog  von  910. 

Stadt,  Bbz.  Düsseldorf,  Kwitel  830. 

857.  861.  910. 

Geistliche  Korporationen,  Abtre- 
tung 910.  911. 

Geistliche  Gerichtsbarkeit  489. 

Katholische  Geistlichkeit  5. 1 1. 291 

293.  448. 

Linksrheinische  Geistliche  488. 

Mark,  Kirchenwesen  147. 

Auswävtige  Bischöfe,  KlOster  655. 


Klevenow,  v.,  Begierungsdirector  zu 
Magdeburg  719. 

Klewits,  zwei  Kriegsräthe  zn  Magde- 
burg 719. 

Klewiz,  Anton  Wilhelm,  geadelt  1803 
Juli  10.,  Geheimer  Ober-Finansratk 
und  Vorsitzender  Bath  im  Sttdprenssi- 
schen  Departement  dea  Generaldirek- 
toriums 96.  267.  303.  310.  327.  329.  341. 
364.  379.  381.  417.  419.  453.  628.  706. 
714.  749.  750.  757.  759.  807.  840.  847. 
867.  873.  904.  922.  963. 

Kleyhof,  Kr.  Paderborn,  westlich  der 
Stadt  Paderborn,  an  der  Eisenbahn 
Paderbom-Sakkotten  934. 

Klodawa,  Stadt  in  Polen,  Gouverne- 
ment Warschan,  KarmeliterkloBter345. 

Klosso wsky,  v.,  Domherr  zuFranen- 
burg  166. 

Kloster-Aufhebung,  Säkularisation  273. 
310.  338.  340.  392.  394.  505.  511.  528. 
646.  652.  664.  668.  671.  678.  680.  681. 
683. 684. 685.  688. 696.  702. 729. 730. 733. 

in  den  alten  deutschen  Provinzen  568. 

in  SüdpreuBsen  227.  230. 

in  Westpreussen  886. 

Stellung  der  Kurie,  Eindruck  in  Born 

552.  566.  570. 

Bessortverhältniss  bei  641.  656. 

Klöster,  Aufgehobene,  Verwendung  der 
Geistlichen  935.  953. 

Kloster-Aufsicht  186.  191.  200.  204. 
400.  407.  408.  431.  434.  437.  439.  446. 
460.  466.  473.  496. 

Exemtionen  173.  255.  259.  273.  310. 

338.  340. 

Gelübde  311.  320.  325. 


Ealisch  —  EroBsen. 
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Kloster-Geistliche,  Erbschaft  512.  518. 
Dispensation,  Säkularisation    311. 

320.  325.  475.  580.  645.  686.  714.  881. 

Versetzung  436. 

Generale  203. 

Novizen  39. 111.  122.  319.  352.  610. 

698. 

Novizen,  keine  Ausländer  296. 

Obere,  Einsetzung  203. 

Knie,  Kaufmann  in  Breslau,  Ebedispen- 

Bation  244. 
Knobelsdorff,   v.,     Ernst   Friedrich 

Wilhelm,  Oberst,    Gesandter  in  Kon- 

Btantinopel  494. 
KurtPriedrich,  Generalmajor,  Kom- 
mandant von  Stettin  699. 
Koadjutorien,  Päpstliche  Bestätigung 

212. 

Kocanowo,  Eoocanowo,  Dorf,  Rbz. 
Posen,  Kr.  Schroda  864. 

Kühler,  Begierungsrath  zu  Kttstrin  138. 

Regiernngsassessor  zn  Stettin  116. 

174. 

Koller,  y.,  Kammerpräsident  zu  Posen 
787.  878. 

Köln,  Erzbischof  von  147. 

Metropolitanrecht  über  Kleve  655. 

824.  869. 

Bischofswahl  344.  348.  351. 359.367. 

377.  378.  412. 

—  Nuntiatur  in  598. 

Koenen,  Kriegsrath,  Mitglied  des  Re- 
formirten  Kirchendirektoriums  zu  Ber- 
lin 435. 

Koenen,  v.,  Kriegsrath  zu  Posen  517. 
878 

Köni'ggrätz,  Königingrätz,  Stadt  a.  d. 
Elbe,  Böhmen,  Bischof  von  430. 

Königsberg  in  Preussen,  Kriegs-  und 
Domänen-Kammer  s.  Ostpreussische 
Kriegs-  und  Domänen-Kammer. 

Regierung  s.  Ostpreussische  Regie- 
rung. 

Katholische  Kirche  537.  771. 

Kneiphöfische  Kirche  705. 

Parochialabgaben  705. 

Pfarrhans  198. 

Universität,  katholische  Lehrstuhle 

und  Freitische  82.  102.  218.  242.  261. 
619.  620.  738. 

Königs dorf,  Dorf  im  Marienburger 
Werder,  Rbz.  Danzig,  Kr.  Marienburg 
592.  602.  626. 

Koepken,  v.,  Cteheimer  Finanzrath 
935. 

Kopp,  Administrator  zu  Derneburg  514. 

Körbelitz,  Dorf,  Rbz.  Magdeburg,  Kr. 
Jerichow  I.  143. 

Kohlmann,  Antonius,  Pater  in  Pader- 
born 493. 

Jesuit  in  Berlin  531. 

Kolaczkowski,  v.,  Prälat  93. 

Kolborn,  Karl  Joseph  Hieronymus, 
Kuionikus,  im  Dienst  des  Kurerakanz- 


lers,  später  Staatsminister  und  Weih- 
bischot  von  Aschaffenburg  623.667. 767. 

Kollcfl^iatstifter,  Präbenden  880. 

Kollekte,  für  das  Predigerhaus  zu 
Halle  853. 

Kolligs,  Christoph,  in  Erfurt  607. 

Kollno,  Kolno,  Stadt  in  Polen,  Gou- 
vernement Lomza,  Pfarre  zu  257. 

Kompina,  Dorf  a.  d.  Bznra,  Polen,  Kr. 
Lowicz  43.  73. 

Konkordat  s.  a.  Goncordata. 

Konkordat  255.  259.  446.  473. 

Deutsches  593.  612.  667.  682.  716. 

736.  760.  762.  764.  766.  767.  772.  775. 
835.  848.  851.  917.  920.  938. 

Konopka,  Geistlicher  in  Wiffry  665. 

Konsistorien,  Katholische  60. 

Kopenhagen,  Katholische  Gemeinde 
515,  S.  706. 

Kor  ff,  Frhr.,  C.  M.,  genannt  Schmising 
542. 

Korvey,  Benediktiner-Abtei  a.  d.  We- 
ser, Rbz.  Minden,  Ftlrstbischof  von  843. 

Kosmowski,  v.,  Bischof  von  Marty- 
ropolis,  Abt  zu  Trzemesno,  Rbz.  Po- 
sen, Kr.  Krotoschin  873. 

Kosutow,  Koszytow  s.  Kosztow. 

Kosztow,  Kosutow,  Koszytow,  Dorf 
in  Schlesien,  Rbz.  Oppeln,  Kr.  Pless 
926.  954. 

K  o  1 1 b  u  s ,  Stadt  a.  d.Spree,  Rbz.  Frank- 
furt 138. 

Kownacki,  v.,  Adam,  Starost  266. 

Kozietulski,  v.,  Ignaz  898. 

Krakau,  Stadt  a.  d.  Weichsel,  Gali- 
zien,  Bisthum,  Bischof  von  132.  195. 
233.  424.  907.  909.  922.  926.  954. 

Domkapitel  105. 

Universität  77. 

Krakauer  Distrikt,  Schulfonds  74. 

Kranenburg,  Flecken,  Rbz.  Düssel- 
dorf, Kr.  Kleve,  Kapitel  830.  857.  910. 

K  r  a  s  i  c  k  i  -  Bieberstein ,  Graf  v. ,  Igna- 
tius,  Erzbischof  von  Gnesen;  s.  a. 
Gnesen  32.  52.  155  (Bischof  von  Erme- 
land).  212.  285.  289  (+).  290.  329.  776. 
782.  787.  804.  807.  813.  829.  855.  922. 
957. 

Kraus,  Professor  in  Königsberg  i.  Pr. 
102. 

Krebs,  Benediktus.  Pater,  2.  katholi- 
scher Geistlicher  in  Stettin  137.  373. 

Kretschmer,  Regierungsrath  zu  Stet- 
tin 23. 

Kretzschmer,  Heinrich  Wilhelm,  Re- 
ferendar bei  der  Kammer  zu  Posen  6. 
262. 

Kriegs-Kollegium,  Ober-  750.  752.  757. 
802.  876. 

Konsistorium  785.  828. 

Kroischwitz,  Dorf  in  Schlesien,  Kr. 
Schweidnitz  823. 

Krossen,  Stadt  a.  d.  Oder,  Neumark 
138. 
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KrosBen,  Ritterrat  im  Ennelande,  Bbz. 

Königsberg,  Kr.  BrannBberg,  Kirche  1 10. 
KrotOBchin,  Stadt  in  Posen  428. 
Krottingen,  Polnisches  Städtchen  im 

Gonvemement  Wilna,   Bernhardiner- 

kloster  155. 
Krsyzanowski,     Hyaainth,    Karme- 
liter-Prior zn  Warschan  422.  438.  450. 

460. 
Kudeisheim,  wolil  Kühlsen,  Hof  zwi- 
schen Alten-  und  Nenen-Heerse,  Bbz. 

Minden,  Kr.  Warbnrg  587. 
Kttnzel,   CommiBsariuB    perpetnns  in 

Kaiisch  459. 
Küster,   Johann  Emannel,   Geheimer 

Lec^tionsrath  und  Vortragender  Bath 

im  Gabinets-Hinisteriom  39. 141.181 .  235. 

344.  348.  369.  383.  388.  457.  468.  473. 

478.  485.  488.   512.  525.  593.  594.  635. 

643.  652.  668.   680.  681.  711.  716.  727. 

729.  763.  773.   779.  835.  844.  948. 
Kahn,  Franz,  Oberamtsregierangs- and 

Oberkonsistorialrath   zn  Glogaa   774. 

892  (s.  »Nachträgec). 
Kajayien  and   Pomerellen,   Bistham, 

Bischof  von.  s.  a.  Bybinski  17.  18.  47. 

153.  285.  287.  400.  407.  460.  782.  898. 

905.  907.  930. 
Kalm,    Stadt  in  Westprenssen,    Bbz. 

Marienwerder,    Barmhersige    Schwe- 
stern-Kloster 793.  900. 

Franziskanerkloster  900. 

Prosynodallichter  129. 

Bistiiam,  Bischof  von,   s.  a.  By- 

dzinski  47.  64.  106.  135.  139.  142.  145. 

146.  153.  193.   197.  285.  294.  295.  298. 

299.  300.  304.   317.  581.  592.  626.  638. 

661.  673.  717.  751.  909.  925. 
Kalmbach,  Stadt  am  Weissen  Main, 

Obeifranken,  Hospitalkirche  836. 
K  n  l  m  s  e  e ,  Stadt  in  Westpreassen,  Bbz. 

Marienwerder,  Kr.  Thom,  Domkapitel 

za  193. 
Kanaa,  Dorf  in  Schlesien,  Bbz.  Lieg- 

nitZiKr.  Sagan,  Evangelische  Gemeinde 

250.  260.   368.  414.  416.  548.  790.  794. 

854.  868.  870. 
Kanowski,  Kriegsrath  in  der  Gehei- 
men Staatskanzlei  343.  432. 
Karerzkanzler  s.  Dalberg. 
Karfflrst,  Grosser  709.  771. 
Karle,  Geschäftsgang  bei  der  14. 
Kur  mark,  Kirchen  wesen  150. 
KwieczYsken,  Kwieciszki,  Domänen- 

yorwerk  in  Polen,  Kr.  Mariampol  647. 

Labancken,  Labahnken,  Dorf,  Bbz. 

Danzig,  Kr.  Preassisch-Stargard ,  bei 

Sohoeneck  924. 
Lad  s.  Lond. 
Lagde  s.  Liigde. 
Laforesty  Grafv.,  Antoine  Benö  Char- 


les Matharin,  französischer  Gesandter 

in  Begensbarg  476. 
Lammers,  Kanonikus  za  HÜdesheim 

825. 
Lamspringe,    Flecken  a.  d.  Lamme, 

Bbz.  Hildesheim,  Kr.  Alfeld,  Kloster 

503. 
Landa  s.  Lond. 
L anderen,   Kirchspiel  in  Neafdiatel 

670. 
L  a n d  B  b er g,  y.,  Johann  Franz  Matthias, 

Domküster  za  Paderborn  934. 

y.,  Propst  zu  Hildesheim  800,  S.  331 

Landwers,  Johann  Bemard,  in  Lenge- 
rich 621. 
Lange,  Bürger  in  Posen  354. 
Langheim,  Kloster,  Oberfranken,  bei 

Lichtenfels  836. 
Lateinische    Kirche,    fransösiseher 

Schutz  529. 
Lausanne,  Bischof  yon  670. 
Le  Giere,  Pater  487.  554. 
Ledebur,  y.,  Oberamtsr^erangs- imd 

OberkonsiBtorialrath  zu  Glogaa  774. 
y.,    Domkapitular   zu   midesheia 

800. 
Leer,  Stadt  in  Ostfriesland,  Landdrostei 

Aurich,  Katholische  Gemeinde  127. 
Lehman,  Kriegsrath  und  Baadiieirtor 

zu  Münster  961. 
Lenczyc,  Lenczyca,  LencsycE,  Stadt  in 

Polen,  Gouyemement  Ejuiach,  Dom- 
kapitel 24. 

KollegiatBtift  821.  838.  840. 

Lende  s.  Lond. 

Lengerich,  Dorf  bei  Froren,  Bbz.  Os- 
nabrück, Kr.  Lingen,  Kircnspiel  381 

609.  621.  887. 
Lensing,  Kanonikus  zu  Elten  871. 
L  e  n  t  z  k  o ,  Gross-,  Gross-Lensk ,  Dorf 

in  Ostpreussen,  Bbz.  Königsberg,  Kr. 

Neidenbuig,  katholische  Kir<^e  537. 
L  erb  eck,  Dorf,  Kr.  Minden  742. 
Le  BS  mann,  Kriegsrath  in  Posen  517. 
L'Estocq,  y.,  Anton  Wilhelm,  General 

468. 
LeBznowski,   Polizeiinspektor  und 

Bathmann  in  Posen  361. 
Lewinski,  y.,  Snffhigan,  dann  Weih- 

bischof  yon  Kujayien  285.  909. 
Libor,  Erzpriester,  Official  zu  Polnisch- 

Wartenberg  100.  164. 
Lichtenow,  DorfinderNeamark,Bbz. 

Frankfurt,  Kr.  Friedeberg  138. 
Liegnitz,  Stadt  in  Sohlesien,  Jesuiten- 
Gebäude;    Kirche;   Grabkapelle    der 

Piasten  265. 
Liesborn,  Dorf  bei  Lippstadt.  Bbz. 

Münster,  Kr.  Beckum,  Benediktiner- 
kloster 569.  571.  728. 
Linde,  Heilige,  s.  Heilige  Linde. 
Lindner,  Johann,  Konslstorialassessor' 

beim    General -Yikariate    zu   Breslau 

754. 


EroBsen  —  Halczewski. 
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Lingemann,    ProfesBor 
Stadt  865. 


in   Heiligen- 


Lingen,  Grafschaft,  Fakultäten  des 
Fttrstbischofs  von  Ermeland  398. 

Lage  der  Katholiken  462. 

Stadt  a.  d.  Ems,  Hannover,  Land- 
kreis Osnabrück ,  RathmannssteUen 
462. 

kirchliche  Yerh&ltnisse  104. 143. 167. 

katholische  Institute  202. 

Kirchenrechnungen  277. 

Lutherisches  Presbvterinm  66. 

Proselytenmachen  621. 

Beliffionsbedrttckongen  882.  889. 

Böimsche  Kosten  672. 

Lingensche  Begierang  s.  Tecklenburg- 
Lingensche  Begiening. 

Linse,  Antonius,  Propst  zu  St.  Nikolai 
in  Halberstadt  709. 

Lipowiec,  Dorf  in  Galizien,  Bezirk 
Zolkiew  926. 

Lippe,  Bemard  Edler  zu  561. 

Lippspringe,  Stadt,  Kr.  Paderborn 
934. 

Lippstadt,  Stadt  a.  d.  Lippe,  Bbz. 
Anisberg,  Augustiner  538. 

Lipski,  y.,  Suffragan  von  Pomerellen 
285. 

V.,  StÄuislaus  898. 

Litta.  Graf  ▼.,  Laurentius,  Erzbischof 
V.  Tneben,  Nuntius  am  Bussischen  Hofe 
32.  40.  42.  45.  46.  47.  48.  51.  56.  57. 
70.  628. 

Lobith.  Amt  und  Dorf  in  Kleve,  jetzt 
Niederl&ndisch,  bei  Amheim,  Provinz 
Geldern,  Kapuziner-Besidenz  560.  655. 

Loeffler,  Anton,  Abt  zu  Beifenstein 
564.  567.  569. 

Loga,  V.,  Ehedispens  221. 

Lombard,  Adolf  Ludwig,  Geheimer 
Eabinetsrath  429.  596. 

Lomza,  Gouvernements-Stadt  in  Polen, 
Pfarre  257. 

Piareninstitut  897. 

Lond,  Landa,  Le^d,  Lende,  Oisterzienser- 
kloster  in  Südpreussen,  an  der  Warthe 
459.  838. 

Lowicki,  Maximus,  Begens  des  Semi- 
nars zu  Braunsberg  56. 

Kanonikus  212. 

Lowicz,  Stadt  a.  d.  Bzura,  Polen,  Gou- 
vernement Warschau ,  Barmherzige 
Brüder  541. 

Konsistorium  326.  782.  884.  890. 

Konsistorialarchiv  867. 

Of&cialat  103.  805.  812.  884.  890. 

Snffragan  838. 

Loykowicz,  Guardian  zu  Inowraclaw 
203. 

Luberadzki,  v.,  Anton,  Kanonikus, 
dann  Weihbischof  zu  Block  712. 

Lab  in,  Dorf,  Bbz.  Posen,  Kr.  Kosten, 
Benediktinerabtei  782.  807.  812.  912. 
916. 


Lubinski,  Lubienski,  v.,  Bischof  von 

Biblium  i.  p.  i.,  Weihbischof  von  Gne- 

sen  628.  815.  922.  955. 
Lucchesini,   Girolamo\   Marquis   de, 

Preussischer  Gesandter  in  Paris  377. 

457.  760.  772.  775. 

Marquis,  Moritz  433. 

Ludgardis,  Aebtisain  von  Elten  871. 
L  u  d  o  1  p  h ,  Professor  in  Heiligenstadt  865. 
Lübbecke,  Stadt,  Bbz.  Minden,  Kol- 

legiatstift  zu  109. 
Lügde,  Lttgde,  Städtchen  a.  d.  Emmer, 

Bbz.  Minden,  Kr.  Höxter,  Franziskaner- 

kloster  560. 
Lüdgeri-Kloster  bei  Helmstedt  501. 
Lüning,  Fhr.  v.,  Ferdinand  Hermann 

Maria,  Fürstbischof  von  Korvey  843. 
Lütetsbnr^,    Dorf    in    Ostfriesland, 

Landdrostei  Aurich,  Kr.  Emden  127. 
Lütt  ich,  Stadt  a.  d.  Maas,  Bischof  von 

540.  550.  708.  726. 

Domkapitel  723. 

Lützow,  V.,  Kanonikus  zu  Hildesheim 

769: 
Lustration  in  Südpreussen  278. 
Lutardus,  Bischof  von  Paderborn  587. 
Lutomski,  v.,  Domherr  zu  Frauenburg 

532. 
Lutzingerode,  verderbt  aus  Lutzin- 

geworden,  heut  Lucienvttrde,  südlich 

von  Hildesheim  824,  S.  369. 
Luzi,  Prälat  14. 
Lyck,  Lyk,  Stadt  in  Ostpreussen,  Bbz. 

Gumbinnen,  Sohullehrerseminar  376. 
Lymers,  Amt,  Gelderland  871. 

Maassen,  ELriegsrath  zu  Hamm  911. 

Magdeburg,   Kriegs-  und  Domänen- 
Kammer  719.  853. 

Begierung  123.  631.  719.  953. 

Konsistorium  853. 

Diözesanverhältniss  634.  642. 

Domkapitel  800,  S.  324. 

Kirchenwesen  123. 

Katholische  Gemeinde  123. 

Katholischer  Gamisonprediger  828. 

Klöster,  Aufhebung  631.  719.  796. 

St.  Agnetenkloster  123.  514. 

Armen-  und  Waisenhaus  719. 

Maltheser-Orden  944. 

Mailand,  Humboldts  Auftrag  in  429. 

Mainz,  Kurfürst  von,  Metropolitanrecht 
457.  594.  614.  760. 

Erzbischof  von,  Kurator  der  Uni- 
versität Erfurt  588. 

Domkapitel,  Vereinigung  mit  Be- 


gensburg  584. 
Officialat  832. 


Mai8onneuve,de,  Geschäftsträger  des 
Maltheserordens  in  St.  Petersburg  948. 

Malczew8ki,v.,  Franz  Skarbek,  Dom- 
propst,  dann  General -Administrator 
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des  ErEbiBthumB  zu  Gnesen,  nominirter 
Bischof  von  Posen  212.  322.  330.  413. 
417.  426.  449.  782.  813.  814.  821.  864. 
883.  888.  890.  904.  907.  909. 

Maltheser-Orden  121.  383.  385.  388. 
390.  473.  944.  948. 

QroBspriorat  des  Czaren  141.  179. 

181. 

Mancker,  Vikar  zu  Elten  871. 

Manderscheid-Blankenheim,  Gräfin 
Henriette  659. 

Gräfinnen  871. 

Mang^elsdorff,  Professor  in  Königs- 
berg i/Pr.  102. 

Mannheim,  Stadt  am  Rhein,  Baden, 
Barmherzige  Brüder  939. 

Mansfeld,  Grafschaft,  Eirchenwesen 
123. 

Marc«  s.  Mark. 

Marcinkowski,  Dekan  zu  Nenmark 
in  Westpreussen  89. 

Mariampol,  Marienpol,  Stadt  in  Polen, 
Gouvernement  Suwalki  647. 

Marianne,  Erzherzogin  von  Oester- 
reich,  in  Rom  636. 

Marienburg,  Amt  in  Westfalen,  Rbz. 
Hildesheim  800. 

Marienburger  Werder,  in  Westpreu- 
ssen, Rbz.  Danzig,  Protestanten  626. 

Marien  felde,  Rbz.  Münster,  Kr.  Waren- 
dorf, Gisterzienser-Abtei  561.  728. 

Mariengroschen  800,  S.  309,  313. 
S24.  879,  S.  482;  934.  S.  555. 

Marienmünster,  Klostergut,  Rbz. 
Minden,  Kr.  HOxter  557.  860. 

Marienpol  s.  Mariampol. 

Marienwerder^  Stadt  in  Westpreussen, 
Kircheninspektion  705. 

Katholische  Gemeinde  841. 

Kammerdepartement,  KlOster  547. 

Kriegs-  und  Domänen-Kammer  s. 

Westpreussische  Kriegs-  und  Domänen- 
Kammer. 

Regierung,  s.  Westpreussische  Re- 

gierunjf. 

Mark,  Grafschaft,  Schulfonds  597. 

Grafschaft  s.  a.  Kleve. 

Dorf,  Rbz.  Arnsberg,  Kr.  Hamm  in 

Westfalen,  Bethans  147. 

Graf  ▼.  d.  59. 

V.  d.,   V.  Marca,  Gerhard,  Bischof 

von  Münster  674. 

Markiewicz,  Karmeliter  Ordens-Pro- 
vinzial  zu  Warschau  455. 

Markoff,  Mark ow,  Graf,  russischer  Be- 
vollmächtigter 457. 

Marwitz,  v.,  Oberst  467. 

Marx,  Kollaborator  in  Heiligenstadt  865. 

Masse w,  v.,  Julius  Eberhard  Wilhelm 
Ernst,  Präsident  der  Pommerschen 
Regierung,  dann  Geheimer  Staats-  und 
Justiz-Minister  und  Chef  des  Departe- 
ments der  Lutherischen  Geistlichen 
Sachen  9.   19.  26.  28.  44.  47.  50.  54. 


61.  64.  75.  79.  81.  90.  94.  96.  98.  113. 

114.  115.  119.  128.   129.  130.  133.  134. 

135.  139.  143.  144.   145.  148.  149.  150. 

153.  154.  158.  159.   163.  166.  171.  172. 

178.  182.  186.  188.  189.  192.  197.  198. 

199.  201.  203.  206.   207.  211.  214.  220. 

223.  225.  226.  235.  236.  242.  250.  252. 

256.  259.  261.  271.   272.  277.  296.  299. 

305.  310.  311.  317.  338.  340.  343.  352. 

358.  368.  375.  380.  382.  384.  386.  397. 

398.  411.  414.  416.  435.  451.  469.  489. 

525.  531.  535.  537.  546.  547.  648.  556. 

572.  579.  581.  589.   595.  602.  609.  619. 

621.  625.  631.  632.   638.  641.  646.  649. 

651.  652.  655.  657.   658.  660.  661.  662. 

663.  664.  666.  668.  671.   694.  699.  703. 

704.  705.  707.  710.  711.  712.  717.  720. 

721.  724.  733.  734.  740.   742.  743.  748. 

751.  771.  773.  781.  783.  789.  793.  796. 

799.  809.  816.  819.  822.  823.  830.  834. 

836.  841.  842.  845.  852.  853.  854.  857. 

858.  861.  862.  863.  865.   868.  870.  671 

876.  877.  880.  882.  889.  893.    895.  899. 

900.  901.  908.  910.  911.  919.  924.  925. 

931.  935.  936.  937.  942.  943.  944.  94i 

946.  947.  951.  952.  964. 
Massow,  V.,  Ewald  Georg,  Geheimer 

Ober-Finanzrath,    General-Civil-Kom- 

missarius  von  Schlesien  979.  980. 
M  a  t  h  y ,  y .,  Ludwig  Joseph,  Biaehof  von 

Thamasien  i.  p.  i.,  Weihbiachof  von 

Posen  361.  517  (+).  534.  613. 
V.,  Domherr,  dann  Dompropet  za 

Frauenburg,  Administrator  von  Erme- 

land  665.  977. 
Matt  he  7,  Matthy  s.  Mathv. 
Matthieu,  französischer  Agent  in  Be- 

gensburg  476. 
Maximilian    Franz,    Erzherzog    von 

Oesterreich,  Kurfürst  von  Köln,  Bisehof 

von  Münster  344. 
Meckel  von  Hemsbach,  Joh.  Lud- 
wig, Oberamtsregierungsrath  zu  Glogan 

774.  892  (8.  »Nachträge«}. 
Mediat-Stifter  457. 
Meerhof,  Dorf, Rbz. Minden, Kr.  Büren 

545. 
Meerveldt,  Graf v.,  Paul, Domkmpitnlar 

zu  Hildesheim  728.  800.  934. 
Meiendorf,   Meyendorf.   Dorf,    Rbi. 

Magdeburg,  Kr.  Wanaleben  123. 
Memel,    Stadt   in   Ostprenssen,   Rbs< 

Königsberg,  Kirchen wesen  155. 

Katholische  Kirche  537. 

Kreisjustizkommission  155. 

M  e  n  c  k  e  n ,  Anastasius  Ludwig,  Geheimer 

Cabinets-Rath  1.  7.  11.  13.  15.  16.59. 
Mendikanten-Orden  s.  Bettelorden. 
Mennoniten  705. 
Meppen,  Stadt  a.  d.  Ems,  Rbz.  Osna- 

brück,  Jesnitenresidenz  844. 
Mercanti,  Prälat  14. 
Merck,  Joseph,  Propst  zu  St.  Bnrehard 

in  Halberstadt  709. 


Maltheaer  —  Münster. 
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Merckel,  Johann  Christian,  Oberamts- 
regiemngs-  nnd  Oberkonsistorialratii 
zü  Glogau  774.  892  (s.  »Nachträgec). 

Her  rem,  Professor  in  Duisburg  721. 

Meseritz,  Stadt  a.  d.  Obra,  Bbz.  Posen 
345. 

Messingen,  Dorf,  Kr.  Lingen  931. 

Metropolitan-Gericht  81. 

Metropolitanrechte  s.  Erzbischöf- 
liche Rechte. 

Metternich-Winneburg,  Graf,  Oester- 
reichischer  Gesandter  835. 

Mettig,  Graf  v.,  Ehedispensation  244. 

Metzger,  Professor  in  Königsberg  i/Pr. 
102. 

Menrs  s.  Moers. 

Meyendorf  s.  Meiendorf. 

Meyer,  Y.,  Regierungspräsident  zu  War- 
schau 329.  855. 

Begierungsrath  zu  Mttnster  655. 

Meyerdings-Gerichte,  Güter  800,8.324. 
824,  S.  369,  372. 

Meyring,  Einsasse  zu  Ibbenbühren  26. 

Miaskowski,  y.,  Joseph,  Bischof  von 
Warschau  287.  673.  782.  807.  884.  957. 

V.,  Propst  zu  Gzamikan,  Domherr 

zu  Posen  491.  821. 

Mieeeslaus  L,  König  von  Polen  695. 

M  i  e  1  e  n  z ,  Milenz,  Don  in  Westpreussen, 
Rbz.  Danzig,  Kr.  Marienburg,  Pfarre 
177. 

Milewsky,  Ortschaft  in  Südpreussen; 
nicht  BU  ermitteln ;  vielleicht  M  i  1  e  w  o , 
Kr.  Inowraclaw ;  oder  M 1 1  k  o  w  o  -  Han- 
land, Kr.  Czarnikan,  wo  eine  Holländer- 
Gemeinde  bestand  718. 

Milzinski,  Kron-Schreiber  467. 

Minden-Ravensbergsche  Regierung 
zu  Minden  109.  842.  911. 

Minden,  Stadt  a.  d.  Weser,  Westfalen, 
Domkapitel  zu  508.  742. 

Domkirche,  Kloster  109. 

Domprediger  896. 

Kirchenwesen  109. 

' Kloster  St.  Mauritii  et  Simonis  80. 

895. 

Maltheser-Orden  944. 

Minsk,  Stadt  am  Swislotsch,  Russland, 
Bischof  von  404. 

Mission,  Nordische,  Orientalische,  zu 
Münster  559. 

Mölle'sche  Präbende  beim  St.  Andreas- 
stift in  Hildesheim  866. 

Mollen dorff,  v.,  Wichard  Joachim 
Heinrich,  Feldmarschall  508. 

Moers  sehe  Regierung  zu  Moers,  Stadt, 
Bbz.  Düsseldorf  79. 

Mohamedaner,  in  Neuostpreussen 420. 
423. 

Mohilow,  Mohilew,  Stadt  am  Dniepr, 
Bussland,  Erabisthum  275.  907.  909. 

Moller,  Begiemngs-Direktor  zu  Lingen 
66.  143. 

MoBOColar-Präbende,yon»Monocttlare 


beneficiumc,  i.  e.  unicum  800,  S.  315, 
316,  329. 

M  0  n  t a  n  u  s ,  Matthaeus,  Ermeländ  ischer 
Domherr  241. 

Montbenoit,  Augustiner-Abtei  in  der 
Franche  Comt6,  bei  Gray  a.  d.  Saöne 
416. 

M  on  t g elas ,  Graf  v.,  Maximilian  Joseph, 
bayerischer  Minister  635. 

Moritzberg,  Flecken,  Rbz. Hildesheim, 
Kr.  Marienburg,  Kirche  St.  Margarethae 
824.  879. 

Morren,  Morrn,  Dorf  in  der  Neumark, 
Bbz.  Frankfurt,  Kr.  Landsberg,  katho- 
lische Kirche  138. 

Motte,  de  la,  Albertine  de  Peyre,  Nonne 
zu  Halberstadt  311.  320.  325. 

Müller,  Generalsuperintendent  nnd  Kon- 
sistorialrath  in  Aurich  127. 

Kammerdirektor  zu  Münster  961. 

Kriegsrath  zu  Bialystok  209. 

Müller  zu  Gmnzing  799.  942. 

München,  Preussischer  Gesandter  zu; 
s.  a.  Hamier  920. 

Barmherzige  Brüder  939. 

M  ü  n  c  h  o  w ,  Graf  v.,  Ludwig  Wilhelm, 
Staats-Minister  854. 

Münster,  Stadt  in  Westfalen,  Organi- 
sations-Kommlssion  630. 

Kriegs- und  Domänen-Kammer,  ein- 
gerichtet im  December  1803  für  Pader- 
born ,Münster,Tecklenbnrg  und  Lingen 
641.  769.  785.  786.  844.  845.  846.  862. 
889.  894.   911.  931.  934.  959.  960.  961. 

Begierung  zu,   von  Emmerich  im 


September  1803  hierher  verlegt,  für 
Kleve,  Mark,  Münster,  Essen,  Elten  und 
Werden  655.  842.  857. 

—  Bisthum  594. 

—  Bisthum,  Interimsverwaltung  468. 

—  Bischofswahl    216.   344.    348.    351. 
366.  367.  369.  374.  377.    378.  412.  478. 

Domkapitel  210.  542.  543.  715.  728. 


769.  956.  959.  960. 

—  General-Vikariat  655.  662.  721,  am 
Schlüsse,  Anm.  1.  786.  792.  846.  894. 
951. 

—  Abstinenzgebote  951. 

—  Barmherzige  Brüder  541.  650. 

—  Beschwerden  nach  Bom  920. 

—  Feiertage  894. 

—  Ferdinandeische  Stiftung  559.  934. 

—  Garnisonprediger  630.  784.  785. 

—  Jesuitengüter  844. 

—  Johanniter-Orden  944. 

—  Seminar  704.  721. 

—  Stimmung  in  210. 

—  Universität  563  (Vereinigung  mit 
Erfurt).  703.  721.  865. 

—  Kirche  ad  St.  Jakobum  674. 

—  Kirche  ad  St.  Servatium  674. 

—  Nonnenkonvente  627. 

—  St.  Aegidii-Nonnenkloster  571.  674. 

—  Dominikanerkloster  560.  674. 
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Münster,  Fransiskaner-Kloster  560. 

Kapuzinerkloster  560.  791. 

Klarissen-Kloster  650. 

Martinistift  568. 

Minoritenkloster  560.  674. 

Kloster  Ringen  627.  674. 

Kloster  Versjpoel  627. 

Mttnstereifel,  Münster-Eyffel,  Stadt  a. 

d.  Erft,  Rbz.  KOln,  Kr.  Rheinbach, 

Kapitel  857. 
Münster  hausen,  Lehngut  des  Stiftes 

Essen,  Kirchspiel  Borbeck  577. 
Müntz^  y.,  Geheimer  Rath  bei  der  Kleve- 

Mftrkischen  Regierung  38. 
Murzynowski,  y.,  Josaphat,  Domherr 

zu  Önesen  883. 
Muschten,  Dorf,  Rbz.  Frankfurt,  Kr. 

Zttllichau,  bei  Schwiebus  720.  868.  892. 

893. 
Mu z  e  l ,  Professor  in  Frankfurt  a/0.  435. 

Nagel,  V.,  Kreditwesen  650. 

N agier,  Karl  Ferdinand  Friedrich, 
Kriegsrath  beim  fränkischen  Departe- 
ment, dann  Geheimer  Legationsrath 
im  Cabinets-Ministerium  315.  Band  IX, 
S.  31,  Anm.  1.  836. 

Napoleon  s.  Bonaparte. 

Narjes,  Kaufmann  in  Lingen  462. 

Neapel,  König  von  473,  Anm.  3. 

Stimmung  gegen  die  Jesuiten  636. 

Neren,  de,  Rentmeister  zu  Elton  871. 

Nesselrode,  Graf  y.,  Domkapitular  zu 
Hildesheim  800. 

Nettlingen,  Dorf,  Rbz.  Hildesheim, 
Kr.  Marienburg  800. 

Neuburg,  Stadt  a.  d.  Donau,  Bayern, 
Barmherzige  Brüder  939. 

Neuenburg  s.  Neufchatel. 

Neufchatel,  Seelsorge  670. 

Neu  ha  US,  Flecken  a.  d.  Lippe,  Kr. 
Paderborn,  Schloss  495.  690.  701.  708. 
934. 

Neum&rkische  Regierung  zu  Küstrin 
138. 

NeumSrkisches  Konsistorium  zu 
Küstrin  138. 

Neumann,  Regierungsrath  in  Marien- 
werder 75.  89.  185.  193.  256.  285.  504 

Neumark,  Kirchen wesen  138. 

Stadt  in  Westpreussen,  Rbz.  Marien- 
werder, Kr.  LObau  89.  94. 

Neuostpreussisches  Departement 
des  Generaldirektoriums,  s.  a.  Schroet- 
ter 156.  169.  187.  190.  222.  239.  245. 
257.  297.  318.  393.   475.  585.  676.  748. 

Neuostpreussisohe  Kammern,  s.  a. 
Bialystok;  Plock  47.  223.  358. 

Regierungen,  s.  a.  Thom  223.  676. 

Neuostpreussen,  Ressortyerhältniss, 
Ressortreglement,  Proyinzialrecht  783. 
789.  816. 


Neuostpreussen,    Reisebericht    von 

Schroetter  376. 

Bischöfe  332. 

Kloster  479. 

Barmherzige  Brüder  924. 

Bettelmdnche  272. 

Verminderung  der  Feiertage  170. 

176.  209.  215.  219.  393. 

Bildung  der  Geistliehen  242.  261. 

Geistliche  Gerichtsbarkeit  61  f. 

Geistliche  Steuern  278. 

Nicht-nnirte  Griechen  404. 

Patronatsrecht,  Pfarrzwang  7.  331. 

343.  947. 

Romische  Kosten  253.  257.  263.  672. 

Schankrecht  der  Pfarrer  850. 

Schulfonds  479. 

Stolgebtthren- Verordnung  328. 

Zehnten  695. 


Neuschlesien  s.  a.  Krakauer  Distrikt 

Pfarrawang  942. 

Schankrecht  der  Pfarrer  850.  856. 

Stolgebührentaze  770. 

Neustadt  vor  Magdeburg,  EJoater  Agne- 

ten  719. 
Stadt  in  Schlesien,  Rbs.  Oppeln, 

Barmhersiges  BrüderUoster  575.  688. 

939. 
Neustettin,  Stadt  in  Pommern,  Rbz. 

KOslin,  Gymnasium  781. 
Neustück,  Subprior  zu  Hameraleben 

707. 
Neuzelle,  Dorf,  Rbz.  Frankfurt,  Kr. 

Guben,  Kloster  138. 
Nicolai,  Friedrich,  Buchhändler  und 

Gelehrter  in  Beriin  619. 
Nie  der  sächsisches  Departement  des 

Generiüdirektoriums;  s.a.  Angern  719. 

832.  853.  935.  953. 
N  i e m a n  n ,  Mediainabath  zu  Halberstadt 

325. 
Niezuchowo,  Niezychowo,  Dorf  bei 

Schneidemühl ,   Rbz.   Bromberg,  Kr. 

Wirsitz  64. 
Nikolai  s.  Nicolai. 
Nikolaus  V.,  Papst,  Konkordat  851. 
Nil  bau,  Dorf  in  Schlesien,  Kr.Qlogaa 

919. 
Noeldichen,  Kriegsrath  zu  Poeen  517. 
Nolte,  Ober-Konsistorialisth  863. 
Norbertinum,  Collegium  an  Rom  30. 

163. 
Norden,  Stadt  in  Ostfriesland,  Land- 

drostei  Aurich,  Katholische  Gemeinde 

127. 
Nostiz-Jakowska,  Johanna  y.  285. 
Nottuln,  Notteln,  Dorf,  Landkreis  Mün- 
ster, Fräuleinstift  798. 
Noyalzehnt,  d.  h.  Neubmchaehnt  711 
Noyizen  s.  KlOster. 
Nowakowski,  y.,  Eheschliessun^  326. 

339. 
Nuntiatur  in  Preussen  308.  338.  340. 

473. 


Münster  —  Pallinni. 
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Nuntiatur,  Päpstliche,  %n  Köln  598. 

zu  Wanohan  173. 

NnntiuB,  Sendung  nach  Regensburg; 

B.  a.  Genga  586.  600.  601.  612.  617. 

623.  637. 

O. 

Oberthuer,  Franz,  Professor  in  Würz- 
burg 619. 

Obornik,  Stadt  a.  d.  Warthe,  Bbz.  Posen 
933.  940. 

Obrytte,Obryte,  Domänenamtsdorf  UDd 
Vorwerk,  in  Polen,  11  klm.  Östlich  von 
Pultusk  266. 

Ochtemund  s  der  kleine  Yiehzehnte 
824,  S.  365. 

Ochtersum,  Dorf,  Bbz.  Hildesheim,  Kr. 
Marienburg  824,  S.  368,  369. 

Ockel,  Bath  bei  der  Pommerschen  Be- 
giernng  9.  116.  788. 

Gel  rieh  s,  Begierungsrath  in  Marien- 
werder 75.  89.  185.  193.  256.  285.  504. 

Oelschlaeger,  Bath  bei  der  Pommer- 
schen Begierung  9.  23.  116.  174.  788. 

Oesdorf,  Bbz.  Minden,  Kr.  Büren  545. 

Oeaterreich,  Kaiser  von  772. 

Wiener  Hof,  Stellung  zum  Status 

quo  in  Schlesien  681. 

Stimmung  gegen  die  Jesuiten  636. 

Verhalten  zu  den  Säkularisationen 


570. 


Päpstliche  UnterhandlungCD;  Kon- 
kordat 736.  767.  848.  851. 

O'Faril,  Don  Gk>nzalo,  Spanischer  Ge- 
sandter zu  Berlin  429. 

Offiara.  Steuer  in  Südpreussen  278. 

Officialate,  Befugnisse  220. 

Oginsky,  Graf  ▼.,  Ignatz  853. 

Oldenhove,  Begierungsrath  in  Aurich 
127. 

Olesnicki,  Kardinal,  Bischof  von  Kra- 
kau  926. 

Oliva,  Flecken,  Landkreis  Danzig,  Klo- 
ster 380.  411.  632.  661. 

Ol  mutz,  Stadt  a.  d.  March,  Mähren, 
Bischof  von,  Dioezese  233.  424.  430. 

Opatowek,  Stadt  in  Polen,  bei  Kaiisch 
43,  73. 

Oranien-Fulda,  Fürst  von  596.  599. 
600.  605.  614,  Anm.  1.  617.  637.  654. 
690.  728. 

Ordensgenerale,  fremde  338.  340. 

Oslaczewski,  v.,  Domherr  zu  Gnesen 
957. 

Osnabrück,  Stadt  a.  d.  Haase,  Han- 
nover, katholische  Einwohner  542. 

Bisthum,  Bischof  von  109.  728. 

Domkapitel  800,  S.  312. 

OstaszewsKi,  y.,  Kanonikus  124.  160. 

0  s  t  a  u ,  y^  Christof  Albrecht,  Ostpreussi- 
scher  Staats -Minister,  Oberburggraf 
22.  240.  316. 

Osten,  y.  d.,  Vice-Präsident  der  Pom- 
merschen Begierung  788. 


Osten,  y.  d.,  Begierungsrath  in  Ktistrin 

138. 
Ost  friesische  Begierung  zu  Aurich 

127. 
Ostfriesland,  Kirohenwesen  127. 
Osthauss,  Dechant  zu  Hildesheim  879. 
0  s  to  r  0  w ,  Graf  y .,  in  Posen  640. 
Ostpreussisches   Departement    des 

Generaldirektoriums ;  s.  a.  Schroetter  1 0. 
Staats-  (Etats-)  Ministerium  10.  22. 

25.  47.  56.  129.  136.  155. 158.  223.  232. 

237.  238.  240.  241.   316.  317.  358.  504. 

546.  581.  638.  705.  771. 

Konsistorium  zu  Königsberg  705. 


0 8  tpreussi  sehe  Kriegs-  und  Domänen- 
Kammer  zu  Königsberg  10.  108.  358. 
771. 

Begierung  zu  Königsberg  663. 

Ostpreussen,  Dioezesanrech te  58 1 . 
638. 

Kirchenwesen  537. 

Parochialabgaben  705. 

Pfarrzwang  581.  589, 

Bömische  Kosten  672. 

Schulfonds  663. 

Ostrowska,  y.,  Nonne  zu  Owinsk  490. 

Ostrowski,  y.,  Anton  Kasimir,  Erz- 
bischof yon  Gnesen  287.  898. 

Owinsk,  Dorf  a.  d.  Warthe,  Kr.  Pobcd, 
Gisterzienserkloster,  490.  510. 


Pachaly,  Friedrich  Wilhelm,  Kriegs- 
rath  zu  Breslau  260,  Anm.  3.  280.  S.436, 
Anm.  2. 

Paccaristen,  Baccaristen,  Begulirte 
Kleriker  des  Glaubens  Jesu,  in  Bom, 
s.  a.  Jesu  636. 

Padberg,  y.,  Familie  545. 

Paderborn,  Stadt  in  Westfalen,  Or- 
ganisationskommission 874. 

Begierungs-Deputation  874.  934. 

Magistrat  934. 

Bischof  yon,  s.  a.  Hildesheim,  Für- 
stenberg 109.  143,  464.  690. 

Domkapitel  464.  470.  715.  728.  769. 

773.  934.  956.  959. 

Bischöfliches  Vikariatamt  874. 

Officialat  934,  S.  554. 

Domfreiheit  934. 

Feiertage  894. 

Ferdinandeische  Stiftung  559.  934. 

Franziskanerkloster  560. 

Gesellschaft  des  Glaubens  Jesu  493. 

Kloster  Gohkirchen  786. 

Kapuzinerkloster  560. 

Katholische  Lehranstalt,  Vereini- 
gung mit  Münster  563, 

Nonnenkloster  587. 

Protestanten  862. 

Seminar  704.  721. 

Trappisten  487.  554. 


Pallium  s.  Gnesen. 
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Palm,  Geheimer  Finanarath  und  Vor- 
tragender Rath  beim  Weetfälischen 
Departement  934. 

Panzer,  Kriegsrath  zu  Plock  253. 

Papalsystem  3]. 

Pape,  rius,  Prior  des  Dominikaner- 
klosters in  Halberstadt  709. 

Papst,  s.  a.  Pins  VI.,  VII.,  Ableben, 
Bekanntmachung  180. 

Breven  49. 

Dispensationen  221. 

Einfluss,  Verminderung  231.  244. 

Note  an  den  431. 

Verkehr  der  Bischöfe  mit  dem  44. 

45.  47.  61. 

Verwendungen  an  den  54.  57. 


Paradies,  Dorf,  Rbz.  Posen,  Kr.  Me- 
seritz,  Cisterzienser-Kloster  53.  746. 
807.  826.  912. 

Paris,  Verhandlungen  über  das  Deut- 
sche Konkordat  764.  766.  767.  851. 

Parlinger,  Jesuit  in  Born  691. 

Parochialabgaben  s.  Pfarrzwang. 

Paszkiewicz,  ▼.,  Official  von  Wigry 
665. 

Patronatspflicht  des  Staates  925.  947. 

Patrona tsrecht,  s.  a.  Pfarrzwang  7. 
742. 

Paul  V.,  Papst  824. 

Pawlowski,  Rektor  zu  Neumark  in 
Westpreussen  89. 

Pechenscha,  Fluss,  s.  Przemza. 

Peguilhen,  Kriegsrath  zu  Bialystok 
209.  257. 

Peichowski  s.  Pieohowski. 

Peine,  Stadt  a.  d.  Fuse,  Rbz.  Hildes- 
heim, Kapuziner-Mission  515.  560. 

Peters,  Sacellanus  zu  Rees  305. 

Petersburger  Konvention  6.  32.  34. 
74.  112.  291.  948.  954. 

Peterwitz,  Dorf  in  Schlesien,  Kr. 
Sehweidnitz  823. 

Petrikau,  heut  Petrokow,  Gouverne- 
ments-Stadt a.  d.  Strada,  Bussland, 
Reichstag  zu  640. 

Kriegs-  und  Domänen-Kammer  zu 


2.  8.  37. 

Einräumung 


einer    katholischen 


Kirche  463. 
Pfalzbayern  s.  Bayern. 
Pfarrer,  Amtsentsetzung,  Präsentation 

220. 
Pfarrstellen,  Besetzung  69.  159. 
Pfarr zwang,  Parochialabgaben,  s.  a. 

Patronatsrecht  139.  142.  144.  146.  148. 

211.  214.  233  (in  Schlesien).  264.  273. 

275.  310.  331.   338.  340.  343  (in  Neu- 

ostpreüBsen)   375.  389.  396.  397.  401. 

415   420.  423.  432.   452.  477.  558.  572 

(Deklaration).  581.  589.  592.  602.  616. 

626.  705.  718.  862.  942. 
PI aren- Kloster,  Güter  1.  302.  698.  840. 

Konvokation  der  306.  310. 

Schulen  in  Neuostpreussen  376. 


Piasecio,  Jesuit,  in  Posen  640. 
Piechowski,  Piohowski,  Peicbowski 

Pfarror  in  Königsdorf  592.  602.  626. 
Pietro,  de,  Prälat  14. 
Pietro,  Michele  di,  Kardinal  767.  772. 

851. 
Pieverling,  v.,  1.  Kammerdirektor  zu 

Posen  6. 
Pilchowiti,   Dorf  in  Ober-Schlesien, 

Kr.  Bvbnik  541.  575.  939. 
Pisa,  Stadt  am  Arno,  Italien,  Uhden*s 

Aufenthalt  14.  55. 
Pisanski,  Kriegsrath  zu  Bialystok  297. 
Pins  VI.,  Papst,  Giovanni  Angele  Brm- 

BOhi  14.  19. 

Ableben  185.  187.  190. 

Charakter  196.  499. 

Plus  Vn.,   Papst,    Gregorio  Bamaba 

Chiaramonti  196. 

Schreiben  an  den  König  226. 234. 247. 

Schreiben  des  KOnigs  247.  249.  281. 

Verkündigung    seiner    Erwlhhing 

279.  288.  494.  499.  500.  505.  511.  523. 

539.  566.  574.  604.  617.  760.  761  (Baiss 

nach  Paris).  764.  766  (Beise  naek  Pa- 
ris). 767.  772.  804.  851.  914.  918.  920. 

921.  923.  938.  950.  965.  966.  967.  969. 

970.  971.  973.  974.  975.  976. 

Plaegede  s.  Ploegede. 
Plantlünne,   Dorf,   Bbz.  Osnabrfiek, 

Kr.  Lingen  845. 
Plettenberg,    Stadt  in  Kleve,  Bbi. 

Arnsberg,    Kr.  Altena,    Hausgottas- 

dienst  147. 

Gräfl.  Kreditwesen  650. 

Piess,   Pszczyna,   Stadt  in  Schlesien. 

Bbz.  Oppeln  926. 
Plock,  Gouvemementsstadt  a.  d.  Wel^- 

sel,  Kussland,  Kriegs-  und  Domänen- 
Kammer  253.  839.  881.  908. 
Bisthum,  Bischof  von,  s.  a.  Sieoi- 

bek  47.  140.   153.   162.   168.   169.  209. 

266.  285.  307.  326.  337.  339.  581.  590. 

712.  881. 

Weihbisohof  zu  286.  712. 

DiOzese.  Bömische  Kosten  253.  257. 

Hochstift  712. 

Barmherzige  Schwestern  839.   908. 

Beformatenkloster  908. 


Ploegede,  Plaegede,  wohl  Flomthe  « 
Pflege,  ftlr  »Amt«  gebraucht;  m.  West- 
fälisches Urkundenbuch,  IV,  S.  279. 
Münster  1894:  934. 

Plonskowski,  v.,  Andreas,  Domherr 
zu  Frauenburg  532. 

Pocken-Inoculiren  783. 

P  0  d  e  w  i  1  s ,  Graf  v.,  Heinrich,  Gabinets- 
Minister  Friedrichs  des  Grossen  681. 

Poink,  Einsasse  zu  Ibbenbtihren  26. 

Polen,  Dissidenten  193. 

Polnische  Distrikte  zur  Dioezese  Bres- 
lau 195.  200. 

Polskawies,  Dorf  in  Posen,  Kr.  Sehro* 
da  864. 


Palm  —  Qnitzow. 
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Pomarsanowice)  Pomorzanowice, 
Dorf,  Bbz.  Posen,  Kr.  Schroda  864. 

Pomer eilen  8.  Knjavien. 

PommerBche  Kriegs-  und  Domänen- 
Kammer  zu  Stettin  781. 

Regierung  zu  Stettin  9.  23. 116.  173. 

174,  384.  710.  781.  788.  796. 

Pommern,  Kirchenverfassung  99.  173. 
174.  201.  537. 

Porno rzanowice  s.  Pomarzanoyice. 

Poniatowski,  Fürst  v.,  Ciolek,  Mi- 
chael, Bischof  Ton  Plook,  dann  Erz- 
bischof von  Gnesen,  Fürst-Primas  266. 
289.  813. 

Fürst  V.,  86. 

Portugal,  Stimmung  gegen  die  Jesuiten 
636. 

Posen,  Stadt  a.  d.  Warthe,  Kriegs-  und 
Domänen-Kammer  2.  6.  8.  37.  69.  71. 
151.  212.  262.  267.  303.  379.  381.  453. 
471.  483.  507.  517.  524.  534.  603.  679. 
689.  706.  750.  767.  765.  780.  782.  799. 
802.  820.  821.  838.  840.  849.  878.  883. 
888.  891.  903.  915.  916.  933.  940.  949. 

Begierung  193.  284.  891. 

Magistrat  441.  445. 

Bisthum,  Bischof  von,  s.a.B>iCzynBki 

17.  18.  29.  45.  47.  62.  153.  160.  262. 
269.  276.  283.  285.  287.  303.  307.  308. 
321.  335.  365.  387.  405.  419.  451.  454. 
455.  527.   534.  544.  583.  608.  613.  628. 

756.  765.  776.  780.  782. 
810.  814.  817.  864.  877. 
891.  904.  905.  907.  909. 


648. 
799. 
883. 
915. 


673. 
801. 
884. 
930. 


722. 
807. 
888. 
955. 


—  Weihbischofswabl,  Bestätigung  517. 
534.  628. 

—  Officialat  284. 
Domkapitel  93.  246  (Residenzzeit). 


262  (Nene  Statuten).  267.  269.  276.  283. 
302.  303.  306.  310.  321.  336.  341.  379. 
453.  507.  787.  813.  878. 

—  Dompropst,  Dompropstei,  s.a. Dom- 
kapitel 276.  379.  507.  821. 

—  Bi8ch(}fliches  Palais  812. 

—  Gerichtsstand  der  Geistlichen  891. 

—  Gymnasium  963. 

—  Kapelle  ad  Corpus  Christi  355. 

—  Bemhardiner-KlOster  933.  949. 

—  Dominikaner-Nonnen  151. 

—  Franziskanerkonvent, -Kloster  151. 
940. 

—  Jesuiten-Kloster  441.  445. 

—  Josephiner- Karmeliterkloster  333. 
334.  345.  347.  349.  350.  354.  355.  356. 
357.  360.  361.  363.  364. 
442.  451.  454.  455.  608. 
679.  915. 

—  Karmeliterkloster  6. 

—  Karmeliterkloster  auf  der  Wiese  355. 

—  Philippiner-Kongregation  817. 

—  Reformatenkloster  820. 

—  Befonnatenkloster  in  der  Vorstadt 
Schrodtke  706.  722.  756. 


370. 
640. 


372.  410. 
648.  677. 


Posen,  Pfarrkirche,  Kirchen-Baufonds 
458.  463. 

Pfarre  ad  St  Adalbertum  780. 

Prosynodalrichter  849. 

Schulgebäude  405.  419. 

Potocki,  V.,  Theodorus,  Fürstbischof 
von  Ermeland  241. 

Potockianum,  Conoordatum  86. 

Potockische  Stiftung  zu  Braunsberg 
316. 

Poznanski,  Franziskanermönch  400. 

Prag,  Dioezese,  Erzbischof  von  148.  233. 
424.  427.  430.  443.  444.  447. 

Prazmowski,  v.,  Abt  und  General- 
Official,  dann  General-Vikar  zu  War- 
schau 422.  838.  840.  966. 

Prenn,  Preny,  Stadt  am  Niemen,  Polen, 
Gouvernement  Suwalki  245.  254. 

Preucksche  Stiftung  zu  Rom  30. 
163. 

Primavesi,  Propst  zur  Sülte  513. 

Prittwitz,  V.,  ^mmerdirektor  zu  Po- 
sen 878. 

PrOve,  Präve,  von  Praebende,  »eine 
Wohlthataus  geistlicher  Stiftungc  781. 

Prondzynski,  Official zu  Schwetz 483. 

Propinations-Berechtigungs.Schank- 
recht. 

Prosynodalrichter  81.  152.  161.  268. 
387  (Eid).  473.  849. 

Protestantische  Fürsten,  Zusammen- 
wirken in  Rom  511.  528.  552.  716. 

Protestanten,  Uebertritt  zur  katho- 
lischen Religion  12.  22.  25. 

Przedecz,  Amt  in  Sttdpreussen,  bei 
Brdow  418. 

Przeleck,  wohl  Gross-Przellenk ,  Gut 
in  Ostprenssen,  Rbz.  Königsberg,  Kr. 
Neidenburg,  katholische  Kirche  537. 

Przemza,  Pechenscha.  Fluss  in  Schle- 
sien, Grenze  gegen  Gralizien  926. 

Przeroslen  a  Przerosl,  Dorf  in  Rus- 
sisch-Polen bei  Suwalki  199. 

Przybiszewski,  Moritz,  Franziskaner- 
mOnch  881. 

Przyluski,  v.,  Domdechant  in  Posen 
849. 

Psary,  Gut  in  Sttdpreussen,  bei  Brdow 
418. 

Pszczyna  s.  Pless. 

Pudewitz,  Stadt  in  Posen,  Kr.  Schroda 
864. 

Pultusk,  Pulto  via,  Kreisstadt  amNarew, 
Polen,  Gouvernement  Lomza  91. 

Benediktiner-Kloster  516. 

Barmherzige  Schwestern  839. 

KoUegiatstift  266.  286.  712. 

Puttkammer,  v.,  Kriegsrath  zu  Posen  6. 

Q. 

Quedlinburg,  Stadt  a.  d.  Bodo,  Rbz. 

Magdeburg,  Aebtissin  von  633. 
Q  u  1 1  z  0  w ,  V.,  6.  Kuirassier-Regiment  707. 
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Orta-,  Personen-  and  Sach-Register  va  Band  Vm  nnd  IX. 


Babischau,   Dorf  in  Sohlesien,   Rbz. 

Liegnitz,  Er.  LOwenberg  819.  822. 837. 

870. 
Baczinski,  Graf  v.,  GrossmarBchaU  in 

Warsoban  180. 
BaczynBki,  Graf  v.,  Ignatios,  Bischof 

▼on  rosen,  dann  Ersbisohof  von  Gnesen, 

8.  a.  Posen,  Gnesen  160. 262. 276. 283. 285 

303.  365.   387.  405.  419.  451.  454.  455. 

527.  534.   544.  583.  608.  648.  673.  722. 

756.  776.   780.  782.  804.  805.  807.  808. 

811.  812.  813.  814.  815.  820.  821.  829. 

838.  840.   847.  849.  855.  867.  873.  878. 

883.  888.  891.  902.  903.  907.  912.  914. 

915.  916.  922.  923.  955.  957.  975. 

V.,  Abt  au  Lond  838.  867.  873. 

Radolinsche  Gttter  217. 

Ratibor  s.  a.  Troppau. 

Stadt  a.  d.  Oder,  Schlesien,   Rbi. 

Oppeln,  Jangfranen-Stift  688. 
Raum  er,  v.,    Karl  Georg,    Geheimer 

Legationsrath    nnd    Geheimer   Ober- 

Justisraih,  Vortragender  Rath  im  Ca- 

binets-Ministeriom   und    im   Hoheits- 
Departement  27.  30.  41.  44.  45.  46.  47. 

48.  56.  57.  60.  61.  62.  92.  95.  130.  157. 

158.  163.   177.  189.  200.  211.  219.  226. 

231.  232.   246.  255.  273.  294.  295.  302. 

307.  310.  311.  320.  321.  322.  325.  326. 

335.  336.  338.  343.  353.  365.  371.  387. 

389.  394.  408.  417.  430.  446.  460.  461. 

473.  475.  489.  492.  496.  509.  512.  556, 

Anm.  3,  4.  594.  599.  605.  611.  612.  614. 

634.  655.   670.  675.  760.  775.  826.  832. 

842.  843.  844,  Anm.  2.  846.  854.  858. 

869.  877.  894.  896.  902.  906.  913.  920. 

950.  952. 
Ravensberg, Grafschaft,  in  Westfalen, 

Kirchen  wesen  109. 
Rawitsch,   Rawicz,   Stadt  in  Posen, 

Er.  Krtfben  345. 
Reck,  Frhr.  v.  d.,   Eberhard  Friedrich 

Christof  Ludwig,  Geheimer  Staats-  und 

Justiz-Minister,  Chef  des  Hoheits-De- 
partements  475.    512.   518.   541.    548. 

572.  575.  581.  589.  590.  594.  611.  613. 

619.  628.  631.  632.  634.  638.  642.  646. 

652.  655.  658.  661.  663.  664.  665.  668. 

670.  671.  673.  675.  676.  686.  687.  692. 

694.  704.   707.  711.  712.  717.  719.  720. 

724.  730.   733.  734.  740.  743.  751.  768. 

801.  809.  813.  814.  826.  829.  831.  832. 

842.  843.  845.  846.  849.  854.  858.  868. 

869.  870.   872.  877.  881.  894.  896.  897. 

899.  900.  902.  908.  909.  913.  914.  922. 

924.  930.  943.  944.  945.  946.  952.  966. 

975. 

Kammerdirektor  zu  Plock  253. 

Regierang8rathzuStettin23.174.788. 

EriegsraA  in  Posen  361.  370. 

Rittergutsbesitzer  in  der  Grafschaft 

Mark  597.  645. 


Recklin|[^haasen,  Yest,  Veste,  Graf- 
schaft im  Erzstift  KOln,  dann  Aren- 
berglBch  378.  830. 

Redingh aasen,  Radinghaosen,  jetst 
Redingerhof ,  7  klm.  nordöstlich  von 
Paderborn,  bei  Neuenbeeken  934. 

Rees,  Stadt  am  Rhein,  Rbz.  Dfisaaldorf 
910. 

Reformirtes  (Mstliches  Dmutement, 
8.  a.  Thnlemeier  26.  862.  931. 

Regensburg,  Stadt  a.  d. Donau,  Ober- 
pfalz ,  Schottenkloater  St  Jakob  563. 

Bisthum,  Bischof  von  593.  654. 

Domkapitel,  Vereinigung  mit  Mainz 

584. 


Sendang  eines  Nontius  nadi,    s. 

Nuntius. 
RegeuYolscius  s.  Wengierski 
Regierungen,   Kompetenz  gegenübo 

den  Kammern  459.  466. 
Reibnitz,  y.,  Kriegsrath  zu  Posen  6. 

Landrath  in  Glatz  447. 

Reiche,  Administrator  zu  Gerode  800. 

8.  331.  824,  S.  372.  866. 
Reichenberg  s.  Riechenberg. 
Reichsdeputationshauptsohlusi 

551. 
Reichsstifter,  Neuwahlen  344.  351. 
Reichstag,  Deutscher,  zu  Regensborg 

344.  348. 
Führung  katholischer  Stimmendurch 

protestanüBche  Fflrsten  622.  629.  635. 
Reichsta^sdeputation  351. 
Reifenstein,    Kloster  im  Eichsfelde, 

Rbz.  Erfurt,  Kr.  Worbis  520.  564.  567. 

669. 
Reimann,  v.,   Kriegsrath  zu  Münster 

959. 
Reinerz ,  Stadt  in  der  Grafschaft  Glatz, 

Simultaneum  148.  189.  206.  207.  211. 

233. 
Reiswitz,  v.,  Kriegsrath  au  Warschau 

884. 
Rellinghausen,   Dorf,  Rbz.  Düssel- 
dorf, Kr.  Essen,  Fr&uleinstift  577. 579. 

582.  587. 
Remkersleben,   Dorf,   Rbz.  Magde- 
burg, Kr.  Wanzleben  123. 
Reptowski,  y..  Abt  124.  160. 
Ressortverhältnisse  783.  789.  816. 

911  (Entsch&digungslande). 
Reusch,  Professor  in  Königsberg  i.  Pr. 

102. 
Reuter,    Regierungsrath    zu    Marien- 

werder  75.  89.  185.  256.  285.  504. 
Rh a des,    Kriegsrath    zu   Posen    262. 

517. 
Rbeda,  Stadt  a.  d.  Ems,  Rbz.  Minden, 

Kr.   Wiedenbrttck,    katholische  Ein- 
wohner 542. 

Edler  von,  Wedekind  561. 

Rheinufer,  linkes,  Abtretung 292. 293. 
Katholische  Gcistiiche,    Korporz- 

tionen  5.   11.  448.  525.  549.  597.  606. 


Babiscluiii  —  Sackzehnt 
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643.  6M.  711.  715.  TIS.  727.  830.  8d4. 

Wl.  $81. 
Ribbantroi^,  Friadrioh  Wilhelm  Obri- 

Btian  Johaim,  Krieg^ftth  in  MttnBter 

886.  874. 
RIckmansBche  Eheleute  «u  Lengericb 

609. 


Rleehenber^,  Reiehenberff,  Aognsti» 
nerkloBt 
lar  513. 


,  BbB. 


Hildeeheim,  Er.  Oob- 


R  i  e  p  e ,  Be^emngsrath  in  Marienwerder, 

T5:  lOi.  185.  256.  285.  504. 
Rils,  Joaehim,  katholiseher  G^istlieher 

819. 
Ri  Beleihe  Im,   Kloster  a.  d.  Innerste, 

Rbz.  Hildesheim,  Er.  Goslar  51(^.  519. 

821. 
Ringen,   Nonnenkonvent  in  der  Stadt 

Münster  827.  874. 

J.  V.,  in  Münster  627. 

Ri  n  t  e  r  f  sohes  Register  beim  Domkapitel 

zu  Hildesheim  800,  S.  322. 
Ripkef  m,  Gat  am  Pregel,  Rbs.  K()nig8- 

bergy  Kr.  Wehlan  952. 
Ritterorden,  Güter  der  944. 
Ritzenberg,  Regiernngsrath  sn  Hai* 

berstadt  117. 
Roebe,    Regiernngsrath  au  Stettin  9. 

116.  174.  788. 
ROder,  v.,  Regiernngsrath  zn  Magde- 
burg 719. 
Reedern,  Graf  823. 
Roermonde  s.  Rnremonde. 
Roesnitz,  Dorf  in  Behlesien,  Rbz.  Op- 

peln,  Kr.  Leobsehtttz  870. 
Roessel,  Stadt  am  Zain,  Ostprenssen, 

Rbz.  Königsberg,  Gymnasium  546. 

Gymnasfatklrehe,  Erlöster  110. 

RogaliBski,  Tm  Domdechant  zu  Posen 

849. 
Rogowski,  T.,  Weihbisehof  TOn  Posen 

304. 
Roh  ans,  Kaplan  in  Münster  791. 
Rohr,  y.,  President  der  Klere-MSrki- 

scben  Regienmg  zu  Emmerleb,  dann 

an  Münster  88.  147.  655. 
Rokitnieki,  v.,  Official,  dann  Weih- 
bischof zu  Plock  590. 
RokOBsewski,  r.,   Prosynodalrichter 

in  Posen  849. 
Rom,    Gelder  ans  Preussen  nach  231. 

232.   236.  237.  238.  243.  244.  258.  285. 

473.   672. 
Yerhültniss  zu  Frankreich  965.  966. 

9^1.  974. 

Geschäftsgang  mit  Hmnboldt  913. 

Jnrisdiktion  der  Gesandten  921. 

Republik  14. 

Resident,  Torschnssfonda  302.  306. 

318.  838 

Verkehr  mit  320.  337.  339.  446.  461. 


473. 


—  Verkehr  mit,  während  des  Krieges 
86«.  968.  969.  971.  972.  978. 

Oranicr    PrtiuMii  und  die  kath.  Kirche.    IX. 


Rom.  Weg  fttr  Verwendungen  nach  222. 
228. 

Zustände  1802:  500. 

Romieu.  französischer  Geschäftsträger 
in  Korfb  529. 

Rosasin,  Gut  bei  Gnesen;  nicht  fest- 
zustellen, idelleicht  Bo^acin,  Kreis 
Mogilno  105. 

RoswindiSy  Aebtissin  von  Liesborn  57 1 . 

Roverella,  Aui:eliaqo,  Kardinal  14. 

Rozanistek,  Rozan^nstok,  Dorf  in  LI* 
tauen,  Gouvernement  Grodnow,  Do- 
minikanerkirche 393. 

Rudolf  I.,  Kaiser  563. 

Rndolphi,  Geheimer  Justiz-  und  Ober- 
Konsistorialrath  463.  722.  895.  984. 

-^—  Regiernngsrath  zu  Magdeburg  719. 

Rügenwalde,  Stadt  a.  d.  Wippen  Pom- 
mern, Rbz.  KOslln,  Kr.  Schlawe,  Schloss- 
prediger 781. 

Ruf f er,  Tacbfhbrikant  in  Liegnitz  265. 

Ruremonde,  Roermonde,  Stadt  a.  d. 
Maas,  Bischof  von  282.  402.  594. 

Russland,  Kaiser  von,  Grossmeister 
des  Maltheserordens  383. 

Rustenberg,  Rusteberg,  Amt,  bei 
Rustenfelde,  Rbz.  Erfurt,  Kr.  HdKgen- 
stadt  639, 

Ruth,  Assessor  bei  der  Pommerschen 
Regierung,  Justizkommissar  788. 

Rutowski,  Matthaeus,  Geistlicher  68. 

Ruys,  Deebant  5.  11.  292.  438.  488, 
Anm.  2.  830.  834.  857.  861.  910. 

Rybinski,  Graf  v.,  Joseph,  Bischof  von 
Kujavien  und  Pomerellen,  s.  a.  Kuja- 
vien  75.  285.  287.  400.  407.  782.  898 
(f ;  Schulden). 

Rybttik,  Stadt  in  Oberschlesien,  Kbz. 
Oppeln  575. 

Rydzynski,  Graf  v.  Verbno-R,  Franz 
Xaverius,  Bischof  von  Kulm.  s.  a.KuIm 
65.  68.  75.  106.  142.  145.  146. 193.  197. 
285.  294.  295.  298.  300.  304.  638.  661. 
673.  717. 


Säbel,  Pre<tiger  zu  Aken  660. 
Sachs,   KoUaborator  in  Heiligenstadt 

865. 
Sachsen,  GrenadOrfer  819. 

Verkehr  mit  Rom  851. 

Prinzessin  v.,  Kunigumfe  633. 

Sack,  Johann  August,  Geheimer  Finanz- 

rath,  Mitglied  der  Haupt-Qrffanlsations- 

Kommisäon  der  Entschädigungslande 

468.  502.  520.  533.  538.   545.  553.  555. 

557.  561.  562.  563.  571.   Ö76.  579.  587. 

588.  807.  624.  627.  664.   671.  704.  721. 

723.  724.  728.  769.  786.   800.  843.  934. 

vvv.    irflO. 

Regiernngsrath  zu  Magdeburg  123. 

719. 
Saekzehnt  s.  Zehnt. 

42 
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Orts-,  Pereonen-  und  Sach-Segister  sn  Band  VIII  and  IX. 


Sftkalarisation  s.  Klosteraufbebung. 
von  KloBter-GtoisÜichen  s.  Eloster- 

GeiBtliohe. 
Sagan,  Stadt  am  Bober,  Schienen,  Bbz. 

Liegnitz,  Angusttnerstift  746. 

Elx-Jesniten  265. 

Sailer .  Job.  Michael,  Prälat  (1829Bi&ohof 

von  Kegensburg)  619. 
Salis,  V.,  Geheimer  Kriegsrath  31.  239. 

263.  331.  687. 

Salm'sches  Gebiet  des  Münsterlandes 

830. 
Salm-Reiferscheid,  Graf  v.  871. 

Gräfin  v.  577. 

Gräfinnen  Y.,  Maximiliane  Franziska; 

Augnste;  Charlotte  871. 
Beifferscheid-Krautheim, 

Fürst  V.  871. 

-Salm,  Prinz  zn,  Wilhelm  Florian, 


Erzbischof  von  Prag  443. 

Salzbarg,  Bisthom  654.  728. 

Sammelmann,  ApoUinaris,  Pater  zn 
Münster  630.  792.  920,  S.  533.  Anm.  2. 

Samogitien,  Dioezese32. 187.  190. 194. 
209. 

Sapalski,  Simon,  in  Warschau  178. 

Sarstedt,  Stadt  a.  d.  Innerste,  Land- 
kreis Hildesheim  800. 

Schabenan,  Dorf  in  Schlesien,  Kr. 
Guhraa  919. 

Seh  äffe  r,  Bankier  549.  606. 

Schaf fgotscb,  Graf  v.,  Karl  Wenzel 
Gotthard,  Kurator  der  St.  Hedwigs- 
kirche zn  Berlin  15.  154. 

Graf  V.,  Johann  Nepomuk,  Erbland- 
hofmeister zu  Warmbrunn  837.  870. 
875.  877. 

Schankrechtder  Pfarrer,  Propinations- 
recht  850.  856. 

S  c  h  ape  n,  Dorf  in  Hannover,  Bbz.  Osna- 
brück, Kr.  Lingen  386. 

Scharmede,  Dorf,  Bbz.  Minden,  Kr. 
Büren  934. 

Scheel.  Kriegsrath  zu  Warschau  884. 

Scheibler,  y.,  Geheimer  Ober-Justiz- 
rath  und  Vortragender  Bath  im  Greist- 
lichen  Departement  305.  609. 

S chell,  y.,  Domkapitular  zu  Hildesheim 
800. 

Schenkungen,  (Geistliche  93. 

Schestag,  Ferd.,  Propst  zu Hedersleben 
709. 

Scheve,  v.,  2.  Präsident  des  Ober-Kon- 
sistoriums zu  Berlin  116.  137.  201.  397. 
452.  644.  964. 

Schievelbein  s.  Schivelbein. 

Schi  ff  mann,  Begierungsrath  zu  Stettin 
9.  116.  174.  788. 

Schildesche,  Dorf,  Bbz.  Minden,  Kr. 
Bielefeld,  Stiftskapelle  109. 

Schiller,  Karl,  Propst  zu  Hadmersleben 
709. 

Kanonikus  zu  Hildesheim  824.  879. 

Schilling,  Andreas,  in  Posen  640. 


Schimmelpfennig,  SohimmelfBidg,  y. 

d.  Oje,  Präsident  der  Neuostpreiiau- 

schen  Kriegs-  und  DornSnen-Kammer 

zu  Bialystok  187.  257. 
SchimoDsky,    y.,    Christof  Emaanel, 

Bischof  zu  lieros,  2.  Weihbischof  und 

General-Vikar  zn  Breslau  754.  837. 
Schirmeister,  Kriegsrath  zu  Plock  253. 
Begierungsrath    zu    Marienwerder 

193.  256. 
Schivelbein,   Schievelbein,   Stadt   in 

Pommern,  a.  d.  Bega,  Bbz.  KOsIin  138. 
Schkopp,  y.,  Juatizratii  in  Sehwiebos 

892. 
Schlechtendal,   v.,   Begierongspriai- 

dent  in  Aurich  127. 
^  V.,    Begierungsrath    874,     S.  471. 


Anm.  2. 

V.,  Vice-Kammerdirektor  zn  Mün- 


ster 959. 

Schlesien,  Verwaltung  von,  8.  a.  Hoya 
13. 

Schlesisehe  Kriegs-  und  Domänen- 
Kammern,  s.  a.  Breslau,  Glogaa  ttS. 
868.  877. 

Schlesisehe  Oberamtsregierungen, 
s.  a.  Breslau,  Brieg,  Glogaa  223.  8^ 
Kompetenz  in  Gatholicis  774. 

Sohlesien,  Ober-Konsistorien, 8. a.  Brea- 
lau,  Brieg,  Glogau  877. 

Barmherzige  Brüder  -  KlOster  541. 

924.  939. 

Bettelorden  702.  729.  744. 

Gemischte  Ehen  342. 

Geistliche  Gerichtsbarkeit  611. 

UeberlasBung     leerer    katfaoliaeher 

Kirchen  an  die  protestantischen  Ge- 
meinden, s.  a.  Giesmannsdorf,  Knnan, 
Babischau  790.  794.  797.  803.  806.  809. 
818.  819.  822.  823.  837.  854.  858.  868. 
870.  872.  875.  877.  892.  893.  919.  936. 
943.  945.  946. 
Klosterwesen  394. 

Klosteraufhebung,  Einziehang geist- 
licher Gttter,  Säkularisation  392.  678. 
680.  681.  683.  684.  685.  688.  696.  702. 
729.  744.  746.  747.  753.  763.  777.  71». 
941.  979.  980. 

Maltheserkommenden  141. 

Maltheserorden  181.  383.  385.  3SS. 


390.  944. 

—  Pfarrzwang  401.  942. 

—  BömischeKosten  672. 

—  Schulen-Institut  77. 

—  Katholische  Schul-Direktion  941. 

—  Schulfonds  218. 

—  General -Schulen -Administrations- 
Kasse  43.  73.  76.  86. 

—  Hauptschulkasse  666. 

—  Katholischer  Schulunterricht  77. 85. 

—  Schulreglement  280. 

—  Neues  Schulreglement  319. 

—  Schulreglement    für    die    niederei 
katholischen  Schulen  Bd.  VIII.«  S.  436. 


Slkalarisation  —  Seifendorf. 
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Schlesien,  üreulinerinneii,  EÜBabethi- 
nerinnen  688.  696.  729.  746. 

-' —  Status  quo  394.  681.  694.  790. 

Simultaneam  148.  206.  233. 

Schlich ti Dg,  Justizratb,  Landrogtei- 
gerichts-Direktor  zu  Heilsberg  136.  241. 

Schlingen,  Sohliengen,  Flecken  in 
Baden,  Kr.  Lörrach  690. 

Schmaling,  Kriegsratb,  dann  Eammer- 
direktor  zu  Posen  6.  361.  517. 

Schmalz,  Rektor  der  Universitftt  Königs- 
berg i.  Pr.  102, 

Schmedding,  Johann  Heinrich,  Pro- 
fessor, dann  Kriegsratb  zu  Münster 
674.  721,  am  Schlüsse,  Anm.  1.  843,  am 
Schlüsse.  911.  961. 

Anna  Maria,  zu  Hildesheim  879. 

Schmedenstedt,  Dorf,  Bbz.  Hildes- 
helm, Kr.  Peine  800. 

Sehmettau,  Graf  y.,  Kapitän  in  Pots- 
dam 666. 

Schmidt,  Kriegsratb  zu  Bialystok  297. 

Regieningsrath  zu  Lingen  66.  143. 

Schmiedeberg,  v^  Vice-Pr&sident  der 
Westpreussischen  Regierung  zu  Marien- 
werder 75.  89.  101.  185.  193.  285.  504. 

Schmising,  y.,  Propst  zu  Minden  210. 

s.  a.  Korff. 

Schmitt,  y.,  Propst  138. 

Schmitz,  HonoratuB,  Guardian  im  Fran- 
ziakanerkloster  in  Halberstadt  709. 

Schnedermann  Regiemngsdirektorzu 
Anrieh  127. 

Schneider,  Professor  in  Heiligenstadt 
665. 

Schnetlage,  y.,  Nikolaus  Eberhard, 
Domkapftular  zu  Hildesheim  879. 

Schnur,  Generalyikar  in  Paderborn  493. 

S  eh  o e  n au ,  Dorf  in  Westpreussen,  Rbz. 
Danzig,  Kr.  Marienbnrg,  Pfarre  177. 
182. 

Schoenewald,  Schoenwald,  Kammer- 
direktor zu  Magdeburg  719.  853. 

Schoepffer,  Bath  der  Regierung  zu 
Halberstadt  117. 

Sohof fs,  Schoff,  Schoof,Bonifacius, Abt 
zu  Ammensieben  646.  664.  668. 

Schorlemmer,  y.,  Armenstiftung  zu 
Hildesheim  800,  S.  332. 

Schornstein,  Feldpropst  138. 

Schrimm,  Szrimm,  Stadt  a.  d.  Warthe, 
Rbz.  Posen,  Franziskaner  -  Nonnen- 
kloster 795. 

Sehroda,  Stadt  in  Posen,  Propstei  327. 

Sehroetter,  Frhr.  y.,  Friedrich  Leo- 
pold, Staats-Minister,  Chef  des  Ost-, 
West*  und  Neuostpreussischen  De- 
partements des  Generaldirektoriums  7. 
10.  12.  27.  31.  34.  36.  41.  44.  47.  61. 
81.  85.  87.  88.  120.  135.  139.  140.  144. 
145.  154.  157.  168.  169.  170.  172.  180. 
185.  190.  198.  206.  207.  209.  211.  214. 
215.  219.  221.  222.  223.  231.  236.  239. 
242.   253.  254.  259.  261.  263.  266.  270. 


272.   278.  279.  286.  291.  299.  314.  317. 

319.   324.  328.  329.  331.  338.  340.  343. 

352.   375.  376.  382.  396.  399.  403.  404. 

406.   432.  469.  475.  477.  479.  516.  558. 

572.   585.  589.  590.  619.  620.  632.  647. 

661.   663.  665.  676.  687.  692.  693.  695. 

738.   745.  751.  771.  783.  789.  793.  794. 

816.   832.  839.  841.  846.  850.  857.  859. 

881.  896.  897.  900.  905.  908.  924.  925. 

947.   952. 
Schroetter,  Frhr.  y.,   Karl  Wilhelm, 

Ghef-PrSsident  der  Westpreussischen 

Regierung  zu  Marienwerder  75.  89. 101. 

193.  197.  256.  304.  504. 
Schulenburg-Kehnert,Grafy.d.,Fried- 

ricb  Wilhelm,  General  der  Kayallerie, 

Staats-Minister ,    General  -  Kontrolleur 

der  Finanzen,  Chef  der  Hauptorgani- 

sations- Kommission    der    Entsch&di- 

gungslande  50.  86.  468.  470.  480.  481. 

487.   493.  495.  498.  501.  502.  505.  512. 

513.   514.  515.  519.  520.  521.  522.  530. 

533.  538.   545.  551,  Anm.  2.  553.  554. 

555.   557.  559.  560.  561.  562.  563.  564. 

565.   567.  569.  571.  573.  576.  577.  578. 

579.   582.  587.  588.  591.  594.  598.  606. 

607.  611.  624,  Anm.  2.  633.  634.  641. 

650.  656.  657.  871.  911. 
Graf  y.  d.,  Kriegsratb  zu  Bialystok 

209.  257. 
Schuler  yon  Senden,  Hessen-Darm- 
städtischer Gesandter  in  Berlin  775. 
Scbultz.  Schnitze,  Geheimer  Ober-Fi- 

nanzratn,   Mitglied  der  Hauptorgani- 

sations- Kommission    der    Entsobftdi- 

gungslande,  dann  im  SUdpreussischen 

Departement  des  Generaldirektoriums 

und  bei  der  Kriegs-  und  Domftnen- 

Kammer  zu  Warschau  468. 624. 627. 884. 
Schulz,  Professor  in  Königsberg  i.  Pr. 

102. 

Regierungsrath  zu  Stettin  116.  788. 

Schunk,  Pastor  zu  Altena  901. 
Schwalenberg,  Graf  y.,  Wittekind  und 

Luchtrudis  557. 

Gebrüder  y.,  561. 

Schwan  ebeck,  Stadt,  Rbz.  Magdeburg, 

Kr.  Osohersleben,  Kapelle  yor  117. 
Schwarzenburg,  Fürstin  y.  659. 
Schweden,  Verkehr  mit  Rom  851. 
S  c  h  w  e  1  d  n  i  t  z ,  Filrstenthum  in  Schlesien 

870. 
Schwerin,  Graf  y..  Kammerpräsident 

zu  Magdeburg  719. 
Schweringh,  Stifterin  eines  Nonnen- 

konyents  In  Münster  627. 
Schweiz,  Stadt  a.  d.  Weichsel  in  West- 

Sreussen,  Edelleute  in  der  Gtogend  yon, 
;bz.  Marienwerder  299. 
Schwiebus,  Kreis  in  Schlesien,  Schul- 
wesen, katholische  Kirchen  392.  394. 
Seifers dorf,  Dorf  in  Schlesien,  Rbz. 
Liegnitz,   Kr.  Bunzlau  694.  731.  741. 
754. 
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Orts-,  Personen«  lud  Saoh-Begbler  sn  Btad  Vin  und  IX. 


Semler,  Bof^eniDginith  s«  Mngdebiirg 

719. 
Seny,  Baron  v.,  b.  Axel. 
S  e  T  e  n  ae  r ,  ZeTenaer,  Sertnaar,  Städt- 
chen und  Distrikt  in  Kleye  J  etat  Nieder- 

IKndiBch,  Proyiaa  Öeldem  488. 655.  dao. 
S  e  ▼  e  r  i  e  n ,  Sewerien,  Heraogthum.  ehe- 

miÜB    Bchleeisoli,   dann    au   Oaliaien 

926.  954. 
Seydlitz,    Frhr.    v.   S.    und  Gohlan, 

Ferdinand  Sigismund,  Cbef-Prftsident 

der  Ober-Amta-Begierung  an  Breslau 

85. 
Seyne,  Seyny,  Stadt  in  Polen,  Gouver- 
nement   Suwalki,  Dominikanerkirohe 

393. 
Sicilien,  Ednig  Beider  539. 
Siebenhaar,    Kegiemngsassessor    an 

Marienwerder  504. 
Sielkowo,   Ciolkowo.  Dorf  in  Polen, 

1 5  kirn  nordnordöBtlieh  von  Pnltosk  266. 
Siena,  Stadt  in  Italien,  Aufenthalt  des 

Papstes  14- 
Sieradz,  SUdt  a.  d.  Wartfae,  Polen,  bei 

Kaiisch  795. 
Sierachow,  Stadt  a.  d.  Bawka,  Polen, 

GouTemement  Warschau  37. 
S  i  e  t  z  e ,  Regierungsra^zu  ICarienwerder 

89.  101.  185.  193.  285.  504. 
Siewierz,  Stadt  in  Polen,  Ggsverne- 

meat  Badom  926. 
Silberschiag,  Vioepräaideat  der  Ee- 

gieruags-Deputation  zu  Hildesheim  874, 

S.  471,  Anm.  2. 

B^iernngarath  au  Magdeburg  123. 

Simbsen,  Dorf  in  Schlesien,  Bjr.Glogau 

919. 
Simons,  Priester  zu  Hemmerde  964. 
Simultaneum  65  (Gründe  gegen).  75 

(Gründe  für).  89.  94.  106.  135.  139.  142. 

144.   145.  146.  148.  172.  189.  206.  207. 

211.  233  (in  Schlesien).  264.  270.  273. 

310.  338.  592.  626.  790.  794.  925.  964 

(in  Heamerde). 
Sinigaglia,  Senigallia,  Stadt  in  ItalieD, 

bei  Anoona  636. 
Sioli,  Paul,  Krtoer  zu  Halle  486. 
S  i  1 1  a  r  d ,  Sittart,  Stadt  in  Limburg  857 . 
Skawronskowski,    Schulmeister   zu 

Neimark  in  WestiMreussen  89. 
Skierniewice,  Skeniewitae,  Stadt  ia 

Polen,  Güterschlüssel,  Woywodsohaft 

Rawa,  Gouvernement  Warschau,  Land* 

schloss  274.   $32.   782.  807.  812.  838. 

MO.  855. 
S  k  o  m  p  e ,  Stadt  in Neuoatoreasaea,  nord- 
östlich von  Plock,  bei  Lipno  881. 
Slawkow»  Stadt  in  Polen,  GouTerae- 

ment  Radom  »26. 
Sludsianna  s.  Studaiaana. 
Slttpce,   Slnpea,  Stadt  in  Polen»  Er. 

Konin  902.  963. 
Smolensk,  Stadt  am  Dnjepr,  Basaland, 

Bischof  von  907.  909. 


ina, 


Soest,  Stadt  in  Westfalen,  Bb«.  Aem- 

berg,  Domtnikanerkloater  560. 

KoUegiatstiik  ad  St  Patrodum  S42. 

Offioial  147. 

Soldaten,  Trauungen  471. 

Soltyk,  FüratY.,  Kiyotan,  Biaehof  von 

Krakau  195.  926. 
Sombart,  Kriegarath  auMagdabncg  tid. 
Kriegsrath   zu  Beiligenatadt  d5$« 

962. 
Sommerfeld,  v.,  Landrath  in Schina- 

bus  826.  892. 
Sommersohenburgt  Graf  Bemward 

au  515. 
Sommes«  EaidinaL  im  IMchttte 

derbter  Mame,  yielleiefat  Bellisoi 

Carlo  494. 
Sonnenburg,  Stadt,  Bba.FnBkfiirta.On 

Kr.  Ost-Stemberg»  HerraameiatartkuD 

au  473. 
Spanien,  K(hiig  von  539. 

Klostersnfhebang  744. 

— .  Stimmung  gegen  ^e  Jesuit««  636. 
Sparmarkering,  Vikar  zuBlt«ii871. 
Speier,  Stadt  am  Bhein,  Bkeiapfak, 

Fürstbisehof  Ton  6d0. 
Spengler,  Kriegsrath  «u  Hagdabnrg 

853. 
Sperling,  KriegBoath  an  Posen  878. 
Spiegel,  Ferdinand  August  Hari»  Jo- 
seph Anton,  Friir.  y.,  zum  Dieaanbeig  ^j, 

Domdeohant  au  ICünster  210.  542.  543. 

643.   715.  721.  773.  843.  956.  959.  MO. 
-«*—  Frhr.  v.,  DomlLantor  zu  Padarbom 

934. 
Spoenla,  AugustiBa,  Mater  ansa  Ttu* 

wilUgm  Armen  in  Halberstadt  70». 
Spoeth,  Pfarrer  220l 
Spremowitz,  Goardiaa  in  Zirke  466w 
Sprenke,  Hofltaplaa  an  WÜrzbon  ei9. 
Sprickmann,  Begiemngsrath  zu  jiiii- 

ater  655. 
Springborn,  Dorf  in  Oatpreasaeo«  Bka. 

^((nigsbarg,  Kr.  Beilsberg,  Kiestor  116. 

546. 
Btaatsrath  942,  am  S<Alnsse. 
Stadion,  Gtitd,  Domkapitnlar  an  Maina, 

fai  Bei^mburg  643.  715.  723« 
Stawiszyn,  Stadt  in  Polen,  Kr.  B:attseh 

898. 
Stein,   Frhi.  Tom^   Heiiunsh  Friedrkh 

Karl»  Ober<Pittsideat  der  Kaanneim  aa 

Kleve,   Hamm  und  Mindess   4«n  sa 

Mttnstw,  1805  &taata»Mwkter  104. 466. 

&  677.  72L  186.  9U.  i79«  986. 
Stofn  Si  a.  Aitenste». 
Sieinbart»  Feldprediger  in Poa«a 4T1. 
Steinbrttek,  Amt.  an  der  Fuha«!  lU». 

Hildesbeim,  Kr.  liarieabaiB  6Ml 
Stelter,  Thaddaen%  I^iter  an  Bleaaa 

175. 


■  ■>        •  n 


I)  S#  schieibt  er  sich  seibit»  nieht: 
»beaeabfrg«. 


Sonler  -^  Ssokliska. 
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Sternberg,  v.,  Kftnoaikiu  771. 

Stettin,  &»tholiBche  Gemeinde  4. 

KAtbolische  Geistliche,  b.  a.  Wege- 
rich» Heinevetter  184.188. 373.364.  609. 
781.  788.  796. 

KathoÜBcher  Gamisonprediger  828. 

MarieoAtift  781. 


S  t eaerw al d ,  Amt  bei  Hildesheim  824. 

Stiftsstellen,  Belohnung  kriegerischer 
Verdienste  880. 

Stoeken,  St<kd»n,  Dorf  a.  d.  Leine, 
Landkreis  Hannover  800. 

Stockhausen^  v.,  37.  infanterie-Begi- 
ment  345.  347. 

Stockkaempen.  bei  Htfrste  1^  West- 
falen, Bba.  Minden,  Kr»  Halle  in  West- 
falen, katholische  Gemebde  109. 

SidTer-" Böcke,  KirobeBbedieate,Ton 
stoyen  s  bähen  (die  Kohlen  im  Weih- 
ranchbecken)  nnd  rek  »  Baneh  800, 
8«  326,  331. 

Stokowski,  Bischöflicher  Kommissar 
in  Preuafeiseh-Sohleirien  926; 

Stolberg-Stolberg,  Graf  ^n,  Fried- 
rioh  Leopeldi  in  Mttneter  791. 

Stolgebtthren  785. 

-Y^oidaang  328. 

Stolsenberg,  Stadtkreis  Dawig,  Se- 
laiMr  637.  924»        .   , 

Stoppenberg,  Dorf,  Ebs.  Üttsseldorf, 
Kr.  Essen,  FrftuleinBtift  577.  579.  582. 
H7< 

Straehwitti  ▼.,  Kmgsrath  «i  Posen, 
6.  262.  517.  878. 

Weihbischof  vo»  Breslau  828. 

Strahl,  Philipp  Daniel,  ia  Erfurt  607. 

Striegan,  Stadt  in  Schlesien,  Bbz. 
Breafa»«  §70. 

Stromberg,  Amt,  Bbz.  Münster,  Kr. 
Beckum  &74. 

Stropieszyn,  Dorf  in  Polen,  Kr.  Ka- 
iieeb  898« 

StTvensee,  w*4  Kall  Aigust,  Staats- 
Mtaisteri  Chet  dee  Aeeise-  und  ZoU- 
Departemenis  des  Gcseraldirektoriums, 
ancb  Chef  der  Seehaadlung,  f  1804 
Oktober  17:  41.  $6.  506.  745.  755. 

S  t  rvk o  w ,  Stadt  im  GonyemementWar- 
tfohan  400« 

StTzstkowo,  Dorf  in  Posen,  Kr. 
Wresdien  144. 

Stadtfiaaaa.  Stadt  ia  Polen,  Gouver- 
aemeat  Bmom,  Pldlippiner-Sk>nvent 

37. 

StBtterheis,  ▼.,  Fttsilierbataillon  in 

Beilsberg  782. 
S  nbsidium  charitativum,  SteaerinSfld- 

prenasen  278. 
Südpreussen,  Varwahting  ron,  s.  a. 

Hoym,  Voss  13.  205. 
Bidpreassisebea  Departement,  s.  a. 

Hoym,  VosO  1.  2.  6u  8.  24.  32.  33.  37. 

49.  53.  69.  71.  103.  111.  112.  118.  121. 

131.    151.  156.  U5«  21&  210.  263.  267. 


284. 
419. 
459. 
534. 
700. 


303. 
422. 
465. 
580. 
714. 


321. 
428. 
4^1. 
603. 
722. 


341. 
436. 
483. 
610. 
749. 


361. 

438. 
491. 
676. 
750. 


379. 
440. 
507. 
679. 
752. 


381. 
453. 
517. 
689. 
757. 


417; 
455. 
524. 
698. 
759. 


765.  778.  783.  802.  816  (Bessortverhält- 

niss).  820.  849.  856.  867.  878.  884.  888. 

915.  933.  949. 
Südprenssische  Krien-  nnd  Domä- 

pen-KaiPjaern,  s.a.  Kallsch,  Pelrikan, 

Posen,  Warschau  47.  111.  223.  .284.  322. 

358.  490.  580.  610.  698.  700.  759.  856. 
Be^erungen,  s.  a.  Posea,  Wanchan 

223.  076. 
Anstotfangsgebtthren  für  Geistliehe 

888. 

Bambenig»  BrUder  924. 

Bettelmönche  272. 

Bischöfe  17.  18.  20.  21.  332.  930. 

Dekane  ÖIO. 

Ehesoheidiiagen  700. 

Feiertage  100.  131.  176.  749.  768. 

Bildung  der  Geistlichen  242.  261. 

Geistliche  Gerich tsb^keit  611. 

Geistliche.  Steaera  278.  323. 

Niedere  GeisÜiobkeit  323. 

Kirchen-  und  Schulfoads  1.  33.  82. 

113.  218.  782. 

KlOstereiiöiehaDg  227.  230. 

Klostemovizea  098. 

Parochialabgaben  616.  618. 

Patroaatsrecbt  7.  947. 

Besetaang  von  Pfairst^lea  69. 

Bömische  Kostea  672. 

Sehankrecbt  der  P£ikrrer  850.  856. 

-  StolgebUkren-Verordnnng  328. 

Zehnten  695. 

S  tt  1  te,  aar,  St  Barth^saei,  Kloster  bei 

Hildesheim  513. 
Snidas,  Johann,  in  Posefi  640. 
Salejewo,   AMel,   Bbz.  Posen,    Kr. 

Sehrimm  852. 
S  n  1  e  j  o  w ,  Cisterzienser-Kloster  imPolen , 

a.  d.  Piiioa,  bei  Sieradz  105. 120i  132. 
Salkowska,  ▼.,  Nonne  znOwiBsk490. 
Suprasl,  Dorf  in  Polen,  Gouvernement 

GrodniQ,  aordöstlioh  von  Bi^drstok,  Bis- 

thum,  Bischof  von,  s.  a.  Wislocki  47. 

48.  63.  92.  153.  168.  160.  209.  222.  295. 

672.  687.  831.  869.  897.  905. 

Olfieial  897. 

Su:walkea,  Sawalki,  Stsdt  ka  gleich- 
namigen Goitverflemefit  ia  Buislseh- 

Polen  187. 
Swierkoczin^  jetzt  Tannenrode^  Dorf 

Bbz.  Marienwerder,  ELr.  Graadana  900. 
Szamoeki,  t.,  Antoa  948. 
Szcaytniki,  Dorf  inPetoen^Kr.Gnesfln, 

Pfarrsprengel  MarzOnin  43.  73. 
Saeinert,*  Abt  au  SaAii»  285. 
Szembek,  Graf  v.,  Onupkrina,  Biseböf 

▼OQ  Pl6ekys.ii.Plotilc27. 47.91.Fiirsteii- 

titel  140.  102.  266.  285.  590.  712. 
Szoldrska,  v.,  Familie  2M, 
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Orts-,  Personen-  nnd  Saeh-Regfister  sn  Band  Ym  und  IX. 


Szrimm  s.  Sohrimm. 
Ssweykowski,  v.,  Geistlicher  Richter 
in  Ostrolenka,  Weihbiscbof  257.  26«. 

T. 

Taabe,  Tabe,  Jan  Oeerd,  Erepriester 
%n  Lingen  66.  143.  277. 

Talleyrand-Perigord,  Fttrst  y.,  Char- 
les M anrice,  franz(}8i8cher  Minister  des 
AoswSrtigen  351.  457. 

Tannenberg,  Dorf,  Bbs.  Königsberg, 
Kr.  Osterode,  Kathol.  Kapelle  10. 

Tannsee,  Dorf  in  Westprenssen,  Bbz. 
Danais,  Kr.  Marienburg,  Kirohenbaa 
nnd  Slmultaneum  36. 

T  a  z  1  e  r ,  Polizeikommissar  nnd  Qoartier- 
meister  in  Posen  361. 

Tecklenborg,  Jos.,  Propst  in  Münster 
791. 

Teoklenbttrg-Lingensche  Regierung 
zu  Lingen  26.  66.  143.  167.  277.  621. 

Tegethoff,  Qeistlicher  Rath  zu  Hil- 
desheim 675. 

Tempeiburg,  Stadt  in  Pommern,  Rbz. 
KOslin,  Kr.  Neustettin,  Kirchenwesen 
174.  537.  781. 

Tenback,  Pastor  zu  Elton  871. 

Tennagel,  y.,  in  Münster  871. 

Tepper,  Bankier  839. 

Ter  werde,  Rentmeister  zu  Elton  871. 

Te sehen,  Teschin,  Herzog  yon  926. 

Teschener  Frieden  1779:  681. 

Tettau,  y.,  Regierungsrath  zu  Marien- 
werder 75.  89.  101.  185.  256.  285.  504. 

Teyenar,  y.,  Regierungsrath  zu  Marien- 
werder 75.  89.  193.  504. 

y.,  Regfeningsrath  zu  Magdeburg 


716. 

Thoni,  Geistlioher  in  Pfalzbayem  619. 

Thorn,  Stadt  a.  d.  Weichsel,  Rbz.  Marien- 
werder, Neuostpreussische  Regierung 
zu  346. 

Benediktinerinnen-Kloster  235. 

Thorwesten,  Kassenrendant  zu  Pader- 
born 934. 

Thuine,  Thunen,  Dorf,  Kr. Lingen,  Amt 
Froren  386. 

Thulemeier,  y.,  Friedrich  Wilhelm, 
Geheimer  Staats-  und  Justiz-Minister, 
Chef  des  Reformirten  Geistlichen  De- 
partements 10.  26.  39.  41.  50.  104.  113. 
127. 435. 469.  658.  756. 862.  872. 887.889. 

T  h  u  m ,  Tum,  Ortschaft  a.  d.  Bsura,  Polen, 
.  Östlich  yon  Lenczyc  24. 

Thunen  s.  Thuine. 

Thurau,  Dorf  in  Ostpreussen,  Rbz. 
Königsberg,  Kr.  Neidenburg,  katho- 
lische Kirche  537. 

Tiefenau,  Dorf,  Kr.  Marienwerder  841. 

Tilse  s.  Tilsit. 

Tilsit,  Tilse,  Stadt  a.  d.  Memel,  Ost^ 
preiissen,  Rbz.  Gumbinnen,  Parochial- 
abgaben  705. 


Tilsit,  Frieden  zu  976. 

Timroth,  Timmroth,  y.,  Kriegs-  nnd 

Steuerrath  in  Posen  361. 
Tolkmit,  y;^  Kriegsrath  in  Posen  517. 
Toskana,  Grosshenogthum  728. 
Trachenber^,  Stadt  in  Schlesien,  Rbz. 

Breslau,  Kr.  MiUtsoh,  Regierui^  zu  518. 
Trappisten,    Aufnahme  in  PreoBsen 

35.  235. 

in  Paderborn  487.  554. 

Trautmannsdorf,  Griifin  y.,  Mariaoe 

659. 
Treskow,  y.,  Kanonikus  490. 
Trier,  Kurfürst  yon  690. 

Stadt  a.  d.  Mosel,  Domkapitel  723. 

Trojanowo,  Dorf  in  Posen,  &r.  Obor- 

nik  379.  453. 
Trompczynski,  y.,  Prior  in  Warschau 

833. 
Trompski  s.  Tromski 
Tromski,  Trompski,  Bürger  in  Posen 

354. 
Troni,  Graf  y.,  PXpstllcher  Agent  682. 

691.  762.  764. 

Tronti,  wohl  yerschrieben  für  Troni, 

s.  a.  d.  772. 
Troppau  und  Ratibor,  Hefiog  Joluum 

yon  926. 
Troschel,  Kammerdirektor  zu  Bialy- 

stok  180,  Anm.  187.  209.  297. 
Trzcinska,  Franciska  y.  63. 
Turczinowicz,  y.»  Gutsbesitier  291. 
Turin,  Prenssischer  Geschiftstriger  sn 

905. 
T  u  r  B  k  i ,  Felix  Paulus,  Fflrstbisehof  Ton 

Krakau  926. 
Tusch,  Bürger  in  Posen  363. 
Tyrus,  Erzbisthum  i.  p.  i.  in  Syrien  918. 

ü. 

ü  h  d  e  n ,  Wilhelm,  Preussischer  Resident 
in  Rom,  dann  Geheimer  Kriegsratfa 
beim  Neuostpreussiscken  Departement 
3.  14.  16.  29.  30.  31.  40.  42.  45.  47. 
48.  55.  63.  84.  92.  95.  161.  168.  196. 
221.  232.  234  (Audienz  beim  Papste). 
243.  247.  248.  258.  268.  281.  285.  303 
(Yorschussfonds).  310.  311.  320.  326. 
337.  338.  339.  340.  346.  348.  367.  371 
(Gehaltsyerbesserung).  408.  412.  421. 
425,  Anm.  2  (Abberufung).  429,  Anm.  2. 
431.  433.  437.  439.   460.  484.  492.  499. 

692.  738.  896.  897.  905.  921. 

U  h  r  ent  ro  p ,  ührentrup,  Gut  in  der  Graf- 
schaft Rayensberg,  Rbz.  Minden,  Kr. 
Bielefeld  561. 

Ullin,  Ulin,  Bürger  in  Posen  361.  363. 

Unna,  Stadt,  Rbz.  Arnsberg,  Kr.  Hamm 
964. 

üntergleichen,  Grafschaft  in  Thürin- 
gen, zwischen  Erfurt  und  Rudolstadt 
553. 

Urbaa  VIU.,  Papst  616. 


Sgrimm  —  Warsehau* 
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Ur domin,  Städtchen  in  Polen,  Gou- 
yernement  Snwalkii  Er.  Kalwarja  291. 

Urs  in  US,  Begierunga-Direktor  in  Gel- 
dern 79. 

Uslar,  Stadt,  Bbz.  Hildesheim,  A.  G. 
Goettingen  800,  S.  322,  325. 

Utrecht,  Stadt  am  Rhein,  Niederlande, 
Bischof  von  147. 

V. 

Vangerow,  y.,  Präsident  der  Begie- 
rang  zu  Magdeburg  123.  719. 

Yelde,  van,  de  Melroy,  Jobannes  B. 
Bobert,  Bischof  von  Boremonde  282. 
402. 

Yelletri,  Stadt  in  Italien,  sUdOstlich 
yon  Born  974. 

y  e  1 1  h  e  i  m ,  Dorf  a.  d.  Weser,  Bbz.  Min- 
den, A.  G.  Vlotho  800,  S.  325. 

Venedig,  Bepublik  539. 

Yerbno  s.  Bydzynski. 

y  erspoel,  Nonnenkonvent  in  der  Stadt 
Münster  627. 

y  i  e  r  ec  k,  Dorf  in  Pommern,  Bbz.  Stettin, 
Kr.  Uckermünde  201.  710. 

Vincke,  Frhr.  y.,  FriedHch  Wilhelm 
Ludwig  Philipp,  Kammerpräsident  zu 
Münster  721,  am  Schlosse,  Anm.  1. 
860.  882.  961. 

Yinnenberg,  Ylnneberg,  am  Bevor, 
Bbz.  Münster,  Amt  Sassenberg,  Bene- 
diktiner-Nonnen-Kloster 571. 

yiotho,  Sudt,  Bbz.  Minden,  Kr.  Her- 
ford, katholische  Gemeinde  109. 

yoelker,  Woelke,  Stanislaus,  Kam^- 
dulenser-Provinzial  603. 

Vogt,  Begierungsrath  zu  Stettin  9.  23. 
116.  174. 

y  oigtel,  Kriegsrath  zu  Magdeburg  853. 

yoss,  y.,  Otto  Karl  Friedrich,  Staats- 
Minister,  Chef  des  Südpreussischen, 
Karmärkischen,  Neumärkischen  und 
Pommerschen  Departements  des  Gene- 
raldirektoriums 13.  24.  32.  33.  35.  37. 
44.  47.  49.  53.  58.  61.  62.  69.  71.  72. 
78.  81.  82.  85.  86.  90.  93.  96.  105.  107. 
111.  112.  113.  119.  120.  121.  122.  124. 
126.  128.  134.  144.  151.  152.  153.  154. 
157.  160.  164.  175.  176.  183.  200.  205. 
206.  207.  211.  212.  213.  214.  218,  Anm. 
2.  221.  223.  227.  230.  231.  236.  242. 
246.  255.  259.  261.  264.  267.  269.  272. 
273.  274.  275.  276.  278.  287.  289.  290. 
295.  299.  301.  303.  306.  308.  309.  310.^ 
313.  314.  321.  322.  323.  327.  328.  329. 
336.  338.  340.  341.  343.  345.  347.  349. 
352.  354.  355.  356.  357.  362.  365.  370. 
372.  375.  387.  399.  403.  406.  410.  413. 
415.  418.  420.  423.  426.  428.  432.  433. 
434.  436.  440.  441.  445.  449.  450.  453. 
454.  455.  456.  458.  459.  460.  463.  465. 
466.  467.  469.  477.  483.  490.  491.  496. 
504.  507.  510.  524.   527.  534.  544.  572. 


589.  603.  608.  610.   613.  618.  619.  628. 

640.  648.  661.  665.   673.  676.  677.  679. 

689.  695.  698.  706.  710.  722.  750.  756. 

7'65.  776.  778.  780.   781.  782.  787.  795. 

799.  801.  802.  805.   807.  810.  811.  812. 

813.  814.  81 H.  820.   821.  833.  838.  840. 

847.  849.  850.  852.   855.  856.  864.  873. 

883.  888.  890.  896.   903.  904.  905.  907. 

909.  912.  915.  916.  922.  930.   933.  940. 

948.  949.  957.  963. 
yoss,  y.,  Ernst  Ludwig,  Generalmajor 

468. 
y..  Geheimer  Ober-Finanzrath,  Mit- 
glied der  Hauptorganisationskommis- 

sion  624.  627.  800.  911. 


Wagrow,  Yorwerk  in  Posen,  südlich 
von  Pudewitz  864. 

Wahrendorf  s.  Warendorf. 

Wahlstadt,  Wahlstatt,  Dorf  in  Schle- 
sien, Landkreis  Liegn^itz,  Kloster  746. 

Waiburgis,  Gräfin  587. 

Wal  da,  Welda,  Dorf,  Bbz.  Minden,  Kr. 
Warburg,  Trappisten  487. 

Waidenburg,  Graf  v.,  LnU^erus  561. 

Wallensen,  Flecken  a.  d.  Saale,  linker 
Nebenfluss  der  Leine,  Kr.  Hameln, 
28  klm.  südwestlich  von  Hildesheim 
800,  S.  320. 

Wallorum,  Begister,  zu  St  Moritz  bei 
Hildesheim,  von  »Wallac,  i.  e.  Werder 
oder  Grasgärten,  vor  und  in  der  Stadt 
Hiidesheim  824,  S.  365. 

Walshausen,  Wallshausen,  Ortschaft, 
6  klm.  südöstlich  von  Hildesheim  800, 
S.  320. 

Waltershausen,  Graf  v.,  Bernhard 
515. 

Warburg,  Stadt a.  d.  Diemel,  Bbz.  Min- 
den, Dominikanerkloster  560. 

Warendorf,  Wahrendorf,  Stadt,  Bbz. 
Münster,  Franziskanerkloster  560.  565. 

Begierungsrath  zu  Lingen  66.  143. 

Warka,  Stadt  a.  d.  Pilika,  Gouverne- 
ment Warschan,  Franziskaner-Kloster 
362. 

War s  c h a n ,  Stadt  a.  d.  Weichsel,  Kriegs- 
und Domänen-Kammer  2.  8.  24.  33.  37. 
69.  71.  121.  122.  131.  212.  381.  422. 
434.  436.  438.  440.  450.  460.  471.  524. 
698.  714.  778.  782.  800.  833.  838.  840. 
847.  884.  888.  890.  903.  912.  916. 

Begierung  326.  898. 

Konsistonum  326.  782. 

Bisthum,  Bischof  von,  s.  a.  Mias- 

kowski  47.  63.  92.    112.  118.  153.  273. 

275.  287.  290.  295.  301.  308.  310.  322. 

628.  634.  661.   673.  751.  778.  782.  801. 

807.  808.  810.  811.  812.  814.  838.  840. 

869.  903.  905.  907.  914.  916.  922.  923. 
930.  957. 

Officialat  714.  812. 


664 


OrtB%  PerBonen-  and  Baoh-Begisfer  ra  Band  VIII  und  IX. 


Warsehan,  Domkapitel  105.   107.  118. 

132.  787.  814. 

Domatift  778. 

Appellationsrichter  967. 

Archir  der  päpstliehen  Nuntlatar 

173. 


Barmhersige  Brüder  541. 

BisohOfliches  Palais  805.  807.  812. 

847.  855. 

FranziBkaner-KloBter  $62. 

—i —  Gj!TDnaBiam  963. 

Kanneliterkloster  345.  422.  438.  450. 

PanÜQerkloflter  833. 

PrlmatlalpalaiB  782. 

Verkehr    mit  Hom   während    des 

Krieges  966.  969.  972. 
Warschauer  Vergleich  1773:  781. 
Wartenbarg,   Stadt   in   Ostpreussen, 

RbB.KönfgBDerg,  Kr.  Alienstein,  Kloster 

110.  546. 
Wartensleben,   Graf  v.,    Alexander, 

Generalmajor  468. 
Wassenberg,  Stadt,  Rbs.  Aachen  857. 
WasserschlebeQ,    WaBoheraleben, 

Forstrath  bu  Bialystok  257. 
Wedigenstein,  Gnt,  Kr.  Minden  508. 
Weeze,  Wetz,  Dorf,  Rbc.  Düsseldorf, 

Kr.  Geldern  834.  857. 
We  g  e  r  i  e  h ,  Angastin.  Pater,  Gteistllcher 

in  Stettin ,  dann  Feldprediger  in  Berlin 

98.  99.  116.  125.  150.  154.  173.  174.  662. 

666.  876. 
Wegersleben,  Dorf,  Rbt.  Hagdebnrg, 

Kr.  Oschersleben  707. 
Weg u Clin,  PreusBlscher  Legationsrath 

zn  St  PeterBbnrg  179. 
Wehlaner  Vertrag  1668:  78t. 
Wehnde,    Kirchdon,    sttdttstHch   von 

Dnderstadt,  Rbz.  Erfurt,  Kr.  Worbls 

591. 
Weich 8,  Frhr. T.,  Angnst,  Domdechant 

zu  HildcBheim  526.  728.  800. 
Prhr.  V.,  Franz  Philipp,  Domkapi- 

tular  728. 
Frhr.  T..  Franz,  Domkapitular  zu  Hll- 

deshelm  7)8. 
T.,  Franz,  Domkapitular  zu  Hildes- 

heim  728. 
Weiski  rschdorf,  Dorf  in  Schlesien,  Kr. 

Schweidnits  823. 
Weiss,  Krlegsrath  zu  Bialystok   187. 

257. 
WeisBensee,  Dorf  in  Posen,  Kr.  Mese- 

ritz  799.  942. 
Wellinghofen,  Dorf  in  der  Grafschaft 

Hark.  Kr.  Dortmund  38. 
Welzel,  Rentmeister  zu  Rybnik  575. 
Wenden,  Gross-,  Dorf  in  der  Grafschaft 

HobuBtein«  Rbz.  Ertot,  Kr.  Nordhausen 

117. 
We  n  d  t ,  Frhr.  v.,  Generalvikar  zu  Münster 

662. 
Frhr.  v.,  Dompropst  zu  Hfldesheim 

769.  800.  866. 


Wen  dt,  y.,  ArcfaidiakoBtiB  znfflMeskeiB 
728. 

Wenge,  ▼.,  Familie  zu  HüBBter  210. 

Freiin  v.,  Glementina  672. 

Wengerski^  Graf  ▼.,  Johaanlter-KiBo- 
nikus  385.  390. 

Graf  T.  575. 

Wengierski,  Andreae,  RegeBvolseini 
640. 

Wengrow,  Stadt  in  Polen,  Gouverne- 
ment Sjedlets  264. 

Werden,  Stadt  a.  d.  Rohr,  Rbz.Dteei- 
dorf,  Kr.  Essen,  Abtei  69.  83.  501. 922. 
561.  571.  871. 

Vikarlate  5T6. 

Werder,  Frhr.  v«,  Hans  Ernst  Dietrieh, 
Staats-Minfster,  Ohef  des  Kurmlrki- 
schen  und  Magdeburg -Halberstfdti- 
Bchen  Departements  des  (^eneraldlrek- 
toriums,  i  1800  Juni  22:  198. 

Werki,  Dorf  in  Polen,  bei  WUna,  Do- 
minikanerkloster 291. 

Wermuth,  Rath  der  Reglerang  an  Mil- 
den 109* 

Werne,  Stodt,  Rbz.  Münster,  Kr.  Lü- 
dinghausen, KappzfnerkloBter  560. 

Werner,  Franz,  Yorstoher  der  St  Hed- 
wigflkirche  zu  Berlin  15. 

Wernersdorf,  Dorf  in  WestpreuBsen, 
Rbz.  Danzig,  Kr.  Marienbnrg,  Pfarre 
177.  182.  1*7. 

Wesel,  Stadt  a.  Rhein,  Rbs.  Dfinel- 
dorf,  Kr.  Rees,  Dominikanerkloster 
560. 

Kriegs-  und  DomSnen-Kammer  625. 

WestfftllscheB  Departement  dCB  6e- 
neraldirektoriums ,  s.  a.  Heinitz,  An- 
gern 202.  727.  830.  846.  894.  896.  901. 
960.  961. 

Westphalen,  Graf  y.  690. 

WestpreuaaischeB  Departement  des 
Generaldirektoriums,  a.  a.  Schroetter 
595. 

WcBtpreuBsiBche  Kammern,  b.  a 
Marienwerder  und  Bromberg  366. 

Kriegs-  und  Domtnen-Kammer  zh 

Marienwerder  793.  841.  947. 

Regierung  zu  Marienwerder  47.  S.  71. 

75.  89.  94.  101.  158.  159.  193.  217.  220. 
223.  224.  232,  252.  256.  271.  286.  317. 
358,  504.  592.  717.  793.  841.188«.  924 
947. 

Bettelmönche  272. 

Bischöfe  352. 

Einziehung  von  Pfturen  101.  115. 

130,  192. 

Geislilche  Gerichte  224. 

Geistliche  Gerichtsbarkeit  611. 

Kirchenwesen  193.  226.  251  537. 

Klöster  547. 

Klosteraufhebung  886. 

Patronatsrecht  947. 

Römische  Kosten  2t5. 

Schulanstalten  101.  130. 


Wanchan  —  Xanten. 
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Westpreussische  Regierang;  Ein- 
ziehung von  Pfarren  für  den  Scnnlfonds 
177.  182.  192.  197.  886. 

Simnltaneum  206. 

Wettrup,  Dorf  bei  Lengerich,  Kr.  Lin- 
gen  887.  889. 

Weil  B.  Weeze. 

Wewelsburg,  Dorf,  Rbz.  Minden,  Kr. 
Büren  538. 

Wicht,  V.,  Regiemngsrathzn  Aarich  127. 

Wick,  V.,  Bath  der  Regierung  za  Min- 
den 109. 

Widekind,  Rath  der  Regierung  zu 
Minden  109. 

Wieckewitz,  Propst  717. 

Wi  edel  ah,  Dorf  a.  d.  Oker,  Rbz.  Hil- 
desheim, Kr.  Liebenburg  800. 

Wiefermann,  Kapellan  zu  Lengerich 
621. 

Wiegand  s.  Wigand. 

W  i  e  g  0 1  o  B ,  Wiegolas ,  Dorf  in  Polen, 
bei  Pultusk  266,  Anm. 

Wielnn,  Stadt  in  Polen,  bei  Kaiisch 
795. 

Wienenbrujßge,  Vikarie  zu  Elten  871. 

Wiener  Hof  s.  Oesterreich. 

Wierzbinska,  v.,  Nonne,  dann  Aeb- 
tissin  zu  Owinsk  490.  510. 

Wierzbinski,  v.,  Onuphrius,  Abt  zu 
Biesen  126.  165.  204.  213.  255.  259.  490. 

Wigand,  Wiegand,  Regierungsrath  zn 
Stettin  9.  23.  116.  174.  788. 

Wigry,  Dorf  in  Polen,  Gouvernement 
Augustowo,  südöstlich  von  Suwalki, 
Bisthum,  Bischof  von,  s.  a.  Karpowicz 
47.   48.  63.  87.   88.   92.   168.  169.  194. 

208.  209.  222.  239.  245.  254.  288.  295. 
297.  308.  475.  585.  611.  665.  673.  692. 
738.  748.   831.  859.  869.  905. 

Diözese,  Römische  Kosten  257. 

Seminar  738. 

Kamaldulenser  239. 

W  i  1  c  k  e  n  s ,  Geheimer  Kriegsrath,  dann 
Geheimer  Oberfinanzrath  in  der  Ge- 
neral-KontroUe ,  Mitglied  der  Haupt- 
Organisations- Kommission  der  Ent- 
schSdigungslande  468.  481.  624.  627. 

Kriegsrath  und  Kammer-Fiskal  in 

Magdeburg  646. 

Wilozyn,  Dorf,  Rbz.  Posen,  Kr.  Samter 
780. 

Wilhelm, Bischof  von  Paderborn  (1405) : 
934. 

Willebadessen,  Dorf,  Rbz.  Minden, 
Kr.  Warbarg,  Nonnenkloster  786. 

Wilna,  Gouvemementsstadt  in  Polen, 
Bisthum,  Diözese  32.   187.  190.  194. 

209.  909. 

Universität  77.  721. 

Winckhoff,  Vorsteher  der  St. Hedwigs- 
kirche zu  Berlin  15. 

Winter,  Florian,  Dekan  in  Reinerz, 
Dechant  der  Grafschaft  Glatz  148.  233. 
443.  447. 


Winter feldt,    Geh.  Ober-Finanzrath 
911. 

Wisiocki,  Theodosius,  Bischof  v.  Su- 
prasl,  B.  a.  Suprasl  168.  169.  209.  215. 

687  (f). 

Wissel,   Dorf,   Rbz.   Düsseldorf,  Kr. 

Kleve,  Kapitel  625.  830.  834.  857.  910. 
Witte,  Kriegsrath  zu  Posen  6.  262.  517. 

878. 
Wölki,  Domherr  zu  Frauenburg  532. 
W  ö  11  n  e  r ,  v.,  Johann  Christof,  Geheimer 

Staats-  und  Justiz-Minister,  Chef  des 

Geistlichen    Departements,     +    1800 

September  10:  10.  15.  25.  218.  641. 
Woitsdorf,  Ober-,  Nieder-,  Dörfer  in 

Schlesien,  Rbz.  Breslau,  Kr.  Oels  823. 
Wolbors,  Städtchen  in  Polen,  Woy- 

wodschaft  Sieradz  898. 
Wolff,  Karmeliter-Provinzial  422. 
Wolft-Metternich,    Reichsgraf  v., 

Maximilian  Werner  672. 
Wolfframsdorff,  v.,    Kriegsrath  zu 

Münster  961. 
Wolfius,   Johann,   Rektor  zu   Essen 

576. 
Wolfsdorf,  Dorf  in  Schlesien,   Rbz. 

Liegnitz,  Kr.  Sagan  250. 
Wolicki,  V.,  Kanonikus  zu  Posen  327. 

765. 
Domherr,  dann  Dompropst  zu  Gne- 

sen  821.  888. 
Wolowicz,  V.,  Domherr  zu  Warschau 

967. 
Wonsoffz,   Stadt  in  Polen,  Gouverne- 
ment Suwalki,  Pfarre  257. 
Wormditt,  Stadt  in  Ostprenssen,  Rbz. 

Königsberg,  Kr.  Braunsberg,  Kloster 

110.  546. 
Worowioz,  Domherr  zu  Gnesen  957. 
Wostrowsky,  v.,   Nepomuoenus,  Ka- 
nonikus, Assessor  beim  General- Vika- 

riatamte  zu  Breslau  837. 
Wraciawek  s.  Inowraolaw. 
Wrede,  v.,  Dompropst  zu  Münster  210. 

Domherr  zu  Hildesheim  800. 

Wroclawek  s.  Inowraclaw. 
Württemberg,  Herzog  von  566. 

Kur-,  Kurfürst  von  690.  848. 

Würz  bürg,   Stadt  a.  Main,   Bisthum, 

Bischof  von  315.  728.  843.  934. 

Juristenfakultät  792. 

Universität  721. 

Wurm,    Geheimer   Regierungsrath  zu 

Emmerich,  dann  zu  Münster  38.  147. 

655. 
Wylkxycki,  Joseph  v.  285. 


Xanten,  Stadt,   Rbz.  Düsseldorf,  Kr. 
Moers,  Kapitel  830.  857.  861.  910. 
Karthäuser-Konvent,  Kloster  711. 


857. 


Offizial  147. 


666 


OrtB-,  Personen-  und  Sach-Begister  zu  Band  VIII  und  IX. 


\ 


Z. 

Zabieto,  Graf  v.,  Heinrich  966.  972. 

Zaborowfiki,  Kirchenkneoht  zn  Neu- 
mark  in  WestprensBen  89. 

Zachariaszewski,  Zaoharyaazewisz, 
Zachariaszewiez ,  r.^  Infniat,  Official 
zn  Lowicz  867.  873.  884.  890. 

Zakroczyn,  Stadt  a.  d. Weichaeli  nord- 
westlieh  von  Warschau  908. 

Zakrzewo,  Dorf  in  Polen,  Er.  Nieszawa, 
15  klm.  Ton  Alexandrowo,  Karmeliter- 
kloster 345. 

Zallinger,  Pater  766.  767. 

Zantbier,  v.,  Oberforstmeister  bei  der 
Kriegs-  und  Domänen-Kammer  zn  War- 
schau 438.  884. 

Zarnowiecki,  v.,  Stanislaus,  Weih- 
bischof zu  Posen  534.  613.  628. 

Domherr  zu  Posen  849. 

Zastrow,  v.,  Friedrich  Wilhelm  Chri- 
stian, Generalmajor  und  Chef  des  39.  In- 
fanterie-Regiments zu  Posen,  1806  De- 


cember  Geheimer  Staats-  and  Oabiseta- 

Minister  334.  345.  347.  349.  3ft4.  355. 

356.  360.  361.  370.  372.  451.  454.  608. 

640.  648.  677.  679.  968,  Anm.  1.  970. 
Zdunj,  Stadt  in  Posen,  Kt.  Krotosdiin 

345. 
Zegelin,  ▼.,  Obristin  531.  535. 
Zehnten,  Decem,  Saokzehnt  und Qdd- 

zehnt,  s.  a.  Pfarrzwanff,  in  SOdprenssea 

71.    Naturair  und  G^dsehnt  660.  695. 

Garben-  und  Geldzehnt  778.    Sack- 
zehnt 477. 
Zeppenfeld,  Kanonikus  lu Hildesheim 

825. 

Domicellar  zn  Hildesheim  824. 879. 

Zirke,  Girke,  Stadt  a.  d.  Warthe,  Rbs. 

Posen,  Kr.  Birnbaum,  Bemhardiner- 

kloster  465. 
Zirkel,  y.,   Gregor, .  Weihbischof  von 

Würzburg  619. 
zollner,  Ober-Konsistorialrath  516. 
Zutphen,  Stedt,  Gelderland  871. 
Graf  V.,  Wichmann  871. 


Druck  TOB  Rreitkopf  A  Hlrt«l  in  Leiptii^. 
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